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Mährens und Schlesiens. 

Zs. Sav. RG. = Zeitschrift der Savigny- 
Stiftung für Rechtsgeschichte, 

Zs. Schlesw.-Holst. = Zeitschrift der Gesell. 
schaft für Schleswig-Holsteinische Ge- 
schichte, 





Dies ist das erste Heft der ‚Historischen Zeitschrift‘‘, welches 
in dem neuen Großdeutschen Reich erscheint. 

Mit atemraubender Schnelligkeit haben sich die Ereignisse 
der letzten Wochen vollzogen: so rasch und überwältigend, daß 
die Besinnung der Umwälzung kaum zu folgen vermochte. Es 
handelt sich ja nicht nur darum, daß sechseinhalb Millionen 
Deutsche, herrliche Kernländer unseres Volkstums ohne Schwert- 
streich, wie in einem Frühlingssturm weniger Tage, heimgekehrt 
sind in ein gemeinsames Deutsches Reich; nicht nur darum, 
daß eine der letzten und zugleich der grausamsten und listig- 
sten Fesseln der Pariser Vorortdiktate, die unsere Zukunft 
lähmen sollten, endgültig zersprengt ist. Mit dem Anschluß 
Deutsch-Österreichs ist eine der bittersten Wunden unsrer Ver- 
gangenheit geheilt, ist das letzte schwere Vermächtnis der halb- 
tausendjährigen einzelstaatlichen Zersplitterung unsres Volkes 
abgeschlossen. Ein Österreicher an der Spitze des Deutschen 
Reiches meldet vor der Geschichte an, daß er seine engere 
Heimat wieder in den deutschen Gesamtstaat eingefügt und 
diesen dadurch ausgebaut hat zu einem Großdeutschen Reich. 
Derselbe Mann, der vor fünf Jahren über dem Grab Friedrichs 
des Großen das hohe preußische Erbe unsrer Geschichte über- 
nahm, führt diesem Reich nun auch die vollen Kräfte und die 
größten Überlieferungen und Aufgaben des deutschen Öster- 
reichs wieder zu, wie er neben ihnen auch die Kraft, die Über- 
lieferungen und die Aufgaben aller andern deutschen Gaue 
wieder zurückgeleitet hat in das eine große gemeinsame Bett. 
Zum erstenmal in der Geschichte, nach über tausendjährigem 
Ringen, wird wenigstens die einheitliche Kernmasse des deut- 
schen Volkes im Herzen Europas zusammengefaßt in einem 
einzigen, rein in sich geschlossenen, völkischen deutschen Staat. 

Mit diesem Ausbau hat der nationalsozialistische Staat, 
durch seine eigene unerhörte Kraftzusammenballung, nach fünf 
Jahren einen Höhepunkt der staatlichen Entwicklung unsres 
Volkes erreicht. Das schönste politische Traumbild unsrer Ju- 
gend steht als Wirklichkeit vor unsern Augen und gibt Krieg 
und Zusammenbruch, gibt allem, was wir seit zwanzig Jahren 
erlebt haben, einen völlig neuen Sinn. Stellen wir uns nur 
einen Augenblick vor, beim Untergang der Hohenstaufen oder 
beim Ende des Dreißigjährigen Krieges oder nach dem Zu- 
sammenbruch unseres ersten deutschen Reiches 1806 wäre ein 
einfacher deutscher Mann aus dem Volke aufgestanden, ohne 
irgendeine Macht hinter sich, um diesen Katastrophen die 
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Stirne zu bieten: und fünfzehn Jahre später wäre dieser Mann 
wirklich der Führer des deutschen Volkes gewesen, wenige 
Jahre darauf der Erneuerer und Vollender des deutschen Staates. 
Das ist es, was unser Geschlecht seit dem Kriegsende tatsäch- 
lich erlebt hat — es wird manchen späteren Geschlechtern 
vielleicht wie eine Sage oder eine Dichtung erscheinen. 

Es ist der fanatische Glaube und die magische Willens- 
kraft eines Mannes, welche das ganze deutsche Volk heute 
hinüberführen aus einem alten in einen neuen Zustand seines 
Lebens. Wir Älteren kennen die müden Schatten der Abend- 
dämmrung, die sich in den Jahren vor dem Weltkrieg manch- 
mal auch bereits über unser Volk zu senken schienen und die 
1918 drohten, sich in Nacht und Untergang zu verwandeln. 
Aber es war nur der Abend eines zur Rüste gehenden Zeit- 
alters und seiner führenden Schichten, der uns umgab. Unter 
diesen, halbverborgen und seiner noch nicht bewußt, lebte und 
wuchs unser Volk selbst in ungebrochener Kraft. Aus seiner 
Tiefe ist der Führer selber aufgestiegen und hat es wieder auf- 
gerufen zu einem neuen Morgen: aber nicht nur eine Klasse 
in ihm, so wenig wie eine einzelne Landschaft oder einen ein- 
zelnen Stand, nein, alles, was in seinem ganzen Umkreis lebens- 
kräftig und lebensfähig ist, alle Urkräfte des Blutes und alles 
noch fortzeugende Leben der Geschichte. Jeden Deutschen, 
wo immer er wirkt, erfüllt heute das frohe Bewußtsein, mitten 
im Lager zu stehn eines kämpfenden und aufsteigenden Volkes. 

So tritt dies deutsche Volk, das so lange auf seinem Weg 
schwankte und sich mehr als einmal zu verlieren schien, jetzt 
dennoch mit der jüngsten und gesammeltesten Stoßkraft ein 
unter die großen geschlossenen Nationen Europas. Und wir 
glauben und hoffen, daß sein endlicher Zusammenschluß zu- 
gleich der Beginn der Gesundung unsres Erdteils sein wird, 
das erste Stück seines neuen und besseren Aufbaus. 


München, am 10. April 1938. 
Karl Alexander von Müller. 
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Inhalt: Einleitung 3. A. Fränkische Zeit 5. B. Hochmittelalter: Landes- 
hoheit in Deutschland und Frankreich 8. Leihezwang 14. Ursprung 
der englischen Ritterlehen 15. Eid von Salisbury 17. Fidelitas und 
homagium. Benefizien ohne Vasallität, unbelehnte Vasallen 19. Lehns- 
urkunden 23. Kammerlehen 23. Homo ligius 27, 38. Die Untervasal- 
len in Frankreich 31. Pflichtenkonflikt der Doppel- und Untervasal- 
len 39. Französische Heeresverfassung 44. Deutsche Lehnsteuern 48. 
Lehnware in Deutschland 49. 


ÜBER der deutschen verfassungsgeschichtlichen Forschung der 
letzten Jahrzehnte steht der Name Georg von Belows. Was ihm 
hauptsächlich am Herzen lag, war der staatliche, der öffent- 
lich-rechtliche Charakter unserer mittelalterlichen Verfassung. 
Ihn suchte er vor allem zu erweisen. Kein Zweifel, daß ihm das 
im formal-juristischen Sinne gelungen ist. Kein Zweifel aber 
auch, daß das eigentliche Wesen des mittelalterlichen Staates 
dabei zu kurz kam. Wer diesen allein nach seinen Schriften stu- 
dierte, erhielte ein einseitiges und schiefes Bild, wenn ein Bild 
überhaupt. Am schädlichsten wirkte sich die Richtung, in welche 
Below die Forschung gelenkt hat, auf dem engeren Felde des 
Feudalismus aus. Ein langes Leben hindurch stritt er mit nimmer- 
müder Feder wider die Irrlehre, der deutsche Staat des Mittel- 
alters sei ein Patrimonialstaat oder ein Lehnsstaat gewesen. Wenn 
man unter Lehnsstaat einen Staat versteht, dessen innerer Auf- 
bau ausschließlich durch das Lehnrecht bestimmt wird, so trifft 
die Bezeichnung auf das Deutsche Reich sicher nicht zu. Aber 
durfte man deswegen die Augen davor verschließen, daß das 
Lehnrecht einen maßgebenden Einfluß auf die innere Entwick- 
lung Deutschlands ebenso wie Frankreichs und Englands aus- 
geübt hat ? 

Es ergab sich ein wunderliches Mißverhältnis: Eingehend be- 
schäftigte man sich mit der Entstehung des Lehnwesens in frän- 
kischer Zeit. Die führenden Namen der deutschen Rechtshistoriker 
tauchen in diesem Zusammenhang auf. Was aber das Lehnwesen 
im Hochmittelalter darstellte, was es für das Deutsche Reich 
bedeutete, diese Frage wurde oft berührt, aber nie aus dem Grunde 
beantwortet. Man begnügte sich mit der unklaren Vorstellung, 
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das Lehnrecht habe das Königtum geschwächt und die öffentlich- 
rechtliche Natur des Staates zersetzt. Daß Below mit seinem 
Verdikt über den Feudalismus so willigen Gehorsam fand, machte 
nicht nur die Furcht vor seiner „Twing- und Banngewalt‘“. Tiefer- 
liegende Ursachen waren es, derentwillen dies Gebiet so völlig 
vernachlässigt wurde: Einmal der unbewußte Einfluß liberaler 
Ideen und die innere Abneigung gegen die feudale Gesellschaft, 
deren Joch man glücklich gebrochen hatte. Das zweite Hindernis 
war ganz anderer Art, war die enge Beschränkung auf die deut- 
sche Geschichte, an die man sich mehr und mehr gewöhnte. Sie 
lähmte die ganze verfassungsgeschichtliche Arbeit. Man unter- 
suchte Einrichtungen, die allgemein mittelalterlich sind, wie das 
Lehnwesen, die Bede, die Landstände, und hielt sich ängstlich 
innerhalb der deutschen Grenzzäune. Zur Wurzel der Probleme 
konnte man so nicht vordringen. Eine Institution wie das Lehn- 
wesen kann fruchtbar nur behandelt werden, wenn man seine 
wichtigsten Verbreitungsgebiete nebeneinander im Auge behält. 

Warum hat sich der deutsche Staat entgegengesetzt entwickelt 
als die Staaten des Westens? Warum geht im kapetingischen 
Frankreich der Weg aufwärts von territorialem Geröll zu starker 
Krongewalt, in Deutschland aber von kräftigem Königtum ab- 
wärts zu Landeshoheit und Kurfürstenkolleg? Das ist die er- 
regende Grundfrage der deutschen Geschichte, der normwidrige 
Verlauf unserer Staatswerdung, der erklärt werden muß!). Das 
Lehnrecht hat dem Westen zu Aufbau und Sammlung verholfen, 
das Deutsche Reich dagegen die dunkle Bahn staatlichen Zerfalls 
geführt. Es „hat nicht in seiner institutionellen Eigenart zentri- 
fugal gewirkt, sondern nur infolge seiner spezifischen Ausprägung, 
die es als Reichslehnrecht durch die Einwirkung politischer Fak- 
toren erfahren hat‘. Dieses Problem hat Heinrich Mitteis in 
seinem großen Werke „Lehnrecht und Staatsgewalt‘ um- 
fassend angepackt?). Die Fragestellung lautet: Welche Wirkung 
hat das Lehnrecht auf die Staatsbildung im Mittelalter ausgeübt ? 
Das Lehnrecht faßt Mitteis als ‚funktionell öffentliches Recht“, 
es bewirkte die Verteilung oder Zusammenfassung der öffentlichen 
Gewalt, obgleich es sich oft der äußeren Formen des Privatrechtes 
bediente (S. 8). Er beginnt mit dem Ursprung des Lehnwesens 
im Frankenreich und schreitet bis zum ausgehenden 13. Jahr- 


1) Vgl. meine Besprechung von Below, Die italienische Kaiserpolitik 
des deutschen Mittelalters, in Forsch. z. brdbg. preuß. Gesch. 40, 1928, 
379385. 

2) Untersuchungen zur mittelalterlichen Verfassungsgeschichte, Weimar, 
H. Böhlaus Nachf. 1933. 714 S. 36 M. Die angeführte Stelle S. 449. 
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hundert vor; der örtliche Rahmen umspannt Deutschland und 
Italien, England und Frankreich. 

Das Buch ist seit Erscheinen allgemein anerkannt. Durch 
äußere Umstände, die vom Willen des Referenten unabhängig 
waren, verzögerte sich leider bislang die Besprechung in dieser 
Zeitschrift. Es erscheint mir überflüssig, jetzt noch über den In- 
halt zu berichten, der inzwischen längst Gemeingut des Faches 
geworden ist!). Ich greife lieber einige Abschnitte heraus, wo mir 
Zweifel aufsteigen oder wo ich auf Grund meines Stoffes weiter 
zu kommen glaube, bin mir aber dabei durchaus bewußt, daß ich 
vielfach Dinge vortragen werde, die dem Verfasser sehr wohl 
bekannt waren, die er aber aus Raumgründen unterdrücken mußte. 

Für den ersten Hauptteil, die fränkische Zeit, mögen we- 
nige Bemerkungen genügen. 

Im Widerspruch zu Dopsch und wesentlich im Anschluß an 
die herrschende Lehre betrachtet Mitteis als juristisch maßgeben- 
den Durchbruchspunkt des Benefizialwesens erst die gesetzliche 
Regelung der draecariae verbo regis durch Karlmann und Pippin. 
Den Grund, daß von da ab nicht mehr Landschenkungen alten 
Stiles gemacht, sondern nur noch Benefizien vergeben werden 
konnten, sieht er nicht in der Unveräußerlichkeit des Kirchengutes, 
sondern „darin, daß der König nur noch ein seiner eigenen abge- 


1) Von Besprechungen verweise ich auf: Cl. Frhr. v. Schwerin in Zs. 
Sav.RG.GA. 54, 1934, 297 ff.; K. Jordan in Gött. Gel. Anz. 1935, 129 ff.; 
O.v. Zwiedineck-Südenhorst, Rechtsbildung, Staatsgewalt und Wirt- 
schaft, in Jbb. f. Natökon. u, Statistik 143, 1936, ı ff., vgl. dazu meine 
Anzeige HZ. 157, 1937, 405; F. Rörig in Arch. f. Weltwirtschaft 40, 1934, 
301*f.; F.L. Ganshof iin Rev. Beige de philologie et d’hist. 16, 1937, 307 ff.; 
Th. Mayer in Zs. f. Kirchgesch. 55, 1936, 693 ff. — Eine Sonderfrage hat 
U. Stutz, „‚Römerwergeld‘‘ und ‚‚Herrenfall‘, Berlin 1934, Abh. Akad. 
Wiss., phil.-hist. Klasse, herausgegriffen: ritterliche Lehen im eigentlichen 
Sinne, also ein aus der Verschmelzung von Vasallität und Benefizialwesen 
erwachsenes besonderes Rechtsinstitut, findet Mitteis erst seit der Re- 
gierung Ludwigs des Fr. Im Zusammenhang damit glaubt er, den Rechts- 
gedanken des Herrenfalls erst zu Beginn des 9. Jahrhunderts entstanden, 
während Brunner und Schwerin ihn schon für das Jahr 743 als feststehende 
Einrichtung annehmen. Stutz hat in der genannten Abhandlung die alte 
Auffassung gerechtfertigt, wogegen Mitteis sich wieder in einer Bespre- 
chung HZ. 152, 1935, 566 ff. verteidigt. Die von der Entstehung des Ritter- 
lehens als Rechtsinstituts scharf zu scheidende Frage, seit wann die tat- 
sächliche Verbindung von Lehen und Commendation nachweisbar ist, hat 
kürzlich Ganshof, Notes sur les origines de l’union du bendfice avec la vas- 
salits, in Etudes d’histoire, dödides A la mömoire de Henri Pirenne, Brüssel 
1937 (vgl. R. Holtzmann in HZ. 157, 1938, 563) beantwortet. 
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leiteten Verfügungsmacht entsprechendes Recht bestellen konnte“ 
(S. ııgf.) Ist die Erklärung nicht zu formal juristisch, verdient 
nicht die alte den Vorzug? Denn warum begnügt sich der König 
mit seiner abgeleiteten Verfügungsmacht ? Warum befiehlt er 
nicht einfach eine Schenkung ? Doch mit Rücksicht auf das ka- 
nonische Recht, das die Geister stärker beherrschte als vordem. 

Wichtig vor allem wegen ihrer Rolle im Hochmittelalter ist 
die Frage der Doppel- und Aftervasallen. Daß es Doppelvasallen, 
das heißt Vasallen, die von zwei oder mehr Herren Lehen trugen, 
bereits zu Beginn des 9. Jahrhunderts gegeben hat, steht durch 
sichere Belege fest. Ob die Reichsteilung von 806 und die Reichs- 
ordnung von 817 die Doppelvasallität verbieten oder ein solches 
Verhältnis gar nicht im Auge haben, wurde schon verschiedentlich 
erörtert!). Mitteis (S. 142) schiebt die Sache auf ein anderes Gleis: 
nicht an doppelte Lehnsbindung werde gedacht, sondern an Bene- 
fizien, die in Streulage durch mehrere Teilreiche hin gelagert seien. 
Das ist einleuchtend, auch solch Streubesitz wird untersagt, um 
so mehr natürlich die Doppelvasallität. Denn dieser Außenbesitz 
ließ sich in der Regel nur behaupten, wenn der Herrscher des an- 
deren Reiches eine Ausnahme machte und die Huldigung annahm. 
Ein gutes Beispiel, wie man in solchen Fällen tatsächlich verfuhr, 
gibt ein Brief Einhards?). — Die Stellung der Untervasallen hängt 
davon ab, ob sie auch dem König zu Treue verpflichtet waren, 
oder nur ihrem unmittelbaren Herren — eine Kernfrage der 
mittelalterlichen Rechtsgeschichte. Gewiß zutreffend nimmt 
Mitteis einen allgemeinen Untertaneneid, unterschieden vom Va- 
salleneid, für die Karolingerzeit an?). Damit ist die Bindung 
auch der unteren Lehnsgrade an die Krone ausgesprochen. Die 
logische Folge wäre eine Vorbehaltsklausel zugunsten der Krone 
bei jedem vasallitischen Treuschwur, wie sie später im normanni- 
schen England vorgeschrieben war. Hat sie Karl der Große schon 


1) MG.Cap. I, 128 nr. 45 $9. 272 nr. 136 $9. Vgl. Waitz, DVG IV®, 261. 
362 f.; Ganshof, Depuis quand a-t-on pu, en France, ötre vassal de plusieurs 
seigneurs? in Mölanges Paul Fournier, Paris 1929, 263 f.; meine Bespre- 
chung von Ganshof in HZ. 141, 1930, 562. Siehe jetzt auch Stutz, Herren- 
fall 69. 

2) Ende 833: MG.Epp. V, 124 nr. 29. 

®) S. so ff. Die Kontroverse zwischen F. Lot und A. Dumas über le serment 
de fidelite a l’&poque franque (Rev. hist. de droit frang. 4. ser. X, 1931, 30—51. 
289—321; Rev. Beige de philol. XII, 1933, 569—582; XIV, 1935, 405—426) 
hat Mitteis nicht mehr verwerten können; kein Schade, denn Dumas 
ist mit seiner Behauptung, in der Karolingerzeit habe es neben dem Lehnseid 
keinen besonderen Untertaneneid gegeben, nicht durchgedrungen. 
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eingeführt ? Mitteis glaubt es (S. 56f.), aber er liest da aus einer 
Kapitularienstelle wohl zu viel heraus!). Bei Doppelvasallen, zum 
Vorteil des älteren Lehnsherren, läßt sich die Klausel zuerst 824 
nachweisen (S. 105)?). 


Endlich sei noch zum mittelalterlichen Sprachgebrauch für 
Lehen dies bemerkt: Das übliche Wort in der Karolingerzeit ist 
bekanntlich beneficium. Für feudum nennt Mitteis als den frühe- 
sten bisher bekannten Beleg eine Urkunde von 916 (S. 108 n. 7). 
F. Lot?) hat kürzlich ältere Zeugnisse beizubringen gesucht: eines 
von 817 oder 832 (ind. X. anno imperii d. Hludovici aug.), wenn die 
Verschreibung fiessum mit Lot so zu berichtigen ist. Zudem hat 
aber der Herausgeber in einer Randnote die Urkunde für unecht 
erklärt, wozu ich hier nicht Stellung zu nehmen habe®). Das andere 
Stück gehört zum Jahre 895 und stammt aus der Auvergne®), doch 
scheint feodum hier nicht Lehen sondern einfach Landgut zu be- 
deuten, ein bemerkenswert früher Beleg für diesen Gebrauch®). 

Das Schwergewicht des Werkes liegt durchaus auf Teil II 
und III, überschrieben ‚Das Lehnrecht der nachfränkischen Zeit“ 
und „Die einzelnen Lehnrechtsinstitute in ihrer verfassungs- 


1) MG. Cap. I, 124 nr. 44 c. 9: „„De juramento, ut nulli alteri per sacramen- 
tum fidelitas promittatur nisi nobis et unicwique proprio seniori ad nostram 
utilitatem et swi senioris.‘‘ Die Auffassung von Mitteis wird ausgeschlossen, 
wenn man, was nichts verbietet, die beiden Doppelglieder parallel faßt, also 
übersetzt: niemand soll einem anderen Treue versprechen als uns zu unserem 
Nutzen und seinem Senior zu dessen Nutzen. 

2) Anschließend noch ein Wort zur Bemerkung auf S. 194: von der Heran- 
ziehung der Vasallen zu Privatfehden sei (noch im letzten Viertel des 9. Jahr- 
hunderts) nichts zu vernehmen. Sie steht im Widerspruch zu S. 45, wo für 
die Zeit Karls d. Gr. festgestellt wird, ‚‚wer seinen Herren in rechter Fehde 
verläßt, soll sein beneficium verlieren‘‘. Ist dies ganz sicher? Der S. 45 
n. 107 im Anschluß an E. Mayer-Homberg, Die fränkischen Volksrechte 
im MA. I, 173 dafür angezogene Beleg: MG. Cap. I, 172 nr. 77 $ 20 (‚‚pugna 
aut aliquod certamen‘‘) bezieht sich m. E. auf gerichtlichen Zweikampf. 
Darf man aus der Stelle im Decret. Vermer. Pippins (MG. Cap. I, 4ı nr. 16 
$9, vgl. Mitteis 44) vom Mann, der seinem einer Fehde halber flüchtigen 
Herren in die Fremde folge, weil er ihm die Treue nicht brechen könne, auf 
die private Kriegsdienstpflicht der Vasallen schließen ? Die zahlreichen von 
Brunner, DRG II®, 693 n. 2 zusammengetragenen Belege geben für diese 
Frage nichts her. 

®) Les destindes de l’Empire en Occident de 395 4 888, Paris 1928, in der Welt- 
geschichte von Glotz, 675 n. 184. 

4) Gallia Christ. nov. IV, insir. eccl. Edwens., 46 nr. 7. 

5) H.Doniol, Cartulaire de Brioude, Paris 1863, 32 nr. 7. 

®) Mitteis, ııo.n. ır. 
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geschichtlichen Bedeutung“. Daß die fränkische Zeit ein Drittel 
des Ganzen einnimmt, erscheint als Mißverhältnis. Die beiden 
letzten Teile sind zu kurz gekommen. 

Manches was für den politischen Historiker von Belang ist, 
muß ich hier übergehen : Die lehnrechtlichen Ansprüche KonradsII. 
auf den Heimfall des burgundischen Königreiches (S. 220ff.) eben- 
so wie die lehnsherrliche Oberhoheit Arnulfs von Kärnten über 
die anderen Teilreiche (S. zııff.), mögen auch im einzelnen Zweifel 
bleiben, wenn etwa überspitzt zwischen der Rechtslage Odos und 
Karls des Einfältigen, zwischen persönlichem Herrscheramt und 
erblicher Königswürde unterschieden wird. Mit aller Schärfe 
betont Mitteis: ein einheitliches Lehnrecht im Hochmittelalter hat 
es nicht mehr gegeben, es war nach den einzelnen Staaten und in 
ihnen wieder nach kleineren Bezirken und Landschaften aufgespal- 
ten. Insbesondere haben die Libri Feudorum niemals außerhalb 
des langobardischen Rechtsgebietes Geltung besessen, auch nicht 
subsidiär (S. 226f.). Anschließend schildert er, wie sich das 
Lehnrecht in den einzelnen karolingischen Nachfolgestaaten aus- 
bildete!). 

In dem Zusammenhang bespricht Vf. den Vorgang der Terri- 
torialbildung in Frankreich und wirft dabei die bedeutsame Frage 
auf, ob man diese Periode der französischen Geschichte, das Io. und 
ıı. Jahrhundert, mit der Zeit der deutschen Landeshoheit 
in Parallele setzen könne (S. 280ff.). Sehr richtig erklärt er es als 
einen methodischen Fehler, den von der deutschen Wissenschaft 


1) Bei der Behandlung der französischen Bistümer und ihres Verhältnisses 
zum König und den Laienfürsten stellt er als einzigen sicheren Fall eines 
Allodialbistums Auxerre fest (S. 272). Die Rechtslage des Bistums Mende 
scheint Mitteis zweifelhaft. Nach der — von ihm herangezogenen — Ur- 
kunde Ludwigs VII. von 1161 (Layettes du Tresor des Chartes, ed. Teulet 
u.a., I, 85 nr. 168) leistete damals zum ersten Male ein Bischof von Mende 
dem König Mannschaft. Da sich auch eine Lehnsabhängigkeit von anderen 
weltlichen Herren m. W. nicht nachweisen läßt, hatte Mende bis 1161 wohl 
dieselbe Stellung inne wie Auxerre. Auffällig und schwer zu erklären bleibt 
dagegen die Tatsache, daß Bischof Wilhelm Duranti d. J. von Mende 1303 
vor dem Pariser Parlament gerade unter Hinweis auf die Urkunde Lud- 
wigs VII. die Souveränität für sein Bistum beanspruchte. Er will keinen 
Höheren in temporalibus über sich anerkennen, vgl. Fournier, La Monar- 
chia de Dante et l’opinion frang. 164, in der Festschrift: Comite frang. catho- 
lique pour la celebration du 6. centenaire de la mort de Dante, Paris 1921. 
Leider ist mir die dort zitierte Urkunde — in den Olim ist sie nicht enthal- 
ten — nicht zugänglich: Documents hist. sur le Gevaudan, ed. Maisonobe 
et Por&e, Mende 1896/97, 107 ff. 531. — Dieselben Unabhängigkeits- 
ansprüche stellte der Bischof von Poitiers 1314, Olim III, 2, 925 nr. 87. 
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geprägten Begriff der Landeshoheit auf das Frankreich der ersten 
Kapetinger zu übertragen. Doch in der Begründung würde 
ich von Mitteis abweichen und andere Gesichtspunkte in den Vor- 
dergrund rücken. Er sieht den Hauptunterschied zwischen Frank- 
reich und Deutschland darin, daß das kapetingische Königtum 
niemals seinen Anspruch auf vollkommenen Wiederaufbau der 
alten Krongewalt aufgegeben, daß es niemals sich ähnliche Pri- 
vilegien habe entwinden lassen wie die Fürstengesetze Friedrichs II. 
Es habe die Seigneurien unter dem Zwang der Verhältnisse tole- 
riert, aber niemals legalisiert. Ich meine doch, man soll die mittel- 
alterlichen Privilegien nicht überschätzen. Wenn der deutsche 
König nur die nötige Macht besessen oder wieder erworben hätte, 
wäre er auch über die Privilegien hinweggekommen, man denke 
an das Eingreifen Friedrichs II. in Österreich oder an Albrecht 1. 
und die rheinischen Kurfürsten. Umgekehrt hätte den Kapetingern 
das Fehlen solcher Ordonnanzen wenig genützt, wäre es nicht 
Philipp August durch das Zusammentreffen glücklicher Umstände 
gelungen, die Macht der Krone mit einem Schlage so über die 
Barone zu erhöhen, daß er ihnen künftig seinen Willen aufzwingen 
konnte. Natürlich werden damit Gesetze wie die Friedrichs II. 
nicht als unbedeutend beiseitegeschoben. Einmal erlassen, spiel- 
ten sie die Rolle eines selbständigen politischen Faktors, denn 
es ist viel schwieriger, fest gewordene Zustände wieder zu be- 
seitigen, als die Entstehung solcher Zustände zu verhindern. Ähn- 
lich liegt es bei der zweiten von Mitteis angeführten Ursache, im 
Gegensatz zu der westlichen Monarchie habe das Deutsche Reich 
über keine Mittel (wie Heimfallsrecht, juristisch geschultes 
Beamtentum usw.) verfügt, die in den Territorien entbundenen 
Kräfte wieder an sich zu bringen. In Frankreich ‚liefert das Lehn- 
recht die starken Stahltrossen, an denen das Königtum die ver- 
lorenen Rechte wieder an sich heran zieht‘. Gewiß hat dieser 
Mangel den weiteren Verfall der Reichsgewalt beschleunigt, aber 
hätte die politische Geschichte einen anderen Verlauf genommen, 
etwa bei längerem Leben Heinrichs VI., so wären sie doch zu be- 
schaffen gewesen. Was wir hier beobachten, gilt auch für andere 
Teile des Mitteis’schen Werkes: es ist zu sehr juristisch und zu 
wenig politisch. 

Auch der Kampf um die Landeshoheit ist ein rein machtpoliti- 
scher Vorgang, und manche Streitereien in der Literatur wären 
unterblieben, wenn man sich das immer vor Augen gehalten hätte. 
Aber die Frage: was ist Landeshoheit ? geht auf einen Rechts- 
begriff und verlangt als Antwort eine juristische Definition. 
Nach der Belowschen Lehre hat ein Dynast die Landeshoheit inne, 
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wenn er die hohe (besser: die Blut-) Gerichtsbarkeit zu eigenem 
Recht ausübt, also z. B. Dingstätten verlegt. (Von den Unter- 
schieden zwischen Landeshoheit und Landesherrlichkeit im Sinne 
Spangenbergs oder Landesherrschaft im Sinne Gassers sehe ich 
hier ab.) Man glaubt scholastischen Begriffsrealismus zu spüren 
in der impetuosen Leidenschaft, mit der Below für seine Definition 
gefochten hat. Er kann sich nicht auf den Sinn mittelalterlicher 
Termini berufen, Ausdrücken wie dominium terrae, potestas, Herr- 
schaft fehlt der scharfe Umriß. Landeshoheit ist weiter nichts 
als ein moderner juristischer Ordnungsbegriff, als solcher nützlich 
und unentbehrlich, aber schädlich und irreführend, wenn man 
mehr hinter ihm sucht, als er ist. Mit dem Herumreiten auf öffent- 
lichem und privatem Recht im Mittelalter haben wir dasselbe erlebt. 
Die herrschende Auffassung der Landeshoheit beruht lediglich 
auf wissenschaftlicher Übereinkunft oder auf Unterwerfung unter 
die kritische Hoch- (besser: Blut-) Gerichtsbarkeit G. v. Belows. 
Man könnte mit demselben Recht dem Wort einen anderen In- 
halt geben. Was ist ein Landesherr ohne Regalien ? Man könnte 
z.B. nur dem die Landeshoheit zusprechen, der Steuern erhebt 
und das Heer aufbietet. Wie wenig der Begriff der Landeshoheit 
oft geeignet ist, das Wesen der Dinge zu erfassen, zeigen die schwä- 
bischen Bannherrschaften, die V. Ernst in der Einleitung seiner 
Schrift über den niederen Adel schildert. Sie sind teils im Besitz 
der hohen, teils nur der niederen Gerichtsbarkeit. Die übliche 
Definition legt also eine Trennungslinie durch eine in sich voll- 
kommen gleichartige, recht zahlreiche Gruppe von Territorien. 
Natürlich willich beileibe nicht dafür eintreten, daß wir in Zukunft 
unter Landeshoheit etwas anderes verstehen. Juristische Kate- 
gorien werden nie die bunte Wirklichkeit des historischen Lebens 
ganz erfassen. 


Dieser Begriff der auf Hochgerichtsbarkeit zu eigenem Recht 
abgestellten Landeshoheit ist für Frankreich unanwendbar. Daß 
hier bereits im 1o. Jahrhundert die Seigneurs aus eigener Macht- 
vollkommenheit Recht sprachen, wie der Wandel des karolingi- 
schen mallus publicus in ein Vasallengericht!) und das Fehlen 
der königlichen Bannleihe zeigen, wäre noch kein Hindernis. Aber 
in Frankreich hat sich seit dem 9. und 10. Jahrhundert die staat- 
liche Gerichtsbarkeit weit mehr zersplittert als in Deutschland 
jemals vor dem Interregnum, sie ist förmlich pulverisiert worden. 


1) F.L. Ganshof, Contribution a l’dtude des origines des cours feodales en 
France, in Rev. hist. droit fr. 4. ser. VII, 1928, 644 ff. Vgl. meine Anzeige 
HZ. 142, 1930, 170 £. 
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In manchen Gebieten, wie dem Herzogtum Burgund, der Cham- 
pagne, Anjou, Maine usw., war jahrhundertelang jede gerichtliche 
Organisation verschwunden. Am Hofe des Bischofs, Herzogs, 
Grafen, Vicomte, Herren werden Streitfälle zwischen feudalen 
Gewalten entschieden, in Versammlungen, die keinen festen Sitz 
haben, kein bestimmtes Verfahren, keinerlei Anspruch darauf, 
daß die Sachen vor sie gebracht, keine Macht, daß ihre Urteile 
durchgeführt werden. Im Grunde ist es nichts weiter als freiwillige 
Schiedsgerichtsbarkeit!). Hauts-justiciers, die nur über eine so 
schwache Gerichtsbarkeit verfügten, können unmöglich mit den 
deutschen Landesherren auf eine Stufe gestellt werden, zumal die 
meisten von ihnen nur über 100 oder Ioooha Land „regierten‘, 
Was den deutschen Landesherren entspricht, ist jene Gruppe 
französischer Seigneurs, die Rob. Holtzmann als „Lehnsfürsten“ 
bezeichnet?). Er versteht darunter Herren, die außer dem öffent- 
lichen Gericht auch die Befugnisse der Finanzen, des staatlichen 
Heeresaufgebotes und der inneren Verwaltung in ihrer Hand ver- 
einen. Es kann sich sowohl um Kronvasallen als auch um After- 
vasallen handeln, wie die Grafen von Mäcon, die unter herzoglich 
burgundischer, oder die der Auvergne, die unter aquitanischer 
Lehnshoheit stehen. Wie bei der deutschen Landeshoheit kommt 
es also auf Reichsunmittelbarkeit nicht an (darüber gleich näher). 
Ich würde daher statt von „Lehnsfürsten‘“ lieber von ‚Territorial- 
fürsten‘ reden. 

Noch aus einem anderen Grunde scheint mir der deutsche 
Begriff der Landeshoheit nicht auf Frankreich zu passen. Die 
Landeshoheit, der Landesherr setzen die ‚zierra‘‘ voraus. Ein 
großer Teil der französischen Dynasten, freilich immer nur ein 
Teil, beherrschte im 10. Jahrhundert noch kein leidlich abgegrenz- 
tes Gebiet, sie hatten in ihrer Hand gesammelt ein Bündel von 
allerlei Rechten und Nutzungen und Besitz an Land und Leuten, 
das eine hier, das andere da. Sie regierten weniger einen Flächen- 
staat als einen Personenverband. Erst seit dem späteren ıı. Jahr- 


1) F.L. Ganshof, L’administration de la justice dans la region bourguignonne 

„in Rev. hist. 135, 1920, 193 ff.; L. Halphen, Les institutions judi- 
ciaires en France au 11. siecle, region angevine, in Rev. hist. 77, 1901, 279 ff. 
2) R. Holtzmann, Franz. Verfassungsgeschichte, 1910, 64 ff.; E. Chenon, 
Hist. gen. du droit frang. I, Paris 1926, 582 ff. 807 bezeichnet sie als seigneurs 
sowverains — im Gegensatz zu den seigneurs justiciers, deren einziges Ho- 
heitsrecht die Gerichtsbarkeit ist, und den seigneurs f£oodaux, die auch dieser 
ermangeln — oder barons, doch wird man diesen Ausdruck besser vermeiden. 
„Baron“ wird erst im 13. Jahrhundert häufig gebraucht und behält immer 
etwas Schillerndes in seiner Bedeutung. 
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hundert begann sich das zu ändern, anfangs in der Normandie 
und Flandern, seit dem 12. Jahrhundert auch anderswo, z. B. in 
der Krondomäne, am spätesten von den großen Territorien im 
Herzogtum Burgund. Dieser Konzentrationsprozeß, verbunden 
mit einer Intensivierung des ganzen Staatsbetriebes, schafft wirk- 
liche, wenigstens im großen und ganzen geschlossene Territorien, 
obschon es nur um Gradunterschiede geht. Die Landeshoheit zielt 
in eine doppelte Richtung, nach oben und nach unten: ı. Das Ver- 
hältnis zum König. 2. Das Verhältnis zu den eigenen Vasallen und 
Untertanen. In Punkt ı haben die französischen Herren einen 
gewaltigen zeitlichen Vorsprung vor den deutschen: 9. und 
ıo. Jahrhundert dort, 13. hier. Dagegen bei 2., dem inneren 
Sammlungsvorgang, ist die Kluft viel schmaler: ı1./12. Jahr- 
hundert in Frankreich, 12./13. in Deutschland. 

Den Einfluß des Lehnrechtes auf die Territorienbildung scheint 
mir Mitteis übertrieben zu haben. Man kann doch nicht sagen, 
„daß ihm dabei die führende Rolle zukomme“ (S. 450). Die 
Lehnsauftragung, der Heimfall, die Einziehung durch die Lehns- 
herren stellt nur &inen Weg der Erwerbspolitik neben anderen dar. 
Für das Ergebnis war es völlig gleichgültig, ob eine Burg, ein 
Landstrich, ein nutzbares Recht auf diese Weise oder durch Kauf, 
Tausch, Eroberung usw. gewonnen wurde. Was Mitteis mit diesem 
Satze meint, wird überhaupt nicht ganz klar. Lehnshoheit über 
Grafschaften ist juristisch belangreich nur bei Herzögen und 
Reichsfürsten!), nicht bei jedem Landesherren. Oder meint er, 
die Landeshoheit setze Reichsunmittelbarkeit voraus? Ein Satz 
wie S. 441: „zwischen die Grafen und das Königtum schob sich der 
Fürstenstand auf seinem Wege zur Landeshoheit‘‘, läßt sich schwer 
anders verstehen. Diese Lehre, nur Kronvasallen könnten Landes- 
herren werden, ist ja auch sonst vertreten worden, z.B. von 
F. Keutgen?). Aber sie ist kaum haltbar. H. Aubin hat reichs- 
mittelbare Landesherren nachgewiesen und mit Fug betont, daß 
die Lehnsordnung nicht zum Gerippe des staatlichen Aufbaues ge- 
worden ist?). Will man einem Faktor die ausschlaggebende Rolle 
bei der Territorienbildung zuschreiben, so war es gerade der Sieg 
über das Lehnrecht, nämlich das Aufkommen des Beamtentums, 
der dem Landesherren erst ermöglichte, größere Gebiete dauernd 


1) Vgl. die Bemerkungen von Mitteis 440 über Ficker. 

®%) Fr. Keutgen, Der deutsche Staat des MA., 1918, 80. ııı. 1141. 

®) Hm. Aubin, Die Entstehung der Landeshoheit nach niederrhein. 
Quellen, 1920, 42. 399 ff.; Ders. in der Geschichte des Rheinlandes II, 
1922, 15. 
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in eigener Hand zu bewahren und selber zu verwalten. Sonst 
hätten die Vasallen ihren domini terrae dasselbe Schicksal bereitet 
wie diese dem deutschen König. Eine schlagende Parallele bietet 
der Zerfall des robertinischen Besitzes im ıo. Jahrhundert, der 
ursprünglich weit ausgedehnter war als das enge Herzogtum Fran- 
zien, über das die ersten Kapetinger geboten. Was vermag die 
Tatkraft des Einzelnen gegen geistige Mächte, welche die Zeit 
beherrschen ? Die feudalen Ideen schlossen ein absetzbares 
Beamtentum unbedingt aus. 

Ein wichtiges Mittel des Gebietserwerbs ist Pariage oder 
lat. Condominat (Mitteis S. 472f.); darauf sei hier noch mit einem 
Worte eingegangen. Man pflegt den Samtherrschaften, wie man 
auf deutsch sagt, besonderes Gewicht für die Erweiterung der 
französischen Krondomäne beizumessen ; ich möchte auf die meines 
Wissens bisher unbeachtete Tatsache hinweisen, daß auch das 
deutsche Königtum denselben Weg zu beschreiten versucht hat. 
Es zeichnet Friedrich Barbarossa, daß er auch dies Werkzeug, die 
Zentralgewalt zu verstärken, zuerst benutzt hat. Im Jahre 1173 
macht der Prior des burgundischen Cluniazenserklosters Chaux 
bekannt, ‚„dominum imperatorem et eius haeredem, qui comes erit 
Burgundiae, in territorio de Chaus sociasse‘‘. Mit gewissen Aus- 
nahmen bekommt der Kaiser die Hälfte aller Einkünfte und ver- 
spricht dafür Schutz und Schirm der Kirche!). Die Urkunde wurde 
vom Pfalzgrafen Otto von Burgund 1189 bestätigt?). Weniger 
günstig für die Krone, die den überlassenen Anteil als Lehen zu- 
rückgeben mußte und daher nicht die Hälfte der Einkünfte er- 
hielt, ist der andere mir bekannte Vertrag: Friedrich von Bruck, 
Dekan von Tull, und sein Bruder Bruno lassen dem Kaiser die 
Hälfte der Burg Rosieres und der dortigen Salzquellen zu Lehen 
auf. Wir wissen davon durch eine Urkunde des Pfalzgrafen Otto 
(1196 Juli 1); sein kaiserlicher Bruder Heinrich VI. hat diese Samt- 
herrschaft ebenfalls bestätigt (1194 April 2)?). Es ist natürlich nicht 
von ungefähr, daß beide Fälle in die Grafschaft Burgund gehören. 
Beispiele aus Deutschland selbst, in denen die Krone den einen 


1) Veröffentlicht von F. Güterbock, Zur Geschichte Burgunds im Zeit- 
alter Barbarossas, in Zs. f. schweiz. Gesch. 1937, 158. 

2) Ebd. 159. 

3) Stumpf 4853. Cartulaire des comtes de Bourgogne, Bisunz 1908, in 
Mem. et doc. inddits p. servir 4 l’hist. de la Franche-Comie VIII, nr. 3 und 4. 
Ein Pariagevertrag der Kaiserin Beatrix unter Teilung der Einkünfte mit 
dem Kloster Romainmötier (1ı8ı Juli 24), ebd. nr. 2= Mim. et doc. 
publ.p. la Soc. de la Suisse Romande III, 1841, 586 nr. 7. 180 f. Vgl. Güter- 
bock a.a.O. 169 n. 113. 
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Vertragsteil darstellt, sind mir nicht bekannt. Eine Arbeit über 
die Samtherrschaft als Mittel der königlichen Hausmachtpolitik 
in Deutschland wäre erwünscht. 

Aus dem Abschnitt über das deutsche Lehnrecht sei besonders 
hervorgehoben, was Mitteis (S. 432ff.) über Reichsfürstenstand 
und Leihezwang ausführt. Den Leser beschleicht freilich auf 
diesen anregenden und fruchtbaren Seiten wieder das Gefühl, das 
Lehnrecht werde als selbständige, nach ihrem eigenen inneren 
Gesetz fortwirkende Kraft aufgefaßt, zu wenig als bloßer Ausfluß 
der politischen Geschichte. (Vgl. das oben S. 9 Gesagte.) Auch 
nach 1180 hätten sich die Dinge ohne den unglückseligen Thron- 
streit von 1198 vielleicht ganz anders gewendet. Damit daß sich 
der Rechtsbrauch des Leihezwanges ausbildete, war das Schicksal 
des Reiches noch nicht besiegelt; er konnte unter günstigen Um- 
ständen auch wieder beseitigt werden. Und war der Leihezwang 
damals überhaupt schon ausgebildet? Darf man sagen, „die 
Gelnhäuser Urkunde enthalte bekanntlich die erste Anerkennung 
jenes schroff durchgeführten Leihezwangs, der die Krone ver- 
anlaßte, die heimgefallenen Lehen binnen Jahr und Tag wieder 
aus der Hand zu geben“ (S. 432)? Ausdrücklich festgelegt als 
ein von der Krone zu beobachtendes Gesetz wird der Leihezwang 
doch mit keinem Wort. An anderer Stelle (S. 701 mit n. 118) 
wirft Mitteis die Frage auf, ob aus der tatsächlichen Wiederaus- 
gabe heimgefallener Lehen (durch den Bischof von Brixen und 
den Herzog von Brabant) Ansätze zu ähnlicher Entwicklung in 
den Territorien zu erschließen seien. Aber ich meine, bloße Wieder- 
verleihung einiger Lehen reicht, um Leihezwang festzustellen, 
nicht aus, sie stand jederzeit im Belieben des Landesherren und 
konnte gelegentlich den fürstlichen Interessen dienlich erscheinen, 
schlug man auch sonst grundsätzlich jedes frei gewordene Lehen 
zum Eigengut. Das Brabanter Beispiel beweist um so weniger, 
als der Herzog in der angezogenen Urkunde von 1212 die Hälfte 
des heimgefallenen Zolles in seiner Hand behielt und nur die andere 
wieder austat. Um Leihezwang zu erweisen, bedarf es deutlicherer 
Zeugnisse : In manchen Territorien haben die Stände den Rückgang 
der landesherrlichen Macht ausgenutzt und dem Fürsten den Leihe- 
zwang vertraglich auferlegt, allerdings erst in späterer Zeit, die 
nicht mehr in den Rahmen des vorliegenden Werkes fällt!). 
Hoffentlich wird der Gegenstand einmal genauer untersucht. Daß 
Philipp IV. von Frankreich seinem Adel „ein, wenn auch in Geld 


1) Einige Beispiele gibt G. M. Weber, Handbuch des in Deutschland 
üblichen Lehnrechtes II, 1808, 93. 
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ablösbares Recht auf Wiederverleihung bewilligte‘“ (S. 702 mit 
n. 126), trifft nicht zu. Dazu hätte Philipp sich auch in den 
schweren kirchenpolitischen Kampfjahren nicht verstanden. Die 
fragliche Ordonnanz regelt nur den Heimfall von Lehen, für die 
der König noch einen Oberlehnsherren über sich hat!), was auf 
die verschiedenste Weise geschehen konnte, z. B. bei Beschlag- 
nahme von Afterlehen ohne Rücksicht auf die Zwischenherren 
(S. 6grf.). 

Mit Leihezwang und Reichsfürstenstand hängt die Frage zu- 
sammen, ob es beim Sturze Heinrichs des Löwen noch reichs- 
unmittelbare Grafschaften gegeben habe. Mitteis erklärt es 
(S. 435) für wahrscheinlich, obschon nicht bewiesen, daß die um 
ıı80o anerkannten Reichsfürsten die einzigen Zenentes-in-capite 
gewesen seien. Ich muß da starke Zweifel anmelden. Für Schwaben 
wird sich zwar das Bestehen reichsunmittelbarer Grafschaften in 
der Stauferzeit, wegen der Einheit von König und Herzog, nicht 
nachweisen lassen, auch in Sachsen ist für die Zeit Heinrichs des 
Löwen keine sicher bezeugt, dagegen steht es für Ober- und Nieder- 
lothringen wohl fest, daß etliche Grafschaften unmittelbar vom 
Reiche rührten, wie Dietz, Lützelburg und Namur, Holland?), 
Bar-le-Duc®?). Darf aber, wer nach der Natur des Reichsfürsten- 
standes fragt, Lothringen außer acht lassen ? 


Wir gehen zur Normandie und zu England über. Für das nor- 
mannische System der Ritterlehen vertritt Mitteis (S. 350) 
eine überraschend neue Theorie: Das Ritterlehen sei in Norwegen 


1) So auch Ch&non, Hist. gen. du droit fr. I, 601, wogegen sich Mitteis 
in seiner Besprechung des Werkes Zs. Sav. RG. 50 GA., 1930, 557 wendet. 
Er wirft Chenon vor, die Worte ‚‚des fiefs döpendant d’autrwi‘‘ fänden sich 
nicht in der Quelle, aber wenn dort (Ordonnances, ed. Lauritre I, 358) 
von den domini feudorum gesprochen wird, was soll das sonst bedeuten ? 
Mitteis 490 hat selber die Stelle so aufgefaßt, siehe unten zo n. 2. 

2) J. Ficker, Vom Reichsfürstenstande II, 3, Graz 1923, 197, 217, 224 f. 
®) Ficker behandelt die Grafschaft Bar nicht. Nur einmal hat nachweislich 
der Graf von Bar dem Reiche gehuldigt, nämlich 1114, als er Heinrich V. 
nach seiner Unterwerfung und Gefangennahme Mannschaft schwören mußte. 
Laurentii Gesta episcoporum Virdun., MG. SS. X, 504 Z. ı. Vgl. R. 
Parisot, Origines de la Haute Lorraine, Paris 1909, 175; Grosdidier 
de Matons, Le comid de Bar, Paris 1922, 132 f., 5ı8f. (Zu diesem nicht 
entbehrlichen, aber nur mit Vorsicht zu benutzenden Buch siehe meine 
ausführliche Besprechung in den Gött. Gel. Anz. 1926, 4ı12ff.) Später sind 
die Grafen noch gelegentlich am deutschen Hofe nachzuweisen. Auch wenn 
man die Huldigung von 1114 als Urfehde auffaßt, wird man seitdem die 
Grafschaft als Reichslehen und nicht als allodial zu betrachten haben. 
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beheimatet. Er baut auf eine Nachricht der Heimskringla, wonach 
dem König Harald Schönhaar jeder Jarl 60, jeder Herse 20 Mann 
zum Heere stellen mußte. Allerdings streitet man darüber, ob die 
Angabe zuverlässig ist!), und vorläufig bleibt die ganze Frage in 
susbenso. Aber es ist schon ein Gewinn, diesen Weg aufgezeigt 
zu sehen; hoffentlich wird einmal die Herkunft der Ritterlehen 
gründlich untersucht. Vielleicht ist es erlaubt, unter allem Vor- 
behalt — wenn die Heimskringla-Stelle der Kritik nicht stand- 
hält — eine andere Vermutung zu wagen: War es ein so großer 
Schritt von der gemeinnordischen Heeresverfassung (anorw. 
leidangr) zum Ritterlehen ? Jeder Distrikt, das norwegische fyiki, 
das dänische hereth usw., hat eine bestimmte, verschieden große 
Zahl von Kriegsschiffen aufzubringen, und war zu diesem Zwecke 
in ebenso viele „Schiffsreeden‘‘ (anorw. skipreiöur) oder wie die 
Namen heißen, eingeteilt. Diese zerfallen wieder in kleinere Ein- 
heiten, deren jede einen Krieger stellen muß®). Das Grundprinzip 
ist dasselbe: Die Ziffern der Schiffe mit Mannschaft in Skandi- 
navien, der Ritter in der Normandie sind für jeden Bezirk fest- 
gelegt?). 

Das System der ziffernmäßig festen Vasallenkontingente 
(S. 371), das von der Normandie nach England kam, war dem 
Aufgebotsrecht des Festlandes zweifellos überlegen. Trotzdem 
muß vor einer Überschätzung gewarnt werden. Denn selbst die 
Ritterlehen bewahrten die Krone nicht vor einem Rückgang der 
dienstpflichtigen Vasallen. Aus praktischen Gründen hatte der 
König in der zweiten Hälfte des ı2. Jahrhunderts wiederholt nur 
einen Bruchteil der schuldigen Ritter aufgeboten, und daraus ent- 
wickelte sich ein Gewohnheitsrecht. Mitte des 13. Jahrhunderts 
hatte die Krone alle Wahl verloren, und das alte servitium debitum 
war durch ein viel geringeres servitium novum verdrängt worden, 
auf dessen Grundlage man auch die fines erhob*). 


1) Hertzberg, Len og veizla, in Germanistische Abhandlungen zum 
70. Geburtstag K. v. Maurers, 1893, 288 ff.; A. Bugge, Vesterlandenes 
inflydelse paa Nordboernes . . Kultur ... i Vikingetiden, 1905, 115 ff. 
Vgl. aber auch die Bemerkungen von K. Maurer, Vorlesungen über alt- 
nord. Rechtsgesch. I, Lpz. 1907, 149. 

2) K. Maurer, a.a.O. 54ff.; St. Bolin, Ledung och frälse, Lund 1934, 
7—33; Edv. Bull, Leding, Oslo 1920, besonders cap. 7. 

8) Beiläufig sei noch erwähnt, bei der Besprechung der Grenzen der Nor- 
mandie hat Mitteis 326 die neueste Arbeit über den Gegenstand über- 
sehen: J. Adigard des Gautries, Korleis Normandi fekk grensone sine, 
in Norsk Hist. Tidskr. 5. R. VII, 1927, 77—91. 

4) H.M. Chew, Scutage, in History XIV, 1929/30, 238. 
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Im englischen Lehnwesen ist das Kernproblem der Eid von 
Salisbury, der Wilhelm dem Eroberer 1086 geleistet wurde. 
Stenton in seinem Buche über den englischen Feudalismus!) hat 
ihn „vielleicht die dunkelste Frage der anglonormannischen Ge- 
schichte‘‘ genannt?). Mitteis (S. 365) betont®), es sei kein dem 
karolingischen Muster entsprechender, dem Vasalleneid ledig- 
lich nachgebildeter Untertaneneid gewesen, sondern ein echter 
Lehnseid;; das ergebe sich schon daraus, daß auch das ihn unzwei- 
deutig charakterisierende Homagium verlangt wurde. Nun sagt 
die Angelsächsische Chronik nur: ... „bdugon to him and waeron 
his menn‘*). Man kann wie das lat. homo der Karolingerzeit sowohl 
Untertan wie Vasall heißen, bögan kann auch nachgeben, kommen 
usw. bedeuten, und aus dem gleich danach folgenden holde beon 
sind ebenfalls keine sicheren Schlüsse zu ziehen®). Florence von 
Worcester, der erste lateinische Berichterstatter über den Vor- 
gang, gestorben ı1ı8, spricht nur von fidelitas®). Aber hat es 
überhaupt einen Sinn, zwischen Untertaneneid und Lehnseid zu 
scheiden, da doch in England nach der Eroberung die feudale 
Stufenpyramide lückenlos errichtet und jeder Fußbreit Landes 
mittelbar oder unmittelbar als königliches Lehen betrachtet 
wurde ? Einen Unterschied von Untertanen und Lehnsleuten 
konnte es hier gar nicht geben. So ist auch auf das Homagium 
kein Gewicht zu legen, wie am besten Heinrichs II. Assize von 
Northampton (1176) beweist; in ihr wird fidelitas und homagium 
als gleichbedeutend gebraucht”). 

Auf die viel umstrittene Frage, welche gesellschaftlichen 
Stände den Eid von 1086 abgelegt haben, ist Mitteis nicht ein- 


ı) F. M. Stenton, The first century of English feudalism 10661166, 
Oxford 1932. Leider konnte M. das Buch nicht mehr benützen, das ihn 
mannigfach gefördert hätte. Vgl. meine Anzeige HZ. 149, 1933, 171 ff. 
2) Stenton a.a.O. ııı. 

3) Vgl. auch Mitteis 575. 

4) The Anglo-Saxon Chronicle, ed. by B. Thorpe, London 1861, I, 353. 

5) Bosworth-Toller, Ags. Dictionary mit Suppl. s. v. bügan, hold, man. 
®) Die Stelle auf der folgenden Seite oben. 

?) W. Stubbs, Select charters ...4. ed., 1881, 153 $ 6: ‚Item justitiae capiant 
domini vegis fidelitates infra clausum Pascha, et ad ultimum infra clausum 
Pentecosten, ab omnibus, sc. comitibus baronibus militibus et libere tenentibus 
et etiam rusticis, qui ın regno manere voluerint. Et qui facere noluerit fideli- 
tatem, tanquam inimicus domini vegis capiatur. Habent etiam justitiae 
Draecipere, quod omnes illi, qui nondum fecerunt homagium et ligantiam 
domino regi, quod ad terminum, quem eis nominabunt, veniant et faciant regi 
homagium et ligantiam sicut ligio domino.“ 


Historische Zeitschrift 158. Bd. a 
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gegangen. Die Angelsächsische Chronik nennt die „witan and 
ealle ba landsitiende men, be ahtes waeron ofer eall Engleland‘‘. 
Florence dagegen führt auf die „archiepiscopi, episcopi, abbates, 
comites, barones, vicecomites cum suis militibus‘‘, denen der König 
zu kommen befohlen habe; ‚gwo cum venissent, milites illorum 
sibi fidelitatem contra omnes homines jurare coegit‘‘!). Darin wei- 
chen die beiden Chronisten voneinander ab: Sind die nicht ritter- 
lichen Vasallen eingeschlossen oder nicht? McIlwain schließt 
sich Florence an und lehnt eine Vereidigung aller freeholders ab?). 
Noch enger zieht den Personenkreis Stenton, der die milites des 
Florence als die honorial baronage auffaßt?), eine von ihm ausführ- 
lich behandelte Schicht, nämlich die Barone der Kronvasallen, die 
angesehensten ihrer Ritter. Die unzähligen Ritter im Doomesday 
könnten nicht alle als „Männer von Rang‘ (Ags. Chron.) bezeich- 
net werden. So will er Florence nach dem ags. Chronisten inter- 
pretieren. Ich meine, wir müssen daran festhalten, auch die be- 
deutenderen freeholders, größere ags. Besitzer, die ihr Land be- 
halten durften, schworen den Oath of Salisbury oder galten doch 
wenigstens theoretisch dazu verpflichtet. Nichts berechtigt, über 
den klaren Wortlaut der Ags. Chronik hinwegzugehen, und zudem 
führt auch, was wir oben erwogen, daß Untertanen- und Lehnseid 
sich deckten, zu demselben Ergebnis. Heinrich II. ist ein Jahr- 
hundert später noch eine Stufe tiefer hinabgestiegen und hat die 
hörigen Bauern in Eid genommen. Das Einzigartige des Vorganges 
in Salisbury: der König fesselt die Untervassalen unmittelbar an 
sich, fordert von ihnen Treue auch gegen die eigenen Herren, wird 
dadurch in keiner Weise geschmälert. G. B. Adams“) und MclIl- 
wain®) befinden sich in einem gründlichen Irrtum, wenn sie 
meinen, der Eid von Salisbury sei gar nichts Besonderes gewesen, 
solche Eide hätte damals jeder Lehnsherr in England und Frank- 
reich von seinen Untervasallen fordern können. Weit gefehlt! 
Hier liegt einer der Hauptunterschiede der französischen und eng- 


ı) Florentii Wigorniensis monachi Chronicon ex chronicis, ed. by 
B. Thorpe, London 1849, II, 19. 

2) McIlwain in einer Besprechung von Pollards Evolution of Parliament, 
in History XII, 1927/28, 349. McIlwain lehnt mit Recht die ganz unbe- 
gründete Ansicht Pollards ab, nur die Kronvasallen seien 1086 vereidigt 
worden. 

8) Stenton a.a.O. ıııf. 

4) G.B. Adams, The origin of the English constitution, New Haven 1912, 
186 f. Die zweite Auflage war mir nicht zugänglich. 

5) A.a.O. 350. 
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bezeugt (S. 491), doch hat Wilhelm von Holland den Grund- 
satz seiner Vorgänger, der König dürfe niemand huldigen, 


1d lischen Lehnsverfassung!). Auf die Stellung der französischen 
a Aftervasallen zur Krone kommen wir noch zurück?). 
ig Der dritte Teil des Werkes von Mitteis ist den „einzelnen 
n Lehnrechtsinstituten in ihrer verfassungsgeschichtlichen Bedeu- 
&; tung‘ (vom 10. bis etwa zum 13. Jahrhundert) gewidmet, gibt 
ai; also eine Systematik des Lehnrechts. Man bedauert hier die im 
3t Verhältnis zum ersten Teil übergroße Knappheit besonders. In 
) fünf Kapiteln werden nacheinander abgehandelt: die Begründung 
ie des Lehnsverhältnisses; die Rechte und Pflichten aus dem Lehns- 
« verhältnis im allgemeinen; die einzelnen Lehnsdienste, insbeson- 
" dere der Waffendienst; die dingliche Rechtslage des Lehngutes; 
die Lehnsverwirkung. Wir machen, wie schon bisher, keinen Ver- 
E such, dem Faden seiner Darstellung zu folgen, sondern greifen 
> einiges heraus, um es näher zu beleuchten. 
in Das Vasallitätsverhältnis wird im Mittelalter der Regel nach 
X begründet durch fidelitas und homagium. Sowohl der Treu- 
h eid wie die Mannschaft können jedes für sich auch andere, 
» nicht lehnrechtliche Bedeutung haben?). Andererseits kann beim 
. vasallitischen Lehen die Mannschaft fehlen, so fast immer im 
1 langobardischen Recht (S. 489)*). Im Reiche wie in den beiden 
i Weststaaten pflegt die Mannschaft, außer bei Bischöfen und 
i Ministerialen, noch beim Lehnsverhältnis des Königs zu fehlen. 
Im Deutschen Reiche ist kein Fall königlicher Mannschaft 
| 


!) Die von Mitteis 363 n. 342 abgedruckte wichtige Lehnsurkunde (wohl 
nach 1086) ist jetzt von D. C. Douglas, Documents from the abbey of Bury 
St. Edmunds, London 1932, (The British Academy, Records of the social and 
economic history of England and Wales, III) ı51 nr. 168, vgl. Einleitung 
89 ff. 95 ff. 147ff. neu herausgegeben worden. In dem Satz: Praeter hoc 
vero.... ist doch wohl für guondam zu lesen quendam. Heranzuziehen wäre 
ferner eine vielleicht noch frühere Lehnskunde des Bischofs von Hereford 
von 1085, die Galbraith in English Historical Review 44, 1929, 353 ff. er- 
läutert und veröffentlicht hat. 

2) Siehe unten 31 ff. 

3) Zu den völkerrechtlichen Bündniseiden (S. 488) darf ich auf meine 
Deutschen Fürsten im Dienste der Westmächte I, München 1924, 20.n. I ver- 





| weisen, wo einige Beispiele zusammengestellt sind. Der älteste Beleg sind 

\ die Straßburger Eide von 842. 

i 4) Einen Ausnahmefall bringt bei für das nach langobardischem Recht 

; lebende Kloster Farfa: K. Jordan, Das Eindringen des Lehnswesens in 
das Rechtsleben der römischen Kurie. Archiv für Urkundenforschung 
XII, 1931, 52. 
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preisgeben müssen, ob er sich schon der tatsächlichen Leistung 
entziehen konnte. In seinem Frieden mit der Gräfin von Flan- 
dern, welche die Lehnshoheit über die seeländischen Inseln 
inne hatte, verstand sich Margarete nur dazu, dem König, 
solange es ihr gefalle, die Huldigung zu erlassen!). Für Frank- 
reich ist m. E. die Ordonnanz von 1303 (n. St.) (S. 490 n. 109) 
nicht ganz richtig interpretiert?): Philipp IV. versprach nicht, 
wenn ihm das Lehen eines Untervasallen heimfalle, es wieder 
auszuleihen — deshalb hätte er doch huldigen müssen —, son- 
dern er bestimmte, die Krone solle für solche Fälle dem Lehns- 
herren einen Vertreter stellen ‚ad desserviendum feudis‘‘, d.h. da- 
mit dieser dafür Mannschaft und die übrigen Dienste leiste®). Daß 
dies der Sinn der Stelle ist, folgt aus dem Prozeß von 1286, den der 
Herr von St. Fale gegen Philipp IV. als Grafen der Champagne 
anstrengte, als ein von St. Fale rührendes Lehen eingezogen wurde. 
Der König hatte einen Ersatzmann zu stellen abgelehnt, aber die 
Cour des Grands-jours der Provinz gab dem Kläger recht‘). 


Das ritterliche Lehen ist nur die Regel, ohne daß die getrenn- 
ten Teile Vasallität und Benefizium als solche aufgehört hätten 
zu bestehen. Dem Satz von Dopsch: „Vasallität und Benefizial- 
wesen waren in historischer Zeit niemals und nirgends getrennt‘, — 
ein Satz, von dem man angesichts der Fülle widersprechender Be- 
lege nicht begreift, wie er aufgestellt werden konnte, — hält 
Mitteis mit Recht den Satz entgegen: „Vasallität und Benefizial- 
wesen waren niemals und nirgends zwangsläufig miteinander ver- 
bunden“ (S. 519). 


Zunächst Benefizien ohne Vasallität. Die Vasallität 
wird durch Treueid und Mannschaft begründet. Mitteis zieht 
(S. 521) drei Urkunden an, in denen für ein Lehen Fidelitas und 
Homagium nicht geleistet werden. Zunächst die beiden ersten: 


1) Deutsche Fürsten II, 1931, 128f. Spätere Belege ebd. 129 n. ı. 
2) Ordonnances des rois de France, ed. Lauritre, I, 1723, 358 $9. Siehe 
oben 15 .n. 1. 


®) Entsprechende Fälle bei J. Ficker, Heerschild zı ff. Aus der Zeit 
Philipps d. Sch. selbst: A. Longnon, Documents rel. au comid de Cham- 
pagne I, Paris 1901, 488 nr. LXIX, LXXI. 

4) Brussel, Nowvel examen de l’usage göndral des fiefs..... I, Paris 1727, 155. 
Für die ganze Frage ist noch immer wegen seines Stoffreichtums nützlich: 
B. J. Dacier, Recherches sur usage observ6 en France, quand les rois ont 
acquis des fiefs dans la mouvance de leur swjets. (1782.) Mdmoires de litiera- 
ture, tirds des registres de l’Acaddmie roy. des Inscriptions et Belles-Lettres, 
so, Paris 1808, 499—519. 
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Der Abt von Jumitges in der Normandie verleiht dem Robert 
de Haia (1101/27) als feudum ein Landstück „ad hospitium facien- 
dum, sine hominio‘‘. Nach der anderen von 1205 trägt der Graf von 
Beaumont vom Herren von L’Isle Adam ‚unum feudum- sine 
homagio et sine estagio‘‘ (Burghut) und schuldet dafür „justitiam 
et servitium‘‘. Umgekehrt ist der Graf der dominus ligius des ge- 
nannten Herren für eine große Zahl von Lehen. Ist mit dem Ho- 
minium stillschweigend auch die Fidelitas ausgeschlossen, die beide 
Urkunden nicht erwähnen ? Aber ich kann dagegen eine Urkunde 
aus der Dauphin@ anführen!): Der Herr von Bressieux erklärt, 
vom Kloster St. Peter bei Vienne gewisse Güter zu Lehen (feodum) 
zu tragen, und verspricht dafür „fidelitatem sine homagio“‘. Der 
Treueid ist daher wohl auch für die beiden von Mitteis angeführten 
Urkunden von 1101/27 und 1205 vorauszusetzen. Sind die Bene- 
fizien, die sie meinen, wirklich nicht-vasallitisch, so wohnte der 
Fidelitas kein lehnrechtlicher Sinn bei, sie stellte einen Treueid 
dar, wie ihn der Hintersasse dem Grundherren, der Untertan dem 
Landesherren leistet. Aber ist der nicht-vasallitische Charakter 
so ganz sicher ? Liegt nicht trotz Fehlen des Homagiums echtes 
Ritterlehen vor? Die normannische Urkunde zwar würde ich 
ebenso auffassen, wie Mitteis will. Aber könnte dem Grafen von 
Beaumont die Mannschaft nicht erlassen sein, weil er nicht vor 
seinem Mann niederknien wollte, also aus einem ähnlichen Ge- 
dankengange heraus, der dem König verbietet, Mannschaft zu 
leisten ? Und unterblieb das Hominium des Herren von Bressieux 
vielleicht, weil er der Schutzvogt des Klosters war? Doch sei 
das nur als Vermutung angedeutet. 


Etwas anders liegen die Dinge bei der dritten von Mitteis an- 
geführten Urkunde, einer ostfränkischen:: Der Abt von St. Stephan 
in Würzburg verleiht (1165) dem ‚Engelberto cognomento Hacke‘ 
einen Weingarten „in beneficio‘‘, weil er dem Kloster Geld ohne 
Zinsen geliehen hat, unter der Bedingung, daß er und seine Nach- 
kommen „in amicitia et varia necessitate fratrum fideles et prompti 
inveniantur‘“?). Hier ist der Beliehene ein Mann nicht ritterlichen 
Standes; da fällt das Fehlen des Homagiums nicht auf. (Ob aus 
dem Wort fideles ein Treueid herauszulesen ist, bleibe dahin- 
gestellt.) Aus dem Wort „beneficium‘‘ dürfen wir nicht auf Ritter- 
lehen schließen, denn bekanntlich bezeichnen feudum und bene- 
ficium auch bäuerliche Zins- und Dienstgüter. Andrerseits leisten 


ı) Valbonnais, Histoire de Dauphind II, 1721, 56 nr. 54. 


2) UB. der Benedikt.-Abtei St. Stephan in Würzburg, I, 1912, 189 
nr. 184. 
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auch Bürger und Bauern Hominium!), und selbst angesehene Ad- 
lige halten es gelegentlich nicht unter ihrer Würde, Zinsgüter zu 
übernehmen, man vergleiche etwa die Urkunde des englischen Bi- 
schofs von Hereford für Roger de Lacy von 10852). 

Umgekehrt die unbelehnten Vasallen. In Frankreich sind 
sie bis ins Hochmittelalter zahlreich vertreten. Für Deutschland 
hat Mitteis (S. 5ıgff.) Schwierigkeiten, einwandfreie Belege bei- 
zubringen. Die Stelle bei Lambert von Hersfeld, Heinrich IV. 
habe den Ungarnfeldzug von 1074 „gregario tanium et privalo 
milite‘‘ geführt, läßt sich doch auch auf königliche Ministerialen 
beziehen. In der Urkunde des Markgrafen Otto von Meißen für 
Leipzig (S. 520 n. 226) werden zwar unbelehnte Vasallen voraus- 
gesetzt, aber es sind Bürger, also ein Sonderfall. Endlich die Ur- 
kunde des Ritters Diethard von Pfaffendorf (1228)?), seine Herrin, 
die Gräfin von Lützelburg, habe ihm ‚pro hominio, quod ei feci“, 
50 1b. gezahlt, gehört m. E. nicht hierher. Mitteis bemerkt dazu, 
von einer eigentlichen Huldigung sei nicht die Rede, es liege ein 
reiner Pensionsvertrag vor; aber es ist eben doch ein Kammer- 
lehen, und die Fidelitas ist stillschweigend, als selbstverständlich, 
in der Mannschaft einbegriffen ; ebenso wie in dem Vertrage zwi- 
schen Heinrich VI. und Graf Baldwin von Hennegau, worin der 
König verspricht, daß er nach dem Tode Heinrichs von Lützel- 
burg „colliget eum in familiaritatem suam per hominii exhibitionem 
de bonis illis, quae idem comes tenebat ab imperio‘‘*). Am ehesten 
dürfte als Zeugnis für unbelehnte Vasallen in Deutschland eine 
Stelle der Tegernseer Briefsammlung brauchbar sein®). Da schreibt 
(1003—1013) ein Mönch an einen Grafen, ‚‚noster amicus vestrique 
servitor devotus‘‘ habe sich beklagt, „nihil se unguam digne la- 
borasse in vesiro servitio ... alque icirco dicit se adhuc carere bene- 
fieio‘‘. Doch vielleicht ist, was mir nicht ausgeschlossen erscheint, 
dieser servitor ein Ministeriale. Daß sich noch 1227 der Graf von 
Bar-le-Duc, ein Reichsangehöriger, der französischen Krone kom- 
mendierte, ohne ein Lehen zu empfangen, habe ich an anderer 


1) A. Dumas, Fideles ow vassaux? in Nowv. Rev. hist. de droit frang. 44, 
1920, 217. 

2) Die Bestimmung über das Zinsgut steht am Schluß der oben S. ı9 .n. 
ı zitierten Lehnsurkunde, EHR. 44, 372. 

8) Mittelrhein. UB. III, 282 nr. 351. 

4) 1188 Mai 16: MG. Const. I, 465 nr. 326. 

5) Hersg. von Strecker, 1925 (MG.Epp. sel. III), 80 nr. 72. Mitteis 
577 n.156 zieht die Urkunde in anderem Zusammenhang heran. Er wie 
Ganshof, Depuis quand ...? (oben 6 n. ı) 265, denken an einen Vasallen, 
keinen Ministerialen. 
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Stelle wahrscheinlich zu machen versucht. Zwar handelte es sich 
dabei im Grunde um ein homagium emendae, einen Urfehdeschwur 
(darüber Mitteis S. 485), der aber als Vasallitätsverhältnis auf- 
gefaßt und auf die Erben übertragen wurde!). Die Beispiele für 
Deutschland sind, wie man sieht, recht dünn gesät und zweideutig; 
hier nahmen eben meistens Ministerialen den Platz ein, den im 
Westen die sozial tiefstehenden, obschon freien, nicht abgeschich- 
teten Vasallen ausfüllten. — Für England möchte ich kurz hin- 
weisen auf das mehrfach genannte Buch von Stenton, der die 
household knights ausführlich behandelt, und auf ein sehr deutliches 
Zeugnis im Red Book of the Exchequer für 11662). Im 13. Jahr- 
hundert kommen sie wohl in England nicht mehr vor. 

Mit den Lehnsurkunden, die das Rechtsgeschäft nicht 
vollziehen, sondern nur als Beweismittel dienen, kann sich Mitteis 
im Rahmen seines Werkes nur beiläufig beschäftigen. Ich hoffe, 
später einmal das Aufkommen der Lehnsurkunden genauer unter- 
suchen zu können. Vorläufig sei nur zu S. 514 n. 199: die erste 
Lehnsurkunde in den Regesten der Königsdiplome sei ein Hein- 
rich V. von 1107), bemerkt, daß wir eine solche Konrads II. für 
den Grafen Udo von Katlenburg, ein Deperditum, erschließen 
können. Wir erfahren den Inhalt aus einem Privileg Barbarossas 
für Heinrich d. L.*%). Einen noch früheren Beleg gäbe ein Diplom 
Ottos III. ab für das Haus Bracciforte in Piacenza von 989. Del 
Giudice folgend, verwertet es Mitteis (S. 498 n. ı4ı) arglos in 
anderem Zusammenhang, aber leider handelt es sich um „eine 
völlig wertlose Fälschung jüngeren Datums‘). Ursprünglich 
stellte man Lehnsurkunden nur aus, wenn besondere, über das 
Gewohnheitsrecht hinausgehende Bestimmungen getroffen wurden, 
so über die Erbfolge in der Urkunde Konrads II. Mit dem Privi- 
legium minus für Österreich steht es nicht anders. 

Neben liegenden Gütern und nutzbaren Rechten können auch 
Geldrenten zu Lehen gegeben werden. Diese sog. Kammer- 
lehen sind, wie Mitteis nur zu richtig sagt, von der deutschen 


1) Meine Deutschen Fürsten II, 44 f. 187 n. 2. 

2) Stenton, Engl. Feudalism, Oxf. 1932, ı36ff.; Red Book, ed. by 
H. Hall, I, 1896, 283. 

3) Stumpf 3022. Vgl. Ficker, Reichsfürsten II, 3, 226. 

4) H. Breßlau, Jahrbücher Konrads II. II, 371, 510 ff.; Ficker, Reichs- 
fürsten II, 3, 450. 

5) P.M.Campi, Historia eccl. di Piacenza I, 1651, 493 nr. 58; Stumpf*929. 
In die MG.DD. nicht aufgenommen. P.del Giudice, Nuwovi studi di 
storia e diritto, Mailand 1913, 185; P. Kehr, Die Urkunden Ottos III., 
Innsbruck 1890, 278 n. 1. 
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Fachliteratur sehr stiefmütterlich behandelt worden, und ein 
gründlicher Sonderaufsatz täte hier dringend not. Mitteis nennt 
(S. 476) als einen der frühesten ihm bekannten deutschen Belege 
eine Urkunde von 1196, doch ist es möglich, hier erheblich höher 
hinauf zu kommen. Schon als eingewurzelte Rechtsgewohnheit 
erscheinen die Geldrenten in der Goslarer Reichsvogtei. Als 
„Burglehen“ finden wir hier feste Jahresrenten, ursprünglich zum 
Entgelt für Burghut und Schutz des Reichsgutbezirkes, die an 
Grafen und Ritter ausgegeben und von ihnen z. T. weiter ver- 
liehen wurden!). Die ältesten gehen, soweit unsere Kenntnis 
reicht, auf Friedrich I. zurück?). Das wären die ersten bekannten 
Geldlehen, welche die Krone selber austeilte. Doch lassen sich 
innerhalb des Reiches beträchtlich ältere Kammerlehen nach- 
weisen; das älteste, das ich gefunden habe, gehört ins Jahr 1088°). 
Es beträgt 20 sol., die der Graf von Hennegau dem Dorf Hautmont 
zugunsten seines Vogtes auferlegt hatte und die der Vogt „duobus 
militibus suis ... jamdudum in beneficium‘‘ übertrug. Ungefähr 
in dieselbe Zeit, ins Jahr 1073, führt ein Bericht des Cosmas von 
Prag®). Er erzählt von einem böhmischen Ritter, der in Regens- 
burg herbergte ‚apud quendam civem .. ., qui fwil miles Gebehardi 
ebiscopi, habens annuatim ab eo beneficium XXX marcas argenti““. 
Man wird diese Notiz eines späteren Chronisten nur mit Vorsicht 
verwenden, zumal es sich hier vielleicht um eine uns nicht erkenn- 
bare praecaria remuneratoria handelt. 


Denn aus der fraecaria remuneratoria ist, mindestens als 
einer Wurzel, das Kammerlehen erwachsen. Der Vergleich einiger 
Urkunden mag das zeigen. Der Bischof von Utrecht verleiht 996 
einem adligen Ritter, der seinen ganzen Besitz der Kirche ge- 
schenkt hat, als remuneratio, damit das Geschenk um so fester 
gelte, also ganz aus dem germanischen Schenkungsbegriff heraus, 


1) Wir sind über diese Goslarer Vogteirenten unterrichtet durch ein Schrift- 
stück aus der Mitte des 13. Jahrhunderts, zuletzt gedruckt von G. Bode im 
UB. der Stadt Goslar I, Halle 1893, 562 nr. 606 und Einleitung 35 f. 

2) C. Frey, Schicksale des königlichen Gutes in Deutschland, 1881, 265 ff.; 
H. Niese, Die Verwaltung des Reichsgutes, 1905, ııgf. 259. Irrtümlich 
werden die ältesten Goslarer Burglehen in der Literatur vielfach bis auf 
Heinrich IV. zurückdatiert, so von K. Beyerle in Gött. Gel. Anz. 1915, 
222; G. v. Below, Territorium und Stadt, 2. Aufl., München 1923, 182; 
K.Frölich, Das Goslarer Domstift, in Zs. Sav.RG. 41, K.A. 10, 1920, 91. 
®) Ch. Duvivier, Recherches sur le Hainaut ancien, II, 1866, 447 nr. 72. 
Vgl. N. Didier, Les rentes inföoddes dans le comid de Hainaut du XII. au 
XV. siöcle, in Revue du Nord XVII, Nov. 1931, 265 f. 

*) Cosmas, Il c. 28, hrsg. v. B. Bretholz in MG.SS. nov. ser., 123. 
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jährlich 12 Pfd. als Beneficium auf Lebenszeit!). Ein ähnlicher 
Fall, auch auf den Sohn des Beliehenen ausgedehnt, findet sich 
in der Vita Meinwerks von Paderborn. Das Lehen wird hier aus- 
drücklich als dienstfrei bezeichnet). Einen Schritt weiter führt 
eine Urkunde von 1048°). Darin gibt der Abt von Fulda einem 
Edelmann, der einige Güter dem Kloster geschenkt hat, und dessen 
Sohn ein Landlehen und bis zum Tode des Besitzers „pro beneficio 
8 talenta‘‘. Er muß dafür wie die anderen Ritter dem Abt einen 
genau umschriebenen Waffendienst leisten. Daß für diese 
3 Kammerlehen gehuldigt wurde, ist anzunehmen. Ausdrücklich 
Ä gesagt wird es in einer Urkunde des Erzbischofs Liemar von 
Bremen (nach 1092)*). Ein Adeliger hat ein Gut der Kirche ge- 
schenkt und empfängt dafür ein Benefizium von 8 Pfd. Er wird 
„homo noster der manus‘‘. Auf seinen Sohn soll das Kammerlehen 
nicht übergehen. Gar nichts über die Lehnsdauer bestimmt eine 
Urkunde des Abtes von St. Bertin aus dem Jahre 1087). (Ich 
ziehe hier also ein französisches Beispiel mit heran.) Der Abt hat 
eine Ortschaft erworben und schließt dort mit zwei Brüdern, 
offenbar den Schenkern des Dorfes, ein Abkommen, wonach sie 
als „homines nostri manibus effect‘ jährlich 4 M. Silber als Bene- 
fizium empfangen. Was folgt aus diesen Beispielen ? Es läßt die 
Rechtsnatur des Kammerlehens unberührt, ob damit eine Schen- 
kung erwidert wird oder nicht. Das beneficium von 996 braucht 
man nicht notwendig als Lehen aufzufassen, bei den späteren Fällen 
mit Kriegsdienst und Huldigung kann kein Zweifel obwalten. 
Bleibt die Frage der Leihedauer. Voll angeglichen an das Ritter- 
lehen ist erst das erbliche Geldlehen. Die Urkunde von St. Bertin 
bestimmt darüber nichts, sie wird wie die anderen nur Lebens- 
länglichkeit meinen. Der hennegauische Vogt hat wohl ebenfalls 
sein Rentenlehen nur für sich selbst erhalten. Erbliche Kammer- 
} lehen wären also in Deutschland erst nachweisbar mit den Gos- 
; larer Vogteigeldern Barbarossas. 
Mitteis betont (S. 477), in England und Frankreich sei die 
Freiheit der Rentenlehen von dinglicher Bindung (d.h. von der 
Radizierung auf ein bestimmtes Grundstück als Einnahmequelle) 


DE CE O9 EI 


Su a 


1) S.Muller, Het oudste Cartularium van het Sticht Utrecht, s’Gravenhage 
1892, 67 nr. 35. Ich verdanke diesen und die folgenden Belege der reichen 
Stoffsammlung bei Waitz, DVG VI2, 29. 

2) Cap. 54, hrsg. v. Fr. Tenckhoff in MG.Schulausgaben, 44. 

®) Dronke, Cod. dipl. Fuldensis 358 nr. 749. 

4) Lappenberg, Hamburg. UB. I, 113 nr. 119; O. H. May, Regesten der 
Erzbischöfe von Bremen I, 1937, nr. 389. 

5) Gutrard, Cartulaire de St. Berlin, 202 nr. 28. 
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bereits seit Anfang des ız. Jahrhunderts voll entwickelt; seitdem 
sei es üblich, sie einfach bei einer fiskalischen Stelle, etwa der fürst- 
lichen Kammer, anzuweisen. Deutschland folge da erst erheblich 
später nach. Juristisch gesehen ist das zweifellos richtig, wie die 
von Mitteis angeführten Stellen aus dem Sachsenspiegel und das 
Hofgerichtsurteil von 1222 beweisen. Aber tatsächlich finden sich 
doch schon früh bloße Anweisungen auf die Kammer des Verleihers, 
so in den soeben zitierten Urkunden von 1048 und 1092. 
Anfänglich wurden Soldlehen nur als Abschlag aufgefaßt, bis 
sie in Land angewiesen wurden, dafür hat Mitteis gute Beispiele 
gegeben. Besonders kleineren (und nicht abgeschichteten ?) Va- 
sallen gab man Rentenlehen, wie die Stelle aus Wace zeigt: 
„Rentes pramist a vavasors, Et as barons pramist enors.‘“') 
Endlich noch eine Sonderheit: Es wurden nicht nur Renten 
als Lehen gegeben, sondern auch einzelne Geldsummen, ohne daß 
der Beliehene das Kapital in eine Rente umwandelte?). Es emp- 
fiehlt sich deshalb, die ganze Gruppe nicht als Rentenlehen, 
sondern als Geldlehen zu bezeichnen. So verstehe ich die schon 
erwähnte Urkunde Diethards von Pfaffendorf?); er huldigt für 
eine einmalige Zahlung von 50 Pfd. der Gräfin von Lützelburg. 
Daß er sie auf Land im Jahresertrag von 5 Pfd. anweisen solle, 
wird nicht gesagt und blieb jedenfalls ihm überlassen. Eine ein- 
malige Summe ist allem Anschein nach Gegenstand des Lehens 
auch in der folgenden Urkunde, die das früheste französische und 
zugleich m. W. das früheste bekannte Geldlehen überhaupt er- 
wähnt und insofern von Belang ist*). Gegen 1107 ausgestellt, 
berichtet sie von einem Zwist des Erzbischofs von Narbonne mit 
dem Vizegrafen von B£ziers; er endete damit, daß (wohl 1054) 
der Vicomte dem Kirchenfürsten „hominium et omnes convenien- 
tias‘‘ leistete „‚propter fjevum et propter talem pecuniam, quam dedit 
Guifredus [der damalige Erzbischof] Petro Raimundi [dem damali- 
gen Vizegrafen] avo ejus‘‘. Ganz eindeutig, ob diese decunia wirk- 
lich ein Lehen darstellte®), scheint mir die Stelle freilich nicht. 


!) Wace, Row ed. Andresen, 3. part. v. 6371. Vgl. Dumas, Fiddles ou 
vassaux ? in Rev. hist. droit frang, 44, 1920, 222 .n. 3, wo noch weitere Belege 
für Kammerlehen. 

2) Beispiele aus späterer Zeit gibt E. Clason, Die Pensionsverhältnisse 
deutscher Fürsten mit fremden Mächten, phil. Diss. Bonn 1905, 19 f. 22. 
8) Oben 22 n. 3. 

4) Devic et Vaissete, Histoire de Languedoc V, 1875, 801 nr. 427, vgl. 
auch III, 324 und Molinier, ebd. VII, 134. 

5) Wie Molinier a.a. O., Dumas a.a. O. und Luchaire, Manuel des 
inst. frang. 160 n. 2 meinen. 
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Denn man könnte hominium — fevum und convenientias —pecuniam 
aufeinander beziehen. Dann wäre das Geld ein Subsidium, das 
der Erzbischof dem Vizegrafen für seine Hilfe als Bundesgenosse 
in dem Kriege von 1054 gegen den Vicomte von Narbonne 
zahlte. Zum ältesten nachweisbaren Fall würde das Geldlehen 
aufrücken, das Wilhelm d. Eroberer 1066 dem Grafen von Flan- 
dern verlieh!). 

Besonders untersucht zu werden verdienten die, vornehmlich 
vom politischen Gesichtspunkt wichtigen Kardinalspensionen, 
also Renten, die von ausländischen Höfen römischen Kardinälen 
gezahlt wurden, damit diese Ihre Interessen an der Kurie wahr- 
nähmen. Zuerst haben diesen Weg, soviel ich weiß, Philipp August 
von Frankreich und Johann I. von England beschritten. Reiches 
Material bieten die englischen Rolls. — 

Durch die Kammerlehen konnte ein Herr seine Vasallenzahl 
außerordentlich vermehren. Aber schon vor ihrem Aufkommen 
war es, seit der spätkarolingischen Zeit, üblich geworden, daß ein 
Mann mehrere, oft sehr viele Lehnsherren hatte. Man diente 
nicht mehr mit seiner ganzen Person, sondern nur noch mit dem 
Lehen, das man trug. Die Lehnspflicht verdinglichte sich, ihr 
Schwerpunkt verschob sich von der Vasallität in das Benefizium. 
Die Vielzahl der Lehnsbande entwertete den schuldigen Dienst, 
wenn etwa mehrere Senioren desselben Mannes miteinander in 
Fehde lagen. Dieser Zustand führte, schon im 10. Jahrhundert 
langsam beginnend, zu einem Rückschlag. Der Herr nahm seinem 
Vasallen einen Eid ab, ihm zu helfen ‚gegen alle Menschen, die 
leben und sterben können‘. Das heißt, der Mann durfte kein 
Lehen von anderen Herren empfangen oder mußte mindestens 
die neuen Pflichten den alten nachordnen?). Erst im folgenden 
Jahrhundert begegnet dafür ein eigener Name: homo ligius, 
homme lige, ligantia, ligesse usw. Etymologisch ist das Wort 
noch nicht sicher erklärt, am besten begründet scheint die auch 
von Mitteis (S. 560) vertretene Ableitung von liticus. Daß um drei 
Jahrhunderte das Lehnsrecht zurückgeschraubt, daß eine quasi- 


1) Meine Deutschen Fürsten I, 44 f. 

2) Die von Mitteis 562 n. 105 als ‚‚eine der ältesten mit dieser Formel‘ 
(und zugleich mit Vorbehalt der Treue gegen den älteren Lehnsherren) 
angezogene Urkunde ist von 954 März ı (nicht 946) und steht Devic 
a.a.O. II, pr.421 nr. 209. Deutet das solidamente in dieser Urkunde 
(Sp. 422) auf das, der Ligesse in der spanischen Mark entsprechende Ver- 
hältnis der solidantia? Die von Mitteis 564 n. IIo zitierte Urkunde — 
gemeint ist offenbar Devic V, 521 nr. 264 von 1062 — enthält den Rechts- 
begriff der solidantia nicht. 
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servile Abhängigkeit wiederhergestellt wurde, wäre dann auch im 
Namen ausgedrückt. 

Der früheste Beleg bezieht sich auf das Jahr 1046, ist aber 
vielleicht, wie Mitteis (S. 557f.) ausführt, erst dreißig Jahre später 
in der gegenwärtigen Form niedergeschrieben, so daß der Schreiber 
von 1076 möglicherweise das Wort lidgius erst eingefügt hat. 
Damit rückt zum ältesten sicher datierbaren Zeugnis eine Reimser 
Urkunde von 1055 auf, welche besagt, daß in dem Jahre ‚comes 
Manasses domni Gervasii archipraesulis homeliges factus est et 
ligiam fidelitatem juravit‘‘. Man sieht an der franz. Form im lat. 
Text, wie ungewohnt dem Schreiber das Wort noch ist. Der Graf 
erhielt dafür das Lehen seines Vaters vom Erzbischof zurück!). Es 
sollten einmal alle Zeugnisse bis II00 gesammelt werden, man 
könnte dann vielleicht die Landschaft, wo der Ausdruck geboren ist, 
genauer umgrenzen. Gegenwärtig läßt sich nur sagen, daß er 
sicher in Frankreich zuerst auftritt. Ich führe, Mitteis (S. 558) er- 
gänzend, der auf zwei Urkunden des ausgehenden ıı. Jahrhunderts 
hinweist, kurz die Quellen an, die ich vor IIoo noch kenne: In der 
Fortsetzung der Gesta episcoborum Cameracensium, die in den 
1070er Jahren geschrieben ist, wird der Kammericher Kastellan 
Johannes, zum Jahre 1051, als ligius miles Baldwins von Flandern 
bezeichnet?). Das Konzil von Clermont verbot 1095 den Bischöfen 
und Geistlichen, dem König ‚in manibus ligiam fidelitatem‘‘ zu 
leisten®). In diesen Zusammenhang gehört auch eine Urkunde von 
1075 aus St. Maixent, obgleich homo liggius hier nicht Vasallen, 
sondern wie auch sonst oft Hörige bedeutet®), sowie eine andere, 
die Waitz vor 1070, Pirenne vor 1047 ansetzt, worin der Graf von 
Namur als legius advocatus gewisser Kirchengüter erscheint®). Hier 
und an vielen anderen Stellen heißt legius, ligius soviel wie legiti- 


1) G.Marlot, Metropolis Remensis historia, Reims 1679, 113 f. Auf diese 
Urkunde und die ‚‚Taten der Bischöfe von Kammerich“ (siehe nächste Anm.) 
macht schon E. de Lauritre, Glossaire du droit frang. II, 1704, 58 s. v. lige 
aufmerksam. Seine übrigen, angeblich ebenso frühen Belege BEN tat- 
sächlich erst ins 12. und 13. Jahrhundert. 

2) MG.SS. VII, 493 Z. 15. Andere etwas spätere Stellen aus Ph Chronik 
bei Waitz, DVG. VI, son. ı. 

®) MansiXX, 817. 

4) J. Flach, Les origines de l’ancienne France II, Paris 1893, 528 n. ı. Das 
Gegenstück bilden die homines plani. Zu den übrigen Bedeutungen von 
ligius vgl. Mitteis 567. 

5) Waitz, Urkunden zur DVG, 2. Aufl. 1886, 23 nr. 9; H. Pirenne, 
Qu’est-ce qu'’un homme lige, in Acad. roy. de Belgique, Bulletin de la classe des 
letires... 1909, 471. 













Lehnrecht und Staatsgewalt im Mittelalter 29 





im mus oder liber!). Für das Aufkommen des Wortes sind auch diese 
Urkunden mit heranzuziehen. 
rer Nach Mitteis (S. 563f., 569) wäre es die Kirche gewesen, welche 


ter die neue Rechtsform der Ligeität ins Leben rief. Sie habe ihren 


er Vasallen überirdischen Lohn versprochen und sich dafür unbe- 
ıt. dingte Treue zusichern lassen. Die frühesten Belege fänden sich 
er vornehmlich in den Chartularen geistlicher Anstalten. Ich möchte 
es zu dieser These doch ein Fragezeichen setzen. Daß die Ligesse 
et in der Frühzeit bei Kirchen verhältnismäßig häufig begegnet, wird 
R. einfach auf der viel besseren Überlieferung des geistlichen Ur- 
af kundenmaterials beruhen?), — einen homo ligius des Grafen von 
s Flandern nannten uns zudem die „Taten der Bischöfe von Kam- 
n merich‘. Und warum sollten dieselben Herren, die Bistümer und 
t, Klöster rücksichtslos niederbrannten und ausplünderten, nur aus 


T Hoffnung auf das Jenseits das Joch der ligischen Vasallität auf 
sich genommen haben ? Ich glaube, es liegt näher, man betrachtet 
das hominium ligium als einen Hebel in dem neuen Staatsapparat, 
den die Territorialherren damals aufzubauen sich anschickten, als 
ein Glied in jenem Konsolidationsprozeß, den wir früher (oben 12) 
erwähnten. 

Das ligische Lehnsverhältnis, Wort und Sache, hat sich über 
ganz Westeuropa und Italien ausgebreitet. In Frankreich galt 
seit dem 13. Jahrhundert die ligische Huldigung als die Regel, 
so daß zuweilen nur hominium in den Urkunden gesagt wird, wo 
ligische Mannschaft gemeint ist?). Die nicht-ligische Vasallität 
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1) Pirenne, a.a.O. 49 will das Wort mit ‚‚frei‘‘ übersetzen, mir scheint 
an den meisten der von ihm und Mitteis 567 n.1ı24 angeführten Stellen 
die Bedeutung legitimus vorzuliegen. Vgl. auch Waitz, DVG VII, 333 n. 2; 
D. Zeglin, Der homo ligius, Lpz. 1915, ıı ff. Ferner Curia Regis Rolls 
VII: 1ı213—ı5, London 1935, 138 zu 1214: „Pater suus cartam illam ei 
fecit in higia potestate sua et in bona sanitate et non in languore.'‘ Diese Be- 
deutungsentwicklung (= legitimus) ist wohl durch falsche Etymologie ver- 
anlaßt, vgl. Gulielmi Durandi Speculum juris, lib. IV, part. 3 de feudis, 
de homagüis ... $4; Basel 1563, II, 297: „„Dicitur autem homo ligius quasi 
ligatus domino swo, vel legius quasi legalisatem continens.‘‘ Die Namensform 
lautet richtig Duranti, vgl. R.v. Heckel, Eine Kanzleianweisung über die .. 
Ausstattung der Papsturkunden ... in Festschrift für Leidinger, 1930, 110. 
®) So auch E. F. Otto, Adel und Freiheit, 1937, 413. /Korr.-Zusatz]. 

8) 1242 Aug. ı und Aug.: Layettes dw Tresor des Chartes, ed. Teulet u. a., 
II, 476 ff. nr. 2980. 2985 (Grafschaft Marche). 1237 Dez.: ebd. II, 355 
nr. 2583. 2584 (Flandern). Meine Deutschen Fürsten II, ı3 n. 5 (Cham- 
pagne und Lothringen). — Liges, wie es im späteren Mittelalter Untertan 
bedeutet, kann auch allgemein Vasall heißen, so werden in den Lehns- 
registern von Bar-le-Duc aus dem Jahre 1311 einzelne Ritter als ‚‚liges de 
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wird dagegen ausdrücklich als homagium simplex oder planum 
bezeichnet!). Immer blieb die Ligeität eine straffere und engere 
mn an den Herren, wie manchmal in den Urkunden besonders 

prochen wird. So ist der Herr von Mörs dem Grafen von 
Cleve verpflichtet „prout ligius homo ... domino suo tenetur et 
speciali et artiori fide est astrictus et fortius ligatus‘‘®). Der Graf 
von Jülich verwahrt sich beim Herzog von Oberlothringen da- 
gegen (1288), daß er ihn als seinen homo ligius aufgeboten habe, er 
sei nur sein fidelis*). Wilhelm Duranti, der südfranzösische ‚„Spieg- 
ler‘, überlieferte die Lehre, jede Huldigung, die dem Kaiser oder 
König ohne Ausnahme eines anderen Lehnsherren geleistet werde, 
sei dadurch ligisch®), und die Legisten nutzten sie im Interesse der 
französischen Krone aus®). Duranti berief sich dabei auf ein ron- 
kalisches Gesetz Friedrichs I., das so zum Werkzeug französischer 
Staatspolitik wurde, während in seinem Ursprungslande, im 
Reiche, das kaiserliche Machtwort fast spurlos verwehte. Um- 
gekehrt verwandelte die französische Krone, wo es die Umstände 
gestatteten, die älteren Lehnspflichten von Kronvasallen in 
homagia plana. Ein deutlicher Fall: Johann von Chalon-Arlay 
war homo ligius des Grafen Otto IV. von Pfalzburgund. Da die 
Freigrafschaft an den zweiten Sohn Philipps IV. übergegangen 


plain homage‘‘ bezeichnet, vgl. H. Levallois, Recherches 4 propos d’une 
liste des vassaux de Bar, de l’an 1311, in Bulletin mensuel de la Socidtd 
d’arch. lorraine, [2. ser.) I, 1901, 208. 211. 212. Vgl.auch Zeglina.a.O. 31. 
1) Oder es wird homo ligius und homo einander gegenübergestellt. So erklärt 
der Herr von Choiseul 1268, er sei nicht homme lige des Grafen von Bar, wie 
dieser behauptet hatte, sondern nur sein hons de fid, dagegen sei er hons liges 
des Bischofs von Langres und des Pfalzgrafen von Burgund vor dem Grafen 
von Bar, Layettes IV, 316 nr. 5472. 

2) 1287 Okt. 21: Lacomblet, Niederrhein. UB. II, 493 nr. 831. 

®) 1288 Okt. 8: F. Kern, Acta Imperü..., Tübingen ıgıı, 37 nr. 60. 
4) Guill. Durandi Speculum a. 29 n. ı a. O.: „Et nota, quod est homa- 
gium ligium, quod videlicet fit imperatori vel regi, nullius alterius fidelitate 
salva. Illud vero, quod fit aliis, non dicitur ligium: quod fit sew juratur salva 
imperatoris vel vegis auctoritate: wi in libro Feud. de prohi. feud. alie. Impe- 
rialem in fin.‘‘ (= II F, 54 [55] $ 8, bei K. Lehmann, Das langobardische 
Lehnrecht 182: ‚‚Illud quoque sancimus, ut in omni sacramento fidelitatis 
imperator nominatim excipiatur.‘‘ Es ist der Schlußsatz von Friedrichs I. 
Lehngesetz, Nov. 1158.) Die kaiserliche Vorschrift spricht also von ligantia 
noch nicht. 

5) In einem französischen Rechtsgutachten über Lyon (1296/97), bei Fr. 
Kern, Acta Imperii 199 nr. 271: „...cum archiepiscopus Lugdunensis 
nulls alii de mundo in temporalibus fidelitatem facıat, nisi regi Franciae, hoc 
ipso ipsa fidelitas est ligia regi“ 
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ist, leistet er diesem, mit dessen Einwilligung, nur noch homagium 
planum, nimmt aber gleichzeitig einige Lehen vom König zu ligi- 
scher Mannschaft!). 

In Deutschland ist der homo ligius oder „Ledigmann‘‘, wie 
er heißt, nur links des Rheines heimisch geworden, im Inneren 
trifft man ihn nur spärlich. Die kaiserliche Kanzlei hat das Wort 
nur selten verwendet. Mitteis (S. 580 n. 168) führt eine Urkunde 
Friedrichs II. von 1248 Nov. für Thomas von Savoyen an. Als 
ältere Beispiele nenne ich die Verträge König Heinrichs (VI.) 
mit Graf Baldwin von Hennegau?) und mit dem Herzog Hugo von 
Burgund®) und die Urkunde Friedrichs II. über den Frieden der 
Grafen von Champagne und Bar mit Lothringen“). Für den Sa- 
voyer Lehnsbrief wirft Mitteis selber die Frage der Empfänger- 
ausfertigung auf. Die von mir herangezogenen Verträge fallen der 
Natur der Sache nach nicht unter diesen Begriff, so daß sie mir 
beweiskräftig scheinen?®). 

Die Könige hatten homines ligii wie jeder Lehnsherr. Haben 
sie aus der Ligeität für sich besondere Rechtsvorteile gezogen, 
die über die allgemeine Verstärkung der vasallitischen Treupflicht 
noch hinausgehen ? Wir berühren damit das Verhältnis der 
Untervasallen zum Königtum. Dies zentrale Kapitel der 
mittelalterlichen Verfassungsgeschichte gedenke ich später ge- 
sondert zu behandeln. Hier beschränke ich mich auf eine mit der 
Ligesse eng zusammenhängende Teilfrage: die französischen 
Aftervasallen, und lasse Deutschland, wo das Thema manche 
Rätsel aufgibt, ganz beiseite. Wie die Dinge in der Karolingerzeit 
lagen, haben wir (oben 6f.) kurz gestreift. Damals war durch den 
Untertaneneid jeder Aftervasall dem König unmittelbar ver- 


1) 1309 Mai: Kern, Acta Imperii 124 nr. 184. 

2) 1184 Mai: MG. Const. I, 423 nr. 298 („‚princeps imperii et ligius homo 
censebitur‘‘), vgl. C. Pöhlmann, Das ligische Lehensverhältnis, Heidel- 
berg 1931, 34, dort noch viele spätere Beispiele. (Zu Pöhlmann vgl. meine 
Besprechung in HZ. 146, 1932, 542 ff.) Aber bei dem kurzen Kompromiß 
von 1188 Mai 16: Const. I, 465 nr. 326 wird nur von hominium gesprochen. 
®) 1186 Juli 5: MG. Const. I, 464 nr. 325. Vgl. meine Deutschen Fürsten 
I, 122 

4) 1218 Juni ı: Huillard-Br&holles I, 545. RJ.V, nr. 936. Der König 
gebraucht darin den Ausdruck in bezug auf die homines ligii des Herzogs von 
Lothringen. 

56) Mitteis erwähnt nur kurz zuvor, n. 167, den Vertrag mit Hennegau. Be- 
zweifelt er seine Entstehung in der Reichskanzlei ? Aber selbst wenn ein 
Kleriker des Grafen die Urkunde niedergeschrieben hat, müssen sich 
doch vorher die beiden Vertragspartner über den Wortlaut geeinigt haben. 
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bunden. Luchaire folgend!) meint nun Mitteis, dieser Zustand 
habe in Frankreich bis zum Beginn der Kapetingerzeit angedauert. 
„Noch Fulbert von Chartres habe gelehrt, daß der Vorbehalt der 
dem König geschuldeten Treue in jedem Vertragsverhältnis zu 
unterstellen sei‘ (S. 266 mit n. ır). Aber die einzige dafür beige- 
brachte Quellenstelle, ein Brief Fulberts an den Bischof Reginald 
von Paris?), der zugleich Graf von Vendöme war, sagt davon nichts. 
Fulbert verlangt von Bischof Reginald auxilium „contra omnes 
homines, salva fidelitate Roberti‘‘. Da er das Öffnungsrecht der 
Burg Vendöme fordert, beanspruchten die Bischöfe von Chartres 
wohl für die Burg, vielleicht für noch andere Besitzungen des 
Bischof-Grafen, die Lehnshoheit?). Wenn Luchaire und Mitteis 
diesen Brief als Beweis benutzen wollen, müßte nachgewiesen 
werden, daß der Adressat nicht etwa Kronvasall war, denn dann 
wäre ja der Treuvorbehalt zugunsten des Königs selbstverständ- 
lich. Welche Stufe der feudalen Pyramide nahm nun Reginald 
ein? Ob die Grafschaft Vendöme unmittelbar von der Krone zu 
Lehen ging, ist nicht mit Sicherheit festzustellen‘). Aber er hatte 


1) A.Luchaire, Histoire des institutions monarchiques 11%, 28. Ich habe 
mich gegen seine Behauptung schon in meinem Französischen Staat, in 
HZ. 148, 1933, 471 n. ı gewendet. 

®%) Fulberti Carnotensis epist., Rec. Hist. Fr. X, 447 C nr. V. Der Brief 
ist undatiert. Reginald wurde 992 Bischof von Paris (Ch. Pfister, Eiudes 
sur le rögne de Robert le Pieux, Paris 1885, S. XXXI) und starb 1016, 
Ders., De Fulberti vita (unten n. 4) 57. Seinem Vater folgte er in den Be- 
sitz seiner Grafschaften nach dessen Tode 1005, Cartulaire de l’abbaye.... 
de la Trinit# de Vendöme, ed. Ch. Mötais, I, Paris 1893, 14 n. ı. (An diesem 
Datum hat man wohl gegen die in der Literatur meist genannten Jahre 
1007 oder 1012 festzuhalten.) Fulbert bekleidete 1007—1028 die Bischofs- 
würde. Der Brief fällt wohl in das (frühest mögliche) Jahr 1007 oder bald 
danach, spätestens 1016. 

®) Es bestanden alte Beziehungen zwischen dem Vendömois und dem Ge- 
biet von Chartres. Einen sicheren Beleg dafür, daß der Graf von Vendöme 
Lehen vom Bischof von Chartres trug, finde ich aber erst in einer Urkunde 
von 1248 Juni: Layettes III, 37 nr. 3687. 

4) Nach F. Lot, Eitudes sur le rögne de Hugues Capet, Paris 1903, 190 rührte 
zwar die Grafschaft Vendöme direkt vom König, aber Lot gibt keine Be- 
lege; A.Longnon, Atlas hist., Texte explicatif 222 läßt die Frage offen. 
Schon wegen der engen Freundschaft zwischen Hugo Capet und Burchard 
wäre unmittelbare Vasallität das nächstliegende, zudem huldigte später der 
Sohn des Grafen von Anjou, Gottfried Martell, der sich der Grafschaft be- 
mächtigt und sie unter seine Lehnshoheit gebracht hatte, für das Vendömois 
König Heinrich I., Origo comitum Vindoc., in Cartul. Trinit# Vendöme I, 
5 ar. I= Rec. Hist. Fr. XI, 31D. Andrerseits sagt Odo in seiner Vita 
Burchardi venerab. comitis, Rec. Hist. Fr. X, 350E, bei der Heirat des 
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von seinem Vater, dem Grafen Burchard, außerdem die Graf- 
schaft Melun geerbt, die Hugo Capet jenem verliehen hatte!). Und 
zu allem Überfluß war doch Reginald als Bischof von Paris könig- 
licher Lehnsmann?)! Damit fällt die These von Luchaire und 
Mitteis in sich zusammen. Die unmittelbare Treupflicht der Unter- 
vasallen, dies Zeichen einer besonders starken Staatsgewalt, treffen 
wir nur unter Karl d. Gr. und seinen ersten Nachfolgern, sowie 
im normannischen England an; wir vermissen es im Deutschland 
der Kaiserzeit und im Frankreich der direkten Kapetinger. Wie 
sonderbar auch, wenn dies unvergleichliche Machtmittel den 
schwachen Händen der letzten französischen Karolinger nicht 
entglitten wäre! 

Daß dann im ıı. und 12. Jahrhundert der französische König 
keinen Treuvorbehalt der Aftervasallen mehr fordern kann, be- 
streitet auch Mitteis nicht®). Philipp August muß von vorn an- 
fangen und durch Sonderverträge Lehnsleute niederer Grade an 
sich fesseln. Dann aber, etwa in der ersten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts, sei ein ricorso eingetreten, sei der König zum dominus 
ligius ante omnes geworden. Das heißt: Alle Untervasallen hätten 
ihren Lehnseid nur noch salva fidelitate regis geleistet und neu 
gewonnene Kronvasallen hätten die Treupflicht gegen ihre älteren 
Herren nicht mehr der gegen den König übergeordnet, wie dies 


jungen Burchard mit der Witwe des Grafen von Corbeil habe ihm König 
Hugo Corbeil, Melun und die Grafschaft Paris verliehen, ‚‚talitergue comes 
regalis efficitur‘‘. Das klingt so, als sei er es bis dahin noch nicht gewesen, 
aber vielleicht lebte damals sein Vater noch und hielt Vendöme in eigner 
Hand. Wenn Luchaire, Hist. inst. II?, 28 n. 3 behauptet, die Grafschaft 
Vendöme ging gleichzeitig von der Krone und dem Bistum Chartres zu 
Lehen, so ist das wohl nur aus dem Brief erschlossen. Daß er mit dieser 
Annahme seiner These von dem allgemeinen Treuvorbehalt der Unter- 
vasallen zugunsten des Oberlehnsherren durchaus den Boden entzieht, hat 
er gar nicht gemerkt. Mitteis 266 n. ıı erklärt den Grafen von Vendöme 
als Vasallen des Bistums Chartres und beruft sich dabei auf Ch. Pfister, 
De Fulberti Carnotensis episcopi vita et operibus, These, Paris 1885, 57, der 
diese Behauptung aber nicht zu beweisen versucht. 

1) Odo, Vita Burchardi, die in der vorigen Anm. zitierte Stelle. Die Graf- 
schaften Melun und Paris gingen auf seinen Sohn, den Bischof Reginald 
über, Corbeil kam an die Kinder seiner Witwe aus erster Ehe, A. Longnon, 
La formation de l’unitd frang., Paris 1922, 37. 52; J. de P&tigny, Hist. 
archeologique du Vendömois, Vendöme 1849, 153. 

2) Ganz abgesehen von seiner, ihm später wieder entzogenen Grafschaft 
Paris. Das Bistum Paris war königlich, F. Lot, Hugues Capet 222. 

3) Darin weicht also Mitteis von Luchaire ab, der meint, der Treuvorbehalt 


der Untervasallen sei immer üblich gewesen, vgl. HZ. 148, 471 n. 1. 
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früher üblich war und noch unter Ludwig IX. etliche Male be- 
gegnet!). In der Tat ist ein solcher Treuvorbehalt bei Kronvasallen 
später nicht mehr nachzuweisen, ein Grundgedanke der Ligesse, 
die Nachordnung der späteren Lehnsherren, wird also zugunsten 
der Krone aufgehoben ; wenigstens sind mir nach 1252, dem Jahre 
des letzten Beleges, keine Urkunden bekannt, in denen Kronvasal- 
len die Treue gegen andere, ältere Lehnsherren vorbehielten. Wie 
steht es aber mit den Untervasallen ? Wenn Mitteis (S. 574) sagt: 
„Unter den zahlreichen Verbindungen, die salva fidelitate regis 
angebahnt wurden, befinden sich zweifellos auch solche, bei denen 
ein Lehnsverhältnis zum König noch gar nicht vorliegt, sondern 
erst für die Zukunft ins Auge gefaßt wird‘, so stellt er damit eine 
Lehre auf, die für die Feudalverfassung der kapetingischen Monar- 
chie die größte Tragweite besäße: keine geringere nämlich, als 
daß die Bindung der Untervasallen an die Krone, jener anglo- 
normannische Rechtssatz, den in England der Eid von Salisbury 
begründet hat, auch in Frankreich durchgedrungen wäre. Zum 
Beweis führt Mitteis (S. 574 n. I44) eine Reihe von Urkunden des 
späten 12. und des 13. Jahrhunderts an. Betrachten wir sie etwas 
näher. 

Da erscheint als „sehr früher Beleg‘‘ eine Urkunde von 1174, 
worin der Graf Wido von Nevers dem Herzog Hugo von Burgund 
huldigt, „salva ligeitate domini regis‘‘?). In unserem Zusammen- 
hang beweist die Stelle nichts, denn die Grafschaft Nevers ging 
seit 1032 von der Krone und nicht mehr vom Herzogtum Burgund 
zu Lehen?). Nicht besser steht es mit der Mannschaft des Grafen 
und der Gräfin von Champagne (1228 Febr. 4), die dem Erzbischof 


1) Beispiele habe ich zusammengestellt in meinem Frz. Staat, in HZ, 148, 
1933, 471, weiteres bei Mitteis 573 n. 142, wo aber die Huldigung Flan- 
derns von 1196 zu streichen ist. Die Ausnahme des Kaisers und des Bischofs 
von Lüttich bezieht sich auf die Hilfe, die Baldwin mit seinen anderen Lehen, 
Reichsflandern und Hennegau, leistet, war also selbstverständliche Pflicht. 
Die Belege, die Mitteis 574 n. 143 hinzufügt, gehören sämtlich nicht 
hierher: Die Urkunde von 1242 Febr.: Layettes II, 465 nr. 2959 betrifft 
Herrn Rase de Gavre, also einen Reichsangehörigen (Gavre liegt 15 km 
südlich Gent am rechten Scheldeufer), bei dem ein Vorbehalt für seine älte- 
ren Hauptlehnsherren zu erwarten ist. In den übrigen Fällen ebd. IV, 
151 nr, 5092 und 167 nr. 5134 ist der Oberlehnsherr nicht der König 
von Frankreich, sondern der Graf von Champagne und der König von 
Sizilien. 

2) Est. Perard, Recueil de plusieurs pieces ... de Bourgogne, Paris 1664, 
247 f., danach M. Quantin, Cartulaire general de !’ Yonne II, Auxerre 1860, 
249 nr. 233. 

®) A.Longnon, Formation 59. 
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von Reims Hilfe gegen alle versprechen, ausgenommen den König 
und die Königin von Frankreich und die anderen, dem Erzbischof 
vorangehenden Lehnsherren!). Der Graf von Champagne ist 
französischer Kronvasall?), so daß die Klausel ganz natürlich ist. 
Ebenso verhält es sich mit dem Bündnis zwischen dem Herzog 
und dem Pfalzgrafen von Burgund (1269), wobei der Herzog 
als Kronvasall den König ausnimmt?). Etwas undurchsichtiger 
liegt der Fall bei Thomas von Coucy, Herren von Vervins. Er 
wird homo ligius des Grafen der Champagne für zwei Geldlehen, 
„salva ligeitate domini Ingelranni fratris sui et regis Franciae‘“t). 
Graf Engelram III. von Coucy und sein Vorgänger Radulf von 
Coucy waren Lehnsleute des Königs°). Für den hier in Frage ste- 
hendenThomas kann ich zwar, ohne tief in die Geschichte Derer von 
Coucy einzutauchen, ein Kronlehen nicht nachweisen, doch spricht 
alle Wahrscheinlichkeit dafür, vielleicht war es die Herrschaft Ver- 
vins selbst ; jedenfalls müßte Mitteis, um seinen Satz zu erhärten, 
den Gegenbeweis führen. Ferner beruft er sich auf Luchaires Ma- 
nuel®). Dort sind zwei einschlägige Urkunden zitiert: der Brief 
Fulberts von Chartres (oben 32) und die eben erledigte champagni- 
sche Huldigung von 1228. Bei den übrigen Belegen muß es sich, 
falls nicht bei den Zitaten Versehen unterlaufen sind, um Irr- 
tümer handeln; sie werfen für unsere Streitfrage nichts ab”). Nun 
könnte man umgekehrt folgern: Hätten tatsächlich alle Vasallen, 


!) Ders., Documents rel. au comi& de Champagne ... 1172—1361, I, Paris 
1901, 477 ar. XXXI. 

2) Ebd. 467 nr. III, Huldigung für Philipp II., 1198 April. Vgl. ebd, 
Introduction XLVIf. 

8) C. J. Perreciot, Preuves de l’dtat civil des personnes et de la condition 
des terres dans les Gaules III, Paris 1845, 84 nr. 58. 

4) 1215 Aug.: Layettes, I, 419 nr. 1129. 1216 Apr. vor Ostern: ebd. 
430 nr. 1175. 

5) Ebd. I, 144 nr. 336. 564 nr. 1590. Ein anderer Bruder des Engelram 
und des Thomas, Robert von Coucy, nahm bei der Hulde für die Gräfin 
von Champagne nur seinen Bruder Engelram aus, 1213 Apr.: ebd. 391 
nr. 1046. 

®%) Luchaire, Manuel 192 n. 1. 2. 

?) M. Quantin, Recueil de pieces p. faire suite au Cartulaire gen. de l’ Yonne, 
13. siecle, Auxerre 1873, 251—253 nr. 532 enthält ein Verzeichnis von 
Kronlehen aus dem 13. Jahrhundert. Layettes I, 486 nr. 1356 bringt eine 
Lehnshuldigung Hugos von Antigny für den Grafen von Champagne 
(1219 Juli), wobei Hugo zahlreiche Lehnsherren ausnimmt, aber nicht den 
französischen König. Endlich ebd. II, 336 nr. 2491, der Treueid der Gräfin 
Johanna von Flandern (1237 Apr. ı2) für Ludwig IX., so viel ich sehe ohne 
Beziehung zu der hier behandelten Frage. 
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auch der unteren Stufen, den König ausnehmen müssen, so gäbe 
es keine Urkunden ohne die Formel salva fidelitate regis. Jedes 
franz. Kartular liefert aber so viele Gegenbeispiele, daß Zitate 
überflüssig sind. — Das einzige wirklich beweiskräftige Zeugnis, 
das Mitteis (S. 574 n. 145) beibringt, betrifft die Lehnshulde des 
Grafen von Bretagne 1213. Der Graf verpflichtet sich, die Mann- 
schaft seiner Vasallen nur entgegenzunehmen ‚salva fidelitate 
domini regis‘‘. Eine noch ältere Parallele kann ich hinzufügen: 
Als Arthur von der Bretagne (1202 Juli) Philipp August Mann- 
schaft schwört, wird verabredet, der französische König dürfe 
von bestimmten Baronen Poitous die direkte Huldigung fordern 
und diese würden dann Arthur nur salva fidelitate regis Mannschaft 
leisten!). Aber diese beiden Urkunden reichen einen allgemeinen 
Grundsatz zu tragen nicht aus. Philipp II. hatte die beiden 
Prätendenten der Bretagne in seiner Hand, er nützte die gün- 
stige Lage aus und zwang sie unter dasselbe Gesetz, das die eng- 
lischen Könige und Herzoge der Normandie ihren Baronen auf- 
erlegt hatten. 

Nach den Urkunden die Rechtsbücher. Welche Antwort 
geben sie? Das Livre de jostice et de plet, zwei Jahrzehnte vor 
Beaumanoirs Coutumes entstanden, setzt eindeutig einen Treu- 
vorbehalt für die Krone fest?). Es entlehnt jedoch den größten 
Teil seines Inhalts den Digesten und Dekretalen, nur zum geringe- 
ren gibt es das Gewohnheitsrecht der Gegend von Orleans wieder. 
Woher der fragliche Paragraph stammt, ist schwer zu sagen. Mitteis 
(S. 323) sieht in ihm einen Niederschlag der vielen königlichen 
Ligesseverträge mit bisherigen Untervasallen®). Vielleicht wäre 


1) Layettes I, 236 nr. 647. Ich habe darauf schon HZ. 148, 472 Anm. 
hingewiesen. 

2) Li livres de jostice et de plet I, 16 $ ı, ed. Raspetti, 1850, 67: „‚Li vois 
ne doit tenir de nwil. Duc, conte, viconte, baron puent tenir li uns des auires et 
devenir home, sauf la dignite le roi, contre qui homage ne vaut riens.‘ 

%) Wenn Mitteis 323 unmittelbar davor sagt: ‚‚Zwar haben wir in Frank- 
reich keine Norm des gesetzten Rechtes, die einen allgemeinen Vorbehalt der 
Treue zugunsten des Königs im Staatsrecht fundiert hätte‘, so kann ich 
das nur als Selbstwiderspruch zu der oben bekämpften Meinung des Ver- 
fassers verstehen: ‚„‚Auch ein Kronvasall darf jetzt homagia [sc. seiner 
Vasallen] nur noch salva fidelitate domini regis in Empfang nehmen“ (S. 574). 
Mitteis führt neben dem Buch von Jostice et plet noch zwei andere Coutu- 
miers an: 1. Die Summa de legibus Normanniae XIII, ı, ed. Tardif, Cou- 
tumiers de Normandie II, 1896, 39 beweist hier nichts. In der Normandie 
war ja der Treuvorbehalt für den Herzog von jeher beheimatet und ist 
vielleicht von hier erst nach England verpflanzt worden, Mitteis 575 n. 150. 
2. Philippe de Beaumanoir $ 65, ed. Salmon I, 1899, 47. Beaumanoir 
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es auch denkbar, normannischen Rechtseinfluß anzunehmen. Aber 
liegt es bei der Quellengrundlage des Werkes nicht am nächsten, 
den Satz aus den Libri Feudorum abzuleiten ? Das Gesetz Bar- 
barossas, in jedem Treueid müsse der Kaiser namentlich ausge- 
nommen werden!), hat in der Literatur weit fortgewirkt. Daneben 
haben sich die Rechtslehrer auf eine (gleich zu nennende) Dekretale 
Gregors IX. berufen, um einen Vorbehalt des jus superioris in 
jedem Schwur anzunehmen. Von den Definitionen der Ligeität, 
die Wilhelm Duranti gesammelt hat, führten wir eine schon früher 
an. Eine andere bestimmt die ligische Hulde als eine solche, bei 
der niemand ausdrücklich ausgenommen werde, wohl aber still- 
schweigend der Kaiser oder König?). Der Spiegler allegiert den 
Liber Extra, doch geht die Heranziehung der Dekretale über einen 
verlorenen lehnrechtlichen Traktat, die unmittelbare Quelle des 
Bischofs von Mende°), und vielleicht noch andere Zwischenglieder 
auf die Summa des Hostiensis zurück. Der Kardinal aber führt 


spricht nicht von einem Treuvorbehalt, aber aus seinen Worten geht hervor, 
daß der Vasall einem Aufgebot gegen den Oberlehnsherren, den Territorial- 
herren oder den König keine Folge zu leisten brauchte. Die Stelle bildet 
ein lebendiges Zeugnis dafür, wie im Laufe des 13. Jahrhunderts die Staats- 
gesinnung über die Lehnstreue siegte, und würde in unseren nächsten Ab- 
schnitt über den Pflichtenkonflikt gehören. Eine ältere Stufe vertreten die 
Etablissements de S. Louis, die bei Rechtsverweigerung die Heerfahrt gegen 
den König gutheißen, Mitteis 540 n. 22. Am Ende des Weges steht Wil- 
helm Duranti mit seinem Speculum juris IV, 3, de feudis, de homagiis ... 
$ 29; Basel 1563, II, 301. Wenn ein baro regis Franciae gegen den König 
Krieg führt und seine Vasallen aufbietet, so dürfen sie ihm nicht gehorchen, 
„nam baro insurgens contra dominum videtur incidere in legem Juliam 
majestatis.... Nam rex Franciae princeps est in regno swo.‘‘ (Übrigens einer 
der frühesten Belege für diese Formel. So sind die Digesten die schneidige 
Waffe geworden, die den Knoten von Lehnstreue und Staatspflicht durch- 
hauen hat. Vgl. Mitteis 540 n. 22. 552 n. 66. 

1) Oben 30 n. 4. 

2) Guill. Durandi Spec. jur. a. oben 29 n. 1a. O.: „Ali dicunt, quod 
est duplex homagium. Unum dicikur ligium: in quo nullus excipitur, quantun: 
ad verba,; quantum tamen ad mentem illi, qui subpremam et generalem habeni 
jurisdictionem, puta imperator vel rex, intelliguntur excepti: ut extra, de 
jurejuran. venientes.‘‘ (= Greg. 2, 24, 19.) Die Adressaten des Papstbriefes 
hatten sich entschuldigt, eine Appellation an die Kurie nicht abgewartet 
zu haben, weil sie eidlich verpflichtet seien, binnen einer bestimmten Frist 
die von ihnen gefällten Urteile zu vollstrecken. Doch der Papst lehnt die 
Begründung ab, ‚‚gquum praedictum juramentum vos excusare non possit, in 
quo debet intelligi jus superioris exceptum‘“. 

®) Johannes de Blanosco, Rechtslehrer in Bologna um die Mitte des 13. Jahr- 


hunderts, de feudis et homagiis, vgl. Savigny V?, 499 ff. Unsere Stelle 
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außerdem das ronkalische Gesetz Friedrichs I. an, läßt allerdings 
die Frage offen, ob auch die kaiserliche Autorität in jedem Eid 
vorbehalten sei!). 

Das ist klar: weder das Livre de jostice noch das Specu- 
lum juris beweisen für die französischen Untervasallen einen 
Vorbehalt der Königstreue; sie bewiesen ihn selbst dann nicht, 
wenn sie sich bemühten, Gewohnheitsrecht wiederzugeben. 
Denn die Aussage der Urkunden läßt, wie wir sahen, keinen Zwei- 
fel. Daß die Kapetinger in zahlreichen Einzelfällen seit Philipp 
August ihre Aftervasallen durch Lehen aller Art unmittelbar an 
sich knüpften oder durch Sicherheitseide, securitates, ihre unbe- 
dingte Treupflicht, auch gegen den eigenen Herren, festlegten?), 
das leugnen wir natürlich keineswegs. Was wir leugnen, ist ein 
allgemeiner Vorbehalt der Königstreue, wie er sich angeblich im 
Laufe des 13. Jahrhunderts in Frankreich ausgebildet hätte. Wir 
fassen das Gesagte dahin zusammen: auch in Zukunft, bis zum 
Ausgang Philipps d. Sch. — das 14. und 15. Jahrhundert bleiben 
hier außer Betracht — bewahrte der französische Feudalismus 
einen grundlegenden Unterschied vom englischen. 

Aus seiner Meinung, der französische König habe sich im 
Laufe des 13. Jahrhunderts zum dominus ligius ante omnes auf- 
geschwungen, folgert Mitteis weiter, das ligische Lehnsverhältnis 
sei zum Vorläufer des Untertanenverbandes geworden (S. 574). 
Aber das gilt nur für das anglo-normannische Rechtsgebiet, für 
das Land des Oath of Salisbury. Hier wurde zudem der Übergang 
vom Vasallen zum Untertan dadurch gefördert, daß sich der Be- 
griff der Ligeität eigentümlich verengte. Seit den Leges Henrici 
Primi wird als dominus ligius der Herr betrachtet, in dessen Ge- 
biet der ständige Wohnsitz des Vasallen liegt. Die Staatsgewalt 
war stark genug, um diesen Grundsatz, der sich ursprünglich nur 
auf das Verhältnis des Vasallen zu seinen Herren bezog, zu über- 


Alii dicunt ist nach Johannes Andreae, dessen ‚‚Additiones‘‘ zum Speculum 
in die meisten Ausgaben aufgenommen sind, dem Joh. de Blanosco entlehnt. 
1) Henrici Card. Hostiensis, Summa aurea II, De jurejur., Ouot sunt 
species juramenti; Lyon 1568, 155. Vgl. auch die Glosse zur angeführten 
Stelle des Liber Bxtra, die ebenfalls das Gesetz Friedrichs I. allegiert. 

8) Mitteis, 547 f. Übrigens steht die Lehnshuldigung Peters von der Bre- 
tagne von 1213 auf dem Übergang zu den Sicherheitseiden, Layettes I, 
387 nr. 1033. Er wird die Mannschaft seiner Vasallen nur entgegennehmen 
„salva fidelitate domini nostri regis Franciae Philippi, in hunc modum quod, 
si ego ei bene et fideliter non servirem et conventiones, quas cum eo habeo, 
non servarem, eidem domino meo essent in auxilium contra me et mihi nocerent 
et ipsum juvarent‘. 








Kar an ae ee 


a 





nr nn ee re 


er a EEE 


Lehnrecht und Staatsgewalt im Mittelalter 39 





tragen auf den Wohnort im Königreich. So konnte Heinrich II, 
von sämtlichen englischen Untertanen homagium et ligantiam ver- 
langen, und dasselbe Recht stand ihm als Herzog der Normandie 
zul). Schließlich gibt es nur noch einen liege Lord, den König. 

Mitteis sieht (S. 570f.) in der Ligesse mit ihrer verstärkten 
persönlichen Treupflicht?) eines der Hauptmittel, mit denen die 
Zentralgewalt die englische und französische Aristokratie unter 
ihr Szepter beugte. Es sei dadurch die Verdinglichung der Lehen 
und die Befestigung des Vasallenrechtes gegenüber dem Herren- 
recht gerade in der kritischen Zeit des ıı. und frühen 12. Jahr- 
hunderts, wo Krone und Adel miteinander um die Vorhand strit- 
ten, hintangehalten worden. In Deutschland dagegen habe dieses 
„retardierende Moment‘ gefehlt, und das Reichslehnrecht habe 
sich daher einseitig im Interesse der Vasallen ausgebildet, so daß 
später selbst ein Barbarossa den Strom nicht mehr in ein anderes 
Bett leiten konnte. Man möchte einwenden: Das deutsche Gegen- 
stück zum homo ligius ist der Ministeriale®?). Warum ließen sich mit 
ihm nicht ähnliche Wirkungen erzielen wie mit der Ligesse im 
Westen ? Nur weil dem Stande der ritterlichen Vasallen, in deren 
Hand sich ein großer Teil des gesamten Reichsbodens befand, 
höhere Bedeutung zukam als den Ministerialen ? Daß eine Rechts- 
gewohnheit, die einmal Wurzel geschlagen hat, einen Faktor von 
eignem Gewicht darstellt, wurde schon oben betont. Aber daß die 
politischen Machtverhältnisse immer das letzthin Entscheidende 
sind, wird der Historiker keinen Augenblick aus dem Auge ver- 
lieren. Auch ohne Ligeität hätte sich das Reichslehenrecht noch 
im 13. Jahrh. zu zentripetaler Wirkung umformen lassen, wäre 
nur das deutsche Königtum weiter emporgestiegen wie unter Fried- 
rich I. und ihm die Katastrophe von 1197/98 erspart geblieben. 

Die ligische Mannschaft brachte eine gewisse Ordnung in 
die Vielheit der Lehnsbindungen, aber sie schloß einen Pflichten- 
konflikt keineswegs aus, der bei Doppel- und Untervasallen in 
den verschiedensten Formen denkbar war. Mitteis untersucht 
diese Fragen an zwei verschiedenen Stellen (S. 546—556, 583—586), 
je nachdem ob dem Dienstanspruch des Herren ein höheres Recht 
entgegensteht oder ob es sich nur um den Zusammenstoß zweier 


1) Oben ı7 n. 7; Summa de legibus Normanniae XII, ed. Tardif, II, 38. 
Vgl. Dumas, Besprechung von Pöhlmann, in Rev. hist. droit frang., 4. ser. XV, 
1936, 185; Stenton, The first century of Engl. feudalism, Oxf. 1932, 29 ff. 
2) Diese Bedeutung der Ligesse gegenüber der Verdinglichung in Deutsch- 
land hat schon Dor. Zeglin, Homo ligius 43, mit Recht hervorgehoben. 

®) Darüber zuletzt Otto, Adel und Freiheit 414. /Korr.-Nachtrag.] 
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Lehnsherren desselben Vasallen handelt, eine Trennung, die sich 
nicht scharf durchführen läßt. Zur ersten Gruppe gehört die 
Fehde des Zwischenherren mit dem Oberlehnsherren oder König; 
wir lassen diesen Fall, der in das große Kapitel der Aftervasallen 
einschlägt, beiseite. Hierher gehört aber auch der Pflichten- 
konflikt, „der sich ergab, wenn der Herr von seinem Mann Unter- 
stützung gegen eine Macht verlangte, die auch der Vasall anzuer- 
kennen hatte — das Vaterland‘. Mitteis glaubt hier, „erste 
Regungen des Nationalgefühles‘‘ zu finden, er meint, „für das 
Zusammentreffen des Lehnrechts mit dem Nationalgedanken im 
eigenen Land‘ hätten sich „neue Maßstäbe‘ gebildet. Ich würde 
Ausdrücke wie Vaterland, Nationalgefühl usw., mit denen sich 
unvermeidlich moderne Ideen verknüpfen, für das 13. Jahrhundert 
noch vermeiden und lieber von einer schärferen Ausbildung der 
Staatspersönlichkeit reden!), wenn etwa Ludwig d. Hl. seine 
Barone vor die Wahl stellt, entweder auf ihre englischen oder fran- 
zösischen Lehen zu verzichten. Daß Ludwig VII. die Huldigung, 
die der Graf von Toulouse 1173 Heinrich II. von England leistete, 
als „coronae suae dispendium‘‘ betrachtete, obgleich der Graf 
seine Treupflicht gegen ihn vorbehielt?), ist allerdings vom lehn- 
rechtlichen Standpunkt nicht zu begründen, aber man darf den 
Gesandtschaftsbericht, der diese Worte Ludwig in den Mund legt, 
nicht juristisch scharf interpretieren: Er befand sich mit Heinrich 
im Kriege und suchte alles zusammen, was er gegen seinen Feind 
an Vorwürfen ersinnen konnte, um dessen Friedenswünsche ab- 
zulehnen. Zu einem wirklichen Verstoß gegen ihre Treupflicht, 
also zu einer Handlung, die schon aus dem feudalen, nicht erst 
aus dem nationalen Gesichtswinkel verwerflich war, zwang da- 
gegen Heinrich I. von England gefangene französische Ritter, die 
ihm huldigen und gegen den Kapetinger kämpfen mußten?). Rein 
nach öffentlich-rechtlichen Gesichtspunkten, indem man die 
Untertanenpflicht dem Lehnseid überordnete, wurden solche Kon- 
flikte zuerst in den Städten entschieden‘). Während ‚in der ganzen 
Hochblütezeit des westlichen Feudalismus der Lehnseid vor aller 
Untertanenpflicht gestanden habe‘, meint Mitteis (S. 549f.), „be- 
ginne sich im ı2. Jahrhundert der Umschwung anzukündigen“. 


1) Meine Deutschen Fürsten I, 13. 

2) Epp. Rotrodi Rotomag. aepi., Rec. Hist. Fr. XVI, 629 A. Vgl. Lu- 
chaire, Hist. inst. II®, 44 n. ı. Mitteis 550.n. 59; Meine Deutschen Fürsten 
I, 84. 

8) Mitteis 550 .n. 58. 

4) Ebd. 551 n. 65. 
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Wie sehr sich in der Tat die Könige Westeuropas noch im 13. Jahr- 
hundert rein feudalen Anschauungen beugen mußten, beleuchtet 
mit aller Schärfe eine Urkunde Johanns von England, der Galfried 
de la Tour, einem Vasallen des Grafen der Bretagne, ein Kammer- 
lehen verleiht (also einen Untervasallen gleichzeitig zum Kron- 
vasallen macht): Wenn der Graf den König angreift, soll der Herr 
de la Tour in eigener Person auf seiten des Königs fechten und 
seine Dienstpflicht gegen den Grafen durch andere ableisten 
lassen. Greift aber der König den Grafen an, so soll er umgekehrt 
jenem die schuldigen Ritter stellen, selber aber sich zum Heere 
des Grafen begeben!). Parallel gelagerte Fälle finden sich noch 
mehr: z. B. Simon von Montfort als Doppelvasall des französischen 
Königs und des Bischofs von Viviers?) und entsprechend der Herr 
von Dampierre als Lehnsträger des Königs und der Champagne). 
Sie verpflichten sich beide, den schuldigen Dienst von ihren 
(bischöflichen oder champagnischen) Lehen auch gegen den Herr- 
scher zu leisten, nur mit der Einschränkung, nicht gegen ihn per- 
sönlich zu kämpfen. Also dieselbe Rechtsauffassung wie einst in 
den englisch-flandrischen Soldverträgen®). Zweifellos jedoch ging 
die Entwicklung dahin, daß ein Krieg mit dem König nicht als 
bellum justum zu betrachten sei und der Mann seinem Herren 
dann keine Treue schulde°). 

England war besser dran: hier stempelte der Eid von Salis- 
bury von vornherein jede Fehde gegen die Krone zum Aufruhr. Im 
Deutschen Reiche war, mit der kapetingischen Monarchie ver- 
glichen, der Verlauf, wie so oft, eher entgegengesetzt: Lehnsver- 
träge wie die oben angeführten der Herren von Montfort und Dam- 
pierre begegnen erst seit dem 13. Jahrhundert, nehmen dann aber 
— man denke an die Zeit Philipps d. Sch.! — an Häufigkeit 
zu. Der erste Beleg ist gleich besonders kraß: Der Herr von Nür- 
burg, ein Reichsvasall, huldigte (1254) dem Erzbischof für ein 
Kammerlehen und versprach, ihm auch gegen den Kaiser oder 
König zu helfen, wenn er in das Stiftsterritorium einfiele®). Hier 


!) 16. Joh. I., 1214/15: Hardy, Rotuli chartarum 1, ı, 1837, 20ga. Vgl. 
Cartellieri, Philipp August IV, 417. 

2) 1215 Juli 4: Devic et Vaissöte, Hist. de Languedoc, ed. Molinier, 
VIII, 1879, 665 nr. 183. 

3) 1246 Okt.: Layettes II, 640. nr. 3558. Vgl. meine Deutschen Fürsten 11, 
I5I.n. 3. 

4) Dtsch. Fürsten I, 49 ff., 54 ff., 69 ff. 

5) Oben 36. n.3. 

) Deutsche Fürsten II, 134 n.4. Einen sicheren Beleg dafür, daß die 
Herren von Nürburg damals Reichvasallen waren, kann ich allerdings 
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spricht sich ein allgemeiner Wesenszug der Reichskriegsverfassung 
aus, der im Laufe der Zeit immer stärker hervortritt: daß nämlich 
die Vasallen nur in einem Verteidigungskriege Heerfolge leisten?). 
Ohne Rücksicht auf den öffentlich-rechtlichen Charakter des 
Landesherren fragte man nur, wer Angreifer oder Verteidiger sei. 


Mitteis meint (S. 555 n. 80), der imperiale Gedanke sei dem 
Lehnrecht übergeordnet gewesen. Doch liest er m.E. in eine 
Giselbertstelle zu viel hinein: Baldwin von Hennegau, ein Vasall 
des Bischofs von Lüttich, begleitete den Kaiser zu einer Zusammen- 
kunft mit dem Kapetinger, „quia de imperio erat‘‘. Er gehörte 
eben, obgleich nicht als Kronvasall, dem Reichslehensverbande 
an. Daß der Graf, der damals die Mark Namur zu erwerben 
trachtete, alle Ursache hatte, sich dem Kaiser diensteifrig zu 
zeigen, wird man daneben nicht vergessen. 

Den Pflichtenkonflikt beim Fehlen öffentlich-rechtlicher 
Momente erledigt Mitteis sehr kurz, indem er als die beiden Haupt- 
fälle unterscheidet: quantitative Regelung, wenn der Mann jedem 
seiner Herren die schuldigen Ritter stellt, die dann also auf beiden 
Seiten mitkämpfen ; und qualitative Regelung, wenn er nur einem 
Hilfe leistet, z. B. dem Angegriffenen®). Die höchst verzwickte 


nicht beibringen. Lacomblet, Nrhein. UB. I, 376 nr. 539 (1193 Juni 28) 
wird der Vater Johanns von Nürburg, der den Vertrag von 1254 schloß, Graf 
Gerhard von Ahr, von Heinrich VI. als fidelis noster bezeichnet. Vgl. auch 
Aubin, Entstehung der Landeshoheit 41. — Etwas anders liegen die Dinge 
bei Herzog Friedrich von Lothringen, der bei seiner Huldigung für Alfons 
von Kastilien den Grafen der Champagne als älteren Herren ausnimmt. 
Denn er leistet diese Mannschaft für ein Kammerlehen und nicht dem 
deutschen König, sondern dem von Kastilien. Der Lehnseid für sein Her- 
zogtum steht gesondert daneben. Vgl. Dtsch. Fürsten II, 151 f. 

1) Ficker, Vom Reichsfürstenstande II, ı, 320f. Für Österreich: Des 
Landrechts ältere Fassung, bei Schwind-Dopsch, Ausgew. Urkunden 
68 $55. Für die Ministerialen des Grafen von Berg: Das Ritterbuch $ 1, 
bei G. v. Below, Die landständische Verfassung in Jülich und Berg I, 1885, 
17 ff., besonders n. 66. Der Graf muß sich erbieten, vor dem Gericht seiner 
Ritterschaft dem Gegner Recht zu geben. Nur wenn jener ablehnt, sollen 
die Ritter ihren Herren unterstützen. Zu Unrecht sind sie ihm nicht ver- 
pflichtet, das geschähe wider Gott und zum Schaden ihrer Seele! 

2) Ein gutes Beispiel bietet die Lehnsurkunde des Bischofs von Lüttich 
für Walram von Limburg, den Sohn des Herzogs, bei Ernst, Histoire du 
Limbourg VI, Lüttich 1847, 181 nr. 94, von 1214 vor März 29. Vgl. meine 
Deutschen Fürsten I, 2ı2 n.4. Walram, Vasall des Kölner Erzbischofs 
und (durch diese Urk.) des Bischofs von Lüttich, wird bei einem Kriege 
zwischen beiden dem Verteidiger helfen. Das Reich wird vom Bischof und 
Walram nur mit der bedenklichen Formel ausgenommen: „in quantum 
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Kasuistik, welche die Verträge oft aufbieten, hat Mitteis nicht zu 
erschöpfen versucht, und es wäre bei der Überfülle des Materials 
zwecklos, umfangreiche Stoffmassen ergänzend auszuschütten. 
Eine ausführliche Behandlung, die örtlich und zeitlich!) genau 
scheidet, wäre erwünscht. Nur einige Bemerkungen: Die der ur- 
sprünglichen Natur des strengen Lehnwesens angemessene Ge- 
wohnheit, daß der Vasall, wenn seine beiden Herren in Fehde ge- 
raten, einem von ihnen — dem, der später sein Lehnsherr wurde 
oder von dem er das geringere Lehen hat — die Treue aufkündigt 
und sein Lehen zurückgibt, blieb lange lebendig, oft in gemilderter 
Form: das Lehen wird bloß zeitweilig eingezogen, der Herr bedient 
sich seiner, liefert es aber nach Friedensschluß dem Vasallen wieder 
aus?). Führen die Senioren nicht gegeneinander, sondern gleich- 
zeitig Krieg, so leistet der Mann oft d&m Zuzug, der ihn zuerst 
aufgeboten hat, also ebenfalls ein Fall qualitativer Ordnung?). 
Ferner konnte es darauf ankommen, ob der eine Lehnsherr, etwa 


debemus imperio‘‘. Das Recht des engl. Königs, der ebenfalls sein Lehnsherr 
war, wahrt er durch den Vorbehalt: ‚‚ubi ipse rex esset Dersonaliter‘‘. 

1) Mitteis 310.n. 147 glaubt, das aus der Treue fließende Recht der Kritik, 
sich dem unmittelbaren Herren zugunsten des Oberherren zu versagen, 
ließe sich schon Mitte des 10. Jahrhunderts nachweisen. Dies der Tat- 
bestand: 940 huldigten Hugo der Große und andere französische Feudal- 
herren Otto I. Ihre Vasallen hätten aber diese Bindung anscheinend nicht 
anerkannt, denn der Bischof von Chartres datierte seine Urkunden nach wie 
vor nach den Regierungsjahren Ludwigs IV. Dazu ist zu sagen: ı. Durch 
die Hulde wurde Otto aller Wahrscheinlichkeit nach nicht als König von 
Frankreich anerkannt, sondern sie bedeutete nur eine persönliche Kom- 
mendation, also Vasallität ohne Benefizium. Folglich bestand keine Ursache 
für den Bischof, seine Urkunden nicht weiter nach Ludwig zu datieren. 
Ph. Lauer, Lowis IV. d’outremer, Paris 1900, 58 n. 7, noch deutlicher 
208 n. ı liest allerdings aus der Datumzeile eine Lehnshoheit heraus; sie 
drückt aber nur die geographische Zugehörigkeit zum. Königreich aus. 
2. Es ist keineswegs sicher, daß der Bischof von Chartres seine Temporalien 
vom Herzog von Franzien empfing und nicht vom Karolinger, vgl. E. Lesne, 
Hist. de la propridi eccl. en France II, 3, Lille 1928, 37. 43. 

2) Huldigung des Grafen von Berg für Graf Heinrich Raspe von Thüringen, 
1174 Febr. 24: Lacomblet, Niederrhein. UB.I, 314 nr. 448. Huldigung 
der Herren von Buren für den Bischof von Paderborn, 1188(!)—ı203: 
Erhard, Reg. Westfal. II, Cod. dipl. 188 nr. 468. Absage des Grafen von 
Loos an den Herzog von Brabant, 1213: Reiner von Lüttich, Annalen, 
in MG.SS. XVI, 668 Z. 25. Vgl. Pöhlmann, Ligisches Lehnsverhältnis, 
1931, 56 f. 

%) Ssp. LehnR. 46 $2 bei gleichzeitigem Aufgebot zum Reichsdienst; 
Richtsteig LehnR. XIII, 5, bei Homeyer, Ssp. II, 1, 452; Swsp. LehnR. 
83, Der Schwabenspiegel, hrsg. v. Frhr. v. Laßberg, Tüb. 1840, 195. So be- 
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der Angreifer, den Krieg in eigener Sache führte oder nur als 
Bundesgenosse eines anderen!). Soll der Doppelvasall den An- 
gegriffenen unterstützen, so ist noch zu bestimmen, ob er dazu 
seine sämtlichen Ritter aufzubieten hat oder nur die, welche zu 
dem Lehen des Verteidigers gehören?). Den letzten und — be- 
quemsten Ausweg aus dem Gewirr der Lehnsfesseln bildete die 
Neutralität, der Vasall blieb „stille sitzen‘, ein beliebtes Mittel, 
dem Gegner den Zuzug seiner Ritter abzuschneiden?). All diese 
Spielregeln, mit deren Hilfe sich der Mann mehr oder minder der 
Heeresfolge entzog, konnten auf jeden beliebigen Lehnsherren an- 
gewendet werden, also vom rein feudalen Standpunkt auch auf den 
König. Die kapetingische Monarchie hat den staatlichen Heeres- 
dienst allmählich von diesen gefährlichen Wucherungen befreit, 
aber zugleich haben die Legisten Philipps d. Sch. aus ihnen die töd- 
lichen Netze ihrer Kasuistik verfertigt und den Landesherren der 
deutschen Westgrenze übergeworfen. Die raffiniertesten Schliche 
der Rechtsverdrehung waren in ihre Maschen geknüpft: die Reichs- 
lehnpflicht blieb scheinbar unangetastet, und doch wurden die 
militärischenKräfte dieser Territorien dem Reiche entzogen und 
für den übermächtigen, begehrlichen Nachbarn eingespannt. 

Auf dem Felde der Heeresverfassung, auf das wir so 
geführt werden, ist das Lehnrecht auch während der Hochblüte 
des Feudalismus niemals alleinherrschend geworden, das karolin- 


stimmen es, 1243 Juli, die Grafen von Champagne und Bar in bezug auf 
ihren gemeinsamen Mann, den Grafen von Grandpr®, Grosdidier de Ma- 
tons, Le comiö de Bar des origines au trait de Bruges, Paris 1922, 317. 
ı) Pöhlmann, Ligisches Lehnsverhältnis 55 f. gibt Beispiele. 

2) Das letztere ist vorgesehen in dem Vertrag zwischen König Heinrich (VI.) 
und dem Herzog von Burgund (1186 Juli 5), vgl. meine Deutschen Fürsten 
I, ızı ff. Ich habe dort 123 n. ı noch Zweifel gelassen, ob der Vertrag nicht 
territorial auszulegen sei, d. h. daß der Burgunder beiden Königen, dem 
deutschen und französischen, den schuldigen Lehnsdienst leiste und nur 
mit seiner Person auf seiten des Angegriffenen kämpfe (wie oben 4ı n. 1—3). 
Aber der $ 4 schließt diese territoriale Auffassung aus, denn er bestimmt, der 
Herzog werde mit dem gesamten Aufgebot der Reichsgrafschaft Albon 
wider jedermann Krieg führen, aber den König von Frankreich ausgenom- 
men. Bei rein quantitativ-territorialer Aufteilung hätte er mit dem Reichs- 
lehen auch gegen Frankreich Krieg führen müssen. 

3) Mecklenburg gegen Brandenburg, 1326: Riedel, Cod. dipl. Brandenburg. 
AII, 333 nr. VI. Der Graf von Grandpr& soll bei einer Fehde zwischen 
Bar und Champagne keinem der beiden dienen, vgl. die oben 43 n. 3 ange- 
zogene Urkunde. Eine Ausnahme stellt die weitere Bestimmung derselben 
Urkunde dar, wenn er trotzdem gegen den anderen aufgeboten werde, solle 
er den bekämpfen, der ihn aufbietet. 
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gische allgemeine Aufgebot der Waffenfähigen hat sich durch das 
ganze Mittelalter behauptet. Für Frankreich, auf das ich hier 
kurz eingehen möchte, ist, wie in Deutschland, zweierlei zu schei- 
den: ı. Der öffentlich-rechtliche Heeresdienst, die deutsche ‚Land- 
wehr‘‘, wird in den Texten als bellum nominatum und ähnlich, 
später als retrobannus, arriöreban bezeichnet!). Er erfaßt alle Ein- 
wohner eines Gebietes, ritterliche und nicht ritterliche, gleich- 
gültig, ob sie die Lehnsleute und Grundholden des zum Aufgebot 
berechtigten Herren sind oder nicht?). 2. Der feudale Heeres- 
dienst der Vasallen : ost, hostis, ein Wort, das bisweilen auch für den 
staatlichen Kriegsdienst gebraucht wird. Eine scharfe Grenze 
zwischen beiden ist nicht immer zu ziehen. Die Landwehr stand 
bis zum ausgehenden 13. Jahrhundert nur den Territorialherren 
zu; der König konnte sie anordnen bloß in der Krondomäne und 
einigen geistlichen Gebieten. Das Aufgebotsrecht bestimmte zwie- 
fach den ganzen inneren Staatsaufbau, indem sich die Entwicklung 
auf zwei Fragen zuspitzte: 1. Erwirbt die Krone das Recht des 
retrobannus im ganzen Königreich ? 2. Gebietet die Krone beim 
feudalen Ost Heerfolge nur den Kronvasallen, die wieder ihre Va- 
sallen aufrufen usw. über alle Stufen der Lehnspyramide abwärts, 





1) Bellum pro pairia, proelium generale, beillum publice indictum usw, 
Mitteis 594 bezieht m. E. zu Unrecht diese Ausdrücke auf den feudalen 
Ost. Die beiden Belege, die er dort n. ı5 anführt, gehen gewiß auf 
die Landwehr, vgl. auch Haskins, Norman Institutions, Cambr. Mass. 1925, 
23 n.7ı. Eine Reihe von Quellenstellen, wo die gen. Ausdrücke die allge- 
meine Heerpflicht bezeichnen, bei M. Prou, De la nature du service militaire 
dü par les roturiers, in Rev. hist. 44, 1890, 319. 316.n. 4. 317 n. ı. Besonders 
deutlich die Urkunde des Herzogs von Aquitanien aus dem ıı. Jahrhundert, 
ebd. 319 n. 1: „populus undecunque vocatus, etiam de alaudiis militum, ad 
nominatum bellum pro patria pugnaturus‘‘... Ferner 1197 Aug., Philipp II. 
befiehlt dem Domkapitel von Reims, ihm ‚‚nomine belli ..... gentes vestras cum 
armis universas‘‘ gegen Flandern zu führen, P. Varin, Archives administr. 
de la ville de Reims I, Paris 1839, 429 nr. 306. 


2) Das Aufgebot geschah ursprünglich in der Weise, daß der Herr seine 
eigenen Vasallen und Hintersassen aufbot, seine Lehnsleute wieder ihre 
Mannen usw. Vgl. die von Mitteis 594 n. 15 angeführte Urkunde Wil- 
helms d. E. für St. Etienne, ein anderes Beispiel im Cartulaire de Ven- 
döme (oben 32 n. 2) II, 198 nr. 427 von 1112: ‚ita etiam ut homines in eodem 
burgo manentes pro banno comitis vel cujuslibet ejus praepositi submonitione 
non moveantur, nisi pro exercitu, et hoc in nomine praelii in adversarios, nec 
tunc a comite vel a quolibet ipsius homine, sed a praeposito monachorum 
submoveatur‘‘. Unter Philipp IV. bieten die kgl. Beamten bei retrobannus, 
wenn nicht immer doch häufig, die Untervasallen und deren und der 
Kronvasallen bürgerliche und bäuerliche Hintersassen direkt auf. 
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oder greift sie durch ihre Beamten zu den unteren Sprossen der 
feudalen Leiter hinab ? 

Für den Lehnsdienst scheint mir sicher: Mindestens bis auf 
Philipp IV. läßt sich kein unmittelbares Aufgebot der After- 
vasallen nachweisen!). Er hat sie oft unter Übergehung der 
Zwischenherren zu den Fahnen gerufen, ist dann vor dem Wider- 
spruch der Kronvasallen zurückgewichen, hat verhandelt, auf 
gütlichem Wege sein Ziel zu erreichen gesucht und so Schritt für 
Schritt Boden gewonnen?). Liegt in solchen Fällen feudaler Ost 
oder arriöreban vor? Ohne die einzelnen Belege nachzuprüfen, 
besonders bei Borrelli, der sich zum guten Teil auf ungedrucktes 
Material bezieht, wage ich die Frage nicht zu entscheiden. Mitteis 
(S. 596) setzt direktes Aufgebot der Untervasallen auch bei Lehns- 
dienst voraus. Wie dem auch sei — daß dies Vorgehen unter 
Philipp d. Sch. „gesetzlich festgelegt‘‘ worden wäre, kann man 
m. W, nur für den retrobannus sagen?). Für den Ost kenne ich 


1) Mitteis 553 n. 72 meint, im ıo. Jahrhundert habe der König die Unter- 
vasallen noch direkt heranziehen können. Aber die dafür ins Feld geführte 
Tatsache (S. 264 n. 7), der Graf von Chartres habe mehrfach über den Kopf 
seines robertinischen Lehnsherren hinweg mit dem König verhandelt, kann 
das doch nicht beweisen. Es wäre auch sonderbar, wenn die letzten franz. 
Karolinger dies wichtige Recht aus besseren Tagen festgehalten hätten. 
Für Philipp August führt Mitteis 595 n. 22 zweifelnd eine Ausnahme an: 
er habe die Vasallen des Bischofs von Orl&ans zur Heerfolge gezwungen, 
Hist. episc. Autissiod., im Rec. Hist. Fr. XVIII, 733 D zu 1207. Wenn man 
den Mißbrauch, der hier unzweifelhaft vorlag — denn der Bischof mußte 
dem König außerdem Söldner zuführen —, überhaupt einordnen will, so 
würde ich lieber von der Ausdehnung der Landwehr auf ein geistliches 
Territorium sprechen. Allerdings hören wir von einer Dienstpflicht der 
Roturiers für den König nichts. Was Mitteis ebd. sonst noch an Belegen 
für direktes Aufgebot der Untervasallen im Ost beibringt, scheint mit nicht 
stichhaltig: Die Aufgebotsschreiben Johanns I. und Heinrichs III. als 
Herzöge von Guyenne, beiChampollion-Figeac,Lettres des rois, reines... .,L, 
Paris 1839, 74 ff., wären nur beweisend, wenn von den einzelnen Adressaten 
nachgewiesen würde, daß sie keine direkten Vasallen des Königs-Herzogs 
waren. Aus der allgemeinen Anschrift 23 nr. 15: ‚„omnibus baronibus, 
militibus et fidelibus suis de Wasconia et Petragorio‘‘ wird man keine Schlüsse 
ziehen. Ebenso setzt der Verzicht Ludwigs VIII. auf den Heeresdienst der 
Bewohner einer Ortschaft kein unmittelbares Aufgebotsrecht der Krone 
voraus. Petit-Dutaillis, Lowis VIII. 362 und Cat. nr. 74. 

2) Borrelli de Serres, Recherches sur divers services publics [I], 1895, 
521f.; A. Luchaire, Les communes frang. 181; J. Regne, Amauri II 
vicomte de Narbonne, Narb. 1910, 110 f. 

®) Borrelli, a. a. OÖ. 520 n. 3, 1302 Juni; die von Borr. ebd. n. ı 
zitierte Stelle Ordonnances XI, 376 enthält nichts über Aftervasallen ; 
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keine solche Gesetzesvorschrift, und Ludwig XI. und Philipp V. 
haben in ihren Charten, um die feudale Reaktion zu befriedigen, 
auf das königliche Aufgebot der unteren Vasallen verzichtet, 
jedoch den retrobannus davon ausgenommen!). 

Nun zur Landwehr (arridreban)?). Philipp d. Sch. hat dies 
Recht, wie eben erwähnt, im ganzen Königreich durchgesetzt 
und in seinen Ordonnanzen festgelegt. Hatten ihm seine Vorgänger 
die Bahn bereitet? Das berühmte Parlamentsurteil gegen den 
Marschall von Mirepoix (1272) bezieht Mitteis (S. 596) auf den Ost, 
während man in der Literatur m. W. bisher einhellig und ich glaube 
mit Recht als Streitpunkt die vom König beanspruchte Landwehr 
betrachtete. Der Marschall wehrte sich nicht dagegen, daß der 
König seine Vasallen direkt aufgeboten habe, sondern er erklärte, 
seiner Heerpflicht zu genügen, wenn er mit 9 Rittern diene. Der 
König dürfe von seinen homines überhaupt keinen Kriegsdienst 
fordern. Er bestreitet also mehr als nur das königliche Aufgebots- 
recht. Das Parlamentsurteil, das seine Klage ablehnte, ist eine be- 
deutsame Wegmarke: Philipp III. war es, der begann, den reiro- 
bannus allmählich auch auf andere, weltliche Herrschaften auszu- 
dehnen, den er bislang doch nur in seiner Hausmacht und einigen 
geistlichen Gebieten besessen hatte®). Er gewann damit, gegen den 


Guilhiermoz, Essai sur l’origine de la noblesse en France, Paris 1902, 
284 n. 80. 

4) Ordonnances, ed. Lauriere, I, 552 $ 4. 569 $ 2. 698 $ 17; XI, 441 
$2. Vgl. Viollet, Hist. inst. pol. II, 246 f. 

2) Mitteis 593 sagt vom arridreban: „Es liegt juristisch betrachtet ein Fall 
ausnahmsweise gestatteten Aufgebots der Untervasallen vor. Voll aus- 
gebaut wurde die Einrichtung erst gegen Ende des 13. Jahrhunderts.‘ 
Er bringt in n. ız einige Beispiele für das ır. und ı2. Jahrhundert, wo 
m.E. die Quellen den zitierten Satz nicht beweisen: daß damals nämlich 
ausnahmsweise schon die Untervasallen durch königlichen Beamte aufge- 
boten worden seien. — Zu einem der von M. angeführten Beispiele sei noch 
dies bemerkt: Die Flandria generosa, in MG.SS. IX, 322 cap. 19, auf die 
sich der von Mitteis herangezogene Fliche, Le rögne de Philippe I., Paris 
1912, 256 n. 5, stützt, macht zwar überaus genaue Angaben, wie die Heere 
Philipps und Roberts von Flandern zusammengesetzt gewesen seien, ver- 
dient m. E. aber keinen wörtlichen Glauben. Die Quelle, aus dem späten 
ı2. Jahrhundert stammend, nennt unter den Teilnehmern auf königlicher 
Seite auch die Bariolunenses, die Mannen der Grafschaft Bar. Das ist 
ganz unglaubhaft, denn vor der Zeit Philipp Augusts, mit dem die Grafen 
von Bar-le-Duc verwandt waren, sind sie niemals auf französischer Seite 
festzustellen. (Die Grafschaft gehörte zum Reiche.) Der Verfasser hat 
höchstwahrscheinlich die Teilnehmerliste aus seiner Phantasie geschöpft 
und dabei die Verhältnisse seiner eigenen Zeit zugrunde gelegt. 

®) Vgl. meine Ausführungen HZ. 148, 497. 
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feudalen Ost, zweierlei: Erstens die Heerfolge aller Untervasallen, 
statt der schwachen Fähnlein, in unserem Beispiel neun Ritter, die 
ihm die Kronvasallen sonst zu stellen hatten; und zweitens den 


Kriegsdienst der Roturiers, auf den die Krone bisher in diesen 


Territorien gar keinen Anspruch hatte. Mit dem Urteil über den 
Marschall von Mirepoix war noch keineswegs aller Widerstand be- 
siegt, der Graf von Foix z.B. lehnte sich in den Jahren 1294 und 
1297 gegen eine Kriegspflicht seiner Untertanen entschieden auf!). 


Die Geldleistungen, die der Lehnsherr unter verschiedenen 


Rechtstiteln fordern kann, hat Mitteis ganz knapp behandelt, 
und ich will nur zwei Punkte herausgreifen. Einmal die in Frank- 
reich so genannte aide-aux-quatre-cas, d.h. die Lehnsteuer, die 
in bestimmten Fällen, meist wenn der Herr gefangen wird und 


Lösegeld entrichten muß, wenn er ins Heilige Land zieht, seinen 


ältesten Sohn zum Ritter schlägt, seine älteste Tochter verheiratet, 
zu zahlen ist. Wir wissen über sie auch in Frankreich wenig?). 
Noch weniger für Deutschland. Wenn aber Mitteis (S. 615) er- 
klärt, es seien ihm keine Urkunden aus Deutschland bekannt, die 
das Recht des Lehnsherren auf diese Geldbeihilfen aussprächen, 
so kann ich Beispiele anführen: Ein auxilium bei Gefangenschaft 
des Markgrafen setzt der brandenburgische Bedevertrag von 1281 
fest?). Im Jahre 1276 versprechen die beiden Fürsten von Werle 
ihren Vasallen, ihnen, solange sie, die Fürsten von Werle, leben, 
keine außerordentliche Bede mehr abzufordern. Doch wenn sie 
einen ihrer Söhne zum Ritter schlagen oder eine Tochter ver- 
heiraten, sollen die Vasallen 2 sol. oder 4sol., ihr Eigenbauland 
ausgenommen, von jeder Hufe zahlen®). Die Ritter und Vasallen 
im Lande Boizenburg sind von jeder Petitio befreit; geraten aber 
die Grafen von Schwerin in Gefangenschaft oder verheiraten sie 
ihre Kinder, so dürfen sie ein subsidium für die Unkosten ver- 
langen). Ähnliche Belege ließen sich gewiß auch aus anderen 
Landschaften beibringen. Die deutschen Lehnsteuern sind in der 
wissenschaftlichen Literatur ganz vernachlässigt worden. Eine 
Sonderuntersuchung wäre dringend erwünscht. 


ı) Devic et Vaiss&te, Hist. de Languedoc, ed. Molinier, IX, 173 f. 194 f. 
201; Baudon de Mony, Relations pol. des comtes de Foix I, Paris 1896, 
288 f. 

2) Vgl. HZ. 148, 484 f. und die von mir dort n. 4 aufgeworfenen Fragen. 
®) H. Spangenberg, Hof- und Zentralverwaltung der Mark Branden- 
burg, Leipzig 1908, 340. 

4) Mecklenburg. UB. II, 553 nr. 1413. 

6) A.L. J. Michelsen, Urkundensammlung der schleswig-holstein-lauen- 
burgischen Gesellschaft, Kiel 1839—49, I, 104 nr. 98. 
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Ähnlich liegen die Dinge bei den relevia, zu deutsch Lehn- 
ware, d. h. den Zahlungen, die der Vasall beim Mannfall an den 
Herren zu leisten hat. In den beiden westlichen Nachbarreichen 


haben sie erhebliche Bedeutung erlangt, in Deutschland spielen 


sie dagegen nach Mitteis (S. 674) keine Rolle. Das scheint mir 
etwas übertrieben. Einiges Material liefert Waitz!), das sich noch 
ergänzen läßt?). Für die deutsche Verfassungsgeschichte am wich- 


tigsten sind die Abgaben, welche Kronvasallen bei ihrer Beleh- 
nung zahlten. Mitteis geht darauf nicht ein. Waitz erklärt zwar, 


die Könige hätten sich in solchen Fällen oft genug und im Laufe 
der Zeit immer mehr mit Geld bezahlen lassen, gibt aber leider 
keine Nachweise. Ich führe einige an. Das früheste mir bekannte 
Zeugnis stammt aus Sachsen, 1003. Nach dem Tode des Mark- 
grafen Liuthar von der Nordmark verschaffte seine Witwe ihrem 


Sohn Werner die Lehen und die Mark des Vaters für 200M. 
Silber). Als Markgraf Dietrich gestorben war, erkaufte sein 
Bruder Graf Dedo von Groitzsch die Lausitz von Kaiser Fried- 
rich I. für 400 M.*). Dedos Sohn Konrad starb 1210, nun erwarb 
sein Vetter Dietrich der Bedrängte die Mark von Otto IV. für 
15000 M., wovon ihm der Kaiser 5000 erließ®). In allen drei Fällen 
sind Verwandte nachgefolgt, im ersten sogar der Sohn, was be- 
sonders zu beachten ist. Man möchte daraus schließen, daß die 
Lehnware, mindestens ursprünglich, regelmäßig gefordert und 
gezahlt wurde. — 


Wir haben einige Abschnitte des Werkes ausgewählt, um 
Einwände zu erheben oder das auszuführen, was der Verfasser nur 
andeutet. Es liegt im Wesen einer solchen Kritik, daß sie not- 


1) DVG. VIE, 371. 
2) Daß die liberalitas, die bei der Lehnsauflassung des Hennegau an den 
Bischof von Lüttich 1071 festgesetzt wird, Lehnware bedeutet, hat Mitteis 
558 n. 59 mit Recht betont. Andere Beispiele: Mittelrhein. UB. I, 
450 nr. 394 vom Jahre 1097; ebd. I, 629 nr. 571 vom Jahre 1152 (Aus- 
schluß des heregewedes). Vgl. ferner G. M. Weber, Handbuch des in 
Deutschland üblichen Lehenrechts IV, Leipzig ı811, 237 (Stift Hervord) ; 
J. v. Ficker, Reichsfürstenstand II, 3, 404 (Erzbistum Bremen, 1128). 
Unübersehbare Stoffmassen für die Jahrhunderte der Neuzeit bei den 
Feudisten des 17. und 18. Jahrhunderts. 

%) Thietmari Chron. ed. R. Holtzmann 376 f. Z. 30. Vgl. S. Hirsch, 
Jbb. Heinrich II., I, 255. Hirsch bemerkt dazu, man nehme hier die erste 
Spur des Instituts der Lehnware in Sachsen wahr. 

4) Genealogia Wettin., MG.SS. XXIII, 230 Z. 3. 

°) Chron. Montis Sereni, MG.SS. XXIII, 178 Z. 45; Geneal. Wett., 
ebd. 230 Z. 10. Vgl. Th. Scheltz, Gesamt-Geschichte der Ober- und Nieder- 
Lausitz I, Halle 1847, 125, 138 f. 

Historische Zeitschrift 158. Bd, 





50 Walther Kienast 


wendig in den Vordergrund rückt, worüber sie andere Ansichten 
hegt. Ich hoffe, ich habe damit keinen falschen Eindruck von dem 
Buch erweckt, besonders wenn man bedenkt, daß ich über manche 
Zeilen von Mitteis ebenso viele Seiten schrieb. Dieser Aufsatz 
sollte den Weg zeigen zu dem, was wir nun vor allem brauchen: 
Einzelarbeiten in Hülle und Fülle über die tausend Gegenstände, 
die von Mitteis angeschnitten wurden. Es eröffnet sich ein dank- 
bares Feld für ganze Reihen historischer und juristischer Disser- 
tationen, die das gesamte Gebiet der mittelalterlichen Verfassungs- 
geschichte wirklich zu fördern versprechen, sehr zum Unterschied 
von jenen müden Verlegenheitsthemen, mit denen nicht selten 
die Doktormühlen unserer Hochschulen weiterklappern. Das 
vorliegende Werk ist ein grundlegendes Werk im eigentlichen 
Wortsinne, es legt ein Fundament, auf dem weitergebaut wird. 
Es ist kein Ende, sondern ein Anfang. Der ungeheure Umfang 
des Gebietes schließt von vornherein aus, daß ein einzelner Mann 
es abschreiten könnte, ein Umstand, der vielleicht die Spuren zu 
schneller Arbeitsweise erklärt, die es trägt. In Zukunft werden 
die alten Feudisten des 18. Jahrhunderts in stärkerem Maße 
heranzuziehen sein, als es Mitteis getan hat. Sie wußten über die 
Lehnsachen, die für ihre Zeit noch von sehr realem Belang waren, 
oft besser Bescheid als wir. Sodann muß der geographische Hori- 
zont noch mehr ausgeweitet werden: der Verfasser hat sich mit 
gutem Grund auf die Hauptlande des abendländischen Feudalis- 
mus beschränkt, Deutschland, Italien, Frankreich, England. 
Die Staaten der Peripherie, Skandinavien, Spanien, Osteuropa, 
Gebiete, in die der Feudalismus nur noch ausstrahlt, wo er sich 
jedoch nicht mehr voll durchsetzt und daher zu allerlei Sonder- 
bildungen führt, sind in den Umkreis der Betrachtung zu ziehen. 
Vor allem ist es bedauerlich, daß die deutsche Forschung die ein- 
schlägigen Arbeiten unserer nordischen Nachbarn so wenig be- 
achtet hat. Welch Abstand von den Tagen K. Maurers und 
v. Amiras! 

Am Lehnrecht sind Historiker und Juristen in gleicher Weise 
beteiligt. Sie werden immer den Stoff verschieden anpacken und die 
Akzente anders verteilen, von der Gliederung angefangen, indem 
die juristischen Kategorien auseinanderreißen, was dem Historiker 
zusammengehört, bis zum Urteil über die letzten Ursachen staat- 
licher Entwicklung. Wir wiesen an mehreren Stellen darauf hin, 
wo wir mit Anschauungen des Verfassers in dieser Hinsicht nicht 
übereinstimmten. Für den Historiker wie für den Juristen aber 
muß eines feststehen: der Primat der staatlich-wirtschaftlichen 
Machtverhältnisse. Macht schafft zu allen Zeiten neues Recht. 


na Als 
Tr EN rn 
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Die deutsche Verfassungsgeschichte läßt sich nicht begreifen als 
notwendiges und sozusagen vorherbestimmtes Ergebnis von 
Rechtssätzen und Einrichtungen. Das gilt in vollem Umfang für 
das Sondergebiet des Lehnrechtes, dieses Aschenbrödels der Ver- 
fassungsgeschichte. Es ist von der modernen Forschung, vornehm- 
lich in Deutschland, zum Schaden des Ganzen zurückgesetzt 
worden. Mitteis wird da mit seinem Werk hoffentlich Wandel 
schaffen. Möge er zahlreiche Nachfolger finden, mögen sie an 
recht vielen Punkten über ihn hinauskommen. Kein schönerer 
Lohn, der des Gelehrten wartet. 





ZUR BEURTEILUNG DES ABSOLUTISMUS 


vVoN 
WILHELM MOMMSEN 


I 


Der Absolutismus wurde von Geschichtschreibung und Politik 
wenig bewundert und ‚viel gescholten‘‘. Wir kennen durch große 
Quellenpublikationen wie durch mannigfache Arbeiten die innere 
Verwaltung in all ihren Zweigen eigentlich in keiner Periode so 
gut wie in der des Absolutismus; im besonderen gilt das für Bran- 
denburg-Preußen. Aber wirklich lebendig wurde der absolutistische 
Staat nicht, jedenfalls nicht im Geschichtsbewußtsein weiterer 
Kreise. Trotz einer Fülle von wichtigen Einzelarbeiten und Skiz- 
zen fehlen bisher auch Biographien des Großen Kurfürsten und 
Friedrich Wilhelms I., die vollem wissenschaftlichen Anspruch 
genügen. Erst jetzt steht eine wirklich wissenschaftliche Biogra- 
phie Friedrich Wilhelms I. in Aussicht. Noch mehr gilt das von 
Frankreich. Hier läßt sich der Wert der Quellenpublikationen nicht 
entfernt mit den preußischen vergleichen. Auch für Richelieu 
fehlt — trotz der Fortsetzung des Hanotaux — noch eine wirk- 
lich brauchbare Biographie!), ebenso wie eine brauchbare Ausgabe 
seines politischen Testamentes. Die kritische Ausgabe seiner Me- 
moiren ist nach einigen Bänden steckengeblieben, und Avenels 
vierbändiges Buch über die Innenpolitik Richelieus ist eine Ver- 
zerrung, die den großen französischen Staatsmann vom Stand- 
punkt des französischen Liberalismus des 19. Jahrhunderts ab- 
wertet. 

In Frankreich hat die französische Revolution das Geschichts- 
bild des Absolutismus verzerrt. Die Franzosen verkennen, trotz 
Tocqueville, was auch in der Revolution noch Erbe des französi- 
schen Absolutismus war, und sie verkennen erst recht das, was 
sein Erbe noch heute für sie bedeutet, vielleicht gerade deshalb, 
weil ihnen das Wesentliche zu selbstverständlich geworden ist. 
In Deutschland war für die Beurteilung des Absolutismus ent- 
scheidend, daß es eben der Einzelstaat blieb, an den die absolu- 
tistische Entwicklung anknüpfte. So sahen schon die Männer, 
die als Erste für einen deutschen Staat kämpften, wie Stein, 
Arndt und manche andere große Persönlichkeit des Zeitalters 


ı) Burckhardts Buch liegt bisher nur im ersten Teil vor; erst der zweite 
wird zeigen, ob der Schweizer Historiker die Biographie Richelieus schreibt. 
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der Freiheitskriege, im absolutistischen Staat Friedrichs des 
Großen nur den „Maschinenstaat‘‘ und bekämpften ihn als sol- 
chen. Selbst bei Bismarcks Ablehnung der Bürokratie und des 
Behördenapparates wirkte noch etwas von diesem Urteil nach. 

Das Erlebnis des Weltkrieges hatte ermöglicht, zu dem 
Absolutismus und seinen Problemen eine neue Stellung zu ge- 
winnen. Aber zunächst wurde auch der absolutistische Staat in 
die Fragestellung Monarchie und Republik hineingezogen, die 
schon unmittelbar nach 1919 weder politisch weiterführen konnte, 
noch für geschichtliche Betrachtung fruchtbar war. Nachdem die 
Monarchie verschwunden war, war ja für geschichtliches Denken 
keine Restauration, sondern nur der Weg zu Neuem möglich. 
Für den geschichtlich Denkenden war aber zugleich durch das 
Versagen des letzten Hohenzollern die große geschichtliche Lei- 
stung der Monarchie und des hohenzollerschen Herrscherhauses 
in keiner Weise verdeckt, die es nicht nur gegen „republikanische‘ 
Angriffe, sondern auch gegen mißverständliche „großdeutsche“ 
Auffassungen zu verteidigen galt. Hier wie auch in anderen Fragen 
blieb aber die Geschichtswissenschaft im wesentlichen in einer 
Verteidigungsstellung stehen. 

Erst der ‚„Außenseiter‘‘ Spengler hat dann mit der Losung 
„Preußentum und Sozialismus‘‘ den absolutistischen Staat ganz 
anders zu erfassen versucht. Mancher Fachhistoriker, der diese 
Losung aufnahm, hat den Begriff „preußischer Sozialismus‘ zu 
einer Art Programm gemacht. Diese Fragestellung war gewiß 
fruchtbar, obwohl sie den Begriff Sozialismus höchst mißver- 
ständlich gebrauchte und obwohl gerade Spengler, von dem das 
Schlagwort ‚„Preußentum und Sozialismus‘ ausgegangen war, 
stets und am deutlichsten in seiner letzten Schrift zeigte, daß 
er für echten Sozialismus kein Verständnis hatte. Trotzdem lag 
der Formulierung Spenglers das Bewußtsein zugrunde, daß der 
absolutistische Staat in Deutschland, d.h. im besonderen in 
Brandenburg-Preußen, die eigenartige Ausprägung einer be- 
stimmten politischen Anschauung war, die sich sehr wesentlich 
von der Ausgestaltung des absolutistischen Staates in Frankreich 
unterschied. Allerdings liegt dieser Unterschied, was noch zu 
zeigen sein wird, gerade nicht in den Erscheinungsformen, die 
Spengler Sozialismus nannte. 

Man hat den Absolutismus in Brandenburg-Preußen und in 
Frankreich oft verglichen oder einander gegenübergestellt, ist 
aber dabei meist am Formalen hängengeblieben. Die wirklich 
wertvollen Arbeiten über den Absolutismus gehen von der Ent- 
wicklung im eigenen Staate aus. Andere Arbeiten haben ver- 
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sucht, nicht nur im Rahmen der europäischen Staatenwelt im 
eigentlichen Zeitalter des Absolutismus, sondern darüber hinaus 
für alle Zeiten der Weltgeschichte und auch für fremde Erdteile 
Vergleiche darüber aufzustellen, was überall für absolutistische 
Form bezeichnend sei. Aber solche weitgreifenden Vergleiche ste- 
hen vor der Gefahr, über der Gleichheit der äußeren Formen den 
sehr verschiedenartigen Inhalt zu übersehen. Diese Gefahr be- 
steht sogar, wovon noch gesprochen werden soll, bei einem Ver- 
gleich verwandter Formen für den europäischen Absolutismus 
in dem Zeitalter, dem er den Namen gegeben hat und in dem 
man allein von Absolutismus sprechen sollte. Wieviel mehr muß 
es gefährlich sein, ähnliche Vergleiche über grundverschiedene 
Zeitalter und ganz fremde Völker auszudehnen. 

Die nachstehenden Ausführungen versuchen in erster Linie 
die Entwicklung des absolutistischen Staates in Frankreich und 
Brandenburg-Preußen einander gegenüberzustellen. Dazu ist not- 
wendig, gewisse allgemeine Betrachtungen zur Beurteilung des 
Absolutismus vorauszuschicken, die nicht den Anspruch machen, 
Neues zu sagen, sondern nur bestimmte Gesichtspunkte beson- 
ders herauszuarbeiten versuchen. Selbstverständlich ist es weder 
bei der allgemeinen Betrachtung noch bei der ihr folgenden Gegen- 
überstellung möglich, Belege und Einzelbeispiele zu bringen, die 
den Rahmen sprengen müßten, ebensowenig, wie irgendwie Voll- 
ständigkeit möglich ist. Im wesentlichen soll versucht werden zu 
zeigen, daß der formalen Gleichheit der Entwicklung zum abso- 
lutistischen Staate in Frankreich und Brandenburg-Preußen ein 
starker inhaltlicher Unterschied gegenübersteht, was durch einen 
Blick auf die so andersartige und doch verwandte Entwicklung 
Englands noch deutlicher gemacht werden soll). 


Der Absolutismus vollzog auf politischem und staatlichem 
Gebiet, was die Reformation auf religiösem begonnen hatte. Er 
löste Europa aus dem Universalismus des mittelalterlich-katho- 
lischen Systems, schuf den Staat auf weltlicher Grundlage, wie 
die neue Naturwissenschaft und Philosophie das Denken aus 


1) Der Verfasser darf zur Ergänzung auf seine eigenen Arbeiten über Riche- 


lieu verweisen, die ihn zuerst zur Beschäftigung mit dem Absolutismus 
geführt haben, insbesondere auf die Einleitung zu der Übersetzung des 
Politischen Testamentes Richelieus, die in der Reihe der ‚Klassiker der 
Politik‘ erschienen ist. Schon diese Arbeiten führten dazu, grundsätzlich 
die Bedeutung des absolutistischen Staates herauszuarbeiten. Die Beschäf- 
tigung mit der Brandenburg-Preußischen Entwicklung hat dann zu der 
oben durchgeführten Fragestellung geführt. 
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dogmatisch-theologischen Banden befreite. Für den großen Pro- 
zeß der Säkularisierung, in dem in Jahrhunderten Schritt für 
Schritt das Mittelalter überwunden wurde, ist der Absolutismus 
besonders wichtig. 

Im Zeitalter des Absolutismus entsteht all das, was wir Staat 
nennen, mit eigener Staatsidee und Staatsräson. Das wäre nicht 
möglich gewesen, wenn nicht in der Reformation zunächst der 
mittelalterliche Universalismus durchbrochen und die Einheit- 
lichkeit der kirchlich universalen Gewalt zerbrochen worden wäre. 
So sehr die Reformation in Ansätzen stecken blieb und gerade 
in der lutherischen Kirche bald wieder dogmatisch erstarrte, 
ebenso bleibt sie doch Voraussetzung für alles weitere. Gewiß 
hat die staatliche Entwicklung Wurzeln, die weit ins Mittelalter 
zurückreichen, wie andererseits auch eine Fülle mittelalterlich- 
ständisch-konfessioneller Einrichtungen und Denkarten vom Abso- 
lutismus keineswegs überwunden wurden und auch im politisch- 
staatlichen Leben bis in die jüngste Vergangenheit fortgewirkt 
haben. Überhaupt ist der Absolutismus keine Erscheinung, deren 
Anfang und Ende sich in feste Daten fassen läßt. 

Uns ist der Staat, wie er im Zeitalter des Absolutismus ent- 
stand, nicht mehr Selbstzweck. Er ist für uns nur die äußere 
Form und zugleich der Kern, in dem der höhere Wert „Volk“ 
Ausdruck und politische Wirkung findet. Wir verneinen heute 
den Eigenwert des Staates im Gegensatz zum Absolutismus, für 
den dieser Eigenwert die Grundlage war. Trotzdem bleibt der 
Absolutismus, der überhaupt erst einen Staat schuf, der diesen 
Namen verdient, eine große geschichtliche Leistung. Erst er 
schuf staatliches Heer und Beamtentum, staatliche Wirtschafts- 
und Kulturpolitik und eine politische Ordnung, die das Sonder- 
dasein nicht einzelner Individuen, aber bestimmter privilegierter 
Schichten überwand. Erst er schuf für größere Räume eine ge- 
festigte staatliche Autorität. Die staatlichen Gewalten waren 
bis dahin eine Art Überbau, der die verschiedenen partikularen 
wie genossenschaftlichen Kräfte sehr locker zusammenfaßte. 
Auch der absolutistische Staat hat das erst sehr langsam geändert, 
nicht nur in Deutschland, sondern auch, worüber man sich häufig 
täuscht, in Frankreich. Er hat noch in keiner Weise so entschie- 
den und dauernd in alle Fragen des täglichen Lebens eingegriffen, 
wie das gerade seit der Französischen Revolution und im 19. Jahr- 
hundert geschah. Der Liberalismus war zum Teil eine nur nega- 
tive Reaktion gegen diese Ausdehnung der Staatstätigkeit. Erst 
sehr langsam vollzog sich die Entwicklung, die den Staat in 
immer stärkerem Maße in die noch vielfach unberührten Gebiete 
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des privaten Lebens eingreifen ließ. Aber grundsätzlich beginnt 
diese Entwicklung mit dem absolutistischen Staat. Er schaltete 
alle privilegierten Schichten aus, grundsätzlich, gewiß noch nicht 
praktisch und verpflichtete die einzelnen und jede soziale Schicht, 
wenn auch nur negativ, auf die höhere Gemeinschaft Staat. Eine 
Fülle von Resten des altständischen Zustandes, im besonderen 
die sozialen Privilegien der alten bevorrechteten Schichten blieben 
erhalten. 

Der wesentliche Inhalt der Entwicklung zum absoluten Staate 
war die politische und wirtschaftliche Zusammenfassung großer 
Räume, die Ausschaltung der politischen Rechte der alten Stände 
und ein Verwaltungsaufbau, der von oben nach unten durchorga- 
nisiert wurde. Der absolutistische Staat schuf, wie gesagt, alle 
heutigen Einrichtungen des Staatslebens: Verwaltung, staatliche 
Wirtschafts- und Kulturpolitik und vor allem ein Heer. Erst er 
bildete wirkliche Staatsgesinnung und Staatsgefühl aus. Diese 
Entwicklung begann in Ansätzen schon im späten Mittelalter 
und vollzog sich mannigfaltig und in den verschiedensten Formen. 

Der Absolutismus hat damit unendliche Werte geschaffen, 
aber auch ein Fülle ungelöster Probleme hinterlassen müssen. 
Gerade die immer stärkere Ausdehnung der Staatstätigkeit machte 
eine Staatsform unmöglich, für die der Staat Selbstzweck war 
und die diesen Staatszweck im wesentlichen dynastisch und legi- 
timistisch begründete. Die Untertanen, die für den absolutisti- 
schen Staat nur Mittel zum Zweck waren, begannen, nach dem 
inneren Recht dieser Begründung zu fragen. Zunächst forderten 
sie Freiheit des Einzelnen mehr gegen den Staat als im Staat, bis 
schließlich zur entscheidenden Frage wurde, wie der Staat sich 
zum Volk, nicht im Sinne der Masse der Einzelnen, sondern im 
tiefsten Sinne des Wortes Volk verhielt. Diese Frage bricht offen 
erst in den Tagen der Französischen Revolution auf, und sie ist 
im westlichen Europa ganz anders gelagert als in seiner Mitte 
und wiederum anders als im Osten und Südosten unseres Erd- 
teils. Trotzdem stehen auch die geschichtlichen Vorgänge des 
Zeitalters des Absolutismus im tiefsten unter der Frage, wie sich 
dieser entstehende absolutistische Staat zum Volk im Sinne des 
Volkstums verhielt. 

Zunächst war im Zeitalter des Absolutismus die Stellung 
des Staates zur Kirche und Konfession allerdings sehr viel wich- 
tiger. In gewissem Sinne war die Fragestellung Volk und Staat 
erst möglich, nachdem der Staat sein Eigenrecht über die alten 
konfessionellen Auffassungen errungen hatte. Erst in der Aus- 
einandersetzung mit der Kirche und den Konfessionen und mit 
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der Überwindung der konfessionellen Fragestellung für Innen- 
und Außenpolitik entstand der absolutistische Staat im wahren 
Sinne des Wortes. Der Absolutismus als innenpolitische Erschei- 
nung und das europäische Staatensystem im Sinne des Gleich- 
gewichts der Großmächte war ein Ergebnis der großen außen- 
politischen Kämpfe, in denen Habsburg-Spaniens Weltmachts- 
politik und damit auch der letzte große Versuch gescheitert war, 
im universalistisch-mittelalterlich-katholischen Sinn die Einheit 
des Glaubens in Europa zu sichern. Der Sieg der Staatsräson 
in der Außenpolitik verband sich mit dem Sieg des Staatsgedan- 
kens im Innern. 

Auch hier bestätigte sich im gewissen Sinne der Satz vom 
Primat der Außenpolitik. Die außenpolitischen Bedürfnisse und 
nicht zuletzt die wehrpolitischen Forderungen gaben für die 
innenpolitische Entwicklung den Ausschlag. Sie erforderten auch 
im Innern, daß die Staatsmacht sich festigte. Aber wie stets 
wirkten Außen- und Innenpolitik aufs engste ineinander. Beide 
sind ja nur zwei Seiten desselben geschichtlichen Vorgangs. 


Auch die Entwicklung auf geistigem Gebiet war ein Teil 
dieser allgemeinen Entwicklung. Der Absolutismus bedeutete, wie 
wir schon sagten, eine Säkularisierung und Ablösung von univer- 
salistischen Bindungen. Sie wurden durch eine ähnliche Säkula- 
risierung auf dem Gebiet des kulturellen Lebens in Kunst und 
Wissenschaft und im besonderen in der Naturwissenschaft und 
Philosophie begleitet. In enger Verbindung mit der Ablösung 
der Philosophie von der Theologie entstand eine neue weltliche 
Auffassung des Staates und die neue weltliche Staatslehre. Im 
Gegensatz zu kirchlich universalistischen Ansprüchen und zur 
Auffassung vom christlichen Staat im mittelalterlichen Sinne ent- 
wickelte man jene Vertragstheorie, die den Staat durch den Ver- 
trag zwischen Herrscher und Beherrschten entstehen ließ. Diese 
Vertragstheorie war ausgesprochen rationalistisch und entsprang 
völlig unhistorischen Vorstellungen. Ihre gewaltige Bedeutung 
lag darin, daß sie mit dem kirchlichen Anspruch und mit der 
kirchlichen Begründung des Staates brach. Man konnte das da- 
mals vielleicht in der Theorie nur so rationalistisch begründen, 
da das Volksbewußtsein zwar latent als politische Kraft vor- 
handen, aber nicht als wirklich entscheidende Grundlage staat- 
lichen Lebens schon bewußt war. Die Vertragstheorie konnte 
wie alle formalistischen Thesen und wie ja auch die im wesentlichen 
verstandesmäßige Philosophie Hegels im 19. Jahrhundert, den 
verschiedensten politischen Systemen dienstbar gemacht werden. 
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Aus der Vertragstheorie ließen sich antimonarchische Anschau- 
ungen ableiten und die „Volkssouveränität‘‘ begründen. Schon 
die Unabhängigkeitserklärung der Niederlande von 1581 ging 
von dem Recht der Untertanen aus, dem Fürsten die Treue auf- 
zusagen. Zunächst wirkte dieses Beispiel noch nicht, denn stets 
wirken neue politische Theorien erst, wenn ihnen die reale poli- 
tische Entwicklung den Boden bereitet hat. Vertragstheorie und 
naturrechtliche Staatslehre stärkten zunächst den absolutisti- 
schen Staat, ja sie dienten gerade zur Begründung der staatlichen 
Allmacht, da man von der Annahme ausging, daß die Übertra- 
gung der monarchischen Rechte an den Herrscher in jenem 
Staatsvertrag unwiderruflich erfolgt sei. Damit sicherte man die 
Souveränität der absoluten Monarchie und befreite sie zugleich 
von der kirchlichen Begründung. 

Auch die Ideen der Aufklärung, die sich aus der neuen 
Philosophie und Naturwissenschaft im 18. Jahrhundert entwik- 
kelten, standen zunächst in enger Wechselwirkung mit dem 
absoluten Staat. Beide lösten die Welt aus der Allgewalt konfes- 
sionell-kirchlicher Bedingungen, beide haben sich in diesem 
Kampf gegen universalistische Auffassungen gegenseitig gestützt 
und gefördert. Beide sind in gewissem Sinne verwandter geistiger 
Auffassung entsprungen; es ist so keineswegs zufällig, wenn man 
den Absolutismus des 18. Jahrhunderts den aufgeklärten nennt. 
Zunächst standen Aufklärung und Absolutismus in der gleichen 
Kampffront. Erst als sie gemeinsam Europa aus den Bindungen des 
mittelalterlichen Universalismus gelöst hatten, begannen sich der 
individualistische Grundzug und der rationalistische Geist der Auf- 
klärung gegen die Staatsgewalt und den Staatsgedanken zu wenden. 

Für den weltgeschichtlichen Vorgang, der mit der Reforma- 
tion begann und in dem sich das deutsche und europäische Leben 
aus mittelalterlichen Formen loszulösen begann, hat die Ent- 
stehung des modernen Staates auf die Dauer mehr bedeutet als 
die Reformation, die nach großen Ansätzen in einer Fülle ein- 
zelner Kirchen ihre gestaltende Kraft verlor. Auch die moderne 
Philosophie und Wissenschaft, die ohne die Reformation nicht 
zu denken ist, verfiel der Erstarrung. Sie ‚vollzog die Ablösung 
aus alten Bindungen, fand aber nicht den Weg zu neuen und 
festen Werten. Die staatliche Entwicklung, die sich außen- und 
innenpolitisch im Zeitalter des Absolutismus vollzog, hat aber 
nicht nur Altes überwunden, sondern im modernen Staat ganz 
Neues geschaffen. 

Erst jetzt entstand, wie wir schon sahen, ein Staat im wirk- 
lichen Sinne des Wortes, wurden alle uns noch heute unentbehr- 
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lichen Einrichtungen des Staatslebens geschaffen. Der Absolutis- 
mus, der sich mit der Unteilbarkeit der Gewalt in der Person 
des Monarchen verband, kannte dabei kein ‚„Staatsrecht‘‘ und 
erst recht keine geschriebene Verfassung im späteren Sinne. Der 
Absolutismus konnte seinem Wesen nach nicht danach streben, 
den staatlichen Zustand, den er schuf, „verfassungsmäßig‘ fest- 
zulegen und Staatsgrundgesetze zu schaffen bzw. die alten Zu- 
stände bewußt abzuschaffen. Es ist gerade kennzeichnend, daß 
der absolutistische Staat überall neue staatliche Einrichtungen 
schuf, ohne die alten ständischen Rechte abzuschaffen. Er über- 
baute sie und schob sie zur Seite, ohne sie vollkommen zu besei- 
tigen. Die Vorstellung ist sehr falsch, daß der Zentralismus des 
absolutistischen Staates etwa in Frankreich sich schon überall in 
den unteren Bezirken staatlichen Lebens durchgesetzt habe. Da- 
von kann keine Rede sein. Wie der absolutistische Staat Altes 
nicht restlos abschaffte, sondern beiseite schob und überbaute, 
so hat er auch keinerlei Bedürfnis danach, das Neue, das er tat- 
sächlich darstellte, in einer eindeutigen politischen Weltanschau- 
ung auszudrücken, geschweige denn es durch eine solche in brei- 
teren Schichten zu unterbauen. Den eigentlichen Begründern des 
absolutistischen Staates in Frankreich und Brandenburg-Preußen 
fehlte überhaupt das Bewußtsein, daß sie im Grunde radikal 
Neues schufen. Der erste große Vertreter des Absolutismus, 
Richelieu, glaubte, als er Neues vorbereitete und schuf, dem fran- 
zösischen Königtum die Machtstellung wieder zu gewinnen, die 
es einst gehabt habe. Friedrich Wilhelm I. schuf die staatlichen 
Einrichtungen des absolutistischen Staates in Preußen und fühlte 
sich dabei im alten patrimonialen Sinne durchaus als Vater seiner 
Untertanen. Erst allmählich, unter Ludwig XIV. und Friedrich 
dem Großen, wurde sich im gewissen Sinne der absolutistische 
Staat seiner selbst bewußt. Die staatsphilosophischen und staats- 
rechtlichen Lehren schufen der absolutistischen Monarchie die 
theoretische Begründung. Im Besitz der Bildung und des Wis- 
sens des aufgeklärten Zeitalters fühlten sich die Fürsten berufen 
und ermächtigt, mit absoluter-Macht für das Wohl der Bevölke- 
rung zu sorgen. Was man aufgeklärten Absolutismus nennt, ist 
im Wesen nicht von der Gesamterscheinung des Absolutismus 
unterschieden. Das, was einst unbewußt und ohne System und 
auch ohne große zusammenfassende Pläne entstanden war, wurde 
eigentlich nachträglich vom aufgeklärten Absolutismus aus den 
Ideen der Zeit begründet und, was bereits ein Zeichen der 
Schwäche war, „gerechtfertigt‘‘. Aber auch diese Begründung 
aus Aufklärung und Naturrecht wurde nie eindeutig und folge- 








60 Wilhelm Mommsen. 





richtig zu Ende geführt und mischte sich immer wieder mit der 
traditionellen und dynastischen Begründung. 


Der Absolutismus vereinigte alle Macht in der Hand des 
Fürsten. Aber nicht hier liegt seine eigentliche Bedeutung. Das 
Spanien Philipps II., in dem der Monarch zwar absolut gebot, 
aber die alten ständischen Gewalten erhalten blieben und alles 
in mittelalterlichen Formen stecken blieb, kann man schwerlich 
einen absoluten Staat im echten Sinne des Wortes nennen. Das- 
selbe gilt für Rußland, wo die Allgewalt des Zaren im wesent- 
lichen durch die im übrigen Europa undenkbare Verbindung der 
geistlichen und weltlichen Macht begründet und in den Massen 
des Volkes gesichert wurde. Von einer eigentlichen Staatsgesin- 
nung wie im übrigen Europa konnte in Rußland keine Rede sein. 
Für die Entwicklung zum absoluten Staat ist nur äußerlich ent- 
scheidend, daß der Fürst persönlich der Ausgangspunkt aller 
Macht wurde, das Wesentliche ist eine neue Auffassung des 
Fürstenamtes und zugleich des Staates. 

Die Stellung des Fürsten hatte bisher stark privatrechtliche 
Züge getragen. Jetzt wurde er der erste Diener seines Staates. 
Man hat kürzlich gemeint, Friedrich der Große hätte mit diesem 
Wort, daß er der erste Diener des Staates sei, den Absolutismus 
bereits überwunden. Das ist eine sehr mißverständliche Auffas- 
sung. Gewiß hat Friedrich der Große in seiner Person das Wort 
vom ersten Diener des Staates wie kein anderer Monarch ver- 
körpert. Aber dies Wort ist nicht nur für ihn, sondern über- 
haupt für die Staatsauffassung des Absolutismus kennzeichnend. 
Schon Richelieu hat die Pflicht zum Dienst für den Staat seinem 
König immer wieder vorgehalten. Überall wurde die Stellung 
des Fürsten nicht mehr privatrechtlich aufgefaßt. Der Fürst 
wurde zum Ausdruck und Vertreter des Staates und seiner 
Macht. Aber nicht als Individuum und nicht als Hausvater, son- 
dern als Repräsentant der überpersönlichen und überzeitlichen 
Macht des Staates. Selbstverständlich konnte gerade die absolute 
Form bei Fürsten, die ihrem Amte nicht gewachsen waren und 
die neuen staatlichen Aufgaben nicht erfüllen konnten und 
wollten, zu schwerstem Mißbrauch führen. Gerade in den kleinen 
deutschen Staaten ist das vielfach der Fall gewesen, weil sie zu 
klein waren, um neben der Entwicklung zur Allgewalt des Für- 
sten auch die inneren Aufgaben des neuen Fürstentums zu er- 
füllen. Aber es ist keineswegs möglich, wie man das im 19. Jahr- 
hundert und nicht nur auf seiten des Liberalismus im allgemeinen 
tat, nur die Überspannung der fürstlichen Gewalt zu sehen und 
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den absolutistischen Staat danach zu beurteilen bzw. zu verurtei- 
len. Man darf ihn nicht nach den kleinen deutschen Dynastien 
werten, die nur die Äußerlichkeiten fürstlicher Allgewalt mehr 
oder weniger lächerlich nachmachen konnten. Ebensowenig ist 
freilich die noch heute in Frankreich weitverbreitete Auffassung 
haltbar, die in Richelieu den großen Außenpolitiker sieht, aber 
sein innenpolitisches Werk verurteilt. Der Sieg der Staatsräson 
in der Außen- und in der ‚Innenpolitik lassen sich nicht vonein- 
ander ablösen. Man kann nicht das eine loben und das andere 
verdammen. 


Daß für den Absolutismus nicht die persönliche Gewalt des 
Trägers der Krone, so wichtig sie war, sondern die staatliche 
Durchdringung großer politischer Räume entscheidend war, zeigt 
auch die Wirtschaftsform des Merkantilismus, die überall die Ent- 
wicklung zum absolutistischen Staat ergänzte und begleitete und 
die sich auch dort voll durchsetzte, wo die Entwicklung zum 
Absolutismus in Ansätzen stecken blieb. Nicht die finanzpoliti- 
schen Theorien der Merkantilisten sind die Hauptsache, sondern 
daß der Merkantilismus, wie Schmoller es ausdrückte, ‚wirkliche 
Volkswirtschaften als einheitliche Körper schuf, in denen der 
lebendige Pulsschlag einheitlichen Geistes‘ zu spüren war. Frei- 
lich ist es richtiger, nicht von Volkswirtschaften, sondern von 
Staatswirtschaften zu sprechen. Der Staat wurde zum Träger 
der Wirtschaft, und die einheitliche und geschlossene Staatswirt- 
schaft stützte und stärkte die Staatsautorität. Es ist auch kein 
Zufall, daß gerade Schmoller, der diese politische Seite des Mer- 
kantilismus voll erkannte, als erster eine wirklich lebendige Auf- 
fassung des absolutistischen Staates begründete. 

Der absolutistische Staat entstand im Kampf mit den kon- 
fessionellen kirchlichen Mächten. Der Sieg der Staatsräson war 
begleitet von einer neuen weltlichen Auffassung auf allen Lebens- 
gebieten. Erst die neue, seit dem Ende des Mittelalters heran- 
wachsende Staatenwelt, nicht das alte, in den universal-katho- 
lischen Bindungen allzu verhaftete Kaisertum, hatte in dem 
Kampf der geistlichen und weltlichen Gewalt den ersten Sieg 
davongetragen. 

Man löste sich jetzt von der alten kirchlichen Begründung 
des Staates. Aber eine neue fehlte. Die ‚„Vertragstheorie‘‘ war 
im letzten nur ein Behelf. Wichtiger war das dynastische Recht 
und sein Gottesgnadentum, das freilich auch vielfach bei der 
alten kirchlichen Begründung Anleihen machen mußte. Staats- 
macht und Staatsgedanke an sich konnten allein keine ent- 
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scheidende und dauernde Grundlage bleiben. Das zeigt sich 
deutlich bei der Stellung, die der absolute Staat zum Volk 
einnahm. 

Der absolutistische Staat steht zwischen dem alten Feudal- 
staat und der Entwicklung zu einem Staate, der sich auf die 
Volkszugehörigkeit gründet. Die Entwicklung zum Volksgedanken 
und Volkstum wäre ohne Staat und Staatsmacht nicht möglich 
gewesen. Auch das Volkstum konnte den festen Kern nicht ent- 
behren, der im Staatsgedanken und in Staatstradition liegt. In- 
dem der absolutistische Staat die politische Machtstellung der 
privilegierten Schichten beseitigte, hat er im gewissen Sinne, 
wenn auch zunächst nur negativ, dem Volksgedanken die Wege 
bereitet. Zwar beriefen sich die privilegierten Schichten bei ihrem 
Widerstand gegen die Kronmacht vielfach darauf, daß sie für 
Volk und Freiheit kämpften. Aber in der Tat kämpften sie nur 
für ihre Vorrechte. Der absolutistische Staat handelte nicht nur 
im Interesse des Staatsgedankens, sondern auch seiner „Unter- 
tanen‘, wenn er die Sonderstellung jener Schichten beseitigte, 
die bisher zwischen der staatlichen Spitze und der Masse der 
Regierten lag und deren Ausscheidung nötig war, um einen von 
oben nach unten durchorganisierten Staatsaufbau zu schaffen, 
um staatliche Einheit zu erreichen. 

Im 19. Jahrhundert pflegte man den absolutistischen Staat 
als Willkürherrschaft eines einzelnen aufzufassen und so seine 
wahre Bedeutung zu verkennen. Heute sehen wir in ihm Kräfte 
lebendig, die zukunftsreich waren. Der Absolutismus schuf zum 
erstenmal einen Staat, in dem die Gemeinschaft, nicht das Ich, 
in dem Pflicht und Dienst, nicht Anspruch und Vorrecht ent- 
schieden. Aber wie man den absolutistischen Staat als gewaltige 
geschichtliche Leistung keineswegs unterschätzen darf, so darf 
man auch keineswegs, wie das gelegentlich geschehen ist, seine 
Verwandtschaft mit der Gegenwart allzu stark betonen. Der 
Absolutismus ging vom Staate, nicht vom Volke aus. Der Staat 
war Selbstzweck ; auch dort, wo er sich bereits mehr oder weniger 
mit den Grenzen eines Volkstums deckte, kann man von Volks- 
bewußtsein und nationalem Empfinden nicht sprechen. Das Volk 
in jedem Sinne des Wortes stand mit dem Staat nicht in innerer 
Verbindung. Der Einzelne war Untertan, der passiv, aber nicht 
aktiv am Staate Anteil nahm, auch nicht Anteil nehmen sollte, 
Alles war von oben her gesehen, gestaltet und geregelt. Das Volk 
war Mittel, nicht Träger des Staates. Je mehr der dynastische 
Absolutismus erstarrte, um so mehr mußte er sich dem Volk ent- 
fremden, 
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Der Fürst war der erste Diener des Staates, aber wenn er 
versagte, lag darin eine große Gefahr, die gerade Friedrich der 
Große kannte. Hinzukam die Gefahr eines Allmachtsbewußtseins 
dadurch, daß der Staat zum Selbstzweck wurde. Die alte patri- 
moniale Auffassung des Fürstenamtes war gewiß unhaltbar ge- 
worden, aber sie hatte doch den Monarchen viel stärker mit den 
Kräften des eigenen Landes und seiner Tradition verbunden, ihn 
viel bodenständiger erhalten. Die neue Staatsräson und alles, 
was mit ihr im Zusammenhang stand, konnte diese Bindungen 
auflösen und stand in Gefahr, daß Staatsmacht und Staatsräson 
sich nicht nur außenpolitisch, sondern auch im Innern in gewis- 
sem Sinne überschlugen und daß aus der festen Zusammenfas- 
sung aller staatlichen Teile ein Gegensatz von Regierung und 
Regierten erwuchs. 

Hinzukam die dynastische Heiratspolitik, die gewiß nur ein 
Nebenmoment ist, aber doch nicht unterschätzt werden darf. 
Diese dynastische Heiratspolitik und der Gedanke der Eben- 
bürtigkeit bewirkten, daß die Herrscherhäuser aller europäischen 
Staaten zu einer großen Familie wurden. Je stärker sich der 
Gedanke der Ebenbürtigkeit durchsetzte und je enger ihre Gren- 
zen gezogen wurden, um so kleiner wurde der Umkreis der Fami- 
lien, aus denen sich die Herrscherhäuser ergänzten. So ist der 
Ahnenschwund nirgends größer als gerade bei den fürstlichen 
Familien. Gewiß entsprang diese Heiratspolitik nicht nur dem 
Gedanken der Ebenbürtigkeit, sondern war auch ein Mittel der 
Politik, sollte politische Ansprüche sichern oder vorbereiten. Das 
Ergebnis war jedenfalls, daß die Herrscher aller europäischen 
Staaten in überwiegendem Maße auch Vorfahren besaßen, die 
fremdem Volkstum entstammten. Damit entstand eine Inter- 
nationale der Dynastien. Sie konnte sich gegen die Lebensfragen 
des Staates und später der Völker nicht durchsetzen, blieb aber 
zum mindesten für die innenpolitische Haltung der Herrscher- 
häuser nicht ohne Bedeutung. 


Der dynastische Gedanke konnte gewiß dem Volkstum parallel 
gehen. Aber nur in den seltensten Fällen waren die Vertreter der 
großen Dynastien imstande, sich dem Volkstum und seinen Kräften 
voll zu ergeben, in ihm und nicht im dynastischen Recht innere 
Kraft zu suchen. Trotzdem wurde entscheidend, daß der Staat 
in Frankreich sich mit den Grenzen eines Volkstums deckte, in 
Deutschland nicht. Gewiß zeigt ein Blick auf Brandenburg- 
Preußen, was der absolutistische Staat auch für Deutschland be- 
deutete. Aber Tatsache bleibt, daß in Frankreich und auch in 
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England beim Durchbruch des Volksgedankens der bestehende 
Staat zu seiner Aufnahme bereit war. In Deutschland aber stand 
der dynastische, partikularistische und absolutistische Staat, der 
auch im 19. Jahrhundert weitgehend erhalten blieb und vielfach 
durch konstitutionelle Scheinformen den ausgesprochen partiku- 
laren Charakter zu verhüllen suchte, im schroffen Gegensatz zu 
dem Gedanken eines Staates, der alle Deutschen umfassen sollte. 
So bestand bei uns anders als in Frankreich der Gegensatz Staat 
und Volk. Aber man kann nicht etwa, wie das schon Arndt tat, 
dem absolutistischen Staat dafür die Schuld geben. Sie lag in 
der Besonderheit der deutschen geschichtlichen Entwicklung, 
nicht an dieser Staatsform. Wie das Kaisertum einst universal 
und übernational war, so vertraten alle Gegner dieser universalen 
Kaiserpolitik schon im Mittelalter nur einen Teil der deutschen 
Interessen. Unsere Geschichte kennt von Karl und Widukind 
über Barbarossa und Heinrich den Löwen immer wieder den 
Vorgang, daß die gesunde Gegenkraft gegen die universale Kaiser- 
politik auch ihrerseits im Partikularismus stecken blieb, ja stecken 
bleiben mußte. Es lag nicht am Wesen des absolutistischen 
Staates, sondern an der geschichtlichen Lage, die schon vor seiner 
Zeit in Deutschland vorlag, daß dieser absolutistische Staat in 
Deutschland sich nur in den Einzelstaaten ausbilden konnte. 
Hier liegt die eigentliche Wurzel des partikularistischen Denkens 
in Deutschland. 

In diesem Gegensatz Staat und Volk liegt der entscheidende 
Gegensatz der deutschen Entwicklung zu der im Westen. Daß 
Volk und Staat nicht identisch wurden, führte auch zu dem Aus- 
einanderfallen von Kulturnation und Staatsnation. Nirgends war 
das Problem Geist und Staat in den Formen möglich, in denen 
es bei uns bestand. Gerade im Westen Europas, der sich so gern 
seiner Freiheit rühmte, war bei aller Freiheit im einzelnen doch 
im ganzen eine gesunde und selbstverständliche Einordnung auch 
des Geisteslebens in den Staat so von vornherein gewachsen und 
geschichtlich geworden, daß man davon kaum mehr zu sprechen 
brauchte. 


II. 

Diese allgemeinen Betrachtungen sind die Voraussetzung für 
den Versuch, die Entwicklung in Fränkreich und die in Deutsch- 
land bzw. in Brandenburg-Preußen einander gegenüberzustellen. 
Auch hier ist selbstverständlich nicht Vollständigkeit beabsich- 
tigt, sondern nur das herausgegriffen, was für unsere Fragestel- 
lung als wichtig erscheint. 
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Wir beginnen zunächst mit der Frage, warum Frankreich 
als erster aller europäischen Staaten den Absolutismus und mit 
ihm Staatsräson und Staatsgedanken voll zur Geltung brachte. 
Das erklärt sich aus der besonderen Lage Frankreichs, Bei ihm 
stand das staatliche Interesse in ausschließlichem Gegensatz zu 
einer durch konfessionelle Gesichtspunkte geleiteten Politik. Das 
staatliche Interesse wies Frankreich auf den Kampf gegen die 
katholische Vormacht Spanien und auf eine Bündnispolitik mit 
protestantischen Mächten. Als erster hatte sie Coligny gefordert. 
Sie konnte erst Erfolg haben, als sie von einer politischen Hal- 
tung vertreten wurde, die überhaupt den konfessionellen Gegen- 
satz vom Staatsinteresse her auflöste und überwand. Für Frank- 
reich war -die Entscheidung zwischen konfessioneller Politik und 
Staatsräson anscheinend klar und einfach, trotzdem fiel auch 
hier die Entscheidung erst, als mit Richelieu eine große ge- 
schichtliche Persönlichkeit eingriff und was, wie so oft, für nach- 
trägliche Betrachtung selbstverständlich erschien, mit gewaltiger 
Energie erst durchsetzte. Heinrich IV. hatte das schon vorbereitet. 
Aber erst unter Richelieu siegte diese Staatspolitik und Staats- 
räson nach außen und damit auch im Innern. 

Auf der anderen Seite ist es ein Irrtum, den „Vorsprung“ 
Frankreichs in dieser Entwicklung allzu groß zu sehen. Das 
zeigt sich gerade dann, wenn man die französische mit der bran- 
denburg-preußischen Entwicklung vergleicht. Die entscheidenden 
Anfänge liegen bei Frankreich unter Heinrich IV., in Brandenburg 
beim Großen Kurfürsten, also ein halbes Jahrhundert später. 
Ebenso kann man in gewissem Sinne den in Frankreich zur Zeit 
Richelieus erreichten Zustand mit der Lage Preußens unter 
Friedrich Wilhelm I. vergleichen, wenn man die Stärke der 
Staatsmacht und Staatsgesinnung als entscheidend in den Vorder- 
grund stellt. Auf der anderen Seite gab es im Frankreich Riche- 
lieus viel stärkere innere Widerstände als in dem des preußischen 
Königs; der Aufbau der Staatsverwaltung war unter Friedrich 
Wilhelm I. und seinem großen Sohn schon wesentlich weiter 
durchorganisiert als noch im Frankreich des 18. Jahrhunderts. 

Betrachten wir zunächst die Lage in Frankreich stets mit 
einem vergleichenden Blick auf Brandenburg-Preußen wie auf 
das Deutsche Reich. 

Richelieu hat die partikularen, ständischen und konfessio- 
nellen Gewalten in Frankreich noch keineswegs endgültig besei- 
tigt. Frankreich war noch keineswegs ein Einheitsstaat. Die 
Stellung des hohen Adels in den einzelnen Landesteilen war der 
der deutschen Territorialherren nicht unähnlich, Auch im 17. 
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und noch im 18. Jahrhundert gleicht die Mannigfaltigkeit der 
sozialen, wirtschaftlichen und politischen Zustände in Frankreich 
jener Mannigfaltigkeit, die in Deutschland herrschte. Dagegen 
war das damalige Preußen schon unendlich viel einheitlicher als 
das Frankreich jener Zeiten. Es ist überhaupt ein Irrtum, den 
französischen Zentralismus in jener Zeit zu überschätzen. Der 
absolutistische Staat in Frankreich hatte noch mit Widerständen 
zu rechnen, die es in Brandenburg-Preußen in dieser Form nicht 
gab. Die Opposition des in den Parlamenten sitzenden bürger- 
lichen Amtsadels, der zugleich im wesentlichen die Steuererhebung 
in der Hand hatte, bildete einen Störungsfaktor für die franzö- 
sische Krone, der in Brandenburg-Preußen völlig fehlte. 

Der Kernschaden des französischen Staatslebens blieb, daß 
Richelieu sein großes inneres Reformprogramm nicht hatte durch- 
setzen können. Der Ämterkauf und der Kauf der Offizierstellen 
blieb in allem Wesentlichen bis in die Zeiten der Französischen 
Revolution hinein erhalten. Damit war es in Frankreich unmög- 
lich, ein Beamten- und Offizierkorps zu schaffen, das dem preu- 
Bischen entsprach. Daß die Steuererhebung verpachtet war und 
ebenfalls in den Händen jener Schichten des bürgerlichen Amts- 
adels lag, verhinderte eine Gesundung der Staatsfinanzen. Sie 
blieben in Frankreich im ganzen Zeitalter des Absolutismus 
völlig zerrüttet und standen damit im völligen Gegensatz zur 
Ordnung und Sparsamkeit der brandenburg-preußischen Finanz- 
wirtschaft 


Wenn man die Entwicklung in Frankreich mit der Lage des 
Deutschen Reiches vergleicht, so ist freilich der Vorsprung der 
französischen Lage auf den ersten Blick deutlich. Aber das lag 
nicht daran, daß Frankreich schon damals zentralistisch war und 
daß die ständischen Rechte schon verschwunden waren, sondern 
lag in der ganz andersartigen Stellung der Kronmacht. Für 
Frankreichs staatliches Leben wurde das Königtum ausschlag- 
gebend. Die Krone war seit Jahrhunderten der Träger der ge- 
samten politischen Entwicklung gewesen und immer stärker ge- 
worden. Hier liegt der Gegensatz zu den Verhältnissen im Deut- 
schen Reich. Das französische Königtum war langsam, mit fester 
Tradition und fester Resistenz von einem kleinen Kerngebiet aus 
zu einer immer stärkeren Macht emporgestiegen. Das deutsche 
Kaisertum begann mit universaler Machtstellung ohne festes 
Kerngebiet und ohne feste Residenz. Das französische Königtum 
verwuchs langsam mit dem Gesamtinteresse des französischen 
Volkes. Das deutsche Kaisertum vertrat immer mehr nur einen 
Teil der deutschen Interessen. Die französische Krone wurde Re- 
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präsentant der kommenden Einheit des französischen Volkes. In 
Deutschland blieben Kaiser und Reich in den mittelalterlichen 
Formen stecken. Hier wurden die großen Einzelstaaten und im 
besonderen Brandenburg-Preußen, die Träger der Entwicklung 
zum absolutistischen Staat, in Frankreich versanken die terri- 
torialen und partikularen Gewalten vor der absolutistischen Ent- 
wicklung, die hier an den Gesamtstaat, in Deutschland an den 
Einzelstaat, anknüpfte. Hier liegt die eigentliche Wurzel des 
deutschen Partikularismus wie der Tatsache, daß nicht das 
Reich, sondern die Einzelstaaten und in erster Linie Branden- 
burg-Preußen, den modernen Staat und alle seine Einrichtungen 
schufen. 

Richelieu hatte dem französischen Staatsleben die entschei- 
dende Richtung gegeben, obwohl er die verfassungsmäßigen Zu- 
stände kaum änderte. Gerade seine Politik ist dafür kennzeich- 
nend, daß der absolutistische Staat den alten Feudalstaat über- 
baut und beiseite schob, aber nicht beanspruchte, völlig Neues 
zu schaffen. Richelieu glaubte Altes wieder herzustellen, indem 
er Neuem den Weg bereitete. Tatsächlich trug sein Wirken revo- 
lutionären Charakter. Er ist einer der größten konservativen 
Revolutionäre der Weltgeschichte und hat als erster den Staats- 
gedanken frei von allen ständischen und konfessionellen Bindun- 
gen, frei aber auch von nur an die Person gebundenem monarchi- 
schem Gefühl empfunden und dem Staat an sich mit aller Härte 
und Unerbittlichkeit gedient. Er, der Kardinal, nicht wie in 
Brandenburg-Preußen die Könige, war hier die beherrschende 
Persönlichkeit für diese Entwicklung. Der Gedanke der reinen 
Staatsräson setzte sich damit ganz überpersönlich, aber auch 
sehr viel rationaler durch. Es fehlte das lebendige Beispiel des 
politisch führenden Monarchen. 

Den Rückhalt bildeten in Frankreich wie in Brandenburg- 
Preußen und überall, wo, wenn auch nur im Ansatz, auf dem 
Festland der absolutistische Staat sich durchsetzte, Verwaltung 
und stehendes Heer. Der äußere Aufbau ist in beiden genannten 
Staaten hier sehr ähnlich. Eine von oben nach unten durch- 
gegliederte Verwaltung drängte die alten ständischen Körper- 
schaften zurück. Das stehende, dem Fürsten unmittelbar ergebene 
Heer bildete den Rückhalt der Kronmacht. In einem langsam 
entstehenden Gesamtministerium, in dem das Fachprinzip all- 
mählich vordrang, wurde die Leitung der staatlichen Verwaltung 
zusammengefaßt und zentralisiert. All das wurde begleitet von 
der merkantilistischen Wirtschaftspolitik. Aber in Brandenburg- 
Preußen gelang schon Friedrich Wilhelm I., was in Frankreich 
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auch Richelieu gewollt hatte, was aber weder unter ihm noch 
später erreicht wurde, den frondierenden Adel in den Staatsdienst 
hereinzuziehen. In beiden Staaten behielt er seine alten sozialen 
Privilegien. Aber in Frankreich begründeten sie ein Dasein, das 
nicht in dem Dienst am Staat aufging. In Brandenburg-Preußen 
dagegen wurde der Adel zu der Führerschicht, die in Beamtentum 
und Offizierskorps zur Säule des Staates wurde. Die Stellung des 
Landrates und die des französischen Intendanten waren formell 
sehr ähnlich, aber in ihrem Wesen doch durchaus verschieden. 
Der französische Intendant war das Werkzeug einer — man ist 
versucht zu sagen — von der staatlichen Ratio her gewachsenen 
zentralen Gewalt. Der preußische Landrat blieb bodenständig 
und wurde doch zum Träger eines staatlichen Pflichtbewußtseins. 
Die französischen Offiziersstellen blieben käuflich. Der preußische 
Adel bewährte in den großen Kriegen des friderizianischen Zeit- 
alters seine Königstreue, als das französische Heer schmählich 
versagte. 

Einheitlichkeit und Zusammenfassung waren in Branden- 
burg-Preußen im 18. Jahrhundert straffer und geschlossener als 
in Frankreich. Dafür konnte der französische absolutistische Staat 
sich schon damals von Kräften tragen lassen, die für einen wenn 
auch noch so großen deutschen Einzelstaat nicht in Frage kamen. 
Schon Richelieu konnte in seiner ausgesprochen staatlichen Kul- 
turpolitik die geistigen Kräfte ganz Frankreichs in den Dienst 
des Staates stellen. Für Preußen wäre das undenkbar gewesen, 
auch dann, wenn die großen Hohenzollern ein anderes inneres 
Verhältnis zur deutschen Gesamtkultur gehabt hätten, als sie 
es besaßen. 

Die Tatsache, daß nach den Eroberungen Ludwigs XIV. der 
absolutistische Staat in Frankreich sich im wesentlichen mit dem 
Raum des französischen Volkstums deckte und nur auf dem linken 
Rheinufer darüber hinausgriff, hat in Frankreich den Staats- 
gedanken und den Volksgedanken ineinanderfließen lassen, wobei 
der Staatsgedanke deutlich das Übergewicht behielt. So bleibt 
aus der Entwicklung des absolutistischen Staates über die fran- 
zösische Revolution hinaus das Entscheidende erhalten: die 
Sicherung der französischen Großmachtstellung und des Staats- 
gedankens in Frankreich. Sie wurde nicht erschüttert, als später 
an die Stelle der absolutistischen Dynastie andere politische 
Kräfte und neue politische Formen traten. Noch heute denken 
die Franzosen ausgesprochen staatlich. Für sie ist unverständlich, 
daß wir Volk und Staat nicht gleichsetzen können. Diese Gleich- 
setzung ist ihnen selbstverständlich, denn sie haben nicht erlebt, 
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daß Staat und Volk auseinanderfielen. Sie kennen auch die Span- 
nungen zwischen geistigem und staatlichem Leben nicht, die für 
unsere deutsche Geschichte so überaus bedeutungsvoll wurden. 

Frankreichs Entwicklung ist dadurch in vielem leichter und 
trotz manchen revolutionären Umwandlungen geradliniger als 
die unsere verlaufen. Aber ihr fehlt auch jene innere Spannung, 
die uns so oft in höchste Gefahr brachte und mit dem Unter- 
gang bedrohte, die aber doch immer wieder vorantrieb und 
lebendige Kräfte weckte. Andererseits gab diese Geradlinigkeit 
jene klare Durchsichtigkeit des Staatsaufbaues und seines Ver- 
hältnisses zum Volk den Franzosen und ihrer Politik eine Sicher- 
heit, die sie vor echter wie vor falscher Problematik bewahrte 
und sie das eigene geschichtliche und politische Erleben, aber 
auch das eigene Interesse stets wie selbstverständlich als gesamt- 
europäischen Wert in Anspruch nehmen läßt. 


Ehe wir von Brandenburg-Preußen her diese Gegenüberstel- 
lung wieder aufnehmen, werfen wir einen Blick auf England. 
Wir haben schon gelegentlich auf das englische Beispiel verwiesen, 
obwohl die englische politische Entwicklung nicht den Weg 
zum absolutistischen Staat im Sinne des Festlandes ging. Aber 
auch in England erstarkte gleichzeitig der Staatsgedanke, nur 
daß nicht der Träger der Krone, sondern das Parlament ihn ver- 
körperte. Auch in England bedeutete diese Entwicklung eine 
Ablösung von altständischen mittelalterlichen Formen und den 
Sieg des Staatsgedankens über partikulare Kräfte, die hier gerade 
von der Dynastie vertreten wurden. An der Stelle, die auf dem 
Festland der König einnahm, stand in England eine aristokratische 
Führerschicht, die aus sich die Regierung stellte. Auch hier blieben 
die Sonderinteressen der privilegierten Schichten stark, aber kaum 
stärker als auf dem Festland. Auch hier verband sich wie in 
Frankreich der Staatsgedanke mit einem noch unbewußten 
Volksempfinden. 

Man glaubt vielfach, daß die innenpolitische Entwicklung 
in Frankreich und England sehr ähnlich verlaufen sei. Dieses 
Urteil haftet am Formalen; es ist im Grunde erst im 19. Jahr- 
hundert entstanden, als die verfassungsmäßigen Formen in beiden 
Staaten in der Tat sehr ähnlich schienen. Von früheren Zeiten 
kann man das schwerlich sagen. Überhaupt behauptete die eng- 
lische Entwicklung ihre auf dem Festland meist nicht verstan- 
dene Eigenart. Im 19. Jahrhundert beriefen sich sowohl die Libe- 
ralen als auch die Konservativen auf das englische Vorbild. Beide 
entnahmen dem englischen Staatszustand das, was ihnen geeignet 
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erschien und beide verkannten das Wesentliche. Wenn man für 


Frankreich vielfach die Bedeutung des Zentralismus überschätzt, 


so verkannte man die besondere Eigenart des englischen Parla- 
mentes und übersah über dem ‚‚parlamentarischen‘‘ Charakter 
im üblichen Sinne die traditionsgebundenen aristokratischen 
Züge dieser Körperschaft. 

Auch in England hatte zunächst die Krone geführt. Als in 
Frankreich das Königtum aufs Schwerste bedroht war, stand in 
England unter Elisabeth die Kronmacht auf dem Höhepunkt. 
Die Krone hatte damals auch in England eine fast absolute 


Macht, zumal das Gegengewicht des hohen partikularistischen 
Adels fehlte. Aber sie hat nicht versucht, ein festes Berufsbeamten- 


tum und ein stehendes Heer auszubilden. Dafür war schwerlich 
die insulare Lage maßgebend, deren Bedeutung man gern über- 
schätzt und die überhaupt nicht bestand, solange Schottland 
der ständige Gegner war. 


Im Parlament herrschten dieselben sozialen Schichten, die 


in den ständischen Körperschaften des übrigen Europa saßen. 
Aber während sie auf dem Festland die partikularen Kräfte ver- 
traten, fehlte dieser Zug in England völlig. Die im Parlament 


führenden Schichten beanspruchten, die Gesamtintcressen der 


Nation zu vertreten, und sie taten es dann in der Tat, als die 
Dynastie hier versagte. Die Grundtatsache der englischen inneren 
Entwicklung — gerade im Gegensatz zu Frankreich und Bran- 
denburg-Preußen — ist, daß die englische Dynastie zweimal 
durch eine landfremde abgelöst wurde. Man denke, was aus 
Brandenburg-Preußen bei einem solchen Wechsel der Dynastien 
geworden wäre! Erst als die Stuarts eine Politik vertraten, die 
den Lebensinteressen des englischen Volkes fremd war oder zum 
mindesten so empfunden wurde, trat das Parlament wirklich an 
die erste Stelle und erst jetzt glaubte es, das als Wiederherstellung 
altüberkommener Einrichtungen ansehen zu können. Wie Riche- 
lieu die Macht der alten französischen Könige wieder herzustellen 
glaubte, so glaubte das Parlament in den Zeiten vor Cromwell für 
die Rechte zu kämpfen, die es angeblich schon in der Magna 
Charta bekommen hätte. Cromwell verkörperte ein neues Eng- 
land. Er konnte es noch nicht gestalten, aber er wies England 
trotzdem alle Wege in die Zukunft. Die restaurierte Monarchie 
der Stuarts zeigte dann die Unmöglichkeit jeder Restauration. 
Wenn der Glaube an die Monarchie und die Herrschaft einer 
angestammten Dynastie einmal erschüttert ist, wenn der Gang 
der Entwicklung den Glauben an das Gottesgnadentum einmal 
durchbrochen hat, läßt es sich nicht wieder erneuern. So war 
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das Königtum nach der glorreichen Revolution von Anfang an, 
wie Ranke sagte, parlamentarischen Ursprungs, wenn auch noch 
lange keineswegs von parlamentarischer Regierung gesprochen 
werden kann. 

England war der einzige größere europäische Staat, der die 
Entwicklung zur absolutistischen Monarchie nicht mitmachte und 
trotzdem nicht erstarrte. Wenn auch hier, obwohl in anderen For- 


men, der Staatsgedanke siegte, so war wichtig, daß das englische 
Parlament sich von vornherein von den ständischen Körper- 
schaften des Festlandes wesentlich unterschied. Aber auch hier 


war die andersartige Stellung der Krone viel entscheidender. Sie 


machte möglich, daß an die Stelle der versagenden Krone sich 
aus den maßgebenden Schichten der Nation eine Führerschicht 
bildete, die zur Staatsführung in der Lage war und die, wenn auch 
in anderen Formen, dasselbe durchführte, was auf dem Festland 
die Kronmacht tat. 

Diese Führerschicht gab dem englischen Leben, auch als sich 
später parlamentarische Formen ausbildeten, stets den Charakter 
einer Aristokratie. Hier liegt der entscheidende Unterschied zur 
inneren Entwicklung Frankreichs, aber zugleich die grundlegende 
Verwandtschaft mit Brandenburg-Preußen. 


In Brandenburg-Preußen vollzog sich die Entwicklung zum 
absolutistischen Staat äußerlich ähnlich wie in Frankreich, was 
wir schon sagten. Aber der preußischen Krone gelang es, in dem 
preußischen Beamtentum und Offizierskorps eine ähnliche Führer- 
schicht sich zu schaffen, wie sie England besaß. Diese Gemein- 
samkeit ist wesentlich stärker als die formale Gleichheit mit 
Frankreich. Aber diese aristokratische Führerschicht, die in Eng- 
land gegen die Krone emporkam, wurde in Brandenburg-Preußen 
durch die Krone geschaffen. Sie hat in späteren Zeiten, wenn 
der Träger der Krone versagte, mehrfach die echte Tradition 
preußischen Königtums gestützt. Auf die Dauer war diese Führer- 
schicht jedoch ohne die Krone undenkbar; sie erstarrte, als von 
der Dynastie keine anspornende Kraft mehr ausging. 

Natürlich ist der Gegensatz zu Frankreich schon der, daß 
Brandenburg-Preußen ein deutscher Einzelstaat war, der noch 
unter Friedrich Wilhelm I., europäisch gesehen, ein Kleinstaat 
war. Dadurch war es möglich, den Staat von der Krone her ° 
viel tiefer zu durchdringen als in Frankreich. Noch mehr freilich 
war dafür von allerhöchster Bedeutung, daß die Dynastie der 
Hohenzollern in vier Generationen drei große Herrscher hervor- 
bringen konnte. Der brandenburg-preußische Staat ist ein Werk 
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seiner Herrscher; hier liegt der entscheidende Unterschied wie- 
derum zu Frankreich. Der absolutistische Staat in Frankreich 
war zunächst das Werk eines großen Kardinals. In der Zeit der 
Minderjährigkeit Ludwigs XIV. verteidigten den zuerst von 
Richelieu voll repräsentierten Staatsgedanken im Kampf der 
Fronde die Königinmutter Anna, eine Spanierin, und Richelieus 
Nachfolger, der Italiener Marzarin. Das war bezeichnend für die 
überpersönliche Kraft des Staatsgedankens in Frankreich. Lud- 
wig XIV. übernahm dann dies Erbe und begann bereits, es zu 
vergeuden. Gewiß war der erste Bourbone, Heinrich IV., schon 
für Richelieu das große Vorbild, und auch er war ein Soldaten- 
könig wie die preußischen Herrscher. Aber der eigentliche Re- 
präsentant des französischen Königtums im Zeitalter des Abso- 
lutismus bleibt doch Ludwig XIV; welch ein Unterschied besteht 
zwischen ihm, der seine Generale kommandieren ließ und nur 
selten die Drangsale seiner Heere teilte, zu den preußischen Sol- 
datenkönigen! Auch Ludwig XIV. regierte ‚selbst‘ wie die 
preußischen Könige. Aber sie durchdrangen doch ganz anders 
durch ihre Führerpersönlichkeit den ganzen Staatsapparat. Gewiß 
waren die Verhältnisse in ”reußen viel kleiner und alles noch 
viel leichter zu übersehen. Aber der eigentliche Unterschied liegt 
doch bei aller formalen Verwandtheit — auch in der Auffassung 
des Fürstenamtes — in der ganzen Art der Führerstellung. Von 
keinem der französischen Könige hätte man die schlichten und 
großen Worte sprechen können, die der preußische Junker von 
der Marwitz über Person und Tagesarbeit Friedrichs des Großen 
gesprochen hat. Auch in Preußen herrschte gewiß die Staats- 
räson. Aber sie fand ihren Ausdruck weniger in der überpersön- 
lichen ‚ratio‘, sondern in dem leidenschaftlichen Ethos, das die 
großen Führerpersönlichkeiten des preußischen Staates in sich 
trugen. Dies Ethos wurde zur gewaltigen und vorwärtsweisenden 
Kraft für alle Zukunft. Diese Kraft, die in der Tat für unser Volk, 
wie im geschichtlichen Leben selten, zu einer überzeitlichen Macht 
wurde, hat man mit dem Ausdruck „preußischer Stil‘ wenig 
glücklich und etwas allzu ästhetisch bezeichnet. Aber diese Kraft 
konnte auch zur Schwäche und Gefahr werden, wenn große 
Führerpersönlichkeiten fehlten. Im Gegensatz zu den Franzosen, 
die sich selbstsicher auch mit mittelmäßiger Führung abfinden 
konnten und auf die Stärke der überpersönlichen Kräfte ver- 
trauten, haben wir oft entweder verzagt oder in einem ebenfalls 
schwächlichen „zurück zu Friedrich‘ oder auch „zurück zu Bis- 
marck‘‘ die wahre Bedeutung großer Führerpersönlichkeiten ver- 
kannt, die stets ‚vorwärts‘ und nie ‚„zurück‘‘ rufen. 
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Die preußischen Herrscher hatten, wie wir schon erwähnten, 
ähnliche Kämpfe gegen den frondierenden Adel geführt, wie die 
französischen Könige. Auch sie hatten, wie es Friedrich Wil- 
helm I. ausdrückte, die Autorität der Junker ruiniert und die 
eigene Souveränität stabilisiert. Aber es war das große Werk 
vor allem Friedrich Wilhelms I., daß er aus diesem Adel den 
preußischen Beamten- und Offiziersstand schuf. Auch in Preußen 
blieb die altständische Gesellschaftsordnung erhalten. Noch Fried- 
rich der Große hat sie bewußt begünstigt. Aber neben sie trat das 
Heer als eine eigene und vorwärtstreibende Kraft. Es gab auch 
Bürgerliche im Offizierskorps wie unter den Beamten. Friedrich 
Wilhelm I. hat sie im Gegensatz zu seinem Sohn sogar begün- 
stigt. Trotzdem blieb der Adel der Kern und wurde zu einer 
Führerschicht, in der durch Friedrich Wilhelm I. Pflichtbewußt- 
sein und Königstreue selbstverständlich wurden, wie in der eng- 
lischen Aristokratie der Dienst für die Gesamtheit des englischen 
Staates. 

Wenn man Friedrich den Großen und Richelieu und im be- 
sonderen beider politische Testamente vergleicht, so läßt sich 
trotzdem manches Verwandte feststellen. Gemeinsam ist der ratio- 
nale Zug der Zeit und die vielfach rein verstandesmäßige Begrün- 
dung von Maßnahmen, die im Entscheidenden viel tiefer wurzeln. 
Wenn den großen französischen Staatsmann eine eisige Glut für 
seinen Staat beseelte, die alle rationale Begründung immer wie- 
der durchstieß, so ist das trotz aller ‚‚Aufklärung‘‘ noch viel tiefer 
der Fall bei Friedrich, für den dieser Staat das Erbe seiner Vor- 
fahren, der selbst König und nicht nur erster Minister war. Bei 
aller tiefen Leidenschaft für den Dienst am Staat, die Richelieu 
beseelte, fand doch auch die Sphäre privater Interessen bei ihm 
einen gewissen Raum. Der große preußische König verzehrte 
sich völlig in diesem Dienst für seinen Staat und für sein Preußen. 
Rationalismus und aufklärerische Haltung sind bei Friedrich nur 
die äußere Schale, die den tiefen Kern verhüllen. Noch ganz an- 
ders als Richelieu war Friedrich als größter aller absolutistischen 
Könige, der echte Vertreter des Staatsgedankens. Wenn in Frank- 
reich viel stärker als die Franzosen selbst wahr haben wollen, das 
Werk des französischen Absolutismus in den staatlichen Einrich- 
tungen und im politischen Denken fortlebt, so lebt bei uns und 
über die Grenzen des preußischen Staates hinaus das Vorbild 
dieses sittlichen Pflichtbewußtseins weiter. 


Diese Ausführungen wollten zeigen, worin wir den entscheı- 
denden Unterschied der brandenburg-preußischen und der fran- 
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zösischen Entwicklung im Zeitalter des Absolutismus sehen. 
Dieser Unterschied liegt deutlich vor Augen, aber er besteht gerade 
nicht in dem, was Spengler und die, die ihm folgten, „preußi- 
schen Sozialismus‘‘ nannten. Der preußische Staat der großen 
preußischen Könige trug schwerlich staatssozialistische Züge. 
Man kann nicht jede Staatswirtschaft Staatssozialismus nennen ; 
dann wäre der Merkantilismus überall staatssozialistisch. Gerade 
das wirtschaftliche Denken wie das wirtschaftliche Handeln 
waren unter dem Zeichen des Merkantilismus in Preußen und 
Frankreich ganz besonders verwandt und haben sich darüber 
hinaus, wie wir schon sagten, auch dort durchweg voll durch- 
gesetzt, wo die politische Entwicklung zum absolutistischen Staat 
in den Anfängen stecken blieb. Die Sorge für die ärmeren Schich- 
ten entsprang auch in Preußen der rationalen Überlegung, daß 
diese Schichten für die Staatspolitik und nicht zuletzt für die 
Wehrkraft gebraucht wurden. Bauernpolitik und Siedlung sind 
gewiß eine große Leistung im besonderen der drei großen Hohen- 
zollern, aber sie entsprangen weder völkischen noch sozialistischen 
Gesichtspunkten. Das Offizierskorps wurde in Preußen in einer 
neuen Gesinnung dem Staate eng verbunden. Der einfache Mann 


-im Heer wurde jedoch durchaus als Söldner empfunden, r 


durch äußere Zucht und nicht durch innere Pflicht gebur.ien 
war. Das Soldatsein war ein hartes Muß und keine Ehre; so war 
man bestrebt, neben Ausländern möglichst nur solche Unter- 
tanen zum Soldaten zu machen, deren wirtschaftliche Tätigkeit 
man für wenig wertvoll hielt. 

Von Sozialismus im Sinne einer verpflichtenden Gemein- 
schaft und von Gleichberechtigung aller Stände kann auch in 
Preußen keine Rede sein. Wenn Richelieu die einfachen Schichten 
mit Mauleseln verglichen hat, die man nicht so stark belasten 
dürfe, daß sie ihre Arbeit nicht mehr verrichten könnten, so 
dachten auch die Hohenzollern nicht viel anders. Wenn Fried- 
rich Wilhelm I. und Friedrich der Große Staatssozialisten waren, 
so müßte man auch Richelieu und Colbert so nennen. Die auf 
Spengler zurückgehende Zusammenfassung von Preußentum und 
Sozialismus verwechselt das Pflichtgefühl jedes verantwortungs- 
bewußten Herrschers und Staatsmannes mit einem Sozialismus, 
der die Volksgemeinschaft als verpflichtende Aufgabe empfindet. 
Jede sozialistische Haltung ordnet die sozialen Schichten gleich- 
berechtigt nebeneinander. Der Absolutismus organisierte nicht 
nur in der politischen Verwaltung, sondern auch in den wirt- 
schaftspolitischen und sozialen Maßnahmen von oben nach unten. 
Er bejahte die ständische Gliederung und empfand durchaus im 











Zur Beurteilung des Absolutismus 75 





alten Sinne die Masse der Bevölkerung eben als Masse und nicht 
als mehr. Bei aller Sorge für die einfachen Schichten steht das 
gesamte Denken der großen Hohenzollern und nicht zuletzt 
Friedrichs des Großen in schroffem Widerspruch zu allem Sozialis- 
mus. Das war damals auch gar nicht anders möglich. Man nimmt 
den großen preußischen Königen gewiß nichts von ihrer Größe, 
wenn man das anerkennt. Es ist überhaupt gefährlich, etwas, 
was die große Aufgabe unserer Tage ist, durch mißverständliche 
Ausdeutung in ferne Jahrhunderte hineinzutragen. Wir wissen 
heute, daß es einst ein Fehler der ‚borussischen‘‘ Geschichtsauf- 
fassung war, die großen preußischen Könige, ja auch ihre Vor- 
läufer zu bewußten Vorkämpfern des deutschen Gedankens zu 
machen. Ebenso ist es falsch, in ihnen ‚Sozialisten‘‘ zu sehen. 

Man hat kürzlich gemeint, Friedrich der Große habe mit 
dem Antimachiavell eine neue europäische Entwicklung begonnen. 
Die Geschichtschreibung hätte unter dem Einfluß der von Fried- 
- rich dem Großen ausgehenden neuen Auffassung vom Königtum 
den Begriff des „aufgeklärten Absolutismus‘ geschaffen. ‚Dieser 
Begriff hat den Tatbestand verschleiert, daß hier eine revolutio- 
näre Gegenbewegung gegen den Absolutismus ausging‘, die dann 
von Maria-Theresia und Josef II. aufgenommen worden sei. 
Auch wir halten den Begriff ‚aufgeklärter Absolutismus‘‘ nicht 
für sehr glücklich, aber gerade deshalb, weil er — davon haben 
wir schon gesprochen — der Auffassung Vorschub leistet, als sei 
der aufgeklärte Absolutismus im Wesen vom Absolutismus als 
Gesamterscheinung unterschieden. Auch kann man das Neue 
und Besondere der brandenburg-preußischen Entwicklung nicht 
mit dem Antimachiavell beginnen — der schwerlich für die Ge- 
samtbeurteilung Friedrichs an die erste Stelle zu rücken ist — 
und Friedrich zu stark vom Großen Kurfürsten und Friedrich 
Wilhelm I. absondern. Ebensowenig kann man die österreichische 
Entwicklung allzu nahe an Preußen heranrücken. Gewiß sah 
Josef II. in Friedrich sein Vorbild. Aber wie sehr unterschied er 
sich von ihm in der politischen Haltung. Josef war gewiß der 
typische Vertreter dessen, was man „aufgeklärten Absolutismus‘‘ 
nennt. Aber seine typisch rationalistische und ungeschichtliche 
Politik unterscheidet ihn deutlich von Friedrich, der doch ganz 
in dem geschichtlichen Erbe seines Hauses wurzelt. Josef ist alles 
andere als der Vertreter einer besonders deutschen Form des 
Absolutismus, ebensowenig wie das etwa die kleinen deutschen 
Dynasten waren, die nur einen Scheinabsolutismus errichten 
konnten. Sie haben freilich für das Bild, das man sich vom abso- 
lutistischen Staat machte, nicht nur im Zeitalter des Liberalis- 
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mus, sondern auch gelegentlich noch heute, recht bestimmend 
gewirkt, Wir brauchen nicht zu wiederholen, was wir über Größe 
und Bedeutung des Absolutismus auszuführen versuchten. Man 
kann ihn jedenfalls weder als ‚‚despotische Regierungsweise‘“ ver- 
dammen, noch der Gegenwart zu sehr verwandt sehen. 

Das Zeitalter des Absolutismus bestätigt die allgemeine Er- 
scheinung, daß auch verwandte politische Formen in den ver- 
schiedenen Völkern verschiedenen Inhalt zu haben pflegen. So 
ist denn auch das innere Wesen der im Zeitalter des Absolutismus 
entstehenden Staaten durchaus verschieden. Gemeinsam ist 
überall die Tendenz zum staatlichen Zusammenschluß großer Ge- 
biete, zur Stärkung der staatlichen Autorität. Gemeinsam ist 
der Zeit über das Politische hinaus der Zug zur Säkularisierung 
und zur Überwindung der mittelalterlich-konfessionellen-univer- 
salen Kräfte. Der Inhalt aber ist je nach dem Volkstum, je nach 
der vorhandenen Tradition, je nach den Männern, die die neue 
Form gestalteten, grundlegend verschieden. Auch die Aufklärung, 
die, wie schon gesagt wurde, der Entwicklung zum absolutisti- 
schen Staat im geistigen Leben parallel ging, zeigte bei aller 
Verwandtschaft ebenfalls ähnliche grundlegende Unterschiede. 
Sie war in Frankreich ausgesprochen rationalistisch, in England 
empirisch, in Preußen-Deutschland ethisch-sittlich, wie denn der 
von Kant aufgestellte Imperativ der Pflicht die Aufklärung in 
Deutschland ebenso repräsentierte wie bereits überwand. Man 
kann sagen, daß der Unterschied des Staatsaufbaues in Frank- 
reich, England und Brandenburg-Preußen in gewissem Sinne 
ebenfalls mit diesen Worten: rational, empirisch, ethisch-sittlich 
sich kennzeichnen ließe. Die politischen Denkformen sind ähnlich 
verwandt wie die geistigen der Aufklärung. Die tiefere Anschauung 
aber bleibt in. der Wurzel und in der inneren Ausgestaltung ver- 
schieden. 

Jegliche Betrachtung des Absolutismus muß die Zeitgebun- 
denheit all seiner Vertreter berücksichtigen, aber nicht weniger 
die geschichtliche Erkenntnis, daß gleiche politische Formen in 
verschiedenen Völkern verschiedene Gestalt gewinnen. Denn — 
um ein bekanntes Ranke-Wort abzuwandeln — nicht nur jede 
Epoche, sondern auch jedes Volk ist unmittelbar zu Gott. 











ÜBER DIE VÖLKISCHE HALTUNG TREITSCHKES 
VON 
RUDOLF CRAEMER 


T REITSCHKE, der politische Kämpfer und Erzieher deutscher 
Einigung, steht uns wieder groß vor Augen. Seine leidenschaft- 
lich bekennende und künstlerisch erlebende Geschichtschreibung 
gilt auch der nationalsozialistischen Bewegung als ein Teil jener 
deutschen Vergangenheit, deren Überlieferung im neuen Werden 
fruchtbar bleibt, sie wird Beispiel echter Wissenschaft im Dienste 
der Nation gegenüber der bloßen Zunft, die sich in Forscher- 
stuben vergräbt, um den Entscheidungen des Handelns und den 
Ansprüchen der Gemeinschaft entfliehen zu können. 

Treitschkes Vorbild ist jugendfrisch gegenwärtig unter uns, 
wir wünschen und hoffen, daß eine Darstellung seines Lebens und 
Schaffens die beispielhafte Gestalt für die Zukunft dauernd prägen 
wird. Aber das Gelingen einer solchen Prägung, der zukünftige 
Erfolg der von Treitschke ausgehenden erzieherischen Überliefe- 
rung hängt wesentlich ab von der bleibenden Bedeutung, welche 
der zeitliche Inhalt des Treitschkeschen Wirkens und Werkes für 
uns gewinnt. Diese Aufgabe ist nicht dadurch erfüllt, daß man 
den politischen Historiker Treitschke gegen den angeblich unpoli- 
tischen Ranke ausspielt mit der Forderung, wir sollten uns für 
einen entscheiden, als ob wir zwischen Goethe und Schiller oder 
Kant und Fichte wählen wollten. Wenn die ästhetisierende oder 
positivistische, die nationalpolitisch blutlose Geschichtswissen- 
schaft vergangener Jahrzehnte sich auf Ranke gegen Treitschke 
berufen hat, so kann das für uns nicht maßgebend sein. Von allen 
Erwägungen abgesehen sei hier nur auf Erich Marcks hingewiesen, 
der sich lebenslang offen zu Treitschke gehalten hat und dessen 
Geschichtschreibung Treitschkes nationales Bekenntnis mit Ran- 
kes Einfühlungskunst vereint. 

Gerade etwa die Gedächtnisrede von Gisbert Beyerhaus, 
welche Treitschke am Gegensatz zu Ranke begreifen will, zeigt 
die große Gefahr, daß wir Treitschke im Eifer, ihn heute zurück- 
zugewinnen, für morgen endgültig verlieren könnten. Sieht es 
doch so aus, als wären die geschichtlichen und politischen Über- 
zeugungen Treitschkes, wie sie in seinen Schriften vertreten sind, 
überwiegend jener kleindeutsch-nationalliberalen Vergangenheit 
zugehörig, die unser werdendes neues Geschichtsbewußtsein über- 
winden muß: Beyerhaus sagt: „Das entscheidend Neue seiner 
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Geschichtschreibung war die Bindung des Historikers an Rasse 
und Volkstum‘. Aber er vermag diese Aussage keineswegs zu 
bewähren, sondern fährt fort: „Daß Treitschke den Gedanken 
eines deutschen Gesamtvolkes in unserem heutigen Sinne nicht 
zu fassen vermochte, brauche ich nicht zu begründen. Es genügt, 
auf sein geringes Verständnis für das baltische Deutschtum hin- 
zuweisen. Sein Rassengedanke ging aus von einem Einzelstaat, 
nicht vom eigenständigen Volk im Sinne Max Hildebert Böhms 
(1932)! Im friderizianischen Preußen sah er auch völkisch die 
heroischen Kräfte verkörpert, denen die Zukunft gehört.‘ Wenn 
diese Sätze richtig sind, dann ist der vorhergehende unhaltbar. 
Denn dann hat Treitschke eben in unserem Sinne weder Rasse 
noch Volkstum begriffen. Es kann doch nicht im Ernst daran 
gedacht werden (wie es hier scheint), den zweifellos bei Treitschke 
gegebenen heroischen Staatsgeist als Rassenbewußtsein auszu- 
geben, ebensowenig wie der rassenbestimmte Volksbegriff mit 
Böhms Lehre vom ‚eigenständigen Volke‘ gleichzusetzen ist. 
Und soll uns etwa die Bemerkung, daß wir bisher (1935) nur 
unverwirklichte Programme einer gesamtdeutschen Geschichts- 
auffassung erhielten, darüber hinweghelfen, wenn von Treitschkes 
Haltung gesagt wird: ‚Es bedarf keiner weiteren Erörterung, daß 
von hier aus eine gesamtdeutsche Geschichtsauffassung nicht ent- 
stehen konnte‘ ? 


Aber wird solche Meinung, wie sie auch unter seinen Bewun- 
derern für selbstverständlich gilt, Treitschke überhaupt gerecht ? 
Sollte nicht die innere Kraft, die Treitschkes leidenschaftliche 
Rede trotz aller Zeitgebundenheit heute wieder für uns besitzt, 
ihren Grund darin haben, daß auch ihr Inhalt in Spannung mit 
dem, was gestern war, schon auf unser neues Werden verweist ? 
Untersuchen wir diese zunächst mehr geahnte Spur, so wird 
unsere Frage in drei Richtungen geführt: nach dem Volksbegriff 
Treitschkes, nach der gesamtdeutschen Verantwortung seines 
nationalen Wollens und nach der geschichtlichen Bedeutsamkeit 
seiner Auseinandersetzung mit dem Judentum!). 


1) Im folgenden wird auf Einzelnachweise grundsätzlich verzichtet, 
da es sich wesentlich um die vorwegnehmende Mitteilung von Ergebnissen 
handelt, die mein im Druck befindliches Buch ‚Deutschtum im Völker- 
raum, Geistesgeschichte der ostdeutschen Volkstumspolitik‘‘ ausführlich 
begründet und belegt. 

Die Gedächtnisrede von Beyerhaus ist unter dem Titel: ‚Das Recht 
des nationalen Historikers‘‘ in der „Dt. Vierteljahrsschrift f. Literatur- 
wissenschaft und Geistesgeschichte‘‘ Jg. 13, 1935 veröffentlicht. Die an- 
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Treitschkes persönliche Haltung bekundet sich unwillkürlich 
in einem Briefe beim Tode Ernst Moritz Arndts: „Ein Mann“, 
schreibt er, „der durch sein bloßes Dasein uns ein Unterpfand 
war für unsre nationalen Hoffnungen, ist nun auch hingegangen 
— mein lieber alter Lehrer Arndt... Seltsam, wie wenig selbst 
ein so langes und offenherziges Leben gerecht beurteilt wird. Man 
redet immer nur von seinem guten Gewissen — und gewiß war 
sein Charakter mehr hervorragend als sein Geist: — aber es ist 
lächerlich, diesen Mann von einer feinen Bildung, die dem besten 
Essayisten Ehre gemacht hätte, mit einem plumpen Narren wie 
der alte Jahn zu vergleichen. Gottlob, der den Vers schrieb ‚kein 
Genie, doch ein Charakter‘ war kein Deutscher, sondern ein Jude: 
unser Volk ist viel zu gesund, um solche Halbwahrheiten zu glau- 
ben; unsere starken Männer sind auch immer gescheite Köpfe 
gewesen!).‘‘ In diesen Sätzen ist Treitschkes rasche Einseitigkeit 
enthalten, seine tiefe verständnislose Ungerechtigkeit gegen Fried- 
rich Ludwig Jahn. Der von ihm angewandte Urteilsmaßstab ist 
die Bildung, und wenn er sich als Schüler Arndts bekennt, so 
tut er es mit dem Hinweis, daß Arndts derbe Rede in Wahrheit 
die feinste Bildung umkleidet habe. Indessen wendet er seine 
Schärfe gegen die andere Seite. Das Urteil, das Geist und Cha- 


geführten Sätze S. 216f. Vgl. dazu auch Heffter in der Hist. Vjschr. 
XXX, 1935. 

Ich verweise zum Folgenden allgemein, ohne mich in Einzelausein- 
andersetzung einlassen zu müssen, auf die wertvolle Zusammenfassung 
von Ernst Leipprand ‚‚Heinrich v. Treitschke im deutschen Geistesleben 
des 19. Jahrhunderts‘‘, Stuttgart 1935, dazu die Kritik von Heffter a.a.O. 
und von Haering in „Deutschlands Erneuerung‘‘ 1936, ferner den Beitrag 
von Haering „Über Treitschke und seine Religion‘‘ in der Gedächtnisschrift 
f. G. v. Below ‚‚Aus Politik und Geschichte‘ Berlin 1928. Wichtig ist 
noch O. Westphal: ‚„Welt- und Staatsauffassung des deutschen Liberalis- 
mus‘‘ München 1919, das ältere Buch von Th. Schiemann: ‚,H. v. 
Treitschkes Lehr- und Wanderjahre‘‘ München 1898 und vor allem die 
schöne Gedenkschrift von Erich Marcks: „Heinrich v. Treitschke‘‘ Heidel- 
berg 1906. Vgl. a. d. Gedächtnisheft der Preuß. Jahrbücher 1934. 

Meine folgenden Ausführungen versuchen, Treitschkes völkische Hal- 
tung aus den Zeugnissen des öffentlichen politischen Kampfes darzutun, 
nicht so sehr seine urwüchsig deutsche Natur gegenüber seiner zeitbe- 
dingten Nationalpolitik herauszustellen. Daher sind die Briefe nicht zur 
Grundlage genommen, sondern werden als persönliche unmittelbare Zeug- 
nisse für die Auslegung tagespolitisch-bedingter Aussagen des Schrift- 
stellers verwandt. 

!) 8, Februar 1860 an Gustava v. Haselberg. Cornicelius II, 78. 
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rakter voneinander trennt, gilt ihm oberflächlich, deutschem 
Wesen ganz zuwider, und somit bewährt sich in seinem Bekennt- 
nis zu Arndt doch wiederum gegenüber dem bloßen Bildungssinn 
die sittlich mannhaft ergriffene völkische Gesinnung. Bedeutsam 
genug, wie an einer solchen Stelle Treitschkes eingeborener Wider- 
spruch gegen das literarische Judentum zum Durchbruch kommt, 
lange ehe der Streit darüber öffentlich begann. Um dieselbe Zeit 
aber schrieb er in seinen Aufsatz ‚Die Freiheit‘‘, wo er einen deut- 
schen, staatstragenden Liberalismus gegenüber dem westlichen 
Gesellschaftsindividualismus herauszuarbeiten trachtete, nach dem 
Lobpreis der bildungsfrohen und fortschrittsbegierigen Einzelper- 
sönlichkeit die politisch bekennenden Schlußworte: „Die Erinne- 
rung an das Vaterland tritt warnend und weisend mitten hinein 
in unsere persönlichsten Angelegenheiten. Gibt es irgendeinen 
Gedanken, der heute einen rechten Deutschen lauter noch als 
das Gebot der allgemeinmenschlichen Pflicht zu sittlichem Mute 
mahnen kann, so ist es dieser Gedanke: was du auch tun magst, 
um reiner, reifer, freier zu werden, du tust es für dein Volk.‘ 

Das deutsche Volkstum ist für Treitschke, der ein Wanderer 
war so gut wie Arndt, Jahn und Riehl, der Land und Leute im 
ganzen deutschen Daseinsbereich aus gesättigter Anschauung zu 
schildern vermochte, unmittelbarer Lebensgrund gewesen. Die 
entscheidende Erfahrung seiner Jugend aber war die Gestaltlosig- 
keit des um sein Reich betrogenen Volkstums, die Notwendigkeit 
einer staatlichen Fassung nicht nur um der Ordnung und Macht, 
söndern ebenso um der Ganzheit und Reinheit dieses Volkswesens 
willen. Daher strebte sein Denken unablässig nach einem poli- 
tisch geprägten Begriffe der Nation. In seiner Habilitations- 
schrift von 1858 „Die Gesellschaftswissenschaft‘‘ wird diese An- 
schauung verfochten einerseits gegen die bürgerlich-wirtschaft- 
liche Gesellschaftslehre Robert Mohls, anderseits aber auch gegen 
die Naturgeschichte des Volkes von Wilhelm Heinrich Riehl. 
Während der Erbe Hegels, der lebenslange Bewunderer aristote- 
lischer Staatsweisheit, die politische Ganzheit über die gesellschaft- 
lichen Gruppen und Interessen erhob, scheint ihn sein klassizisti- 
scher und idealistischer Staatssinn gegen die Urwüchsigkeit des 
bluthaft-gemeinschaftlichen Volkstums entfremdet zu haben. So 
jedenfalls wird sein Mißverständnis mit Riehl heute leicht gedeutet, 
daß der liberale und preußisch-staatliche Nationsbegriff Treitsch- 
kes kein echtes Volksbewußtsein gewesen sei. Aber sein Wider- 
spruch gegen Riehl betraf doch nicht das Volkhafte selbst, son- 
dern die Gefahr einer Deutungsweise, die durch ihr Verhaftetsein 
im sittenhaften Landschaftsstil die große politische Bindung und 
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Führung des Volkes zu versäumen schien, Treitschke witterte 
h ein romantisches Verlangen nach stillem Wachstum organischen 
| Volkswesens, und darin sah er gefährliche Hemmung für die 
| geschichtlicher Tat, neuer Formen, gewaltiger Umschmelzungen 
| bedürftige Zukunftsentwicklung völkischen Lebens. 
Daß es sich ihm beim Staat um das Volk gehandelt hat, 
zeigt die Redeweise seiner Gesellschaftswissenschaft klar. „Die 
Politik‘‘, heißt es dort, „betrachtet nicht nur die Institutionen 
u des Staates; gleich wichtig ist ihr die Frage, ob und warum die 
| Gesetze gebrochen werden, sie schildert das Leben des Staates, 
| seinen Zusammenhang mit dem gesamten Volkstum.‘‘ In dem 
Abschnitt „Stämme, Rassen, Nationen“, der freilich mitten zwi- 
schen die verfassungspolitischen und gesellschaftskritischen Unter- 
suchungen gerückt ist, hebt Treitschke gegenüber Mohl, der Art 
und Abstammung in der Staatslehre nur beiläufig gelten lassen 
will, die grundlegende Bedeutung volkhafter Gemeinschaften her- 
vor. Da fällt sein Blick bereits ahnungsvoll auf die völkische 
Grenzlage, er streift die Lebensfrage des deutschen Ostens und 
erörtert mit weitem geschichtlich-politischem Umblick die For- 
men staatlicher Völkerbeherrschung, Einschmelzung und Gemein- 
schaft. Der Unterschied zwischen Staatsnation und Volksgesamt- 
heit ist ihm gegenwärtig, wenn er die zeitläufigen Ausdrücke 
„politisches Volk‘ und „historische Nation‘ dafür verwendet. 
Er betont, „daß Rassengegensätze in letzter Instanz sich notwendig 
politisch verwirklichen‘, und urteilt: „Nur wenn die Staatslehre 
den unlösbaren Zusammenhang politischer und nationaler Bestre- 
bungen einsieht, hat sie das Recht, eine der politischen Kardinal- 
fragen unserer Zeit, die nach der Berechtigung der Nationalitäten, 
vor ihr Forum zu ziehen.‘ Dieser Satz betrifft noch die gegen- 
wärtige Erfahrung. Denn er warnt davor, die nationalstaatliche 
Aufgabe von der volkstumspolitischen zu trennen oder beide 
gegeneinander auszuspielen, während er doch den gegebenen 
Unterschied zwischen staatlicher Ordnung und volklicher Ge- 
meinschaft keineswegs übersieht. 

In einer gleichzeitigen brieflichen Äußerung hat sich Treitschke 
selbst erläutert: ‚Ich meine, es gibt keinen allgemeinen Staats- 
begriff, jeder Staat ist das Produkt der in einem Volke lebenden 
Begriffe von Recht und Sitte und der ökonomischen Verhältnisse, 
also das Produkt der sogenannten gesellschaftlichen Verhältnisse.‘ 
In seiner Schrift will er die Gesellschaft als „konkretes Volks- 
leben‘ bestimmt wissen, und indem er seinen allgemeinen Ge- 
danken eine gegenwärtige Wendung auf die deutsche Einheits- 


frage gibt, ruft er aus: „In Abstammung und Sprache, in Sitten 
Historische Zeitschrift 138, Bd. 6 
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und Gedanken, in vielen Zweigen des sozialen Lebens fühlen wir 
uns als ein Volk.... Warum, wenn wir zurückblicken auf die 
Geschichte der großen Völker, sollen wir nicht hellen Auges in 
unsere eigene Zukunft schauen und die Notwendigkeit begreifen, 
daß einst, wie in England schon heute Staat und Gesellschaft 
zusammenfallen, auch der deutsche Staat sein wird — was seine 
Bestimmung ist — die einheitlich geordnete deutsche Gesell- 
schaft ?‘‘ So erkennen wir nun wohl die innere Spannung des 
frühen Treitschkeschen Volksbegriffs. Einerseits hält er sich 
gegenüber der romantischen Überlieferung vom Volksorganismus 
an die Wirklichkeit der gesellschaftlichen Lebensform, die durch 
den Staat national zusammengefaßt werden soll. Insofern stimmt 
seine Auffassung mit der westlichen Nation überein, die ja tat- 
sächlich auf der Gleichsetzung von Staatsgemeinschaft und Ge- 
sellschaftseinheit beruht. Auf der anderen Seite will aber 
Treitschke hier eben die arthafte Ganzheit des Volkstums zum 
politisch faßbaren Begriffe prägen. Das Volkswesen gilt ihm als 
wahrer Inhalt dessen, was der Liberalismus Gesellschaft nennt, 
seine Verwirklichung im geschichtlichen Werden ist der nationale 
Staat, der deswegen keineswegs absolutistisch oder ‚institutio- 
nell‘ als leere allgemeingültige Rechtsform gefaßt werden darf. 
Diese völkische Bestimmung tritt am unmittelbarsten hervor in 
Treitschkes Rede über Fichte. Da würdigt er den Sinn natio- 
naler Heldenfeiern, ‚daß wir, rückschauend auf die starken Män- 
ner, die unseres Geistes Züge tragen, erfrischen das Bewußtsein 
unseres Volkstums und stärken den Entschluß, daß aus dieser 
idealen Gemeinschaft die Gemeinschaft der Wirklichkeit, der 
deutsche Staat erwachse.‘ 

Empfinden wir mit der inneren Spannung auch die Eigen- 
kraft und politische Willenshaltung in Treitschkes Denken, so 
werden wir davon absehen, sein Wesen auf eine begriffliche Formel 
pressen zu wollen. Er hat am liberalen und am konservativen 
Bestreben seiner Zeitgenossen Anteil, beides ist in ihm und hat 
im Werden seines Daseins wechselndes Gewicht, aber sein Selbst 
und seine Bedeutung für uns liegt nicht darin sondern bei dem, 
was ihn über beide Parteigruppen und Zeitströmungen erhebt. 
Schauen wir auf seine Gestalt selbst, so ist sie zunächst der Inbe- 
griff jenes mit dem bürgerlichen Aufstieg verbundenen deutschen 
Einheitswerdens, dessen naturwüchsige Kraft und Schicksalsfülle 
uns jetzt Erich Marcks schildernd entfaltet hat. Trotz aller Nöte 
und Brüche erscheint dieser Vorgang wie selbstverständlich ziel- 
haft, und das liegt nicht nur an der nachträglichen Vereinfachung 
unseres Sehens. Bei Treitschke können wir gut beobachten, wie 
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sehr er in drangvollsten Zeiten, Enttäuschungen und Mißver- 
ständnissen von einer letzlich heiteren Zuversicht erfüllt ist, die 
uns mit ihrer Ausdrucksform fast oberflächlich erscheint. Aber 
wenn das persönliche Dasein dieses strahlenden Menschen doch 
nur verständlich ist als ein täglich neu errungener Sieg über das 
bittere Geschick seiner Taubheit, wenn die Kraft seines Wesens 
aus einem unmittelbaren Gottesglauben stammt, der durch alles 
gedankliche Zweifeln zwischen Christentum und Heidentum kaum 
betroffen wird, ist auch Treitschkes politisches Bewußtsein und 
Urteil von einem Ernst erfüllt, dessen Tiefe erst näherer Betrach- 
tung aufgeht. Als Deutscher konnte er sein Obersachsentum un- 
befangen dem preußischen Wert aufopfern und sich darüber von 
seinem Vater trennen. Um des Volkes willen nahm er, der stolze 
Adlige und Generalssohn, die Fahne des Bürgertums auf. Auch 
darin war er ganz unbefangen und weit entfernt, wie politische 
Reisläufer sich zum Anwalt der aufsteigenden Klasse in ihrer 
Selbstsucht zu machen. 1878 schrieb er das grobe Wort: „Dies 
ewige Gerede vom deutschen Bürgertum sagt mir gar nicht zu. 
Der Adel und die Bauern gehören auch mit zur Nation, und eines 
wenigstens haben sie vor dem Bürgertum voraus — den Mut.“ 
Man sieht freilich, daß er die neue Schicht des Handarbeitertums 
hier nicht einbezog. Wohl hat auch er die Verantwortung der 
sozialen Frage gefühlt, aber soweit blieb er doch im bürgerlichen 
Zeitstrom befangen, daß er die proletarische Wirklichkeit nicht 
verstand. Hat er doch die Kluft zwischen Bildung und Be- 
sitz und den hungernd frohnenden Massen als aristokratische 
Voraussetzung aller Kultur verteidigen wollen. Er vermochte 
aufs schärfste die hohlen Ansprüche bloßer Geldherrschaft zu 
rügen, doch weniger als Bismarck war er bereit und imstande, 
die Notwendigkeit einer neuen Volksordnung, eines deutschen 
Sozialismus zu vertreten!). 

War Treitschkes Kampf um die deutsche Einigung von 
jener Hoffnungssicherheit getragen, die das Bewußtsein verleiht, 
einer siegbestimmten Sache anzugehören, so ist im errungenen 
Bismarckreiche mit jedem Jahre sein Blick schärfer geworden 
für die Schatten und Untiefen des Zeitlebens. Er gehörte nicht 
zu denen, deren Lebenszweck mit dem Erfolg von 1870 erfüllt 
war und die sich nun zufrieden geben konnten, er war vielmehr 


1) Insofern halte ich nach wie vor an der Treitschkekritik meines Buches 
„Der Kampf um die Volksordnung‘‘ (1933) fest, wenn ich auch damals 
vielleicht dem persönlich-politischen Ethos und der religiösen Haltung 
Treitschkes nicht ganz gerecht geworden bin. Das vorhergehende Zitat 
von 1878 nach Beyerhaus a.a.O. S. 222. 
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gerade dadurch Bismarck verwandt, daß er im neuen Kampfe 
stand gegen die Zukunftsgefahren, die aus dem Versagen der 
selbstgewissen Gegenwart entstehen mußten. So hat er sich 
mehr und mehr dem Liberalismus seiner jüngeren Jahre entfrem- 
det, ohne sich seinen konservativen Zeitgenossen wirklich an- 
schließen zu können, so tritt in den späten Vorlesungen über 
Politik immer stärker Kritik und Sorge hervor. 

Hier ist nun der Ansatz seiner Gesellschaftswissenschaft 
wieder aufgenommen und weitergeführt. Freilich tritt auch die 
innere Schwierigkeit seiner politischen Lehre nunmehr zutage. 
Dem Geschichtschreiber und Tagesschriftsteller, dem Redner 
und Erzieher war es nicht gegeben, durch ein neues Gedanken- 
werk den Bruch des Jahrhunderts zwischen idealistischer Philo- 
sophie und Erfahrungswissenschaft zu überwinden. Er mußte 
sich bemühen, seine erlebte Anschauung in die unangemessenen 
Denkformen die er vorfand, zu füllen, und ist zu einem ge- 
schlossenen und reifen begrifflichen Aufbau nicht gelangt. 
Treitschke hat sich dabei fast gleichgültig gegen die zeitge- 
nössische Staatswissenschaft verhalten, obwohl sichtbar wird, 
in welchem Maße seine eigenen Ansichten vom Fortgang der 
wissenschaftlichen Lehrmeinungen mitbestimmt sind. Mehrfach 
berührt er sich mit Bluntschli, dem ganz reichsdeutsch ge- 
wordenen Schweizer, der die Lehre vom Nationalstaat für das 
Geschlecht um 1870 entwarf. Dieser hat als einer der ersten 
die Grundbedeutung der naturhaften Rasse für die politische 
Geschichte hervorgehoben und sich bemüht, eine volkstums- 
politische Rechtsgestaltung anzubahnen, indem er zwischen dem 
Volk als dem politischen und der Nation als dem naturhaft- 
geschichtlichen Gemeinschaftsganzen unterschied. Solcher Wort- 
gebrauch ist dem unseren nahezu entgegengesetzt, war hingegen 
für die Zeitgenossen einleuchtend, weil sie die Ableitung des 
Begriffs Nation vom lateinischen Natio, der Abstammungsein- 
heit, noch im Ohre hatten. Von hier aus wird auch Treitschkes 
Begriffsbildung verständlich. 

„Der Staat‘, heißt es in der ‚Politik‘, „ist das als unabhän- 
gige Macht rechtlich geeinte Volk‘. Sollen wir (mit Leipprand) 
hier den vollen Klang allein bei den Worten Staat und Macht 
vernehmen, auf dem Worte Volk nur einen schwächeren Neben- 
ton? Der unbefangen erfaßte Sinn des Gedankens besagt jeden- 
falls: Der Staat ist eine bestimmte Lebensform, darin das Volk 
selbst sich gebunden hat. Darum kann Treitschke auch den 
Kulturstaat vom bloß formalen Rechtsstaat unterscheiden und 
seinen nationalen Zweck bestimmen, indem er sagt, „daß ein 
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Volk in ihm und durch ihn zu einem wirklichen Charakter sich 
ausbilde, das ist für ein Volk wie für den einzelnen Menschen die 
höchste sittliche Aufgabe‘‘. Der alte Treitschke geht fort auf der 
Linie seiner Jugend, er sucht nach einem echten politischen 
Volksbegriff. 

Im Worte Volk selbst findet er diesen freilich nicht, er ge- 
braucht es nach aristotelischer Weise für eine Gesamtheit von 
Familien und hat damit hauptsächlich das innere Gefüge der 
Bevölkerung, die Zeugungsgemeinschaft erfaßt. Der Name Na- 
tion scheint ihm zu unbestimmt und vieldeutig abgebraucht, viel- 
mehr bezeichnet er die Ganzheit von Blut und Sprache als Natio- 
nalität. Diese Unterscheidung ist ihm von jenen Theoretikern 
der Vorkriegszeit, die mit der Gleichung zwischen politischer Na- 
tion und Staatsbürgerschaft und der Trennung zwischen Staats- 
nation und Kulturnation die Frage gelöst zu haben meinten, als 
wunderlich angerechnet worden. Spricht nicht eben dies für 
Treitschkes tieferen Sinn? Denn er erkannte wohl, daß solche 
einfachen Begriffsbestimmungen nicht ausreichend sind, um den 
geschichtlichen Vorgang in Kampf und Werden und die Voraus- 
setzungen politischer Entscheidung zu erfassen. Die Vorlesung 
über „Rassen, Stämme, Nationen‘ greift die Frage seiner Jugend- 
arbeit wieder auf. Mit einiger Entschlossenheit wird nunmehr 
der Rassenbegriff zugrunde gelegt, den Treitschke unzweideutig 
als erbliche Abstammungseinheit auffaßt. Freilich unsicher bleibt 
doch die Art, wie er davon spricht, daß jeder Staat auf wirklicher 
oder vermeintlicher Blutsgemeinschaft ruhen müsse. Die Rassen- 
kunde seiner Zeit lieh ihm noch nicht die Kenntnisse und begriff- 
lichen Mittel, um mit dem geschichtlichen Rang der Rassenkräfte 
zugleich die Erfahrung darzustellen, daß Völker nicht einrassig 
sind, sondern aus Rassenverschmelzung erwachsen. Treitschkes 
Anliegen ist es vor allem, den Nationalcharakter selbst als einen 
geschichtlich lebendigen und werdenden aufzufassen. Er ver- 
wahrt sich gegen die Vorstellung, als habe der Herrgott ‚die ein- 
zelnen Nationalitäten wie in verschiedenen Glaskästen einer Natu- 
raliensammlung gesondert‘. Nun entwickelt er seine Anschauung 
von der nationalpolitischen Geschichte als der Auseinandersetzung 
zweier Schaffensmächte. Er sieht ‚einmal die Tendenz eines 
jeden Staates, seine Bewohnerschaft auch in Sprache und Sitte 
zu einer Einheit zu verschmelzen, und andrerseits den Drang 
einer jeden kräftigen Nationalität nach Bildung eines eigenen 
Staates‘. Das ist ein echtes Schicksalsverhältnis, in dem beide 
aufeinander angewiesen sind, denn der Staat kann Volkstum nicht 
schaffen, sondern muß es finden, die Nationalität hinwieder kann 
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erst durch staatliche Ordnung und Führung ihren Charakter aus- 
prägen und Dauer gewinnen, Indem auf solche Weise nun doch 
der politische Begriff der Nation hervortritt, scheint Treitschke 
dem staatlichen Anteil freilich den Vorrang zu gönnen, aber 
nur insofern bei ihm die tathaften Gestaltungskräfte wesent- 
lich sind, die ein bestimmtes arthaftes Volkstum geschichtlich 
erzeugt, 

Daher ist der Nationalstaat, die Einheit von Staat und 
Nationalität, in unserem Sinne die politische Ganzheit eines Volks- 
tums, für Treitschke das ‚Normale‘, das letztlich Gültige. Um 
so dringlicher wird für den Geschichtschreiber und Staatsdenker 
die Grenzentscheidung. Sie wird in Treitschkes politischen Vor- 
lesungen mit voller Eindringlichkeit erfaßt. Denn ist der reine 
völkische Staat die Grundform, so kann er, wie Treitschke klar 
sieht, doch nicht als Einheitsmaß der politischen Gestaltungen 
angenommen werden. Verschieden ist der innere Gehalt und die 
gestaltende Kraft der Völkerschaften, verschieden noch mehr die 
räumliche Schicksalslage und geschichtliche Verflechtung unter 
ihnen, Hier geht Treitschke ersichtlich von der Anschauung des 
deutsch-mitteleuropäischen Völkerraumes aus, der zwischen die 
nationale Kulturwelt des Abendlandes und das asiatische Völker- 
gewoge gelegt ist. Gleichwie für den Westen und Deutschland 
die nationale Staatlichkeit geboten ist, so wird die Berechtigung 
politischer Völkergemeinschaften in Österreich und Rußland als 
Übergangsform anerkannt. Was Treitschke nun vorschwebt, ist 
offenbar eine Rangordnung der Völker und ihrer politischen 
Rechte, die sich keineswegs durch bloße Gewalt, sondern durch 
Geist und sittliche Leistung herausstellen soll. Aber da stößt er 
auf die politische Wirklichkeit eines- allgemeinen Grenzkampfes 
der diesen ganzen Völkerraum erfüllt und nach ordnender Macht 
verlangt, er gibt sich Rechenschaft von der bitteren Erfahrung, 
daß, während der deutsche Nationalstaat Gestalt und Macht 
gewann, der Gesamtkörper deutschen Volkstums mehr und mehr 
an Daseinsraum verliert und hinzuschwinden droht, Treitschke 
ruft nicht allein die nationalen Abwehrkräfte zur Germanisierung 
der Grenzgebiete Preußen-Deutschlands auf, er richtet den Blick 
auf die Volksnot jenseits der Grenzen und rückt vor das Ge- 
wissen seiner Hörer gleichzeitig mit dem Staatsgebot zur Selbst- 
erhaltung die Verantwortung vor dem gesamtdeutschen Schicksal 
im Völkerraum. 

II. 

Treitschkes Staatslehre empfing ihre innere Spannung von 

dem Bemühen um einen politischen Volksbegriff, sie ist darin 
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Ausdruck jener volkstumspolitischen Haltung, die nicht minder 
durch die unmittelbaren Zeugnisse seines nationalen Einsatzes 
bewährt wird. Insofern ist Treitschke als bekennender Vorkämpfer 
der kleindeutsch-preußischen Einheit der echte Schüler Arndts 
geblieben, daß er den völkischen Charakter seiner Reichsidee be- 
wahrte und auf dem Boden des Nationalstaats eine nicht nur 
geistig-kulturelle, sondern auch politische Verpflichtung zur ge- 
samtdeutschen Gemeinbürgschaft empfand. Er sprach sich nicht 
gleich den Epigonen Bismarcks von der großdeutschen Gemein- 
schaft los, er entzog sich nicht den Forderungen eines Nationali- 
tätenrechts, sondern erkannte die deutsche Bedrängnis im mittel- 
europäischen Volkskampf und die Notwendigkeit einer gestalten- 
den Völkerordnung. Dadurch ragt Treitschke unter seinen Zeit- 
genossen hervor, daß sein tathaftes Wollen wie seine gedankliche 
Lehre mit den unzulänglichen Mitteln des damaligen politischen 
Zeitbewußtseins um diese Schicksalsfragen gerungen hat. 

Zum Verständnis seiner geschichtlichen Stellung ist ein Blick 
auf die deutsche Einheitsbewegung förderlich. An ihrem Ur- 
sprung bei Herder, Arndt und Görres, bei Stein und den Kämp- 
fern der Freiheitskriege war die Idee des Volkstums bestimmend 
für die Sehnsucht nach Reichserneuerung. Dies volkhafte Be- 
wußtsein, im deutschen Geisteserwachen aufgekeimt, entzündete 
sich nicht am Beispiel sondern am Gegensatz des französischen 
Nationalismus. Der nationale Staat sollte die Ganzheit deutschen 
Volkstums in seinem geschlossenen Sprachraum begründen. Von 
vornherein war die österreichische Frage dadurch mitgegeben, daß 
etwa bei Jahn und Arndt die staatliche Einheit vor allem auf 
völkische Reinheit verpflichtet wird, das neue Reich soll die 
Nation verkörpern. Nicht anders ist es 1848 gemeint gewesen. 
Die „Frage an Österreich‘ war für die Mehrheit der National- 
versammlung ein damals aussichtsvoll erscheinender Versuch, 
Österreichs deutsche Teile in die engere Volksgemeinschaft ein- 
zufügen. Als sich dies staatsrechtlich unmöglich erwies, kehrte 
sich die nationaldeutsche Richtung in den Worten von Arndt, 
Waitz und ihren Genossen bitter gegen die habsburgische Völker- 
mischung, aber es blieb das Bestreben erhalten, im Sinne Gagerns 
einen weiteren Bund mit den Deutschösterreichern zu stiften. So 
ist auch der Nationalverein von 1859 noch großdeutsch gestimmt 
gewesen, und diese Überlieferung ging schließlich auf die Nibe- 
lungentreue des deutschösterreichischen Zweibundes über. Immer 
hat solche zugleich großdeutsche und nationalstaatliche Gesin- 
nung, die das kleindeutsche sowohl wie das habsburgische Reich 
nur als Notstand bejahte, ihre Bundesgenossen in Österreich ge- 
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habt, von den Anfängen Giskras bis zu Schönerer und seinen 
Erben. 

Es war ein unbilliger Vorwurf, wenn die Anhänger des 
österreichischen Kaisertums diesem völkischen Staatswillen den 
Makel gewollten Kleindeutschtums anhingen. Bei ihnen selbst 
verquickte sich die großdeutsche Ideologie oft mit dem groß- 
österreichischen Interesse, jedenfalls aber hatte in ihrer politi- 
schen Vorstellung der mitteleuropäische Reichsraum den Vorrang 
gegenüber der völkischen Ganzheit. Auch zweifellos großdeutsch 
gesinnte Verfechter des Mitteleuropagedankens wie Constantin 
Frantz und Julius Fröbel meinten, das deutsche Volk könne seine 
reichsgeschichtliche Zukunft gewinnen, indem es auf die staats- 
mächtige Einheit verzichte. Sie machten sich damit als Künder 
eines raumpolitischen Imperiums zu Helfern der dynastisch-par- 
tikularen und katholisch-internationalen Bestrebungen. Ihnen 
gegenüber stand mit immer zunehmender Macht die Gruppe der 
echten Kleindeutschen, die Großpreußen. In ihrem Sinne hatte 
Droysen die Frage an Österreich als eine politische Herausforde- 
rung gestellt, um die Scheidung zu erzwingen, für sie hatte die 
geschlossene Staatsnation den Vorrang gegenüber der Volks- 
gesamtheit. Auch sie kamen von einem konfessionellen, einem 
protestantischen Partikularismus her, aber ihre Einseitigkeit ent- 
sprach freilich mehr dem unmittelbaren Lebensbedürfnis der Na- 
tion, die Geschlossenheit eines Gemeinwesens zu erlangen. Hier 
lag der Keim jener nationalen Selbstzufriedenheit des späteren 
Bismarckreiches, die sich dem außerstaatlichen Deutschtum ent- 
fremdete. Wenn man sich einmal auf den Boden staatsnationaler 
Betrachtung stellte, dann konnte zwischen dieser kleindeutschen 
und der großösterreichischen Gesinnung eine Übereinkunft zu- 
standekommen. Beide trafen sich darin, daß ihnen das geschicht- 
liche Vaterland, nicht das arthafte Volkstum Gegenstand sittlicher 
Verpflichtung hieß, beide begegneten einander im außenpolitischen 
Interesse. So hat schon zu Beginn der sechziger Jahre Max Dunk- 
ker in den Preußischen Jahrbüchern das nationaldeutsche Inter- 
esse an der Erhaltung Österreichs bekundet, von hier aus ist eine 
Geschichtsbetrachtung begreiflich, wie sie Sybel in seinen Mün- 
chener Vorlesungen über Prinz Eugen geübt hat, vielleicht auch 
Erdmannsdörffers Verständnis für die altösterreichische Groß- 
macht. Hingegen ist bekannt, wie sehr das Bismarcksche Bünd- 
nis von der habsburgischen Politik neben seinen außenpoliti- 
schen Erträgen als Deckung gegen die alldeutschen Bestrebungen 
ausgenutzt worden ist. 


Nun aber gab es noch eine dritte Entwicklungslinie. In der 
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Paulskirche nämlich enthält die große Auseinandersetzung über 
die verfassungspolitische Einung Deutschlands, die so ergebnislos 
auslief, einen Einschlag unmittelbar volkstumspolitischer Erwä- 
gung. War doch die Grenzfrage im Osten und auch im Westen 
wieder auf die Tagesordnung getreten. Die Großdeutschen ver- 
fochten ihre mitteleuropäischen Ziele nicht zuletzt im Namen des 
außensiedelnden Deutschtums, während auf der kleindeutschen 
Seite vor allem durch Waitz und außerhalb der Versammlung 
durch Gustav Freytag der Gedanke vertreten worden ist, daß 
gerade um der Erhaltung des weiteren deutschen Volksraumes 
willen die geschlossene staatliche Gestaltung eines engeren Kernes 
notwendig sei, dessen Macht auch auf das Behauptungsvermögen 
der Vorlande, Inseln und verstreuten Siedlungen stärkend zurück- 
wirken werde. Diese Auffassung vom deutschen Nationalstaat 
als einer gesamtdeutschen und nicht nur binnenländischen Not- 
wendigkeit, als einer Grundlage für die deutsche Zukunft Mittel- 
europas hat in dem öffentlichen Gespräch der fünfziger und sech- 
ziger Jahre eine bemerkenswerte Rolle gespielt. Lagardes Hal- 
tung steht damit im Zusammenhang, Adolf Wagner hat einen 
wichtigen Beitrag dazu gegeben, ihre reifste Fassung erlangte die 
volkstumspolitische Einsicht aber in den Gedanken des Statisti- 
kers Richard Boeckh. Unmittelbar vor Beginn des Siebziger 
Krieges hat dieser seine Lehre vorgetragen, daß der werdende 
deutsche Nationalstaat sich als Bürgen der deutschen Volksrechte 
betrachten solle, während das deutsche Gesamtvolk durch seine 
Siedlung in Mitteleuropa zur Anwaltschaft eines überstaatlichen 
Volkstumsrechts berufen sei, das auf gegenseitige Verträge der 
Staaten gegründet werden solle. 

Diese Grundsätze einer völkischen Politik des Nationalstaats 
sind für die Reichsgründung Bismarcks nicht ohne Bedeutung 
gewesen. Wir wissen heute, wie ausschlaggebend die reine Volks- 
tumsforderung beim Erwerb Elsaß-Lothringens gegolten hat, wäh- 
rend Bismarck den militärischen Grenzwünschen nur teilweise 
und widerstrebend nachgab. Von diesen Gedanken aus entwickelt 
sich hinwieder die geistige Vorgeschichte der völkischen Schutz- 
arbeit im zweiten Reiche, wo sich binnendeutsche Grenzbehaup- 
tung und auslandsdeutsche Hilfeleistung miteinander berühren. 
Man würdigt heute die bewußte Zurückhaltung, mit der Bismarck 
sich allen volkstumspolitischen Ansprüchen gegenüber verhalten 
hat. Eine Staatskunst, die das Daseinsrecht der Deutschöster- 
reicher, aber auch der Siebenbürger Sachsen und der Deutsch- 
balten als unmittelbares Anliegen des Deutschen Reiches be- 
trachtete, rührte an die schwersten Gefahren allgemeiner Außen- 
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politik. Bismarck hat um der staatlichen Selbsterhaltung willen 
wie mit Rücksicht auf die Bedrängnis des Außendeutschtums 
diese gesamtdeutsche Gemeinbürgschaft nicht als öffentlichen 
Staatsgrundsatz gelten lassen, obwohl seine mitteleuropäische 
Bündnispolitik und sein ostmärkischer Grenzkampf Ansätze da- 
von in sich aufgenommen haben. Während aber die Haltung des 
Reichskanzlers nur aus gelegentlichen Äußerungen und Hand- 
lungen erschlossen werden kann, hat Treitschkes Bewußtsein um 
die volkstumspolitischen Möglichkeiten der nationalen Staatsfüh- 
rung gerungen!). 

In seiner großartigen Gedächtnisrede auf die Leipziger 
Schlacht hatte Treitschke 1863 ausgerufen: „Was der fernste 
unserer Stämme leidet durch Unrecht und Gewalt, das soll uns 
schmerzen wie eine Wunde an unserem eigenen Leibe.‘ Dabei 
hatte er mit besonderer Freude, gerade im Gefühl des reichs- 
politischen Gegensatzes, den Beifall der Volksgenossen aus Öster- 
reich verzeichnet. Ein Jahr darauf vollzog seine wuchtige Streit- 
schrift „Bundesstaat und Einheitsstaat‘ die kleindeutsche Ent- 
scheidung. Mit kühler Schärfe sprach er die sittliche Notwendig- 
keit der Trennung aus, er zeigte sich noch bestimmt von Arndts 
Widerwillen gegen die südöstliche Völkermischung und deutete 
gar darauf hin, der deutsche Volkscharakter des Österreichertums 
habe sich nicht ungetrübt rein erhalten. So leidenschaftlich 
äußerte sich sein protestantischer Abscheu vor der habsburgi- 
schen Gegenreformation, daß er für die unterworfenen Tschechen 
Partei nahm. Die Kaisergeschichte Österreichs wollte er nicht 
mit dem preußischen Königtum als"Bestandteil der deutschen 
Volksgeschichte anerkennen. Stark hob er das dynastische und 
konfessionelle Verhängnis hervor, das den deutsch-österreichi- 
schen Stamm der Geistesentwicklung Deutschlands entfremdet 
habe. Aber er grub schon tiefer, indem er die Schicksalstat- 
sache aufwies, daß es der südöstlichen Stammessiedlung nicht 
gelungen sei, den beherrschten Völkerraum mit Deutschtum zu 
durchdringen. 

Dennoch ist es keine bloße Beschwichtigung, wenn Treitschke 
hier ablehnt, moralische Vorwürfe zu erheben. Nimmt man die 
staatliche Scheidung einmal für notwendig hin, so überwiegt in 
seiner Betrachtung das Ja zu Österreichs außendeutschem Beruf 
bei weitem das geschichtlich-politische Nein. Mag es ein schmaler 


ı) Zur elsässischen Frage vgl. jetzt P. H. Ruth im Handwb. d. Grenz- 
und Auslandsdeutschtums II, 353 ff. zum übrigen Rothfels: Bismarck und 
der Osten. 
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Trost sein, wie er sich von der äußeren Trennung eine innigere 
geistige Verbindung mit dem deutschen Gesamtleben verspricht. 
Wichtiger ist die Entschiedenheit, mit der er das Urteil über den 
unvermeidlichen Zerfall und die unnatürliche Bildung Altöster- 
reichs bestreitet. Nur weil dieser Staat auf räumliche, wirtschaft- 
liche und geschichtliche Grundlagen von zwingender Kraft ge- 
gründet, durch die Anhänglichkeit seiner Völker verbunden sei, 
habe er soviel politische Wechselfälle überdauern können. Gleich 
Bismarck hat Treitschke hervorgehoben, daß eine glatte Durch- 
führung des nationalstaatlichen Prinzips im südöstlichen Völker- 
raume unmöglich sei. Das Deutschtum Österreichs habe kraft 
seiner volklichen Überlegenheit die weltgeschichtliche Bestim- 
mung zur Führerschaft jener Mitvölker, die er hier mit einem 
Ausdruck der erdkundlichen Schule Karl Ritters als die sub- 
germanischen bezeichnet. Treitschke hat diese Benennung fest- 
gehalten, aber später wiederholt Gelegenheit genommen, selbst 
klarzustellen, was schon hier deutlich ist, daß es ihm nicht auf 
eine Herabwertung jener Völkerschaften ankommt, sondern auf 
die geschichtliche Tatsache ihrer politischen und geistigen Be- 
stimmtheit durch die deutsche Kultur. „Auf diesem Boden 
deutsche und halborientalische Bildung zu versöhnen, den mei- 
sterlosen Völkern des Ostens den Frieden zu bringen und sie zu 
gewöhnen an den Segen einer Verwaltung und eines Heerwesens, 
welche beide doch einen überwiegend deutschen Charakter haben 
— fürwahr, das ist eine Aufgabe, der größten Staatsmänner 
würdig, segensreich genug, um dem Staate, der sie löst, eine 
hochgeachtete, eine notwendige Stellung in der Völkergesellschaft 
zu sichern.‘‘ So beschreibt Treitschke den mitteleuropäischen 
Beruf des Deutschösterreichertums, in dem auch er gleichzeitig 
den gesamtdeutschen Beruf einer Wahrung der Ostmark findet. 
Freilich hat er sich darüber getäuscht, daß die Größe dieser Auf- 
gabe nicht von einem abgeschnittenen, besiegten, zur Minderheit 
gemachten Außendeutschtum zu lösen sein werde. 

Als dann die österreichische Frage durch Preußens Schwert 
entschieden worden war, wurde Treitschke zunächst vom Nord- 
osten her auf sein völkisches Gewissen gestellt. Julius v. Eckardt, 
der aus Riga herübergekommen war, um im deutschen Staats- 
raum für die Sache seiner Heimat zu werben und sich selbst einen 
größeren Wirkungskreis zu schaffen, trat gegen das abfällige Ur- 
teil auf, das Treitschke in seiner Schrift „Das deutsche Ordens- 
land Preußen‘ über die deutschbaltische Entwicklung gesprochen 
hatte, Sicher hat Treitschkes Einseitigkeit hier durch Eckardt 
Berichtigung erfahren. Seine Fragestellung im Nordosten ent- 
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sprach unmittelbar der vorher im Südosten von ihm aufgewor- 
fenen. Sein geschichtlicher Irrtum lag eigentlich mehr auf der 
preußischen als der baltischen Seite, weil er die Stärke des ost- 
preußischen Deutschtums auf entschlossene Germanisierung zu- 
rückführen wollte, während sie weit mehr einem zwanglos zur 
Geltung gebrachten Übergewicht der Volkskraft entsprang, das 
drüben nicht hatte heranwachsen können. Treitschke hat denn 
auch in seiner sehr großzügigen Auseinandersetzung mit Eckardt 
für die Balten unterstrichen, was er für die Österreicher bereits 
zugestand, den Verzicht auf einen moralischen Vorwurf natio- 
naler Versäumnis und die Anerkennung des Schicksalhaften. Eben 
darum aber hat er auch hier die gegenwärtig politischen Ergebnisse 
klargestellt und zwei Tatsachen hervorgehoben, nämlich das 
deutschbaltische Verhängnis einer ständisch gebundenen Ober- 
schicht über fremder Masse und die politische Bindung des bal- 
tischen Patriotismus an das russische Reich. Daraus zieht er die 
Folgerung, daß Livland der deutschen Nation kein zweites 
Schleswig-Holstein bedeute. Nicht aber diese Unterscheidung 
ist schließlich das Bemerkenswerte, sondern die ausdrückliche 
Bestätigung, daß man vom deutschen Staate aus ohne imperiali- 
stische Zwecke, doch politisch wirksam für das Volkstumsrecht 
der Deutschbalten gegen die russische Unterdrückung eintreten 
solle. „Das lebende Geschlecht darf auf eine Wiedervereinigung 
mit den baltischen Deutschen nicht hoffen“, schreibt Treitschke 
in seinem Schlußwort von 1868, „es scheint mir sogar unsicher, 
ob dieser Gedanke jemals zu den berechtigten und möglichen 
Plänen deutscher Politik zählen wird. Unsere Wünsche für die 
Ostseeländer müssen sich darauf beschränken, daß dort deutsche 
Sprache und Sitte, die überlieferten Formen des deutschen Ge- 
meinwesens ihr gutes Recht behaupten und die Ureinwohner all- 
mählich der deutschen Sitte gewonnen werden.‘‘ Das ist ein 
immerhin noch sehr weitgreifendes Ziel. Treitschkes Sorge gilt 
aber auch dem politisch möglichen Verfahren, und er teilt mit 
Bismarck die Befürchtung, ein unzeitiges und ungeschicktes Ein- 
greifen der deutschen Presse werde den Balten, da man für sie 
keine Macht einzusetzen vermöge, tatsächlich mehr schaden als 
nützen. Wichtiger sei es, die russische Staatsführung von der 
Unbill und Unzweckmäßigkeit nationaler Unterdrückung zu über- 
zeugen. Hier zum ersten Male finden wir die Berührung zwischen 
Volkstumspolitik und Außenpolitik ganz im Sinne Bismarcks bei 
Treitschke erwogen. Die wahre Tragweite seiner Bereitschaft 
gegenüber dem baltischen Schicksal aber erkennen wir erst aus 
einem gleichzeitigen Briefe, den er zu seinem Aufsatz an den 





Über die völkische Haltung Treitschkes 93 


Mitherausgeber der Preußischen Jahrbücher, Wehrenpfennig, 
schrieb. Darin klagt er über die Ungeschicklichkeit Eckardts, 
diese Frage im ungeeigneten Augenblick aufzuwerfen, aber es 
folgt der beziehungsvolle Nachsatz: „Sind wir erst im eigenen 
Hause fertig, so können wir auch die auulsa imperii wieder ins 
Auge fassen.‘ Damit ist es also klar ausgesprochen, daß der 
werdende Nationalstaat die Rechte des Volkstums draußen zu 
seiner eigenen Sache erheben soll. 

Die Probe hierauf hat Treitschke nun alsbald im Verhalten 
zu Elsaß-Lothringen gegeben. Er hat in seiner Schrift „Was 
fordern wir von Frankreich ?‘ unter Berufung auf das Schwert- 
recht die Volksabstimmung verneint, weil er ganz im Sinne deut- 
schen Volksdenkens die überdauernde Artgemeinschaft gegen die 
zeitgenössische Mehrheitsmeinung in Anspruch nahm: ‚‚Der Geist 
eines Volkes umfaßt nicht nur die nebeneinander sondern auch die 
nacheinander lebenden Geschlechter. Wir berufen uns wider den 
mißleiteten Willen derer, die da leben, auf den Willen derer, die 
da waren.‘ Aber er gibt auch gegenüber jedem alldeutsch-impe- 
rialistischen Mißverständnis sogleich eine bündige Erklärung ab: 
„Es ist nicht die Aufgabe dieser nationalen Staatskunst, jede 
Scholle deutschen Bodens, die wir in den Tagen der Schwäche 
preisgegeben, in unser neues Reich hineinzuzwängen. Wir dulden 
willig, daß unser Volkstum in der Schweiz, unabhängig von dem 
deutschen Staate, frei und friedlich sich entfaltet, wir rechnen 
nicht mit dem Zerfall Österreichs, noch wollen wir jenen deut- 
schen Stamm, der sich in den Niederlanden zu einer selbständigen 
kleinen Nation herausgebildet hat, in seinem Sonderleben stören. 
Aber wir dürfen nicht dulden, daß vor unseren Augen deutsches 
Volkstum grundsätzlich zerstört und herabgewürdigt werde.‘ 
Auch ohne den Krieg, führt er weiter aus, hätte die geeinte deutsche 
Nation von Frankreich Bürgschaften für die Erhaltung des Deutsch- 
tums in Elsaß-Lothringen fordern müssen, der durch Frankreich 
herbeigeführte Krieg gebe Recht und Pflicht einer gründlicheren 
Lösung im Sinne der sprachlichen Volksgrenze. Diese Aussagen 
Treitschkes stehen ganz auf dem Boden der volkstumspoliti- 
schen Rechtslehre Boeckhs, der die gegenseitigen Volksrechte 
als eine Friedensbürgschaft bestehender Grenzen aufzubauen ge- 
dachte, aber dem Staate das Recht auf ein Gebiet anderen Volks- 
tums absprechen wollte, wenn er dessen Art und Eigenleben dau- 
ernd und willkürlich unterdrücke. So hat Treitschke dem National- 
staat Bismarcks, dessen größter Verkünder er gewesen ist, in 
der Geburtsstunde auch die echte völkische Reichsidee mit- 
gegeben. 





94 Rudolf Craemer 


Noch im Jahre 1871 hat er sich Rechenschaft über die gesamt- 
deutsche Tragweite einer solchen Politik gegeben und jenen Auf- 
satz „Österreich und das deutsche Reich‘ geschrieben, der uns 
heute wohl als ein hellseherisches Zeugnis erscheinen muß. Für 
Treitschkes Art ist der Fanfarenton bezeichnend, mit dem er 
zunächst sein Bekenntnis zu Königgrätz und Sedan ablegt, die 
betonte Nüchternheit seines Hinweises auf das bare außenpoli- 
tische Interesse, das dem Deutschen Reiche die Erhaltung des 
Habsburgerstaates geboten erscheinen läßt. An manchen Stellen 
klingt es, als solle Leib und Seele der Deutschösterreicher diesem 
binnendeutschen Interesse klar und kaltsinnig aufgeopfert wer- 
den. Aber dann wird der überstaatliche Volksgedanke wieder 
herausgehoben und die mitteleuropäische Sicht aufs neue eröff- 
net: „Wir Deutsche haben das Nationalitätsprinzip niemals in 
dem rohen und übertreibenden Sinne verstanden, als ob alle 
Europäer deutscher Zunge unserem Staate angehören müßten.‘ 
Er nennt es ein Glück, „daß die Grenzen der Nationen nicht 
gleichsam mit dem Messer in die Erdrinde eingegraben sind“. 
„Wenn in der Mitte des Erdteils zwei Kaiserreiche bestehen, das 
eine paritätisch und rein deutsch, das andere katholisch und viel- 
sprachig, doch von deutscher Gesittung befruchtet‘‘, so fragt er, 
„wer darf behaupten, daß ein solcher Zustand für den deutschen 
Nationalstolz demütigend sei ?“ 

Aber nicht umsonst ist dieser Aufsatz entstanden, als mit der 
deutschen Reichsgründung eine neue österreichische Verfassungs- 
krise eingetreten war. Treitschkes politischer Blick dringt tief 
in die Schatten der nachbarlichen Verhältnisse ein, er verhehlt 
sich nicht die immer wachsende Not des abgesonderten deutschen 
Stammes, er fühlt sicher heraus, daß hier zweierlei erstrebt wer- 
den muß, die Festigung der deutschen Stellung in Zisleithanien 
gegenüber dem von den Tschechen angeführten slawischen Kampf- 
willen und die sinnvolle Gliederung des Völkerraumes, deren Auf- 
bau auch die Nichtdeutschen befriedigen könne. Darum bejaht 
er mit bemerkenswerter Kenntnis und Einsicht jene noch keim- 
haften Bestrebungen, in denen das spätere Linzer Programm und 
die Schönererbewegung sich vorbereitete, die Entwürfe einer en- 
geren Zusammenfassung der Gebiete deutscher Mehrheit und Ab- 
lösung slawischer Außenlande vom zisleithanischen Verband. Dar- 
über hat Treitschke keineswegs vergessen, daß die politische Zu- 
sammenarbeit Preußen-Deutschlands mit Österreich nicht in Wien 
begründet ist, sondern auf dem Übergewicht der anderen Reichs- 
hälfte, Ungarns, beruht. Er stellt diese diplomatische Gegeben- 
heit durchaus in Rechnung, aber ebendeshalb setzt er dem Ein- 
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vernehmen beider Reiche eine ganz bestimmte Grenze an zwei 
volkstumspolitischen Bedingungen. Die österreichische Polen- 
freundschaft dürfe nicht zu einer Gefährdung der preußischen 
Ostmark führen, und es müsse das sprachliche Volksrecht der 
Deutschen in Ungarn gewährleistet sein. 

Mit Nachdruck lehnt Treitschke gleich Bismarck den Ge- 
danken eines imperialistischen Angriffs auf Österreich schon des- 
halb ab, weil das junge deutsche Reich sich nicht mit noch mehr 
andersvölkischen Bestandteilen belasten könne, und auch darin 
spricht er ganz Bismarcks Meinung aus, daß er es den öster- 
reichischen Deutschen als eine gesamtdeutsche Pflicht auflegt, 
im Interesse des Deutschen Reiches für die Erhaltung ihres 
Staates zu wirken. ‚Der Deutschösterreicher‘‘, schreibt er, ‚der 
jeden Mißerfolg seines Staates mit einem jubelnden ‚heiterer, 
immer heiterer |‘ begrüßt, nützt Deutschlands großer Sache nichts; 
ihr dient nur der tätige Mann, der Kopf und Hände regt, um den 
Deutschen die Führerstellung in Zisleithanien zu verschaffen.‘ 

Dabei sieht er wiederum die Notwendigkeit einer volkstums- 
politischen Diplomatie, welche im eigenen Interesse der Volks- 
genossen einer Hilfeleistung von seiten der reichsdeutschen Regie- 
rung Schranken setzt. Je mehr er sich aber in die österreichi- 
schen Verhältnisse einläßt, desto schärfer tritt ein ahnungsvoller 
Zug seiner Betrachtung hervor. Liebe könne ein solches Gemein- 
wesen von den Deutschen kaum mehr erwarten. Sie seien ganz 
in die völkische Notwehr gedrängt, sie litten unablässig unter 
den inneren Wirren des Völkerstaats, in dem der allgemeine 
Volkskampf ausgebrochen ist. „Doch die Energie des deutschen 
Nationalgefühls‘‘, erklärt er, „ist sichtlich im Wachsen, sie nährt 
sich täglich an dem Anblick des neuen deutschen Reichs ... und 
gelingt es nicht bald, ein leidlich geordnetes Verfassungsleben in 
Zisleithanien herzustellen, so mögen endlich auch die Deutschen 
dahin gelangen, daß ihnen ihr Volkstum teurer wird als der 
Staat.‘‘ Und als Antwort darauf gleichsam stehen die verhei- 
Bungsvoll mahnenden Schlußsätze: „Bräche dereinst das Unglück 
der Zerstörung über Österreich herein — und es wäre ein Unglück 
auch für Deutschland —, dann muß unser Reich bereit und fertig 
sein, den Stürmen des Geschicks zu trotzen, das Deutschtum an 
der Donau aus den Trümmern zu erretten: Reif sein ist alles — 
sagt das Dichterwort.‘ 

Treitschke hat also nicht das österreichische Deutschtum 
sich selbst überlassen oder den großpreußischen Interessen zum 
Opfer gebracht, er sah vielmehr in der deutschen Zweiheit die 
gegenseitige Pflicht einer gesamtvölkischen Reichspolitik, und er 
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faßte auch eine Erfüllung der Zeit ins Auge, da aus der Not eine 
neue Ganzheit des Volksreichs hervorgehen werde. Im Sinne von 
Bismarcks mitteleuropäischer Politik trat er für die Erhaltung 
Österreichs ein, aber darin ging er schon über Bismarck hinaus, 
daß er den Bestand des Habsburgerreichs geschichtlich begrenzt 
sah. Mit der großartigsten Gebärde mahnt er den nationalen 
Staat, sich zu bereiten, damit er reif sei im Augenblick der welt- 
geschichtlichen Stunde, um seine völkische Berufung zu erfüllen 
— wie trifft dieses Seherwort aus dem Gründungsjahr von 1871 
uns, die wir die weltgeschichtliche Wandlung miterlebten, da das 
Unreife zusammenbrach und aus den Tiefen das neue völkische 
Reich seinen Aufstieg begann! 

Für Treitschke war dieses Bekenntnis von 1871 ein Höhe- 
punkt, auf den zunächst die bittere Einsicht folgen mußte, daß 
der neue deutsche Nationalstaat zur völkischen Politik nicht 
bereit war, und daß die gesamtdeutsche Bedrängnis im Völker- 
raum unter schicksalvollem Zusammenhang mit der außenpoliti- 
schen Gefährdung des Bismarckreiches anwuchs. Wie ernst er 
die gesamtvölkische Gemeinbürgschaft genommen hat, und wie 
er durch die Außenpolitik ernüchtert worden ist, zeigt sein Ver- 
kehr mit Georg Daniel Teutsch, dem Bischof und Volksführer 
der Siebenbürger Sachsen. Treitschke hatte seine Kenntnis des 
Außendeutschtums bewährt, indem er im Österreichaufsatz nicht 
nur die Sachsen, sondern auch die noch kaum zum Volksbewußt- 
sein erwachten Banater Schwaben unter den Schutz des deutschen 
Nationalstolzes stellen wollte. Siebenbürgen aber war ihm das 
eigentliche Beispiel und Sinnbild volkhaften Kolonistentums. 
Nicht nur die nachbarlichen Gebiete Deutschösterreichs, sondern 
auch dieses eigentliche Außendeutschtum hat er in seine völkische 
Reichsidee einbezogen, und so gelangt er durch die Volkstums- 
politik vom Nationalstaat zum mitteleuropäischen Raum. Die 
innige Einheit zwischen deutschem Volkstum und evangelischem 
Glauben verleiht diesem Vorposten in Treitschkes Augen eine 
besondere gesamtdeutsche Berufung als Gegengewicht wider die 
undeutschen Kräfte des Katholizismus in Österreich, die ja auch 
Deutschböhmen einst unterworfen hatten. ‚Sie haben dort einen 
harten, aber auch dankbaren Dienst für das Vaterland‘, spricht 
er den Sachsenbischof an, und ihm gegenüber bekräftigt er die 
Zukunftshoffnung: Sollte wider Wunsch und Willen der öster- 
reichische Gesamtstaat zerfallen, ‚so ist doch das Deutsche Reich 
stark genug, um sein Fleisch und Blut vor Vergewaltigung zu 
schützen‘. Die Erfahrung der nächsten Jahre aber lehrte, daß 
zwar die Doppelmonarchie sich hielt, aber ebendeshalb die deutsche 
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Bedrängnis in Böhmen und Ungarn immer größer wurde. Wie 
einst angesichts der baltischen sah sich Treitschke 1874 angesichts: 
der siebenbürgischen Sache vor die Frage gestellt, ob und in wel- 
cher Weise vom Boden des deutschen Reiches her eingegriffen 
werden könne. Er ist in Gemeinschaft mit einer Anzahl natio- 
naler und liberaler Politiker, mit Boeckh und Theodor Mommsen, 
an den Aufrufen des Deutschen Schulvereins beteiligt gewesen, 
er hat Teutsch die Preußischen Jahrbücher zur Verfügung ge- 
stellt, aber er'hat nur mit äußerster Vorsicht die volksdeut- 
schen Anliegen in seine außenpolitischen Zeitbetrachtungen ein- 
fließen lassen. Darüber hat er sich gegen Teutsch offen ausge- 
sprochen. Die europäische Gesamtlage zwinge das Deutsche 
Reich, sein gutes Verhältnis zu den Magyaren zu pflegen. Unter 
solchen Umständen könne ein gelegentliches Auftrumpfen den 
Deutschen drüben nur schaden, eher sei dahin zu streben, daß 
die Magyaren selbst zur Einsicht geführt würden, wieviel besser 
für sie in der gemeinsamen Bedrängnis durch die Slawen gütliches 
Einverständnis mit ihren Deutschen sei. Er konnte nicht wissen, 
in welcher genauen Übereinstimmung er sich dabei mit dem tat- 
sächlichen Verhalten Bismarcks befand. 

Hingegen war Treitschke durchaus bewußt, was die Bis- 
marcksche Rußlandpolitik für die Erhaltung des deutschen Volks- 
raums in Mitteleuropa bedeutete. Teutsch gegenüber hat er dar- 
auf hingewiesen, hat die Gefahr eines russisch-französischen Bünd- 
nisses mit dem gleichzeitigen Aufbrechen der orientalischen Frage 
und der südöstlichen Völkerrevolution gezeigt, er hat ahnungs- 
voll an die Möglichkeit eines Weltkriegs gerührt. Sehr bemerkens- 
wert ist die Selbstzucht, mit der er als Schriftsteller im liberalen 
Zeitalter sich dem verantwortlichen Führer der Außenpolitik 
freiwillig unterordnet, auch wo er dessen Absichten mehr ahnt 
als kennt und augenblicklich einen anderen Ton anzuschlagen 
wünschte. Von dieser Stellung aus hat er dann 1880 abermals 
eine Auseinandersetzung mit Eckardt geführt, der in einer ano- 
nymen Schrift die preußisch-deutsche Rußlandfreundschaft durch 
völkische Gründe angefochten hatte. Sehr hart geht Treitschke 
jetzt mit jenem um, zumal der Balte verständnislos vom Erwerb 
Elsaß-Lothringens gesprochen hatte. Daß es sich hier nicht um 
Gleichgültigkeit angesichts der baltischen Volksnot handelt, zeigt 
die Schärfe, mit der Treitschkes ‚Politik‘ gerade den deutsch- 
baltischen Rechtsstandpunkt vor der russischen Herrschaft dar- 
legt. Ganz im Bismarckschen Sinne erkennt Treitschke 1880 die 
Gefahr einer Wendung Rußlands gegen Deutschland, er bejaht 
den Zweibund mit Österreich dennoch nur, wenn seine Anwendung 
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nicht gegen Rußland gerichtet sei, er hat das stärkste Gefühl der 
Gesamtgefahr für Staat und Volkstum, angesichts deren er auf 
nichts als die Unzerstörbarkeit der nationalen Reichseinheit ver- 
trauen will. „Dieser Bund ist von vornherein der Teilnahme un- 
seres Volkes sicher‘‘, schließt Treitschke ab; ‚‚wenn er sich be- 
währt, so kann er vielleicht die segensreiche Wirkung haben, daß 
das Deutschtum Österreichs wieder erstarkt, daß der unheimliche 
Rückgang unserer Gesittung in Böhmen und Ungarn, in Krain 
und Tirol endlich aufhört... Deutschland besitzt der Feinde 
genug in dem österreichischen Völkergewimmel: alle Slawen, ja 
selbst die ultramontanen Deutschen hassen uns; sogar die Magy- 
aren, unsere politischen Freunde, unterdrücken die deutsche Ge- 
sittung. im siebenbürgischen Sachsenlande ungleich härter, als 
es die Russen in ihren baltischen Provinzen jemals wagten. In 
unserer Macht steht es nicht, diese feindlichen Gewalten für 
immer von der Leitung des Nachbarstaates fernzuhalten. Die 
Einheit unseres Reiches dagegen ruht allein auf unserer eigenen 
Kraft, auf der Treue, die wir uns selber schulden, darum wird 
sie dauern, wie immer die europäischen Allianzen sich verschieben 
mögen.‘ 

Es ist aber nicht nur der Aufruf zur nationalen Selbstbehaup- 
tung, der Treitschkes politische Schriften in diesen Jahren be- 
wegt. Die Völkerrevolution im Südosten und der deutsche Grenz- 
kampf hat ihn auch zur fruchtbaren Auseinandersetzung ange- 
regt. Er beklagt es bitter, wie wenig die nationaldeutsche Bewe- 
gung, die sich am Westen ausgerichtet habe, vom Werden und 
Wesen des Ostraums überhaupt wisse, und verlangt eine grund- 
sätzliche Umkehr des politischen Blicks. Während er die ge- 
schichtliche Auffassung vom Bereich der subgermanischen Völker 
durchaus festhält, verurteilt er mit der größten Entschiedenheit 
die herrischen und bildungsstolzen Vorurteile vieler Deutschen 
gegen slawisches Volkstum, er verlangt gerade vom deutschen 
Nationalstolz ein Umlernen in diesen Dingen, ein klares Verständ- 
nis für die volkhafte Kraft und Leistung beim Nachbarn und 
auch beim Gegner. Denn er weiß, daß nicht zuletzt für das 
Bestehen im Grenzkampfe diese echte Einschätzung der ande- 
ren Seite eine Voraussetzung ist. Treitschke hat sich nicht als 
staatsgläubiger Anhänger nationaler Vernichtungskämpfe gezeigt. 
Gerade weil ihm der eigene Volksstolz so selbstverständlich ist, 
wirft er einmal die Frage auf, „ob es denn wirklich unmöglich 
ist, daß Germanen und Slawen in Frieden miteinander wohnen“. 
Seine grundsätzliche Haltung faßt er in den Worten zusammen: 
„Die deutsche Nation liebt die Slawen nicht, sie weiß auch, wie 
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ingrimmig wir von einem Teile unserer östlichen Nachbarn ge- 
haßt werden, und gleichwohl denkt sie frei und gerecht genug, 
um den Slawen das gute Recht nationaler Staatsbildung nicht 
zu mißgönnen.“ 

Das ist auch der Geist seiner Vorlesungen über Politik. In 
ihnen liegt manches einigermaßen ungeschieden nebeneinander. 
Die tiefe Berechtigung im eigenkräftigen Aufstieg der subgerma- 
nischen Völker wird ausdrücklich auch dort anerkannt, wo sie 
sich revolutionär gegen die deutsche Leitung und Herrschaft auf- 
lehnen. Auf der anderen Seite wird der grenzdeutsche Abwehr- 
wille mit dem Gedanken staatlicher Germanisierung ausgedrückt. 
Manches erscheint in dieser nicht selbst geformten, sondern durch 
Nachschrift der Hörer uns überlieferten Prägung widerspruchsvoll. 
Aber die Linie ist doch erkennbar, wenn Treitschke die russische 
Unterdrückung des Baltendeutschtums verurteilt, weil hier ein 
zugleich staatstreues und kulturtragendes Volkstum im Reiche 
ohne Not mißhandelt werde, während er für Posen geltend macht, 
daß erst die Unveränderlichkeit des polnischen Aufruhrwillens 
den Staat in die Notwendigkeit und Berechtigung versetzt habe, 
das Land zu germanisieren, um seine Grenze zu wahren. Der volks- 
tumsrechtliche Gedanke Boeckhs, der keine Entvolkung schicksals- 
verbundener Landesgenossen durch den Nationalstaat will, son- 
dern eine Völkerordnung im nachbarlichen Reichsraum sucht, ist 
Treitschke bis zuletzt nicht verloren gegangen. Aber ihn be- 
herrscht in den späteren Jahren freilich der Eindruck von der 
Unbedingtheit völkischen Schicksalskampfes, wie er sich in 
Mitteleuropa erhoben hat, von der Unauflöslichkeit geschichtlicher 
Grenzgegensätze, die dann durch Macht entschieden werden, da 
doch, wie er tief überzeugt ist, die wahre Macht nicht in augen- 
blicklicher äußerer Gewalt, sondern im dauernden Übergewicht 
von Willen und Leistung beruht und deshalb fruchtbar bleibt. 
So will Treitschke denn auch die Zukunft im Völkerraume der 
natürlichen Auslese des Besseren durch den Kampf, der göttlichen 
Entscheidung über die sittlichen Kräfte anheimgeben. 

Um so mehr indessen trifft ihn der Zweifel um den inneren 
Bestand der deutschen Nation in diesem Staate. Mehr und mehr 
sind die binnendeutschen Volksnöte und zeitlichen Schwächen 
ihm bewußt geworden. Das Hervortreten der Germanisierungs- 
frage, das vergebliche Bemühen um Klarheit zwischen Volks- 
anliegen und Staatsforderung ist ja eben bedingt durch das Inne- 
werden der ostdeutschen Grenznot, wie sie im zweiten Jahrzehnt 
des Bismarckreiches erkannt werden mußte. Treitschke widmete 
eine nähere anschauliche Erörterung den Kräften und Mitteln, 
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die nicht von Staatsgewalt, sondern vom Selbsthilfewillen des 
Volkstums im Grenzkampf eingesetzt werden können. Ist dar- 
unter mancher kleine Kunstgriff häuslichen und öffentlichen Wir- 
kens aufgezeichnet, so kommt alles doch immer darauf hinaus, 
daß die sittliche Reinheit, Willensklarheit und bodenständige 
Kraft im Wettstreit entscheide. Von diesem geistigen Standpunkt 
aus gewahrte nun Treitschke um 1879 die neue Front eines binnen- 
deutschen Volkskampfes, die Stellung des Judentums, deren Ein- 
fluß nicht mehr die äußeren Grenzen, sondern den inneren Be- 
stand und die sittliche Kultur des Deutschtums im Herzen seines 
Reiches gefährden mußte. 
III. 

Wo Treitschke in seiner Gesellschaftswissenschaft von 1853 
über Rasse und Volkstum im staatlichen Aufbau spricht, be- 
findet sich der Satz: „Auch die Juden, obwohl sie nur sporadisch 
sind und vor dem Gesetze nicht als Stamm, sondern als Religions- 
gemeinschaft gelten, kann die Politik da nicht mit Stillschweigen 
übergehen, wo sie mächtig sind.‘ Dies ist ohne Zweifel der Schlüs- 
sel zum Verständnis seines späteren Verhaltens. Im Vorübergehen 
hat er seiner großen Abhandlung von 1869/70 über das konstitu- 
tionelle Königtum in Deutschland einen Hinweis auf den wach- 
senden Übermut des pressemächtigen Judentums seit der soeben 
endgültig erfolgten Emanzipation eingefügt. Er meinte, die Juden 
könnten, wenn sie sich einschmelzen ließen, eine glückliche Er- 
gänzung deutschen Wesens bewirken, nannte das Semitentum 
selber hingegen bereits beweglich und unfruchtbar zugleich. In 
einer politischen Übersicht Ende 1879 griff er diese Bemerkungen 
wieder auf und würdigte die erwachende antisemitische Bewegung 
als „eine brutale und gehässige, aber natürliche Reaktion des ger- 
manischen Volksgefühls gegen ein fremdes Element, das in unserem 
Leben einen allzu breiten Raum eingenommen hat‘. Der „Bann 
einer stillen Unwahrheit‘ sei dadurch fortgenommen. Treitschke 
sagt aber auch, welche Tatsache den Ausbruch des Gegensatzes 
und nunmehr den Beginn seines eigenen Kampfes hervorrief, es 
ist die östliche Einwanderung: ‚Die Zahl der Juden in Westeuropa 
ist so gering, daß sie einen fühlbaren Einfluß nicht ausüben 
können; über unsere Ostgrenze aber dringt Jahr für Jahr aus 
der unerschöpflichen polnischen Wiege eine Schar strebsamer 
hosenverkaufender Jünglinge herein, deren Kinder und Kindes- 
kinder dereinst Deutschlands Börsen und Zeitungen beherrschen ; 
die Einwanderung wächst zusehends, und immer ernster wird 
die Frage, wie wir dies fremde Volkstum mit dem unseren ver- 
schmelzen können.“ 
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Von Anfang an also ist die Judenfrage für Treitschke ein 
Gegenstand der Volkstumspolitik, ja sie geht recht eigentlich aus 
der östlichen Grenznot hervor. Denn erst daß der Zustrom von 
Osten einen unverbrauchten jüdischen Blutskörper unter den 
Deutschen in Dasein und Selbstbewußtsein erhält und vermehrt, 
zwingt das deutsche Volk zu nationaler Entscheidung, auf welche 
die westlichen Nationen mehr oder weniger verzichten können, 
ohne sich selber wesentlich zu gefährden. Es geht für Treitschke 
darum, ob durch das fremde Blut ein fremder Geist das innere 
Gemeinleben der Deutschen, die deutsche Kultur soll bestimmen 
dürfen, „denn wir wollen nicht‘, ruft er aus, „daß auf die Jahr- 
tausende germanischer Gesittung ein Zeitalter deutsch-jüdischer 
Mischkultur folge‘. Einheit und Reinheit des Deutschtums ist 
also auch hier die Sache, für die er sein Wort erhebt. 

Wenn Treitschke durch die Umstände seines Hervortretens 
an die Seite Stöckers gelangte, so gehört er durch Grund und 
Ziel seines Kämpfens neben Constantin Frantz und Paul de La- 
garde. Beide erfaßten das Judentum in Rasse und Religion 
als ein Volkstum und die jüdische Frage als eine Aufgabe des 
Völkerraums. Während bei Frantz auch die antisemitische Lo- 
sung in seinen föderalistischen Traum von Reich und Welt ein- 
gesponnen wurde, war sie für Lagarde und Treitschke ein un- 
mittelbares Gebot geistiger Arterhaltung. Ihnen gemeinsam war 
das germanische Gewissen, das sich gegen die geistige Entartung 
und Überfremdung zur Wehr setzte, sie teilten miteinander 
auch den volkstumspolitischen Irrtum, an den Sieg des „Ge- 
müts‘‘ über das „Geblüt‘, an die grundsätzliche Lösung durch 
freiwillige Eindeutschung zu glauben. Da aber Treitschke die 
Frage seinem Wesen gemäß mit politischer Folgerichtigkeit auf- 
geworfen hat, so hat er auch den weitesten Schritt getan 
und die Juden in Deutschland vor ein klares Entweder-Oder 
gestellt. 

Als Treitschke diese Auseinandersetzung begann, war die 
heidnische Frömmigkeit seiner Jugend einem immer mehr christ- 
lich bekennenden Glauben gewichen, er war zu der tiefen Über- 
zeugung gelangt, daß die geschichtliche Verbundenheit germani- 
schen und christlichen Wesens der geistige Lebensgrund des 
Deutschtums und auch die Bürgschaft seiner volklichen Gemein- 
samkeit sei. Darum schrieb er jetzt: „Man stelle sich nur vor, 
daß die Hälfte unseres Volkes sich vom Christentum lossagte: 
kein Zweifel, die deutsche Kultur müßte zerfallen, alles was wir 
deutsch nennen, ginge in Trümmer.‘‘ Das ist kein eigentlich reli- 
giöses Bekenntnis sondern eine Aussage zur völkischen Kultur- 
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politik. Nicht der mosaische Glaube schien ihm das unüberwind- 
liche Hindernis für die Verschmelzung, er nannte Moses Mendels- 
sohn und seinesgleichen im Gegensatz zu den Täuflingen Börne 
und Heine als Beispiele eines anschmiegsamen Judentums, das 
unter den Deutschen geduldet werden könne. In der „Politik“ 
wird mit voller Klarheit ausgesprochen, daß die Taufe nicht über 
die Zugehörigkeit zum Judentum entscheiden könne, wenn man 
auch den Getauften gesetzlich nicht als Juden behandeln dürfe. 
Daß Graetz, dessen Person ihm den geistigen Widersacher ver- 
körpert, aus religiösem Fanatismus gegen das Christentum ge- 
sündigt hat, würde Treitschke ihm verzeihen können. Den be- 
wußten Verunglimpfer germanischen Wesens aber dürfe man 
nicht als Deutschen anerkennen, dieser heißt „ein Fremdling auf 
dem Boden seines ‚zufälligen Geburtslandes‘, ein Orientale, der 
unser Volk weder versteht noch verstehen will; er hat mit uns 
nichts gemein, als daß er unser Staatsbürgerrecht besitzt und 
sich unserer Muttersprache bedient — freilich um uns zu ver- 
lästern.‘“ In aller Form wird hier der völkische Maßstab für die 
Gemeinschaft geltend gemacht. 

Treitschkes Hemmungen erwachsen aus dem liberalen Erbe 
konfessioneller Freiheit und bürgerlicher Gleichheit. Die religiöse 
Toleranz und die rechtliche Emanzipation glaubt er nicht zurück- 
nehmen zu dürfen, es sei denn, der unausweichliche Volkskampf 
zwingt dazu. Man muß beachten, daß die Einschmelzung des 
Judentums im Deutschtum von Treitschke gleich als offene 
Frage behandelt wird, als eine grundsätzliche Forderung, die er- 
hoben wird, um ihre Möglichkeit zu prüfen und die Entscheidung 
zu erzwingen. Ja, im Grunde ist er sich der Unauflöslichkeit 
bereits bewußt, wenn er in seiner ersten Äußerung von 1879 er- 
klärt: „Die Aufgabe kann niemals ganz gelöst werden. Eine Kluft 
zwischen abendländischem und semitischem Wesen hat von jeher 
bestanden, seit Tacitus einst über das odium generis humani 
klagte; es wird immer Juden geben, die nichts sind als deutsch- 
redende Orientalen.‘‘ Dennoch hält er die Forderung fest, Deutsch- 
lands israelitische Mitbürger sollen ‚Deutsche werden, sich schlicht 
und recht als Deutsche fühlen.‘‘ An diesem Gebot, so meint er 
offenbar, wird sich Auslese und Scheidung irgendwie vollziehen. 
Den Abwehrcharakter seines Kampfes will er aufrecht erhalten. 
Nicht ohne Empörung verwahrt er sich gegen den Vorwurf, als 
wolle er auf nationaldemokratische Weise die deutsche Mehrheit 
gegen die jüdische Minderheit zum Schlagen bringen. Diese 
Mehrheit befinde sich vielmehr in Notwehr gegen eine Minderheit, 
welche ihr Fremdtum festhält und dennoch mit List und Kunst 
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die Herrschaft im geistigen und wirtschaftlichen Leben der Nation 
zu erlangen bestrebt ist. Treitschke spricht von der „Doppel- 
nationalität‘‘, für die auf deutschem Boden kein Raum sei. Den 
Anspruch der Juden, gleichsam innerhalb des Deutschtums und 
mit dessen Rechten ihre eigene Nation zu behaupten, lehnt er 
mit einem rücksichtslosen Niemals! als Christ und Deutscher ab. 
Demgegenüber sagt er sich auch vom liberalen Rechtsgedanken 
los: „denn die Teilnahme an der Leitung des Staates ist keines- ' 
wegs ein natürliches Recht aller Einwohner, sondern jeder Staat 
entscheidet darüber nach seinem freien Ermessen.‘ Trete der 
jüdische „Rassendünkel auf den Markt hinaus‘, so breche ‚der 
Rechtsstaat zusammen, auf dem die Emanzipation steht‘. Dann 
sieht Treitschke nur noch ein Mittel: „Auswanderung, Begrün- 
dung eines jüdischen Staates irgendwo im Auslande, der dann 
sehen mag, ob er sich die Anerkennung anderer Nationen erwirbt.“ 

Eine solche äußerste Folgerung hat Treitschke nur im höch- 
sten Zorne seiner Streitschrift gegen Graetz gezogen. Wohl wendet 
er noch in der Politik die Rassenkunde seiner Zeit an und spricht 
von der Spaltung der weißen Rasse in Arier und Semiten. Er 
kennt den Begriff der Bastardierung, des Mauleseltums, gebraucht 
ihn aber hier nicht. Eine Gesetzgebung, welche den Juden über- 
haupt unter Fremdenrecht stelle, hält er für ein Unrecht, das 
„nicht die trifft, die man meint“. ‚Ihm gilt als einzige Hilfe 
„wirkliche Energie des nationalen Stolzes, die einem zur anderen 
Natur werden muß, daß man unwillkürlich alles zurückweist, 
was dem germanischen Wesen fremd ist‘. Treitschke hat durch 
sein Auftreten den Notstand bewußt gemacht, er hat durch eine 
an sich versöhnlich gemeinte Forderung die Voraussetzungen des 
Kampfes geklärt und hat die Entwicklung bis an den Punkt 
vorbereitet, wo nun Schönerers Aufruf der Massen zur rassen- 
politischen Entscheidung ergeht. 

Man kann sagen, Treitschke hat den deutsch-jüdischen Gegen- 
satz als ein naturhaft-geschichtliches Schicksal gespürt, seinen 
eigenen Einsatz hingegen kulturpolitisch bestimmt. Was ihn von 
Schönerer trennt, ist wohl die gleiche idealistische Anlage seines 
Wesens, die den Jünger Arndts zum Gegner Jahns gemacht, und 
die Begrenzung seines Wollens, die ihm das Verständnis für die 
sozialistische Möglichkeit der Volksordnung vorenthielt. Volk- 
haft in seiner nationalpolitischen Gesinnung blieb er ein Kind 
der Bildung seiner Zeit. 


Treitschkes Würde liegt in dem suchenden Ernst, mit dem 
er die ursprünglichen Gehalte der deutschen Bewegung für die 
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politische Wirklichkeit der Bismarckzeit zu wahren bestrebt war. 
Geistesgeschichtlich kommt er aus den Jahrzehnten, in denen 
die politische Romantik und das humanitäre Schwärmertum über- 
wunden werden mußten, sein Denken ist zwischen die idealistische 
Überlieferung und den positivistischen Zeitgeist gebannt. Die 
Wissenschaft seiner Gegenwart gab ihm nicht Maßstäbe und Be- 
griffsmittel an die Hand, um seine politische Lehre auszuprägen. 
Ein eigenständiger Denker, der das Erbe Arndts und Hegels 
hätte antreten können, war er selber nicht. Wohl aber ist er 
mit seiner „Politik“ der „Allgemeinen Staatslehre‘“ seiner Zeit 
erfolgreich entgegengetreten und hat den Anspruch politischen 
Volkstums im Nationalstaat gewahrt. 

Das Tragische seines Wirkens drückt sich im Schicksal seines 
eigentlichen Lebenswerkes, der „Deutschen Geschichte‘, aus. 
Nicht aus ihr konnte die volle Erkenntnis seiner völkischen Hal- 
tung geschöpft werden, wohl aber gründet sich auf sie zumeist 
das Urteil über seine Zeitbefangenheit. Zwar enthalten ihre 
Bände mit blühender Anschaulichkeit die gesättigte Fülle volk- 
lichen Werdens. Alles staatliche Geschehen läßt diese Darstel- 
lungskunst aus dem breiten Untergrund des „konkreten Volks- 
lebens‘ hervorgehen, die geistigen Bewegungen und ihre höchsten 
Gestalten so gut wie die äußeren Vorgänge sind in der anschau- 
lichen Ganzheit verbunden. Wer so Geschichte erzählen konnte, 
war kein Staatsdenker, sondern ein Volkserzieher. Indessen ist 
immer die kleindeutsche Einseitigkeit des Buches bemerkt worden. 
Infolge seiner binnenländischen Begrenzung, seiner Befangenheit 
gegen alles Österreichische blieb ihm die gesamtdeutsche Gültig- 
keit versagt, und seine Wirkung muß heute um einer völkischen 
Reichsgeschichte willen überwunden werden. Verständlich ist 
dieses Verhängnis wohl, da gerade hier der Geschichtschreiber 
Treitschke in den Kampfstellungen seiner politischen Jugend be- 
fangen blieb. Wir wissen auch nicht, wie sein völkisches Erlebnis 
sich bezeugt hätte, wenn er über das Bruchstück hinausgekommen 
wäre und nicht nur die tote Zeit des Deutschen Bundes, sondern 
auch die Schicksalskämpfe von 1848 hätte behandeln dürfen. 
Es ist müßig, diese Möglichkeit auszuspinnen. 

Der Kämpfer Treitschke ist jedenfalls nicht im kleindeutschen 
Staatswollen befangen gewesen. Er, der anerkannte Lehrer des 
Geistes von 1870, war ein echter Weggenosse Bismarcks, indem 
er die keimenden Gefahren der sicheren Zeit begriff und nicht 
abließ, die Nation an die Gebote ihres Blutes und ihrer Gemein- 
schaft zu mahnen. Darum übte er eine gleichsam unterirdische Wir- 
kung aus. Während das öffentliche Geistesleben der unmittelbaren 
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Vorkriegszeit sich von ihm abwandte, während er als der bloße 
Vertreter des 19. Jahrhunderts galt, ist die völkische Opposition 
in seine Schule gegangen und hat durch ihn die große Öberliefe. 
rung des deutschen Werdens, die politische Lehre der Einigungs- 
kämpfe empfangen. Damit reicht sein Erziehertum bis in jene 
Bewegung hinein, die seinen Namen wieder zu Ehren gebracht 
hat. Wir aber, denen der Durchbruch zum Großdeutschen Reiche 
als ein Wunder geschichtlicher Tat und Gnade widerfahren ist, 
gedenken noch einmal an das Seherwort aus dem Reichsgrün- 
dungsjahr 1871 über Österreichs deutsche Zukunft. Für uns 
verkörpert nun Heinrich v. Treitschkes völkische Haltung jenen 
inneren Auftrag, durch den das Bismarckreich über sich selbst 
hinausgewiesen war, damit die Trennung von 1866 gerecht- 
fertigt und versöhnt werde durch die aus Fegefeuern von Un- 
glück und Schmach geläuterte und gehärtete Einheit im deut- 
schen Volksreich. 
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Statistik von Johannes Hohlfeld. Leipzig, Verlag der Zentral- 
stelle für deutsche Personen- und Familienforschung 1934. 78 S. 
und eine Tafel. Gr. 4°. 
Nachkommen Karls des Großen, I.—XIV. Generation. Von 
ERICH BRANDENBURG. Stamm- und Ahnentafelwerk der 
Zentralstelle für deutsche Personen- und Familienforschung, 
Band XI. Ebd. 1935. XII, 122 S. Gr. 4°. 


Zwei Eltern, vier Groß-, acht Urgroßeltern und so fort: bei Ver- 
doppelung ergibt die 13. Generation eine Reihe von 4096 Ahnen. So 
weit hat Vf. die Ahnen Friedrichs d. Gr. mitgeteilt, leider sehr unvoll- 
ständig, weil er viele nicht feststellen konnte. Einige fehlende Namen 
hätte gründliche Nachschau in der genealogischen Literatur geliefert. 
Für die vielen französischen Ahnen hat Vf. fast nur die durch neuere 
Literatur vielfach verbesserten Sammelwerke des 16.—ı8. Jahr- 
hunderts benutzt. Für Nr. 575 z. B. waren richtige Ahnen statt der 
irrig vermuteten aus La Chenaye, Dict. de la Noblesse XVI, 29 zu 
entnehmen. Auch für die schottischen und englischen Ahnen der 
Maria Stuart, die vorkommen, ist nur die leichtest zugängliche Li- 
teratur benutzt, die manches Irrige lieferte. Bei den deutschen Ahnen 
hat Vf. auch neuere Spezialliteratur verwertet, und in einigen Fällen 
hat er versucht, Angaben über Eltern einzelner Ahnen zu verbessern 
— nicht glücklich: bei Nr. 4683 Leuchtenberg, bei Stolberg, Asper- 
mont sind seine Stammtafelbruchstücke verfehlt; bei Mansfeld er- 
weist sich die verwendete Aufschwörung aus dem Darmstädter 
Archiv durch ältere bei Schöttgen und Kreysig, I, 621 als fehlerhaft. 

Brandenburg hat in Abh. d. phil.-hist. Kl. d. Sächsischen Akademie 
d. Wiss. XLIII, 5, auch in „Ahnen Augusts des Starken‘, 1937, in einer 
genealogischen Darstellung der Mansfelder des 13.15. Jahrhunderts diesen 
Fehler wiederholt, wodurch ein gerade in der Hauptlinie falscher Stamm- 
baum entstanden ist. Die von Brandenburg angenommene zweite Gattin 
Gebhards von Mansfeld, } 1382, hat nicht existiert. Volrad II., Gatte der 
Margarete von Schlesien-Sagan, und Albrecht II., } 1416, waren Enkel, 
nicht Söhne des Gebhard, } 1382, und der Königstochter Mechtild von 
Schwarzburg. Beider Vater war Burkard, } ı 389/92, der also nicht kinder- 
los oder vor seiner Ehe mit der 1366 ihm verlobten Agnes von Braun- 
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schweig gestorben ist; aus dieser Ehe stammen alle Mansfelder des 16. 
und 17. Jahrhunderts. Tochter dieses Ehepaares war auch Mechtild, Gattin 
Friedrichs von Beichlingen, die also nicht wesensgleich ist mit Mechtild, 
Gattin Günters von Käfernburg (} 1385). Die mit Hilfe von Konstruk- 
tionen versuchte Erklärung einer Erbschaft erübrigt sich (nach Prof. 
R._Leers, Mansfelder Blätter, XXIff., und Arnold Berg). Für Stolberg war 
zuzuziehen Arnold Berg in Famgeschl. Blätter, XXXIII, 349, statt der 
irrigen Kombination. — 

Leider ist mir hier nicht der Raum gewährt, zahlreich mögliche wei- 
tere Verbesserungen und Ergänzungen mitzuteilen. Sogar irrige Namen- 
schreibungen kommen vor; z. B. richtig Buzzaccarini (5127), Stewart 
in fast allen Fällen statt des französischen Stuart, Bedleygate (5949), 
Ogilvie (262, S.185); S. 171, Nr. 98 Mömpelgard statt Commercyu.a.m. 
Auch bei den Titulierungen ist manches unrichtig. Trotzdem ist die 
Tafel interessant: sie gibt im großen und ganzen einen treffenden Über- 
blick über die Zusammensetzung der Ahnen des Königs nach Ständen 
und Nationalitäten. Das, und zu sehen, ob unter den Ahnen bedeutende 
Menschen waren, ist, was wir von solch einer Tafel erwarten. Ob 
unter 4096 — zählt man die der jüngeren Generationen hinzu, so sind 
es 9191 — hundert oder noch mehr falsch angegeben sind, ändert den 
allgemeinen Eindruck nicht schlimm. Das „pater semper incertus‘ 
sagt uns ja, daß auch ein urkundlich richtiger Vater falsch sein kann. 
Schon deshalb sind statistische und biologische Verwertungen der- 
artiger Ahnenmassen unwissenschaftlich, Vf. hat für jeden der 
4096 Ahnen seiner letzten Reihe die Ahnen weiter bis zur 27. Genera- 
tion ermittelt, auch für die unbekannten, das ist bis zu einer Reihe 
von über 67 Millionen, die um das Jahr 900 gelebt haben müssen. 
V£. teilt nur ihre Volkszugehörigkeit mit: je Millionen Deutsche, Fran- 
zosen, Skandinavier, Italiener, Angelsachsen, Basken und Kelten, 
Slaven, Byzantiner; je Hunderttausende Litauer, Spanier, Magyaren, 
Polovzer dazu noch Mongolen (wohl alle irrig?), Armenier. Von 
jedem, dessen Eltern unbekannt sind, hat er angenommen, daß alle 
seine Ahnen dem gleichen Volkstum angehören, wie dieser letzte 
Bekannte. So sind die Riesenziffern errechnet. Kaum 3 Dutzend 
Menschen, die um 900 lebten, lassen sich tatsächlich als Ahnen 
Friedrichs d.Gr. nachweisen! Aus der Art der Mischung in den 
67 Millionen schließt Vf. auf die persönlichen Eigenschaften Fried- 
richs d.Gr.; die 13 Geschwister des Königs, die doch genau glei 
chen Blutes waren, werden nicht berücksichtigt. Dieses Verfahren 
wird hoffentlich nicht Schule machen. Ahnentafeln sind interessant 
genug, wenn sie sich auf Greifbares beschränken. Die betr. Stati- 
stiken S. 132 sind falsch. 

Das zweite Tafelwerk ist viel sorgfältiger gearbeitet. Den Inhalt 
gibt der Titel an. Da ist viel neuere Literatur verwendet, auch bei 
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den Ausländern; allerdings auch Arbeiten, deren genealogische Fest- 
stellungen nicht auf Urkunden fußen, wie Huschberg, Gesch. d. Gr. 
v. Ortenburg; Ernst, Hist. du Limbourg; Uhlhorn, Gesch. d. Gr. 
v. Solms (in den ältesten Generationen). So ist das Ergebnis ungleich- 
wertig. Sehr begrüßenswert sind zahlreiche Nachprüfungen der ge- 
nealogischen Literatur und der meist erzählenden, nicht immer zu- 
verlässigen mittelalterlichen Quellen bei deutschen Nachkommen. 
Vf. möchte Kombinationen und Konstruktionen von Abstammungen 
bei dieser Nachprüfung ausschalten; er verurteilt hart die Forscher, 
die mit Wahrscheinlichkeiten gearbeitet haben; aber schließlich 
kommt er meist zu einem Ergebnis, ob sicher, ob vielleicht Nach- 
kommen oder ob sicher nicht, durch eigene Kombinationen und Kon- 
struktion. Anders kommt Genealogie für das 9,—ıı. Jahrhundert, 
oft auch für das ı2., nicht weiter. Für die Ansicht des Vf. wird in 
vielen von den Fällen, die er genau untersucht hat, seine Gründlichkeit 
und seine Absicht, Unsicheres abzulehnen, den aufmerksamen Leser 
einnehmen. Das knappe Urteil in den Anmerkungen ist oft ausge- 
zeichnet. Hier bedaure ich noch mehr, daß ich die Fehler und Lücken 
nicht .an dieser Stelle verbessern kann. 

Wie z.B. Lakman, richtig Lagmann, S. 119 und 45, N. 335, ist nicht 
Familienname, sondern bedeutet etwa Oberrichter! Bengt Snivils (sic), 
ı130/9, Sohn des Folke Digre und der Ingrid, war verheiratet mit Ulfild, 
Tochter des Björn Järnsida; drei Söhne: Birger, Magnus, Karl hatten be- 


kannte Nachkommen: eine heute von Skandinaviern viel verwendete Ab- 
stammungslinie. 


Unverständlich ist mir, daß Vf. ohne Begründung Bernhard von 
Italien, Enkel Karls d. Gr., laut Thegan ‚,‚ex concubina natus‘, für ehe- 
lich erklärt, entgegen der herrschenden Meinung (vgl.noch Wahl, Karl 
der Große, S. 418). Dadurch kommen eine Menge ausländische Nach- 
kommen gleichwertig in die Tafel. Störend wirken viele falsche 
Zahlen bei den Verweisungen auf Nachkommen, die an anderer Stelle 
vorkommen; irreführend sind einige Klammern, die Kinder falschen 
Eltern zuweisen. Sonst sind besonders in dieser Arbeit Druckfehler 
bemerkenswert selten, auch falsch geschriebene Namen weniger häufig 
Vollkommene Zuverlässigkeit bei den Daten ist, das weiß ich aus 
eigener Erfahrung, bei derartigen Tafeln etwas,“ das größter Fleiß 
nicht zustande bringt. — Die vielen Nachkommen im 9.—ı2. Jahr- 
hundert, von denen wir nichts wissen als den überlieferten Namen, 
scheinen mir wenig interessant, zumal wir wissen, daß uns lange nicht 
alle Nachkommen überliefert sind. Dankenswert wäre eine Zusammen- 
stellung der Personen gewesen, von denen zwar bestimmt und verläß- 
lich überliefert ist, daß sie von Karl d. Gr. abstammten, aber nicht 
sicher, wie; Vf. lehnt sie für seine Tafel ausdrücklich ab; darunter sind 
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z.B. die Kaiser Konrad II. und Heinrich II. Über die Nachkommen 
Widukinds in der Tafel vgl. meine Schrift „Aus dem Blute Widu- 
kinds‘. Sehr willkommen wird die Tafel den vielen Ahnensammlern 
sein, die heute ihre Abstammung von Karl d. Gr. suchen und dabei 
eine leidlich unbedenkliche Abstammungsreihe aufstellen möchten. 
Bisher unbekannte Nachkommen hat Vf. nicht gefunden, leider auch 
keine für seine Zwecke bisher nicht benutzten Quellenstellen. 
Graz. O. v. Dungern. 


WILHELM DILTHEYS Gesammelte Schriften: Bd. XI: Vom Auf- 
gang des geschichtlichen Bewußtseins. Bd. XII: Zur Preußischen 
Geschichte. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner 1936. 278 und 
21ı2S. Br. 9.50 und 7 RM. 

Wer nicht sehr vertraut ist mit dem literarischen Lebenswerk 
D.s, wird vielleicht einige Mühe haben, sich zurechtzufinden in der 
Ausgabe seiner Gesammelten Schriften, wie sie nun (mit Ausnahme 
eines Bandes über „Die große Phantasiekunst‘‘) von Bd.I bis XII 
fertig vorliegt. Wenn ich richtig sehe, so rührt diese Schwjerigkeit der 
Orientierung davon her, daß die Dilthey-Ausgabe nicht nach einem 
systematischen Editionsplan angelegt, sondern organisch erwachsen 
ist und die Bände und Beiträge in einer Reihenfolge erschienen sind, 
die durchaus von den Bedürfnissen und Nöten der fragenden Gegen- 
wart her bedingt waren. Die jeweilige wissenschaftliche Situation 
und die jeweilige Kulturproblematik der letzten 15 Jahre hat gleich- 
sam Rat gesucht bei dem Manne, in dem die Geisteswissenschaften 
— mit Recht oder Unrecht sei einmal dahingestellt — einen neuen, 
mächtigen Ahnherrn entdeckt hatten. Die langsam fortschreitende 
Ausgabe, die von Hermann Nohl, Carl Misch und Erich Weniger be- 
treut worden ist, hat, wenn man so sagen darf, in ihren verschiedenen 
Bänden Antwort zu geben versucht auf die jeweils gerade am bren- 
nendsten auftauchenden Fragen der wissenschaftlichen Gegenwart, 
angefangen von der durch Troeltsch aufgewirbelten Frage nach dem 
Ursprung der Moderne, über die Frage nach einer methodischen Grund- 
legung der Geisteswissenschaften überhaupt zu dem Problem des 
Historismus und dann, an einem andern Punkt ansetzend, von einer 
anthropologischen Pädagogik über eine pädagogische Anthropologie 
vordringend zu einer Typenlehre der Weltanschauungen, wie sie sich 
in der gegenwärtigen Rassenpsychologie aktiv fortsetzt. Das alles 
trägt den Stempel einer inneren Notwendigkeit an sich. Auch die 
beiden letzten hier zu besprechenden Bände der Dilthey-Ausgabe stehen 
noch unter diesem Gesetz der ‚Aktualität‘. Sie wollen aus einem klas- 
sischen Nachklassiker Antwort geben auf Fragen, die uns und unsere 
Zeit angehen, indem sie den nationalen und den politischen D. in 
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Gegensatz stellen zu der „Legende von dem nur ästhetisch empfinden- 
den, alles verstehenden, vorsichtig zurückhaltenden Dilthey‘‘. Indem 
sie „den großen nationalpädagogischen und politischen Zug‘, „die 
| t Richtung auf Eingreifen in die Wirklichkeit‘ an D.s geistiger Leistung 
1: sichtbar machen, wollen sie nicht bloß das Andenken des Philosophen 
retten, sondern der Gegenwart die Möglichkeit einer „politischen 
Bildung‘ vor Augen führen. 


Ehe wir fragen, ob der Ertrag der neu zur Kenntnis gebrachten 
| Dilthey-Arbeiten diesem hohen Ziel entspricht und entsprechen kann, 
ii müssen wir die Folge kurz streifen, welche das obenerwähnte, be- 
wußt unsystematische Heranwachsen der Edition für den Aufbau 
der Gesammelten Schriften im allgemeinen und die vorliegenden 
} Bände im besonderen gehabt hat. Die Lage ist mit den beiden neuen j 
ni Bänden noch komplizierter geworden, insofern als sich mit der 
: aktuell-sachlichen Aufteilung mehr und mehr biographische Gesichts- 
ii punkte kreuzen. Es kommt dadurch etwas Ungleichmäßiges besonders 
N in die Zusammenstellung des XII. Bandes. Unter dem Titel „Zur 
N Preußischen Geschichte‘ werden drei Stücke zusammen gedruckt, 
die eigentlich alle in andere Gruppen des Diltheyschen Werkes ge- 
hören: ı. der Aufsatz über „Schleiermachers politische Gesinnung 
und Wirksamkeit‘ (1862), der, wie der Herausgeber Erich Weniger 
selbst bemerkt, ebensogut oder besser im Band IV unter den Abhand- 
j lungen zur Geschichte des deutschen Idealismus hätte Platz finden 
können; 2. die Artikelreihe aus Westermanns Monatsheften ‚‚Reorgani- 
satoren des preußischen Staates‘ (1872), die ganz auf fremder Vorlage 
i beruht!), darum ausschließlich biographisches Interesse hat und dem- 
N nach im Rahmen der Jugendaufsätze, also in Band XI, zu erwarten 
i wäre; 3. die wertvolle und reife Abhandlung über das preußische Land- 
Li recht, mit welcher der beinahe Achtzigjährige seine Darstellung des 
f friderizianischen Staates krönen wollte, ein Fragment also, das in 
Band III eigentlich nicht hätte fehlen dürfen. Daß alle drei so un- 
gleichwertigen Stücke von Gegenständen der preußischen Geschichte 
Hi handeln, teilen sie doch mit zu vielen andern Arbeiten, als daß sich 
E: gerade ihre Zusammenstellung systematisch rechtfertigen ließe. Aber 





1) Es muß einmal offen gesagt werden, daß dabei die Abhängigkeit Diltheys 
von seinen literarischen Vorgängern und Gewährsleuten stellenweise so 
weit geht, daß man, wenn es sich nicht um Zeitschriftenaufsätze für ein 
breites Laienpublikum handelte, beinahe von einem Plagiat sprechen 
müßte. Die schönsten Stellen der Charakteristik Scharnhorsts (XI, S. 100 
bis 122) sind, ohne Zitat, dem damals so gut wie in Vergessenheit geratenen 
Aufsatze von Clausewitz in Rankes Historisch-politischer Zeitschrift (1832) 
zum Teil fast wörtlich entnommen! 
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die Herausgeber der Dilthey-Ausgabe haben nun einmal von Anfang 
an, auch in dem was unaufgefunden bleibt, was sie weglassen oder 
mit vorsichtiger Hand kürzen und umstellen, ein besonders großes 
Vertrauen des Lesers in ihre Verantwortlichkeit verlangt und voraus- 
gesetzt; vielleicht haben sie recht daran getan, weil sonst die Erneue- 
rung des Dilthey-Werkes unabsehbar verzögert worden und am Ende 
zu spät gekommen wäre. 

Von größerer innerer Geschlossenheit ist der XI. Band. Auch er 
beschränkt sich nicht, wie es eigentlich in seinem Plan lag, auf pseudo- 
nym erschienene ‚Jugendaufsätze‘“, d.h. auf Arbeiten, die vor der 
„Einleitung in die Geisteswissenschaften‘‘ (1883) geschrieben sind, 
sondern verflicht sie in kühner und, wie man sagen muß, wohlgelunge- 
ner Weise mit Aufzeichnungen und Skizzen aus dem Nachlaß des 
ältesten D. Aber das Thema ist einheitlich: die Auseinandersetzung 
eines unendlich fein fühlenden Geistes mit der großen Geschicht- 
schreibung seines Jahrhunderts. Es ist merkwürdig, daß dabei der 
Nachdruck auf einen Historiker fällt, den wir als einen verspäteten 
Nachfahren der Pragmatik des 18. Jahrhunderts zu werten gewohnt 
sind: auf Friedrich Christoph Schlosser, dem die größte und bei weitem 
gehaltvollste Abhandlung des Bandes gewidmet ist. Man ist versucht, 
darin kein zufälliges Zusammentreffen mit dem Hauptertrag des 
XII. Bandes, dem großen Kapitel über das Allgemeine Landrecht, 
zu sehen. Bei beiden Arbeiten steht eine geschichtliche Grundkraft 
im Mittelpunkt, die durch die Romantik für ein ganzes Jahrhundert 
verdunkelt worden ist: der ordnende Wille des friderizianisch auf- 
geklärten Zeitalters, die bewußte Regel, das allgemeine Gesetz, das 
vernünftige Recht der Natur. Vielleicht ist es ein Vermächtnis D.s 
über das hinaus, was die Nachkriegsepoche — nicht immer zu ihrem 
Segen — von ihm gelernt hat: daß er die unvergänglichen Leistungen 
des deutschen Rationalismus sichtbar zu machen weiß!). Er, der 
nirgends Schöpfer, aber überall Hinweiser und Aufzeiger gewesen ist, 
der auch seiner eigenen Zeit keinen Weg gezeigt, sondern sich in ihren 
Labyrinthen willig verloren hat, vermag noch einer ganz anders- 
gearteten Nachwelt einen Dienst zu erweisen, indem er verschüttete 
Quellen der Vergangenheit aufschließt, zu denen er, man möchte 
sagen, noch einen unmittelbaren Zugang hatte. 

Auch in diesen beiden Bänden liegt das Schwergewicht also beim 
Historiker D. Was an gegenwartsnahen politischen und nationalen 
Antrieben seines Lebens aus den mitgeteilten Skizzen hervortritt, 


4) Um so mehr ist zu bedauern, daß der Essay über Eduard Gibbon, aus 
Westermanns Monatsheften Bd. 21 (1866), aus Raumgründen nicht auf- 
genommen ist. 
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geht an keiner Stelle über die patriotische Gelehrtenpolitik der Preu- 
Bischen Jahrbücher und die Haltung eines Rudolf Haym hinaus und 
bleibt weit zurück etwa hinter Gervinus’ oder Mommsens wage- 
mutigem Einsatz. Es ist im Grunde nur eine im Humboldtschen Sinn 
vollführte Ausweitung des Persönlichkeitsideals um den Bereich der 
staatlich-politischen Interessen, die von nun ab neben den literarisch- 
naturwissenschaftlichen Interessen einen rechtsgültigen Platz in der 
Bildung zugewiesen erhalten. Was bei D. darüber hinausdeutet, näm- 
lich die tastend eingeführte Forderung einer normativen gesetzgeben- 
den Wissenschaft, die den Staat zu bauen imstande wäre, ist Erbe 
und Überlieferung eben jener Cocceji und Suarez, jener Gibbon und 
Schlosser, welche D. seinen Zeitgenossen nahezubringen versucht hat. 
Gießen. R. Stadelmann. 


Augustus. Von KARL HÖNN. Wien, L.W. Seidel & Sohn 1938. 

272 S. mit 56 Bildtafeln. 6,50 RM. 

Es ist heutzutage nicht leicht und wird in Zukunft nicht leichter 
werden, einem weiteren Kreis ein Bild des Augustus und seiner Zeit 
zu zeichnen, das auch den Fachmann befriedigt. Nur wer mit der 
Forschung in harter Arbeit sich vertraut gemacht hat, wird die 
Schwierigkeiten einer allgemein verständlichen, das Wesentliche er- 
fassenden Darstellung zu bewältigen wissen. Das vorliegende Buch 
besticht durch sein geschmackvolles Gewand und durch die Fülle 
erlesenen Bildschmucks, nicht zuletzt auch durch den niedrigen 
Preis. Aber der Text ist eine Enttäuschung. 

A. v. Domaszewski, Die Rangord- Hönn, S. 113: 
nung des römischen Heeres, Bonner „Doch gestattete es die innere 


Jahrbücher 117, 1908, S. 194: 


„Die innere Geschlossenheit und 
das feste Gefüge dieser Heere ge- 
stattete dem Kaiser, die Operations- 
basis der Legionen in das Cultur- 
gebiet zu verlegen, zu dessen Schutze 
die Heere berufen waren. Von dieser 
Basis waren nach den äußersten 
Grenzen des Occupationsgebietes 
militärisch gesicherte Straßen strah- 
lenförmig vorgetrieben. Ihre Enden 
wurden durch große Lager zahl- 
reicher Auxilia gedeckt, deren Com- 
mando den kriegskundigsten Offi- 
zieren anvertraut war.‘ 


Geschlossenheit und das feste Ge- 
füge dieser Heere dem Kaiser, die 
Operationsbasis der Legionen in das 
Kulturgebiet zu verlegen, zu dessen 
Schutz die Heere berufen waren. 
Von dieser Basis waren nach den 
äußersten Grenzen des Okkupations- 
gebietes militärisch gesicherte Stra- 
ßen strahlenförmig vorgetrieben. 
Ihre Enden wurden durch große 
Lager zahlreicher Auxiliartruppen 
gedeckt, deren Befehl den kriegs- 
kundigsten Offizieren anvertraut 
war.‘ 


Das nennt man ‚abschreiben‘. Daß wörtliches Abschreiben bei 
Hönn das kleinere Übel ist, erhellt aus folgendem Vergleich: 
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Domaszewski, a.a.O., S. 192: 

„Dieses Söldnerheer wieder in 
die Ordnung des Staates zurückzu- 
zwingen, konnte nur gelingen durch 
die Anerkennung seiner tatsäch- 
lichen Stellung. Nach dem Vorbilde 
der hellenistischen Monarchien fes- 
selte Augustus diegeworbenen Mann- 
schaften an den Dienstherrn durch 


Hönn, S. 107: 


„Das Heer in die allgemeine Neu- 
ordnung einzubauen, war eine Auf- 
gabe der neuen Staatsorganisation. 
Er löste sie nach dem Vorbild helle- 
nistischer Monarchie, indem er das 
Heer mit dem Kaiser durch einen 
Vertrag verband, der Rechte und 
Pflichten klar und fest umschrieb.‘‘ 


einen festen Vertrag, der Rechte und 
Pflichten klar umschrieb.‘ 

Hier ist nicht wörtlich abgeschrieben, sondern verballhornt: 
aus dem Dienstvertrag des einzelnen Berufssoldaten ist ein völlig 
sinnloser „‚Vertrag des Heeres mit dem Kaiser‘ gemacht! Nebenbei: 
S. 108 behauptet Hönn: „Augustus hielt an der allgemeinen Dienst- 
pflicht aller Reichsangehörigen grundsätzlich fest und steigerte 
sie dahin, daß auch der Nichtbürger kriegsdienstpflichtig wurde‘“! 
Ja, ist denn der ‚‚Nichtbürger‘‘, der Provinziale, kein „Reichsange- 
höriger‘‘ ? Allerdings hielt Augustus an der allgemeinen Wehrpflicht 
„grundsätzlich‘‘ fest; aber er machte von ihr ‚nur in ganz besonderen 
Notfällen ‘‘ Gebrauch (A. v. Premerstein, Vom Werden und Wesen 
des Prinzipats, Abh. Mch. Ak., N.F., Heft ı5, 1937, S. 100; vgl. 
Hönn, S. ııo). Im übrigen ‚mußte die Freiwilligkeit des Eintritts 
als eine der besten Bürgschaften für die Gefolgstreue des einzelnen 
Berufssoldaten erscheinen‘ (Premerstein, a.a. O.). Auch ist Momm- 
sens Hypothese vom ı8-Legionenheer des Augustus, die S. ıro auf- 
gewärmt wird, längst gefallen (Ritterling, RE. XII, 1925, Sp. 1216f.). 

Eine Verschlimmbesserung muß sich selbst ein Tacitus gefallen 
lassen: 


Tacitus, ann. III 56: 

„Id summi fastigii' vocabulum 
(potestatem tribuniciam) Augustus 
repperit, ne regis aut dictatoris 
nomen adsumeret ac tamen appella- 
tione aliqua cetera imperia praemi- 
neret.‘‘ 


Hönn, S. 62: 

„Caesar (der Sohn) habe diesen 
Titel der höchsten Gewalt erfunden, 
um nicht den eines Königs oder 
Kaisers anzunehmen und doch 
unter einem Namen über die übri- 
gen amtlichen Vollmachten hinaus- 
zuragen, meint Tacitus.‘‘ 


Unmittelbar vorher schreibt der Vf.: ‚Unter lautem Jubel... wähl- 


ten ihn Senat und Volk zum Volkstribunen ,. .‘ (im Jahre 36 v. Chr.), ist 
also, durch Appian, b.c.V. 132, 548 geblendet, nicht imstande, die Über- 
tragung der tribunicia potestas von der im Falle des Patriziers Oktavian 


unmöglichen Wahl zum Volkstribunen zu unterscheiden. 


Aber zeugt nicht ein reichhaltiges, auch schon neueste Erschei- 
nungen umfassendes Literaturverzeichnis von dem wissenschaftlichen 


Historische Zeitschrift 158. Bd. 
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Ernst des Vf.s? Da findet man z. B. bereits Premersteins oben ge- 
nannte Abhandlung (S. 224). Aber wo sie heranzuziehen war, wie 
S. 223 zu dem Stichwort ‚Treueid‘‘, worüber P. erschöpfend gehandelt 
hat, begnügt sich H. mit dem Hinweis auf einige Zeilen in O. Hirsch- 
felds Kleinen Schriften. Unter der Spezialliteratur über Actium 
(S. 223) überraschen A. Kösters Studien zur Geschichte des antiken 
Seewesens, Leipzig 1934; in diesem nützlichen Kliobeiheft steht 
nämlich von Actium kein Sterbenswörtchen! Nach solchen Er- 
fahrungen lasse ich es unentschieden, ob das „carmen saeculare‘, in 
das nach S. 89 der Name des Augustus ‚auf Geheiß des Senats ein- 
gereiht‘‘ wurde, nur ein — schwer verzeihlicher — Druckfehler 
(statt carmen saliare) ist... Dagegen plädiere ich bei der „Schlacht 
bei Tarsos‘‘ (S.90) statt „Thapsus‘‘ und bei den 100 (statt 1000) 
Mann einer Prätorianerkohorte (S. 114) auf mildernde Umstände. 
Doch wozu noch länger bei solcher Ware verweilen ? Das Gesagte 
dürfte den Spruch rechtfertigen, daß dieses Konjunkturbuch für die 
Wissenschaft nicht vorhanden ist, aber auch bildungsbeflissenen 
Laien nicht empfohlen werden kann. Wer sich in Kürze über Augustus 
und sein Werk bei Kennern unterrichten will, der greife zu Gelzer 
(Meister der Politik, Bd. I) und zu Heinze (Die augusteische Kultur). 
Seestadt Rostock. Ernst Hohl. 


Rasse und Recht bei den Germanen und Indogermanen. Von HER- 
BERT MEYER. Weimar, Böhlaus Nachf. 1937 XIV, 136 S. 
7,90 RM. (Schriften der Akademie für Deutsches Recht, Gruppe 
Rechtsgeschichte. Forschungen zum deutschen Recht, Band II, 
Heft 3.) 

Die vorliegende Schrift ist aus dem Einleitungsvortrag ‚„Volkstum, 
Rasse und Recht‘‘ auf dem deutschen Rechtshistorikertag in Tübingen 
1936 hervorgegangen. Der Vf. bekennt in der Einleitung, daß das 
Problem unendlich schwer ist, und daß heute nur Anregungen, nicht 
fertige Lösungen gegeben werden können. Es entspricht dem Wesen 
eines Vortrags, daß die Darlegungen in der Form eines großzügigen 
Überblicks über eine Vielzahl von Fragen und nicht als eingehende 
Untersuchungen abgefaßt sind. Als ersten Fragenkreis behandelt 
Vf. „Das Werden des deutschen Volkstums‘‘ (S.6—31); aus der 
gedrängten Darstellung, deren Einzelheiten hier nicht berührt werden 
können, sei erwähnt, daß Vf. bei voller Anerkennung des Rasse- 
gedankens vor dessen Übersteigerung warnt und die christlich- 
germanischen Grundlagen des deutschen Mittelalters klar heraus- 
stellt. Im nächsten Abschnitt „Nordische Rasse, Germanen und 
Indogermanen‘‘ (S. 32—69) wird der Versuch unternommen, den 
Widerstreit zwischen den Hypothesen über die Urheimat der Indo- 
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germanen (Nordsee- und Ostseegebiet gegen Ostheimat) durch die 
Annahme zu überwinden, daß unter dem Zwang der vorrückenden 
letzten Eiszeit sich das Urvolk in eine West- und eine Ostgruppe 
gespalten habe, die erst ‚in weiter Ferne im Südosten und Südwesten“ 
die ihnen gemäßen Lebensbedingungen (Vf. denkt anachronistisch 
an Landwirtschaft und Viehzucht) gefunden hätten. Die Westgruppe 
(„Prägermanen‘‘) hätte später u.a. den Megalithbau nach dem 
Norden gebracht, die Ostgruppe (‚‚Wanderindogermanen‘‘) von den 
Nomaden der Steppe Reitpferdezucht und Reiterkrieg erlernt; von 
letzterer sei das Streitaxtvolk ausgegangen, das die einstigen Art- 
genossen bezwungen und sich mit ihnen zur Bildung der vorgeschicht- 
lichen Germanen vereinigt habe. Vf. sucht so das „geistige Doppel- 
gesicht der Germanen‘ (Adelbauern und Bauernkrieger) zu erklären. 
Es wäre kleinlich, dieser Theorie mit dem Hinweis auf einzelne Irr- 
tümer entgegenzutreten; bemerkt sei nur, daß die Vorgeschichts- 
wissenschaft eine urindogermanische Einheit in der letzten Zwischen- 
eiszeit nicht festzustellen vermag und daß die Mehrzahl der deutschen 
Forscher die vom Vf. bevorzugte Annahme einer Einwanderung der 
Streitaxtleute aus dem Osten ablehnt. Die sich immer deutlicher 
ergebende rassische Verwandtschaft der Riesensteingräberbevölke- 
rung und der thüringischen Streitaxtleute (Schnurkeramik) ist ge- 
eignet, diese Ablehnung noch zu verstärken. 

Als dritter Teil folgen Beiträge „Zum Recht der Germanen, 
Prägermanen und Indogermanen‘ (S. 70—ı136), in denen Vf. sich 
vielfach auf eigene Untersuchungen, so auf seine bekannten Arbeiten 
über Heerfahne und Rolandbild (1930) und über das Handgemal 
(1934) stützen kann. Mancher Leser würde unter diesem Titel wohl 
eine umfassendere Heranziehung der verschiedenen indogermanischen 
Rechte erwarten, als er sie findet; deshalb sei darauf hingewiesen, 
daß Vf. stets — auch beim germanischen Recht — nur bestimmte 
für das Thema wichtige Ausschnitte behandelt. Er knüpft z.B. an 
seine Indogermanentheorie die Vermutung, die gemeingermanische 
Friedelehe sei auf die ‚„Prägermanen‘‘, die ingväonisch-sächsische 
Kaufehe auf die „Wanderindogermanen‘‘ zurückzuführen und auf 
die letzteren u. a. die ‚indogermanische‘‘ Großfamilie und Geschwister- 
ehe einzuschränken. Die nächsten Abschnitte betreffen hauptsäch- 
lich die Rolle des Kultpfahls auf dem Ahnengrab im Recht und die 
Anerkennung guter Abstammung, als deren wesentlichen Grund Vf. 
die Artgleichheit des Blutes betrachtet. Die gewagte Vermutung, 
daß die beiden angenommenen indogermanischen Gruppen in jahr- 
tausendelanger Trennung eine im Ahnenkult und Mächteglauben 
verwurzelte Tradition gemeinsamer Abkunft bewahrt hätten, leitet 
zu diesen Fragen über. Erörterungen über Pfahlverehrung, Ahnen- 
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grab, Dingpfahl, Bautastein, Zaubermacht als menschliche Kraft 
und Runenzauber schließen sich an, wobei Vf. sich auf den germa- 
nischen Kreis beschränkt. Für die Auffassung, daß das Recht ur- 
sprünglich zauberische Bindung sei, zieht er neben dem altgermani- 
schen das altrömische Recht heran, um aus der Verwandtschaft auf 
einen alten indogermanischen Zauberglauben in der Zeit vor der 
letzten Eiszeit (d. h. vor mindestens 50000 Jahren) zurückzuschließen. 
Bei solch weiter Schau ist allerdings an die einschränkenden Bemer- 
kungen der Einleitung zu erinnern. Auch der Deutung stein- und 
bronzezeitlicher Fußspuren als solcher ‚des göttlichen Ahnherrn‘ 
wird nicht jeder aufnahmebereite Leser dieser Arbeit folgen können, 
obwohl Vf. aus der Fülle seiner Kenntnisse den Rechtsbrauch des 
Einsteigens in den Schuh damit ansprechend zu verknüpfen weiß. 
Weitere Beispiele für ‚„Berührungszauber‘‘ folgen. Vf. scheidet so- 
dann in Kürze indogermanische und nichtindogermanische Elemente 
im germanischen Recht; weiter stellt er einen inneren Zusammen- 
hang zwischen dem Mächteglauben und der im germanischen Sippen- 
staat üblichen Selbsthilfe auf. Von hier führt ein rascher Schritt 
zum germanischen Großstaat mit einem Königtum, das noch aus 
uraltem Mächteglauben Kräfte zieht, und zu dessen Weiterbildung 
zum christlich-germanischen Reich des Mittelalters, dem Vorgänger 
des Zweiten und des Dritten Reiches. ; 

Eine so vielseitige Schrift darf gewiß das Verdienst beanspruchen, 
die enge Verbindung der Wissenschaft mit der tiefen Bewegung 
unseres Geisteslebens darzutun und der künftigen Erörterung mannig- 
fache Anregung zu geben. Es ist nicht der Ort, auf die bereits im 
Gange befindlichen Auseinandersetzungen einzugehen, deren Wider- 
hall mehr noch unter als in dem Text zu finden ist. Kühne Gedanken 
und strenge Kritik haben im Reich der Wissenschaft beide ihr Recht 
und ihre Aufgabe. 

München, H.Zeiß. 


Deutsche Geschichte. Von J. BÜHLER. ı. Bd.: Urzeit, Bauerntum 
und Aristokratie bis um ıroo. VIII, 413 S. mit 16 Tafeln und 
vier Karten. 1934. 2. Bd.: Fürsten, Ritterschaft und Bürgertum 
von 1100 bis um 1500. IX, 440 S. mit 8 Tafeln. 1935. Berlin, 
de Gruyter, Je 7,20M. 

Die in der letzten Zeit erschienenen Bücher, die sich Deutsche 
Geschichte oder Geschichte des deutschen Volkes betiteln, behandeln 
die Geschichte unseres Volkes von den Anfängen bis zur Gegenwart 
meistens in einem Bande. B. schreibt zwei Bände, um bis zum Beginn 
der Kirchenreformbewegung des ausgehenden Mittelalters zu gelangen. 
Das ist erfreulich. Es gibt Stoffe, die sich für eine Ballade, und Stoffe, 
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die sich nur für ein Epos eignen. Gewiß, man kann in einem Bande 
einen Überblick über die deutsche Geschichte bieten, der das Wesent- 
liche sagt, und unter Umständen gut und geistreich sagt. Aber es 
muß doch notgedrungen etwas knapp dabei hergehen, etwas abstrakt 
und mit vereinfachenden Linien; die Farbigkeit und Lebendigkeit des 
historischen Bildes, die Vielfältigkeit der Erscheinungen, kurz das 
eigentlich Geschichtliche, werden nicht ganz zu ihrem Recht kommen. 
Es ist also von vornherein zu begrüßen, daß B, seinem Leser etwas 
mehr Zeit und Arbeit zumutet, als man es sonst in ähnlichen Fällen zu 
tun pflegt. Und diese Zeit und Arbeit lohnen sich. 

B. bespricht zunächst auf etwa 60 Seiten die „Urzeit‘‘ der auf 
deutschem Boden ansässigen Menschen, vom Neanderthaler bis zur 
Römerzeit. Die Völkerwanderungszeit wird (im Gegensatz zu der 
breiten Behandlung, die sie sonst häufig erfährt) verhältnismäßig 
kurz erledigt (S. 71—80o): B. interessieren hier nur die Geschicke der 
eigentlich deutschen Stämme; die der Ostgermanen, die ja den Haupt- 
inhalt der sog. Völkerwanderung ausmachen, werden übergangen — 
mit demselben Recht, mit dem man sonst in der späteren deutschen 
Geschichte auch die Geschichte der Skandinavier oder Angelsachsen 
übergeht. Auf etwas mehr als 30 Seiten wird dann die Geschichte des 
Frankenreiches von Chlodwig bis zur Wahl Konrads I. besprochen 
(S. 81—116): auch sie verhältnismäßig kurz, da es sich immer noch 
um die „Vorgeschichte‘‘ des deutschen Volkes handelt. Es folgt dann 
auf über 1oo Seiten (S. 1ı77—236) ein Buch, in dem die Kultur des 
„bäuerlich-aristokratischen Zeitalters‘‘ geschildert wird, d.h. einer 
Periode, die B. von der germanischen Zeit bis etwa zum Investitur- 
streit rechnet. Daran schließt sich die Erzählung der politischen Ge- 
schichte des universalen Kaisertums von Konrad I. bis Heinrich III. 
an (etwa ı1o Seiten). Der zweite Band bespricht zunächst die gei- 
stigen Grundlagen der im Investiturstreit vollzogenen Revolution, 
die das bäuerlich aristokratische Zeitalter zum Hochmittelalter hin- 
übergeführt hat (S. 3—21). Die deutschen Könige von Heinrich IV. 
bis Konrad III. werden als Herrscher der „Übergangszeit“ betrachtet 
(S. 22—70). Das nächste Buch behandelt zunächst kurz die sozialen 
und wirtschaftlichen Grundlagen des Hochmittelalters (S. 73—84) und 
erzählt dann die politische Geschichte dieser Zeit von Friedrich I. 
bis Friedrich II. (S. 85—ı176). Ein Kapitel über die Kultur des 
Hochmittelalters (S. 177—210) schließt das zweite Buch ab, während 
das dritte Buch mit einem Kapitel über die Kultur des Spätmittel- 
alters eröffnet wird (bis S. 269). Nachdem im zweiten Kapitel die 
allgemeine Richtung in der Politik dieser Zeit, außerdem die Ge- 
schichte der partikularen Gewalten, d.h. vor allem der wichtigsten 
deutschen Territorien, besprochen ist (bis S. 305), folgt endlich die 
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Geschichte der Kaiser des späteren Mittelalters von Rudolf von Habs- 
burg bis Friedrich III. (bis S. 378), wobei freilich die auf Karl IV. 
folgenden Herrscher etwas kurz und summarisch abgefertigt werden. 
Eine ausführliche Darstellung der religiösen und reformatorischen 
Bewegungen des ı5. Jahrhunderts ist dem 3. Bande vorbehalten. 

Die beiden Bände bieten im Anhang recht ergiebige Anmerkungen 
(im 2. Bande treten sie leider etwas zurück) mit Hinweisen auf die 
wissenschaftliche Literatur, teilweise auch mit kritischen Auseinander- 
setzungen. B.s Arbeit verrät, wie nicht anders zu erwarten, eine aus- 
gedehnte Quellenkenntnis. Wer mit der Spezialliteratur einzelner 
Zeitalter genauer vertraut ist, wird gelegentlich die Verwertung neuerer 
Ergebnisse und mancher Einzeluntersuchungen vermissen; aber im 
ganzen hat B. die Forschung mit großer Gewissenhaftigkeit verfolgt. 
Daß mitunter Fehler und Versehen vorkommen, ist bei dem Umfang 
des Stoffes selbstverständlich; das wird der Vf. selbst am besten wissen, 
und im übrigen tut es der Bedeutung seines Werkes keinen Eintrag. 
Mitunter sähe man vielleicht gern ein stärkeres Herausarbeiten der 
außenpolitischen Zusammenhänge und Verwicklungen, auch ein etwas 
genaueres Eingehen auf die Geschichte der außerdeutschen Staaten 
und Länder, die nun einmal für die Lage Deutschlands mitbestimmend 
gewesen ist. So scheinen mir in den früheren Zeiten Byzanz und der 
Islam, später England und Frankreich, aber auch Venedig, dazu der 
Norden und Osten eine etwas eingehendere Behandlung zu verdienen. 
Auch einzelne Partien der deutschen Geschichte scheinen mir kürzer 
wegzukommen als wünschenswert; wenn B. auch nicht ganz mit 
Unrecht alles, was vor gıı liegt, als ‚Vorgeschichte‘ betrachtet, so 
hätte gerade die (freilich meist als wenig reizvoll verschrieene) Ge- 
schichte der späteren Karolinger in Deutschland nicht bloß mit ein 
paar kurzen Bemerkungen abgetan werden sollen, denn in ihr hat 
sich der deutsche Staat doch eigentlich herausgebildet. 

Wie die kurze Inhaltsangabe zeigte, wechselt in dem Buch die 
Erzählung der politischen Geschichte mit der Schilderung dessen, was 
man als ‚„Kulturgeschichte‘‘ bezeichnet, ständig ab. Es ist vielleicht 
nicht richtig, zu sagen, daß das Hauptgewicht dabei auf der Kultur- 
geschichte liegt; die politische Geschichte tritt im allgemeinen keines- 
wegs in den Hintergrund. Aber die kulturgeschichtlichen Partien 
scheinen mir doch am besten gelungen zu sein. Sehr gut ist die Art, 
wie politische und Kulturgeschichte nebeneinandergestellt und mit- 
einander verknüpft sind: ihr Ineinanderspielen, ihre wechselseitige 
Bedingtheit und Befruchtung wird immer wieder betont und anschau- 
lich gemacht. 

B. schreibt nicht für eigentlich ‚gelehrte Leser‘‘, obgleich auch 
sie aus seinem Buch viel lernen können. Bei aller wissenschaftlichen 
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Gediegenheit ist seine Geschichtschreibung durchaus volkstümlich 
gehalten. Er weiß komplizierte Dinge klar und einfach darzustellen; 
er schreibt immer leichtverständlich, dabei immer packend, an be- 
stimmten Stellen mitreißend. Er gibt sich Mühe, seinem Leser wirk- 
lich klarzumachen, was er meint und sagt, wobei er mitunter vor 
Wiederholungen nicht zurückschreckt. Sein Buch will belehren, und 
es belehrt tatsächlich. Es vermittelt geschichtliches Wissen und vor 
allem für jeden, der zu lesen versteht, geschichtliches Verständnis. 
Es regt zum Nachdenken an; treffend sind die methodischen, sozu- 
sagen historisch-erkenntnistheoretischen Bemerkungen, die der Vf. 
hin und wieder gibt. In dem Wirrwar der Meinungen, dem sich der 
Geschichtschreiber im allgemeinen gegenübergestellt sieht, weiß B. 
einen guten Mittelweg einzuhalten. Von Extravaganzen und Über- 
spitzungen hält er sich fern; wie er mit umstrittenen Problemen fertig 
wird, trifft meistens den Nagel auf den Kopf. Wenn er auch auf die 
Einzelforschung anderer angewiesen ist, so weiß er doch manches 
neu zu sehen und Neues zu sagen, und das scheint mir immer gut be- 
gründet oder mindestens beachtenswert zu sein. Besonders wohltuend 
ist seine Sachlichkeit und Gerechtigkeit gegen die Tatsachen der Ge- 
schichte. Es kommt ihm auf das, meist so schwierige, geschichtliche 
Verstehen, und nicht auf das, meist so billige, Richten an, Er wird 
den verschiedenen geschichtlichen Epochen gerecht, dem hohen 
Mittelalter so gut wie dem späteren, und weiß ihre Eigenart und 
ihren Eigenwert herauszuarbeiten; er wird den verschiedenen ge- 
schichtlichen Kräften und Ideen gerecht, seien es nun die Ideale der 
Ritter oder der Kluniazenser, die Bestrebungen der Fürsten oder 
der Kaiser oder der Bürger und Bauern. Und er wird den verschie- 
denen geschichtlichen Persönlichkeiten mit viel historischem Takt 
und Einfühlungsvermögen gerecht, seien sie auch so entgegengesetzte 
Charaktere wie Gregor VII. und Heinrich IV. oder etwa Heinrich VI. 
und -Rudolf von Habsburg. 

Alles in allem hat, glaube ich, B.s Deutsche Geschichte durchaus 
das Zeug dazu, so etwas wie ein deutsches Hausbuch zu werden, und 
daß sie das wird, kann man ihr mit gutem Gewissen wünschen. 

Bedenken habe ich gegen die Untertitel. ‚„Urzeit‘‘ und dem- 
gegenüber ‚„Bauerntum und Aristokratie‘‘ (d.h. die Zeit von den Rö- 
mern bis 1100) für den ersten Band — das ist keine glückliche Gegen- 
überstellung, denn die beiden Begriffe haben einen ganz heterogenen 
Inhalt. ‚Fürsten, Ritterschaft und Bürgertum‘‘ für den zweiten Band 
— das bezeichnet weder das hohe noch das späte Mittelalter erschöp- 
fend, denn es fehlen die Kirche und das Kaisertum. 

Halle, Nov. 1937. M. Lintzel. 
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Rom und der Kirchenstaat im ıo. und ır. Jahrhundert bis in die 
Anfänge der Reform. Von WILLI KÖLMEL. (Abhandlungen 
zur Mittleren und Neueren Geschichte Heft 78.) Berlin-Grune- 
wald, Verlag für Staatswissenschaften und Geschichte 1935. 
X, 167S. 8,80M. 


Das Buch Kölmels, eine 1931 in Freiburg vorgelegte Dissertation, 
die dann vom Vf. später überarbeitet wurde, beschäftigt sich mit 
einem der anerkannt schwierigsten Probleme mittelalterlicher Ge- 
schichtsforschung:: der staatlichen Struktur des weltlichen Herrschafts- 
bereiches der römischen Kirche. Vor Jahrzehnten hat die Entstehung 
dieses merkwürdigen staatlichen Gebildes eine außerordentlich reiche 
Kontroversliteratur hervorgerufen, ohne daß doch über das Wesen 
des Patrimonium Petri in staatsrechtlicher Hinsicht, insbesondere 
über sein Verhältnis zum Reiche Übereinstimmung hätte erzielt 
werden können. Man ist sich darüber einig, daß mit den modernen 
Denkkategorien die verwickelte und noch dazu ständig schwankende 
Rechtslage des sog. Kirchenstaates kaum zu fassen ist. Zu dieser 
Schwierigkeit tritt weiter die äußerst lückenhafte Überlieferung, die 
nur an sehr wenigen Punkten weitergehende Schlüsse erlaubt. Zwar 
sind unsere Quellen zur frühen Kirchenstaatsgeschichte durch manche 
ausgezeichnete Edition und Untersuchung — ich brauche nur Du- 
chesne, Kehr und Schramm zu nennen — in jüngster Zeit erheblich 
gesichtet und kritisch bearbeitet worden, aber es fehlt doch noch sehr 
viel, um die entscheidenden Fragen in befriedigender Weise klären 
zu können. Man wird infolgedessen von der K.schen Arbeit nicht 
erwarten wollen, daß sie nun schon das letzte Wort über das von ihr 
behandelte Thema sprechen solle. Man wird sich von vornherein auf 
manche Hypothese gefaßt machen und auch damit rechnen, in vielem 
anderer Meinung zu sein, wenn man mit der Lektüre des Buches 
beginnt. 

Der Vf. bemüht sich mit großem Fleiße um eine Gesamtschau 
der Ereignisse, die sich um die territorialpolitischen Bestrebungen des 
Papsttums vom beginnenden 10. Jahrhundert bis in die Anfänge der 
Reform gruppieren, unter bewußtem Verzicht auf Details. Ihm kommt 
sehr zustatten, daß die gerade in dieser Epoche im Mittelpunkt der 
staatlichen Entwicklung des Patrimonium Petri stehenden römischen 
Adelsfamilien, voran die Creszentier und Tuskulaner, erst in jüngster 
Zeit — vgl. die Arbeiten von Bossi, Gerstenberg u.a. — mehrfach 
gründlich untersucht sind und K. auf diesen Ergebnissen aufbauen 
kann. Soviel ich sehe, verdankt er gerade ihnen sehr viel, mehr 
jedenfalls als seine etwas anspruchsvolle und rasch aburteilende Art 
der Zitierung von Vorarbeiten erkennen läßt. Es liegt in der Natur 
unserer Überlieferung begründet, daß besonders bei den dynastischen 
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Fragen viele Meinungsverschiedenheiten auftreten können, für neue 
Auslegungen also immer Raum bleiben wird. Ohne mich auf eine 
Einzelkritik der Aufstellungen K.s einlassen zu wollen — sie würde 
den Rahmen einer Besprechung völlig sprengen, weil sie eigentlich 
überall am Platz wäre —, muß ich doch betonen, daß die vorliegende 
Arbeit die bisherigen Forschungsergebnisse über die Stellung und die 
Anschauungen des römischen Adels nicht wesentlich bereichert: hat. 
Mir scheint vielmehr, daß die etwas unglückliche und unscharfe Art 
der K.schen Darstellung das Problem eher in seinen Konturen ver- 
schwimmen läßt, als seiner weiteren Klärung dient. Die grundsätz- 
lichen Fragen über die Rechtsnatur des Kirchenstaates sind nicht 
erörtert worden und wenn der Vf. (S. VIII) einfach behauptet, es 
sei „bedeutsam, daß der Kirchenstaat in dieser langen Zeit vor der 
Reform von kleinen Verlusten (!) abgesehen überhaupt einmal erhalten 
bleibt, daß ferner — die Feudalisierung der kurialen Bürokratie und 
vieler Patrimonien nicht eingerechnet — der staatliche Apparat ohne 
wesentliche Veränderungen erhalten bleibt und weiter funktioniert‘‘, 
ohne dafür in seinen weiteren Ausführungen exakte Belege für diese 
Erhaltung des kirchenstaatlichen Verwaltungsapparates, weil sie leider 
fast völlig fehlen, erbringen zu können, so ist damit wenig gedient. 

Sein Verfahren ist am besten an seiner Hauptthese zu beleuchten. 
K. ist der Ansicht, daß man bislang immer geneigt gewesen sei, die 
Territorialpolitik der Reformkurie ‚als den erstmaligen Aufbruch 
neuer großer Absichten nach langer Passivität zu sehen‘ — und die 
Zwischenzeit nicht genügend berücksichtigt habe (S.IX). Er sucht 
nun nachzuweisen, daß auch im 10. und ıı. Jahrhundert vor dem Ein- 
greifen Leos IX. in Süditalien lebhafte Beziehungen zwischen Rom 
und den unteritalienischen Staaten bestanden hätten, die aus dem 
Bestreben der Päpste, sich gegen das Kaisertum einen Rückhalt zu 
schaffen, erklärt werden müßten (vgl. S.;5f.). Freilich erfolgt dann 
sofort eine reservatio mentalis — wie es überhaupt für die Schreibweise 
K.s charakteristisch ist, daß er sich durch häufige Parenthesen, Ein- 
schübe in Klammern, rhetorische Fragen u. dgl. zu decken sucht, was 
ihn dann allerdings nicht hindert, hinreichend verklausulierte Ver- 
mutungen später als unbestrittene Tatsachen zu verwenden. Er sagt 
S.6: „Bedeutende Aktionen werden nicht zu erwarten sein, solche 
wären längst untersucht und in den Zusammenhang eingereiht‘‘, und 
beschränkt sich darauf zu fragen: „Sind die Beziehungen Roms zum 
Süden derart, daß wir darin eine einheitliche Linie, ein bewußtes 
Streben erkennen können ?‘‘ Diese Frage beantwortet K. im Verlauf 
seiner Arbeit positiv. Sehen wir uns in aller Kürze einige seiner Be- 
weise an. Das Bündnis gegen die Sarazenen von 915, an dem neben 
Johann X. auch der römische Adel mit Theophylakt an der Spitze 
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beteiligt war, gilt dem Vf. als Beleg dafür, daß das neue Rom (d.h. 
das vom Adel beherrschte Rom) das alte Kampfziel Johanns VIII. 
sich zu eigen gemacht habe. Mir scheint unzweifelhaft, daß es sich 
im Jahre 915 lediglich um ein Defensivbündnis aller interessierten 
italienischen Mächte gegen die Gariglianosarazenen und nicht mehr 
um die viel weitergehenden Pläne Johanns VIII., an denen dieser 
schon zu seinen Lebzeiten gescheitert war, gehandelt hat. Daß Maro- 
zia mit dem byzantinischen Hofe anknüpfte, ist jedenfalls kein Be- 
weis für ihre Absichten auf Süditalien (wo eine Ausdehnung des 
römischen Einflusses ja höchstens als Konkurrenz der oströmischen 
Ansprüche hätte aufgefaßt werden müssen), wie es K. im Zusammen- 
hang seiner Darstellung zu meinen scheint und wie er es S. 12 wiederum 
bei Alberich darlegt. Alberich hat sich bekanntlich konsequent 
auf Rom beschränkt. Die ‚‚wenigen Spuren außenpolitischen Wirkens‘‘ 
weisen bei ihm nach K.s Meinung ‚eindeutig nach dem Süden‘. Was 
sind das für Spuren ? Zunächst: Alberich hat sich den sonst bei rö- 
mischen Machthabern weder vorher noch nachher, bei den süditalie- 
nischen Staatshäuptern damals aber gebräuchlichen Titel princeps 
zugelegt, dann : eine Base von ihm, Theodora, hat den Dux Johann III. 
von Neapel geheiratet. Dazu kommt, daß Odo von Cluny Süditalien 
bereist hat. Das ist alles. Mir scheint dieses Fundament keines- 
wegs zur Stützung der Beweisthese auszureichen. Der princeps-Titel 
Alberichs — im übrigen verbunden mit der Würde eines senator 
omnium Romanorum — ist Ausdruck der Selbständigkeit des römischen 
Machthabers. Selbst wenn der aus ähnlichen Gründen einst von 
Arichis von Benevent aufgenommene Titel, der dann im langobar- 
dischen Unteritalien üblich wurde, das Vorbild Alberichs gewesen 
sein sollte, beweist das doch ebensowenig für politische. Absichten 
Roms im Süden wie die Heirat der Theodora oder die Reise des 
Abtes von Cluny. Dem Vf. aber „genügt selbst das wenige, was wir 
gesehen haben, zur Behauptung, daß der Enkel Theophylakts, soweit 
er in Italien Rückendeckung sucht, diese im Anschluß an den Süden 
finden will“ (S. 16). Es erübrigt sich, diese Betrachtung fortzuführen, 
denn in den folgenden Partien verfährt die Beweisführung in ähnlich 
großzügiger Weise. Aber sie wirkt hier so wenig überzeugend wie 
dort und die angebliche Tradition der römischen Adelsepoche,- die 
dann vom Reformpapsttum wieder aufgenommen wird, bleibt eine 
mehr als schwache Hypothese. Sie kann die bisherige Ansicht von 
dem grundlegenden Wandel der Beziehungen Roms zum Süden durch 
die Verbindung des Reformpapsttums mit den Normannen nicht er- 
schüttern. Es war tatsächlich etwas ganz Neues, was damals in Er- 
scheinung trat. Auch in dieser Beziehung scheint mir die vorliegende 
Arbeit keine fruchtbaren Gesichtspunkte erbracht zu haben. 
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Beigegeben sind dem Buche eine Anzahl kritischer Beiträge zum 
Itinerar Johanns VIII. für Süditalien, zur Geschichte des päpstlichen 
Besitzes im Gebiet von Gaeta, eine ziemlich weitschweifige und nicht 
sehr überzeugende Polemik gegen Schramms Deutung der Graf- 
schaftsschenkung Ottos III., weiter Beiträge zum süditalienischen 
Itinerar Leos IX., Korrekturen zu Bossis Liste der Sabinarektoren, 
schließlich Erörterungen über die römischen Stadtpräfekten zu Beginn 
des ır. Jahrhunderts, die Grafen von Galeria, zur Abstammung der 
Tuskulaner und drei Stammbäume. 

Eine Zusammenstellung der oft recht flüchtig zitierten und manch- 
mal mißverstandenen Literatur hätte dem Buche gutgetan. Die schöne 
Untersuchung von Jordan über das Eindringen des Lehnswesens in 
das Rechtsleben der römischen Kirche ist K. — soweit ich sehe — 
völlig entgangen. 

Kiel. O. Vehse: 


Papstwahl und Königsrecht oder das Papstwahl-Konkordat von 1059. 
Von ANTON MICHEL. München, Hueber 1936. XVI u. 228 S. 
6,50M. 

Anton Michel, der bekannte Erforscher der Geschichte Leos IX. 
und Humberts von Silva Candida, legt ein umfangreiches Buch über 
das Papstwahl-Dekret Nikolaus II. vor, einen Gegenstand also, über 
den man seit Scheffer-Boichorsts berühmter Abhandlung von 1879 
im wesentlichen Bescheid zu wissen glaubte. Man nimmt deshalb das 
Werk mit einer gewissen Spannung zur Hand, die noch dadurch ge- 
steigert wird, daß der Untertitel die Papstwahlordnung geradezu mit 
einem Konkordat in Zusammenhang bringt. 

Unsere Erwartungen werden nicht enttäuscht; denn schon in den 
ersten Abschnitten wird der überzeugende Nachweis geliefert, daß 
Humbert, der im Jahre 1058 mit dem dritten seiner Bücher gegen die 
Simonisten dem großen kirchlichen Entwicklungsprozeß des ı1. Jahr- 
hunderts die Bahn gebrochen hat, auch der Vf. der Papstwahl- 
Ordnung und der zugehörigen Synodal-Dekrete gewesen ist, Im Zu- 
sammenhang damit werden uns neue Erkenntnisse über das Verhält- 
nis der sog. kaiserlichen und der päpstlichen Fassung zum verlorenen 
Humbertschen Original vermittelt. Scheffer-Boichorst hatte bereits 
bei der Prüfung der Überlieferung und der inhaltlichen Untersuchung 
sämtlicher Texte des Dekretes festgestellt, daß die verfälschte ‚‚kaiser- 
liche‘‘ Fassung größtenteils ursprünglicher ist als die päpstliche. 
M. stützt dieses Ergebnis durch wesentliche philologische und sach- 
liche Argumente, weist aber darüber hinaus auch den Passus über die 
Vermittlung des Kanzlers Wibert im „Königsparagraphen‘‘, den 
Scheffer für unecht gehalten hatte, dem Original zu. Obwohl Ref. in 
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diesem Fall vom reinen Stilvergleich nicht ganz überzeugt ist, möchte 
er doch aus mehr sachlichen Erwägungen zustimmen. Andererseits 
glaubt er dann zur Diskussion stellen zu sollen, ob der Abschreiber 
des päpstlichen Textes die auffallende Erwähnung des Gegenpapstes 
Wibert wirklich nur aus Nachlässigkeit hat wegfallen lassen, und ob 
ferner die Kürzung der Unterschriften in der päpstlichen Fassung, bei 
der immerhin auch Hildebrands Name verschwunden ist, ganz unab- 
sichtlich erfolgt ist. Scheffer, auf den sich M. hier beruft, hat zwar 
erklärt, es sei von der päpstlichen Partei recht ungeschickt gewesen, 
wenn sie die Erwähnung Wiberts unterschlagen hätte: ‚Die päpstliche 
Partei konnte erklären, daß die Beschränkung, welche das königliche 
Recht gegenüber den früheren Zuständen doch jedenfalls erfahren 
habe, sogar von dem nunmehrigen Haupte der Kaiserlichen (dem 
Gegenpapste Wibert) gebilligt sei‘ (S. 105f.). Aber es ist, wie es 
sich weiter unten zeigen wird, unwahrscheinlich, daß man im Königs- 
paragraphen notwendig eine Beschränkung des königlichen Rechtes 
sehen mußte; es ist vielmehr eine Interpretation mehr im königlichen 
oder mehr im kurialen Sinne von vornherein anzunehmen. Wenn nun 
Wibert als Vermittler genannt wurde, konnte jederzeit die königliche 
Partei für sich in Anspruch nehmen, daß von Anfang an ihre Auf- 
fassung vom Königsrecht maßgeblich zur Geltung gebracht worden 
sei. Vielleicht lagen. aber tiefere politische Erwägungen dem Ab- 
schreiber fern und er.hat, wenn auch schwerlich nur aus Versehen, 
den Namen Wiberts getilgt, weil er dem viel verfluchten Haeresiarchen 
keinen Raum im Dekret Papst Nikolaus’ lassen wollte. Und daß 
Hildebrands Name unter die Zeugen nicht aufgenommen wurde, läßt 
sich noch einleuchtender erklären. Man mochte seine Teilnahme an 
der Synode von 1059 und seine Verpflichtung auf das Dekret möglichst 
wenig betonen wollen, weil er selbst ja nicht nach dessen Vorschriften 
zum Papst gewählt worden war und ihm seine Gegner daraus oft 
genug einen‘ Vorwurf. gemacht hatten. 

M. hat die oben geschilderten, höchst wertvollen Resultate da- 
durch erzielen können, daß er die in Betracht kommenden Stücke 
sprachlich in einer feinfühligen Art Satz für Satz mit den bekannten 
Werken Humberts vergleicht, wobei er neben manchen allgemeineren 
Übereinstimmungen Vieles aufdeckt, was für Humberts Autorschaft 
wirklich beweisend ist. Er begnügt sich aber nicht mit der von ihm 
so meisterlich gehandhabten stilvergleichenden Methode, sondern 
stützt seine Beweise durch eindringende Darlegungen über Humberts 
persönliche Bedeutung, ‚seine begrifflichen Voraussetzungen‘‘ und 
„die neue Rechtsentwicklung aus dem alten Rechtsboden‘“. 

Was Humbert in der großen Auseinandersetzung mit Byzanz 
und in der Ausbildung der Primatslehre unter Leo IX. bedeutet, hat 
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M. schon früher wirkungsvoll dargetan (Humbert und Kerullarios. 
Quellen und Studien zum Schisma des ı1. Jahrhunderts, 1925 
und 1930.) Nun arbeitet er auch den gewichtigen Einfluß heraus, den 
Humbert bei Leos Nachfolgern in allen bedeutenden Fragen gehabt 
hat. Er nennt ihn ‚‚Leiter der Kurie‘‘ (S. 60), „der gewaltige Führer“ 
(S. 62), „demgegenüber Damiani und Hildebrand noch weit zurück- 
treten‘‘, dessen ‚„‚gewaltiger Führerwille sich im Dekret Bahn bricht‘“, 
„der die untergeordneten Instanzen wohl heranzieht, sie aber in freier 
Gefolgschaft mit sich fortzureißen sucht‘. Obgleich Ref. selbst an 
anderer Stelle (Libertas, Kirche und Weltordnung im Zeitalter des 
Investiturstreits, 1936, $. 133ff.) versucht hat, Humberts geistige 
Führerschaft in der Frühzeit des Investiturstreites ins rechte Licht 
zu stellen, scheint ihm nun doch die Gefahr zu bestehen, daß Humberts 
Verhältnis zu den anderen Männern der Reform nicht richtig gesehen 
wird. Es hat sich seit Leo IX. in Rom ein Kreis gesammelt, zu dem 
mehrere geistig und politisch selbständige Persönlichkeiten gehörten, 
die sich nicht bloß von Humbert beeinflussen ließen, sondern auch 
auf ihn und den Gang der Politik selbständig einwirkten. 

Es geht natürlich nicht an, hier die Bedeutung jedes einzelnen 
Mitgliedes des Reformerkreises abzuwägen, aber es seien einige Worte 
über die Stellung Hildebrands erlaubt, die in berechtigter Reaktion 
gegen frühere, fast maßlose Überschätzung gerade in letzter Zeit 
öfters allzu gering gewertet wird. H.-W. Klewitz hat in seinen ergeb- 
nisreichen Forschungen über die Entstehung des Kardinalkollegs 
(Sav. Ztschr. Kan. A. 25, 1936, S. ıı5ff.) dargetan, daß dieses sich 
erst in den fünfziger Jahren des ıı. Jahrhunderts zu einem ‚Senat 
der römischen Kirche‘‘ auszugestalten begann, daß es in diesem 
Sinne sich erst in statw nascendi befand. M. arbeitet nun deutlich 
heraus (vgl. auch schon Scheffer-Boichorst, S. 67), daß vom römischen 
Kardinalklerus der älteren Entwicklungsstufe damals bloß die Kar- 
dinalbischöfe in der Regel zu dem maßgebenden Mitarbeiterkreis der 
Reformpäpste gehörten. Über Hildebrands Stellung ist also daraus 
noch wenig zu schließen, daß er unter Viktor II. zuerst Kardinal ge- 
nannt wurde. Andererseits ist hervorzuheben, daß sich die führende 
Schicht an der Kurie der ersten Reformpäpste keineswegs bloß aus 
Kardinalbischöfen zusammensetzte, daß vielmehr Kardinalpriester 
oder -diakone und Nichtangehörige des Kardinalklerus dazugehörten. 
Daß Hildebrand nun schon sehr früh eine außerordentliche Autorität 
besaß, ist durch absolut sichere Quellen bezeugt. Er selbst spricht 
davon (Reg. 119), bereits Heinrich III. habe ihn inter omnes Italicos 
in curia sua speciali honore behandelt. Unter Viktor II. war er stell- 
vertretender Kanzleileiter (P. Kehr, Scrinium und Palatium, MIÖG 
Erg.-Bd. 6, 1901, S. 86) und wurde als Legat nach Frankreich gesandt. 
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Stephan IX. übertrug ihm die wichtigste und schwierigste politische 
Mission, die er zu vergeben hatte, die Gesandtschaft nach Deutsch- 
land und gab ihm wichtige Aufträge für Mailand. Sterbend gab er die 
Weisung, daß Hildebrands Rückkehr aus Deutschland vor der Neu- 
wahl abgewartet werden solle, und wenn man auch nicht unbedingt 
anzunehmen braucht, daß Stephan Hildebrand persönlich bei der 
Wahl für unentbehrlich gehalten haben muß, so erhält man dadurch 
doch einen Begriff von der Wichtigkeit der dem Gesandten anver- 
trauten Aufgabe. Das Papstwahldekret wurde von Hildebrand als 
einzigem der Kardinalsubdiakonen unterschrieben. Er begleitete 
neben anderen Nikolaus II. nach Melfi, wo der Bund mit den Nor- 
mannen vollzogen wurde. In Übereinstimmung mit Früheren hebt 
M. S. 52f. die Vermittlerrolle des Abtes Desiderius von Montecassino 
zwischen der Kurie und den normannischen Fürsten heraus. Daß 
Humbert, wie er meint, einen größeren Anteil auch an der Normannen- 
politik gehabt habe als Hildebrand, ist kaum zu beweisen. Zudem ist 
doch immer noch mit der Wahrscheinlichkeit zu rechnen, daß die 
bekannte Nachricht der Annales Romani von der Gesandtschaft Hilde- 
brands zu den Normannen im Kerne richtig ist. Es geht nicht an, die 
Meldungen dieser Quelle, die sich zum Teil als zuverlässig erweisen 
lassen, in Bausch und Bogen zu verwerfen, und so wird man, bei allen 
Vorbehalten, annehmen dürfen, daß Hildebrand sich auch bei der 
Bekämpfung des Gegenpapstes Benedikt X. hervorgetan hat. Aber 
wir brauchen schließlich diese in manchem anfechtbare Quelle nicht 
einmal zu bemühen, um festzustellen, daß Hildebrand in allen wesent- 
lichen politischen Fragen, der deutschen, normannischen, mailän- 

dischen, sowie bei der Wahl Nikolaus II. beteiligt gewesen ist. Wie 
Hildebrand noch zu Lebzeiten Humberts im Kreise der Reformer an- 
gesehen war, erkennen wir am besten aus Äußerungen des Petrus 
Damiani. So ist dessen Opusculum XX, der Apologeticus ob dimissum 
episcopatum, der an den Erwählten (Gerhard) und Hildebrand gerich- 
tet ist (Migne 145, 441 ff.) im Jahre 1058 geschrieben. Er enthält das 
berühmte Wort vom „heiligen Satan‘‘. Die ebenso bekannte Bezeich- 
nung von Humbert und Bonifatius von Albano als die acutissimi et 
perspicaces oculi Nicolaus’ II. fällt ins Jahr 1059 (ep. I 7, Migne 144, 
211). Dort wird aber mit ihnen zusammen und sogar vor ihnen 
Hildebrand als der sanctissimi ac purissimi consilii vir genannt. Da- 
mianis bedeutendes Opusculum V de privilegio Romanae ecclesiae 
mit seinem Bericht über seine hochpolitische Mailänder Legation von 
1059 ist an Hildebrand gerichtet und aus der Vorrede geht hervor, daß 
Hildebrand mindestens schon 1059 eifrig eine Sammlung aus den De- 
kreten und der Geschichte der Päpste über die Vorrechte der römischen 
Kirche anzuregen versuchte, ein Bestreben, aus dem späterder Dictatus 
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papae und die Canonessammlungen der Kardinäle Atto und Deus- 
dedit und des Anselm von Lucca hervorgegangen sind. Wenn wir 
schließlich noch an jenen Brief Nikolaus II. an den Erzbischof Ger- 
vasius von Reims (JL. 4443, Migne 143, 1347) erinnern, in dem es 
heißt: Salutant te carissimi fratres nostri cardinales episcopi necnon 
humilitas carissimi filii nostri Hildebrandi, so genügt dies, um dar- 
zutun, daß von einer ‚„unbedeutenden Rolle‘‘ Hildebrands unter 
Nikolaus II. (M. S. 86 Anm. 23b) nicht gesprochen werden darf. 

Trotzdem soll nicht bestritten werden, daß Humbert an Einfluß 
ihm wenigstens gleichkam, und schon deshalb ist es von großem Wert, 
wenn M. zur Erklärung des Papstwahl-Dekretes die damit zusammen- 
hängenden Anschauungen und Begriffe des Kardinalbischofs von Silva- 
Candida eingehend untersucht. Er bespricht zunächst Humberts Ter- 
minologie und erklärt die Bedeutung, die electio, consensus, auctoritas, 
iudicium, ordinatio, consecratio, benedictio und Inthronisation bei ihm 
haben (S. 72ff.). In einem späteren Abschnitt über das Votum der 
Kleriker und des Volkes (S. 103ff.) untersucht er den Begriff der ka- 
nonischen Wahl der vorgregorianischen Zeit und Humberts Stellung- 
nahme dazu. Dabei setzt er sich kritisch mit dem bekannten Buch 
von P. Schmid, Der Begriff der kanonischen Wahl in den Anfängen des 
Investiturstreits, 1926, auseinander!). Schmid hatte gezeigt, ‚wie 
der -Begriff der Wahlfreiheit unter der Decke des gleichbleibenden 
Namens einen Inhaltswandel erfuhr‘. ‚„Wahlfreiheit, die die Vorzeit 
des Investiturstreites gewollt hat, erschöpft sich in der electio ex ipsa 
ecclesia.‘‘ ‚Aber der Kandidat blieb sein (des Königs) Kandidat, 
und die Wahl bliebseine Wahl. Die electio der Gemeinde blieb acceptio‘‘ 
(S. 199f.). M. bestreitet nun in Übereinstimmung mit A. Scharnagl 
(Sav. Ztschr. Kan. A. 16, 1927, S. 443f.), ‚daß der alte Begriff der 
kanonischen Wahl — und das ist der der selbständigen, an keine 
Nomination gebundenen Wahl — in der Zeit unmittelbar vor dem 


1) Hier entnehme ich einige Sätze einer 1931 niedergeschriebenen exkurs- 
artigen Anmerkung zu $. ı22 meiner Libertas, die ich dann, wie dort be- 
merkt, an anderer Stelle zu veröffentlichen beschloß. In der erwähnten 
Anmerkung war das Buch von P. Schmid das erstemal, und daher biblio- 
graphisch vollständig zitiert, ausführlich besprochen und u.a. gegen die 
Kritik von Scharnagl verteidigt worden. Nach dem Ausfall dieser Stelle 
hätte das nächste der folgenden Zitate von Schmids Buch vervollständigt 
werden müssen. Das ist zu meinem Bedauern versehentlich unterblieben. 
Meine Hochschätzung des Werkes von Schmid war aber für jedermann 
aus S. 227 deutlich zu ersehen, wo ich rühmend bemerke: ‚‚Von den Werken, 
die unter dem Einfluß von Stutz für die Geschichte des Investiturstreites 
wesentliches beigetragen haben, mögen die von Scharnagl, Schmid und 
Boye genannt werden.‘ 
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Investitutstreit in den kirchlichen Kreisen Deutschlands allgemein auf- 
gegeben gewesen sei‘‘. Beide Forscher verweisen auf mehrere Fälle, 
in denen die Kirchen selbständige Wahlen vor der königlichen Willens- 
kundgebung vorgenommen hätten. Ihre Beispiele ließen sich noch 
vermehren. Über die Reihenfolge der zur Wahl gehörigen Akte be- 
standen, wie schon Schmid S. 15 bemerkte, keine Regeln. Genau wie 
der König Vorschläge durch ihm nahestehenden Persönlichkeiten an- 
nahm (vgl. z.B. die Wahl Gebhards von Eichstätt nach dem An. 
Haser. c. 34, SS. VII, 263f.) hatte er nichts dagegen, wenn ihm von 
einer Kirche selbst mit einer littera commendatoria ein Kandidat prä- 
sentiert wurde. Irgendeine Bindung lag darin für ihn nicht. Eine 
Folgerung im Sinne Scharnagls und M.s könnte man nur dann daraus 
ziehen, wenn die Wähler sich auf ihr besseres Recht berufen und die 
Rechtmäßigkeit der königlichen Designationen bestritten hätten. 
Davon ist aber nichts bekannt. Vielmehr hielt man schon mit der 
Zustimmungshandlung von Klerus und Volk die Erfordernisse einer 
kanonischen Wahl für erfüllt. Der von Schmid herausgestellte 
Begriff der electio canonica ist vor der Mitte des ı1. Jahrhunderts 
mindestens der herrschende gewesen. Demgegenüber bedeutet es 
etwas ganz Neues, wenn Humbert nach der Formulierung von M. 
S. ıro „von der formalen Nachwahl zur wirklichen Nachwahl (mit 
dem Rechte der Ablehnung) und von da zur selbständigen kirchlichen 
Wahl durch Klerus (Erstwahl) und Volk‘ vorwärtsstrebte. Sehr zu- 
treffend bemerkt er weiter, daß Humbert erst im 3. Buch gegen die 
Simonisten gegen die bisherige unkanonische Reihenfolge vorgestoßen 
sei. Und dieses Buch setzt er mit Recht in Auseinandersetzung mit 
Hauck (ebenso wie der Ref., Libertas S. 131 Anm. 21) ins Jahr 1058. 
Merkwürdigerweise will er dann aber doch ‚die Wiedererweckung der 
ursprünglichen selbständigen Wahl durch Klerus und Volk schon mit 
dem ersten Erscheinen Humberts vor Bruno (Leo IX.)‘‘ ansetzen 
(S. 115). Damit ist die grundlegend wichtige Frage angeschnitten, 
wann die Reformer sich in ausgesprochenen Widerspruch zur herr- 
schenden Kirchenverfassung gesetzt haben. Dies ist noch nicht ge- 
schehen, als man von der Forderung der formalen Nachwahl zu der- 
jenigen der wirklichen Nachwahl vorschritt, zumal da die Grenze 
zwischen beiden sehr fließend, ja kaum sichtbar gewesen ist. Erst 
als die Nomination des Königs als grundsätzlich erster und allein aus- 
schlaggebender Wahlfaktor bestritten wurde, war die große Wende 
vollzogen. Das war aber in der Zeit Leos IX., so sehr sie in dieser Be- 
ziehung ein Stadium der Vorbereitung gewesen ist, unseres Wissens 
noch nicht der Fall. Daß Humbert aus dem cluniacensischen Moyen- 
moutier stammte, besagt nichts für seine damaligen Absichten. Die 
Klosterreform war in der Wahlfrage nicht allgemein fortschrittlich 
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(vgl. Libertas, S. 114 und 220). Ebensowenig ist daraus zu folgern, 
daß Humbert im ersten Buch gegen die Simonisten die bekannten 
Canones Coelestins I. und Leos I. über die Wahl, insbesondere die coe- 
lestinischen drei Kapitel zitiert. Das taten auch Vertreter der staats- 
kirchlichen Verfassung wie Regino von Prüm oder Burchard von 
Worms. Überhaupt darf aus dem Gebrauch kanonischer Sätze nicht 
zu viel geschlossen werden. Jeder berief sich auf sie, legte sie aber so 
aus, wie es seiner Auffassung entsprach. Und so muß auch für LeosIX. 
Forderung einer römischen Papstwahl und für seinen Reimser Wahl- 
kanon mit P. Schmid daran. festgehalten werden, daß sie noch vor 
die entscheidende Wende fallen. M. (S. 113) gibt selbst zu, daß ‚‚Leos 
Erhebung im Drange der Zeit nicht streng kanonisch im ursprüng- 
lichen Sinne der selbständigen kirchlichen Wahl‘ gewesen ist, meint 
aber, daß er (Leo) „die Erneuerung des ursprünglichen kanonischen 
Wahlbegriffes dennoch durchführen‘‘ konnte. Aber gerade das soll ja 
mit aus Leos Erhebungsgeschichte erst bewiesen werden, daß man 
dies damals schon wollte. Natürlich kann man einwenden (S. 115), 
es sei nicht anzunehmen, daß ‚Humbert seinen eigenen Wahlbegriff 
(etwa ursprünglich nur Nachwahl, später freie Wahl) so rasch und 
tiefgehend geändert hätte‘‘. Er hätte also, obgleich ihn M. ander- 
wärts (S. 137) als „offenen und andringenden‘‘ Mann schildert, jahre- 
lang sein eigentliches Programm noch nicht zu erkennen gegeben. Das 
ist natürlich möglich. Warum soll man aber nicht annehmen, daß in 
bewegten Zeiten geistig und politisch schöpferische Persönlichkeiten 
sich zu neuen Einsichten, Konsequenzen und Zielrichtungen im Lauf 
von etwa vier bis acht Jahren fortentwickeln ? 

Die Forderungen von Humberts drittem Buch gegen die Simo- 
nisten fanden ihre großartige historische Auswirkung auf der Oster- 
synode von 1059. Nicht bloß der epochemachende 6. Kanon der 
Synodica, sondern insbesondere auch das Papstwahl-Dekret hängt 
eng damit zusammen. Hatte Humbert dort unter Berufung auf die 
erwähnten Canones Coelestins und Leos den vorwiegenden Einfluß 
bei den Bischofswahlen für die Metropoliten in Anspruch genommen, so 
wurde im Dekret die gleiche Rolle bei der Papstwahl den Kardinal- 
bischöfen zugeschrieben, also eine Gleichsetzung der Kardinalbischöfe 
mit den Metropoliten ausdrücklich vorgenommen. M. verkennt aber 
nicht, daß das Dekret nicht bloß aus kanonischen Normen, sondern 
auch aus dem Zwang der Umstände herausgewachsen ist (S. 88). Das 
Recht der Kardinalbischöfe ist letzten Endes doch etwas schlechthin 
Neues. Denn mögen früher auch schon die Bischöfe innerhalb des 
Klerus bei der Papstwahl ein besonderes Gewicht gehabt haben, 
so doch nicht (M. S. 79ff. in Übereinstimmung mit Schmid, S. 67f.) 
die sieben suburbikarischen, also die Kardinalbischöfe. Sie treten 
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frühestens nach dem Tode Heinrichs III. in den Vordergrund und 
mögen bereits durch ihr Verhalten bei den Wahlen von 1057 und 1058 
den im Dekret Nikolaus’ II. niedergelegten Auffassungen praktisch 
Eingang verschafft haben. 

M.s wichtige Erkenntnis, daß Humbert der Verfasser des Papst- 
wahl-Dekretes gewesen ist, wirkt sich wie hier auch bei der Bespre- 
chung des viel behandelten Königsrechtes äußerst fruchtbar aus. Es 
ist methodisch sehr zu begrüßen, daß der Königsparagraph in eng- 
stem Zusammenhang mit dem Fürstenrecht bei der Bischofswahl nach 
Humberts drittem Buch behandelt wird. Denn die Königsklausel des 
Papstwahl-Dekretes enthält über den Inhalt des königlichen Rechtes 
schlechterdings nichts, sie ist lediglich eine Bezugnahme auf die vorher 
und für sich erfolgte concessio. Wir sind darauf angewiesen, Schlüsse 
aus der politischen Lage, der Gesinnung der Hauptbeteiligten und der 
Auslegung der folgenden Zeit zu ziehen. Bereits Scheffer-Boichorst 
war diesen Weg gegangen (S. 97ff.). Er hatte es mit Recht für die 
entscheidende Frage erklärt, an welchem Zeitpunkt die Mitwirkung 
des Königs eintreten soll. In sorgfältiger Überlegung war er zu dem 
Ergebnis gekommen, daß Petrus Damiani, als er seine Disceptatio 
synodalis schrieb, dem König eine Prüfung des Kandidaten vor der 
Wahl durch die Kardinalbischöfe usw. nicht mehr zugestand. Viel 
wichtiger ist es nun, daß M. die Meinung des Verfassers des Papst- 
wahl-Dekretes selbst in Rechnung stellen kann: ‚‚Anderseits verbietet 
es die Analogie mit der Bischofswahl, bei der Humbert so energisch die 
Einhaltung der gehörigen Reihenfolge der Wahlfaktoren fordert, an 
die so viel erörterte Bestätigung eines Papstkandidaten durch den 
König vor der römischen Wahl auch nur zu denken‘ (S. 123). Was 
die Meinung der Reformführer über das Königsrecht gewesen ist, 
dürfte also klar sein. Sie zielte auf eine grundlegende Neuerung gegen- 
über dem Rechte Heinrichs III. hin, wie es M. auf S. 178 zusammen- 
fassend darstellt. 

Ist dies aber dem Königshof und seinen Anhängern 1059 schon 
klar geworden ? Waren Kurie und Regierung darüber im Einver- 
ständnis? Mit dem königlichen Kanzler Wibert ist die Wahlfrage 
in den Monaten vor dem Erlaß des Dekretes, als der Kampf gegen 
Benedikt X. durchgeführt wurde, besprochen worden. Mit Recht 
bestreitet wohl M. (S. 140) Haucks Annahme, daß die concessio ein- 
seitig von der Kurie gemacht worden sei. Der Inhalt dieser Bespre- 
chung kann nun mit einiger Wahrscheinlichkeit ausschließlich aus der 
politischen Situation heraus verstanden werden. Über die Notwendig- 
keit einer Papstwahl-Ordnung herrschte nach der jüngsten Reaktion 
der lokalrömischen Gewalten, die Heinrich III. einst niedergeworfen 
hatte, sicher Einmütigkeit. Da sich der niedere Klerus der Aristo- 
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kratie bei der Erhebung Benedikts X. und bei ihrer Auflehnung gegen 
den König zur Verfügung gestellt hatte, war es auch vom Standpunkt 
der Regierung logisch, den Kardinalbischöfen, die größtenteils treu 
geblieben waren, den Haupteinfluß bei der Wahl einzuräumen. Wenn 
dann dem König sein Recht zugesichert wurde, konnte darunter am 
Hofe kaum eine andere Funktion verstanden werden als diejenige, die 
er im vergangenen Jahr (1058) geübt hatte. Ihm war der Kandidat 
durch die Reformführer und Herzog Gottfried von Florenz aus emp- 
fohlen worden, er hatte ihn gebilligt, und erst dann war er, und zwar 
vorzugsweise von den Kardinalbischöfen, gewählt worden. Das war 
genau das Recht, das Heinrich III. besessen hatte, und der deutsche 
Hof konnte daher zufrieden sein. Es ist m. E. ausgeschlossen, daß 
die Reformpartei, nachdem sie eben mit königlicher Hilfe aus drohen- 
dem Verderben gerettet worden war, noch bevor Nikolaus II. gegen 
Benedikt X. inthronisiert war, der Regierung mitgeteilt hätte, daß 
der König künftig von der Auswahl des Kandidaten ausgeschlossen 
sein sollte. Das lag damals noch nicht einmal in ihrem Interesse 
(M. S. 165), zumal die Schwäche des Königtums noch nicht offenbar 
geworden war, und es war schon ein Gewinn, daß das Königsrecht als 
päpstliches Privilegium gelten konnte und dazu noch mit Vorbehalten 
gegenüber den Nachfolgern auf dem Thron versehen worden war. 

So erklärt es sich sehr natürlich, warum man in Deutschland 
1059 ruhig blieb, und eine Diskussion über das Königsrecht erst später 
in Gang kam, als die Normannenfrage zu einem Bruch zwischen 
Kurie und Regierung geführt und die Ignorierung des Königsrechtes 
in den Abmachungen mit den Normannen, spätestens aber die Wahl 
Alexanders II. die kuriale Interpretation der concessio von 1059 deut- 
lich gemacht hatte. Gegen unsere Auffassung spricht es auch nicht, 
daß spätere Schriftsteller der königlichen Partei sich auf das Privileg 
Nikolaus’ II. im Sinne eines nachfolgenden Consensrechtes beriefen. 
Das geschah zu einer Zeit, da man stark in die Defensive gedrängt 
war, als es galt, überhaupt irgend etwas zu retten, und als kuriale 
Schriftsteller Nikolaus sogar vorwarfen, sein Zugeständnis einer am 
Schluß des Wahlverfahrens erfolgenden Zustimmung des Königs sei 
ungültig, weil den Canones zuwider. Außerdem hat es ja auch schon 
bald Imperialisten gegeben, die eine königliche Zustimmung vor der 
Wahl für den Inhalt der Königsklausel erklärten (vgl. etwa Scheffer, 
S. 95ff.). Diese Stimmen lassen ebenso deutlich wie das tatsächliche 
Verhalten der deutschen Regierung erkennen, daß es von Anfang an 
eine Interpretation des Königsparagraphen gab, die nicht mit der 
Humberts und seiner Gesinnungsgenossen übereinstimmte. 

Unsere Auffassung von einem ursprünglich uneinheitlichen Ver- 
ständnis des Königsrechtes durch die verschiedenen politischen Grup- 
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pen steht in Widerspruch zu M.s Lehre von einer wirklichen Verstän- 
digung von Kurie und Königshof über das Recht Heinrichs IV. und 
manchen wichtigen Folgerungen, die er aus ihr zieht. So ist etwa seine 
Behauptung, der Bestand des Königsrechtes sei erst durch das Schisma 
des Cadalus erschüttert (S. 127), der Bruch mit dem Hofe durch die 
unklare normannische Angelegenheit und die unglückliche Heraus- 
forderung der Kurie bei der Abweisung Kardinal Stephans hervor- 
gerufen worden, nur richtig, wenn man die kurialistische Auffassung 
des Königsrechtes (Consens am Ende der Wahl) für die allein maß- 
gebende hält. Für die königliche Partei wurde demgegenüber der 
Bruch verursacht, außer durch den Normannenbund, durch die Igno- 
rierung des Consensrechtes vor der Wahl Alexanders II. Oder man 
würde sich, um nur noch eine dieser Konsequenzen namhaft zu 
machen, trotz aller Abneigung gegen Auseinandersetzungen über 
terminologische Fragen, schwerlich dazu entschließen, von einem 
Papstwahl-Konkordat zu sprechen, wo es sich um eine so dehnbare, 
von tiefgehenden Spannungen ausgesprochen belastete Formulierung 
handelt, die von allem eher als von concordia getragen ist. 

Wie M. mit einem unserer Meinung nach zu einheitlichen Ver- 
ständnis des Inhaltes des Königsrechtes im Papstwahl-Dekret rechnet, 
so versucht er auch die Ansichten über dessen Rechtsgrund auf einen 
zu einfachen Nenner zu bringen, setzt überhaupt. leicht, wovor 
Schramm, Kaiser, Rom und Renovatio I, 229 gewarnt hatte, eine zu 
große Begriffsschärfe für diese Zeit des Überganges voraus. Er trennt 
sorgfältig, wie es gelegentlich schon früher geschehen ist, den Patriziat 
vom Recht Heinrichs III. und IV. an der Papstwahl, das er ausschließ- 
lich als überkommenen Bestandteil der königlich-kaiserlichen Würde 
erklärt. Dieses habe nur durch das Papstwahl-Dekret einen neuen 
Halt bekommen. Der Patriziat der Salier dagegen habe nichts mit 
der Papstwahl zu tun, er sei der karolingische Patriziat, der ‚bei 
inthronisierten Päpsten in den Tagen schwerer innerer Not oder 
äußerer Bedrängnis‘‘ in Tätigkeit trete (S. 203). Daß Heinrich III. 
nun aber ein weitergehendes Recht bei der Papstwahl besaß, als die 
Könige vor ihm in der Regel hatten, sprach Petrus Damiani an einer 
Stelle aus, die Scheffer-Boichorst besonders ausführlich behandelt 
hat (S. ggff.). Dort ist dieses Vorrecht, ut videlicet ad eius nutum 
sancta Romana ecclesia nunc ordinetur, allerdings nicht ausdrücklich 
als Bestandteil des Patriziates bezeichnet (M. S. 193). Den berühmten 
Satz in der Disceptatio synodalis (Lib. de lite I, 80), nach dem man 
immer den in electione semper ordinandi pontificis principatus als wich- 
tigsten Gehalt des Patriziats bezeichnen zu können glaubte, erklärt 
M, anders: Heinrich sei Patrizius der Römer geworden, von denen er 
auch den principatus usw. empfangen habe (a quibus etiam accepit...). 
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Wir möchten bezweifeln, ob man hier und an einer ähnlich lautenden 
Stelle in den Annales Romani (Duchesne, Liber pontificalis II, 332) 
wirklich so genau scheiden kann, wie es M. vorschlägt (S. 193f.). 
Nun gibt es aber Nachrichten, in denen unzweifelhaft der Anteil des 
Königs an der Papstwahl als Ausfluß des Patriziates gekennzeichnet 
wird. M. bespricht sie ausführlich. Er sieht darin aber eine ‚‚Präten- 
sion der. römischen Adelspartei, die anscheinend das Recht auf den 
römischen Stuhl vergeben zu können glaubt‘ (S. 205), und von dem 
Hauptgewährsmann Bonizo, heißt es bei ihm, als ‚Quelle‘ für den 
Patriziat komme er überhaupt nicht in Betracht (S. 208). Er wirft 
ihm ‚„Beschränktheit‘‘ vor (S. 207) und stellt fest, daß sich die König- 
lichen bei ihm fortwährend ‚‚für das Consensrecht der Reihe nach auf 
das Imperium, den Patriziat und die Dekrete des Nikolaus‘‘ stützen. 
Gerade in diesem Punkt scheint uns indessen Bonizo ganz das Rich- 
tige zu treffen. Man berief sich eben tatsächlich ohne strenge Logik 
nach-, neben- und durcheinander auf diese verschiedenen Rechtstitel. 
Wenn die Römer reden, oder man es mit ihnen zu tun hat, wird vor- 
wiegend vom Patriziat gesprochen. Das ist weiter nicht verwunder- 
lich, weil der salische Patriziat ein stadtrömisches Amt ist. So hat 
sich etwa Heinrich IV. nicht umsonst in seinem kürzeren Absage- 
schreiben von 1076, das besonders für die Römer bestimmt war, als 
Rechtsgrund für sein Einschreiten gegen Hildebrand auf den Patriziat 
bezogen, während in dem längeren, das nach Erdmanns Nachweis 
(H. Z. 154, 1936, S. 496f.) mehr zur Propaganda in den Kreisen des 
Episkopates bestimmt war, jeder Hinweis darauf fehlt. Ebenso ein- 
leuchtend ist es, daß die Deutschen und Langobarden mehr aus der 
königlichen und kaiserlichen Würde die Vollmachten der Salier bei 
der Papstwahl ableiten, und das Fehlen des Patriziates, der sie als 
spezifisch römische Angelegenheit weniger interessierte, darf nicht in 
M.s Sinn ausgedeutet werden, daß nämlich der Patriziat überhaupt 
nichts mit der Papstwahl zu tun hatte. Wir glauben demnach an 
Schramms Schilderung (Kaiser, Rom und Renovatio I, 229ff.) des 
Heinricianischen Patriziates als eines seiner Herkunft nach sehr kom- 
plexen und wandelbaren Amtes festhalten zu sollen. 

M.s Buch ist gegründet auf tief dringende, umfassende Gelehr- 
samkeit, seine Beweisführungen sind ausgebreitet und sorgsam, oft 
beinahe subtil, der Gegenstand ist sehr vielfältig. Und so darf man 
nicht hoffen — das soll ausdrücklich bekannt werden —, ihm in einer 
Besprechung gerecht werden zu können. Wir verdanken ihm jedenfalls 
bedeutsame neue Erkenntnisse. Und auch wo wir ihm nicht zu folgen 
vermögen, ist die Auseinandersetzung mit seinen Ansichten gewinn- 
reich. Das von ihm behandelte Thema ist von größtem allgemein- 
historischen Interesse, und die Forschung wird sich künftig immer 
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wieder darum bemühen. Sie wird dabei ihre Aufmerksamkeit außer 
auf die meisterliche Forschung P. Scheffer-Boichorsts auf das an- 
regende und gelehrte Werk von A. Michel zu richten haben. 


Heidelberg. G. Tellenbach. 


Jahrbuch der Arbeitsgemeinschaft der Rheinischen Geschichts- 
vereine, herausgegeben von Gerhard Kallen. Zweiter Jahrgang. 

I. Baldewin von Luxemburg. Das Erwachen eines deutschen 

Nationalbewußtseins. II. Rheinische Bibliographie 1935. Düssel- 

dorf, A. Bagel, Aktiengesellschaft, 1936. 331 S. 

Baldewin von Luxemburg. Ein grenzdeutscher Staatsmann des 

14. Jahrhunderts. Von EDMUND E. STENGEL. Weimar, 

H. Böhlau 1937. 40 S. 

Die Arbeitsgemeinschaft der rheinischen Geschichtsvereine hat 
den Beschluß gefaßt, den stattlichen Band ihres Jahrbuchs 1936 
einem Gegenstand aus dem späteren Mittelalter zu widmen. Ohne 
Frage liefert die Neuzeit Stoffe, die schon von Hause aus in breiteren 
Kreisen bekannt sind und den Leser dadurch eher locken. Aber um 
so nötiger und dankenswerter ist es, daß sich hier eine Anzahl von 
Gelehrten für die nicht nach Gebühr bekannte Persönlichkeit und 
Leistung Baldewins von Luxemburg einsetzt. Der Rahmen ist nicht 
eng gezogen. In ıo Beiträgen kommen die verschiedensten Seiten 
des geschichtlichen Lebens zu Worte. Steinbach zeichnet die Grund- 
züge der politischen Entwicklung an der oberen und mittleren Mosel 
im Mittelalter. Besonders hervorgehoben zu werden verdient seine 
Beobachtung, daß das Herzogtum in Lothringen darum zu keiner 
geschlossenen Macht wurde, weil die Kirchen von Metz und Trier 
vorweg mit den besten Stücken des Landes bedacht waren. Zum 
Nachdenken reizt auch die hieran geknüpfte Frage, ob das Entstehen 
eines starken weltlichen Territoriums im Westen dem Reiche unbedingt 
mehr Vorteil gebracht hätte. Darauf folgt als Hauptstück des Bandes 
Stengels knappe und fesselnde Studie über Baldewin. (Die hier 
vom Fachmann vermißten Anmerkungen sind erfreulicherweise dem 
selbständigen Druck dieser Arbeit beigegeben.) Sie ist in Aufbau, 
Tatsachenmitteilung und damit verbundener Würdigung des vielseiti- 
gen Staatsmanns vortrefflich geraten. Ihr Beweisziel ist, zu zeigen, 
daß man Baldewin nicht gerecht wird, wenn man meint, er habe alles 
nur unter dem Gesichtswinkel der Interessen seines Hauses und seines 
Territoriums gesehen. In dem Meinungskampfe über diese Frage, 
der allem Anschein nach noch weitere Veröffentlichungen hervorrufen 
wird, hat einer der besten Quellenkenner seine sorgfältig erwogene 
Stellung eingenommen. 
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Auf wenigen Seiten behandelt sodann Karl Zimmermann das 
Trierer Territorium bis in Baldewins Tage mehr von der geographi- 
schen und wehrpolitischen Seite her. An Kunstdenkmäler späterer 
Zeit anknüpfend erörtert Wohlers Baldewins Andenken, Hans 
Eichler widmet der Kunst zur Zeit Baldewins einen Aufsatz, an dem 
unter anderem bemerkenswert ist, daß französischer Einfluß, den 
man zu finden erwartet, nirgends zu spüren sei. (Durch ein merk- 
würdiges Versehen ist in der Bildunterschrift bei S. 104 König Salo- 
mon in König Mammon verwandelt.) 

Nicht in so engem Zusammenhang mit B. stehen Grundmanns 
gut geschriebene Übersicht über das deutsche Nationalbewußtsein 
vom Ludus de Antichristo bis zu Alexander von Roes und Ammanns 
neues Material erschließender Aufsatz über Deutschland und die 
Messen der Champagne, der durch de Sturlers Ausführungen über 
die Wichtigkeit des Landwegs von den flandrischen Häfen zum Rhein 
und zum ÖOstseegebiet ergänzt wird. Während Sproemberg mit 
seinem Beitrag ‚Die Niederlande und das Rheinland im 14. Jahr- 
hundert‘ wieder zur politischen Geschichte zurücklenkt, fügt Ernst 
Hoffmann mit seiner Arbeit über die Anfänge der Brüder vom 
gemeinsamen Leben und die flämische Mystik das religionsgeschicht- 
liche Gegenstück zu jener politischen Betrachtung hinzu. 

Auf diesen mit Kartenskizzen und Bildern gut ausgestatteten 
Teil folgt dann eine Rheinische Bibliographie des Jahres 1935, deren 
mehr als 4000 Nummern, von Hermann Corsten zusammengestellt, 
auch die Aufsätze in der Tagespresse umfassen. Der zweite Teil ist 
durch ausführliche Register aufgeschlossen. Der ganze Band gibt 
der Wissenschaft wertvolle Anregungen und ist wohl geeignet, breite- 
ren Kreisen ein wichtiges, nicht immer nach Gebühr gewürdigtes 
Stück deutscher Geschichte zu erschließen. 

Frankfurt a.M. P. Kirn. 


Bonaparte’s Adventure in Egypt. By Lt. Colonel P.G. ELGOOD. Ox- 
ford University Press 1936. 262 S. 5 sh.!) 

Unter vier Augen mit Napoleon. Denkwürdigkeiten des Generals 
CAULAINCOURT, Herzogs von Vicenza, Großstallmeister des 
Kaisers. Bielefeld und Leipzig, Velhagen u. Klasing 1937. 308 S. 

Napoleon I. Idee und Staat. Von HANS EBERHARD FRIED- 
RICH. Berlin, G. Grote 1936. VI, 117S$S. 3,80M. 

Napoleon. Par GEORGES LEFEBVRE. (Peuples et Civilisations. 


1) [Die Besprechung erscheint ohne Schuld des Referenten verspätet. 
K—t.] 
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Histoire gendrale publ. sous la direction de L. Halphen’et Ph. 

Sagnac. XIV.) Paris, Alcan 1935. 606 $S. Fr. 60.—. 

Nicht auf der Erschließung neuen archivalischen Materials be- 
ruht das Buch des Oberstleutnants Elgood. Nur die Überzeugung, 
daß eine gründliche Kenntnis Ägyptens und seiner Bewohner Voraus- 
setzung sei für das Verständnis. des abenteuerlichen Unternehmens 
Bonapaärtes, ermutigte den Vf., den bedeutenden Spezialuntersuchun- 
gen?) eine neue Darstellung folgen zu lassen. Eine so genaue und über- 
zeugende Rekonstruktion der militärischen Operationen konnte auch 
nur einem Militär gelingen, der dank eigener Anschauung des Schau- 
platzes das reichhaltige Quellenmaterial besser als die früheren For- 
scher auszuwerten wußte. Der Vf. hat Humor und weiß ungewöhnlich 
anschaulich zu schildern, so daß die bis ins Minutiöse gehende Er- 
zählung niemals ermüdet. Aber sein Gesamturteil über das große 
Wagnis Bonapartes fordert zum Widerspruch heraus, und der Hi- 
storiker vermißt die Würdigung der geschichtlichen Auswirkungen des 
ägyptischen Feldzuges. Der Vf. sieht in Bonapartes Unternehmung die 
Spekulation eines leichtsinnigen Spielers, der ‚seine Chancen falsch 
beurteilte‘‘ und sich ‚um die Höhe des Einsatzes nicht kümmerte‘. 
„It was an ambitious programme, typical of republican practice, but 
impossible of accomplishment. Part was contradictory, part fantastic“ 
(S. 55, ähnlich im Vorwort und $. 251). Man wird aber sogar aus 
E.s eigenen Angaben andere Schlüsse ziehen können. Es war nicht 
phantastisch, wenn Bonaparte seinen Plan auf der Berechnung 
aufbaute, daß es Frankreich gelingen werde, die Türkei für sich zu 
gewinnen, diesen traditionellen Verbündeten, der noch vor wenigen 
Jahren im Krieg mit Österreich und Rußland lag. Daß die Pforte 
gerade das Zustandekommen der neuen Koalition gegen Frankreich 
förderte, ergab sich, wie auch aus E.s Erzählung hervorgeht, aus 
vermeidbaren individuellen Momenten. Entscheidend für die Stel- 
lungnahme des Sultans wurden die Vernichtung der französischen 
Schlachtflotte bei Abukir und die Mißgriffe der französischen Diplo- 
matie in Konstantinopel. An der Wahl von Abukir als Ankerplatz 
ist zwar Bonaparte nicht so unbeteiligt gewesen, wie er später be- 
hauptet hat?). Aber seine Weisung ließ doch eine Rettung der Flotte 
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1) Zur Ergänzung der von Eigood aufgeführten Werke empfiehlt es sich, 
auch die Bibliographie heranzuziehen, die Fr. Charles Roux, L’Angleterre 
et lVexpedition frangaise en Egypte, 2 Bde., Kairo 1925, seiner Untersuchung 
voranstellt. 

®») Er gab dem Admiral Brueys am 3. Juli die Weisung, zu berichten, ob 
sein Geschwader in den Hafen von Alexandria einlaufen oder sich gegen 
einen überlegenen Feind auf der Reede von Abukir verteidigen könne. 
Falls beides nicht möglich sei, solle er nach Korfu segeln. 
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zu.. Daß sie möglich war, erhellt aus des Vf. Darstellung der langen 
vergeblichen Erkundungsfahrten Nelsons. Auch die plastische Schil- 
derung der Seeschlacht zeigt die Unterlassungssünden des französi- 
schen Admirals. Die Entscheidung in Konstantinopel wäre vielleicht 
trotzdem noch günstig für Frankreich ausgefallen, wenn, wie Bona- 
parte es wünschte, Talleyrand dorthin gesandt worden wäre. Statt 
dessen ließ das Direktorium den verstorbenen Botschafter in Konstan- 
tinopel ohne Nachfolger und den Geschäftsträger ohne Instruktionen. 
Der Großvezier sah darin den Beweis, daß Frankreich die Türkei nicht 
mehr als Großmacht anerkenne. Ja, der Vf. meint, daß Talleyrand 
auch wirklich mit dem Zusammenbruch der Türkei rechnete und ihre 
Kriegserklärung wünschte, um ihr Kreta und Lemnos entreißen zu 
können. So förderte Paris den diplomatischen Triumph des ungewöhn- 
lich geschickten und energischen englischen Botschafters Spencer 
Smith. Die von Shafik Ghorbal vertretene Ansicht, daß die Haltung 
des Sultans durch die Furcht hätte bestimmt sein können, Frankreich 
werde ihn von den Ionischen Inseln aus quer durch Thessalien und 
Mazedonien in seiner Hauptstadt angreifen, hat schon Hasenclever 
mit Recht zurückgewiesen!). Der Sultan begrüßte die Vernichtung 
des Malteserordens, stand selbst im Gegensatz zu den Mamelucken und 
war, wie sich bald zeigen sollte, gar nicht in der Lage, Ägypten zu ver- 
walten und zu verteidigen. Welche Aussichten hätten sich Bonaparte 
bei einem Bündnis mit der Türkei geboten! Was in Ägypten mög- 
lich war, zeigte sich schon in den nächsten Jahren, als der frühere 
Tabakhändler aus Kawalla, Mehemed Ali, sich trotz der Feindschaft 
Englands mit viel schwächeren Kräften zum Herrn des Landes 
machte, um dort eine neue Dynastie zu begründen. E.s These des 
„leichtfertigen Abenteuers‘‘, das Frankreich nur große Nachteile 
gebracht habe, übersieht, daß etwas Großes sich nie ohne kühnes 
Wagen erreichen läßt. Es ist auch eine Schwäche dieses sonst wert- 
vollen Buches, daß es die gewaltigen Auswirkungen des ‚‚Abenteuers‘ 
auf die Entwicklung der orientalischen Frage nicht würdigt. Frank- 
reichs Einfluß in Ägypten im 19. Jahrhundert, für dessen Verzicht 
England noch 1904 so große Zugeständnisse machen mußte, wäre 
kaum denkbar ohne Bonapartes Wagnis im Jahre 1798. — 

Als Napoleon am 5. Dezember in Smorgon die Trümmer seiner 
„großen Armee‘‘ verlassen hatte, war der Großstallmeister General 
Caulaincourt sein einziger Reisegefährte bis Paris. Wiederum war 
er der einzige Zeuge in der Nacht des Selbstmordversuchs Napoleons 
in Fontainebleau. Wohl niemals ist das Mitteilungsbedürfnis des 


1) Göttinger Gelehrte Anzeigen 1929. Nr. 3. Hasenclevers Forschungen 
sind Elgood leider unbekannt geblieben. 
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Kaisers so groß gewesen, wie während der einsamen ı4tägigen Schlit- 
tenfahrt. Wie der Flüchtende den russischen Feldzug mit der Dar- 
legung seiner letzten Ziele zu rechtfertigen suchte und schließlich 
die Haltung des Titanen unmittelbar nach seinem Sturz, schon dies 
würde den Tagebuchaufzeichnungen einen hervorragenden Platz 
sichern. Von besonderem Interesse sind sie aber auch deshalb, weil 
C. bis zum Februar ı8ı1 Botschafter in St. Petersburg war. Dort 
wurde er zwar nicht, wie Bonaparte ihm vorwarf, „zum Russen‘, 
er gewann aber doch die Überzeugung, daß der Bruch mit dem Zaren 
ins Unglück führen werde. Als charakterfester Mann wagte er des- 
halb, sich bei aller Bewunderung für das Empire dem neuen Kurs 
seines Herrn mit rücksichtsloser Offenheit entgegenzustemmen. So 
erleben wir Bonaparte als leidenschaftlichen Dialektiker, der C. von 
der Richtigkeit seines Systems zu überzeugen sucht, um durch ihn 
den russischen Botschafter in Paris in Sicherheit zu wiegen. Neues 
Material enthalten auch C.s Berichte über seine Verhandlungen 
mit den Verbündeten nach dem Einzug in Paris, vor allem seine 
Audienzen beim Zaren. 

Dieses wertvolle Werk ist erst in den Jahren 1933 und 1934 von 
Jean Hanoteau in drei Bänden veröffentlicht worden (Mö&moires du 
General de Caulaincourt, Paris, Plon), nachdem zuvor nur wenigen 
Forschern Einblick gewährt worden war. Die deutsche Übersetzung 
von Dr. Friedrich Matthaesius bringt leider nur eine Auswahl, ent- 
hält aber die wichtigsten Gespräche mit Napoleon. 

Hans Eberhard Friedrich unternimmt einen neuen Deutungs- 
versuch Napoleons von Rousseau und der Revolution her. 

Schon Napoleons Bruch mit Paolis separatistischer Politik er- 
klärt er aus der praktischen Folgerung, die er aus dem Studium 
Rousseaus gezogen habe. „Nicht um der Macht, sondern um der 
Prinzipien willen‘ habe er den Kampf gegen Paoli geführt, nachdem 
sein ganzes Denken durch Rousseaus Einfluß dem Denken der fran- 
zösischen Revolution ähnlich geworden sei und er infolgedessen die 
französische Sache zu der seinigen gemacht habe (S. 30, 31). Daß 
Bonapartes erste Begeisterung für die Revolution durch die Lektüre 
Rousseaus mitbestimmt war, ist gewiß. Es geht aber doch zu weit, 
in dem Kampf zwischen Napoleon und Paoli einen Kampf zwischen 
der demokratischen Gedankenwelt Rousseaus und den Gedanken 
Montesquieus bzw. dem englischen Verfassungsideal Paolis zu sehen 
(S. 17). Napoleon ist gegenüber den verschiedenen ‚Parteien‘ der 
Revolution durchaus Opportunist gewesen, und sein Kampf gegen 
Paoli ist m. E. nicht aus demokratischer Parteidoktrin zu erklären, 
sondern — abgesehen von den Momenten persönlicher Rivalität — 
aus der realpolitischen Erwägung des Realisten, daß seine Landsleute 
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durch eine Erklärung für das revolutionäre Frankreich mehr Gleich- 
berechtigung gewinnen würden als durch Anschluß an England, ohne 
dessen Hilfe die Losreißung nicht denkbar war und dessen Protek- 
torat ja tatsächlich, so kurz es auch war, zu neuer Unterdrückung 
führte. R 

Daß Napoleon seit seinem Staatsstreich Rousseau entschieden 
abgelehnt hat, will F. nicht gelten lassen. Die Konsularverfassung 
sei vielmehr unter dem Einfluß Rousseaus entstanden. Napoleon 
habe sich allerdings nicht an theoretische Regeln Rousseaus ge- 
klammert, aber dessen Grundgedanke hätte ihn beherrscht wie die 
Jakobiner (S. 33). Die Möglichkeit, andere Schlußfolgerungen als 
sie zu ziehen, ruhe auch bereits in Rousseau. Denn ‚‚die Souveräni- 
tät der Staatsbürger kann genau so gut durch die maßlose Ausnutzung 
aller zum Chaos, wie durch Übertragung auf einen Einzelnen zur 
schärfsten Diktatur führen‘ (S. 37). Nun ist zwar richtig, daß die 
republikanische Staatsform des Contrat social auch eine monar- 
chische Regierungsform zuläßt, aber zur Quintessenz des C. S. 
gehört, daß die Souveränität des Volkes unteilbar und durch keinen 
Vertrag übertragbar ist. Es können nur Regierungsfunktionen vom 
Souverän, und zwar durch Gesetz, übertragen werden. Die Usurpie- 
rung der Souveränität bedeutet für Rousseau die Vernichtung des 
Gesellschaftsvertrages. Hierauf aber lief trotz der Plebiszite letztlich 
Napoleons Gesamtpolitik, besonders seine universalistische Welt- 
politik hinaus. Schon die Art seiner Gesetzgebung widersprach durch- 
aus dem Geiste des C. S., weil sie das Volk nicht selbst bestätigte. 
Müssen wir ihn nicht auf Grund seiner praktischen Leistung mit Le- 
febvre als einen Repräsentanten des aufgeklärten Absolutismus be- 
zeichnen ? Mit dessen nivellierenden Tendenzen war er ein grundsätz- 
licher Gegner des Feudalismus und der konfessionellen Intoleranz, er- 
strebte er die Gleichheit aller vor dem Gesetz, wurde er der Retter der 
Errungenschaften der Revolution, soweit sie der Sinn der geschicht- 
lichen Entwicklung schon dem Ancien rögime als Aufgabe gestellt 
hatte; insofern war er allerdings ein Mann der Revolution, als sie die 
dem modernen Einheitsstaat entgegenstehenden Hemmnisse beseitig- 
te, die eigentlich schon der alte Staat hätte abbauen müssen. Es 
ist zwar richtig und bedarf eigentlich keines Wortes, daß ‚man schon 
ein blinder Anbeter der Macht sein muß‘‘, wenn man den Unter- 
schied zwischen der plebiszitären Monarchie und dem dynastischen 
Absolutismus nicht sehen will (S. 61). Aber die Frage ist, ob für Bona- 
parte die Anerkennung der Volkssouveränität nur eine provisorische 
Taktik war, und ob nicht letztlich seine universalistische Politik auf 
eine extrem antirousseausche Ideologie hinauslaufen mußte. Es ist 
auch richtig, daß ‚‚die Mißachtung der Natur der Völker‘ ‚neben der 
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Verkettung der Umstände‘ für die Außenpolitik Napoleons entschei- 
dend wurde (S. 75). Aber Napoleons unvölkisches Denken in erster 
Linie auf Rousseau zurückzuführen, ist gleichfalls anfechtbar. Denn 
der Genfer war — das ist ja jüngst auch von Erdmann und Vossler 
dargelegt — keineswegs so blind+für die Natur der Völker, wie Vf. 
aus dem C.S. glaubt schließen zu sollen. Ich stimme gegen F. 
Lefebvre zu: ‚Napoleon war der Revolution mehr und mehr feindlich 
geworden, so sehr, daß er, hätte er die Zeit gehabt, schließlich die 
bürgerliche Gleichheit zum Teil wieder beseitigt hätte‘‘ (Lefebvre, 
S. 566. Dafür spricht auch Caulaincourt, S. 271). 

Die Reihe der Irrtümer, die bereits Wahl in seiner sehr aner- 
kennenden Besprechung aufführt (DLZ 13. Dez. 1936), soll hier nicht 
wiederholt werden. Sie ließe sich noch erweitern, z. B. sollte nach den 
vorliegenden Forschungen und Enthüllungen an Wilson ein Rettungs- 
versuch nicht mehr vorgenommen werden. Der Einfluß Montes- 
quieus auf das Werk der Konstituante wird weit überschätzt, während 
die Bedeutung Mablys dem Vf. unbekannt ist!). Doch enthält das 
Buch auch manches kluge Urteil. Auf das Kapitel „Napoleon und 
die Behandlung der Judenfrage‘‘ gehe ich nicht ein, da es bereits 
im letzten Heft der H.Z. 559ff. behandelt wurde. Das interessan- 
teste Kapitel ist das über Napoleons Stil. Hier ist der Vf. ganz in 
seinem Element. Hier finden sich tiefdringende und feingeistige Be- 
merkungen, die weitere Leistungen für die Zukunft erwarten lassen. 
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Das Charakteristische des Werkes Lefebvres ist die Meister- 
schaft, mit der er die verschiedensten Gebiete des staatlichen 
Lebens der Völker uns nahe zu bringen vermag. Vor allem sind es die 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse, die viel eingehender als in 
früheren universalhistorischen Darstellungen dieser Epoche berück- 
sichtigt werden. Von souveräner Stoffbeherrschung zeugen auch die 
Kapitelteile ideengeschichtlichen, militärischen und verfassungspoliti- 
schen Inhalts. So gewinnt auch die Darstellung der großen politi- 
schen Entwicklungszüge an innerem Gehalt und überzeugender 
Kraft, sosehr auch die Erzählung der zwischenstaatlichen Verhand- 
lungen zur Kürze strebt. Trotz der Vielseitigkeit des Inhalts bleibt 
dennoch Raum, in die Problematik der Persönlichkeit Napoleons 
tiefer hineinzuleuchten, als es mancher dickbändigen Biographie ge- 
lang. Ja gerade die Weite des universalhistorischen Rahmens mit 
der Vielseitigkeit des konkreten Inhaltes ermöglicht dem Vf. eine 
überzeugende Deutung der Persönlichkeit. 
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1) s. Georg Müller, Die Gesellschafts- und Staatslehren des Abbes Mably 
und ihr Einfluß auf das Werk der Konstituante. Berlin, Ebering 1932. 
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Die deutsche Forschung dürfte vor allem interessieren, wie ein 
Historiker vom Range L.s sich zu dem großen Kampf der Meinungen 
stellt, in dem auch deutsche Historiker in erster Reihe gefochten 
haben, dem Ringen um die Stellung, die die Deutung der Gesamt- 
politik Napoleons dem Problem des Friedens mit England einzu- 
räumen habe. 

Die entscheidende Frage ist, ob Bonapartes Sturmlauf durch 
Europa und schließlich auch sein Zug nach Moskau nur Abwehr- 
maßnahmen waren, ihm letztlich aufgezwungen durch den englischen 
Imperialismus, der ja.gerade in dieser Zeit so drastische Proben seiner 
rücksichtslosen Brutalität gab. Oder verfolgte Napoleon mit seinen 
Kriegen auch ein kontinentales Ziel, das nicht nur vorübergehendes 
Kampfmittel gegen England, sondern Selbstzweck war, nämlich 
die Herrschaft über den Kontinent? Und war auch das Ziel des 
Kampfes gegen England nicht nur der Friede, sondern maritime 
und koloniale Gleichberechtigung, oder gar die Alleinherrschaft zur 
See und in Verbindung mit dem kontinentalen Ziel die Weltherr- 
schaft ? 

L. beantwortet diese Fragen durch die Herausstellung folgender 
Tatsachen: Das Hinausgreifen Bonapartes über die ‚natürlichen 
Grenzen‘‘ und der Aufbau des ‚Grand Empire‘‘ begannen schon im 
Jahre 1796 mit der Begründung der Cisalpinischen Republik. Eng- 
land war schon 1797 und 1799 zum Frieden bereit unter Anerkennung 
der natürlichen Grenzen (S. 56). Es war anfangs gewillt, den Frieden 
von Amiens zu halten; es kürzte seinen Marineetat und stellte den 
Schiffbau ein (S. 147). Bonapartes Stellung wird charakterisiert 
durch seine Äußerung zu Thibaudeau: „Un premier consul ... a 
besoin d’actions d’&clat, et par consöquent de la guerre... J’ai trop 
d’interöt & laisser linitiative aux ötrangers.‘‘ „ils seront les premiers ä 
reprendre les armes‘‘ (S. 151). Er suchte zwar den Frieden noch einige 
Zeit zu erhalten, aber dennoch machte er den englischen Präventiv- 
krieg ‚unvermeidlich durch Fortsetzung seines merkantilistischen 
Wirtschaftskrieges gegen England, seine auf Beherrschung des Mittel- 
meers abzielende Kolonial- und Orientpolitik und sein gleichzeitiges 
weiteres Umsichgreifen auf dem Kontinent. ‚„Entre Bonaparte et 
P Angleterre, ce n’&tait en röalit& que le conflit de deux imperialismes‘ 
(S. 158). Der Imperialismus Napoleons war auch nicht, wie man ge- 
meint hat, die zwangsläufige Folgerung aus der von der Revolution 
übernommenen Aufgabe, der Verteidigung der „natürlichen Grenzen‘. 
Hätte er sie nur verteidigen wollen, dann hätte er für ein bis zwei 
Jahrzehnte Aussicht auf Frieden gehabt, denn die deutschen Groß- 
mächte konnten durch Entschädigungen zufriedengestellt werden 
(S. 56, 57). Das „Grand Empire‘‘, zu dem er die eroberten Grenzen 
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erweitern wollte, war nicht, wie geurteilt ist, eine ihm aufgezwungene 
Folgerung aus der Kontinentalsperre als der einzig möglichen Waffe 
gegen England. ‚‚Die Sperre war viel mehr die Folge als die Ursache 
der Errichtung des ‚Grand Empire‘‘‘ (S. 144). Schon Adalbert Wahl 
hatte überzeugend dargelegt, daß Bonaparte auch die Kriege, die er 
nicht wollte, dennoch herbeiführte, da er den Mächten zuviel zu- 
mutete. Auch nach L. wollte zwar Bonaparte alle Staaten des Kon- 
tinents zu Verbündeten haben, aber nur als verbündete Vasallen. 
Hierin sieht er auch die entscheidende Ursache des Krieges mit Ruß- 
land. Die Kontinentalsperre gab nur den Anlaß. Das eigentliche Ziel 
war die Verkleinerung und Eingliederung des Zarenreiches in das 
Kontinentalsystem (S. 370). Nicht nur um London den Frieden zu 
diktieren, zog Napoleon nach Moskau, sondern um sein Imperium 
zu vollenden. Das höchst instruktive Bild, das Vf. von dessen Ar- 
chitektur und innerem Ausbau gibt, dient wiederum als Argument 
gegen die Auffassung, daß Napoleons Lebenskampf sich zwangsläufig 
ergab aus der Aufgabe, vor die ihn der englische Imperialismus stellte. 
„L’effort systematique qu'il a pourswivi pour rajeunir la structure 
administrative et sociale du continent en est la preuve d&monstrative: il 
n’&tait pas besoin de lwi imposer le Code civil pour combatire Ü Angle- 
terre‘‘ (S. 420). Es wäre nicht nur die Aufrechterhaltung des Friedens 
mit England, sondern auch eine andere Methode des Kampfes mög- 
lich gewesen. ‚En dernier ressort, c’est dä son ‚ambition‘ qu'il faut 
revenir‘‘ (S. 145). Wäre die Eingliederung Rußlands in das Kontinen- 
talsystem gelungen, so wären die Alliierten zu Vasallen geworden und 
mit der Zeit das Grand Empire selbst durch das französische Empire 
absorbiert worden (S. 426). Dessen Ausdehnung bis Lübeck war nicht 
als vorübergehende Kampfmaßnahme gegen England gedacht, sondern 
als Auftakt zu weiteren Annexionen. 

So kehrt die Beurteilung der letzten Ziele Napoleons gerade 
dank der intensiveren geistigen Durchdringung der verbreiterten 
Quellenbasis zu früheren Anschauungen zurück, freilich nicht, ohne 
sie zu modifizieren und nach allen Richtungen hin zu vertiefen. 

Der Vf. geht auch der Frage nicht aus dem Wege, ob Bonapartes 
ehrgeiziges Streben auf jeden Fall zum Scheitern verurteilt war. Er 
verneint diese Frage. In einem überaus gehaltvollen und fesselnden 
Kapitel über die Kontinentalsperre gelangt er unter Heranziehung 
reichen statistischen Materials zu dem Ergebnis, daß es nicht die 
„natürlichen Gesetze‘ der liberalen Ökonomie waren, die England 
retteten, sondern der russische Winter (S. 369). Wäre nur etwa die 
Willensstärke des Zaren geringer gewesen, so hätte auch der Sieg 
über England errungen werden können (S. 565). Aber m. E. wäre sein 
Lebenswerk auch dann zum Scheitern verurteilt gewesen, hätte ihn 
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zum mindesten nicht lange überdauert, weil die ethischen Kräfte der 
Völker und nicht zuletzt die nationale Opposition der Franzosen stär- 
ker waren als das Prinzip der ‚Ehre‘ (S. 470), d.h. Anhänglich- 
keit an ihn und seine Dynastie, oder als „Ehrgeiz und Eigen- 
nutz‘‘, in denen er die Triebkräfte allen Handelns sah (Caulaincourt 
$. 201), und mit denen sein Universalismus das nationale Wollen 
der Völker niederzuhalten gedachte. 

Dem inneren Reichtum dieses Werkes entsprechen die Klarheit, 
Prägnanz und Schönheit der Darstellungskunst. Es wird lange seinen 
führenden Rang behaupten. 

Kiel. Otto Becker. 


Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert. Von FRANZ SCHNABEL. 
Bd. III: Erfahrungswissenschaften und Technik. Freiburg i. Br., 
Herder & Co. 1934. 500$. 11,40M. 

Die 1929 und 1933 erschienenen beiden ersten Bände von Sch.s 
deutscher Geschichte haben in diesen Blättern (H.Z. 1935, 358) 
eine eingehende Besprechung gefunden, die in den Hauptzügen auch 
auf den vorliegenden dritten Band paßt. Die Frage, ob er auch den 
Aufbau der Erfahrungswissenschaften und der Technik behandeln 
solle, hat Sch. bejaht, die großen Schwierigkeiten im ganzen klug 
gemeistert und das Wagnis in der Hauptsache zu gutem Ende ge- 
bracht. Rückhaltloses Lob verdient die ansprechende äußere Form, 
in der der Vf. seinen Stoff mit besonderer Eindringlichkeit darbietet. 
Die Riesenfülle des Stoffes ist in vier Abschnitte gegliedert. Der erste 
(33 S.) behandelt Hegel und seine Zeit, der zweite (127 S.) die Ge- 
schichtswissenschaften. Mit den Naturwissenschaften (einschl. Me- 
dizin) befaßt sich (76 S.) der dritte Abschnitt, während der vierte und 
umfangreichste auf 215 Seiten die Technik behandelt. 38 Seiten An- 
merkungen zeigen die benutzten Quellen, die freilich in den verschie- 
denen Wissensfeldern mit sehr verschiedener Stärke und Güte fließen. 
In den beiden ersten Abschnitten bewegt sich Sch. auf seinem eigent- 
lichen Schaffensgebiet, durch das er seine Leser mit feinem Verständ- 
nis und Urteil führt, wobei er allen berechtigten Anforderungen offen- 
sichtlich genügt. Für die anderen Abschnitte hat Sch. mit sehr ge- 
ringen Ausnahmen fremde Forschungsarbeit heranziehen und durch- 
dringen müssen. Dem Leser fällt sofort auf, daß die Darlegungen nur 
in den allerseltensten Fällen die Mitte des 19. Jahrhunderts über- 
schreiten. Die Erklärung findet man in dem inzwischen herausgekom- 
menen vierten Band (1937, vgl. H.Z. 157, 137ff.) wo im Vorwort ge- 
sagt wird, daß die vier Bände nur die Geschichte des vormärzlichen 
Deutschlands bringen, ein Umstand, der mindestens im Titelangedeutet 
sein müßte. Bei dieser Stoffeinengung fallen aus den Naturwissen- 
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schaften und der Technik hochwichtige Teile heraus, man denke z.B. 
an Elektrophysik, Elektrochemie, Elektrotechnik, Energiewirtschaft, 
Kraftmaschinen,. Luftfahrzeuge, Bakteriologie, Seuchenbekämpfung 
usw. Die Darstellung bricht meistens gerade da ab, wo die Probleme 
gegenwartsnah werden. Naturwissenschaftler und Techniker, die ihre 
Gebiete auch geistig und historisch durchdringen wollen, kommen 
so leider nicht ganz auf ihre Rechnung. Aber das verschlägt wenig 
gegenüber dem Umstand, daß der historisch interessierte Nichtfach- 
mann, der sich meist um das Werden der Naturwissenschaften und 
der Technik gar nicht kümmern kann, wenigstens einen guten Einblick 
in diese Bereiche deutschen Forschens und Könnens erhält. Der Ge- 
winn wäre noch größer, wenn Sch. den Verzicht auf Jahreszahlen nicht 
gar so weit getrieben hätte; das Neben- und Nacheinander der wissen- 
schaftlichen Grundfragen und technischen Errungenschaften wird ein 
Laienleser kaum richtig erfassen können, wenn die Hauptdaten fehlen. 
Einige fachliche Einzelheiten stehen auf schwankendem Boden. S$. 425 
findet sich die nicht auszurottende Fabel von Papins „Dampfschiff‘“ 
auf der Fulda (1707). S. 163 bringt eine der sehr mangelhaft beglau- 
bigten Legenden über die berühmten Froschschenkelversuche von 
Galvani; dieser erzählt (1791) die Sache ganz anders, gibt auch 1780 
als Entdeckungsjahr an, während bei Sch. 1786 steht. Die kur- 
pfälzische Akademie der Wissenschaften ist nicht 1759 gestiftet wor- 
den (S. 167) sondern 1763. Sömmerring muß sich $. 168 und 223 
falsche Schreibung seines Namens gefallen lassen; übrigens ist Na- 
poleons Bemerkung (S. 168) über den elektrochemischen Telegraphen 
dieses Mediziners nicht einwandfrei bewiesen. Bei der Geschichte des 
Rübenzuckers (S. 276) dürften die ‚deutschen Chemiker‘, die führend 
gewesen sind, mindestens genannt werden. . Die Behauptung (S. 378), 
Paul von Denis (1795—ı872), der Erbauer der ersten Eisenbahn in 
Deutschland, sei ein Pfälzer gewesen, ist schon seit langem widerlegt. 
$S. 235 wird leicht der Anschein erweckt, als sei der „Wärmetod der 
Welt‘ zuerst von Helmholtz behauptet worden, was aber nicht stimmt. 
Der (nur für eine endliche Welt geltende!) Satz vom Wärmetod geht 
vielmehr auf William Thomson (Lord Kelvin) zurück (1851). Die 
Eigenart des Stoffes bringt es mit sich, daß Sch. hie und da sachliche 
Einzelheiten erklären muß. Im großen und ganzen geschieht das un- 
aufdringlich und mit weiser Beschränkung. Um so mehr muß es auf- 
fallen, daß z.B. bei Gall (S. 169) und vor allem bei Hahnemann 
(S. 189) die sachliche Erklärung entschieden zu ausführlich geraten 
ist. Was z. B. über das Wesen der Homöopathie gesagt wird, darf 
doch wohl bei jedem Leser als bekannt vorausgesetzt werden. Das 
andere Extrem (unzureichende Sacherklärung) findet sich z. B. bei 
Rumford ($..168), der übrigens besser als Amerikaner zu bezeichnen 
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wäre. Ohne Hinweis auf die näheren Umstände erwähnt Sch. Rum- 
fords „Versuche, die ihm zeigten, daß die Rohrstücke beim Bohren 
sich erhitzten‘‘. Niemand kann ahnen, daß es sich um das Ausbohren 
von Geschützrohren handelt. Daß dabei Wärme frei wird, hat man 
schon lange vorher gewußt (‚erstaunt hatte Rumford die Wärme aus 
Reibung entstehen sehen‘‘ heißt es S. 235), verblüffend war dagegen 
der Umstand, daß Wärme auftrat, die nicht der Umgebung entzogen 
war, wie es die damals geltende Wärmestoff-Lehre forderte. Dieser 
brachten die messenden Versuche Rumfords die erste lebensgefähr- 
liche Wunde bei. 
Karlsruhe. A. Kistner. 


Bismarck-Lexikon. Quellenverzeichnis zu den in seinen Akten, 
Briefen, Gesprächen und Reden enthaltenen Äußerungen Bis- 
marcks. Bearbeitet und herausgegeben von ALBRECHT GRAF 
ZU STOLBERG-WERNIGERODE. Stuttgart, Deutsche Ver- 
lagsanstalt 1936. 519$. 18,—M. 

Jeder, der sich mit der Geschichte Bismarcks beschäftigt, wird 
schon oft bedauert haben, daß nur dem letzten Band (den ‚Gedanken 
und Erinnerungen‘) der Friedrichsruher Ausgabe von Bismarcks 
Werken außer einem Namen-,auch ein Sachregister beigegeben worden 
ist. Max Klemms Buch ‚Was sagt Bismarck dazu ?“ (1924) hilft wohl 
gelegentlich, um eine bestimmte Äußerung Bismarcks rascher auf- 
zufinden, aber ein Hilfsmittel, in dem man schnell und vollständig 
Bismarcks Äußerungen über bestimmte Fragen zusammengestellt 
findet, hat es bisher nicht gegeben. Graf St.s Lexikon füllt daher 
zweifellos eine Lücke aus. Graf St., der schon früher eine Reihe 
politisch-volkstümlicher Schriften über Bismarck veröffentlicht hat, 
hat (nachdem er sich aus der Politik zurückgezogen hat) mit bewun- 
dernswertem, entsagungsvollen Fleiß vier Jahre lang der Aufgabe 
gewidmet, die gesamte Bismarckliteratur zu verzetteln und lexiko- 
graphisch zu erfassen. Man trägt dieser reinen Arbeitsleistung gegen- 
über fast Scheu, die Kritik geltend zu machen, die doch notwendig ist. 
Denn es ist kein Zweifel, daß das Ergebnis nicht den Anforderungen 
entspricht, die an ein „Bismarck-Lexikon‘ zu stellen sind und die bei 
gleicher Arbeitsleistung unschwer zu erfüllen gewesen wären, wenn 
der Vf. rechtzeitig methodisch beraten worden wäre. 

Die mangelnde Methodik beweist schon ein Blick auf das Ab- 
kürzungsverzeichnis. Ich greife beliebig einige aufeinanderfolgende 
Titel heraus. Es werden abgekürzt: Gr. = Graf Otto v. Bray-Stein- 
burg, Denkwürdigkeiten; Gru. = ]J. v. Gruner, Rückblick... .; GS. = 
G. Brandes, Berliner Erinnerungen, Süddeutsche Monatshefte; Gu. = 
Westphal, Bismarck als Gutsherr; GZ. = G. Küntzel, Bismarck und 

Historische Zeitschrift 158. Bd. 10 
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Bayern in der Zeit der Reichsgründung. In völliger Willkür werden 
zwei Buchstaben aus dem Titel herausgegriffen. Man kann daher 
bei keinem Sigel sagen, welcher Titel damit gemeint ist, muß jedes neu 
im Abkürzungsverzeichnis nachschlagen. Die obige Titelliste zeigt 
zugleich, daß sich Graf St. nicht auf Bismarcks eigene Äußerungen 
beschränkt, sondern auch die Literatur weitgehend heranzieht. Es 
wäre richtig gewesen, wenn Graf St. ausgegangen wäre von den 
„Gesammelten Werken‘ und zu ihnen ergänzend die Schriften heran- 
gezogen hätte, die weitere in den ‚Werken‘ nicht berücksichtigte 
Quellen enthalten, wie Poschingers Bundestagsberichte und Horst 
Kohls Ausgabe der Reden (die Werke bringen von Berichten und 
Reden nur eine Auswahl; doch scheinen die Reden gerade nur nach 
den ‚Werken‘ benutzt zu sein) oder die ersten 6 Bände der ‚‚Großen 
Politik der europäischen Kabinette‘“. Für die Gespräche hätte er sich 
zweckvoll auf die Sammlung von Andreas in den ‚‚Werken‘‘ beschränkt 
und sich damit die Heranziehung fast der gesamten Memoirenliteratur 
ersparen können. Graf St. zieht darüber hinaus nicht nur die Bis- 
marckliteratur heran, sondern auch zahlreiche Zeitungs- und Zeit- 
schriftenaufsätze, die wissenschaftlich völlig ohne Wert sind (auch 
hier nur Beispiele: Heister, „Bismarck und die Frauen‘, Königsberger 
Allg. Zeitung 1934. „Fürst Bismarck‘‘, Daheim 1888, ı910, „Bis- 
marckensien‘‘, Daheim 1899 und 1906, und zahllose weitere Artikel 
aus „Daheim‘‘, ‚„‚Grenzboten‘‘ und ‚Zukunft‘. Von der Berliner 
Börsenzeitung [Bör]) und der Deutschen Allgemeinen Zeitung [Daz] 
werden einzelne Nummern ohne Titel angeführt). Ebenso ist es ver- 
fehlt, volkstümliche Auswahlbände von Bismarckbriefen heranzu- 
ziehen, deren Briefe sich sämtlich an anderen Stellen besser gedruckt 
finden (etwa BB., „Die schönsten Bismarckbriefe‘‘, Verlag Glöß 1892, 
oder BD., „Bismarckiade für das deutsche Volk‘ o. Jahr). Durch 
all diese Schriften werden die Seitenangaben nur unnötig aufge- 
schwemmt. Es müßte Grundsatz für ein solches Lexikon sein, jedes 
Bismarckwort nur einmal, dann aber nach dem besten Druck anzu- 
geben. Das Wort vom „räudigen Hermelin des deutschen Patriotis- 
mus‘ in Bismarcks Briefen an Gerlach (25. Nov. 1853) wird aber etwa 
auf S. 160 allein nach Prutz, „Bismarcks Bildung‘‘ (1904) angeführt. 
Das Wort, man müsse Deutschland in den Sattel setzen, reiten werde 
es schon können, findet sich $. 160 unter ‚Deutschland, Sattel, 
reiten‘‘. Dafür werden als Belege angeführt: ‚‚Bismarckjahr‘‘, Försters 
Falckbiographie, Vilborts Bismarckbuch, Blümner, ‚Der bildliche 
Ausdruck in den Ansprachen des Fürsten Bismarck‘; Hahn, ‚‚2 Jahre 
preußisch-deutscher Politik‘‘ (mit falscher Seitenzahl); Bluntschlis 
„Denkwürdigkeiten‘‘ (fälschlich ohne Bandzahl), und Baumgartens 
„Bismarcks Glaube‘. Es fehlt der Hinweis auf die Rede vom ı1ı. März 
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1867 (Werke X), auf der alle späteren Äußerungen beruhen und aus der 
das „Bismarckjahr‘ nur einen Auszug gibt (wohl auch Hahn). Eben- 
so ist nicht verwiesen auf die „Gedanken und Erinnerungen‘, aus 
denen Baumgarten schöpft, und auf die Sammlung der Gespräche in 
den ‚Werken‘, in denen sich die Gespräche mit Vilbort, Falck und 
Bluntschli wiederfinden. Welchen Sinn hat es etwa, daß unter ‚‚Bis- 
marck, religiöse Fragen‘‘ neben anderem fünf Zeilen lang Seitenzahlen 
aus O. Baumgartens Buch ‚‚Bismarcks Glaube‘ in dieser Form zitiert 
werden: 3—5, 12, 15, 17, 19—23, 25, 30, 31, 33—36 usw. Ganz ab- 
gesehen, daß es sich hier nicht um ‚‚Quellen‘‘ handelt, wer sich mit 
Bismarcks Religion beschäftigt, muß wohl schon das ganze Buch 
lesen und kann nicht etwa auf Grund des Lexikons S. 18 überspringen. 
Gerade dieser Abschnitt (S. 119), der etwa 500 Stellen anführt, mag 
als Beispiel genommen werden, wieviel unnützer Ballast sich unter 
diesen Zahlen findet. Der Abschnitt beginnt mit den Stellen der 
„Werke‘‘, zu ihnen treten ergänzend die aus A. O. Meyer ‚„Bismarcks 
Glaube‘‘ mitgeteilten Stellen, obgleich schon hier ein Verweis auf 
das ganze Buch der Angabe einzelner Seiten vorzuziehen gewesen 
wäre. Es folgen Zitate aus den Briefen an Braut und Gattin und an 
Gerlach, die sich jetzt im 14. Band der ‚‚Werke‘‘ bereits finden, und 
dann eine große Zahl von Zitaten aus einzelnen Memoirenwerken (bei 
denen ich nicht nachgeprüft habe, wieweit sie sich in den ‚Werken‘ 
schon finden oder diese ergänzen) und vor allem aus Büchern und 
Aufsätzen über Bismarcks Glauben (gleich Baumgarten). Meiner 
Schätzung nach machen die wirklichen Quellenstellen .allenfalls ein 
Viertel aller Angaben aus. 

Für jedes ‚Lexikon‘ ist die Wahl der Stichworte das Schwierig- 
ste, zugleich aber für die Benutzung Entscheidende. Auch diese Auf- 
gabe scheint mir nicht geglückt. Ich nenne wieder Beispiele (sie sind 
zufällig herausgegriffen und ließen sich beliebig vermehren). Bei dem 
Artikel „Bismarck, Wilhelm I.‘ (S. ı27f.), der viele Hunderte von 
Zahlen umfaßt, sind als einzige Untergruppen ausgeworfen: „Ab- 
dankungsabsicht‘‘, ‚Am Grabe‘‘, „Erste Begegnung‘, ‚letzte Unter- 
redung‘‘, ‚Palais‘, „Verhandlung hinter Bismarcks Rücken mit 
Österreich‘‘ mit je einer Seitenzahl. Einige weitere Zahlen finden 
sich (ohne daß man den Grund der Trennung sieht) unter ‚‚Wilhelm I.‘ 
auf S. 509 angeführt. Das Schlagwort ‚„Windthorst‘‘ findet sich 
nicht. Unter „Bismarck, (Verhältnis zu) Windthorst‘‘ (S. 128) findet 
sich allein ein Verweis auf einen Daheimaufsatz von Höffner, ‚Der 
Poet in Bismarck‘ (1908). Die meisten Angaben finden sich unter 
„Bismarck, Besuch, Windthorst‘‘. Vergeblich habe ich jedoch nach 
den Äußerungen Bismarcks vor 1890 über Windthorst gesucht. Der 
Artikel ‚Rußland‘ ist dem Alphabet folgend unter den Obertiteln 
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„Russe‘, ‚Russen‘, ‚Rußland‘, ‚„Rußlands‘‘, ‚russische‘ und ‚‚rus- 
sischer‘‘ gegliedert, wobei sich die meisten Untertitel sinngemäß 
unter ‚Rußland‘ finden. Aber man fragt sich vergeblich, warum etwa 
die Finanzen unter ‚Rußland‘, die Politik aber unter ‚„Rußlands‘‘, 
die Anleihen unter ‚russische‘ und der Zar unter ‚‚russischer‘‘ steht. 
Hingewiesen sei auch auf den Abschnitt ‚Bismarck, Eigenschaften‘ 
S. 86ff., in dem man viele Schlagworte findet, die man sonst vergeb- 
lich sucht und die gerade besonders viele wertvolle Hinweise geben. 
Denn ich möchte es mit den Beispielen genug sein lassen, vielmehr zum 
Schluß nochmals ausdrücklich betonen, daß diese Kritik nur durch das 
Bedauern bestimmt ist, daß mit der Arbeitsleistung und den Kosten, 
die auf das Werk gewandt wurden, eben doch nicht das ‚„Bismarck- 
Lexikon‘‘ geschaffen wurde, das wir dringend brauchen. Bis aber 
jemand von neuem an eine solche Aufgabe herangeht (und das wird 
sicher nicht so bald der Fall sein), wird auch Graf St.s Lexikon ein 
nützlicher Wegweiser zu einzelnen Äußerungen Bismarcks sein, die 
man sonst vergeblich suchen würde. 
Jena. G. Franz. 


Weltkrieg und Propaganda. Von HERMANN WANDERSCHECK, 
Berlin, Mittler und Sohn 1936. 260 S. 


Daily Mail am 16. Nov. 1918: „Hunnen winseln nach Brot. Es 
gibt noch immer Leute auf der Welt, die geneigt sind, Deutschlands 
Gewimmer nach Nahrungsmitteln zu erhören.‘ 

Die Kriegsschuldfragenforschung hat die Schuldfrage der Ent- 
stehung dieses Krieges aufgeworfen, untersucht und im wesentlichen 
abgeschlossen. Es geht aber nicht nur um die Schuldfrage am Aus- 
bruch. Sondern es geht um die Frage, wo die Schuld liegt an der Ver- 
hetzung, die die Gestaltung Europas oder vielmehr die Zertrümme- 
rung Europas nach 1918 bestimmt hat und zum Teil heute noch be- 
stimmt. Dabei ist die Forschung an einer Ursache verhältnismäßig 
vorbeigegangen. Gewiß, viel Schuld daran trägt von vornherein der- 
selbe Geist, der zur Ententepolitik und zum Kriegsausbruch geführt 
hat. Aber das alles hätte nicht so gewirkt, wäre nicht im Kriege dazu- 
gekommen der Krieg der Greuelpropaganda. Gewiß, auch diese Pro- 
paganda hat unmittelbare Beziehungen zu dem Geist der Entente- 
politik. Aber doch nur zum Teil. Vom Kampf gegen die vermeintliche 
deutsche Hegemonialpolitik und Zivilisationsgefahr bis zur bewußten 
Mobilisierung der Lüge, bis zum bewußten Einsatz der abgehackten 
Kinderhände und der Leichenverwertung, variiert genau nach der 
Wirkungsmöglichkeit auf die Denkart der verschiedensten Rassen, ist 
ein Sprung, zu dem ein neuer besonderer Entschluß oder das Ein- 
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greifen neuer Männer vorliegen muß. Das hat mit der Gleichgewichts- 
theorie von Grey und Nicolson nicht mehr viel zu tun, denn das ist 
Vernichtungspolitik. Das ist ein zweiter Krieg, ein zweiter Kriegs- 
ausbruch und eine zweite Schuldfrage. An dieser zweiten Schuld- 
frage ist die deutsche Forschung bisher zu sehr vorbeigegangen. Sie 
ist aber genau so wichtig, zumal in einer Zeit, in der diese Geistesaus- 
richtung und Kampfart immer wieder aufzuflammen versucht. Bei 
diesen Versuchen, die deutsche Erneuerung als Angriff auf die europäi- 
sche Gemeinsamkeit darzustellen, mußte einmal darauf hingewiesen 
werden, in aller Gründlichkeit und unter Vorlegung alles Materials 
und unter Aufweis der ganzen Arbeitsstruktur dieser Hetze, wann 
und von welcher Seite ein wirklicher Mord an Europa versucht worden 
ist. Den ersten Hinweis hat Ponsonbys Buch Fälschungen in Kriegs- 
zeiten gebracht, es hat schlaglichtartig einzelne Lügen in ihrer Ent- 
stehung aufgedeckt, und es soll nicht vergessen werden, daß es ein 
Engländer war, der dies tat. Aber es waren eben nur Schlaglichter. 
Jetzt hat das Buch von W. die große durchgreifende historische und 
methodologische Darstellung dieser Greuelpropaganda und ihres Zu- 
sammenhangs mit der amtlichen Politik der Alliierten erbracht und 
die völlige Führung Englands dabei erwiesen. Wesen und Aufbau, 
Zielrichtung und Organisation sind aufs genaueste untersucht und reich 
belegt. Eine außerordentliche Belesenheit zeichnet den Vf. aus. Eine 
gewaltige Steigerung ergibt sich durch die Teilung der Behandlung 
des Propaganda- und Greuelkriegs bis zur amtlichen Übernahme der 
Leitung durch Northcliffe und von da ab bis Versailles. Die Dämonie 
der Persönlichkeit Northcliffes erhält neues Licht. Die Zeichnung geht 
bis zu seinem Ende an Irrsinn und Angst vor der Rache der Deutschen. 
Die Herausarbeitung der Beziehungen Lloyd Georges zu Northcliffe 
bringt wichtige neue Züge für die Beurteilung Lloyd Georges. Gran- 
dios erscheint die technische und psychologische Umspannung des 
ganzen Erdballs. Sehr wichtig für eine Betrachtung des deutschen 
Geistes im 19. Jahrh. sowie für die weitere Zurückführung der 
Ansätze des Mißverstehens oder Nichtverstehens deutscher Begriffs- 
bilder sind die Ergebnisse über die Einbeziehung Treitschkes, Bis- 
marcks, Nietzsches, Hegels, des deutschen Begriffs der Kultur 
im Gegensatz zu dem der Zivilisation, des Preußentums usf. in die 
englische Barbarenhetze gegen Deutschland — zum Teil gestützt 
durch Arbeiten gebildetster Engländer. Dieses Ineinandergreifen 
aller Kreise und aller Tonarten gehört zu dem methodisch Ein- 
drucksvollsten. Ebenso ungeheuer wie die Rücksichtslosigkeit der 
alliierten Propaganda tritt das Versagen der deutschen Abwehr, 
offensiv wie defensiv, im Ausland wie im Inland, in neuer Beleuch- 
tung heraus. In der Geschichte der Zersetzung des. deutschen 
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Widerstands durch Marxismus, bürgerlichen Friedenswahn und 
Männer wie Lichnowsky muß die Benutzung dieser Äußerungen 
in der feindlichen Propaganda aufs stärkste verwertet werden. 
Dies muß genügen. Beispiele im einzelnen zu geben würde zu viel 
Raum erfordern und nicht im Sinn dieser Besprechung liegen: Sie 
will zum Lesen des ganzen Buches auffordern und nicht davon be- 
freien. Wer das Buch gelesen hat, kann sich von dem Eindruck der 
Macht dieses Angriffes auf Europa nicht mehr befreien und ist nicht 
mehr so leicht geneigt, die Greuelpropaganda lediglich auf das Konto 
der Kriegspsychose zu setzen und die reale Auswirkung bis heute 
damit ohne ihre eigentliche Ursache zu sehen. Dieser Rat, das Buch 
ganz zu lesen, bleibt bestehen, auch wenn gesagt werden muß, daß 
man da und dort noch eine stärkere Gliederung und Scheidung des 
Stoffes gewünscht hätte. Wichtig an sich ist auch das erschöpfende 
Literaturverzeichnis. 


Bonn. 








Ernst Anrich. 


Deutscher Westen — Deutsches Reich. Saarpfälzische Lebens- 
bilder I. Band, hrsg. im Auftrag der Pfälzischen Gesell- 
schaft zur Förderung der Wissenschaften von Kurt von 
Raumer und Kurt Baumann. Kaiserslautern 1938. VI u. 
245 S. 

Diese Sammlung von Biographien hebt sich von vielen anderen 
landschaftlichen Vorgängern durch einen tieferen Sinngehalt ab: 
die Vergangenheit der engeren Heimat ist innig in den lebendigen 
gesamtvolklichen Zusammenhang hineingestellt; die Staatsmänner 
und Politiker der linksrheinischen Pfalz und des Saargebietes, des 
schicksalverbundenen deutschen Westens, sind stets auch im Hin- 
blick auf das Ganze, das Reich als politischer Volkskörper, in den 
düstern und bittern, wie in den erhebenden Seiten des Lebens der 
Gesamtheit und ihres eigenen Seins und Wirkens gesehen und dar- 
gestellt. In eindrucksvollen Bildern tritt der Ablauf deutscher Ge- 
schichte, vom Blickpunkt eines kostbaren Teiles deutschen Bodens 
aus, vor das Auge des Beschauers. Die Reihe der Beiträge, aus- 
nahmslos hochwertige Leistungen und durch schöne Porträts in 
ihrer Wirkung gesteigert, ist glücklich zur Einheit zusammenge- 
schlossen. 

Das Schwergewicht des Abrisses, den G. Tellenbach Kaiser 
Konrad II. widmet, liegt auf seiner kraftvollen Westpolitik, der Ge- 
winnung Burgunds für das Reich. Der staufische Reichsgedanke 
beherrscht das Leben des Pfälzer Reichsministerialen Marquard von 
Annweiler, des gewaltigen Getreuen Heinrichs VI., des Markgrafen 
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von Ancona, Herzogs der Romagna und von Ravenna, des Kämpfers 
gegen Innozenz III. für Siziliens Verbindung mit dem Imperium (R. 
Kraft). Der kurpfälzische Territorialstaatsgedanke, im Zwiespalt 
über die Reichsidee siegreich, gibt dem Leben des Schöpfers dieses 
Staatsgebildes, des realistischen Ruprecht I. von der Pfalz, das Ge- 
präge (E. Bock), und der Typus einer ganzen Gattung von Fürsten 
ist bereits Kurfürst Friedrich I., der Siegreiche (F. Ernst), der Poli- 
tiker der „offensiven Sicherung‘‘, der an Burgund Rückhalt gegen 
den Kaiser sucht und findet. Der Kampf für das natürliche, göttliche 
Recht und um ein eigenes Fürstentum am Mittelrhein steht im 
Mittelpunkt des Lebens Franz von Sickingens, des ‚wahren Königs 
Deutschlands‘‘, wie ihn Aleander genannt hat (G. Franz); Ausharren 
für Kaiser und Reich im Grenzlandringen gegen Ludwig XIV. erhebt 
den Grafen Gustav Adolf von Nassau-Saarbrücken ins Heröische 
(Fr. Kloevekorn); der Sohn Ladenburgs am Neckar, der zum 
Reichsgrafen aufsteigende Johann Friedrich Seilern, von Liselott 
verunglimpft, dann der große Kronjurist Leopolds I., Josefs I. und 
Karls VI., Verfasser des pactum mutuae successionis und der Prag- 
matischen Sanktion, leitet zum Aufwachsen einer österreichischen 
Großmacht im Reich und neben dem Reich über (R. Lorenz), und 
die Ohnmacht des Reichs, ein Duodezfürst im französischen Soli. der 
französischen Gesellschaftskultur und Kunst verschrieben, tritt in 
dem Leben des Herzogs Christian IV. von Pfalz-Zweibrücken ent- 
gegen (K. Baumann). Dem Tiefpunkt folgt die Erhebung: die 
Führung der Saarbrücker Bewegung, der Anschluß des rheinischen 
Liberalismus an die deutsche Selbstbesinnung gegenüber französi- 
schem Annexionsstreben in der Gestalt Heinrich Böckings (F. Hell- 
wig) und der ‚„Teutonismus‘‘ König Ludwigs I. von Bayern, des 
ersten Landesherrn der bayerischen Pfalz, des ‚zweiten Gründers 
des modernen Bayern‘ und letzten Vertreter Wittelsbachscher Haus- 
machtpolitik großen, hegemonischen Stils (K. Baumann). In die 
Geschichte einer ganzen, aus dem Badenschen stammenden Ge- 
schlechterfolge eingebettet sind die Lebensbilder Franz Peter Buhls 
und Franz Armand Buhls (Th. Schieder): tüchtigste Vertreter deut- 
scher bürgerlicher Wirtschaftskraft, pfälzische Weinbauer, der eine, 
Freund Bassermanns und Mathys, ein gemäßigter, aus dem Vor- 
märz in das gothaische Kleindeutschtum hinüberwachsender Libe- 
raler; der jüngere ein Repräsentant der kapitalistischen Wirtschaft 
des zweiten Reichs, durch das Erlebnis von 1866 zum Politiker ge- 
worden, nationalliberaler Anhänger Bennigsens, der stets einen 
patriarchalisch-christlichen Zug ohne liberale Starrheit bewahrte und 
mit „unvoreingenommener Prüfung‘ an der Bismarckschen Sozial- 
politik mitarbeitete. Bürgerlicher Kultur, einem alten wirtschaften- 
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den Geschlecht entstammt auch der „Sohn des deutsch-französischen 
Grenzraumes‘‘, der Eisenhüttenunternehmer Karl Ferdinand Frei- 
herr von Stumm-Halberg (F. Hellwig), der Mann der starken mon- 
archischen Staatsgewalt, der freikonservative Parlamentarier und 
Mitkämpfer Bismarcks gegen den wirtschaftlichen und sozialpoliti- 
schen Liberalismus und die Sozialdemokratie. „König Stumm‘ ist 
dem Kanzler auch nach dem Sturze treu geblieben und war auch in 
der „Ära Stumm‘ unter Wilhelm II. ein aufrechter Mann von posi- 
tiver Leistung für seine Arbeiterschaft. Nicht nur an Raum, sondern 
auch an Gehalt von Feinsinn und Kraft nimmt der große Artikel 
K.v. Raumers über den „Vizekanzler und finanziellen Feldherrn 
des Weltkriegs, den nationalen Oppositionsführer der Nachkriegszeit‘ 
Karl Helfferich eine besonders markante Stellung in diesem Bande 
ein. Der Verfasser hat es ebenso verstanden, das Pfälzer Wesen dieses 
modernen Wirtschaftsmenschen in Wilhelminischer Zeit zu erfassen 
wie seinen wirtschaftlichen und politischen Ausdehnungstrieb und 
seinen Sinn für nationale Ehre und Größe, seinen Kampf um die 
Goldwährung gegen den Bimetallismus wie die ungeheuere Arbeit, 
die er als Finanz- und dann als Innenminister 1915 bis 1917 unter 
den schwersten Hemmnissen des Parlamentarismus, des ‚‚Ressorts‘‘, 
der zerspalteten politischen Führung und des Defaitismus geleistet 
hat — seine Politik der Sparsamkeit in der Kriegswirtschaft, der 
Kriegsanleihen, der Entwicklung aller produktiven Kräfte des 
Reichs für die Vorratswirtschaft und für das Durchhalten des Volks 
im Lebenskampf —, all das hat Raumer ohne Übersteigerung, ja 
mit einfühlender Kritik klargelegt. Erschütternd Helfferichs Kampf 
mit Erzberger, sein eigener Rücktritt, sein Eintreten für das ganze 
Deutschland und die Gesundung des Volks vor und nach der Revo- 
lution, sein Kämpfen gegen Versailles und Weimar, die Rettung der 
Mark und sein tragisches Ende durch einen blinden, törichten Zu- 
fall. Der Band schließt mit dem Sterben zweier Pfälzer, die den 
Tod für ihr Vaterland von Separatistenhand erlitten haben (K. Bau- 
mann). 


Wien. Heinrich Ritter von Srbik. 


Medieval Representation and Consent. By M. V. CLARKE. London, 
Longmans, Green & Co. 1936. 408 S. 18 sh. 


English Constitutional Ideas in the Fifteenth Century. By S. B. 
CHRIMES. Cambridge, Univ. Press 1936. 2ı sh. 
Miß Cl. ist leider durch den Tod (1935) verhindert worden, dem 


Buche selbst die letzte Form zu geben. Wohl deshalb ermangelt es 
straffer und klarer Linienführung. Auf jeden Fall aber ist ihre Arbeit 
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über die Frage, wie weit schon im Mittelalter die Ideen von ‚Represen- 
tation‘‘ und „‚Consent‘‘, den Grundlagen des demokratischen Prinzips, 
in der Auffassung von dem englischen Parlament eine Rolle gespielt 
haben, ein interessanter Beitrag zur englischen Verfassungsgeschichte. 
Wie schon aus dem Untertitel „A Study of Early Parliaments in 
England and Ireland, with special reference to the Modus Tenendi 
Parliamentum‘‘ hervorgeht, macht die Vf. den englischen Modus, einen 
staatsrechtlichen Traktat, zum Ausgangspunkt und zur Grundlage 
ihrer Studie. Zum Vergleich zieht sie den irischen Modus von 1419 
heran. Beide Modi sind im Anhang abgedruckt. Auf Grund eingehen- 
der Beweisführung setzt Cl. die Entstehungszeit des englischen 
Modus auf ca. 1322 an. Er enthält ausführliche Bestimmungen über 
die Zusammensetzung des Parlamentes und den Verlauf seiner 
Sitzungen. Er muß geschrieben sein von einem Deputierten der 
niederen Geistlichkeit als Waffe in dem schließlich ergebnislosen 
Kampf dieses Standes um das Recht, im Parlament vertreten zu sein. 
Die Bedeutung dieses Traktates für die Verfassungsgeschichte liegt 
. darin, daß er als Zeitdokument die parlamentarischen Verhältnisse 
zur Regierungszeit Eduards II. (1307—ı327) schildert. Nur zwei 
Punkte seien hier besonders herausgehoben, aus denen hervorgeht, 
wie schon in den Anfängen des englischen Parlamentes die demokra- 
tischen Grundprinzipien als tragende Ideen zur Geltung kamen: die 
Auffassung von dem konstitutionellen Monarchen, der betraut ist 
mit der Regierung seines Reiches in Zusammenarbeit mit den Ver- 
tretern der Stände im Parlament. Zweitens die Betonung, daß das 
Parlament nicht eine Versammlung von hervorragenden Individuen 
ist, sondern eine Körperschaft, in der jeder Vertreter eine Körper- 
schaft vertritt. 

Ch. hat es sich in seinem Buche zur Aufgabe gesetzt, die allge- 
meine Verwirrung in den Meinungen über die englische Staatsver- 
fassung im 15. Jahrh. zu klären. W. Stubbs (in seiner grundlegenden 
„Constitutional History of England‘‘) und alle, die ihm folgten, sahen 
in den verfassungsmäßig geführten Regierungen der Könige aus den 
Häusern York und Lancaster einen überraschend modernen Charakter. 
Demgegenüber bezweifelt K. Pickthorn (in seinem sonst ausgezeich- 
neten Buch ‚‚Early Tudor Government‘, 2 Bände, Cambridge 1934), 
daß das 15. Jahrh. irgend etwas besessen hätte, das den Namen ‚‚Ver- 
fassung‘‘ verdiente. Ch. weist das „überraschend moderne‘ zurück, 
zeigt aber ganz eindeutig, wie die spätere parlamentarisch-demokra- 
tische Entwicklung der Verfassung der Anlage nach schon im 15. Jahrh. 
vorhanden ist. Wie in so vielen Lebensäußerungen des 15. Jahrh. 
tragen auch dessen Auffassungen von Constitution und Gesetz den 
Charakter der Übergangszeit. Ch. gewinnt seine Ergebnisse, indem 











inc ei 





En BEE re 


ee 
St 5 nn ni nie 











ur = Che Br een 
nn DEE 












































154 Buchbesprechungen 





er die Äußerungen des 15. Jahrh. selbst aufs sorgfältigste studiert. 
Besonders bedient er sich der Gerichtsakten, wie sie uns in den „Year 
Books‘‘ erhalten sind. Die wichtigsten Fälle hat er in Auszügen im 
Anhang abgedruckt. Seine Untersuchung bezieht sich auf vier 
Hauptthemen: ı. den König, 2. das Parlament, 3. das Statutengesetz 
und die Anwendung der richterlichen Diskretion, 4. die Staatstheorien 
des 15. Jahrh. Es ist hier nicht der Platz, die Ergebnisse des klar 
geschriebenen und angelegten Buches im einzelnen darzustellen, hin- 
gewiesen sei jedoch besonders auf die Kapitel über Königtum und 
Parlament, da sie inhaltlich im Zusammenhang mit der oben be- 
sprochenen Arbeit von Cl. stehen und diese weiterführen.) 

Nach der Auffassung des ı5. Jahrh. war der Königsstand un- 
trennbar von des Königs eigener Person und das Königtum sein 
wirkliches Eigentum. Er genoß große Privilegien. Aber allein konnte 
er nicht entscheiden, wo seine Privilegien aufhörten und wo die der 
anderen begannen. Das mußte er seinen Ratgebern überlassen. Er 
hatte sehr große Macht; sie war so groß, daß keiner sagen konnte, 
was der König nicht tun konnte, wenn er es versuchte, solange er 
sich innerhalb der Gesetze hielt. Aber er konnte weder Gesetze 
brechen noch machen. Bei neuen Gesetzen war er an die Zustimmung 
seiner Untertanen, vertreten durch das Parlament, angewiesen (S ıff., 
bes. S. 61f.). — Das Parlament, das dem Ursprung nach eine könig- 
liche Schöpfung war, sich allmählich aber zu einer Institution der 
Begrenzung königlicher Macht, ja schließlich der Kontrolle des 
Königtums entwickelte, wurde nach der Meinung des 15. Jahrh. 
von der Vertretung der drei Stände, der geistlichen und der weltlichen 
Herren und der Gemeinen, zusammen mit dem König gebildet. Alle 
Gesetze und Beschlüsse wurden erlassen durch den König unter Zu- 
stimmung der drei Stände und durch die Autorität des Parlamentes. 
Gerade im 15. Jahrh. reifte die Idee, daß das Parlament an sich 
Autorität hat und der Platz ist, wo die weltliche Politik und die 
Gesetze gemacht und Übelstände abgestellt werden (S. 66ff., bes. 
S. 14o0ff.). 

In dem 3. Kap. wird das Statutengesetz in all seinen Formen und 
Äußerungen beschrieben, seine Stellung in der Theorie sowie die 
Durchführung und Klassifikation, der Bereich, die Dauer und die 
Abgrenzung seiner Geltung sowie die Frage der richterlichen Dis- 
kretion, die im 15. Jahrh. nicht mehr so ungehemmt war wie im 
14. Jahrh. (S. 192ff.). — Das englische 15. Jahrh. hat keine eigent- 
liche Staatstheorie hervorgebracht; es fehlt ihm jegliche Originalität 
auf diesem Gebiet, im Gegensatz zu vorhergehenden und kommenden 
Jahrhunderten. Nur einen Mann kann man als politischen Denker 
ansprechen: Sir John Fortescue, königlichen Richter von 1442—1462. 
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Seine Anschauungen bilden den Mittelpunkt des 4. Kap. — In einem 
glänzend geschriebenen Schlußabsatz zeichnet Ch. ein lebendiges 
Bild von der verfassungsrechtlichen Vorstellungswelt des 15. Jahrh., 
indem er schreibt, wie ein Mensch des 15. Jahrh. selbst die englische 
Verfassung seiner Zeit hätte interpretieren können. 


z. Zt. Sydney. G. Neumann. 


The development of religious toleration from the accession of James I. 
to the convention of the Long Parliament. By W. K. JORDAN. 
London, George Allen and Unwin 1936. 521 S. 21 sh. 

Der Vf. ist Dozent der Geschichte an der Harvard Universität. 
Ein 1932 erschienener Band über das Aufkommen der religiösen 
Duldung befaßte sich mit den Jahren seit Beginn der Reformation 
bis zu dem Tode der Königin Elisabeth, und von dem Bericht des 
angekündigten dritten Buches darf man wohl annehmen, daß er bis 
zur Regierungszeit der Königin Anna führen wird. Die Darstellung 
der Serie umspannt also die Epoche der Reformation und Gegenrefor- 
mation zusammen mit jenen bedeutsamen Jahrzehnten der Beruhi- 
gung. Die Aufgabe des ersten Bandes mußte es sein, die Gegensätze 
innerhalb der englischen Reformationsbewegung aufzuzeigen und den 
von der Königin Elisabeth angestrebten Kompromiß durch ‚‚Compre- 
hension‘‘ zu schildern, der darauf hinzielte, die anglikanische Staats- 
kirche zu einer dehnbar umfassenden Einrichtung zu machen, zu einem 
Wachsend-Lebendigen innerhalb des geschichtlichen Lebens, ähnlich 
dem englischen Gewohnheitsrecht und der englischen Staatsver- 
fassung. Der zweite Band, mit dem wir es hier zu tun haben, schildert 
den Weg ins Chaos, und das Darstellungsziel des dritten Bandes wird 
jener Kompromiß auf höherer Ebene sein, wo man sich nicht mehr um 
Unfaßbares streitet. 

Jakobs Charakter das Verhängnis! Der Wankelmut läßt sich 
wohl verstehen bei dem kalvinistisch erzogenen Sohne einer Maria 
Stuart. Wie es sich auch aus dem Erleben von Mutter und Sohn 
begreifen läßt, daß Jakobs Haß gegen die Puritaner größer war als 
seine Liebe zu den Katholiken. Dieser Haß ließ ihn den durch Elisa- 
beth gewiesenen eigentümlich englischen Weg nicht weiter verfolgen, 
auf dem allein der ruhige Bestand des Staates gesichert werden konnte. 
Schroff weigert er von vornherein jedwedes Zugeständnis an die Puri- 
taner, obwohl ihm gleich von seinem ersten Parlament gesagt ward, 
daß der königliche Absolutismus an der Religion eine Grenze finde, 
und die Staatsgewalt nicht nur vom König sondern gleich so vom Volk 
ausgehe. Die Härte der Unbelehrbarkeit und die Härte des Gegen- 
willens standen unversöhnbar gegeneinander. Alles weitere bis hin 
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zu dem düstern Januartage, da sein Sohn vor dem Block knien 
mußte, findet sich bereits in dem ersten Aufzug des Dramas wie ein 
waltend Schicksal dunkel vorgeschattet. 

Die Schilderung des Buches zeigt, wie Vater und Sohn blind und 
taub dem Verhängnis entgegengehen. Raum des griechischen Thea- 
ters. Die Akte rollen ab, und immer wieder schreiten Chöre über die 
Bühne, die bittend, warnend, drohend ihre Stimme erheben: Wort- 
führer der Katholiken, Anglikaner, Puritaner ziehen vorüber, Sprecher 
der Separatisten, Latitudinarier, Rationalisten. Laien und Kleriker, 
Gelehrte und Staatsmänner, Philosophen und Dichter treten auf in 
bunter Folge. Und wir vernehmen da Worte von verharrender Be- 
deutung: Der Zwang, den die Regierenden dem Volke gegenüber aus- 
üben, ist ein Gradmesser ihrer Unsicherheit und Furcht. Und es tötet 
dieser Zwang das Edle im Menschen. Er erzeugt heuchlerische Unter- 
würfigkeit. Er schafft eine Masse, für die nur der breite Weg ist und 
nicht der schmale Pfad....Wo man des Glaubens ist, daß in der Heiligen 
Schrift absolute religiöse Wahrheiten niedergelegt sind, die von Men- 
schen erfaßt und in bindende Bekenntnisse formuliert werden können, 
ergeben sich infolge der menschlichen Verschiedenartigkeit natur- 
gemäß exklusive Dogmen und Kirchen, die feindlich aufeinander- 
stoßen. Es wird aber eine Bekenntnisreligion, die sich dergestalt auf 
dem Rechtsboden des Absoluten fühlt, für den Staat stets eine große 
Gefahr sein.... Das Absolute in seiner Totalität ist den Menschen ewig 
verschlossen. Was sie an religiöser Wahrheit für sich gewinnen, ist 
stets relativ.... Jede organisierte Religion gibt sich als Ausdruck des 
besondern nationalen Dranges, der Bedürfnisse, des überlieferten 
Brauches und der Bildung eines Volkes zu erkennen. Ist aber die 
organisierte Religion ein wesenswichtiger Teil des nationalen Daseins, 
durch den der Staat gefördert und gefährdet werden kann, so ergibt 
sich für den Staat die zwingende Notwendigkeit, die Kirche in seine 
Hut zu nehmen. 


Wir befinden uns so auf dem Weg zu Thomas Hobbes. Die To- 
leranzidee konnte aus dem Religiösen zur Entfaltung gebracht wer- 
den, oder die Eintracht ward, entsprechend der Lehre des Erastianis- 
mus, erzwungen vom Staate her. Es mag aber als bezeichnend an- 
gesehen werden, daß es weniger die christliche Religion der verstehen- 
den, duldenden Liebe war, die hinführte zu dem Staats- und Kirchen- 
frieden, als vielmehr der Zwang des Staates. Das Endergebnis war 
die charakteristische englische Kirchlichkeit. 


Der Vf. hat eine Fülle von Material zusammengetragen zur 
Geistesgeschichte einer großen Epoche, die von Geschlecht zu Ge- 
schlecht immer wieder in anderm Licht gesehen wird. Es gehört zu 
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seiner Technik, daß er weniger selbst urteilt, sondern Autoritäten die 
philosophierende Beurteilung überläßt. Wo er das geistige Bild der 
auftretenden Persönlichkeiten zeichnet, kann ihm der Leser vielleicht 
nicht immer folgen. Hebt er so etwa den Arzt Sir Thomas Browne, 
den Vf. der religio medici als freien Geist und tiefempfindenden Men- 
schen auf die höchste Höhe seines Jahrhunderts und weist er den Vor- 
wurf der Unausgeglichenheit zurück, so kann der Leser die verschwie- 
gene Tatsache nicht vergessen, daß 1664 nicht zum wenigsten auf 
sein wissenschaftliches Zeugnis hin zwei Frauen als Hexen verdammt 
wurden. Dies nur nebenbei. Wählt der Vf. als Blickpunkt für seine 
Darstellung Zwang und Duldung, so hob sich ihm damit naturgemäß 
das Bewegend-Wichtige aus dem besonderen geschichtlichen Bilde. 
Die Schau wäre vollkommener gewesen, wenn er zugleich von andern 
Gipfeln auf die geistige Landschaft hinabgesehen hätte. Man könnte 
da etwa an das äußerlich und das innerlich begriffene Reich Gottes 
denken, oder, was das gleiche wäre, an den Gegensatz des alttesta- 
mentlichen, expansiven Calvinismus und des neutestamentlichen 
Luthertums. Freilich wäre bei dem Luthertum in diesem Falle ledig- 
lich an die Offenbarungen des jungen Luther zu denken. Die ver- 
gleichende Beurteilung der von Calvin und Luther ausgehenden ge- 
schichtlichen Bewegung hat sich seit den Tagen von Abraham Kuyper, 
Ernst Tröltsch und Genossen wesentlich geändert. Ist man doch 
heute da und dort in den angelsächsischen Ländern geneigt, in Luthers 
Verkündigung von dem allgemeinen Priestertum der Gläubigen das 
große geistesgeschichtliche Ereignis des 16. Jahrhunderts zu erblicken. 
Und so sieht man das 17. Jahrhundert bemüht, die gesellschaftlich- 
politischen Einrichtungen nach dieser revolutionären Botschaft um- 
zugestalten. Wie man überhaupt wahrzunehmen glaubt, daß alle 
Schriften Luthers aus der Zeit bis zu dem Wendejahr 1525 befreiende 
Kräfte entbanden, die auf verborgenen und offenen Wegen hinaus- 
drangen in die Weite. Es waren aber die aus Deutschland verbannten 
„Schwarmgeister‘, die das Evangelium des zukunftsträchtigen Luther- 
tums der Welt vermittelten. Kongregationalisten und mehr noch 
Baptisten, Mennoniten, Sucher, Graber und andere Sekten waren 
die Apostel. Sie predigten das inwendige Reich Gottes, Gewissens- 
freiheit, Liebe, Duldung. Und so konnten besinnliche Amerikaner 
neuerdings dem Gedanken sich hingeben, um wieviel besser es für 
die Neue Welt gewesen wäre, wenn die frühen Siedler mit Luther 
in der Tasche und nicht mit Calvin die Fahrt übers Meer ange- 
treten hätten. 

Der Name des deutschen Reformators findet sich nicht in dem 
Index des vorliegenden Buches, und in dem Texte wird Luther nur 
flüchtig erwähnt. Der Vf. bekennt von sich, daß zwischen dem ersten 
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und dem zweiten Bande seine Beurteilung sich gewandelt habe. Viel- 
leicht vollzieht sich ein weiterer Wandel, bevor er zum Beschluß 
gelangt. 


Berlin. Chr. Fr. Weiser. 











Classe e Stato nella Rivoluzione Francese. Di GIUSEPPE MARA- 
NINI. Perugia, Regia Universitä degli Studi 1935. 590 S. 
(Facolta Fascista di Scienze Politiche. Collana di Studi Fascisti 
Nr. 32—40.) 

Ungemein anregend ist die Problemstellung des vorliegenden 
Buches. Davon ausgehend, daß die französische Revolution die Herr- 
schaft des Bürgertums und damit den Klassenkampf heraufgeführt 
hat, forscht M. nach der Bedingtheit der materiellen und geistigen 
Kräfte, deren Widerstreit die Revolution auf ihren blutigen Gipfel 
trieb und in der Folgezeit immer wieder solche Unruhen, Verwirrungen 
und Kämpfe erzeugte, daß davon die Wesenheit des sozialen und politi- 
schen Lebens bis in die Gegenwart herein bestimmt blieb. Nur da, 
wo es gelang, den Liberalismus zu überwinden und den totalen Staat 
zu schaffen, sehen wir den Schlußakt der Revolution. Vom revolutio- 
nären Bürgertum ist also vorwiegend die Rede. M. sieht es aber fast 
nur vom wirtschaftlich-sozialen Gesichtspunkt aus; das rein Ideen- 
mäßige läßt er ganz zurücktreten. Er geht aus von der korporativen 
Gliederung des Handels und Gewerbes im alten Frankreich. Sie war, 
wie übrigens längst erkannt, bereits vor der Revolution in voller Auf- 
lösung begriffen; allerdings nicht durchweg seit dem 16. Jahrhundert, 
und der Auflösungsprozeß war auch keineswegs so kontinuierlich und 
einheitlich, wie M. anzunehmen scheint. Man denke an Colberts 
Reformen! Es wäre auch sehr am Platze gewesen, eine andere Seite 
eingehend zu beleuchten: die historische Schuld des französischen 
Absolutismus, durch seine Finanz- und Steuerpolitik den Verfall 
bewirkt zuhaben. Daraus erklärt sich auch der schnelle Sieg der libera- 
len Theorien und die Entwicklung des Wirtschaftsliberalismus. In 
dessen Fahrwasser schwamm sogar die Regierung unter der Einwir- 
kung der Physiokraten unverhüllt. Erinnert sei nur an ihre Reform- 
edikte von 1776, an ihre Verordnungen bezüglich der Teilung der 
Gemeindegüter, der Güterumzäunung, der Weidebräuche usw., Ver- 
ordnungen, die zur Steigerung der Spannung innerhalb des dritten 
Standes und zwischen den Ständen viel beitrugen. Gewiß ist der 
wirtschaftliche Aufschwung Frankreichs im 18. Jahrhundert nicht 
ohne das Bürgertum denkbar; aber es war nur sein Hauptträger; 
wirtschaftliche Interessen verbanden mit ihm einen Teil des Adels, 
und zwar den, den man gerne als den liberalen bezeichnet. Den Ge- 
sichtswinkel zu erweitern, die zwischen den einzelnen Ständen herr- 
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schenden Gegensätze stärker zu beleuchten, und besonders auch dem 
Landproletariat und der Agrarfrage überhaupt einen größeren Platz 
einzuräumen, wäre geboten gewesen. Durch angemessene Berück- 
sichtigung dieser Punkte findet man erst die Erklärung mancher er- 
bitterter Kämpfe der Revolution. Aber immerhin: man wird M. in 
vielem recht geben müssen, auch darin, daß die Revolution in mancher 
Hinsicht weniger Anfang als Abschluß, oder vielmehr Kulminations- 
punkt einer Entwicklung war. Und das Bürgertum war ihre treibende 
Kraft und ihr Nutznießer. ‚Freiheit‘ und ‚Eigentum‘ waren die 
Leitsätze des neuen Staates. Die Rechteerklärung hatte nach M. 
eine ganz konkrete historische Bedeutung: sie war leuchtendes Pal- 
ladium der bürgerlichen Ordnung, eine Rechtfertigung des Wirt- 
schaftsliberalismus. Bedeutungsvoll aber war von Anfang an, daß 
der Sieg nur errungen werden konnte, weil der ‚vierte Stand‘, das 
Proletariat, als Stoßtrupp gedient hatte; politisch blieb er jedoch 
entrechtet. Seine spätere Revolution ist nur die Folge der Revolution 
des Bürgertums. Dieses „verfehlte völlig seine Mission‘ und be- 
scherte Frankreich und der Welt durch seinen Mangel an politischem 
Instinkt unendliche Verirrungen. Sein staatlicher Organismus ent- 
behrte schon dadurch einer gesunden Struktur, daß es nicht gelang, 
den König für die Revolution zu gewinnen, ihn zu ihrem Führer und 
zum Verteidiger der neuen Ordnung zu machen. So wurde durch den 
Dualismus zwischen Exekutive und Legislative der Schwerpunkt des 
Staates gegen die Peripherie hin verlagert. Viel Schuld am Gang der 
Dinge trägt Ludwig XVI. selbst. Er verkannte, daß die Revolution 
eigentlich dazu bestimmt war, die Politik des Absolutismus fortzu- 
setzen: den römischen Staatsgedanken ganz zu verwirklichen, der 
Demokratie und Autorität vereinigte. Der König begriff nicht, wie 
M. sagt, daß jene beiden Begriffe eine Einheit sind, und indem er sich 
der Demokratie entgegenstellte, zerstörte er die Autorität. Von hier 
aus geht das große, von der Bourgeoisie genährte fortan zermürbende 
Mißverständnis, der ‚„absurde Mythos‘ von einer Antithese zwischen 
Demokratie und Autorität, zwischen Volk und Herrscher. — Die Tat 
der Konstituante führte zum Terror, der, wie M. nicht ganz mit Un- 
recht behauptet, die Tragödie der politischen Zerrüttung war. 

Auf die Schilderung der Ereignisse an sich verzichtet der Vf.; 
er interpretiert sie nur in einer synthetischen Schau, die von einer 
umfassenden Kenntnis der Revolution zeugt. In vielem muß man 
ihm beistimmen, besonders in den Ausführungen über die Konsti- 
tuante und die Legislative bzw. über die ‚‚Bürgerliche Revolution‘ und 
die „Krisis des dritten Standes‘. Auch der Gegensatz zwischen Gi- 
ronde und Berg und das Wesen des ‚„Föderalismus‘‘ sind gut erfaßt. 
Hier begegnet uns die These des Historikers Mathiez. Mit diesem 
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geht der Vf. auch weitgehend einig in der Beurteilung des Schreckens- 
regiments und Robespierres; in der Ausrichtung und letzten Aus- 
wertung weicht er jedoch grundsätzlich von jenem ab. In Robespierre 
lebte, so lesen wir mit nicht geringer Überraschung, der Geist der 
alten Legisten, die durch Übernahme des römischen Staatsgedankens 
dem Königtum halfen, den Feudalstaat zu überwinden; er war einer 
der.wenigen, die den Sinn der Revolution begriffen. Ihr größter 
Politiker ist er, der Retter Frankreichs im Augenblick der schwersten 
Gefahr. Er und die Jakobiner, die einzige wirkliche Partei der Re- 
volution, erkannten, daß der Krieg nur mit außerordentlichen Mitteln 
geführt werden konnte, und dieser Erkenntnis unterordneten sie 
alles andere: persönliche Freiheit, Eigentum und Sonderinteressen. 
Wenn Robespierre an seiner fast übermenschlichen Aufgabe schließ- 
lich doch scheiterte, so deshalb, weil er kein Diktator, sondern nur ein 
Gleicher unter Gleichen war, weil es ihm nicht glückte, die Einheit der 
Macht herzustellen. Reale Macht besaß er nicht, sondern nur ein 
moralisches Übergewicht. Eben das ist seine „Schuld‘‘, daß es ihm 
nicht gelang, die Diktatur zu errichten. Er war weder ein Utopist 
noch ein Ideologe, sondern ein Realpolitiker, der nur die nackte Wirk- 
lichkeit sah und in dem das Gefühl für den Staat, und zwar den totalen 
Staat, zutiefst verwurzelt war. Mit dieser Ansicht schießt M. weit 
über das Ziel hinaus. Jedenfalls vermag ich hier nicht zu folgen. Und 
Robespierre als Mensch ?! Zudem: ihn von Rousseau zu trennen, ist 
eine Unmöglichkeit, und seine ‚ideologische‘ Ader ist immer noch 
leichter zu beweisen als seine realpolitische. Wäre er in der Tat aus- 
gesprochener und überragender Realpolitiker gewesen, so hätte er 
seine Ziele, sofern er die ihm von M. zugeschriebenen hatte, auch zu 
verwirklichen gewußt, besaß er doch in dem von ihm geschaffenen 
Instrument, dem Terror, eine Handhabe hierzu. An einem mächtigen 
Ansatz fehlte es, wie M. zu zeigen versucht, allerdings nicht. Dieses 
Regime ermöglichte Frankreich nicht nur, seine Heere zum Siege 
zu führen, sondern die Robespierristen wollten mit seiner Hilfe eine 
neue soziale Ordnung schaffen, einen Staat, der weder bürgerlich noch 
proletarisch wär: den modernen Staat. In diesem Sinne müssen die 
berühmten Ventöse-Dekrete verstanden werden. Hieraus erklärt es 
M., daß der Terror fortgesetzt wurde, als die außenpolitische Lage ihn 
nicht mehr rechtfertigte. Aber dann hätte sich Robespierre nach dem 
Fest des Höchsten Wesens nicht schmollend zurückziehen dürfen, 
sondern hätte mit aller Macht die Sozialpolitik vorwärtstreiben 
müssen. 

Der 9. Thermidor ist daher nach M.s Auffassung kein Ruhmes- 
tag der Revolution. Dem Sturz Robespierres folgte Erlahmen der 
politischen Energie, Herrschaft der gemeinen Leidenschaften, der 
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Begehrlichkeit und des Egoismus. Nur die Armee wahrte die Erb- 
schaft des Wohlfahrtsausschusses; Napoleon übernahm sie. Frank- 
reich gab gerne seine Zustimmung: es hatte begreifen gelernt, daß 
die Einheit der Macht höchstes politisches Gut ist. Aber der von 
Robespierre und Saint- Just ersehnte Staat war vollkommener als 
der Staat Napol&ons. Dieser suchte nur das rein politische Problem 
zu lösen, an das soziale wagte er sich nicht. Die nach dem 9. Ther- 
midor neu begründete Klassenherrschaft der Bourgeoisie blieb be- 
stehen. Ihre Frucht reifte. 

Wenngleich sich oft kritische Einwände erheben und man nicht 
selten breitere Perspektiven wünscht, so ist doch anzuerkennen, daß 
das Buch eine Fülle neuer Gedanken enthält. Es ist in weiten Teilen 
eine „politische Geschichte‘ der Revolution, allerdings von grund- 
sätzlich anderer Art als die Aulards. Es spricht aus ihm das Bemühen 
der Wissenschaft des faschistischen Italiens, die Probleme der fran- 
zösischen Revolution in seinem neuen Geiste zu deuten und die ge- 
wonnene Erkenntnis der Gegenwart dienstbar zu machen. — Aus dem 
umfangreichen Literaturverzeichnis ersieht man, daß M. das einschlä- 
gige Schrifttum sehr wohl kennt. Wenn es auch nicht vollständig sein 
will, so hätten wir doch die Aufnahme einiger weiterer Werke und 
Aufsätze begrüßt!). M. Göhring. 


ı) Z.B.: G. Bourgin, Les cahiers de 1789 et la classe ouvridre; Champion, 
La France d’aprös les cahiers; Dommanget, Le mouvement ouvrier et social 
sous la Constituante; Dutil, L’dtat dconomique dw Languedoc 4 la fin de 
l’Ancien rögime,; Garnault, Le commerce rochelais au 18° sidcle; Labrousse, 
Le mouvement des prix et des revenus au 18° sidcle; Flor&dan, La grande 
misöre au 18° siecle; Kerr, The Reign of the Terror; Mathiez, La Revolution 
frangaise et la thöorie de la dictature (Revue Hist. 1929); Milhaud, La /uite 
des classes ä travers la Rövolution,; Millot, Le comitd permanent de Dijon en 
1789; Pariset, Histoire de la fabrique lyonnaise; Sagnac, La lögislation civile 
de la Re&volution frangaise,; See, Le röle de la bourgeoisie breionne 4 la veille 
de la Revolution; Rouff, Le personnel des premidres dmeutes de 1789 (Rev. fr. 
1909). 
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B. Hinweise und Nachrichten 


Die Herren Verfasser ersuchen wir, Sonderabzüge ihrer in Zeit- 
| schriften erschienenen Aufsätze, die sie an dieser Stelle berück- 
sichtigt wünschen, uns freundlichst einzusenden. 


Die Schriftleitung. 
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Im Juniheft des Bull. Inst. hist. Res. berichtet Edwin F. Pat- 
terson, „The application of small-scale photography to historical 
research material‘, von einer wichtigen Anregung der Anglo American 
Conference of Historians, die Anwendbarkeit des Films als Mittel der 
geschichtlichen Forschung zu untersuchen. K. R.G. 


il Die soziologische und kulturelle Beeinflussung der Gattenwahl 

I und deren große Bedeutung in der Völker- und Rassengeschichte 
erörtert R.C. Thurnwald, Rassenwandel im Lichte der Völkerfor- 
schung (Zs. f. Rassenkunde 7, 1938, 1—13). H.2. 


4 

Der Hinweis Paul Diepgens auf das Buch von Richard H. 
$ Shryock, „The development of modern medicin‘‘ (in der Deutschen 
11 Medizinischen Wochenschrift, 1937, Nr. 45, unter dem Titel ‚Wirt- 
schaftsgeschichte und Medizingeschichte‘‘) ist deshalb wichtig, weil 
N das breit angelegte, offenbar auf weitere Zusammenhänge eingestellte 
H amerikanische Buch über die Geschichte der Medizin bisher noch 
a: nicht übersetzt ist. 


1 
l In der „Welt als Geschichte‘ untersucht Wilhelm Branden- 
| stein, Die Sprache als Geschichtsquelle, die Frage, inwieweit sich 


„aus dem Werdegang einer Sprache auf bestimmte Ereignisse zu- 
rückschließen‘ lasse. 


Ernst Krieck setzt sich in einem äußerlich nur kleinen, inner- 
N lich aber um so kraftvolleren Aufsatz ‚Aufgabe und Möglichkeiten 
N der Geistesgeschichte‘‘ (Volk im Werden 1937, Heft 6) mit den 
| „Fiktionen der universalen Geistesgeschichte‘‘ auseinander, die aus 
a nur äußerlichen Anzeichen formalistische ‚„Entwicklungslinien‘‘ und 
bl Abhängigkeiten konstruierte und dabei die wirklichen völkischen 
ER Zusammenhänge in der geistigen Geschichte der großen Deutschen 
2 übersah. Er stellt der neuen Wissenschaft die Aufgabe, unter den 
u „überlagernden Formeln‘ das ‚„wesenhaft Eigene‘‘ aus der ‚Tiefe 
} lebendiger Wirklichkeit‘ zu suchen. 


Bi J. J. Gapanovich von der National Tsing Hua University in 
Kanton spricht in seiner Arbeit „The problem of Historical Syn- 
thesis‘‘ (Social Research Bd. ı, Nr. 3) über die Rolle, die der ge- 
schichtlichen Deutung und Darstellung gegenüber der ‚allzubeschei- 
denen Aufgabe einer Reproduktion von bloßen Tatsachen‘‘ zukommt. 
Der Beitrag gibt eine knappe, aber gute Übersicht über den inter- 
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nationalen Stand einer methodologischen Erörterung, an der sich 
eine so große Auseinandersetzung wie die mit dem Positivismus ab- 
zeichnet. K. R.G. 
Hans Freyer, Das geschichtliche Selbstbewußtsein 
des 20. Jahrhunderts. Leipzig, H. Keller 1937. 27 S. — Dieser 
Vortrag, der die ersten Ansätze eines geschichtlichen Selbstbewußt- 
seins im 20. Jahrhundert analysieren will, arbeitet glücklich den 
Unterschied des gegenwärtigen Geschichtsgefühls zum Geschichts- 
gefühl des 19. Jahrhunderts heraus. Der Vf. stellt der Überzeugung 
Mommsens, daß Geschichte erst beginne, wenn das gewaltige Leben 
selber still geworden sei, die durchaus gegenteilige Ansicht des poli- 
tisch verwandelten 20. Jahrhunderts gegenüber: ‚Nur eine Gegen- 
wart, die selbst in der geschichtlichen Bewegung steht, hat einen 
Zugang zur Geschichte.‘‘ In knapper Deutung wird der Weg, der 
zwischen den Polen dieser beiden Meinungen liegt, sichtbar gemacht, 
Daß die junge Generation zu ihren anderen Anschauungen und an- 
deren Begriffen vornehmlich dadurch kam, daß sie im Umsturz der 
politischen Ordnungen seit dem Ausbruch des Weltkrieges ungeahnte 
Härtungen erfuhr, wird als einer der entscheidenden Gründe für den 
Wandel ihres Lebens- und Geschichtsgefühls dargestellt. Eine ge- 
schickte Analyse der vorherrschenden Begriffe der beiden Epochen 
vervollständigt das Bild von der Notwendigkeit dieser grundsätz- 
lichen Veränderungen. Wenn das 19. Jahrhundert sein geschicht- 
liches Denken auf Worte wie „Fortschritt‘‘, ‚Entwicklung‘, „Dialek- 
tik‘‘ gründete, so begannen in der neuen Epoche Begriffe wie ‚Ent- 
scheidung‘‘, „Existenz‘‘, ‚„Verantwortung‘‘, Begriffe also einer größe- 
ren Härte und eines klareren Willenseinsatzes, ihre Herrschaft. Mit 
Recht verweist Fr. darauf, daß der Voluntarismus der Gegenwart 
und die neue Wertung des geschichtlichen Tätertums die lebendige 
Verbindung zur Vergangenheit nicht störe.. Im Gegenteil: ‚Die 
Gegenwart weiß sich als Vollstreckerin von Befehlen, die aus der 
Tiefe der Vergangenheit zu ihr dringen.‘‘ Fr. gibt mit dem Vortrag 
eine geschickte und gescheite Interpretation wesentlicher Züge des 
gegenwärtigen Geschehens. K, R. Ganser. 
Kleo Pleyer, Die Kräfte des Grenzkampfes in Ost- 
mitteleuropa. (Schriften des Reichsinstituts für Geschichte des 
neuen Deutschlands.) Hamburg, Hanseatische Verlagsanstalt 1937. 
42 S. 1.50 M. — Kleo Pleyers hämmernde Rede über die Kräfte des 
ostmitteleuropäischen Grenzkampfes, die zu den überragenden Lei- 
stungen des Erfurter Historikertages gehört hatte, läßt beispielhaft 
erkennen, was politische Geschichtschreibung eigentlich ist. Viel- 
fach mißversteht man darunter noch immer die bloße Anwendung 
von Schlagworten oder die gewaltsame Durchführung platter Deu- 
tungen. P. hat demgegenüber die doppelte Kraft, den aktuellen poli- 
tischen Kampf, der ihm seine Erfahrungen liefert, in seiner geschicht- 
lichen Mächtigkeit sichtbar zu machen und umgekehrt die Vergangen- 
heit „aus den höchsten Kräften der Gegenwart zu deuten“. Zu 
seinem Thema bringt P. nichts als eine aneinandergereihte Fülle von 
ı1* 
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Tatsachen; aber er bringt sie so, daß hinter jeder ein Gefüge von 
politischen und damit geschichtlichen Kräften erscheint. Das ist 
das Erregende an dieser Rede, daß in ihr die unheimliche Dynamik 
eines großen geschichtlichen Vorgangs unmittelbar sichtbar wird. 
Einmal verweist P. darauf, daß die bisherige Methode, den Grenz- 
kampf nur von der Geistesgeschichte her zu sehen, dessen politischen 
und geschichtlichen Charakter in der Tiefe völlig verkannt habe. Er 
selber packt bei seiner Untersuchung den Grenzkampf an dessen 
Wirklichkeiten an: dem Ringen um den Acker, der Verquickung 
mit den sozialen und konfessionellen Spannungen, den vielfältig ab- 
gewandelten Formen des zivilen Kleinkrieges zwischen vereinsmäßigen 
und bündischen Gemeinschaften, dem überaus wichtigen Kampf der 
Genossenschaft, der Schule. Damit verweist P. teilweise auf durch- 
aus neue Gegenstände der Forschung. All diese Kräfteformen, die 
die Auseinandersetzung in der ostmitteleuropäischen Grenzzone seit 
einem Jahrhundert bestimmen, in ihrem verwickelten Zusammen- 
wirken zu zeigen, ist die vorbildliche Leistung der Rede. Ein solches 
Gesamtbild konnte nur aus der unmittelbaren Kenntnis der gegen- 
wärtigen politischen Wirklichkeit gegeben werden. Es wäre sachlich 
nicht mehr vertretbar, wenn man angesichts der Fülle von An- 
regungen, die diese politische Rede gerade der strengen Wissen- 
schaft bietet, die Möglichkeit echter politischer Geschichtschreibung 
abstreiten wollte. K. R. Ganeer. 


Der im Jahre 1923 gegründete Historische Verein in Turku 
(Äbo) gibt in unregelmäßiger Folge heraus: Turun Historiallisen 
Yhdistyksen Julkaisuja, d.h. Veröffentlichungen des Turkuer Hist. 
Vereins. Ihr 6. Bd. ist unter dem Titel: Turun Historiallinen Arkisto 
(Turkuer Historisches Archiv) VI in Turku 1937 erschienen. Er ent- 
hält nach einem Überblick über die Geschichte des Vereins vier Auf- 
sätze in finnischer Sprache unter Beigabe einer ziemlich ausführlichen 
deutschen Inhaltsangabe. Der erste dieser Aufsätze von Kaarlo 
Jäntere, Das römische Kaisertum als Träger der Weltreichsidee, 
ist nur ein Ausschnitt aus dem Buch: Die römische Weltreichsidee 
und die Entstehung der weltlichen Macht des Papstes, das der Vf. 
in den Annales Universitatis Turkuensis, Serie B, Bd. 2ı (1936), in 
deutscher Sprache erscheinen ließ, und das mit großer Belesenheit, 
namentlich in deutscher Literatur, und vielfach selbständigen Ge- 
danken die Jahrhunderte von Augustus bis auf Karl den Großen 
beleuchtet. Es folgen zwei weitere Aufsätze von Jäntere: Die 
Revolution in der Geschichte (eine Auseinandersetzung mit G. 
Sorel, Hans Freyer und Eugen Rosenstock) und: Justus Mösers 
Auffassung vom Staat und von der Geschichte (eine kluge Würdi- 
gung, geschrieben vor Erscheinen von Meineckes Entstehung des 
Historismus). Den Schluß bildet Einar W. Juva, Die finnische 
Verteidigungsfrage während der nordischen Krise um die Mitte des 
ı8, Jahrhunderts (die Geschichte Finnlands von 1743—ı1751 betref- 
fend). R. Holtzmann. 
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Das Bull. of the Internat. Committee of Hist. Sciences, 1937, 
Nr. 36, bringt die Vorträge des Zweiten Internationalen Kongresses 
für Literaturgeschichte, der 1935 in Amsterdam stattgefunden hat. 

Die Kommission für den Gesamtkatalog der Wiegendrucke bringt 
eine von Wieland Schmidt zusammengestellte Bibliographie der 
„Schriften Konrad Haeblers‘‘ heraus; es handelt sich dabei um 
einen ergänzten Neuabdruck zweier früherer Verzeichnisse aus den 
Jahren 1917 und 1927. Das Verzeichnis teilt sich in die Abschnitte 
„Geschichte und Kulturgeschichte‘, ‚„Handels- und Wirtschafts- 
geschichte‘, „„Buch- und Bibliothekswesen‘ und ‚Autobiographi- 
sches‘. K. R.G. 

Die Bedeutung des Oberrheins und das politische Schicksal 
des rheinischen Volkes in einem Jahrtausend deutscher Geschichte 
stellt Gerhard Ritter in seiner Rede zur feierlichen Immatrikula- 
tion im April 1937 den Studierenden der Universität Freiburg ein- 
drucksvoll vor Augen. (Gedr. als Heft 25 der Freiburger Univ.- 
Reden unter dem Titel ‚Der Oberrhein in der deutschen Geschichte‘. 
36 S.) E.B. 

Im Bull. Inst. hist. Res. 1937, Nr. 44, berichtet Seymour de 
Ricci in seinem Aufsatz ‚Survey of manuscripts in the British Isles‘ 
von einem Unternehmen, eine Bibliographie der auf den Britischen 
Inseln vorhandenen geschichtlichen Dokumente zusammenzustellen. 


-Das soll in der Form geschehen, daß nicht die Dokumente im einzelnen 


aufgezählt, sondern eine Liste der bereits vorhandenen amtlichen und 
privaten Sammlungen gegeben wird. — Das gleiche Heft bringt einen 
Beitrag: „The location of seventeenth century documents described in 
the first nine reports of the Historical Manuscripts Commission‘, 
außerdem eine Liste der frühesten Mitglieder der Royal Society. — 
Das Ergänzungsheft November 1937 ist ausgestaltet als ‚Guide. to 
the historical publications of the Societies of England and Wales“. 
K. R.G. 
The Victoria History of the Counties of England. Ed. L.F.Salz- 
man. Northampton vol. 4. Sussex vol.9. Published for the Uni- 
versity of London Institute of Historical Research by the Oxford 
Univ. Press. 1937. XV u. 300, XV u. 279 S. Fol. 916. 63 u. 42 $. — 
Dies berühmte Denkmal englischen Gemeinsinns in orts- und alter- 
tumsgeschichtlicher Forschung der unzähligen überwiegend un- 
zünftigen Pfarrer, Kunsthistoriker, Juristen, Grundbesitzer, Ge- 
schäftsleute, die als ‚Antigquarians‘‘ zusammenhalten, hat zwar seit 
seiner Begründung kurz vor dem Kriege die in einem Vierteljahr- 
hundert unausbleiblichen Wechselfälle erlebt. Ein mir vorliegender 
Prospekt des zuerst mit der Veröffentlichung betrauten Verlags Con- 
stable für ı. VI. 1914 gibt für die Grafschaften Northampton und 
Sussex die vermeintliche Höchstzahl der Bände auf je 4 an; jetzt 
liegt mit dem vierten über Northampton noch nicht der letzte vor, 
und über Sussex gar der neunte, nachdem beschlossen worden ist, 
den alten Grafschaftsabteilungen der sog. Rapes hier je einen Band 
zu widmen (dieser behandelt die Rape von Hastings). Aber auch 
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inhaltlich bemerkt man Veränderungen des ursprünglichen Plans, 
z.B. das fast völlige Zurücktreten der anfangs mit ins Auge ge- 
faßten naturwissenschaftlichen (geologisch-paläontologischen, bota- 
nischen und zoologischen) Forschung ebenso wie der vorgeschichtlichen 
und römischen, die sich wohl in Einleitungen und Sonderbände 
zurückgezogen haben. Was bleibt, ist die echt englische Verbindung 
von Dingen, die auf dem Festland und namentlich bei uns in ganz 
verschiedenen Publikationen behandelt werden würden: Neben den 
weit im Vordergrunde stehenden Kunstdenkmälern und urkundlichen 
Besitzverhältnissen, die für England gefühlsmäßig, aber auch juri- 
stisch so wichtige Heraldik und Ahnenkunde, begleitet von ört- 
lichen und landschaftlichen Beschreibungen, die zuweilen an unsere 
modernen Reisehandbücher erinnern und als Quellen neben wissen- 
schaftlichen Sammlungen auch Gesellschaftszeitschriften wie ‚Country 
Life‘ und die bekannten englischen Landadreßbücher, ‚Kelly’s 
Directories‘‘, nennen. Man darf dabei nicht vergessen, daß die eng- 
lische Orts- und Landschaftsgeschichte vor allen anderen Ländern 
den unendlichen nationalen Vorteil der festen Grundlage genießt, 
die ihr schon im Hochmittelalter durch ein Gesamtwerk wie das 
Domesday Book der Normannischen Eroberung gegeben wurde. So 
ist denn auch die Einteilung der Grafschaftsgeschichten ohne Rück- 
sicht auf die modernen Verwaltungsbezirke, Country und Urban 
Districts, die mittelalterlich-germanische nach Hundertschaften (Hun- 
dreds) und Pfarreien (Parishes), in denen schließlich wieder die 
alten Grundherrenhöfe (Manors) neben den Kirchen, Klöstern und 
Hochadelsschlössern als Mittelpunkte baulicher Erhaltung und histo- 
rischer Überlieferung die beherrschende Rolle spielen. Die Benützung 
der einzelnen Bände ist durch die Verschiebung der Registrierung 
an den Schluß der einzelnen Grafschaftszeichen erschwert. Der 
überwiegende Eindruck ist sozialgeschichtlich zwar großer Wechsel 
der führenden Nieder- und Hochadelsfamilien in der Zeit, aber ihre 
desto größere, gleichsam horizontale Machtausbreitung über ganze 
Landschaften (weshalb der Engländer ja auch gern von „alten 
Grafschaftsfamilien‘ spricht). In Einzelfällen sind, wie bei den 
Säkularisationen Kirchengüter in Privathand, schon vor dem 20. Jahr- 
hundert Privatgüter in Korporationsbesitz, z. B. von Schulen, über- 
gegangen. Der genauesten Belegung jeder Angabe für Mittelalter 
und Frühneuzeit entspricht nicht immer Vollständigkeit für den 
neueren Besitz (vgl. die widersprechenden Angaben über die Erbin 
des berühmten Geldtheoretikers Loyd-Overstone Lady Wantage 
North. 4, 67 ff.). Die reichen Beigaben von Photographien und Plänen 
haben nicht nur künstlerischen und kulturellen, sondern bisweilen 
auch politischen Wert (vgl. die Wasserburgen aus Rosenkriegs- und 
früher Tudorzeit, Suss. 9, 130 ff., 259 ff., R. Kiplings Landsitz Bate- 
man’s, Buewash, ebd. 195). 

Heidelberg. C. Brinkmann. 

Die Rev. hist. 1937, Heft 2, bringt eine Untersuchung von Jacob 
S. Worm-Müller (Oslo) über die ‚Histoire de la Navigation norve- 
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gienne“, die sich lediglich auf die neueste Zeit erstreckt und im we- 
sentlichen über statistische Angaben zur Entwicklung der norwegi- 
schen Schiffahrt nicht hinauskommt. 


Im Journ. Mod. Hist. Bd. 9, Heft 2, schreibt Anatole G. Ma- 
zour über „Modern Russian Historiography‘‘, die er bei Vasily N. 
Tatishchev (1686—ı750) beginnen läßt und deren Entwicklung er 
bis heran an die revolutionäre Epoche schildert; ‚die Zukunft der 
russischen Geschichtschreibung ist schwer vorauszusagen‘. Er hebt 
besonders auch einige Deutsche hervor: Gerhard Friedrich Müller 
(1705— 1783), dessen ‚„‚Verdienste kaum überschätzt werden können‘, 
und August Ludwig von Schlözer (1735—1809) — beide Anreger für 
die Geschichtschreiber der Russen selber, die knapp charakterisiert 
werden. 

Harry Jewell Sarkiss (‚The Armenian Renaissance 1500— 
1863‘; Journ. Mod. hist., Bd. 9, Nr. 4) führt die armenische Wieder- 
geburt auf vier Ereignisse zurück: die Einführung des Buchdrucks 
im 16. Jahrhundert, den erzieherischen Einfluß italienischer Mönche 
im 14. und wiederum im 17. Jahrhundert, die Wiederbelebung der 
armenischen klassischen Literatur im Venedig des ı8. Jahrhunderts, 
und die Modernisierung der armenischen Sprache und den damit 
verbundenen Aufstieg der Literatur im 19. Jahrhundert. K. R.G. 


VORGESCHICHTE UND ALTERTUM (BIS 476) 


Zeitschriftenbericht von H. Zeiß (Vorgeschichte); und U. Gmelin (Römische Geschichte) 


Die Ausbreitung der indogermanischen Sprachen erklärt E. 
Kayser, Das Volk der Idg. und seine Erforschung (Arch. f. Bevölke- 
rungswiss..u. Bevölkerungspol. 7, 1937, 276—288) als das Ergebnis 
der Auswanderung von Kolonistengruppen, die als politisch und 
kulturell überlegene Minderheiten die Entwicklung anderer Völker 
bestimmten. Die vorgetragenen Gesichtspunkte sind für die Beur- 
teilung der sprachgeschichtlichen Ergebnisse von Wert. Auf die 
Vorgeschichtsforschung geht K. nicht ein. 


Vom Ende der Steinzeit bis in die Zeit der Bekehrungskreuzzüge 
führt in kurzem Überblick C. A. Nordman, Germanen und Finnen in 
der Vorgeschichte Finnlands (Mannus 29, 1937, 477—501). Am nach- 
haltigsten erscheint der gotische Einfluß vor, der schwedische nach 
der großen Völkerwanderung. 

Für den altbronzezeitlichen Kupferbergbau in den nördlichen 
Ostalpen, der diesem Gebiet seit der ersten Hälfte des 2. vorchr. 
Jahrtausends besondere wirtschaftliche Bedeutung verleiht, gibt 
P. Reinecke, Neue frühbronzezeitliche Hortfunde aus Südbayern 
(Germania 22, 1938, 4—7) weitere Belege. 

C. Schuchhardt, Die Urillyrier und ihre Indogermanisierung 
(Abhdl. Pr. Akad.d. Wiss. 1937, Phil.-Hist. Kl. Nr. 4, 36 S.) beleuchtet 
die Bedeutung der wichtigen Funde von Vinda bei Belgrad für diese 
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Frage und tritt auch von neuem für die Zugehörigkeit der Lausitzer 
Kultur zum nordischen Kreis ein (vgl. H.Z. 153, 167). 

Zur Geschichte der ältesten Eisenindustrie sei auf die Diskussion 
zwischen A. Hertz und H.C. Richardson, Iron: Prehistoric and 
Ancient (Amer. Journ. of Archaeol. 41, 1937, 441—451) aufmerk- 
sam gemacht. R. verzeichnet u.a. die Literatur über die Einwände 
gegen den Brief des Hethiterkönigs Hattusil III. an Ramses II., 
auf Grund dessen eine Eisenindustrie im nordöstlichen Kleinasien 
im 13. vorchr. Jahrhundert angenommen worden ist. H.Z. 


Eine auf den ersten Blick erstaunende, aber recht aufschlußreiche 
Untersuchung stellt A. Rehm über die ‚automatische‘‘ Fortbewegung 
auch schwererer Lasten an: ‚Antike Automobile‘‘, Philologus 92 (1937), 
317—330. 

H. Volkmann, Der Zweite‘ nach dem König, Philologus 92 
(1937), 285—316, mustert die antiken Höfe durch, an denen diese 
Würde eine Rolle gespielt hat. U.G. 


Grace Harriet Macurdy, Vassal Queens and some contempo- 
rary Women in the Roman Empire (The Johns Hopkins University 
Studies in Archaeology Nr. 22). Baltimore, The Johns Hopkins Press 
1937. XI, 148 S. 6 Tafeln. 3 Doll. — Die Verfasserin setzt mit diesem 
Buch ihr früheres Hellenistic Queens (1932) fort und will zeigen, wie 
auch nach dem Zusammenbruch der hellenistischen Königreiche noch 
weiterhin Frauen in den Vasallenstaaten des Römerreiches eine 
politische Rolle spielten. Zur Ergänzung und um mancherlei Be- 
ziehungen, die politisch wirksam wurden, aufzuzeigen, beginnt sie 
mit einem Überblick über die Frauen des julisch-claudischen Hauses. 
Es folgt ein etwas an der Oberfläche bleibender Abschnitt über 
„Freunde‘ und ‚Freunde und Bundesgenossen‘‘ der Römer als Vor- 
bereitung ihres Begriffs der Vasallenköniginnen. Auch dieser Begriff 
erweist sich im weiteren Verlauf als nicht klar umrissen; denn außer 
den Vasallenköniginnen in Bithynien, Bosporus, Pontus und Thrakien 
und neben den beiden Gemahlinnen des Mauren Juba, dazu den 
Frauen des Hauses des Herodes und den Königinnen von Kommagene 
werden auch die Illyrierin Teuta, die britische Freiheitsheldin Boudicca 
und die Palmyrenerin Zenobia einbezogen. Das recht ungleichmäßige 
Quellenmaterial ist vollständig verwertet. Doch legt sich Vf. vielfach 
in ihren Urteilen nicht die gebotene Reserve auf. Und man ist ver- 
sucht, bei aller Anerkennung für den sonst gezeigten wissenschaft- 
lichen Ernst, einen Satz, den sie gelegentlich zur Beurteilung der 
Schilderung der Zenobia in der Historia Augusta prägte „Die Details 
ihres Lebens sind guter Journalismus‘ auch auf manche Teile ihrer 
Darstellung anzuwenden. Vielleicht ist das Ganze doch schon etwas 
zu stark darauf abgestimmt, was sie am Schluß mit einem, freilich 
sehr mutatis mutandis verwendeten Plutarchwort aus dem Kleomenes 
39, daß Frauen nicht unebenbürtige Rivalinnen der Männer seien, 
zum Ausdruck bringt. 


Erlangen, W,. Enßlin. 
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Aus der Rev. hist. de droit frangais et &itranger 16 (1937) notieren 
wir: (193—241) P. Gonnet, Le droit du magistrat Romain de faire, 
dans son propre inter&t, acte de jurisdiction volontaire, und (242—293) 
L. Gellet, Essai sur le seönatus-consulte „de Asclepiade sociisque‘. 

E. Hohl, Zu den Testamenten des Augustus, Klio 30 (1937), 
323—342, nimmt zum zweiten Male (vgl. Philol. Woch.schr. 1937, 
Sp. 574—585) zu W. Webers Princeps I in kritischen (aber nicht 
immer sachlichen) Argumenten Stellung. 

H. Nesselhauf, Von der feldherrlichen Gewalt des römischen 
Kaisers, Klio 30 (1937), 306—322, widmet den Begriffen imperalor 
und proconsul in ihrer Bedeutungsentwicklung von Augustus’ im- 
perium proconsulare bis zu Trajans Titulaturänderung eine klärende 
Untersuchung, die der Universität Königsberg als Habilitationsvortrag 
unterbreitet worden war. 

K. Pink, Römische und byzantinische Gewichte, Klio 30 (1937), 
346—352, legt einen vorläufigen Bericht über eine größere Abhand- 
lung vor, die die bisher vernachlässigten Gewichte als historische 
Quellen auswerten und dazu das Material der römischen und byzan- 
tinischen Kaiserzeit bis ins 7. Jahrhundert heranziehen will. 

H. Schoppa, Römisches Handelsgut in Westfalen, Welt als 
Geschichte 3 (1937), 464—472, versucht eine historische Auswertung 
der Funde, die jüngst Chr. Albrecht in seinem Buch ‚‚Frühgeschicht- 
liche Funde aus Westfalen im städtischen Kunst- und Gewerbe- 
museum Dortmund‘ vorgelegt hat. 

G. Trathnigg, Glaube und Kult der Semnonen, Arch. Rel. 
Wiss. 34 (1937), 226—249, setzt sich im Rahmen eines längeren Auf- 
satzes mit dem gleichlautenden Beitrag von Alois Cloß auseinander, 
erschienen in W. Koppers, Die Indogermanen- und Germanenfrage, 
Wiener Beitr. z. Kulturgesch. und Linguistik 4 (1936), 549ff. 

Aus der Zs. „Die alten Sprachen‘ 2 (1937) notieren wir: (69—75) 
H. Oppermann, Arminius bei Tacitus, und (87—97) Th. Steeger, 
Zur Auswertung der römischen Geschichte im Sinne einer national- 
politischen Erziehung. 

E. Swoboda, Das Parthener-Problem, Klio 30 (1937), 290—305, 
beschäftigt sich mit der Frage, wo die bei Plin. nat. hist. III 22, 143 
erwähnten Partheni gesessen haben. U.G. 

Karl Hofmann, Die germanische Besiedlung Nord- 
badens. Heidelberg, C. Winter, 1937. 67 S. RM. 1.85. — Der Ab- 
sicht, die Besiedlungsgeschichte mit Hilfe der Sprachforschung auf- 
zuhellen, könnte man gern zustimmen; aber Vf. ist auf diesem Gebiet 
so unsicher, daß er z. B. den Namen der Kimbern, dessen neuzeitliche 
Gestalt das dänische Himmerland enthält, mit „Zimmern“ gleich- 
setzt (S.6), kelt. durum in Dürrheim sucht (S. 26; vgl. dagegen 
Salodurum — Solothurn) und Danubius aus dem Germanischen her- 
leitet (S. 31). Ganz unglücklich ist der Gedanke, das F auf dem 
Miltenberger Toutonenstein als Fundusios (S. 4) zu lesen; Dowwdodauo: 
bei Ptolemäus ist ja nur ein Schreibversehen für Eudusii (vgl. Much 
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bei Hoops, Reall. ı, 634 f.). Lentienses und Brisigavi sind Gaunamen 
des 4. Jahrhunderts, die nicht mit älteren civitates vermengt werden 
dürfen (S. 16). Gelegentliche Bemerkungen über Bodendenkmäler 
sind unzuverlässig; so gehen weder die (keltischen) Viereckschanzen 
vom Typ Gerichtstetten (S. 13) noch die Hallstatt-Grabkammer bei 
Villingen (S.44) auf die Kimbern zurück, und Reihengräber des 
7. Jahrhunderts (Handschuhsheim $.21ı) besagen nichts für die 
Landnahme nach 260. Ohne eine gründliche Überprüfung des um- 
fangreichen zusammengetragenen Stoffes, die sich auch auf die ver- 
muteten Spuren altgermanischen Brauchtums (S. 46—66) zu er- 
strecken hätte, vermag die Schrift das anerkennenswerte Streben des 
Vf.s nicht zu verwirklichen. 
München. H.Zeiß. 


H. von Petrikovits, Eine Bauinschrift des Lagers der legio I 
in Bonn (Germania 2I, 1937, 233—235) vermag diese auf 52—54 
n. Chr. festzulegen und damit ein neues Zeugnis für den planmäßigen 
Ausbau der römischen Stellung am Rhein unter Claudius nachzu- 
weisen. 

L. Hahl, Zur Matronenverehrung in Niedergermanien (Ger- 
mania 21, 1937, 253—264) prüft die Bilder der Matronenaltäre als 
Zeugnisse für das Wesen dieser Gottheiten und arbeitet die ein- 
heimischen wie die aus antiker Tradition stammenden Züge sorg- 
fältig heraus. 

Die Entwicklung eines vorrömischen dakischen Kultes zu einer 
besonders in Dakien, Mösien und Pannonien verbreiteten synkreti- 
stischen Religion behandelt D. Tudor, / cavalieri danubiani (Ephem. 
Dacoromana 7, 1937, 189—356) auf Grund einer umfassenden Material- 
sammlung und in fruchtbarer Auseinandersetzung mit den älteren 
Anschauungen. 

Die Annahme später Romanisierung der alpinen ‚‚Räter‘‘ stützt 
K. Keller-Tarnuzzer, Römische Kalköfen auf der Luzisteig 
(67. Jahr.-Ber. d. Hist. Ant. Ges. v. Graubünden, 1937, 33—62) mit 
einem bemerkenswerten Grabungsbefund. 

Für die übliche Ansetzung der Markomannen im böhmischen 
Kessel, die angezweifelt worden ist (vgl. H.Z. 157,615) tritt K.Schirm- 
eisen, Zum Schema des Ptolemäischen Germanien (Zeitschr. d. dtsch. 
Ver. f. d. Gesch. Mährens und Schlesiens 39, 1937, 125—140) ein; 
er bringt manche andere bemerkenswerte Überlegungen zur Geo- 
graphie des östlichen Germanien. 

Bei der Bildung des Sachsenstammes schreibt K. Waller, Der 
Ursprung der sächsischen Keramik (Mannus 29, 1937, 477—501), 
nunmehr die Hauptrolle sächsischen Einwanderern aus Holstein zu, 
welche die Chauken durch Krieg unterworfen hätten. 

L. Schmidt, Mundiacum und das Burgunderreich am Rhein 
(Germania 21, 1937, 264—266) vermutet M. in der Kölner Gegend 
und wendet sich in Kürze gegen die Annahme, das Burgunderreich sei 
am Niederrhein zu suchen. H.2. 
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Zeitschriftenbericht von Walter Holtzmann 


In einem Aufsatz ‚‚Über Siegelkonservierung, Siegelreproduktion 
und Siegelbeschreibung‘ (Jb. d. Els.-Lothr. Ges. Wiss. zu Straß- 
burg ı0, 1937, S. 194—205) spricht sich Ch. Wittmer auf Grund 
seiner Erfahrungen im Straßburger Stadtarchiv gegen Reproduktion 
nach Gipsabgüssen, für Photographien mit Tageslicht und für An- 
legung von Siegelkartotheken in den Archiven aus. JB. 

Die’ frühchristliche Kirche von Lorch, die E. Swoboda, Lauria- 
cum: Grabungen in Enns im Jahre 1936 (Jahr.Hefte d. Österr. Arch. 
Inst. 30, 1937, 254—307) neben Lagerbauten als wichtigstes Ergebnis 
vorlegt, ist als erstes Beispiel einer Kirche aus dem Wirkungskreis 
St. Severins bemerkenswert; die über ihr entstandenen mittelalter- 
lichen Bauten sprechen für ununterbrochene Tradition. 

Aus den von Germanen stammenden Geschichtswerken von 
Jordanes bis Snorri Sturluson folgert R. Buchner, Das Geschichts- 
bewußtsein der Germanen (Mannus 29, 1937, 459—477) eine Über- 
legenheit gegenüber der spätantikchristlichen Geschichtsschreibung. 
B. kündigt in dem aus einem Vortrag hervorgegangenen Aufsatz 
ausführlichere Untersuchungen an. H.2. 

Ch. Diehl, Theodora, imperatrice de Byzance. Paris, E. de 
Boccard 1937. 314 S. — Das zierliche Büchlein, von der Hand 
des Meisters der kulturgeschichtlichen Biographie im Bereiche der 
byzantinischen Welt, ist ein Nachdruck des im Jahre 1904 zuerst 
bei Eug. Rey erschienenen, dann wiederholt aufgelegten und auch 
in fremde Sprachen übersetzten Werkchens. Die längst berühmt 
gewordene, lebensvolle und anziehende Darstellung hat auch heute in- 
sofern nichts an ihrer Bedeutung eingebüßt, als sie, im Gegensatze zu 
gedankenlosen und ungeschichtlichen, auf Sensation spekulierenden 
Machwerken der letzten Jahrzehnte über Theodora auch von deutschen 
Verfassern, dieser aus niederem Stande zur Gattin Justinians empor- 
gestiegenen Frau auch als großer Persönlichkeit und glücklich ge- 
bietender Kaiserin gerecht wird, ohne dabei etwa ihre frauliche 
Tugend um jeden Preis verteidigen zu wollen. F. Dölger. 

Gerhard Lebrecht Wiens, Die frühchristlichen Gottes- 
bezeichnungen im Germanisch-Altdeutschen. Berlin, Junker 
& Dünnhaupt 1935. 96 S. 4 RM. — Untersuchungen, die besonders 
von Ehrismann und Trier geführt worden sind, haben gelehrt, aus 
der Geschichte der Wörter und Wortfelder geistesgeschichtliche 
Erkenntnisse zu schöpfen; sie haben auch die vorliegende Schrift 
angeregt, die aus dem Neben- und Nacheinander der germanisch- 
altdeutschen Gottesbezeichnungen Schichten der Gedankenarbeit 
bei Aneignung des Christentums abzulesen unternimmt. „Die Ge- 
schichte der Gottesbezeichnungen im Germanisch-altdeutschen ist 
die Geschichte der Mission und des Frühchristentums im deutschen 
Raum bis zur Verhärtung der christlichen religiösen Terminologie‘. 
Bildet auch das so in Untersuchung gezogene Wortmaterial eine zu 
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schmale Basis für ein so weit gestecktes Vorhaben, so ist doch die 
Arbeit gründlich und selbständig geführt und bietet reichen Ertrag. 
Allerdings wird sie in ihrem Fortgang von Unklarheiten der Dispo- 
sition beeinflußt, die zwischen Entwicklungsstufen (Sachsenmission, 
Otfrid) und Wortgruppen (,,rex gloriae‘‘ etc.) schwankt. In der Ein- 
leitung zeichnet sich Vf. drei Hauptstufen vor: ı. eine Grundschicht 
christlicher Terminologie wurde durch die gotische Bibel gelegt, — 
Vf. setzt voraus, daß sie für alle weitere Gedankenarbeit mehr oder 
weniger die Grundlage bildete (hierher frauja, nasjands, *skapjands). 
2. Der Heliand wie auch ags. Denkmäler vertreten eine Stufe, die 
christliches Gedankengut nach der heroischen Geistesart der eigenen 
Vergangenheit hin ausformte (drohtin, thegan = ‚Herr, Dienstmann‘‘, 
womit das Bild des Gefolgswesens erweckt wird; doch fehlen daneben 
nicht die aus klösterlichem Sprachgebrauch stammenden herro, 
iungaro = lat. „senior, iunior“). 3. Otfrid ist das Hauptbeispiel 
für das Durchdringen der christlich-mönchischen Liebesethik, obwohl 
das terminologisch Neue bei ihm sich weniger in den Gottesbezeich- 
nungen findet (drut = „dilectus‘‘, Jiob, gotes friunt etc.). Am Schlusse 
der Reihe steht Notker, bei ihm zeigt sich bereits die Verfestigung 
der Terminologie, die dann bis heute sich nicht mehr wesentlich 
verändert hat. (Später, S. 87ff., wird zwischen die erste und zweite 
noch eine weitere Entwicklungsschicht, die „ausgleichende Schicht 
der frühen Quellen‘ eingestellt, was für die Klarheit des Bildes nach- 
teilig ist: die hier statuierte „erste Vergeistigung‘‘ scheint von einem 
paganisierenden Rückgriff, eben der heroischen Wortgebung ge- 
folgt — Heliand! —; hier wird sichtbar, daß zeitliche und örtliche 
Gruppierungen sich kreuzen). Auch in der Wortbildung vermag Vf. 
ähnliche Schichtungen aufzuweisen: die älteste (gotische) Schicht 
bevorzugt für die erforderten nomina actoris Partizipialstämme mit 
substantivischer Flexion (nasjands, *skapjands), die südgerm. nicht 
mehr recht entfaltet, im Deutschen fast verschwunden sind; hier 
werden n-Stämme für nomina actoris verwandt (skepho, mundboro), 
schließlich dringt das Lehnsuffix -@ri vor (haltari, scheffari, besonders 
bei Notker). In einer Abschweifung S. 30ff. nimmt Vf. Stellung zu 
der Frage, ob eine einstige Verehrung von Fro und Balder auf 
südgerm. Boden anzunehmen sei; beides wird bejaht, doch mit der 
Maßgabe, daß im deutschen Bereich beide Namen vielleicht über rein 
appellative Geltung nicht hinausgekommen sind, also Titulaturen 
blieben nach Art des taciteischen ‚regnator omnium“. 
Bonn. H.Hempei. 


H. J. Wolf erläutert in der Tijdschr. voor Rechtsgesch. 14 (1936), 
398—420 „Römische Grundstückskaufverträge aus dem Vandalen- 
reich‘, welche zeigen, daß auch die Vandalen ‚die in den germa- 
nischen Staaten der Völkerwanderungszeit übliche liberale Haltung 
gegenüber dem Privatrecht der eingesessenen Bevölkerung ein- 
nahmen“. 

R. Cessi, „Bizantini e Longobardi in Italia nel sec. VI“, Atti 
dell’ Ist. Veneto 95 parte II (1935—36), 435—62, beschäftigt sich mit 
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der politischen und Kriegsgeschichte sowie mit der Chronologie der 
fränkischen Kriege gegen die Langobarden von 583 ab. 


B. Pagnin, ‚„Contributo per lo studio dei manoscritti veronesi dei 
secoli VI—VIII“, Atti dell’Ist. Veneto 95 parte II (1935—36), 421—34, 
mit 5 Tafeln, setzt sich kritisch auseinander mit E. Carusi und W.M. 
Lindsay (Mon. palaeogr. Veronensia II, 1934) über die Entwicklung 
der vorkarolingischen Minuskelschrift in Verona. 

Die ‚„Frühgeschichtlichen Siedlungsstudien‘‘ von K. Simon, 
Zs. f. dt. Altert. 74 (1937), 165—210, 229-—67, bieten ein umfang- 
reiches Ortsnamenmaterial auf in der Hoffnung, hieraus Anhalts- 
punkte für die Wanderung und Siedlung der germanischen Stämme 
auf deutschem Boden zu gewinnen. Bisher sind erörtert die Kimbern, 
Teutonen, Ambronen, Haruden, Jüten, Warnen, Angeln (und Ver- 
wandte), Sachsen, Friesen, Wagrier, Wandalen, Langobarden, Silin- 
gen und Schwaben. Wie weit das Material siedlungsgeschichtlich 
für beweiskräftig gelten darf, wird spätere Diskussion zeigen müssen. 


In der Zs. f. slaw. Philol. 14 (1937), 255—70, setzt sich R. Käub- 
ler, „Wogastisburg‘‘ für die Identifizierung dieses Ortes der Schlacht 
zwischen den Franken und den Slawen Samos 631 mit dem Burberg 
bei Kaaden ein, was früher schon gelegentlich vertreten, aber auch 
bestritten wurde. 

Das neue Bündel von „Untersuchungen zur Geschichte der alten 
Sachsen‘ von M. Lintzel, Sachsen-Anh. 13 (1937), 23—77, beschäf- 
tigt sich zunächst mit der Widerlegung neuerer Ansichten von Kahr- 
stedt, Edw. Schröder und Brandi über das älteste Vorkommen des 
Sachsennamens und das Fortleben der Cherusker in dem späteren 
Sachsen; dann bespricht L. Karl Martells Sachsenkrieg von 738, der 
die Missionierung Hessens durch Bonifaz gefördert hat, und die Zu- 
sammensetzung der Capitulatio de partibus Saxoniae, in deren Kap. 
24—31 (oder 34) er eine spätere Erweiterung feststellen möchte. 


In den Rhein. Vjsbll. 7 (1937), 373—327, nimmt Fr. Steinbach 
zu dem „Ständeproblem des frühen Mittelalters‘ auf Grund der 
jüngsten Arbeiten von Heck, Lintzel, S. Stein, Petri u.a. Stellung. 
Trotz einer Polemik gegen Lintzels Warnung, die Dinge für alle 
germanischen. Stämme zu vereinheitlichen, nähert er sich seiner Auf- 
fassung doch im Sinne einer dynamischen Erklärung der ständischen 
Differenzierung im fränkischen Gebiet. Er will die Dinge so erklären, 
daß ein ursprünglicher, normbildender Freienstand durch Vorgänge 
der Eroberung für unterworfene oder rechtlich minderfreie germa- 
nische und volksfremde Bevölkerungsteile geöffnet wurde, während 
sich die ursprüngliche herrschende (und erobernde) Volksschicht als 
bevorrechteter Herren(= Adels)stand darüber erhob. 

A. Bruckner, „Untersuchungen zur älteren Abtreihe des 
Reichsklosters Murbach‘‘, Elsaß-lothr. Jb. 16 (1937), 31—58, stellt 
nach einer durch Bildbeigaben unterstützten Schilderung der älteren 
Überlieferung eine neue kritisch bereinigte Abtsliste von 713—913 
zusammen. 
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In den Neuen Heidelberger Jahrb. NF. 1937, S. 28—54, ist eine 
nachgelassene Arbeit des im vorigen Jahre verstorbenen Kl. Löffler, 
„Die St. Galler Schreibschule in der ı. Hälfte des 9. Jahrhunderts‘, 
leider ohne Abbildungen, veröffentlicht. 


T. Leporace, „Un diplome dell’imperatore Guido e il suo ‚actum‘“, 
Bull. Ist. Ital. 52 (1937), 257—63, berichtigt die bisherige Identifi- 
zierung des Ausstellungsortes eines Diploms vom April 894 (Castel 
Ritaldi, Petrognano bei Spoleto). 

G. Vaccari veröffentlicht im Bull. Ist. Ital. 52 (1937), 97—106, 
„una serie inedita di abati del monastero di Bobbio‘‘ aus später Über- 
lieferung, offenbar auf Grund der lückenhaft erhaltenen Urkunden 


und ohne besonderen Wert, sowie kritische Bemerkungen zu der 
Abtsliste Cipollas. 


J. M. Hussey, Church and Learning in the Byzantine Empire 
867—ı1185. Oxford, University Press 1937. IX, 259 S. — Wer es noch 
nicht wüßte, dem müßte der Titel dieses Buches es sagen: daß im by- 
zantinischen Reiche mit seinem theokratisch und christologisch unter- 
bauten Staatsgedanken auchdas Bildungswesen unterdem beherrschen- 
den‘ Einfluß der Kirche als der gottgewollten Hüterin der geistigen 
Güter der christlichen Oikumene stand. In der Tat läßt auch die Vor- 
rede der Verfasserin eine Untersuchung dieses aufschlußreichen Verhält- 
nisses zwischen der Kirche und den Bildungsströmungen der politisch 
glanzvollsten Zeitspanne der byzantinischen Geschichte erwarten. 
In diesem Punkte bedeutet das Buch eine Enttäuschung, indem es 
vielmehr in einem ersten Teil gesondert die Entwicklung der Bildungs- 
einrichtungen und eine Würdigung der großen gelehrten Persönlich- 
keiten und Strömungen des Zeitraumes (Psellos, Johannes Italos), 
in einem zweiten Teil die wichtigsten Elemente der byzantinischen 
Kirche (kirchl. Organisation, Patriarchat, Mönchtum) und einen her- 
vorragendenVertreter der byzantinischen Mystik, Symeon den Jüngeren, 
behandelt. Diese einzelnen Kapitel dürfen dann freilich für sich in 
Anspruch nehmen, zusammenfassende und vorzüglich orientierende 
Übersichten über den Stand unserer Kenntnisse zu sein ; der Abschnitt 
über Psellos z. B. (in dem leider die neue Ausgabe des ı. Buches der 
Kleinen Schriften nicht mehr benutzt werden konnte) und insbeson- 
dere über Symeon den Jüngeren, von dem H. eine Neuausgabe vor- 
bereitet, gehören zweifellos zu den besten monographischen Behand- 
lungen dieser Gegenstände, welche wir haben. Gelegentlich ist auch 
die Spannung zwischen kirchlich-dogmatischer Starrheit und den 
Ansätzen hellenisch-fortschrittlicher Freiheitsbewegung, wie sie 
hauptsächlich in den haeretischen Zirkeln der Komnenenzeit zum 
Ausbruch drängt, gut herausgearbeitet. Im ganzen aber mehr Analyse 
als Synthese, rechtfertigt das Buch seinen Titel eher als Zusammen- 
fassung an sich höchst wertvoller Einzelbilder denn als Versuch 
einer grundsätzlichen Lösung der Frage: Kirche und Bildung für das 
christliche Mittelalter des Ostens. 

München. F. Dölger. 
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In die Frühzeit Norwegens, zwischen 800 und. 960, führt 
A.W. Brogger, Gullalder (Viking ı, 1937, 137—195); er bespricht 
wichtige politische Begriffe (rike, velde), geht ausführlich auf die 
Großgrabhügel und Königsgräber auch nach der rechtlichen Be- 
deutung hin ein und schließt mit der Auswertung der zeitgenössischen 
Dichtung. 

H. Jankuhn, Die Ausgrabungen in Haithabu 1935/36 (Offa 1, 
1937, 3—47), führt in Einzelfragen über seine zusammenfassende 
Darstellung (Haithabu eine germanische Welt der Frühzeit, Neu- 
münster i. H. 1937) hinaus. Als geschichtlich besonders bedeutsam 
ist der hier genauer erbrachte Nachweis enger Beziehungen der ältesten 
als Sliesthorp bzw. Sliaswic bezeichneten Siedlung zum Rheingebiet 
(z.B. karolingische Tonware) hervorzuheben. 

P. Grimm, Stand und Aufgaben der Burgenforschung in Mittel- 
deutschland (Mitteldeutsche Volkheit 1937, 5—10). — Überblick mit 
Literaturhinweisen von der jüngeren Steinzeit bis zum hohen Mittel- 
alter. H.;2. 

Rudolf Schetter, Die Intervenienz der weltlichen und’ 
geistlichen Fürsten in den deutschen Königsurkunden von 911 
bis 1056. Phil. Dissertation Berlin. Bottrop i. W., Verl. Postberg. 
X u. 147 S. — Die Bedeutung der Fürbitter bei der Entstehung miittel- 
alterlicher Urkunden ist in ihren Grundzügen und Hauptsachen schon 
in den allgemeinen ‚Urkundenlehren‘ immer wieder hervorgehoben 
worden. In fleißiger Kleinarbeit ist nun Sch. dem ganzen Fragen- 
bereich für die Königsurkunden von Konrad I. bis Heinrich III. nach- 
gegangen; gruppenweise stellt er die urkundlich bezeugten Inter- 
venienten zusammen: die Königinnen, die Erzbischöfe und Bischöfe, 
die Herzöge, schließlich die Markgrafen und Grafen. Durch sorgsame 
Einzelprüfung kann er die allgemeine Erkenntnis bestätigen und ver- 
tiefen, daß die Intervention keine leere Urkundenformel ist, sondern 
ein Zeugnis tatsächlicher Mitwirkung und Einflußnahme, deren 
Mächtigkeit und Andauer freilich von den verschiedensten Umständen 
bei Urkundenaussteller, Fürbitter und Urkundenempfänger abhängt. 
Besonders lebhaft tritt dies bei einzelnen Königinnen (Adelheid, 
Theophanu, Kunigunde, Agnes) und Erzbischöfen (Willigis von 
Mainz, Hermann von Köln) hervor, während die Intervention der 
Päpste immer eine seltene Ausnahme bleibt. Ganz vermeidet hie und 
da Sch. die naheliegende Klippe nicht, einzelne Intervenienzen zu 
überwerten ; auch hätten wohl durch eine Prüfung der für die Fürbitte 
verwandten Formeln einzelne Züge der bloßen Veranlassung oder 
wirklichen Fürbitte stärker herausgearbeitet werden können; der 
knappe „Exkurs‘‘ reicht in dieser Hinsicht nicht aus. 

Würzburg. W. Engel. 

Der Aufsatz von O. Menzel, ‚Das Leben der Liutbirg‘‘, Sachsen- 
Anh. 13 (1937), 78—89, weist u. a. überzeugend nach, daß die Liutbirg- 
klause nicht, wie spätere Tradition will, bei Michaelstein, sondern in 
Wendhausen (heute Thale a. H.) lag, und erläutert die Nachrichten der 
vita durch eine Schilderung. des frühmittelalterlichen Klausnerlebens. 
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Im Arch. f. Urkf. 15 (1938), 305—391, bringt P.E. Schramm, 
„Ordines-Studien III: Die Krönung in England‘ in Ergänzung zu 
seinem Buche: Geschichte des englischen Königtums im Lichte der 
Krönung (Weimar, Boehlau 1937) ein analysierendes Verzeichnis 
der auf die englische Königskrönung bezüglichen liturgischen und 
sonstigen Texte von 856 bis 1937, das nicht nur in der Zusammen- 
fassung des Stoffes, sondern auch in den Einzelnachweisen und ver- 
fassungsgeschichtlichen Bemerkungen die Dinge, soweit das einem 
kontinentalen Forscher möglich ist, ein gewaltiges Stück der end- 
gültigen Klärung näher führt. W.H. 
Julius Goebel jr., Felony and misdemeanor, a study in the 
history of english criminal procedure. Vol. I. New York, The Common- 
wealth Fund. London, H. Milford 1937. XXX u. 455 S. 5 Doll. — 
Der vorliegende ı. Band gibt eine umfassende Geschichte des eng- 
lischen Strafrechts und Strafprozeßrechts bis zum Jahre 1135; der 
2. Band soll — ähnlich auf breiten geschichtlichen Hintergrund ge- 
stellt — die Entwicklung von der Regierungszeit Heinrichs II. bis 
in die Zeit der Yearbooks weiter verfolgen. Es ist ein kühnes Buch, 
aber es ist die Kühnheit eines Quellenkenners, die uns hier entgegen- 
tritt. Der Vf. kämpft dagegen, daß die englische Rechtswissenschaft 
die Geschichte noch oft zur Dienerin der Praxis erniedrigt, setzt sich 
also für eine wirklich geschichtliche Methode ein; er kämpft aber auch 
— ähnlich wie Poul Gaedeken, Reisbrudet og Reaktionen derimod i 
gammeldansk og germansk Ret, Kopenhagen 1934 — gegen manche 
Grundgedanken der germanischen Strafrechtsgeschichte, wie sie von 
Wilda, Brunner und anderen entfaltet worden sind. Was er über 
das angelsächsische, fränkische und das auf diesem beruhende nor- 
mannische Strafrecht und schließlich über die Vereinigung der beiden 
Strafrechtssysteme auf englischem Boden im einzelnen ausführt, 
ist ein wichtiger Beitrag zur germanischen Rechtsgeschichte. Diese 
wird sich nach dem Abschluß des Werkes noch eingehend mit seinen 
Ergebnissen auseinanderzusetzen haben, und — das kann heute schon 
gesagt werden — sie wird dabei Erhebliches gewinnen. 
Kiel. E. Wohlhaupßter. 
Die Frage, ob die 1orı von Heinrich II. dem Bistum Paderborn 
geschenkte Grafschaft des Hahold eine Freigrafschaft war, möchte 
R. Borgmann (Westfalen 22, 1937, S. 188—ı95) bejahen; doch 
werden seine Gründe die Anhänger der Anschauung von der Ent- 
stehung der Freigrafschaft aus der fränkisch-karolingischen Graf- 
schaft nicht überzeugen können. J. B. 
Alf. Gallo bespricht im Bull. Ist. Ital. 52 (1937), 1—79, „I diplomi 
dei principi longobardi di Benevento, di Capua e di Salerno nella tradi- 
zione cassinese‘‘, wobei auch einiges über die Tätigkeit des Petrus 
Diaconus abfällt. Gattolas Drucke stellen sich als wenig zuverlässig 
heraus; ıo unbekannte Texte sind unter Beigabe von 3 Bildtafeln 
erstmalig gedruckt. 
Als Ergebnis der Ausführungen von B. Paringer „Die Traditions- 
notizen des Weltenburger Evangeliars (Cod. Vind. 1234)‘, Stud. Mitt. 
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Bened. Ord. 55 (1937), 115—31, notieren wir, daß das Kloster Welten- 
burg durch die Ungarneinfälle des 10. Jahrhunderts nicht in Mit- 
leidenschaft gezogen wurde. 

Der erste Teil einer größeren Abhandlung von H. E. Weirauch 
schildert die verschiedenen Phasen der „Güterpolitik des Stiftes 
Quedlinburg im Mittelalter‘, Sachsen-Anh. 13 (1937), 117—ı81; 
für die Kaiserzeit tritt dabei die enge Verflechtung mit der Reichs- 
politik deutlich hervor. 

Im Arch. f. Urkf. 15 (1938), 159—234, nimmt B. Schmeidler, 
„Berthold als Verfasser der nach ihm benannten Annalen bis 1080 
und das Verhältnis seiner Arbeit zur Chronik Bernolds‘‘, das schwierige 
und oft mißhandelte Problem der schwäbischen Chronistik der Salier- 
zeit wieder auf und untersucht sie mit seiner stilkritischen Methode, 
welche unzweifelhaft — wenn irgendwo — dann in dieser Frage am 
Platze ist. Das Ergebnis ist, daß Bertholds Chronik bis 1080 gereicht 
hat und von Bernold benutzt wurde; eine namenlose Kompilation 
(Schwäbischer Annalist, Annalist von 1075 ab usw.) hat es nicht ge- 
geben, wohl aber ist uns der Berthold-Text vielfach nicht frei von 
späteren Überarbeitungen erhalten. Bestätigen sich diese Ergebnisse, 
so würden sie den Weg freimachen zu der längst dringend gewünschten 
Neuausgabe dieser wichtigen Quellengruppe. 

Zu der schwierigen Frage nach der kirchlichen - Rechtsstellung 
Fuldas nimmt K. Lübeck, teilweise gegen die Auffassung von H. 
Götting (vgl. H.Z. 153, 415), das Wort: „die Exemtion des Klosters 
Fulda bis zur Mitte des ıı. Jahrhunderts‘, Stud. Mitt. Bened. Ord. 55 
(1937), 132—53. 

Eine eindringliche, reich bebilderte und die Dinge im allgemeinen 
wohl endgültig klärende Abhandlung über ‚die Urkundenfälschungen 
des Klosters Weingarten‘ von W. Krallert, Arch. f. Urkf. 15 (1938), 
235—304, führt zur Feststellung einer umfangreichen Fälschungs- 
tätigkeit zur Wiederherstellung des Rechts- und Besitzstandes des 
Klosters am Ende des 13. und Anfang des 14. Jahrhunderts und zur 
genaueren Bestimmung der Echtheit bzw. Unechtheit einer langen 
Reihe von Kaiser- und Papsturkunden von 1090 bis 1275. 

In der Zs. f. Gesch. ORh. NF. 51 (1937), 443—57, erläutert 
H. Büttner einen ‚Prozeß des ı2. Jahrhunderts um die Pfarrechte 
zu Achkarren. am Kaiserstuhl‘ mit einigen Berichtigungen zu den 
Papstregesten. 

P. Acht hat im German. Mus. in Nürnberg ‚ein unbekanntes 
Kopialbuch des Allerheiligenspitals und späteren Reglerklosters zu 
Erfurt‘‘ entdeckt und in Sachsen-Anh. 13. (1937), 90—ı16, unter 
Abdruck einiger neuer Urkunden (von 1117 bis 1177) beschrieben 
und dabei kurz zusammengestellt, was sich daraus für die Geschichte 
dieser Anstalt ergibt. 

„Die Entwicklung des Mainzer Stadtrechts im MA.“ 
verfolgt an Hand der einzelnen der Stadt verliehenen Privilegien 
von der berühmten Adalberturkunde von ı119—22 bis 1462 die 
phil. Diss. Gießen 1936 von H. Höhn (rır S.). 

Historische Zeitschrift 1358. Bd, 12 
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Die Akten — darunter auch Kardinalsbriefe — über „un conflit 
entre monastöres Clunisiennes — nämlich Cantü in der Diöz. Mai- 
land und Cernobbio in der Diöz. Como — d’aprös la correspondence 
inddit de Pierre le Vönörable‘‘ anfangs der 50er Jahre des ı2. Jahr- 
hunderts veröffentlicht Ph. Schmitz, Rev. Bön£d. 49 (1937), 366—75. 

U.d.T. ‚Dome und Politik‘ nimmt H. Kunze in Sachsen-Anh. 
13 (1937), 1—27, kritisch Stellung zu dem gleichbetitelten Buch von 
H. Fiedler (Bremen-Berlin 1937), besonders zu dessen auf Magdeburg 
bezüglichen Partien, die er in wesentlichen Punkten ablehnt. 

Die phil. Diss. Halle 1937 von H. Pozor, „die politische 
Haltung Ottos von Freising‘ (92 S.) versucht, die von M. Lint- 
zel mit Erfolg auf Autoren des ıo. Jahrhunderts angewandte Me- 
thode auf Otto v. Fr. zu übertragen, dringt aber nicht tief genug, 
um über den vielbehandelten Otto wesentlich Neues zu bringen. 

A.P. Frutaz veröffentlicht in der Riv. di stor. arte archeol. di 
Alessandria 46 (1937), 5—ı0, „un diploma dell’imperatore Federico I 
per Casale Monferrato‘‘ das Diplom St. 4451 nach dem Original unter 
Beigabe einer Abbildung; die Urkunde soll jetzt in Berlin im Geh. 
St.Arch. sein. 

F. Güterbock, „Alla vigilia della lega Lombarda‘‘, Arch. stor. 
ital. 4.95 (1937) I, 188—217 u. II, 64— 77, wertet neugefundene Zeugen- 
aussagen aus über die Herrschaft des kaiserlichen Podestä Arnold von 
Durstadt in Piacenza aus; sie ergeben ein düsteres Bild von dem rück- 
sichtslosen Säbelregiment, das den Übergang Piacenzas zur Liga 
1167 erklärt. 

Zur m.a.lichen Geistesgeschichte sehr beachtenswert ist die 
Auseinandersetzung von E. R. Curtius ‚zur Literarästhetik des 
MA. I.“, Zs. f. Roman. Philol. 58 (1938), 1—50, mit dem Buch von 
H. H. Glunz, die Literaturästhetik des europäischen M.A. (Bochum 
1937), dessen begriffliche Unklarheiten scharf kritisiert werden. 

In der Rev. Böned. 49 (1937), 322—365, bringt A. Wilmart 
seine Abhandlung ‚Poödmes de Gautier de Chätillon dans un ms. de 
Charleville‘‘ zum Abschluß (vgl. H.Z. 157, 407); am interessantesten 
hieraus ist, daß der berühmte Sermo Goliae ad praelatos: Suscitavit 
dominus in der neuen Hs. dem Walther von Chätillon zugeschrieben 
wird. 

Im Bull. Ist. Ital. 52 (1937), 265—81, verfolgen A. Boselli und 
F. Bernini ‚la fortuna della cronica di Salimbene‘‘ die Geschichte 
der lange ängstlich gehüteten Hs. bis zu ihrem Erwerb durch die vat. 
Bibliothek (lat. 7260). 

In den Franziskan. Studien 24 (1937), 201—59 u. 305—63, 
handelt Al. Wachtel über die noch ungedruckte ‚‚weltgeschichtliche 
Apocalypse-Auslegung des Minoriten Alexander von Bremen‘ (auch 
phil. Diss. Bonn 1937) ; es handelt sich um ein interessantes, um 1250 
entstandenes Werk, welches abweichend von Joachim von Fiore die 
Apokalypse durch den weltgeschichtlichen Ablauf bis auf Friedrich II. 
historisch auslegt und von beträchtlichem Einfluß für die spätma.- 
liche Geschichtstheologie gewesen ist. 
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Wir verzeichnen ferner: A. Korzendorfer, ‚die Post im Reiche 
des Ostgotenkönigs Theoderich‘‘ in der vom Reichspostministerium 
herausgegebenen neuen Zs.: Deutsche Postgeschichte ı (1937), 115—9; 
A. Beumann, ‚Albrecht der Bär und der deutsche Osten‘, Bern- 
burger Kalender 1938, S. 9o—ıo2; Fr. Wielandt, ‚„Münzgeschicht- 
liche Beziehungen zwischen Baden und dem Elsaß‘, Elsaß-lothr. 
Jb. 16 (1937), 57— 72; F. Lot, „‚döcowverte du ms. original de ! Historia 
Francorum Senonensis‘‘, Bull. de la Soc. arch&ol. de Sens 38 (1936), 
389—92 (Vat. Reg. lat. 733A). W.H. 
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Anknüpfend an ]J. Destrez’ Werk gibt K. Christ, „Petia‘‘, 
Zentr.-Bl. f. Bibl. 55 (1938) ı—44, einen Überblick über die spät- 
mittelalterliche gewerbsmäßige Buchherstellung und zeigt die Stellen 
auf, an denen weitere Forschung noch nötig ist. In Deutschland ist 
die Buchherstellung nach petiae nicht üblich gewesen. 

Fr. Frhr. v. Karaisl, „Zur Gesch. des Münchener Patriziats‘, 
Schriften d. bayer. Landesvereins f. Familienkunde 5 (München, M. 
Laßleben, Kallmünz 1938. ı9 S.), vertritt die These, daß nur jene 
Familien zum Münchener Patriziat gerechnet werden, welche zwischen 
1295 und 1318 im Inneren Rat vorkommen und später mindestens 
zwei Generationen lang darin saßen. W.H. 

Der Vortrag von Karl Siegfried Bader, Zur politischen 
und rechtlichen Entwicklung der Baar in vorfürstenbergi- 
scher Zeit (Freiburg i. Br., J. Waibel 1937. 39 S.), zeigt in klarer 
Darstellung, wie die Landschaft trotz ihrer hohen Lage von den 
Alamannen sofort nach der Landnahme besiedelt wird, später das 
Reichsgut mit der Pfalz Neidingen als Mittelpunkt Bedeutung ge- 
winnt und das ganze Gebiet dann an die Zähringer und im Erbgang 
an das Haus Urach-Freiburg-Fürstenberg gelangt. Eine vortreffliche 
rechtsgeschichtliche Untersuchung über besonders schwer zu enträt- 
selnde Verhältnisse bietet derselbe Verfasser in seiner Schrift „Das 
Freiamt im Breisgau und die freien Bauern am Ober- 
rhein‘‘ (Beiträge zur oberrheinischen Verfassungs- und Rechts- 
geschichte II. Ebd. 1936. 124 S.). Es wird wohl kaum zu bezwei- 
feln sein, daß die im späten Mittelalter begegnenden freien Bauern 
keineswegs auf die altgermanische Gemeinfreiheit zurückzuführen, 
vielmehr eine Neubildung des Hochmittelalters sind (Ztschr. Sav. f. 
Rechtsgesch., LIV. Band, Germ. Abt. 1934. S. 178—226). „Die 
freien Leute im Tale ob Hachberg‘‘ saßen im Schwarzwald links und 
rechts der oberen Bretten, eines Flüßchens, das nahe dem Hühner- 
sedel entspringt und bei Emmendingen in die Elz mündet, im Ge- 
biet des einstigen Zisterzienserklosters Tennenbach, auch der Ritter 
von Keppenbach, eines Dienstmannengeschlechts, während die Ge- 
richts- und Schirmherrschaft den Breisgaugrafen, den Markgrafen 
von Hachberg, zustand; diese hatten im Brettental selbst gar keinen 
Besitz. Nun konnte die Ansetzung einer Genossenschaft von Freien 
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nur mit Erlaubnis der Gerichtsherrschaft erfolgen. Die Verhältnisse 
waren darum hier im Vergleich mit anderen Landschaften ganz 
eigenartig. - Tennenbach unterstand als Zisterzienserkloster zwar 
nicht der Vogtei, aber der Schirmherrschaft des Königs; die Zu- 
ziehung freier Neusiedler durch die Ritter von Keppenbach scheint 
nach dem Vorbild des früheren Zuzugs erfolgt zu sein, um durch die 
verheißene Freiheit Siedler in das rauhe Gelände anzulocken. Später 
hieß freilich ohne Rücksicht auf die Abkunft jeder ein Freibauer, 
der innerhalb der Vogtei ein Freigut besaß. K. Weller. 

Einen Einblick in die innere Lage des Königreichs Neapel nach 
dem Verlust der Insel Sizilien bietet die Abhandlung von Eduard 
Sthamer, Der Sturz der Familien Rufolo und della Marra 
nach der sizilischen Vesper (Abh. d. Preuß. Akad. d. Wiss,, 
Jahrg. 1937, Phil.-hist. Kl. Nr. 3). Es handelt sich dabei um eine 
ausführliche Schilderung des großen Staatsprozesses, den Karl von 
Salerno im Jahre 1283 als Statthalter während der Abwesenheit 
seines königlichen Vaters Karl I. von Anjou gegen einige Mitglieder 
der genannten Familien führte. Von Haus aus Kaufleute und Ban- 
kiers besaßen sie maßgebende Stellungen innerhalb der Zentralregie- 
rung und Finanzverwaltung und wurden beschuldigt, durch ihre 
Geschäftsführung den Abfall der Insel veranlaßt zu haben. Der 
wahre Grund für das Vorgehen des Statthalters und Kronprinzen, 
der damals wohl schon von dem großen Juristen Bartolomeo von 
Capua beraten wurde, lag freilich in dem Wunsch, durch die Kon- 
fiskation der ungeheueren Vermögen der Rufolo und della Marra 
der erschöpften Staatskasse aufzuhelfen, Da die eigentlichen Prozeß- 
akten nicht überliefert sind, verdanken wir die Kenntnis dieser Vor- 
gänge allein dem Material, das sich darüber in den Registern der 
Anjou erhalten hat und das von St. nicht nur bis in die Einzel- 
heiten ausgewertet, sondern auch im Anhang allgemein zugänglich 
gemacht wird. 

Göttingen. H.-W. Klewitz. 

Aus den Proceedings of the British Academy 1935, London, 
Humphrey Milford, 479 S., seien besonders hervorgehoben: S. 29—45: 
Etienne Gilson, Saint Thomas Aquinas (Annual Lecture on a Master 
Mind, ı3. Febr. 1935), eine in ihrer Kürze meisterhafte Charakteri- 
stik des Thomismus: als Rettung der christlichen Zivilisation vor der 
„arabischen Gefahr‘‘ (d.h. des Fatalismus und Materialismus), als 
rechte Erkenntnis des Verhältnisses von Natur und Gott und als 
Entdeckung der menschlichen Persönlichkeit, damit als Gegner des 
Individualismus eines falschen Liberalismus. — $. 137—ı183: C. W. 
Previt&-Orton, Marsilius of Padua (Annual Italian Lecture, 29.Mai 
1935), gibt eine sehr lesenswerte, tief durchdachte Zusammenfassung 
seiner Studien über Marsilius von Padua und den Defensor Pacis. 
Die eindringende und sehr vorsichtig abwägende Analyse des berühm- 
ten Buches vermittelt ein m.E. sehr richtiges Bild von der Staats- 
lehre und Kirchenauffassung des Italieners. Besonders hingewiesen 





Späleres Mittelalter (1250—1500) ı8I 


sei auf die Notizen über Nachwirkungen in England im 16. Jahrhun- 
dert (bei Cranmer und A. Hooker). R. Schole. 
Hellmut Kämpf, Pierre Dubois und die geistigen 
Grundlagen des französischen Nationalbewußtseins um 
1300. Leipzig, B. G. Teubner 1935. VIII, ıı4 S. (Beiträge zur 
Kulturgeschichte des Mittelalters und der Renaissance, hrsg. von 
Walter Goetz. Bd. 54.) — Der Vf. will nicht die schon bestehende 
Literatur über Pierre Dubois, den seit fast 100 Jahren bekannten 
und viel behandelten französischen Advokaten des beginnenden 
14. Jahrhunderts, um eine neue Monographie vermehren, er steckt 
sich höhere Ziele: auf Grund der inzwischen ebenfalls vom Vf. erst- 
malig herausgegebenen Abhandlung Dubois’, Summaria brevis et 
compendiosa doctrina usw., versucht er grundsätzlich Denkart und 
Denkrichtung jener französischen Legisten und Advokaten, die erst- 
malig die Grundsätze und Ziele nationaler Politik entwickelten, dar- 
zustellen und damit zugleich die Frage nach den geistigen Grund- 
lagen und Ursprüngen der nationalfranzösischen Politik überhaupt 
zu beantworten (Vorwort S.IV). Demnach untersucht er zunächst 
die Zeitsituation, der die Programme der Legisten entwachsen, so- 
dann die Ideologie des französischen Königtums mit seiner geistlich- 
staatlichen Tradition und die Einflüsse der rationalen, aristotelischen 
Philosophie in ihren verschiedenen Spielarten (Thomas von Aquino, 
Johannes Quidort von Paris, Siger von Brabant), um endlich darauf 
fußend Art und Inhalt des französischen Nationalbewußtseins um 
1300 zu schildern. Die Untersuchung ist mit viel Geist und Scharf- 
sinn durchgeführt und läßt in der glücklichen Art der Verbindung 
von „Geistes‘‘geschichte und politischer Geschichte, wie sie der Vf. 
anstrebt, viele neue und tiefe Einblicke in das Wesen der geschil- 
derten Zeit tun, auch wo man nicht ganz den Folgerungen des Vf.s 
zustimmen kann. Die Sprache ist nicht immer frei von Manier. 
R. Scholz. 
„Regesten van oorkonden betreffende de bisschoppen van Utrecht 
wit de jaren 1301— 1340“ hat J. W. Berkelbach van der Sprenkel 
in den Werken uitgeg. door het historisch genootschap te Utrecht, 3. ser. 
nr. 66 (Utrecht, Broekhoff 1937. XLII u. 631 S.) veröffentlicht. 
Der Umfang der ausgebeuteten Archive ist außerordentlich groß; 
1289 Stücke sind zusammengebracht, die natürlich auch viele über 
das Lokalhistorische hinausgehende Fragen berühren. W.H. 
Athanase Gegaj, L’Albanie et !Invasion turque au XVe sidcle. 
(UniversitE de Louvain. Recueil de travaux publi£s par les membres 
des Conferences d’Histoire et de Philologie. IIe serie, 4ome fasc.) Paris, 
P. Geuthner 1937. XX, 170 S., ı Bildnis. — Das 15. Jahrhundert 
und insbesondere die zwei Jahrzehnte 1450—1470 sind die große 
Zeit des albanischen Volkes. In ihrem Mittelpunkt steht Skan- 
derbeg-Georg Kastriota, der Bezwinger der Türken in zahlreichen 
‚Schlachten, der erfolgreiche ‚„Generalkapitän des Heiligen Stuhles‘ 
im Kampfe gegen den „gottlosen Großtürken‘‘, der Bundesgenosse 


und Vorkämpfer des Königs Alfons V. von Neapel gegen die unauf- 
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haltsam nach Norden und Westen vordrängende Macht der Osmanen 
und treue Helfer des aragonesischen Hauses gegen die Anjou. Die 
Gestalt dieses Helden, der trotz der egoistischen und hinterhältigen 
Politik Venedigs die altererbte Clanpolitik mächtiger albanischer 
Familien zu überwinden und durch den Glanz seines Namens seine 
Landsleute zu dem überaus blutigen und verlustreichen Kampfe 
für die albanische Freiheit und die Rettung der Christenheit zu be- 
geistern vermochte, des unbeugsamen Verteidigers des Felsennestes 
Kroja gegen vielfältige türkische Übermacht, des „Schwertes und 
Schildes‘‘ der Christenheit (wie sein großer Gegner Mohammed II. 
selbst ihn bezeichnete), hat zu allen Zeiten nicht nur zahlreiche 
Dichter, sondern auch Historiographen und Biographen aller Nationen 
begeistert; Slawen und Griechen haben ihn für sich in Anspruch ge- 
nommen. Hier tritt nun ein Albaner mit einer eingehenden Studie 
hervor; er versucht, auf umfangreiches Quellenmaterial und zahl- 
reiche Literatur, besonders auch auf die aktenmäßigen Forschungen 
Jorgas und Marinescus, gestützt, eine von allem Legendären befreite, 
z.T. auch auf neues Archivmaterial begründete Darstellung jener 
von der Persönlichkeit Skanderbegs beherrschten Zeit zu bieten. 
Wenn auch z.T. veraltetes Material benutzt und die Literatur bei 
weitem nicht vollständig verarbeitet wurde, wenn auch eine ganze 
Reihe der zahlreichen dunklen Fragen dieses von der Legende über- 
wucherten Zeitabschnittes immer noch nicht einwandfrei aufgehellt 
ist und wenn endlich das Buch nicht wenige Irrtümer und Flüchtig- 
keiten im einzelnen aufweist, so kann doch mit Freude anerkannt 
werden, daß es dem Vf. gelungen ist, zum erstenmal auf Grund der 
neuerdings stark vermehrten Quellen eine längst schmerzlich ver- 
mißte, nach den tatsächlich wirksamen großen politischen Leitlinien 
klar gegliederte und im ganzen quellenkritisch einwandfreie Darstel- 
lung des überaus schwierigen Stoffes und zugleich ein brauchbares 
Lebensbild Skanderbegs vorzulegen. Sympathisch ist das warme 
patriotische Interesse, welches der Vf. dem albanischen National- 
helden entgegenbringt und welches doch nie so weit geht, die 
dunklen Punkte im Leben jener aufgewühlten, grausamen und treu- 
losen Zeit auf Kosten der geschichtlichen Wahrheit zu beschöni- 
gen. Um so mehr wundert man sich, warum G. darauf besteht, 
der Name Kostriota(es) sei nicht griechisch; dies geht jedoch aus 
der Endung zweifelsfrei hervor und tut im übrigen der albanischen 
Nationalität Skanderbegs sowenig Eintrag wie sein türkischer Name 
Skanderbeg. 

München. F. Dölger. 

In der Serie des mit Edward I. einsetzenden Calendar of the 
Close Rolls, der, zum Unterschied der ‚Close Rolls‘‘-Reihe (mit voll- 
ständigem Text), nur ausführliche englische Regesten gibt, sind zwei 
neue Bände zur Regierung Heinrichs VI. erschienen: Bd. III—IV, 
1435 bis 1447; London, H.M. Station. Office 1937. 721, 678S. £ 2 
und £ 2 ı5 sh. Die Bände enthalten Material zur Geschichte der 
Hanse. K—t. 
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Herman van der Linden, Itindraires de Charles, duc de Bour- 
gogne, Marguerite d’York et Marie de Bourgogne (1467—1477). Brüssel, 
M. Lamertin 1936. 87 S. (Kl. Belgische Academie — Kl. Commissie 
voor Geschiedenis) — Die Arbeit an den Itineraren der burgun- 
dischen Herzöge ist in den letzten Jahren von belgischer und 
auch von französischer Seite mit großem Nachdruck gefördert wor- 
den. Das ausgezeichnete Rechnungswesen der für ihre Zeit vorbild- 
lichen burgundischen Verwaltung hat hierfür die denkbar beste Grund- 
lage geliefert, denn dort wurden die Ausgaben für den Fürsten Tag 
für Tag gesammelt und in Registern aufbewahrt. Da die Register 
in den Archiven, namentlich in den Archives du Nord, als Ablage- 
stätte des Rechnungshofes in Lille im großen Umfang erhalten sind, 
so ist eine Angabe der Ortsveränderungen des burgundischen Hofes 
vielfach bis in alle Einzelheiten möglich. Vor einiger Zeit wurde 
ein solches Itinerar von französischer Seite für Margarethe von 
Österreich, die erste Regentin der Niederlande, hergestellt. Dann 
hat der Lütticher Historiker H. van der Linden für ihre Eltern, 
Maximilian und Maria von Burgund, dieselbe Arbeit geleistet und 
nunmehr legt er das Itinerar der so bewegten Regierung Karls des 
Kühnen vor. In dankenswerter Weise hat er damit gleichzeitig die 
Angaben über den Aufenthalt seiner Gemahlin, Margarethe von 
York, und seiner Tochter, Maria von Burgund, verbunden, wofür er 
ebenfalls das Rechnungsmaterial der burgundischen Verwaltung ver- 
werten konnte. In seiner Einleitung bemerkt er, daß er gegenüber 
früheren Versuchen auf ein handschriftliches Werk von ]J. Godefroy, 
der Ende des 17. Jahrhunderts das Archiv des Rechnungshofes in 
Lille leitete und der das ganze dortige Archivmaterial benutzen 
konnte, zurückgegriffen hat. Nachforschungen in flandrischen Stadt- 
archiven ergänzten in wertvoller Weise das Material. Besonders 
belangreich für die politische Geschichte sind die Angaben über die 
Gesandtschaften, die an den einzelnen Tagen am burgundischen 
Hofe eintrafen. Die europäische Bedeutung des Regimentes des 
letzten unglücklichen Burgunderherzoges verleiht auch dieser sorg- 
fältigen Itinerararbeit ihren besonderen Wert. 

Berlin-Westend. H. Sproemberg. 


REFORMATION UND GEGENREFORMATION (1500—1648) 


Zeitschriftenbericht von W. Köhler 


W.P.MacDonagh: ‚The Enigma of Erasmus‘ (Month 167, 
1936) vermißt bei Erasmus Liebe und Demut: Plus nocuit iocando 
quam Lutherus stomachando. — R.Pfeiffer: „Die Einheit im gei- 
stigen Werk des Erasmus‘ (Vjschr. f. Litw. 15, 1937) zerstört an 
Hand der Schriften „De praeparatione ad mortem‘‘, „De Ecclesiae 
concordia‘‘, „Ultissima consultatio de bello Turcis inferendo‘“‘, ‚„Eccle- 
siastes‘‘ die Legende von einem doppelten Erasmus (der Jugend und 
des Alters), um die einheitliche Tat des Erasmus, die antike huma- 
nitas einzugliedern in das Gefüge der Christianitas, meisterhaft her- 
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auszuarbeiten: „bekämpfen kann man ihn von einer anderen Auf- 
fassung der christlichen Religion oder auch des antiken Geistes her; 
verwerfen kann ihn nur der Widerchrist und Widergeist.‘ 

P. Meißner: Mittelalterliches Lebensgefühl in der englischen 
Renaissance (Vjschr. f. Litw. 15, 1937) arbeitet die mittelalter- 
lichen Elemente in der englischen Renaissance als Vorverständnis 
des Puritanismus heraus (Beibehaltung des ma. Ständebegriffs, der 
scholastischen Denkweise, des Typs des Heiligen, der Askese, des 
Weltschmerzes, des Glaubens an das nahe Weltende, der Angst vor 
dem Tode, der ritterlichen Wertwelt, des Wissenschaftsbegriffes — 
moralistische Auffassung der Antike in Vergil und Ovid, morali- 
stische Geschichtsdeutung —, der Allegorese, der ma. Dichtung — 
Chaucer), um darin die Grundzüge des englischen Menschen: in der 
weltanschaulichen Grundanschauung religiös, in der charakterlichen 
Haltung ritterlich, im Verhältnis zum Leben moralisch ausgeprägt 
zu finden. 

In dem auf der 73. Hauptversammlung der deutschen Shake- 
speare-Gesellschaft gehaltenen Vortrag: „Renaissance und Humanis- 
mus im Rahmen der nationalenglischen Kulturidee‘‘ (Shakesp. Jahrb. 
73, 1937) führt P. Meißner diese Gedanken weiter: das entscheidende 
Moment für diese Kulturidee ist die spontane Kraft eines politischen 
Willens, verkörpert in der Königin Elisabeth. Italien gegenüber ist 
deutlich eine stark religiös bedingte Wendung festzustellen, die formal- 
ästhetische Seite des Humanismus findet nur geringe Würdigung, 
die griechische Welt lernt man nur auf dem Umweg über Rom oder 
namentlich Frankreich kennen und braucht sie politisch (wie etwa 
die Reden des Demosthenes als anfeuernde Kraft im Kampf gegen 
Philipp von Spanien), die antike Rhetorik dringt nicht ein, die Bil- 
dung ist nicht aristokratisch, sondern zielt auf Verbürgerlichung —, 
so ist die Renaissance hier nicht Wendepunkt, sondern Vorstoß zur Be- 
sinnung auf die völkische Substanz der englischen Nation. W.K. 

Mit großer Freude werden die Reformationshistoriker und alle 
Freunde der Geschichte Straßburgs das ‚‚Inventaire des Archives du 
Chapitre de S. Thomas de Strasbourg‘‘ (Strasb., Imprimerie Alsa- 
cienne 1937. 501, XLVI S.) begrüßen. Die Katalogisierung der Be- 
stände dieses außerordeutlich reichen, jetzt mit dem Stadtarchiv 
vereinigten Archivs geht auf Charles Schmidt zurück, der 1852 damit 
begann; sein Verzeichnis der Laden ı—ıı ist in vorliegendem In- 
ventarverzeichnis unverändert zum Abdruck gebracht, seine übrigen 
Aufzeichnungen wurden durchgesehen, ergänzt, und das von ihm 
mit der Aufschrift ‚‚Divers‘‘ versehene Material eingeordnet. An die- 
sen bedeutsamen Ergänzungen und Erweiterungen sind beteiligt J. 
Bernays, E. Raeuber und Joh. Adam, die beiden ersten die bekannten 
Straßburger Archivare, der letztere der Verfasser der katechet. Ge- 
schichte des Elsasses und der zweibändigen Straßburger Kirchen- 
geschichte. Von Raeuber speziell stammt das Verzeichnis der an 
biographischen Informationen reichen Universitätsprogramme, von 
Bernays das Verzeichnis des wirtschaftsgeschichtlichen Materials, 
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während Adam das kirchengeschichtliche Material bearbeitete und 
nach dem Tode von Bernays die Ordnung des Ganzen übernahm; 
von ihm, dem inzwischen auch Verstorbenen, ist das Vorwort ge- 
schrieben — das letzte Werk dieses um die elsässische Geschichte 
hochverdienten Mannes! Die Urkunden sind knapp, aber ausreichend 
charakterisiert, bei den Reformatorenbriefen die Daten angegeben, 
endlich ist ein Personen- und Sachregister (in das man sich einlesen 
muß, um es richtig zu benutzen) beigegeben. Der Administration 
des Thomasstiftes gebührt großer Dank für die Veröffentlichung dieses 
Inventars, die, wenn auch gewiß nicht ausschließlich, doch über- 
wiegend der reformationsgeschichtlichen Forschung zugute kommen 
wird. In ihm und in Joh. Fickers Verzeichnis des Thesaurus Bau- 
mianus hat man jetzt das Straßburger Material beisammen. 
W. Köhler. 

G. Stuhlfauth: „Künstlerstimmen und Künstlernot aus der 
Reformationsbewegung‘ (Zs. f. KG. 56, 1937) schildert an Hand 
von Flugschriften, Einblattdrucken, Briefen u.a. Quellen die wirt- 
schaftliche Wirkung der Reformation auf das Kunstgewerbe, das in 
drückende Not geriet. 

Arch. f. Refg. 34, 1937, H. 3/4 enthält: H.Bornkamm: Briefe 
der Reformationszeit aus dem Besitz Johann Valentin Andreäs (aus 
der Herzog-August-Bibliothek zu Wolfenbüttel: Briefe von und an 
Hektor Poemer in Nürnberg 1518—ı1530, Korrespondenten: Georg 
Rhau, Hieronymus Baumgartner, Bucer, Veit Dietrich, Osiander. 
Briefe an Michael Keller von Capito, W. Musculus, Thom. Naogeorgus 
1527—46. Einzelbriefe von Melanchthon, Kaspar Eberhard, 1553 
bis 1574. Eingehende Kommentierung). — J. Hashagen: Die Peri- 
oden der deutschen Geschichte im Zeitalter der Reformation. (Zwei 
Hauptperioden : die vorschmalkaldische 1578—30 und nachschmalkal- 
dische 1531—55. Unterabteilungen: Worms 1521, der Bauernkrieg 
1524/25, die Speyrer und der Augsburger Reichstag 1526—30. Ent- 
spannungen ? 1531—41, die Krisis 1541—55. Die einzelnen Abschnitte, 
namentlich 1531—41, werden charakterisiert.) — K. Wolf: Aus dem 
Briefwechsel Christoph Pezels mit Graf Johann dem Älteren von 
Nassau-Dillenburg (aus dem Staatsarchiv Wiesbaden 1580—1599, 
betr. hauptsächlich die Wirksamkeit Pezels in Bremen, die Reforma- 
tion und Errichtung des Gymnasiums dort, Abendmahlsstreit, poli- 
tische Nachrichten). — W. Wiswedel: Gabriel Ascherham und die 
nach ihm benannte Bewegung (Schluß des Abdrucks der Schrift von 
A., allgemeine Charakterisierung dieses Täufers). — W.Friedens- 
burg: Aus dem Briefarchiv des Justus Menius (Mitteilung von zwei 
Briefen G. Rörers an Menius, 1537 Okt. 25, 1538 Nov.9 aus Cod, 
boruss. 201 der Berliner Staatsbibliothek). — O. Netoliczka: Ein 
Siebenbürger Sachse als Parteigänger der Schweizer Reformatoren 
(Martinus Hentius, dessen Briefe an Bullinger u.a. analysiert wer- 
den). — H. Gerber: Die Kriegsrechnungen des schmalkaldischen 
Bundes über den Krieg im Oberland des Jahres 1546 (Personen-, 
Orts- und Sachregister zu den früheren Aufsätzen). 





186 Hinweise und Nachrichten 


O. Clemen kennzeichnet in Geist. Arbeit 1938 Nr. 2 „Die Wei- 
marer Lutherausgabe‘‘ nach ihrer Entstehungsgeschichte und ihrem 
Inhalt. 

Vj. Luther ı9, 1937, H. 4 enthält: H. Pflanz: „Erbsünde‘“ bei 
Luther (vom Gottesbegriff her entwickelt, rein religiöse, nicht phy- 
sische Betrachtung Luthers). — Th. Knolle: Luthers Bekenntnis 
— der Kirche Bekenntnis II (die schmalkaldischen Artikel als Luthers 
Testament). — Th. Knolle: Zum Luther-Studium (Kennzeichnung 
der verschiedenen Ausgaben von De servo arbitrio und die Literatur 
zu dieser Schrift). — Die von E. Sander: ‚„Miszellen zum frühen 
und späten Luther‘ (Zs. f. KG. 56, 1937) gebrachten Ergänzungen 
und Berichtigungen zur Weimarer Ausgabe betreffen ı. Luther und 
Bonaventura (WA. 54, 60), 2. Luther über die „Summa angelica“ 
des Angelus de Clavassio (Nachweis von Zitaten aus ihr bei Luther), 
3. Eine spätmittelalterliche Quelle für Luthers Morgen- und Abend- 
segen (das Rosetum exercitiorum spiritualium des Joh. Mauburnus), 
4. Zu Luthers ‚Ratio vivendi sacerdotum‘‘ (zu Brief Nr. 175, dem 
die Ratio doch zuzuweisen sei), 5. Zu Luthers Vorrede in Georg 
Majors Neuausgabe der ‚Vitae patrum‘‘ 1544 (Textkorrekturen zur 
WA.). — G. Kattermann hat in der Landesbibliothek Karlsruhe 
„Luthers Handexemplar des antijüdischen Porchetus‘, Paris 1520, 
jene Schrift, die Luther in „Von den Juden und ihren Lügen‘ und 
„Vom Schem Hamphoras‘‘ 1543 benutzt hat, gefunden, aus dem 
Besitz von H. v.d. Hardt stammend, und teilt Luthers Randglossen 
mit, unter Beigabe einer Einleitung in den Verbleib von Luthers 
Bibliothek. (Zentralbl. f. Bibliotheksw. 55, 1938.) — Zu dem hier 
schon wiederholt erwähnten Problem von Luthers ‚Ein feste Burg 
ist unser Gott‘ ergreift Johs. Bergdolt in Luthertum 1938 das 
Wort und plädiert für 1529 als Abfassungsjahr unter dem Eindruck 
der Befreiung Wiens von den Türken, doch sei es kein Lied des 
Reiches, kein Nationallied der Deutschen, sondern das Siegeslied 
der Reformation gegen alle vom Teufel aufgebotenen Feinde. 

C. J. Wright: ‚„Abiding Significance of the Reformation (Hib- 
bert Journ. 36, 1938) behandelt das Autoritätsprinzip bei den Katho- 
liken (Schrift und Tradition), den konfessionellen Lutheranern (Schrift 
und Bekenntnis) und Luther — wo bleiben die Spiritualisten ? —, 
schießt aber über das Ziel hinaus, wenn er bei diesem ‚‚the principle of 
personality‘‘, d.h. die Bindung der Autorität an den eigenen Ent- 
scheid sieht; bestenfalls ist Luther auf dem Wege darzu. 


Durch Mitteilung eines unbekannten Protokolls des Zerbster 
Rates vom Jahre 1522 stellt R. Specht „Wittenberger Bilderstür- 
mer in Zerbst 1522‘ (Zs.d. Ver. f. Kirchengesch. der Prov. Sachsen 
31/32, 1936) sicher. 

M.E.Kronenberg: „Een onbekende Uitgave der Historie van 
Turias ende Floreta‘‘ (Het Boek 24, 1937) beschreibt ein in Rostock 
zutage gekommenes Stück einer bisher unbekannten Ausgabe von 
1523, Brüssel, Thomas van der Noot. 
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Bull. protest. frang. 86, 1937: „Un emblöme d’Erasme par Hol- 
bein‘‘ berichtet über eine Untersuchung von M. G.L. Clutton, nach 
welcher die französische Übersetzung „La maniöre de se confesser“ 
der bekannten Erasmusschrift 1524 in Basel bei Bebel gedruckt und 
von Holbein mit einem Emblem ausgestattet wurde. 

F. Gescher: ‚Noch ein Synodalschreiben des Kölner Erz- 
bischofs Hermann v. Wied‘ (Jahrb. des Köln. Gesch.-Ver. 19, 1937) 
gibt den nur in einem äußerst seltenen Druck von 1529 erhaltenen 
Text der Synodalverordnung vom 30. Sept. 1526 und führt den über- 
zeugenden Nachweis, daß sie durchaus in die mittelalterliche Köl- 
nische Tradition hinein gehört und mit der Reformationsgeschichte 
nichts zu tun hat. 

W. Vollert: „Entstehung und Inhalt der Artikel II, XVIII 
und XIX der Confessio Augustana und ihr Zusammenhang mit dem 
Artikel von der Rechtfertigung‘ (Theol. Bll. 17, 1938), macht die 
Artikel de peccato originis, de libero arbitrio, de causa peccati als not- 
wendige Voraussetzung der Rechtfertigungslehre verständlich und 
gibt die Entwicklung der Prädestinationslehre I,uthers und Me- 
lanchthons bis 1530. 

F. Lau: „Luthers Schmalkaldische Artikel als eine Einführung 
in seine Theologie‘ (Zs. f. Theol. u. Kirche 18, 1937) verficht die 
These: „die Größe der Artikel von Schmalkalden besteht darin, daß 
jeder einzelne theologische Artikel auf die Lehre von der Recht- 
fertigung aus dem Glauben zurückgeführt wird.‘ 

L. Olschki: ‚Benvenuto Cellini in Svizzera. Un centenario“ 
(Arch. stor. It. 95, 1937), kommentiert unter Heranziehung von Ver- 
gleichsmaterial, besonders Johs. Stumpf, die von Cellini in seiner 
Autobiographie gegebenen Mitteilungen über seine Reise durch die 
Schweiz auf dem Wege nach Paris 1537. 

Mennonit. Geschbll. 2, H. ı/2, 1937 enthält: W. Köhler: 
Das Täufertum in Calvins Institutio von 1536. (Nachweis, daß Cal- 
vin sich mit einer täuferischen Front auseinandersetzt.) — Chr. 
Hege: Neuere Urteile der Historiker. Wendung in der Beurteilung 
der Täufer (Überblick über die Forschung zur Geschichte des Täufer- 
tums seit Cornelius, Urteile von Riezler, Kawerau, v. Hellwald, H. 
Boehmer, Harnack, Lezius). — H. Quiring: Die Anthropologie Pil- 
gram Marbecks. (Darstellung seiner von Luther stark abweichenden, 
mit Zwingli sich berührenden Erbsündenlehre im Anschluß an seine 
„Verantwortung‘.) — Chr. Hege: Zwinglis Elenchus. (Referat über 
die Neuausgabe desselben in der krit. Zwingli-Ausgabe durch F. 
Blanke.) — W.Fellmann: Fünf alte Wormser Täuferdrucke in 
der Wormser Stadtbibliothek (die Folioausgabe der Wormser Pro- 
pheten, eine Sedezausgabe der Wormser Propheten, H. Denk: Ord- 
nung Gottes und der Kreaturen Werk, H. Denks Widerruf, Theo- 
logia deutsch — eingehende Erläuterung dazu). — H. Quiring: Aus 
den ersten Jahrzehnten der Mennoniten in Westpreußen (aus Briefen 
von 1583: Ursprung der Gemeinden, Herkunft ihrer Mitglieder aus 
holländischen Orten). — H. Wiebe: Die Mennoniten im Weichsel- 
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gebiet (Geschichte ihrer Einwanderung nach 1530, die Gemeinde- 
bildung, die wirtschaftliche Bedeutung, das Festhalten am Deutsch- 
tum). — Chr. Hege: Pfarrer D. Joh. Adam } (Nachruf). — Aus den 
„ Vereinsnachrichten‘ sei mitgeteilt, daß die Herausgabe von Sonder- 
arbeiten zur Geschichte des Täufertums bevorsteht. 

Als ıor. Neujahrsblatt der Zürcher gelehrten : Gesellschaft legt 
L. v. Muralt eine Abhandlung über „Glaube und Lehre der 
schweizerischen Wiedertäufer in der Reformationszeit‘‘ vor. 
(Zürich, Beer 1938. 53 S.) Nach einer Schilderung des äußeren Verlaufes 
der Täuferbewegung (Ablehnung mittelalterlicher Bewegungen als Vor- 
läufer, Annahme sozialer und geistesgeschichtlicher Voraussetzungen 
— Erasmus —, Entwicklung der Bewegung von Zürich aus, die 
Täufer als radikale Gruppe, die eine neue Gemeinde wahrhaftiger 
Christen sammeln will, Zwingli ging nie mit ihnen einig, Einwirkung 
von Karlstadt und Münzer, die Täufer nicht die Urheber der Bauern- 
bewegung, aber die Landschaft war für ihre Ideen aus politischen 
Gründen empfänglich) wird die täuferische Dogmatik dargestellt 
(biblische Grundlage, Spiritualismus nur bei einzelnen Täufern, 
Buße und Evangelium stehen unter eschatologischem Druck, kein 
Perfektionismus, aber Tendenz auf die unbefleckte Gemeinde, Zwing- 
lische Abendmahlslehre, kein Kommunismus, keine aktive Feindlich- 
keit gegenüber dem Staat, Eidweigerung). 

In den Veröffentlichungen der Schweiz. Gesellschaft für Familien- 
forschung H. 5 gibt W. H. Ruoff seinen Vortrag: „Nachfahren 
Ulrich Zwinglis‘‘ mit einer vorläufigen Nachfahrenliste heraus (Bern, 
Zentralst. der schweiz. Gesellsch. f. Familienforschg. 39 S:, 1937). 

Einige Nachträge zur Biographie und dem Freundeskreis des 
Wilhelmus Sagarus (gest. 1538) bringt M. van Rhijn in Nederl. 
Arch. voor Kerkgesch. N. S. 30, 1938. 

J. Hagen: Der Ausgang der Landauer Reformation unter Mag. 
Johannes Bader (Bil. f. pfälz. Kirchengesch. 13, 1937) berichtet über 
Baders Auseinandersetzung mit dem aus der Zwingli-Korrespondenz 
bekannten Dr. Alexander Seitz 1545, sowie die Beziehungen Baders 
zu Schwenckfeld. 

Aus Cod. Boruss. 201 fol. der Berliner Staatsbibliothek teilt W. 
Friedensburg in Zs.d. Ver. f. Kirchengesch. der Prov. Sachsen 
31/32, 1936 „Zwei Briefe des Konrad Cordatus an den Kanzler Johann 
Weinleb‘‘ mit, 1543 Dez. 24 und 1546 Jan. 28, beide aus Stendal. 

W. Wiswedel macht in Zs. f. KG. 56, 1937 bekannt mit 
„Oswald Glait von Jamnitz‘‘, der 1525 nach Nikolsburg kam, durch 
B. Hubmaier für das Täufertum gewonnen wurde, sich literarisch be- 
tätigte, nach Regensburg und Schlesien kam und 13546 in Wien in 
der Donau ertränkt wurde. 

Ein ansprechendes, auf der „Klagred und Ermahnung‘ von 1548 
aufgebautes Lebensbild von „Katharina Zell, eine Pfarrfrau der Re- 
formationszeit‘‘ entwirft H. Meyer in Zeitwende 14, 1938. 

W 
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Bernhard Walthers Privatrechtliche Traktate aus dem 
16. Jahrhundert, hrsg. von Max Rintelen. Leipzig, S. Hirzel 
1937. (Quellen zur Geschichte der Rezeption, IV. Band.) XXVIII, 
60, 231 S. — Das Leipziger Forschungsinstitut für Rechtsgeschichte 
bringt in dem vorliegenden Bande einen Beitrag zur Geschichte der 
Rezeption in Österreich: doch entbehrt er auch des Zusammenhanges 
mit Sachsen nicht. Denn der Vf. dieser Traktate war 1516 in Leipzig 
geboren und hatte seine Studien in Leipzig begonnen, setzte sie dann 
an italienischen Universitäten fort und ließ sich zuletzt in Wien 
nieder, wo er an der Universität lehrte. Er trat dann in den Dienst 
der niederösterreichischen Regierung ein, wurde 1556 Kanzler und 
endete als Kanzler im Dienste des Erzherzogs Karl in Graz. Wäh- 
rend seiner Amtstätigkeit in Wien schrieb er in den fünfziger Jahren 
des 16. Jahrhunderts die im vorliegenden Bande veröffentlichten 
sog. goldenen Traktate, deren zeitliche Festsetzung der Herausgeber 
sicherzustellen sucht. Sie sind schon, doch nicht alle und nicht 
genau, 1716 und 1718 gedruckt worden in Johann Baptist Suttingers 
Consuetudines Austriacae. Sie betreffen das Recht der bäuerlichen 
Leihegüter, der Vogteien, das Einstandsrecht, Krida-Ordnungen, Ehe- 
liches Güterrecht, Erbrecht, Legitimationen, Verwandtschaftszäh- 
lung, Bürgschaft, Zehnten, Patronat, Testamente, Lehenrecht. Im 
ganzen ist der Vf. bemüht, den Landsbrauch zu wahren, bietet aber 
auch viel fremdes Recht nach der Bearbeitung durch die Postglossa- 
toren und läßt dieses auch dann eintreten, wenn der Landsbrauch 
unsicher ist. Die Ausgabe ist mit aller Genauigkeit gemacht, die 
Berufungen auf römisches und kanonisches Recht, sowie auf die 
juristische Literatur sind vom Herausgeber nachgewiesen. 

Wien. H. Voltelini. 

T. D. Smit: „Enkele bibliographische Opmerkingen betreffende 
Calvijns ‚Sermons sur le livre de Job‘‘‘ (Het Boek 24, 1937) beschreibt 
ein Exemplar des sehr seltenen Urdrucks der Hiobpredigten Calvins 
von 1563 und eine unbekannte gekürzte holländische Ausgabe von 
1602. 

P. Holt: „Beitrag zur Kirchengeschichte Kurkölns im 16. Jahr- 
hundert‘ (Jahrb. des Köln. Gesch.-Ver. 18, 1936) bestimmt die Unter- 
schiede in den beiden Reformationsversuchen der Erzbischöfe Her- 
mann v. Wied und Gebhard Truchseß v. Waldburg: ersterer (1543) 
versucht als Territorialfürst eine reichsrechtlich unanfechtbare Re- 
form, letzterer (1583) geht nach Augsburger Religionsfrieden und 
Tridentinum vor, wird Protestant und will trotz reservatum_ eccle- 
siasticum und der beschworenen Erblandsvereinigung seine weltliche 
Macht behalten. 

L. Schmidt: „Volkskunde, Gegenreformation, Aufklärung‘ 
(Vjschr. f. Litw. 16, 1938) zeigt, wie in der Gegenreformation eine Welle 
nichtdeutschen Kulturlebens, gepflegt vor allem durch die populäre 
Ordensliteratur und -predigt, altes Brauchtum verschüttet. W.K. 

M. A. H. Fitzler, Die Entstehung der sogenannten 
Fuggerzeitungen. (Veröffentlichungen des Wiener Hofkammer- 
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archivs. Hrsg. von Josef Kallbrunner. Bd. 2.) Wien, R. M. Rohrer 
1937. 81 S. 4.— M. — Diese ausgezeichnete Arbeit klärt zum ersten 
Male verläßlich die Frage der Entstehung der sog. ‚„‚Fuggerzeitungen‘“, 
jener berühmten Sammlung politischer und wirtschaftlicher Korre- 
spondenzen aus dem letzten Viertel des 16. Jahrhunderts, deren 
28 Bände kostbarer Besitz der Wiener Nationalbibliothek sind. Dar- 
über hinaus gewinnen wir auch tiefe Einblicke in den wunderbar 
aufgebauten Nachrichtendienst, der dem Welthandelshaus die not- 
wendige wirtschaftliche und politische Orientierung vermittelte. Aus 
der gesamten bekannten Welt sehen wir die Nachrichten zusammen- 
laufen: neben allen großen europäischen Plätzen erscheinen auch 
solche in Übersee. Eine Organisation, die die des kaiserlichen Nach- 
richtendienstes oder die des königlich-spanischen in den Schatten 
stellte. Von hohem Interesse ist auch die kritische Darstellung des 
Zustandekommens einzelner ‚Zeitungen‘, deren ausschließlich wirt- 
schaftlicher Zweck nachgewiesen wird, und die Schilderung des Schick- 
sals, das die Sammlung nach dem Tode ihrer Begründer, Oktavian 
Secundus (f 1600) und Philipp Eduard Fuggers (f 1618), erfahren 
hat. Ein außerordentlich wertvoller Beitrag nicht nur zur Geschichte 
des Hauses Fugger, sondern ganz allgemein zur Wirtschafts- und 
Kulturgeschichte des ausgehenden 16. und beginnenden 17. Jahr- 
hunderts. Im übrigen verweise ich auf meine ausführlichere Bespre- 
chung MÖIG. 5ı. Bd. S. 230f. 

Wien. Fr. Walter. 

Hubert van Houtte, Tafels van de Resolutieboeken der Staten 
vanVlaanderen, Teilı: 1580—1583 en 1614— 1631. Brüssel, M. Lamertin, 
1936. X w. 127 S. (Kl. Belgische Academie — Kl. Commissie voor 
Geschiedenis) — Der mächtige Antrieb, den die flandrische Ge- 
schichtsforschung durch den glänzenden Aufstieg der Flamen seit 
dem Weltkriege erhalten hat, wirkt sich nunmehr in erfreulicher 
Weise auch aus in dem Entschluß zur Veröffentlichung einer der 
wichtigsten Quellen der flandrischen Verfassungsgeschichte. In der 
Einleitung hat der Herausgeber mit Recht bemerkt, daß dieses Ge- 
biet bisher sehr vernachlässigt gewesen ist und man auf veraltete 
Werke und unzureichende Ausgaben angewiesen war. Es ist das 
Verdienst des jungen Löwener Forschers E. Lousse, auf die Bedeu- 
tung der Ständegeschichte für die Entwicklung der südlichen Nieder- 
lande und andererseits auf den allgemeinen Wert der gewaltigen 
Archivbestände seines Vaterlandes für die europäische Verfassungs- 
geschichte nachdrücklich hingewiesen zu haben. Ferner muß die Be- 
merkung des Herausgebers besonders unterstrichen werden, daß 
in den südlichen Niederlanden die Provinzialstände einen viel grö- 
Beren Belang gehabt haben als die Generalstaaten. In den Provinzen, 
das sind die alten Territorien, befanden sich von jeher die eigentlichen 
staatlichen Energien, und in dem Kampf um die Behauptung ihrer 
Selbstverwaltung gegen die absolutistisch gerichtete Zentralregierung 
haben sie sich bis an die Schwelle der neuesten Zeit als das Boll- 
werk der Freiheit in den Niederlanden erwiesen. Von den Beschlüssen 
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der flandrischen Landtage, der Staaten von Flandern, deren Ver- 
öffentlichung nunmehr in Angriff genommen wird, sind die Proto- 
kolle erhalten, und zwar als Hauptbestand 466 Registerbände im 
Staatsarchiv in Gent für die Zeit von 1580—83 und 1614—1793. 
In den Archiven der großen flandrischen Städte findet sich ergän- 
zendes Material. Zahl und Umfang dieser Bände schließen einen 
Abdruck im Wortlaut aus, aber schon im 18. Jahrhundert wurden 
Tafeln angefertigt, das sind kurze Inhaltsübersichten der einzelnen 
Beschlüsse, von denen 13 Bände vorliegen. Eine Prüfung ergab, daß 
die Auszüge durchaus sorgsam gefertigt sind. Unter Heranziehung 
der Register selbst wird die Ausgabe der Tafeln kontrolliert und er- 
gänzt. Besonders wichtig ist der erste Teil, 1580—ı13583, da er noch 
in die Zeit des niederländischen Aufstandes fällt. 
Berlin-Westend. H. Sproemberg. 


M. D. Lammerts ‚‚De predikanten der Ned. Herv. Kerk te Lillo 
en Liefkenshoek‘‘ (Nederl. Arch. voor Kerkgeschied. N.S. 30, 1938) 
gibt die Pfarrerliste an den beiden 1583 an der Schelde gegründeten 
Plätzen, seit 1584, mit Berichten über die Tätigkeit der Prädikanten. 

J. H. ter Horst hat in einem auf der Universitätsbibliothek zu 
Amsterdam und der kön. Bibliothek im Haag vorhandenen Drucke 
von 1590: „Naönia Missae sepultae‘,, een verloren gewaend Geschrift 
‚van Geldorpius (1522—85, vgl. ADB VIII, 533) teruggevonden‘‘ (Nederl. 
Arch. voor Kerkgesch. N.S. 30, 1938). 

M. Sondheim: ‚Die de Bryschen großen Reisen‘ (Het Boek 
24, 1937) gibt die Entstehungsgeschichte und die Bibliographie der 
von Theodor de Bry 1590 ff. veröffentlichten, historisch z. T. wert- 
vollen Sammlung von Schiffahrten nach Amerika, unter Beifügung 
familiengeschichtlicher Nachrichten über die de Bıry. 


Ch. G. Cruickshank: ‚„Dead-Pays in the Elizabethan Army“ 
(EHR 53, 1938) beleuchtet die Besoldung der Soldaten durch den 
von der Regierung eingerichteten Dead-pay fund; die Absicht, die 
regulären Truppen oder die gentlemen-volunteers von da aus zu be- 
solden, wurde immer wieder durchkreuzt durch die Unlauterkeiten 
der captains, in deren Tasche ein großer Teil des Geldes floß. 

P. Perrenet: „Une öglise röformde en Bourgogne au XVII® siäcle, 
(Bull. protest. frang 86, 1937) gibt die mit 1600 einsetzende Ge- 
schichte der Gemeinde Is-sur-Tille, ihres Einflusses auf die Um- 
gegend und der Wirksamkeit ihres Consistoire. 

Die als Anlage drei Briefe von Rinckart abdruckende Abhand- 
lung von K.Kronenberg: ‚Martin Rinckart in der Grafschaft 
Mansfeld‘‘ (Zs. d. Ver. f. Kirchengesch. der Prov. Sachsen 31/32, 
1936) betrifft seine Wirksamkeit in Eisleben und Erdeborn 1610 
bis 1617. 

Th. Wotschke macht unter Beifügung von Briefmaterial be- 
kannt mit „Johann Permeier, der Primarius der christköniglichen 
Triumphgesellschaft‘‘ (Zs. f. KG. 56, 1937), einem Phantasten, der 
sich als Weltgeneraldirektor fühlte und mit Mennoniten, Quäkern, 
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Schwenckfeldern u.a. in Beziehung stand, 1618 ff. teils in Amers- 
fort, teils in Emden ‚‚residierte‘. 

W. Beemelmans: ‚Der Kölner Professor Peter Osterman 
(1596— 1657) und seine Schicksale‘ (Jahrb. des Köln. Gesch.-Ver., 
19, 1937) gibt ein sehr eingehendes, wesentlich aus Prozeßstreitigkeiten 
bestehendes Lebensbild des als Jurist (ADB 24, 513) geschätzten, als 
Charakter unruhigen und unehrlichen Mannes, das sich hauptsächlich 
in Köln, Mainz und Wien abspielt. 

O. Schiff: „Zur Literaturgeschichte der kirchlichen Einigungs- 
bestrebungen. Eine Bibliographie von 1628° (Nederl. Arch. voor 
Kerkgesch. N.S. 30, 1938) hat die aus A. Reifferscheid: Quellen z. 
Gesch. des geistigen Lebens in Deutschland während des 17. Jahr- 
hunderts (1889) bekannte, von Jean Hotman, Sohn von Franz H. 
verfaßte und von Matthias Bernegger herausgegebene Friedensschrift 
„Syllabus autorum irenicorum‘‘ in zwei Ausgaben von 1628 ausfindig 
gemacht, während die Straßburger Editio princeps von 1628 unauf- 
findbar blieb. 


W. Stökl: „Tranoscius‘‘ (Kyrios 2, 1937) gibt den Lebenslauf 
des 1591 in Teschen geborenen, in Kolberg erzogenen, nach einem 
Studium in Wittenberg und Prag, 1631 in Liptau wirkenden, 1637 
gestorbenen Georg Tranoscius, kennzeichnet seine gut lutherisch ge- 
haltenen fünf Werke (Auslegung der Offenbarung des Johs, &echische 
Ausgabe der Confessio Augustana, Sammlung lateinischer Kirchen- 
lieder, Gebetssammlung, &echisches Gesangbuch) und zeigt seine 
Bedeutung für das Deutschtum unter den Slaven: der „slavische 
Luther‘, 

H.Lilje: Gustaf Adolf (Furche 24, 1938), gestaltet sein knapp 
gefaßtes Charakterbild in Auseinandersetzung mit dem Buche des 
katholischen Schriftstellers H. Bellor: „Characters of the Reforma- 
tion‘ (1936). 

A.E. Simpson; „William Chillingworth‘‘ (Hibbert Journ. 36, 
1938) gibt den Lebenslauf (1602—ı1644) dieses Freundes von Laud 
und kennzeichnet sein 1638 erschienenes gegen die Katholiken ge- 
richtetes Buch ‚The Religion of Protestants‘‘. 

Der ideengeschichtlich wertvolle Aufsatz von A.H. Dodd: „The 
Nonconformist Conscience in public Life‘‘ (Hibbert Journ. 36, 1938), 
zeigt die Wurzel des individuellen Conscience-Begriffes (the use of 
conscience in the plural) bei Wiclif, dann die Formung des Begriffes 
als „sense of vocation in politics‘ bei Cromwell, um sie in ihre Ver- 
zweigungen zu zerlegen (Jiberty of conscience, the conscientious man 
als der ethische Rigorist, das social conscience, endlich die conscience 
generale) — alles zitatenmäßig belegt; ein Ausblick auf das 18, Jahr- 
hundert, wo Conscience the conscience of a class wird, und das 19. Jahr- 
hundert schließt den Aufsatz. 


In französischer Übersetzung aus dem Englischen bietet Rev. 
hebdomad. 46/47, 1937/38 das Buch von M. Irwin: „Henriette d’ Angle- 
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terre, reine des coeurs et messagdre des rois‘‘, ein ausgezeichnet ge- 
schriebenes Kulturbild. W.K. 

B. Baustaedt, Richelieu und Deutschland. Von der 
Schlacht bei Breitenfeld bis zum Tode Bernh. vom [!] Weimar. 
ur Stud. 295.) Berlin, Ebering 1936. 180 S. 7 M. — Nach einem 

rblick über die Anfänge des Staatsmannes Richelieu und über 
die allgemeinen Verhältnisse in Frankreich schildert B., wie Riche- 
lieu als leitender Minister seit 1624 im ganzen den Kampf Hein- 
richs IV. gegen Habsburg auch als Ziel seiner Außenpolitik aufnimmt. 
Im 30jährigen Krieg versucht der Kardinal, Lothringen ganz in seine 
Hand zu bekommen und die wichtigsten Plätze im Elsaß zunächst 
einmal mit französischen Truppen zu besetzen, um den gefährlichen 
Bund zwischen Spanien (Niederlande) und Österreich in seiner Stoß- 
kraft gegen Frankreich zu schwächen. Dabei muß er zugleich in 
Italien gegen Spanien kämpfen, die Graubündner Pässe als Dreh- 
schraube der spanisch-habsburgischen Schere überwachen und sich 
an Schweden und die deutschen Protestanten anlehnen, ohne daß er 
beide mit Waffen unterstützen will. Solange Gustav Adolf lebt, 
kann Richelieu weder die Zuerkennung des eroberten Lothringens 
für Frankreich noch ein Neutralitätsabkommen zwischen Schweden 
und Bayern erreichen. Im Sommer 1632 windet ihm ein großer Auf- 
stand im Innern fast alle Trümpfe gegen Schweden aus der Hand, 
aber dann kommt mit dem Tode Gustav Adolfs seine große Zeit. 
B. stellt nun in allen Einzelheiten dar, wie die Anstrengungen Riche- 
lieus verlaufen, einmal schon eine Art Rheinbund durch Bestechungen 
deutscher Fürsten zu schaffen und zum andern die Protestanten 
unter Führung Sachsens oder Brandenburgs zu einer Mittelpartei 
zusammenzuschließen, die unter französischem Einfluß ebenso ein 
Übergewicht Schwedens wie des Kaisers verhindern soll. Zunächst 
hält Oxenstierna freilich die Protestanten im Heilbronner Bund zu- 
sammen, und Richelieu vermag weder das abseits stehende Sachsen 
noch selbst das katholische Bayern von der Hinneigung zum Kaiser 
zu lösen. Da er noch immer zaudert, mit den Waffen einzugreifen, 
kommt er mit den diplomatischen Verhandlungen nicht viel voran. 
Die Niederlage von Nördlingen gibt ihm zwar das Übergewicht über 
Schweden, aber zugleich kann er das Bündnis mit diesem nicht ent- 
behren, um der vereinigten spanisch-kaiserlichen Macht widerstehen 
zu können. Ja, er muß sich nun doch zum aktiven Kampfe gegen 
Habsburg entschließen, weil besonders die Zielsetzung des Prager 
Friedens von 1635 alle seine Absichten auf Lothringen und das 
Rheinland zu zerschlagen droht. Die Verhandlungen um diese Vor- 
gänge und der wechselvolle Verlauf des Krieges bis 1638, bis zum 
günstigen Umschwung für Frankreich, bilden den Schluß von B.s Ar- 
beit. Sie macht hinsichtlich der Quellenverwertung einen zuverläs- 
sigen Eindruck, läßt aber in der Sprache und im Druck häufig und 
schmerzlich die nötige Sorgfalt vermissen und entbehrt außerdem 
einer wirklich aufschlußreichen Inhaltsübersicht. 

Leipzig. O A. Hecker. 


Historische Zeitschrift 1358, Bd. 13 
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ZEITALTER DES ABSOLUTISMUS (1648—1789) 


Zeitschriftenbericht von E. Botzenhart 


Erich Trunz, Dichtung und Volkstum in den Nieder- 
landen im,1ı7. Jahrhundert (Heft 27 der Schriften der Deutschen 
Akademie). München, Ernst Reinhart 1937. 64 S. — Die nieder- 
ländische Literatur des 17. Jahrhunderts (‚het gouden eeuw‘‘) ist 
deutscherseits nur wenig erforscht worden, besonders im Hinblick 
auf die deutsche Barockdichtung und deren Beeinflussung durch die 
niederländische Dichtung. In obiger Schrift ist nun die Forschung 
in diesem Betracht ein gutes Teil über die bisherigen Untersuchungen 
in Deutschland vorgetrieben und in einer Gesamtschau die gegensätz- 
liche Gestaltung der beiden Literaturen (bei Holland vor allem im 
Volk verwurzelt als Gemeinschaftsdichtung, in Deutschland vor- 
wiegend in höfischen und Gelehrtenkreisen gepflegt, also volksfern) 
knapp und übersichtlich und mit vielen ganz neuen Ergebnissen her- 
ausgearbeitet worden. Gerade diese neuen Gesichtspunkte, unter 
denen der Vf. diese Periode behandelt, wobei Holland zunächst der 
gebende Teil war, die Hervorkehrung der so gegensätzlichen Ge- 
staltung gegenüber der deutschen, wird auch dem niederländischen 
Forscher einiges Neue zu sagen haben. In den Literaturangaben wäre 
nachzutragen die Geschiedenis der Nederlandsche letterkunde von Gerrit 
Kalff (Gron. 1906—ı2) in 7 Bänden sowie das immer noch beachtens- 
werte Werk von C. Busken-Huet, Het land van Rembrandt, 2 Bände 
(4. Druck 1899), das auch als Rembrandts Heimat (Leipzig 1886—87) 
in 2 Bänden übersetzt ist. 

Köln-Rath. K. Menne}. 


Zum erstenmal seit geraumer Zeit erscheint wieder in Italien die 
Biographie eines führenden Diplomaten der Markusrepublik Venedig: 
N. Conigliani, Giovanni Sagredo. Venezia, Libreria Emiliana 1934, 
Sagredo, der einer der alten Senatorenfamilien angehörte, war zu- 
erst in der inneren Verwaltung tätig gewesen u.a. als Staats- 
schatzverwalter. 1652 wurde er als Gesandter an den Hof Lud- 
wigs XIV. und Mazarins (den er nur den Abruzzesen nennt) geschickt. 
Es galt die Übereinstimmung der beiden Staaten zu sichern, die wenn 
auch aus ganz verschiedenen Gründen bisher gesucht hatten, sich 
mit dem Großtürken gut zu stellen, bis der Sultan plötzlich Venedig 
angriff, um ihm Kreta wegzunehmen. Mazarin gibt alle gewünschten 
Zusicherungen, ohne sie später zu halten. Sagredo, dessen Berichte 
ein sehr farbiges Bild des damaligen Versailles darstellen, wird vom 
Senat nach London versetzt. Sagredo braucht hier seine ganze 
Diplomatie, denn Venedig ist der letzte Staat in Europa, der die 
diplomatischen Beziehungen zum revolutionären Regime des Pro- 
tektors aufnimmt und Cromwell hat das sehr übelgenommen. Daß 
Sagredo zu ihm trotzdem in sehr gute Beziehungen kommt, wird ihm 
in Venedig hoch angerechnet. Es trägt ihm eine diplomatische 
Mission an den Kaiserhof in Wien ein, an der er scheitern sollte. 
Leopold I. wollte Frieden mit den Türken schließen, die dazu geneigt 
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waren, um freie Hand gegen Kreta zu haben. Sagredo soll diese Art 
Separatfrieden hindern, aber das gelingt ihm nicht. Sagredo ist 
wütend und das färbt nicht minder auf seine Berichte ab als ein 
schweres körperliches Leiden. Er sieht alles schwarz und greift die 
kaiserlichen Minister Portia, Auersperg, Lobkowitz rückhaltlos an. 
Nach seiner Heimkehr stieg Sagredo noch zu den wichtigsten Ämtern 
auf, ja bei der Dogenwahl 1676 erlag er einer Koalition seiner Gegner 
nur mit wenigen Stimmen Differenz. Die Biographie dieses für sein 
Jahrhundert wie für die Politik Venedigs in der Zeit des beginnenden 
Niedergangs typischen Diplomaten und Staatsmannes ist eine ver- 
dienstvolle Leistung der Verfasserin. 


Neapel. M. Claar. 


Unter dem Titel „The royalists under the protectorate‘‘ beschreibt 
Sir Charles Firth in der Engl. Hist. Rev. (Okt. 1937, S. 634—648) 
die großenteils erfolglosen wirtschaftlichen und politischen Maß- 
nahmen gegen den englischen Royalismus unter Cromwell. E.B. 


Die Rev. de Synthöse, Band 14, Heft ı, ist Descartes gewidmet 
und bringt u. a. folgende Aufsätze: Descartes et lPidse de units 
de la science (Ernst Cassirer); Descartes et !Encyclopedie (Rene 
Hubert); Möthode positive et möthode cartesienne (Pierre Ducasse&); 
außerdem einen Sammelbericht über die Literatur über Descartes 
im 20. Jahrhundert; die Übersicht über die deutsche Literatur liefert 
Ernst Bergmann, Leipzig. K. R.G. 


Kurt Klose, George Savile, Marquis von Halifax, als 
Politiker und Staatsdenker (1633—1695). Breslau, M. u. H. Marcus 
1936. (Historische Untersuchungen, hrsg. von E. Kornemann, 
18. Heft). VIII, 187 S. RM. 9,20. — Vf. hat nicht die großen 
Schwierigkeiten, die gerade biographische Themen für Erstlings- 
arbeiten immer wieder bieten, befriedigend überwinden können. Er 
will die seinen Zeitgenossen sehr rätselhafte, von der modernen Ge- 
schichtsschreibung trotz Macaulay vernachlässigte Persönlichkeit 
Halifax’, eines der Hauptspieler bei der glorious revolution, vom 
Vorwurf des Opportunismus reinigen und in einer Politik des Aus- 
gleichs der Parteigegensätze, des Überwindens leidenschaftlicher 
Prinzipienkämpfe durch praktisches, nur an der realistisch geschauten 
Staatsraison orientiertes Handeln die alleinige, bewußt ergriffene 
Richtschnur seines Wirkens erweisen. So richtig das im allgemeinen 
gesehen ist, die menschlichen Bedingtheiten eines in unruhigster Zeit 
stehenden Staatsmannes mit vielen großen und kleinen Ambitionen 
kommen dabei entschieden zu kurz. So bleibt, da andererseits eine 
Fülle von Einzelheiten nur verwirrend wirkt, kein anschaulich-plasti- 
sches Bild haften. Im übrigen ist die politische Laufbahn des Marquis 
in ständiger engster Anlehnung an die stoffreiche, aber unverarbeitete 
zweibändige Biographie der Miss Foxcroft geschildert; die Abhängig- 
keit geht häufig bis in die Zitate aus anderen Quellen. Die Darstellung 
seines staatstheoretischen Denkens bleibt trotz schwungvollen Ver- 
sprechens des Vorworts nur eine geschickte, klare Zusammenfassung 
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des Gedankenguts der politischen Hauptschriften, v.a. des Character 
of a Trimmer. — Kl. schreibt konsequent ‚das‘ (!) Traktat. 
Berlin. P. Kluke. 
Paul Wentzckes Aufsatz „Der Straßburger Rheinpaß im 
holländischen Kriege 1672/73‘ (Elsaß-Lothr. Jb. XVI, S. 126—ı8o0) 
stellt einen Einzelvorgang, die Zerstörung der französischen Rhein- 
brücke und den Streit um ihre Wiederherstellung, die dann durch 
französische Drohungen und die trostlose militärische Lage des 
Reiches verhindert wurde, in den großen weltgeschichtlichen Zu- 
sammenhang der französischen Expansionspolitik und des Kampfes 
um das Schicksal Straßburgs und des Rheins hinein. W. zeigt an 
diesem Beispiel, daß „stärker und unmittelbarer als die landesge- 
schichtliche oder gar die reichsdeutsche Forschung zum Ausdruck 
bringt, die elsässische Frage dem Schicksal des seit Jahrhunderten 
zersplitterten... burgundischen Raumes verhaftet ist‘, d.h. die 
innere Einheit der nordwestlich gegen die Niederlande und östlich 
gegen das Reich gerichteten Ausdehnungspolitik Ludwig XIV., in 
der der Kampf um den Straßburger Rheinpaß die Rolle eines Vor- 
postengefechts spielt. Der Aufsatz möchte hauptsächlich anregen 
zu einer Wiederaufnahme der historisch-wissenschaftlichen Aus- 
einandersetzung über Straßburg und das Reich im Zeitalter Lud- 
wig XIV. und zur Widerlegung der einseitigen Darstellung Legrelles. 
Er gibt außerdem noch eine Reihe von beachtenswerten Anregungen 
zur Reichsgeschichte und Reichskriegsgeschichte des 17. Jahrhunderts. 
Einen der interessanten Einschnitte der englischen Geschichte, 
die vor der Staatsumwälzung Ende 1688 von Jakob II. vorbereiteten, 
unter Wilhelm III. durchgeführten Parlamentswahlen schildert 
J-H.Plumb in seinem Beitrag: „The Elections to the Convention 
Parliament of 1689‘. Er beschreibt hauptsächlich die Mittel, durch 
die Jakob II. noch versucht hatte, die Wahlen in seinem Sinne zu 
lenken und das davon sehr abstechende legale Verhalten Wilhelms III. 
und vermittelt einen Einblick in die Methoden des Wahlkampfes und 
ihre Ergebnisse. (Cambridge Hist. Journ. V, 3, S. 235—254). E.B. 
Karl Meier-Lemgo, Engelbert Kämpfer, der erste For- 
schungsreisende 1651—ı1716. Mit 28 Abb. auf 2ı Tafeln. Stuttgart, 
Strecker & Schröder 1937. 212 S. RM. 3,50. — Nach den bisher un- 
veröffentlichten Handschriften Engelbert Kämpfers, die sich im 
Britischen Museum befinden, ist hier mit Unterstützung des Japan- 
Instituts der Versuch gemacht worden, erstmalig die Biographie 
eines Deutschen zu schreiben, dem es in einer Zeit, da Japan im 
17. Jahrhundert für europäische Reisende nahezu verschlossen war, 
gelang, 1690 in das geheimnisvolle Land zu gelangen und dort mehr 
als 2 Jahre zu verweilen. Kämpfer stammte aus Lemgo, hatte an 
verschiedenen deutschen und polnischen Universitäten studiert, war 
1681, 30jährig, nach Schweden gekommen und konnte von dort aus 
seit 1683 seinen Lieblingswunsch, Forschungsreisender zu werden, 
erfüllen. ro Jahre lang durchstreifte er die verschiedensten Länder, 
Finnland, Rußland, Persien, Indien, Java, Siam und Japan. 1693 
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kehrte er in die Heimat zurück, verfaßte drei Werke auf Grund seiner 
Erlebnisse und Studien, verbrachte jedoch einen im allgemeinen nicht 
erfreulichen Lebensabend, woran vor allem eine unglückliche Ehe 
schuld war, bis er 1716 in Lemgo (wo ihm ein Denkmal errichtet ist) 
starb. Es ist sehr zu begrüßen, daß diesem zu Unrecht halb ver- 
gessenen deutschen Forscher jetzt eine sympathische, mit vielen 
Bildern versehene Biographie durch einen Landsmann gewidmet 
worden ist. Gegen die Bezeichnung als ‚erster deutscher Forschungs- 
reisender‘‘ im Titel muß man aber Bedenken äußern. Ein Martin 
Behaim, die deutschbürtigen dänischen Admirale Pining und Pot- 
horst, die verschiedenen, von den Welsern nach Venezuela gesandten 
Deutschen, Alfinger, Seißenhofer, Federmann, Hohenmuth, Philipp 
v. Hutten u. a. dürfen doch ohne weiteres schon 1%%—2 Jahrhunderte 
vor Kämpfer als „deutsche Forschungsreisende‘‘ bezeichnet werden. 

Düsseldorf. R. Hennig. 

Popovi6, Du3an: Gradja za istorijw Beograda od 1711—1739 
god. [Quellen zur Geschichte Belgrads, 1711—39.] Belgrad, Serb. 
Akademie 1935. 2°. 282 S.— Der bekannte Belgrader Historiker bietet 
mit vorliegendem Bande eine wertvolle Stoffsammlung zur Ge- 
schichte Belgrads, die besonders deswegen interessant ist, weil sie 
uns über die Geschichte der Stadt unter kaiserlicher Herrschaft 
wichtige Aufschlüsse gewährt. Durch die Veröffentlichung der Ein- 
wohner- und Häuserverzeichnisse aus dieser Zeit erhalten wir einen 
Querschnitt durch das Leben und Treiben dieser vorübergehend 
stark deutsch bestimmten Stadt, der uns über die Schicksale der 
Häuser und ihrer Besitzer anschaulich und eingehend unterrichtet. 
Vf. hat mit vorliegender Veröffentlichung in gleicher Weise die Er- 
forschung des südslawischen als auch des südostdeutschen Städte- 
wesens wesentlich und dankenswert gefördert. 

München. F. Valjavec. 


Georg Borchardt, Die Randbemerkungen Friedrichs des 
Großen. Derselbe, Herrschen und Dienen. Der Randbemer- 
kungen zweiter Teil. Potsdam, Akad. Verlagsgesellschaft Athenaion 
1936/37. 128 u. 1285. 2 Faks., je RM. 2,90. — Die Randbemerkungen 
bleiben die persönlichste Quelle zur Charakterisierung preußischer 
Könige. Ihre Eigenart war schon Bismarck Anlaß, die auf Sachkennt- 
nis und Erfahrung gegründeten Befehle Friedrichs d. Gr. den drasti- 
schen Gefühlsausbrüchen Wilhelms II. entgegenzustellen (Ged. u. Er- 
innerungen III. 1922, S. 125). Die ruhige Sachlichkeit Wilhelms I. 
tritt in ihnen ebenso in Erscheinung wie der unruhige Stimmungs- 
wechsel seines Enkels; die entschlossene Schroffheit Friedrich Wil- 
helms I. steht neben den häufig geistvollen und witzigen Willens- 
äußerungen seines großen Sohnes. Seitdem der unglückliche Versuch 
von Lydia Franke (Die Randbemerkungen Wilhelms II., Straßburg 
1934) in den Randbemerkungen einen Gegenstand für psycho- 
analytische Methodik entdeckte, mochte allerdings eine umfassende 
Untersuchung dieses Materials fragwürdig erscheinen. Die Büchlein 
B.s nehmen demgegenüber nicht in Anspruch, auf neuen Wegen neue 
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Erkenntnisse zu vermitteln. Doch ist diese erste umfassende Samm- 
lung der Randbemerkungen Friedrichs das Ergebnis sorgfältiger 
archivalischer Arbeit. In buntem Wechsel entrollt sich ein reiches 
Bild, Geläufiges neben Unbekanntem, sachlich geordnet, knapp und 
treffend erläutert, erdrückend wohl manchmal durch die Überfülle 
des Mannigfaltigen. Die seltenen Versehen waren wohl bei dem weit- 
reichenden Stoff kaum zu vermeiden. Die wissenschaftliche Benutz- 
barkeit wird gewiß erschwert durch mangelhafte Datierungen und 
unzureichende Namenangaben. Eine ins einzelne gehende Kritik wäre 
jedoch ungerecht angesichts einer so freundlichen Sammlung, die nicht 
Wissenschaft sein will und in bester Weise ihre selbst gesetzte Aufgabe 
und ihr beschränktes Ziel erfüllt: die Gestalt des großen Friedrich zu 
verlebendigen, indem sie den König in seinem durchdringenden 
Wissen, ernsthaften Sorgen und gestaltenden Wollen, den Menschen 
in seinem lebensvollen und geistsprühenden Schaffen inmitten des 
kleinen Alltäglichen zeigen. 

Berlin. W. Reese. 

Der Aufsatz von H. Butterfield, „Lord North and Mr. Robin- 
son, 1779‘ (Cambridge Hist. Journ. V, 3, S. 255—279), zeigt Robinson, 
den Senior Secretary of the Treasury unter dem Lordschatzkanzler 
North, als einen treuen und loyalen Diener des Lordschatzkanzlers 
voll redlichen Bemühens, die durch die Unentschlossenheit und Un- 
fähigkeit seines Chefs hervorgerufenen Spannungen und Schwierig- 
keiten personeller und sachlicher Art in der Krise des Ministeriums 
North von 1779 auszugleichen und zu beseitigen. 

Einen Vorkämpfer für die politische Selbständigkeit und Selbst- 
verwaltung des Elsaß und die Aufrechterhaltung der alten reichs- 
ständischen Ordnungen gegen den Zentralismus und die soziale Um- 
wälzung der französischen Revolution schildern Christian Hallier 
und Hans Molz in einem Aufsatz über ‚Johann Peter Stupfel, ein 
elsässischer Publizist der Revolutionszeit‘‘ (Elsaß-Lothr. Jb. XVI, 
S. 181—215). Dabei gibt Hallier eine kurze Lebensskizze, anschließend 
analysiert Molz die politischen Kampfschriften Johann Peter Stupfels, 
der zunächst eine ständische Selbstverwaltung des Elsaß, später 
dessen Rückgliederung ins Reich verlangte und sich dabei haupt- 
sächlich auf den Bruch der im westfälischen Frieden übernommenen 
Verpflichtungen Frankreichs berief. 

In der Zs. f. frz. Sprache u. Lit. (LXI, S. 273—282) schildert 
Georg Sacke unter Benutzung bisher unbekannten Quellenmaterials 
„Die Entstehung des Briefwechsels zwischen der Kaiserin Katharina 
von Rußland und Voltaire‘. E.B. 


NEUERE GESCHICHTE 1789—1871 
Zeitschriftenbericht von M. Göhring (Französische Revolution) 
und E. Botzenhart (1800—1871) 
R. Leroux ordnet in seiner Arbeit ‚Schiller thöoricien de V&tat“ 
(Rev. Germanique, 28. Jahrg., Nr. ı) Schillers Gedankenwelt in die 
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„Iradition der individualistischen Konzeptionen von Pufendorf und 
Hobbes“ ein und wertet die Theorien der deutschen Staatstheore- 
tiker als bloße Eudämonismen. Die entscheidende geistige Tatsache 
bei Schiller — daß zwar der reflektierende Denker sich mit humani- 
tären Staatsideen abmüht, während der gestaltende Dichter klare 
staatliche Wirklichkeit formt — ist in dem Aufsatz nicht gesehen. 
Gustav Steinbömer überprüft in einem klugen und fein ab- 
wägenden Aufsatz „Das Bildungsreich der Goethezeit‘‘ (Europ. 
Rev. 14. Jahrg., Heft ı) die deutsche klassische Epoche vom Poli- 
tischen her. Er nennt die Idee des Bildungsreiches einen ‚erhabenen 
und fruchtbaren Irrtum‘, kommt also gegenüber manchen allzu bil- 
ligen Verdammungen zu einem Urteil, das den tragischen Charakter 
jener Flucht des deutschen Geistes aus der trostlosen politischen 
Unzulänglichkeit erkennt. Zu dem großen Fragenkreis der Aus- 
einandersetzung zwischen Geist und Staat liefert der Aufsatz eine 
sehr schöne Teiluntersuchung. K. R.G. 
Alfred G. Pundt: Arndt and the Nationalist Awakening in 
Germany. New York, Columbia University Press 1935. 194 S. 12. 
4 d. — Das Buch ist entstanden unter dem Eindruck der national- 
sozialistischen Bewegung und aus der Erkenntnis, daß diese Be- 
wegung Wurzeln hat, die bis zur Erhebung gegen Napoleon zurück- 
reichen. Das ist das eigentlich Wichtige an diesem Buch, daß diese 
Erkenntnis waltet und daß durch ein sehr ruhiges und nachgehendes 
Untersuchen des Aufbrechens volksmäßigen Denkens vor 130 Jahren 
ein vertieftes Verständnis der deutschen nationalen und damit auch 
nationalsozialistischen Bewegung vorbereitet wird. Daß dafür Arndt 
herausgenommen wird, zeugt weiterhin von einem guten Blick. 
Denn trotz der verhältnismäßig großen Arndtliteratur — und z.T. 
durch sie — ist selbst in Deutschland die eigentliche Bedeutung 
Arndts nur sehr wenigen bisher bekannt gewesen, seine Fortwirkung 
war noch immer der unmittelbaren Ausstrahlung seiner Wirkung 
zu verdanken. Da aber Wesentliches von Arndt in seiner Zeit schon 
nicht zur Wirkung gekommen war, war es auch nicht in dieser un- 
mittelbaren Weiterwirkung enthalten und drohte, von der Wissen- 
schaft nicht erkannt, verloren zu gehen. So war im Grunde ein durch- 
schnittliches Arndtbild entstanden, das einen sehr vereinfachten oder 
einen sehr krausen Eindruck erweckte. Im Ausland mußte sich das 
natürlich doppelt auswirken. So zeugt es also von einem sicheren 
und gesunden Blick, daß zur selben Zeit, in der die deutsche For- 
schung daran geht, Arndt in die Reihe der die Bewegung geistig 
Führenden einzureihen, auch ein Ausländer zur historischen Vertie- 
fung des Verständnisses der nationalsozialistischen Bewegung grade 
Arndt herausgreift. Das ist eine Leistung an sich. Zu ihrer vollen 
Durchführung erforderte sie eine zweite Leistung, eine gesamte Neu- 
durchdringung der Gestalt Arndts und der Dynamik, die ihn be- 
wegte. Dieses Erschauen der Gestalt Arndts von Grund auf ist nun 
nicht gelungen, es ist nicht einmal eigentlich dazu angesetzt. Man 
möchte sagen, das konnte auch gar nicht von außerhalb des gegen- 
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wärtigen deutschen Lebens geleistet werden. Die Darstellung hat 
also nicht eigene innere Methoden und Kategorien. Es ist eine mit 
großer Literaturkenntnis durchgeführte erneute biographische Dar- 
stellung von Arndts Leben bis 1815. Sie im einzelnen zu besprechen, 
ist nicht erforderlich, da sie auch in der Erwägung etwa des Ver- 
hältnisses Arndts zu Rousseau, zur Romantik usw. nichts wesentlich 
Neues bringt. Das Wesentliche ist, daß diese bisherigen Ergebnisse 
dem angelsächsischen Leser in einer guten und ansprechenden Dar- 
stellung vermittelt werden. Dabei ist besonders hervorzuheben, daß 
sehr viel Mühe darauf verwandt ist, den Inhalt der Arndtschen 
Schriften selbst wiederzugeben. Nur eben, eine innere Neuausschöp- 
fung ist nicht gelungen. Aber nochmals, sie konnte eigentlich auch 
vom außerdeutschen Leben aus nicht gelingen, war sie doch bis 1935 
auch beinah der deutschen Forschung versagt geblieben. Für die 
Aufnahme dieses neuen, unmittelbaren Arndtbilds, das jetzt durch 
das Buch Fahrners eine außerordentliche Förderung erfahren hat, 
im angelsächsischen Kreis wird diese Arbeit aber eine gute und 
eine vielleicht notwendig gewesene Wegbahnung sein. 

Bonn. E. Anrich. 

In den M.Ö.I.G., LI, S. 130—ı60 gibt Franz Stix unter dem 
Titel „Zur Geschichte und Organisation der Wiener Geheimen Zif- 
fernkanzlei‘‘ ein anschauliches Bild der Entwicklung und des Auf- 
gabengebiets dieser Zentrale der österreichischen Geheimpolizei von 
ihren Ursprüngen bis zu ihrer Auflösung 1848 und den hohen Anfor- 
derungen, die in persönlicher und sachlicher Hinsicht an ihr Personal 
gestellt wurden. 

K.I. Knapton veröffentlicht im Journ. mod. Hist. (IX, 4, 
S. 482—492) ein für die geistige Genesis der Heiligen Allianz wich- 
tiges Schreiben der Frau von Krüdener an ihre Schwester vom 26. Fe- 
bruar 1813 („An Unpublished letter of Mme de Krüdener‘‘). E.B. 

Die Königsberger phil. Dissertation von Werner Brettschnei- 
der, „Entwicklung und Bedeutung des deutschen Früh- 
sozialismus in London‘, Königsberg 1936, 75 S., sieht in der 
Londoner Deutschen Arbeiterbewegung den Prototyp der frühsozia- 
listischen deutschen Arbeiterbewegung überhaupt. ‚Der Londoner 
Deutsche Arbeiterverein stellte die reinste Ausprägung der ersten 
deutschen Arbeiterbewegung dar. Hier traten die Wesensmerkmale 
des deutschen Frühsozialismus am ungetrübtesten und am reifsten 
in Erscheinung, denn in London sammelten sich die besten Kräfte 
der Bewegung und konnten ihre Ideen .... am frühesten entwickeln.‘ 
Diese These wird man allerdings nach verschiedenen Seiten ein- 
schränken müssen. Zweifellos ist es richtig, daß die Londoner Gruppe 
der deutschen Arbeiterbewegung als eine der ersten den Weg über 
die Internationale zum Marxismus gegangen ist und insofern das 
Schicksal der ganzen Arbeiterbewegung vorgezeichnet hat. Aber 
man darf es füglich bezweifeln, ob es gerade die besten Köpfe der 
deutschen Arbeiterbewegung gewesen sind, die diese Richtung — 
wenn auch nicht ohne zeitweiliges Widerstreben — eingeschlagen 
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haben, oder ob man diese besten Köpfe nicht unter denjenigen Ver- 
tretern der Arbeiterbewegung suchen muß, die, in Deutschland 
zurückbleibend, nicht vom Intellektuellen, sondern vom Praktisch- 
Gewerkschaftlichen aus die Arbeiterbewegung zu organisieren such- 
ten. Der Londoner Frühsozialismus hat nur die eine dieser zwei 
Möglichkeiten zur Entwicklung gebracht und ist gerade auf diesem 
Gebiet dem Marxismus dann sehr schnell unterlegen. Trotz dieser 
Einschränkungen darf man in der flüssig geschriebenen, von großen 
Gesichtspunkten beherrschten Arbeit B.s einen dankenswerten Beitrag 
zu einer nichtmarxistischen Geschichte der Deutschen Arbeiterbewe- 
gung, die B. selbst mit Nachdruck fordert, sehen. E. Botzenhart. 

In Rev. de Synthöse 14, 2 unternimmt es Alexander Marcuse 
(Berlin) in dem Aufsatz „La philosophie de l ‚Aufklärung‘ au temps 
du Romantisme‘‘, Schopenhauer als Schüler Voltaires und als Ange- 
hörigen der voltairianischen Bourgeoisie zu erweisen und von daher 
Schopenhauer gegen die Romantik abzugrenzen. An der Philosophie 
Schopenhauers und Comtes wird darzutun versucht, wie sich die auf- 
klärerischen traditionellen Denkformen unter dem Einfluß der roman- 
tischen Denkweise dann teilweise gewandelt hätten. Der durchaus 
formalistisch begründende und diälektisch verzerrende Aufsatz leidet 
schon an seinen Voraussetzungen: er nimmt die Begriffe ‚Aufklä- 
rung‘ und „Romantik‘‘ zu oberflächlich und erkennt nicht die un- 
gemeine Differenziertheit, die die beiden Bewegungen auszeichnet. 

Man kann nicht sagen, daß Justus Hashagen in seinem Auf- 
satz „Ranke in neuer geistesgeschichtlicher Beleuchtung‘ (Zs. f. 
deutsche Geistesgesch., 1937, Heft ı/2) eigentlich Neues behauptet, 
wenn er bestreitet, daß Ranke ein „blasser und zaghafter Ohjek- 
tiver‘‘ gewesen sei. Daß Ranke durch seine Bindung an einen tief 
erlebten Protestantismus und an die konservativen Ordnungsmächte 
mit sehr festumrissenen geistigen Vorstellungen an das geschichtliche 
Material gegangen ist, war ja schon bekannt. Immerhin ist der Auf- 
satz als dankenswertes Zeichen dafür zu werten, wie sehr die Fiktion 
der ‚Objektivität‘ bereits aufgegeben wird. 

So sehr es zu begrüßen ist, daß Ernst Schaumkell in seinem 
Aufsatz ‚Jakob Burckhardt und die Gegenwart‘ (Die Welt als Ge- 
schichte, 1937, Heft 6) über Burckhardts Bekenntnisse zum Autori- 
tätsgedanken und zur Rassenfrage sowie über seine Angriffe auf 
Judentum und Liberalismus berichtet, und so sehr man der Ein- 
ordnung Burckhardts in die große deutsche Spannung zwischen Geist 
und Staat zustimmt, so falsch empfindet man die Schlußfolgerung, 
daß Burckhardt wegen solcher unzeitgemäßen Ansichten schon ‚‚mit 
seiner Gedankenwelt in die geistige Welt Adolf Hitlers einmünde‘. 
Das Grundbekenntnis Burckhardts, aus dem auch seine anderen 
politischen Gedanken weithin erklärbar sind, findet sich eben doch 
in der Meinung, daß Macht grundsätzlich böse sei. Selbst wenn er 
sich antiliberal und antisemitisch geäußert hat, als „‚Wegbereiter‘ und 
als Träger „geistiger Aufrüstung‘ kann er in einer Epoche, die der 
Macht wieder Sinn und Adel verliehen hat, nicht gelten. K. R.G. 
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Karl Löwith, Jacob Burckhardt. Der Mensch inmitten 
der Geschichte. Luzern, Vita Nova Verlag 1936. 380 S. 6,60 M. — 
Das Buch des Vf.s, dem man eine Reihe gescheiter Arbeiten zur 
Geistesgeschichte des 19. Jahrhunderts zu verdanken hat, enttäuscht 
durchwegs. Mit wachsendem Erstaunen sieht man sich schließlich 
beim Lesen vor die Tatsache gestellt, daß das Buch — es zählt mit 
den Anmerkungen 380 Seiten — zu gut zwei Dritteln nichts anderes 
gibt als ermüdend breite Paraphrasen und Referate Burckhardtscher 
Gedankengänge, mit denen schwer etwas anzufangen ist. Wer sich 
in Burckhardt eingearbeitet hat, wird auf solche Referate gerne ver- 
zichten; wer aber Burckhardt noch nicht kennt, wird nutzbringen- 
der gleich an die Quellenlektüre selbst herangehen, statt sich durch 
diese Schrift hindurchzulesen. Der Vf. wollte, dem Vorwort nach 
(S. 10), „aus Burckhardts Werken und Briefen den philosophischen 
Grundriß herstellen, der seine Ansicht vom Menschen und von der 
Geschichte in ihrer ganzen Bedeutung erhellt‘. Mit diesem geschichts- 
philosophischen Zweck verband sich die Absicht, Burckhardts Ge- 
schichtskunde systematisch zusammenzufassen und für sich selber 
sprechen zu lassen. Wenn schon ein solcher Grundriß nötig sein 
soll (aber er ist kaum nötig), dann ist er am ehesten zu verwirk- 
lichen durch den reinen Textabdruck und durch das Zusammen- 
fügen der betreffenden Stellen; nicht aber durch halbe Umschrei- 
bungen und halbe Zitate und dazwischengestreute Auslegungen, die 
kaum Neues sagen. Daß der Mensch das Maß der Burckhardtschen 
Geschichtsbetrachtung und Philosophie ist im Gegensatz zu der 
Hegels, war schon bekannt und mußte nicht erst im einzelnen belegt 
werden: ein knapper Aufsatz hätte nötigenfalls die Haltung Burck- 
hardts noch einmal beleuchten können; dies Buch aber ist als Ganzes 
überflüssig. Mit Bedauern sei dies festgestellt. 

München. W. Rehm. 

Der Aufsatz von Dietrich, „Der Kampf um das Schicksal 
Sachsens 1866/67‘ (N. A. f. sächs. Gesch. LVIII, 2, S. 202—222), 
behandelt den innersächsischen, publizistischen und parteipolitischen 
Kampf um die Selbständigkeit Sachsens vor dem Frieden von Nikols- 
burg 1866, sowie die innersächsische Auseinandersetzung über die 
staatliche Stellung Sachsens im norddeutschen Bund bei den Wahlen 
von 1867. 

Hinweise: Dorothy Burne Goebel, ‚British trade to the Spanish 
Colonies 1796—1823‘‘ (Americ. Hist. Rev. LXIII, 2, S. 288—320). — 
Marg. Mauerhofer, ‚Les Refugiös de la Revolution de Turin de 1821 
a Gendve“ (Zs.f. Schweiz. Gesch. XVII, 4, S. 427—465). — Henri Lau- 
rent: Les debuts de la mission de Hugh Swinton Legart, charge d’af- 
faires des Etats-Unis A Bruxelles, septembre-döcembre 1832. (Bull. 
comm. roy. d’hist., 1937, S. 33—75.) — Leo Just, „Alfred von 
Reumont.‘‘ Eine Gedenkrede. (Ann. Niederrhein, 131, S. 133—147.) 
Würdigt R. hauptsächlich als Vermittler deutsch-italienischer Kultur- 
beziehungen. — P. H. Mertes, „Dortmund im deutschen Einigungs- 
kampf von 1848/49‘ (Veröff. d. westfäl.-niederr. Inst. f. Zeitungs- 
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forschg. III. 135 S.). Schildert Vorgeschichte und Verlauf der März- 
revolution in Dortmund. — Ernst Hieke, ‚Das Hamburgische Han- 
delshaus Wm. O’Swald u. Co. und der Beginn des deutschen Afrika- 
handels 1848—53‘ (Zs.f. Soz.Wg. XXX, 4, S. 347—374). E.B. 
In seiner Studie ‚Anglo- Russian relations concerning Afghani- 
stan 1837—1907 („= Illinois Studies in the social sciences, Vol XXI, 
Nr. 4), Urbana (Ill.), Univ. of Illinois Press 1937. 102 S. $ 1,50, 
schildert William Habberton: vornehmlich auf Grund der gedruck- 
ten Literatur unter Beifügung einiger Dokumente den Kampf Eng- 
lands und Rußlands um den vorwiegenden Einfluß in diesem wich- 
tigen Grenzstaat. Englands Ziel ist, aus Afghanistan einen Puffer- 
staat zu machen, um den scheinbar drohenden Vorstoß Rußlands 
gegen Indien aufzufangen. Rußland schiebt sich immer mehr gegen 
Indien vor, stärker durch geheime Agenten als in offizieller Politik 
von Petersburg aus arbeitend. Den Abschluß bildet das den Drei- 
verband begründende englisch-russische Abkommen vom 31. August 
1907 über Zentralasien, das, wie der Vf. betont, dem Buchstaben 
nach niemals in Kraft getreten ist, da die Bestimmungen über Afgha- 
nistan an die Zustimmung des dortigen Emirs gebunden waren, die 
niemals erteilt worden ist. Der Wert der Studie besteht in der Ver- 
flechtung der internationalen europäischen Politik mit den Ereig- 
nissen in Zentralasien; hier hätte jedoch die fundamentale Bedeu- 
tung von Englands Eingreifen in Vorderasien während des russisch- 
türkischen Krieges von 1877/78 und dessen Folgen (S. 42) wohl noch 


schärfer betont werden müssen. Die beigefügten Karten sind ganz 
unbrauchbar; selbst mit dem Vergrößerungsglas kann man die wenig- 
sten Namen entziffern. 

Göttingen. A. Hasenclever. 
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Zeitschriftenbericht von E. Hölzle (seit 1914) 


S. Nordenstreng, L. Mechelin, hans statsmannagärning och 
politiska personlighet. ı. 2. Helsingfors 1936—ı937. VIII, 509, 
583 S. (Skhrifter uig. av Svenska Litteratursällskapet i Finland 252. 
259.) — Finnland wurde 1809 Rußland in der Weise angeschlossen, 
daß der russische Zar gleichzeitig Großfürst von Finnland war, und 
daß Finnland seine außenpolitische Vertretung dem russischen 
Reiche anvertraute. Im übrigen war Finnland ein selbständiger 
Staat, der eine eigene Verfassung besaß, in der das vom Abendland 
bestimmte Wesensgefüge des Landes seinen Ausdruck fand, und die 
den Zar-Großfürsten in seinen Machtbefugnissen beschränkte. Ruß- 
land ging nun in den letzten Jahrzehnten vor dem Weltkriege daran, 
diese Sonderstellung Finnlands zu vernichten. Finnland mußte den- 
selben Kampf um Art und Freiheit führen, der gleichzeitig auch dem 
baltischen Deutschtum von Rußland aufgezwungen wurde. Hier 
wie dort ging es um die abendländische Gesittung, hier wie dort 
wußte aber Rußland auch die Front seiner Gegner zu spalten und 
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zu schwächen. Im Baltikum spielte es die Letten und Esten gegen 
die deutsche Oberschicht aus, in Finnland die Finnen gegen die 
Schweden. Seltsamerweise erwähnt die finnländische Geschichtslite- 
ratur diese gemeinsame Kampfstellung gar nicht. Mechelin gehörte 
zu den markantesten schwedischen Staatsmännern Finnlands in 
dem letzten halben Jahrhundert vor dem Weltkriege. Er nahm schon 
früh am politischen Leben seiner Heimat teil und wußte sich bald 
den Ruf eines kenntnisreichen und geschickten Politikers zu erwerben. 
Er war im praktischen Wirtschaftsleben tätig, bekleidete einige Jahre 
die staatsrechtliche Professur an der Universität Helsingfors, gehörte 
zweimal als Senator der finnländischen Regierung an. Im Kampf 
gegen die Gefahr von Osten stand er in vorderster Front. Je un- 
verhüllter Rußland in die Unabhängigkeit und das Eigenleben des 
Landes eingriff, um so klarer und eindringlicher arbeitete Mechelin 
die Rechtsstellung Finnlands heraus und verteidigte unermüdlich 
in zahlreichen Denkschriften, Briefen und Vorträgen, in amtlicher 
Stellung, auf dem Landtag, im Parlament, innerhalb und außerhalb 
des Landes das Recht seiner Heimat. Das Werks N.s ergänzt in will- 
kommener Weise das Bild dieses Abschnitts finnländischer Geschichte, 
das Estlander in seiner Biographie V.M. v. Borns (s. H.Z. Bd. 149, 
S. 368, 1931) entworfen hat. Auf dieselben politischen Ereignisse 
reagieren zwei Männer ganz verschiedener Prägung, aber beide eins 
in der charaktervollen Liebe zu ihrer Heimat und beide ein Opfer 
russischer Gewaltpolitik. v. Born, aus adliger Familie, starr und un- 
beugsam in der Verteidigung aller Rechte seiner Heimat und ihres 
schwedischen Bevölkerungsanteiles; Mechelin von bürgerlicher Her- 
kunft, erfüllt von den liberalen und pazifistischen Idealen seiner Zeit, 
voll Sympathie für französische Geisteshaltung, als Politiker klug 
und kenntnisreich, auf Vermittlung bedacht, elastisch und geschickt 
in der Taktik. N. konnte für sein Werk ein ausgedehntes Quellen- 
material heranziehen, das ihm bis 1918 nicht zugänglich gewesen wäre. 
Er zeichnet ein lebendiges, farbenreiches Bild der politischen Per- 
sönlichkeit Mechelins auf dem Hintergrund dieser bedeutungsvollen 
Jahrzehnte finnländischer Geschichte. Wir schulden dem Vf. für 
sein Werk lebhaften Dank. Leider hat er den Druck selbst nicht 
mehr erlebt; er erlag vorher einer Krankheit. Die Herausgabe be- 
sorgte Adolf Törngren. — Ein Versehen fiel mir in Bd. ı auf S. ı 
auf; Mecheln liegt nicht in der Rheinprovinz, sondern im flämischen 
Teil von Flandern. 

Rostock. A. Büscher. 

Kurt Meine, England und Deutschland in der Zeit 
des Übergangs vom Manchestertum zum Imperialismus 
1871 bis 1876, Berlin, Ebering 1937 (Historische Studien 306), XIII, 
218 S., 8,40 RM., gibt, aufbauend in der Hauptsache auf der Durch- 
sicht der Times und dem Dutzend führender politischer Zeitschriften, 
in ausgezeichneter Stoffverarbeitung eine gutgeschriebene, klargeglie- 
derte Darstellung der äußerst lebhaften und mannigfach variierenden 
Stellungnahme Englands zu der neuen kontinentalen Führermacht, 
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wobei auch die Rückwirkung der Ereignisse auf die Umformung der 
englischen Haltung allgemein, die Rückkehr zu eigener außenpoliti- 
scher Aktivität, gut herausgearbeitet wird. M. zeigt sehr schön, wie 
in der im allgemeinen ruhigen und sehr freundschaftlichen Atmosphäre 
doch schon beim geringsten Sturmzeichen alle jene Motive in leisen 
Tönen anklingen, die einige Jahrzehnte später in schrillen Disso- 
nanzen die bedrohlich wachsende Entfremdung begründen: aus der 
traditionellen Gleichgewichtspolitik die Stützung des schwächeren 
und ‚„friedliebenden‘ Frankreich gegen den „aggressiven‘‘ europä- 
ischen Hegemonialstaat; Sorgen um Holland und Belgien; Neid der 
Handelskreise, der einmal schon in der im übrigen damals betont 
deutschfreundlichen ‚Saturday Review‘ sich zum Wort meldet; 
gelegentlich ein argwöhnisches Betrachten deutscher Flottenträume ; 
Unverständnis für die deutsche militärische Rüstungsnotwendigkeit. 
Bei der Behandlung der Krieg-in-Sicht-Krise zieht V. auch die bei 
der deutschen Forschung bisher unbeachtet gebliebenen Berichte 
Odo Russells heran, die Winifred Taffs als Vorstudie einer geplanten 
Biographie des Botschafters bereits 1931 in der S/avonic Review 
veröffentlicht hat. Ein weiteres interessantes Kapitel ist der Hal- 
tung zum Kulturkampf gewidmet; bei prinzipieller Betonung der 
gemeinsamen protestantischen Grundhaltung und Einverständnis mit 
dem Einschreiten gegen die Übergriffe des Ultramontanismus sehen 
wir eine wachsende Kritik an den Methoden dieses Kampfes, und zwar 
besonders ausgeprägt im liberalen Lager. — Diese Dissertation aus der 
Schule Hasenclevers ist ein sehr erfreulicher und fördernder Beitrag 
zu dem großen Thema der deutsch-englischen Beziehungen. 
Berlin. P. Kluke. 
Peter Rassow, Der Plan des Feldmarschalls Grafen 
Moltke für den Zweifrontenkrieg (1871—ı1890). (Breslauer Histo- 
rische Forschungen, Heft ı.) Breslau, Priebatsch 1936. zo S. 
2,40 M. — Unter richtiger Trennung der vom praktischen Zweck 
bestimmten militärischen Kritik von der historischen Kritik, die 
nach Ansicht des Vf.s auf dem Vertrauen beruht, ‚daß die Erkennt- 
nis der Wahrheit die Menschen, ja die Gemeinschaften, stärker 
macht‘, werden die Pläne des Feldmarschalls Grafen Moltke für den 
Zweifrontenkrieg untersucht. Die sehr klar durchgeführte Unter- 
suchung der schon vollkommen veröffentlicht vorliegenden Pläne 
soll die Vorarbeit leisten zur freien Beurteilung der Pläne Schlief- 
fens, die zwar noch nicht ganz veröffentlicht sind, die aber unser 
Denken beherrschen durch die Rolle, die sie im Weltkrieg gespielt 
haben. Unsere Zustimmung wird nicht eingeschränkt durch den Hin- 
weis, daß im strategischen Denken der beiden Feldherrn dem Kriegs- 
plan nicht ganz die gleiche Bedeutung zukam. Moltkes Pläne be- 
zweckten einen möglichst günstigen Kriegsbeginn, während Schlief- 
fens Pläne in viel weitgehenderem Sinn schon auf die siegreiche 
Durchführung und Beendigung des Krieges abgestellt waren. Es ist 
zuzugeben, daß es noch nicht an der Zeit ist, beide Feldherren 
gegeneinander abzuwägen, Jedenfalls hat der Vf. einen begrüßens- 
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werten Beitrag geleistet zur Kenntnis Moltkes als des von jedem Dogma 
freien Strategen. Vielleicht wäre für den Endzweck eine Erweiterung 
der Betrachtung auf den Feldmarschall Grafen Waldersee erwünscht 
gewesen. 

Berlin. W. H. Scheidt. 

Josef Reimann: Fürst Bülows Denkwürdigkeiten und 
die deutsche Marokkopolitik 1897—ı1909. Würzburg, Triltsch 
1935. VIII, 164 S. — Die Flut der Literatur um und über die Denk- 
würdigkeiten des Fürsten Bülow ist durch R. um eine weitere Dar- 
stellung vermehrt worden, ohne daß man auch nach aufmerksamster 
Lektüre eigentlich zu sagen wüßte, warum ? Den „Beitrag zur Auf- 
klärung der psychischen Hintergründe von Bülows Handeln“, den 
Vf. uns im Vorwort verspricht, bringt die Arbeit kaum, bestenfalls 
an einzelnen Stellen. Vf. geht im allgemeinen mit viel, manchmal 
zuviel Scharfsinn den Denkwürdigkeiten zu Leibe. Es soll nicht 
bestritten werden, daß er im einzelnen mitunter zu beachtenswerten 
Ergebnissen kommt, sowie daß seine Gesamthaltung im großen und 
ganzen der Linie entspricht, die sich nach den anfänglichen über- 
mäßigen Ausschlägen nach der einen wie der anderen Seite gebildet 
hat, aber Erkenntnisse, auf die ein aufmerksamer Leser der Denk- 
würdigkeiten nicht auch von selbst kommen könnte, vermittelt er 
uns nicht. Teilweise sind die Ausführungen etwas gewagt, so z.B. 
die Zergliederung des Immediatberichtes vom 3.8.05 (II, 139 ff.) 
und die Rekonstruktion des angenommenen Briefes II, die reine 
Hypothese bleibt (S. 58 ff.). Es würde ferner nichts geschadet haben, 
wenn Vf. die gleiche Akribie auch bezüglich des Quellenwerts der 
Erinnerungen Rosens (S. 99 ff.) angewandt hätte, der auch vor dem 
Erscheinen des Buches von Hallmann (Spanien u. d. franz.-engl. 
Mittelmeerpolitik) und der Briefe aus dem Nachlaß Radolins (Berl. 
Monatshefte 1937, 9 u. 10) schon nicht über allen Zweifel erhaben war; 
so erscheint jedenfalls das Bild Radolins wie auch das Wesen der 
Mission Rosen arg verzeichnet. — Die Darstellung ist teils schwül- 
stig, teils bruchstückhaft aneinandergereiht, so daß das Buch stili- 
stisch eine Überarbeitung wohl hätte vertragen können. 

Berlin. R. Dietrich. 

Gerhard Ottmer, Rußland und der Kriegsausbruch. 
Heer und Diplomatie im Zarenreiche während der Julikrise 1914. 
Phil. Diss. Bonn. Berlin, Pfau u. Rahr 1936. 146 S. — Die Arbeit 
geht von der auch allgemein bedeutungsvollen Frage aus, ob und wie 
politische Leitung und militärische Führung Rußlands in ihren Ent- 
schließungen sich gegenseitig beeinflußten. Sie greift die in Ruß- 
land entscheidende Frage der Teilmobilmachung oder Gesamtmobil- 
machung heraus und sucht sie in den Gesamtverlauf der diplomati- 
schen Entwicklung vom 24. bis 30. Juli 1914 einzureihen. So wert- 
voll die erneute Beleuchtung des vielbehandelten Stoffes von der 
genannten Problemstellung aus sein mag, so befriedigt die Durch- 
führung keineswegs. Zwar hat der Vf. eine außerordentliche Akribie 
in der Aufhellung der für seine Fragestellung wichtigen Vorgänge 
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entwickelt und auch unbekannte Zeugenäußerungen (Basili, Szapary 
und Korostowetz) beigebracht. Aber diese Akribie, die sich sogar 
eingehend mit den Zimmerfluchten des russischen Außenministeriums 
befaßt und hierfür einen Grundriß beibringt, führt zu Kombinationen 
über mögliche Unterredungen und deren etwaigen Inhalt, die die 
Grenze geschichtlicher Forschung öfters überschreiten. Mehrfach 
werden uns solche aus der Kombination gefolgerten Besprechungen 
in direkter Rede vorgelegt. Auch die Sprache muß zu einer drama- 
tischen Gestaltung der Vorgänge dienen, die doch nicht die innere 
Dramatik des Geschehens voll durchbrechen läßt. So viele Mühe 
um Untersuchung und Gestaltung hätte besser verwendet werden 
können: in der Verarbeitung solcher Quellen, die weiterführen. Trotz 
der weitgehenden Übersetzungsarbeit unserer Kriegsschuldforschung, 
insbesondere der Berliner Monatshefte, harren selbst für die Zeit des 
Kriegsausbruches noch manche wichtigen russischen Quellen der 
Verarbeitung. Junge Forscher, die russische Geschichte der jüngsten 
Vergangenheit untersuchen, haben kein Recht, sich von der Forde- 
rung allseitiger Quellenkenntnis zu befreien und etwa, wie der Vf., 
sich gegenüber russischen Büchern auf die Kenntnis von Buch- 
besprechungen zu beschränken. Der Vf. erwähnt nur an zwei Stellen 
die innerpolitischen Zusammenhänge der russischen Entscheidung 
über Krieg oder Frieden. Sie aber geben in diesem von der Umwäl- 
zung bedrohten und durch den Krieg der Umwälzung verfallenden 
Reiche erst den Hintergrund, vor dem sich der Kampf um die Ent- 
scheidung zwischen Krieg und Frieden abspielt. E. Hölzle. 
Richard Fuß, Der U-Boot-Krieg des Jahres 1915. Ein 
Kapitel auswärtiger Politik im Weltkriege. (Beitr. z. Gesch. d. nach- 
bismarckischen Zeit und des Weltkrieges, hrsg. v. Fritz Kern und 
Hans Hallmann, Heft 33.) Stuttgart, W. Kohlhammer 1936. 96 S. 
2,70 M. — Die vorliegende Arbeit stellt einen bedeutsamen Beitrag 
zum Thema Politik und Kriegführung Deutschlands im Weltkrieg 
dar. Sie ist um so willkommener, als der Vf. vom Februar 1915 bis 
zum Kriegsende im Admiralstab der Marine dienstlich die wirtschaft- 
lichen Wirkungen des U-Boot-Krieges auf England zu beobachten 
hatte. Seine Ausführungen können daher den Anspruch erheben, für 
einen heftig umstrittenen Fragenbereich der Weltkriegsgeschichte 
als Quelle gewertet zu werden. Nach einleitenden Abschnitten über 
die völkerrechtlichen Grundlagen des Seekriegs, über Konterbande 
und Blockade befaßt sich der Hauptteil der Schrift mit den Verhand- 
lungen und Stellungnahmen der zuständigen deutschen Stellen und 
mit der Gestaltung der Beziehungen zwischen dem Reich und den 
Vereinigten Staaten, für die der U-Boot-Krieg von besonderer Bedeu- 
tung war. Der U-Boot-Krieg des Jahres 1915 war die deutsche Ant- 
wort auf die englische Nordseeblockade. Wie in allen Fragen, trat 
auch hierbei der Gegensatz der deutschen politischen und militäri- 
schen Stellen zutage, es fehlte eine entscheidende Persönlichkeit, die 
mit ihrem sic volo, sic jubeo den Knoten von Bedenken, Vorschlägen 
und Gegenbedenken durchgehauen hätte. Als besonders hinderlich 
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erwies sich die Forderung an den Chef des Admiralstabes, dafür zu 
bürgen, daß England „sechs Wochen nach Beginn des neuen Han- 
delskrieges zum Einlenken gezwungen sein werde‘‘. Diese ‚„Termin- 
frage‘‘ hat dann während des weiteren Kriegsverlaufs immer wieder 
.zwischen den Anhängern und den Gegnern des U-Boot-Krieges ge- 
standen. Die Erfolge der U-Boote vom Februar bis September 1915 
hatten in England durchaus beachtliche Wirkungen hervorgerufen. 
Der Vf. glaubt zeigen zu können, daß der U-Boot-Krieg entscheidend 
durch Hemmungen politischen Ursprungs gelähmt worden ist (S. 61). 
Er wirft dann die — an sich berechtigten — Fragen auf, ob der Ein- 
tritt Amerikas in den Weltkrieg, der 1917 kriegsentscheidend gewirkt 
habe, bei Fortsetzung des U-Boot-Krieges schon für 1915 zu er- 
warten, und ob er dann von ebenso entscheidender Bedeutung ge- 
wesen wäre ? Die Historiker stehen hier vor einem Ignorabimus, da 
die Voraussetzungen zur Beantwortung dieser Fragen nicht gegeben 
sind. Aber an dieser Stelle zeigt sich, daß für das Problem Krieg- 
führung und Politik im Weltkrieg der U-Boot-Krieg nur ein — wenn 
auch äußerst wichtiges — Kapitel darstellt. In jüngster Zeit mehren 
sich die Stimmen, die Bethmanns politischen Erkenntnissen gerechter 
werden und nicht zu einer absoluten Verurteilung kommen. Wenn 
daher F. überzeugt ist, daß die Ereignisse von 1917 der Politik Beth- 
manns von 1915 nicht Recht geben, weil damals andere Voraus- 
setzungen bestanden, so leiden seine Argumente darunter, daß auch 
sie nur Hypothesen sind. Dafür ist bezeichnend seine Ansicht von 
der Haltung Italiens, die doch wohl weniger von dem ‚Respekt vor 
der Tat Deutschlands und seiner Flotte‘ (S. 31, Bericht Bülows zitiert 
nach dem vom Marinearchiv hrsg. Seekriegswerk) diktiert war, als 
von der Sorge vor England und den dahinterstehenden Vereinigten 
Staaten. Sollte hier gerade nicht Bethmann sehr klar gesehen haben ? 
Kann man, wie der Vf. es tut, ein und demselben Kanzler vorwerfen, 
seine Politik habe zur Kriegserklärung der ganzen Welt gegen das 
Reich geführt, und andererseits glauben, er habe zuviel Rücksicht 
auf die Haltung der Neutralen genommen, mit anderen Worten, auf 
ein paar Kriegserklärungen mehr oder weniger sei es nicht ange- 
kommen ? Der in solchen Fällen gern zitierte Bismarck hat 1866 
wie 1870/71 nichts mehr gefürchtet als den Eintritt „neutraler“ 
Mächte in den Krieg und auf die Kriegführung in diesem Sinne Ein- 
fluß genommen. Es bleibt — bei allen Bedenken gegen die Schluß- 
folgerungen — das Verdienst des Vf.s, in anschaulicher Weise das 
Gegen- und Nebeneinander der deutschen maßgeblichen Stellen im 
Jahr 1915 in der Frage des U-Boot-Krieges aus eigener Kenntnis 
unter Heranziehung der einschlägigen Literatur dargestellt zu haben. 

Berlin. K. Flügge. 

Maurice Barr&s, Mes Cahiers (1914): Die reichlich literarisch 
zugespitzten Tagebuchblätter reichen vom 6. Juli 1914 bis zum 
20. März 1916 mit langen Unterbrechungen und geben politische 
Glossen nach der bekannten Einstellung des Vf.s wieder (Rev. de 
Paris, Dezember 1937). 
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Erwin Hölzle, Deutschland und Rußland im Weltkrieg, Um- 
risse einer Forschungsaufgabe, versucht einen vorläufigen Überblick 
über langjährige Forschungen. Auf dem Hintergrund zweier Jahr- 
hunderte deutsch-russischer Beziehungen soll eine geschichtliche 
Fragestellung und Wertung des Zusammenstoßes der Kaiserreiche 
und ihres Sturzes erstrebt werden. In den Vordergrund gestellt 
werden die Verwicklungen zwischen den Friedensmöglichkeiten und 
den inneren Spannungen und Wandlungen, aus denen Sturz und 
Kriegsverlust der drei Mächte mit an erster Stelle erklärt werden 
müssen. Der Überblick ist über den Brester Frieden hinaus bis zur 
deutschen Novemberrevolution geführt (Berl. Mtsh. Januar 1938, 
15—51). 

Unter der Überschrift Der Friedensvermittlungsversuch 
des Grafen Revertera bringen die Berl. Mtsh., Januar 1938, 
eine von „berufener Seite‘‘ herrührende chronologische Zusammen- 
stellung, die neue wichtige Einzelheiten über den französischen Frie- 
densfühler bringt. E.H. 

Generaloberst von Seeckt, ein Erinnerungsbuch, unter Mit- 
wirkung von Wolfgang Foerster, Karl Linnebach, Horst von Metzsch, 
Theobald von Schäfer, Erich Otto Volkmann, herausgegeben von der 
Gesellschaft für Wehrpolitik und Wehrwissenschaften. Berlin, Mittler 
u. $. 1937. 78 S. 2,50 M. — Die vier Aufsätze über Seeckt als Gene- 
ralstabschef im Weltkriege, über den Organisator der Reichswehr, den 
Lehrmeister und Erzieher des neuen Heeres und sein Beispiel als 
Soldat und Mensch geben ein treffliches Bild des Lebenswerkes 
Seeckts. Geschichtlich am wertvollsten ist der Aufsatz über Seeckts 
Weltkriegstätigkeit, der Aufzeichnungen Mackensens und anderer 
verwendet, während die Aufsätze über die Nachkriegstätigkeit keine 
neuen historischen Aufschlüsse zu geben vermögen. Ein Verzeichnis 
der Schriften und Aufsätze Seeckts ist beigefügt. E. Hölsle. 

Bibliographie zur Geschichte Frankreichs in der 
Nachkriegszeit. Bibliographische Vierteljahrshefte der Weltkriegs- 
bücherei H. 16. Stuttgart, Weltkriegsbücherei 1938. 79 S. 2,— M. 
— Mit dem vorliegenden Heft wird die Frankreich-Reihe der be- 
kannten Bibliographie abgeschlossen. Behandelt ist vor allem die 
Außenpolitik Frankreichs, der zwei Drittel der Bibliographie gewid- 
met sind. Die Pariser Vorortverträge und die deutsch-französischen 
Beziehungen mit Elsaß-, Rhein- und Saarfrage sind besonders reich- 
haltig belegt. Kapitel über Kolonial-, Innen-, Wirtschafts- und Sozial- 
politik schließen sich an. Noch mehr als früher sind Zeitschriften- 
aufsätze mit herangezogen, was bei den großen Beständen der Bücherei 
an Zeitschriften sehr zu begrüßen ist und den Wert dieser für die 
Arbeit auf dem Gebiet der jüngsten Geschichte 'unentbehrlichen 
Bibliographie wesentlich erhöht. E. Hölzle. 

Viktor Bruns, Die Tschechoslowakei auf der Pariser Friedens- 
konferenz, gibt eine ausführliche Antwort auf die von hervorragen- 
der tschechischer Seite ausgehenden XY-Artikel der offiziösen „Pra- 
ger Presse‘. Indem Br. über alle Tagespolemik hinaus alle zugäng- 

Historische Zeitschrift 138, Bd, 14 
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lichen Quellen zur Geschichte der Übereignung des sudetendeutschen 
Gebiets zu erschließen sucht, weitet er seinen Aufsatz zur bislang 
gründlichsten Untersuchung des Fragenkomplexes, die durch die 
Veröffentlichung mehrerer Dokumente aus Millers Diary noch ge- 
stützt wird. Er führt die Bestätigung der historischen‘ Grenzen der 
alten Provinzen auf machtpolitische und militärische Erwägungen 
der Tschechen und Franzosen zurück und weist die enge Verbin- 
dung dieser Entscheidung mit dem tschechischen Angebot einer über 
den Minderheitenschutz hinausgehenden nationalitätenstaatlichen 
Regelung nach dem Muster der Schweiz an Hand der Denkschriften 
und der Note vom 20. Mai 1919 (s. m. Beitrag H.Z. 156, 436) nach 
(Zeitschr. f. ausländ. öffentliches Recht VII, 1937, 697—768). 
Jules Cambon, La Paix, Notes inedites — 1919. Die von der 
bekannten Madame Tabouis redigierten Niederschriften aus Unter- 
haltungen C.s mit den Seinigen und aus Tagebüchern des Botschafters 
sind trotz der offenkundigen Auslassungen durch die Herausgeberin 
eine hervorragende Quelle zur Geschichte der Pariser Friedenskonfe- 
renz. C. war französischer Delegierter und Vorsitzender der Kom- 
missionen zur Klärung der tschechischen, polnischen und der grie- 
chischen Fragen. So bringen seine Erinnerungen wertvolle Beiträge 
zur Unterwerfung der Sudetendeutschen, aber auch zur Rheinland- 
frage und zur Übergabe der Friedensbedingungen an die Deutschen 
und die Unterzeichnung des Diktats (Rev. de Paris, November 1937). 
E.H 


Das auf ‚„Umriß und Deutung‘ der geistigen Gestalt ausgehende 
Lebensbild Herman Hefeles, das Clemens Bauer (im Personal- 
und Vorlesungsverzeichnis der Staatlichen Akademie zu Braunsberg, 
Wintersemester 1937/38) gibt, zeigt sehr geistvoll die eine Möglich- 
keit auf, sich mit der geistigen Zerspaltung des 19. Jahrhunderts 
auseinanderzusetzen. Während die lebendigsten geistigen Kräfte 
der Gegenwart die Auseinandersetzung mit dem 19. Jahrhundert 
von dynamischen und willenhaften Ansätzen her vornahmen, suchte 
Hefele den Zersetzungserscheinungen des Jahrhunderts dadurch zu 
entgehen, daß er streng formale Ordnungsprinzipien, ein klassizistisch 
geregeltes und objektiv festliegendes Weltbild, im letzten Sinn also 
das bis zum Extrem durchgestaltete formalistische Gebäude der 
römischen Kirche, als die eigentlichen Mächte der Überwindung kon- 
struierte. Gerade weil die Abhandlung Bauers überaus geistvoll ist, 
läßt sie besonders klar erkennen, wie sehr die Entscheidung Hefeles 
eine Entscheidung zur Flucht und zur Sekurität war. K.R.G. 


DEUTSCHE LANDSCHAFTEN 


Zeitschriftenbericht von Joh. Bauermann 


A. Semraus Abhandlung über die Pranger in Elbing, Kulm 
und Thorn (Mitt. d. Coppernicus-Ver. zu Thorn 45, 1937, S. ıoı bis 
117) erörtert auch die Frage des Elbinger Rolands und die Pranger- 
strafen. 
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In der Thür.-Sächs. Ztschr. 24, 1936, S. 108—ı25 stellt W. 
Delius die Nachrichten über „Das hallische Schulwesen im Ma.‘ 
zusammen. 

Der ı. Teil der ‚Beiträge zur Erfurter Ratsverwaltung des Mittel- 
alters‘ von E. Wiemann (Mitt.d. Ver. f. Gesch. v. Erfurt 51, 1937, 
$. 36—152) behandelt Fragen des Bürgerrechts, das Verhältnis zwi- 
schen Stadt und Geistlichkeit und die Entwicklung und Stellung der 
Judengemeinde bis zu deren Auszug im Jahre 1453/54. J.B. 


Gebauer, Geschichte der Neustadt Hildesheim. Hil- 
desheim, Lax 1937. 270 S. 6 M. — Als Ergänzung zu seiner 
1922/24 erschienenen Geschichte von Hildesheim bringt der Vf. jetzt 
die Geschichte der Neustadt Hildesheim, wie er selbst betont, die 
unbedeutende Geschichte einer jüngeren und kleineren Schwester. 
Auf dem Boden des alten Dorfes Losebeck gründete der Hildesheimer 
Dompropst als Grundherr zwischen 1212 und 1216 eine neue Stadt 
unmittelbar neben der schon aufblühenden Bischofstadt, von deren 
Fernverkehr man durch entsprechende Anlagen der Straßen zu pro- 
fitieren hoffte. Sie erhielt Marktrecht (1226), Befestigung und eigenen 
Rat (nicht vor 1300 erwähnt), aber kein eigenes Stadtrecht, und blieb 
weitgehend abhängig von ihrem pröpstlichen Grundherrn. Größer 
und drückender war indes die Abhängigkeit von der Altstadt, die es 
verstand, jene als den Emporkömmling und unliebsamen Konkur- 
renten in allen Fragen der Außenpolitik, der militärischen Sicherheit 
und namentlich des wirtschaftlichen Lebens sich gefügig zu machen 
und niederzuhalten, ja 1576 durch eine starke Befestigungsanlage von 
sich abzuschließen. Die Union von 1583 führte zwar einen äußeren 
Zusammenschluß der beiden Gemeinden nach Braunschweiger Vor- 
bild herbei mit einem „Samtrat‘‘ und einer „Samtregierung‘‘, brachte 
aber keine völlige Vereinigung der Verwaltungsbehörden, noch weniger 
eine Vereinigung der Geister. Dazu kam es erst 1806 unter preußi- 
scher Herrschaft. Bald danach (1815) fiel Hildesheim an das König- 
reich Hannover, in dessen Staatsverband seine Einwohner als Muß- 
welfen „nicht recht heimisch werden konnten‘, Die Geschichte und 
Kulturgeschichte der Neustadt Hildesheim bietet ‚ein trübseliges 
Bild“ von kleinbürgerlichem Streit und Zank und bringt nichts 
stadtgeschichtlich Bemerkenswertes.. Das Ganze erhält trotzdem 
durch die plastische Darstellung, auch kleinster Einzelzüge, durch 
den verdienten Verfasser einen gewissen Reiz. 

Minden. M. Krieg. 


Über „Gesundheitsfürsorge in Soest u. auf d. Börde im 18. u. 
19. Jahrhundert“ schreibt R. Rumpe in Ztschr. Gesch. Soest 54/55, 
S. 37—58. 

Der Schlußteil der Arbeit von K. Neuefeind, Die Neugründung 
klösterlicher Erziehungsanstalten in Aachen im Zeitalter der Gegen- 
reformation (Ztschr. Aachen. Gesch.-Ver. 58, 1937, S. 57—103), be- 
faßt sich mit den Anstalten der (aus Dinant kommenden) Ursulinen 
und der Dominikanerinnen. 

148 
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Die Tijdschrift v. nederl. Taal-en Letterkunde 56, 1937, S. 276—309 
bringt eine ausführliche Besprechung des Buches von Fr. Petri, Ger- 
manisches Volkserbe in Wallonien und Nordfrankreich aus der Feder 
des Leidener Germanisten J. de Vries (De frankische landname), in der 
er u.a. zu der Frage der Herkunft der Franken und der Erklärung des 
Saliernamens (nicht von Salland) Stellung nimmt. Fränkisches sei 
erst sekundär aus südlicher Richtung in die Niederlande einge- 
drungen. 

Die treffenden methodischen Bemerkungen von H. Weirich 
über „Patrozinienkunde und hessische Geschichtsforschung‘‘ (40. Jber. 
d. Hist. Komm. f. Hessen u. Waldeck, 1937) gehen von Beobach- 
tungen namentlich an den älteren Fuldaer, Hersfelder und Lorscher 
Urkunden aus, können aber auch für andere Gebiete Geltung bean- 
spruchen. Die Verwendbarkeit der Patrozinien für die Feststellung 
missionarischer Tätigkeit kirchlicher Institute scheint mir eher noch 
zurückhaltender bewertet werden zu müssen. 

Der Vortrag von G. Wrede über den historisch-topographischen 
Aufbau des „hessischen Hinterlandes‘‘ (d.i. der Kreis Biedenkopf) 
in „Hessenland‘, Jahrg. 48 H. ı/2, 1937, zeigt die historisch-geogra- 
phischen Voraussetzungen für das Vordringen der hessischen Land- 
grafen in westlicher Richtung im oberen Eder- und Lahngebiet, aber 
auch die Widerstände, die sich ihnen in den Weg stellten und die sie 
nicht ganz überwunden haben. 

Der Schwerpunkt der Schrift von Herm. Schmitt „Das 
Mainzer Gymnasium‘ (Mainz 1937, 179 S.) liegt in der Dar- 
stellung der Geschichte des durch Umwandlung des Jesuitenkollegs 
entstandenen kurfürstlichen Gymnasiums; sie beleuchtet zugleich 
die allgemeinen schulreformerischen Maßnahmen der kurfürstlichen 
Regierung im ausgehenden 138. Jahrhundert. 

Kloster Kirschgarten in Worms, dessen Geschichte P. Weis- 
senberger (Der Wormsgau, Beih. 6. Stadtbibliothek Worms 1937. 
99 S.) geschrieben hat, ist nach der Umwandlung aus einem Zister- 
zienserinnenkloster in ein Augustinerchorherrenstift der Windesheimer 
Kongregation zu einem Mittelpunkt der Klosterreform in Franken 
geworden. Die Quellen gestatten für die zweite Hälfte des 16. Jahr- 
hunderts auch die Betätigung der dortigen Klosterschreibstube gut 
zu verfolgen. 

Aus den „Abhandlungen z. Saarpfälzischen Landes- u. Volks- 
forschung‘ Bd. ı seien genannt: F. Sprater, Von den ältesten Stra- 
Ben der Pfalz (S. 18—22); H. Graf, Der mittelalterliche Dorfkirch- 
hof als Ort der Wehr und des Gerichts (S. 44—48); C. Pöhlmann, 
Nachträge u. Berichtigungen zu A. Neubauers Regesten d. Kl. Horn- 
bach (S. 49—60); J. Postius, Zusammenhänge zw. kulturgeographi- 
schen, wirtschaftlichen, rechtlichen und sozialen Verhältnissen auf der 
südwestpfälz. Hochfläche im 18, Jahrhundert (S. 122—ı28). J.B. 


Peter Liver, Rechtsgeschichte der Landschaft Rhein- 
wald. Chur, Sprecher, Eggerling & Co. 1936. 209 S. (Sonderabdruck 
aus dem 66. Jahresbericht der Historisch-Antiquarischen Gesellschaft 





Deutsche Landschaften 213 


von Graubünden.) — Die Arbeit, welche einen Beitrag zum öffent- 
lichen Recht des Kantons Graubünden darstellt, und deshalb in weiten 
Teilen bis in die heutigen Rechtsverhältnisse fortgeführt wurde, ist 
bereits im Jahre 1931 abgeschlossen worden, wie der Vf. ausdrücklich 
betont. Die seither erschienene Literatur konnte nur noch anmer- 
kungsweise berücksichtigt werden. Die letzte Ausfeilung mußte so 
der eingehenden, von genauer Ortskenntnis und der Einsicht in die 
heute im Rheinwald herrschenden Verhältnisse getragenen Arbeit 
abgehen. Die Untersuchung behandelt den Rheinwald, der aus der 
inneren Talschaft mit Hinterrhein und Nufenen und der äußeren 
Talschaft mit Medels, Splügen und Sufers sich zusammensetzt. Es 
ist jenes Gebiet, das nördlich der Pässe vom Bernardin und Splügen 
das Einzugsgebiet des Hinterrheins vom Rheinwaldhorn im Westen 
bis zur Enge der Roflaschlucht umfaßt. Die Herren von Sax—Misox 
siedelten bei ihrer Eigenkirche St. Peter zu Hinterrhein, die seit 
1286 wieder zu der Kollegiatkirche St. Viktor und St. Johann in 
Misox gehörte, in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts Walser an, 
die aus den Dörfern Pomat im Formazzatal und Simpeln (Simplon) 
durch das Maggiatal und das Tal von Misox kamen. Die Schutzrechte 
aber übernahmen die Herren von Vaz gegen Leistung von Kriegs- 
diensten schon im Jahre 1277; ihnen stand bereits das äußere Tal 
zu. Sie und ihre Rechtsnachfolger, die Grafen von Werdenberg-Sar- 
gans, seit 1493 die Herren Trivulzio, schalteten allmählich die Rechte 
von Sax-Misox aus, wurden aber ihrerseits von den sich frei entwik- 
kelnden Gemeinden, über die sie nur die hohe Gerichtsbarkeit und 
einige Regalrechte beanspruchen konnten, bis zum Jahre 1592 bzw. 
1635 endgültig verdrängt. Die Verfassungs- und Rechtsentwicklung 
des Tales, das Wald-, Weide-, Berg- und Wasserrecht sowie Jagd-, 
Verkehrs- und Transportrecht wird eingehend untersucht, anschlie- 
Bend die Entwicklung der Gerichtsgemeinde Rheinwald als Mitglied 
des Oberen Bundes und Gemeiner Drei Bünde und der Nachbar- 
schaften bis zum heutigen Kreis und zur politischen Gemeinde. Im 
Anschluß an die aufschlußreiche Untersuchung, die auch das dyna- 
mische Moment in der Rechtsgeschichte bestens berücksichtigt, sei 
für die Frage der Wanderung, Rodung und Rechtsstellung der Siedler 
auf die jüngst erschienenen Arbeiten von Th. Mayer in Zeitschr. f. 
Rechtsgesch., Germ. Abt. 57 (1937) 210—288, und I. Müller in Zeit- 
schrift f. Schweiz. Gesch. 16 (1936) 353—428 verwiesen. 

Freiburg i. Br. H. Büttner. 

Der Vortrag von H.Liermann, Das gesch. Bauernrecht nach 
den fränkischen Weistümern (Ztschr. bayer. Landesgesch. 10, 1937, 
S. 374—394), betont den fränkischen Charakter des in den Weis- 
tümern überlieferten Rechts. In der Frage nach dem Anteil von 
Herrschaft und Bauern an der Gestaltung des Rechts nimmt L. einen 
vermittelnden Standpunkt ein. 

E. Wohlhaupter untersucht in Ztschr. f. bayer. Landesgesch. 
10, 1937, S. 395—434 die Gerichts- und Dorfordnung für das Reichs- 
stift Roggenburg von 1573. Sie ist in beiden Teilen fast ganz fremden 
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Vorbildern entlehnt; aber während die Gerichtsordnung stärkstens 
von der Rezeption beeinflußt ist, enthält die Dorfordnung rein deut- 
sches Recht. 

Als methodischen Versuch forstgeschichtlicher Ausnutzung eines 
geschlossenen Urkundenbestandes möchte (im Anschluß an den Auf- 
satz von Köstler, Wald und Forst in der deutschen Geschichts- 
forschung, H.Z. 155, 3) J. Sturm seine Untersuchung über den Wald 
in den Freisinger Traditionen (Ztschr. f. bayer. Landesgesch. Io, 1937, 
S. 311—373) gewertet wissen. Neben einer Sammlung der Bezeich- 
nungen für Wald und Waldbäume sowie der Belege für ihre Ver- 
breitung und der Hinweise auf frühmittelalterliche Rodungstätigkeit 
bringt sie u. a. verfassungsgeschichtlich wichtige Feststellungen über 
das Vorkommen von Einzeleigentum am Walde und den Nachweis, 
daß der Begriff der communio nicht nur als markgenossenschaftliche 
Nutzung, sondern ebenso als ganerbschaftliches Gesamteigentum zu 
deuten sein kann. Im Zusammenhang damit empfangen auch Pro- 
bleme der altbayerischen Sozialverfassung neue Beleuchtung. 

B 


KB, 
Karl Ried, Cronheimein ehemaliger Adelssitz. Eichstätt, 
Selbstverlag des Verfassers 1935. XII u. 683 S. Mit ı2 Tafeln 
u. Bildern (Ansichten des Schlosses, Altarbilder, Lichtbilder von 
ıı Geistlichen und 7 Lehrern) und einer Flurkarte. — Das kleine 
Dorf Cronheim unweit Gunzenhausen in Mittelfranken, urkundlich 
zuerst erwähnt 1252, war jahrhundertelang in ritterschaftlichem Be- 
sitz, wurde 1630 an das Bistum Eichstätt verkauft, erlebte Reforma- 
tion und Gegenreformation und einen Rechtsstreit über die Religions- 
übung zwischen Eichstätt und Ansbach, der bis zum Untergang des 
alten Reichs unentschieden geblieben ist. Das Dorf hat in der Ge- 
schichte niemals irgendeine nennenswerte Rolle gespielt, hat aber 
einen Geschichtschreiber gefunden in dem Direktor des bischöflichen 
Ordinariatsarchivs und Bibliothekar der Staats- und Seminarbiblio- 
thek zu Eichstätt, Dr. theol. (Bonn), der 1905—1927 Pfarrer zu Cr. 
war. Alles Erreichbare, was irgendwie für die Geschichte Cron- 
heims von der ältesten Zeit bis zur Gegenwart in Betracht kommt, 
hat er in jahrzehntelanger Arbeit mit unermüdlichem Eifer zusammen- 
getragen und breitet es jetzt vor dem Leser aus, 614 S. Darstellung 
samt einem Anhang (hauptsächlich Urkunden) von 27 S. und aus- 
führlichen Verzeichnissen, für ein Dorf von rd. 400 Einwohnern. Was 
sich daraus für die allgemeine, hauptsächlich die Sitten-, die neuere 
Kirchen-, die Rechtsgeschichte nutzbar machen läßt — und daran 
fehlt es nicht —, muß nun freilich aus dem Meer des Gleichgültigen 
herausgefischt und dann meist aus der unerbittlich bis ins einzelste 
gehenden Erzählung der Kern herausgeschält werden. Cronheim aber 
hat eine Ortsgeschichte von seltener Reichhaltigkeit, Ausführlichkeit 
und Zuverlässigkeit erhalten, für die es allen Grund hat, dem Vf. 
dankbar zu sein, zumal er, da sich offenbar kein wagemutiger Ver- 

leger fand, die Kosten des Selbstverlags auf sich genommen hat. 

Tübingen. Th. Knapp. 
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Die Zisterzienserabtei Raitenhaslach, ein Salzburger Eigenkloster, 
behandelt eine Münchener Dissertation von E. Krausen, die in 
Der Inn- u. Salzachgau 15, 1937 zu erscheinen beginnt. Ebda. ver- 
öffentlicht J. Hauser eine Geschichte des Augustinerchorherren- 


stiftes Gars am Inn. IB 


Heinz Braun, Beiträge zur Geschichte Bozens im 
16. Jahrhundert (Schlernschriften, hrsg. v. R. v. Klebelsberg 33). 
Innsbruck, Wagner 1936. 66 S. — In wenig großzügiger Betrachtung 
werden hier Quellen zur Geschichte der geistig-religiösen Verhält- 
nisse, der Verfassung und Verwaltung sowie des Handels und Ge- 


werbes der Stadt erläutert, ohne daß dabei neue Gesichtspunkte 


herausgestellt wären. Die religiösen und sozialen Kämpfe der Zeit 
sind für den Vf. nichts als Störungen der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung, die er vom Standpunkt der hohen Obrigkeit und der Polizei 
verabscheut. Erscheinungen des Verfassungs- und Wirtschaftslebens 
beurteilt er in ähnlicher Weise. Hervorgehoben sei der Kampf der 
Bozner Bürgerschaft gegen die Aufnahme von Italienern als Bürger 
oder Inwohner ihrer Stadt und der an die von Wilhelm Grau geschil- 
derten Regensburger Verhältnisse gemahnende Widerstand gegen 
die Juden, der jedoch in Tirol zu keinem vollen Erfolg führte. 

Breslau. H. Apbelt. 

Die Umbildung eines slawischen Dorfes durch die deutsche Kolo- 
nisation demonstriert J. Leipolt am Beispiel des Dorfes Krögis bei 
Meißen, mit allgemein beachtlichen Aufschlüssen über die Hufen- 
größen der kolonialen Zeit wie über das Alter der Supaniebezirke 
und der Erbgerichte auf slawischem Siedlungsboden (Mitt. f. Gesch. 
Meißen ı2, 1937, S. 43—67.) 

„Vom Zustande der Dörfer und von Lasten und Nöten der 
Bauern im Amte Colditz um die Mitte des 17. Jahrhunderts‘ als 
Folge des Dreißigjährigen Krieges berichtet R. Göhler in N. A.f. 
Sächs. Gesch. 57, 1936, S. 30—55. 

Die Bildung von Innungen für einen überörtlichen Bezirk ist 
im Vogtland, nach M. Köppel (Von Orts-, Kreis- und Landesinnun- 
gen in Plauen, N. A. f. Sächs. Gesch. 57, 1936, S. 180—ı86) seit 
der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts zu beobachten. 

„Regesten zur Geschichte der Stadt und des Landes Zittau‘ 
beginnt J. Prochno im N. Laus. Mag. 113, 1937, S. 79—198 zu ver- 
öffentlichen. 

Nach Fr. Türck, Die Entstehung und Entwicklung des Bürger- 
meisteramtes in Breslau (Beitr. z. Gesch. d. Stadt Breslau 3, 1937, 
S. 5—76), wechselte das Amt des Bürgermeisters in Breslau von jeher 
alle 6 bis 7 Wochen unter den Ratsmannen. Den ständigen Vorsitz 
im Rate führte der Senior. Erst die Ratsreform von 1741 brachte 
eine grundlegende Änderung der Ratsverfassung. — Ebda. unter- 
sucht Th. Görlitz Entstehung, Topographie und Stellung des Bres- 
lauer Wallonenviertels (S. 77—ı06). Er teilt ebda. S. 107—114 aus 
Abschr. des 18. Jahrhunderts eine Urkunde von 1301 über das Recht 
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der Breslauer Juden zum Fleischverkauf mit, die aber noch genauer 
geprüft werden müßte. 

In Schles. Gesch.bll. 1937, H. 3, berichten K. G. Bruchmann 
über das Rgrfl. v. Oppersdorffsche Schloßarchiv zu Oberglogau und 
Th. Konietzny über die dortige Schloßbibliothek. J. B. 

B. Panzram, Die schlesischen Archidiakonate und 
Archipresbyterate bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts. 
Breslau, Müller u. Seiffert 1937. 217 S. — Vf. macht es wahrschein- 
lich, daß der seit dem Anfang des 13. Jahrhunderts nachweisbare 
Breslauer Archidiakonat so alt ist wie das Domkapitel selbst, wäh- 
rend Glogau und Oppeln erst seit 1223 bzw. 1228, Liegnitz seit 1262 
als Archidiakonatssitze belegt sind. Mit Recht betont er den Zu- 
sammenhang dieser kirchlichen Organisation mit der territorialen 
Entwicklung Schlesiens im 13. Jahrhundert, verhält sich jedoch ab- 
lehnend gegenüber dem von polnischer Seite unternommenen Ver- 
such, diese Aufgliederung auf die alten slawischen Stammesgrenzen 
zurückzuführen. Zweifellos ist die Schaffung der drei weiteren Archi- 
diakonate durch die starke Bevölkerungszunahme in der Epoche der 
deutschen Kolonisation bedingt, die ja in Schlesien erst eine dicht- 
maschige Pfarrorganisation geschaffen hat. Doch ist P. gegenüber 
festzuhalten, daß die Christianisierung des Landes bereits abge- 
schlossen war, als die deutsche Besiedlung unter Heinrich I. mit 
voller Kraft einsetzte; auch wird man sich hüten müssen, die zer- 


störenden Auswirkungen des Mongolensturmes von 124I zu über- 
schätzen. Vorzüglich charakterisiert P. die Amtstätigkeit der schle- 
sischen Archidiakone, die im wesentlichen in der Visitation besteht, 
und hebt Übereinstimmungen und Unterschiede hervor, die sich gegen- 
über der Sendgerichtsbarkeit westlicher Diözesen feststellen lassen. 
Lebensdaten der einzelnen Archidiakone vervollständigen das Bild. 
Breslau. H. Appelt. 


GESCHICHTE DES DEUTSCHTUMS IM AUSLANDE 
Zeitschriftenbericht von Hans Beyer 


Über die Mutter des russischen Ideologen Alexander Herzen 
macht R. Trautmann in d. Ztschr. f. slav. Phil. XIV, ı/2 nähere 
Mitteilungen. Sie stammte aus Stuttgart und ist dort als Tochter 
des Rentkammer-Kanzlisten G. F. Haag am 27. ı. 1795 geboren. 

In der kath.-legitimistischen Zeitschrift „Korunk Szava‘‘ (Nr. 20) 
behandelt G. Parragi im Anschluß an ein Buch des magyar. Geogra- 
phen K. Kogutowicz über die „Deutsche Gefahr‘ in Transdanubien 
Fragen der deutschen Volkswissenschaft in gehässiger Weise. Er 
wendet sich vor allem gegen die Bücher von O. A. Isbert und betont, 
daß ein Anschluß Österreichs ans Reich die Abtrennung des Burgen- 
landes für alle Zeiten unmöglich machen werde. Es sei notwendig, 
die wissenschaftliche Volkstumsarbeit im Reiche genauer zu verfolgen. 

In einer Festschrift für H. Hassinger (Dt. Archiv f. Landes- u. 
Volksforschung I, 4) werden vor allem Probleme der volksdeutschen 
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Siedlungsgeographie erörtert. Für den Historiker sind besonders inter- 
essant:W. Kuhn, Die deutschen Siedlungsräume im Südosten ; E. Lendl, 
Die Tochtersiedlungsbewegung in der Schwäbischen Türkei und F. 
Stanglica, Die Ansiedlung von Oberösterreichern in Deutsch-Mokra. 

Den engen Zusammenhang zwischen Humanismus und Liebe 
zum Volkstum zeigt der Siebenbürger Sachse H. Schuller am Bei- 
spiel von Joh. Honter, Val. Wagner u. Chr. Schesäus in der „Aus- 
landsdeutschen Volksforschung‘“ II, ı auf. 

Einen sehr wertvollen Beitrag zur Bevölkerungsgeschichte des 
Deutschtums in Bessarabien lieferte E. Haase durch eine Unter- 
suchung über Tarutino (Archiv. f. Bevölkerungswiss. VII, 5/6). Es 
handelt sich um Ansiedler aus Preußen, die über das Herzogtum War- 
schau 1813/14 nach Bessarabien kamen und bis etwa zum Weltkriege 
in volksbiologischer Hinsicht eine ähnliche Entwicklung nahmen 
wie das ganze ländliche Rußlanddeutschtum, seit der Verstädterung 
Tarutinos jedoch lediglich nur noch eine Kinderzahl von 2,65 je Ehe 
aufweisen. Die Arbeit ist vor allem deswegen wichtig, weil sie die 
bevölkerungswissenschaftlichen Voraussetzungen einer dt. Volks- 
geschichte liefert. 

In kritischer Auseinandersetzung mit N. Sulica erhärtet F. Mi- 
chaelis in der Siebenbürg. Vjschr. LX, 4 die bisher herrschende 
Ansicht, daß die ältesten in rumänischer Sprache gedruckten Bücher, 
zwei Katechismen aus den Jahren 1544 und 1559, von Siebenbürger 
Sachsen — und nicht, wie Sulica meint, auf Veranlassung rumäni- 
scher Fürsten nach ungarischen Vorlagen — verfaßt und in Druck 
gegeben worden sind. 

Die Rechtsstellung der deutschen Bauern in Rußland erläutert 
R. Dettweiler (Auslandsdeutsche Volksforschung II ı) an Hand 
der seit 1762 erlassenen Gesetze. Erörtert werden nicht nur die 
Fragen der kolonistischen Selbstverwaltung, sondern auch das-Boden- 
recht, dessen Abhängigkeit von deutschen Vorlagen durch die Rechts- 
historiker genauer untersucht werden müßte — wie ja auch die Auf- 
rufe und Erlasse Katharinas II. in bezug auf ihre deutschen Vor- 
bilder genauer geprüft werden müßten. H.B. 

„Der erste Deutsche in Brasilien im Jahre 13500‘ ist, wie O. 
Quelle in /bero-Mexikan. Arch. ıı, 1937 im Anschluß an eine Stu- 
die von F. de Vasconcellos mitteilt, der durch einen in der Geschichte 
der Entdeckungen wertvollen Brief vom ı. Mai 1500 aus Vera Cruz 
an König Manuel von Portugal bekannte „Mesire Joäno‘‘. 

W.K. 


VERSCHIEDENES 
REICHSINSITUT FÜR GESCHICHTE DES NEUEN DEUTSCHLANDS 


LUDWIG SCHEMANN. 
Ein Nachruf. 
Am ı3. Februar 1938 starb in Freiburg i. Br. im 86. Lebensjahr 
Professor Dr. Ludwig Schemann. 
Das Reichsinstitut für Geschichte des neuen Deutschlands ver- 
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liert in diesem Ehrenmitglied eine Persönlichkeit, die wissenschaft- 
lich, weltanschaulich und menschlich gleiche Hochachtung verdient. 
Anläßlich des 85. Geburtstages Schemanns, am 16. Oktober vorigen 
Jahres, hat der Führer und Reichskanzler die Verdienste Ludwig 
Schemanns durch Verleihung der Goethe-Medaille für Kunst und 
Wissenschaft anerkannt und ausgezeichnet. In der Geschichte völ- 
kischer Wissenschaft wird Schemanns Name stets einen Ehrenplatz 
einnehmen. 

Als beauftragter Vertreter des Präsidenten des Reichsinstituts 
für Geschichte des neuen Deutschlands widmete Professor Dr. Hans 
Bogner, Freiburg, Mitglied des Sachverständigenbeirats des Reichs- 
instituts, am Grabe Schemanns dem völkischen Kämpfer und großen 
Gelehrten einen ehrenden Nachruf: 

„Die letzten Grüße des Reichsinstituts für Geschichte des neuen 
Deutschlands überbringe ich in Vertretung des Präsidenten, Pro- 
fessor Walter Frank, unserem Ehrenmitglied Ludwig Schemann. 
Wenn es unser Institut als eine seiner vornehmsten Aufgaben be- 
trachtet, eine junge Generation von Geschichtsforschern, deren Arbeit 
durch den politischen Kampf der Gegenwart seine Prägung erfuhr, 
in Verbindung zu bringen mit den besten älteren Vertretern echt- 
deutscher Wissenschaft, so standen uns bei aller Ehrfurcht wenige 
innerlich so nahe wie der Verewigte. Ein Vorbild war er uns wissen- 
schaftlich als Diener einer streng sachlichen, unerbittlichen Wahr- 
heitsforschung, ein Vorbild war er uns weltanschaulich als der uner- 
müdliche Verkünder des Rassegedankens, der für die Durchführung 
rassischer Betrachtung in den Geisteswissenschaften, besonders in 
der Geschichte, grundlegende Arbeit geleistet hat, ein Vorbild war 
er uns nicht zuletzt menschlich als der politische Kämpfer, der sein 
ganzes Schaffen dem Aufstieg seines Volkes geweiht hatte und als 
wahrer Deutschdenker auch Angriffe und Verfolgungen erleiden 
mußte. Mit welch lebendiger Teilnahme er unsere Arbeiten und Ver- 
öffentlichungen verfolgte, hat er mir in manchem Gespräch des 
letzten Jahres bekundet. 

War er so in einem besonderen Sinne der Unsrige, so verkörperte 
doch zugleich der Schüler Theodor Mommsens, der treue Vorkämpfer 
Gobineaus, der vertraute Jünger Richard Wagners noch lebendig 
etwas von dem Wesen und der hohen Art jener großen germanischen 
Geister, die für uns Jüngere fast schon Sage sind; er verkörperte es 
besonders in seiner schlichten und vornehmen Menschlichkeit. Wer 
noch in den letzten Monaten den unsagbaren Zauber seiner Persön- 
lichkeit und den Reichtum seines wahrhaft universalen Geistes er- 
leben durfte, wird das nie vergessen. Wir werden nimmer seines- 
gleichen sehen.‘ Walter Frank. 


Am ı. Februar 1938 starb in Magdeburg Staatsarchivrat Dr. Er- 
win Rundnagel im 33. Lebensjahre. Mit ihm ist ein Vertreter der 
jüngeren Historikergeneration von uns gegangen, der noch zu großen 
Hoffnungen berechtigte. Mit der strengen Zucht des Quellenkritikers 
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verband er eine seltene Hingabe an den Gegenstand seiner Forschun- 
gen. Wissenschaftliche Betätigung war ihm Erlebnis. Hier ist schon 
seine von großem Scharfsinn zeugende Erstlingsarbeit über die Chro- 
nik des Petersberges (1929) zu nennen, die eine Fülle neuer und be- 
achtenswerter Ergebnisse über die Annalistik des ı2. und 13. Jahr- 
hunderts überhaupt brachte. Eine Nebenfrucht war die Unter- 
suchung über die Ehescheidung Friedrich Barbarossas (Holtzmann- 
Festschrift 1933). Aber er strebte sehr bald hinaus über das bloße 
Spezialistentum und zeigte in seinem außerordentlich fesselnden, mit 
der Olympia-Medaille ausgezeichneten Buch über den Freiheitskämp- 
fer Friedrich Friesen (1936), daß er auch ein politisches Lebensbild 
der neueren Zeit zu gestalten wußte. Wer ihn gekannt hat, wird 
bemerken, daß den Vf. mit seinem Helden manche verwandten Züge 
verbanden, vor allem die hinreißende Art der Persönlichkeit, die sich 
überall durchzusetzen vermochte. Eine Kämpfernatur, sportlich 
- vielseitig gestählt und auch mit scharfgeschliffenen geistigen Waffen 
ausgerüstet. In den letzten Jahren beschäftigten ihn die Probleme 
um Herzog Widukind, über den er ein größeres Werk (Gestalt und 
Mythos) vorbereitete. Sein Aufsatz: Der Mythos vom Herzog Widu- 
kind in der H.Z. (Bd. ı55) war ein Auftakt hierzu, wie auch die 
ebenfalls in der H.Z. soeben erschienene Kampfschrift: Der Tag von 
Verden, deren Erscheinen er nicht mehr erleben sollte. Mitten aus 
reichem Schaffen und aus großen Plänen riß ihn ein früher Tod. 
Magdeburg. W. Möllenberg. 


NEUE BÜCHER!) 
Bearbeitet von W. v. Both 
Diese Übersicht nichtperiodischer, selbständiger Neuerscheinun- 
gen beruht mit wenigen Ausnahmen auf bibliographischen Quellen, 
nicht auf dem tatsächlichen Büchereinlauf bei der Redaktion. 


Allgemeines. 
Sabine, G.H.: A History of political theory. Lo, Harrap. 
15 sh. — Closs, G. A.: Vier Vorträge über Wappen. Görlitz, Starke. 


) Das Erscheinungsjahr ist, wenn nichts anderes angegeben, 1937. — 
Die Verlagsorte sind folgendermaßen abgekürzt: Am = Amsterdam, Bar = 
Barcelona, Bas = Basel, Be = Berlin, Bi = Bielefeld, Bo = Bonn, 
Bol == Bologna, Br== Breslau, Ca == Cambridge, Engl, Da = Darm- 
stadt, Dr = Dresden, El= Erlangen, Ff= Frankfurt a.M., Fb = Frei- 
burg i. B., Fl= Florenz, Gi = Gießen, Gö = Göttingen, Gr = Greifswald, 
Gro = Groningen, Hl = Halle, Hb = Hamburg, Hd = Heidelberg, Hn = 
Hannover, Je == Jena, Ka = Karlsruhe, Ki= Kiel, Kil= Köln, Kb= 
Königsberg i.P., Kop == Kopenhagen, La == Langensalza, Lei = Leiden, 
Lo == London, Lz = Leipzig, Ma = Marburg, Md = Madrid, Mai == Mai- 
land, Mch == München, Ms == Münster, Nb == Nürnberg, Np == Neapel, 
NY == New York, Ox == Oxford, Pa = Paris, Po == Potsdam, Ro = 
Rostock, Sg = Stuttgart, Sto = Stockholm, Tb = Tübingen, Tr = Turin, 
Up= Upsala, Wa = Washington, Wb = Würzburg, Wi = Wien, Zr =Zürich, 
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40 S. — Wasmannsdorff, E.: 1200 lateinische Ortsnamen für den 
Sippenforscher. Görlitz, Starke. VII, 65 S. — Kalmus, L.: Wel:- 
geschichte der Post. Mit bes. Berücks. d. deutschen Sprachgebietes. 
Wi, Göth. VIII, 507 S. — Vagts, A.: A History of Militarism. 
NY, Norton. 4,75 Doll. — Atlas des deutschen Lebensraumes in 
Mitteleuropa. Im Auftr. d. Pr. A.d. W. hrsg. v. N. Krebs. (Nr. ı.) 
Lp, Bibliogr. Inst. — Baeumler, A.: Studien zur deutschen Geistes- 
geschichte. Be, Junker & Dünnhaupt. 314 S. — Nienholdt, E.: 
Die deutsche Tracht im Wandel der Jahrhunderte. Be, de Gruyter. 
VI, 234 S.— Leers, ]J. v.: Deutsche — die Kolonialpioniere Europas. 
Sg, Bohnenberger. 76 S. 3,50 M. — Meyer, Arnold Oskar: Deutsche 
u. Engländer. Werden u. Wesen in großer Geschichte. Mch, Beck 
1937. VI, 326 S. 9 M. — Wolf, J., K. J. Heilig, H.M. Görgen: 
Österreich und die Reichsidee. Wi, Österr. Verl. f. Kunst u. Wiss. 
288 S. — Bolliger, H.: Der Deutschschweizer und das Deutsche 
Reich. Konstanz, Bodensee-Rundschau. 62 S.— Feller, R.: Von der 
alten Eidgenossenschaft. Br, Haupt 1938. 30 S. Rektoratsrede. 0,90M. — 
Hoven, V.: Flämische Selbständigkeitsbestrebungen u. ihre politische 
Vorgeschichte. Zeulenroda, Sporn. 95 S. Diss. Ff. 3 M. — Kath, 
W.: Die geschichtliche Entwicklung und gegenwärtige Gestalt des 
dänischen Regierungssystems. Bo, Röhrscheid. VIII, 87 S. 1938. 
Jur. Diss. Bo. 3,60 M. — Schevill, F.: History of Florence. Lo, 
Bell. 18 sh. — Carter, E.H.: A History of Britain. Ox, Clarendon 
Pr. XXIV, 1050 S. — Writings on British history. A bibliography 
of books and articles on the history of Great Britain from about 
450 A. D. to 1914, publ. during the year 1934. Comp. by Al. Taylor 
Milne. 1934. Lo, Cape. — Beinhauer, W.: Der spanische National- 
charakter. Paderborn, Schöningh. 138 S. — Stern, K.v.: Beiträge 
zur historischen Geographie des Ostbaltikums. Riga, Plates. 73 S. — 
Nacki, B.: Poczet imienny senatoröw i ministröw Krölestwa Pols- 
kiego doprowadzony do r.1795. Warschau, Druk. Loretafiska. 
147 S. [Namensverzeichnis d. Senatoren u. Minister d. Königreichs 
Polen bis 1795.] — Endes, M.: Csik-, Gyergy6-, Käszon-szekek 
(Csik megye) földjenek &s n&penek tört@nete ıgı8-ig. Budapest, 
Selbstverl. 633 S. [Geschichte von Land u. Bevölkerung in den Kreisen 
Csik, Gyergyö, Käszon (Komitat Csik, Siebenbürgen) bis 1918.] — 
Albertini, M.E. et autres: L’Afrique du Nord frangaise dans l’his- 
toire. Pa, Archat. 165 frs.. — Mary, G.: Precis historique de la 
colonisation frangaise en Afrique occidentale. Pa, Larose. 20 frs. — 
Mazzucconi, R.: Storia della conquista de P’Africa. ı. Mai, Ist. 
per gli studi di politica internazionale. — Schmidt-Pretoria, Wer- 
ner: Der Kulturanteil des Deutschtums am Aufbau des Burenvolkes. 
Hn, Hahn 1938. 300 S. 8M. — Vine, A.R.: The Nestorian Chur- 
ches. A concise history of Nestorian Christianity in Asia from the 
Persian. schism to the modern Assyrians. Lo, Independent Pr. 
227 S. — Hughes, E.R.: The Invasion of China by the western 
world. Lo, Black. XVI, 323 S. — Kuno, Yoshi $.: Japanese 
Expansion on the Asiatic continent. A study in the history of Japan 
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with special reference to her internat. relations with China, Korea, 
and Russia. Vol. ı. Berkeley, Univ. of California Pr. 


Vorgeschichte und Altertum 


Wadler, A.: Das Rätsel der Indogermanen. Bas, Geering. 
273 S. — Hauer, ]J. W.: Das religiöse Artbild der Indogermanen 
u. d. Grundtypen der indo-arischen Religion. Sg, Kohlhammer. 
xXVI, 357 S. ız2 M. — Schmökel, H.: Die ersten Arier im Alten 
Orient. Lz, Kabitzsch 1938. VI, 88 S. 7,80 S. — Unger, E.: Alt- 
indogermanisches Kulturgut in Nordmesopotamien. Lz, Harrasso- 
witz 1938. 23 S. 2,40 M. — Busch, N.: Studien zur baltischen 
Vorgeschichte. ı. Riga, Plates. — Neue Funde der Stein- und Bronze- 
zeit aus Pommern. Gr, Bamberg. 47 S., XV Taf. — Paret, O.: 
Die frühschwäbischen Gräberfelder von Groß-Stuttgart und ihre Zeit. 
Sg, Krais. VIII, 136, 28 S. — Buttler, W.: Der donauländische 
u. der westische Kulturkreis der jüngeren Steinzeit. Be, de Gruyter 
1938. 108 S. (Handb. d. Urgesch. Deutschlands Bd. 2.) 6,80 M. — 
Garrod, D.A.E.: The Stone Age of Mount Carmel. Excavations 
at the Wady el- Mughara. Vol. ı. Ox, Clarendon Pr. — Stokar, 
W.v.: Spinnen und Weben bei den Germanen. Lz, Kabitsch 1938. 
VI, 141 S. Diss. Be. 13,20 M. — B&quignon, Y.: Recherches arch&o- 
logiques & Phöres de Thessalie. Pa, Les Belles Lettres in Komm. 
ııı S., XXIV Taf. Diss. Pa. — Friedel, H.: Der Tyrannenmord 
in Gesetzgebung u. Volksmeinung der Griechen. Sg, Kohlhammer. 
XI, ıı2 S. Diss. Wb. 4,50 M. — Giesecke, W.: Antikes Geldwesen. 
Lz, Hiersemann. IV, 255 S., VI Taf. 26 M. — Kolbe, W.: Thuky- 
dides u. d. Urkunde IGI? 63. Be, de Gruyter. 19 S. (Pr. A.d. W. 
Sitzungsber. 1937, 22.) ı M. — Hampl, F.: Die griechischen Staats- 
verträge des 4. Jahrhunderts v. Christi Geb. Lz, Hirzel 1938. 144 S. 
6 M. — Wilcken, U.: Die letzten Pläne Alexanders des Großen. 
Be, de Gruyter ı8 S. (Pr. A.d. W. Sitzungsber. 1937, 24.) ı M. — 
Peremans W.: Vreemdelingen en Egyptenaren in vroeg-Ptolemaeisch 
Egypte. (Avec un resume en frangais.) Löwen. XXX, 313 S. — 
Rodgers, W.L.: Greek and Roman naval warfare. Annapolis, U.S. 
Naval Institute. 6 sh. — Whatmough, ]J.: The Foundations of 
Roman Italy. Lo, Methuen. XIX, 420 S. — Heinze, R.: Vom 
Geist des Römertums. Ausgew. Aufsätze. Lz, Teubner 1938. IV, 
296 S. 7,20 M. — Fedi, B.: II dittatore perpetuo. Sunto critico 
comparato su la vita e le opere di Giulio Cesare. Rom, Azienda 
tipogr. ed. naz. anonima. 292 S. — Spence, L.: Boadicea, Warrior 
Queen of the Britains. Lo, Hale. ı2 sh. 6 d. — Giarratano, C.: 
Tito Livio. Rom 1936. 108 S. — Wethered, H.N.: The Mind 
of the ancient world. A consideration of Pliny’s Natural history. 
Lo, Longmans, Green. XV, 301 S. — Marzemin, G.: Le origini 
romane di Venezia. Venezia, Fantoni. 430 S., XXIV Taf. — Maeyer 
R. de: De Romeinsche Villas in Belgie. Haag, Nijhoff. ı0 fl. — 
Jones, AHM: The Cities of the Eastern Roman provinces. Lo, Ox. 
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Univ. Pr. 35 sh. — — Zierke, E.: Agesilaos. Beiträge z. Lebens- 
bild u. z. Politik des Spartanerkönigs. Phil. Diss. Ff. 1936. 78 S. 


Mittelalter 

Arragon, R.F,: The Transition from the ancient to the me- 
dieval world. NY, Holt 1936. X, 134 S. — Hiltebrandt, Ph.: 
Ideen und Mächte. Der Aufstieg des Abendlandes seit dem Unter- 
gang d. antiken Welt. Lz, Seemann. 784 S. 8,50 M. — Burck- 
hardt, M.: Die Briefsammlung des Bischofs Avitus von Vienne. Be, 
Verl. f. Staatsw. u. Gesch. 1938. VIII, 124 S. 6,80 M. — Das Leben 
der Liutbirg. Eine Quelle z. Gesch. d. Sachsen in karolingischer Zeit. 
Hrsg. v. O. Menzel. Lz, Hiersemann. 54 S. 2 M. — Stutz, U.: 
Zum Ursprung u. Wesen des niederen Adels. Be, de Gruyter. 47 S. 
(Pr. A. d. W. Sitzungsber. 1937, 27.) 3 M. — Kleinfeldt, G.: 
Die mittelalterliche Kirchenorganisation im oberhessisch-nassauischen 
Raum. Ma, Elwert. XVIII, 249 S., XII Taf. 14 M. — Mitteis, 
H.: Die deutsche Königswahl. Ihre Rechtsgrundlagen bis zur Gol- 
denen Bulle. Baden b. Wi, Rohrer 1938. 208 S. 8,50 M. — 
Mihälyi, E.: Szent Istvän &lete &s müve‘ K. ı. 2. Budapest, 
Palladis Kiad. [Leben u. Werk König Stephans d. Heiligen v. Ungarn.) 
— Fischer, F.M.: Politiker um Otto den Großen. Be, Ebering 1938. 
ı7ı S. Diss. Be. 6,80 M. — Fuellner, W.: Der Stand der deutsch- 
slawischen Auseinandersetzung zur Zeit Thietimars von Merseburg. 
Je, Fischer. XXII, 176 S. Diss. Je. 6,50 M. — Bennett, H.S.: 
Life on the English manor. A study of peasant conditions, 1150—1400. 
Ca, Univ.Pr. XVIII, 364 S. — Brooks, E.St. J.: Unpublished 
charters relating to Ireland, 1177—ı182. Lo, Williams. 2 sh. 6 d. — 
Walter, A. J.: Die deutsche Reichskanzlei während des Endkampfes 
zwischen Staufern u. Welfen. Lz, Rauch 1938. 198 S. — Bascape&, 
G.C.: Antichi diplomi degli arcivescovi di Milano e cenni di diplo- 
matica episcopale. Fl, Olschki. 171 S. — Evola, ]J.: Il mistero 
del Graal e la tradizione ghibellina dell’ Impero. Bari, Laterza. 192 S. 
— Hennig, R.: Terrae incognitae. Bd. 3: 1200—1415. Beginn des 
Entdeckungs-Zeitalters. Leiden, Brill 1938. X, 389 S. 7,50 Fl. — 
Kozlowska-Budkowa, Z.: Repertorjium polskich dokumentöw 
doby piastowskiej. Zesz. ı. Krakau. [Repertorium der poln. Ur- 
kunden aus der Zeit der Piasten.] — Sonntag, W.: Der Zunftzwang 
in Köln bis zum Ausgang des Mittelalters. Wb, Triltsch. X, 77 S. 
Rechtswiss. Diss. Kl. — Dirr, P.: Grundlagen der Münchner Stadt- 
geschichte. Mch, Beck. VII, 167, 19 S., ı Kt. 4,80 M. — Solleder, 
F.: München im Mittelalter. Mch, Oldenbourg 1938. XVI, 592 S. — 
Gichtel, P.: Die Weltchronik Heinrichs von München in der Runkel- 
steiner Handschrift des Heinz Sentlinger. Mch, Beck. XX, 421 S., 
IV Taf. Diss. Mch. — Wolf, H.: Volkssouveränität u. Diktatur in 
den ilalienischen Stadtrepubliken. Lz, Noske 1937. X, 77 S. Jur. 
Diss. Lz. 3 M. — Friemann, H.: Die Territorialpolitik des mün- 
sterischen Bischofs Ludwig v. Hessen 1310—1357. Ms, Coppenrath. 
XI, 91 S., ı Taf. Diss. Ms. 3 M. — Lukinich, I.: A Podmanini 
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Podmaniczky-csaläd okleveltära. Közzetette, csalädtörteneti beve- 
zetessel &s jegyzetekkel ellätta Lukinich Imre. K. 1. 1351—1510. 
Budapest, M. tud. Akad. [Urkundenbuch der Familie Podmaniczky 
v. Podmanin.] — Calmette, J.: L’Europe occidentale de la fin du 
14° sidcle aux guerres d’Italie. ı. Pa, Pr. universit. — Perdrizet, 
P.: Le Calendrier de la Nation d’ Allemagne de l’ancienne Universite 
de Paris. Pa, Les Belles Lettres. XIV, 120 S., XX Taf. — Mühl- 
mann, O.: Untersuchungen zum Geschoßbuch der Stadt Jena vom 
Jahre 1406. Je, Vopelius 1938. 80 S. Erw. Diss. Je. 1,20 M. — 
Boehmer, R.: Die Vierherzogszeit in Oberbayern-München. Mch, 
Beck. 97 S. Diss. Mch. 1935. — Zrödla do dziejöw wojny trzynasto- 
letniej. T. ı. Thorn. [Quellen zur Geschichte des r3jährigen Krieges 
zwischen dem Deutschen Orden u. Polen.] — Ksiega Theudenkusa 
(Rechnung über Einnahme und Ausgabe des Preußischen Land- und 
Städte-Bundes, 1450—65, dem Rate zu Thorn abgelegt von Conrad 
Theudenkus). Wydal L. Koczy. Thorn. XXXV, 398 S. — Ehren- 
zeller, W.: St. Gallen im Zeitalter des Klosterbruchs u. d. St. 
Gallerkrieges. 1456—ı1500. St. Gallen, Fehr 1938. VIII, 183 S. 
9 Frs. — Brion, M.: Laurent le Magnifique. Pa, Michel. 25 fr. — 
Ipcar, L.: Lowis XI et ses mödecins. Pre&c. d’une pr&f. du Dr. Benard. 
Pa, Ed. Hippocrate 1936. XV, 94 S. — — Rüngeler, J.: Das 
Bild Karls des Großen i. d. zeitgen. Annalistik u. i. d. Gedichts- u. 
Briefliteratur. Phil. Diss. Ms. XII, 71 S. — Harff, C.v.: Der 
Kaisergedanke in den Urkunden und Berichten der Zeitgenossen. 
919—1039. Phil. Diss. Mch. 73 S. — Lüpke, S.: Die Markgrafen 
der Sächsischen Ostmarken. 940—1075. Phil. Diss. Hl. 99 S. (Ma- 
schinenschr. autogr.) — Läwen, G.: Die herzogliche Stellung Hein- 
richs des Löwen in Sachsen. Phil. Diss. Kb. 55 S. — Goldmann, 
K.: Die Geschichte des Schul- u. Bildungswesens des Eichsfeldes 
von den Anfängen bis 1648. Phil. Diss. Br. ıız S. — Turowski, 
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DAS DEUTSCHE SPÄTMITTELALTER 
CHARAKTER EINER ZEIT')) 
VON 
HERMANN HEIMPEL 


Wer sich die Aufgabe stellt, das deutsche Spätmittelalter in 
einer großen Darstellung zu beschreiben, sieht sich in einer merk- 
würdig bedrängten Lage. Was ist das schon für eine Zeit, diese 
kleinlichen Jahrhunderte, wo nach den Staufern die „Könige aus 
verschiedenen Häusern‘ kommen, die ach so schwer zu merken 
sind, wo die meist wenig lesbaren Darstellungen nur immer 
wieder feststellen, das Reich zerfalle nun also in die Territorien, 
und wo das Opfer des Historikers wehrlos die dichte und dick- 
bändige, die schlecht geordnete Reihe von Unglücksfällen 
betrachtet, die sich dem Anschein nach sinnlos, zwischen den 
Ulrichen und Friedrichen ereignen, den Vielgeliebten und Sieg- 
reichen, den Standhaften und Eisernen. Was für ein Jammer — 
dieses Deutschland, dem das unheimlich stetig vorschreitende 
Frankreich an seinen Grenzen zerrt, das Reich, das ein Kaiser 
Friedrich III. 27 Jahre lang nicht betritt, den italienischen Huma- 
nisten ein prunkvolles Gespött ? Ist es nicht die Raubritterzeit ? 
Ist es nicht die Zeit einer schwülen Verworfenheit der Kirche, 
überreif für den Sturmwind der Reformation ? Denn dem Reichs- 
verfall scheint der Kulturverfall zu entsprechen. Das Spätmittel- 
alter, der Name sagt es, ist eine Zeit der alten, vergangenen 
Formen, sie schwingen die letzten Schnörkel, alte Inhalte sterben 
hinter bloßen Fassaden. Verdient es dann eine solche Spätzeit, 
daß wir uns überhaupt mit ihr abgeben ? Es hat doch jemand ein 
Buch geschrieben: „Herbst des Mittelalters‘, das behandelt jene 
Jahrhunderte, die Jahrhunderte einer müden Überfeinerung, wo 
Sitte ersetzt ist durch Etikette, Schönheit durch Eleganz, wo es 
eine Kreuzzugsidee gibt ohne Kreuzzüge ? Also ein Herbst, was 
wollen wir damit ? 

Es würde nun äußerst trivial sein, das, was an den Jahr- 
hunderten von 1200 bis 1500 wirklich Spätzeit war, mit der 
Bedenklichkeit des gewissenhaften Chronisten ein wenig aufzu- 
bessern. Daß das Reich nun also doch nicht ganz tot war, daß es 
auch einmal einen Krieg gewonnen, und ein Reichstag gar mit 


I) Vortrag, gehalten in der öffentlichen Sitzung der Sächsischen Akademie 
der Wissenschaften am 20. November 1937. 
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einem Beschlusse auseinandergegangen sei, macht den nicht 
hoffnungsvoller, der die fallende Tendenz des Reiches im ganzen 
vor sich sieht, und der sich den Fleckchenteppich „Deutschland 
um 1400“ anschaut und sich von einem Kenner historischer Karto- 
graphie sagen läßt, daß diese Karte, so bunt sie ist, eine ganz un- 
zulässige Vergröberung von Verhältnissen sei, die man auf einer 
Karte schlechterdings nicht darstellen könne, wie es denn schon 
der Reichskanzlei in alter Zeit niemals möglich war, eindeutig 
festzustellen, wie viele Reichsfürsten es nun in einem bestimmten 
Zeitpunkt eigentlich gab. 

Damit also, mit einer „Rettung“, ist es nichts — jedenfalls 
nicht in der einfachen Annahme, so schlimm sei es denn doch 
nicht gewesen. Mehr Mut könnten wir von vorneherein gegen die 
fassen, welche unsere Jahrhunderte als einen ‚Herbst‘ bezeichnen. 
Dieses Argument schwächt sich nämlich durch seine große Ver- 
breitung selbst. Wenn wir uns auf diejenigen verlassen, welche 
sich in jüngerer Zeit um die Periodisierung des Mittelalters be- 
müht haben, dann erhalten wir eine große Auswahl von Zeiten, 
in denen das Mittelalter zu Ende geht: Im 15. Jahrhundert siegt 
der Kapitalismus über die mittelalterlichen Zünfte, der Hu- 
manismus über die Scholastik, im 14. dringt die Renaissance 
durch, im 13. war es, kraft Eindringens des Aristoteles in die 
Scholastik, auch schon nichts rechtes mehr, das päpstlich- 
kaiserliche Mittelalter zerfällt in nationale Staaten, und eigentlich 
ist ja schon im 12. Jahrhundert ein Hauptschlag gegen die mittel- 
alterliche Alleinherrschaft des einheitlichen kirchlichen Geistes 
geführt, mit dem Erwachen weltlicher Lebenshaltung, Staats- 
auffassung und Dichtung. Betrachten wir dieses Durcheinander, 
so erscheint das Mittelalter als eine Zeit, die stets zu Ende geht 
und nie zu Ende ist. 

Es ist klar, daß sich die Schwierigkeit aus dem Mittelalter- 
begriff selbst ergibt. Wir brauchen ihn nicht aufzugeben, nicht 
einmal zu diskutieren, und sehen doch ein, daß er, von der Bil- 
dungsbewegung des Humanismus geprägt und vom Kultur- 
bewußtsein der Renaissance geschaffen, die völkischen Gang- 
unterschiede der geschichtlichen Entwicklung vergewaltigt. 
Man weiß, die Einheit des Mittelalters, die in so vielen Zeiten 
gesprengt und von so verschiedenen Kräften bedroht gewesen 
sein soll, ist eine problematische Sache. Sie ist vorhanden, 
als Einheit der Bildung, der Literatursprache, der Kirche. Nie- 
mand wird das unterschätzen. Immerhin haben neuere Arbeiten 
gezeigt, daß unsere am antik-patristischen Vorbild geschulten 
schriftlichen Quellen ein Übergewicht der Lehreinheit, der Ge- 
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schlossenheit der kirchlich und römisch bestimmten Grund- 
anschauungen begründet, das weniger ein Übergewicht der Sache 
als ein Übergewicht der Überlieferung zu sein scheint. Weil eine 
bestimmte unifizierende Darstellung der mittelalterlichen Zu- 
stände in der meist klerikalen Überlieferung so fast ausschließlich 
zu Worte kommt, ist es sehr nötig, auf die leisen Töne zu achten, 
in denen sozusagen das alte eigenvölkische Fresko durch die 
gemeinlateinische Übermalung noch durchschimmert. Wir brau- 
cher deshalb die Idee der Einheit der mittelalterlichen Welt 
keineswegs aufzugeben, halten wir nur fest, daß sie eine Einheit 
der Idee ist, die in Deutschland im Zusammenwachsen des germa- 
nischen Wesens mit dem christlichen Glauben einen Ausdruck 
fand, der gegenüber der gewiß wesentlichen und den Zeitgenossen 
teuren Einheit der Kirche und durch sie der antik-römischen 
Tradition gerade in Deutschland doch die echtere Lebenskraft 
bewies. Nur darauf aber kommt es für unseren Zweck an: jene 
mittelalterliche Einheit einer kaiserlich-päpstlichen Weltdyarchie 
über die Christenheit, als Zustand dem frühen und hohen Mittel- 
alter fremd oder doch nie erreichbar, ist in der streng gefaßten 
Idee gerade ein Erzeugnis der Stauferzeit und ist als formulierte, 
das Weltleben ganz und genau gradualistisch in die Kirche ein- 
beziehende Lehre ein Produkt des 13. Jahrhunderts: die Einheit, 
die da stets zu Ende geht, ist im Grunde immer die Einheit des 
Systems des Thomas von Aquin. Der eigenständige Dienst des 
deutschen Königs an der allgemeinen Kirche: darin war die Einheit 
der mittelalterlichen Welt in die Stauferzeit hinein beschlossen. 
Die Staufer erhoben die Idee des Weltkaisertums zu einer kurzen 
Blüte. Der Sieg des Papsttums führte, nach dem Principium 
unitatis, zu einem päpstlichen Weltherrschaftsanspruch, der nun 
aber seine schärfsten Formulierungen, seine letzte Konsequenz 
gerade in unserem Spätmittelalter findet. Die Erscheinungen 
nun, die wir als Boten der Neuzeit kennen, wirken auf Deutsch- 
land anders, auch später, als auf Italien und auch Frankreich, 
und eben das gibt dem deutschen Spätmittelalter sein Sonder- 
dasein, ich möchte sagen: seine „deutsche Mittelalterlichkeit‘. 

Gewiß, das Deutschland Fuggers öffnet sich der neuen Per- 
sönlichkeitsidee der Renaissance und schafft sich in der Schule 
Venedigs wirtschaftliche Organisationsformen von einer Art, 
welche dem Zusammenklang altdeutscher ständischer Tradition 
mit der kanonistischen Wirtschaftsethik vom gerechten Preis 
kapitalistisch widersprechen. Aber nur, wer sich durch die 
herkömmliche Überschätzung dieses in Deutschland ziemlich 
kurzlebigen ‚„Frühkapitalismus‘‘ blenden läßt, wird sich der Vor- 
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stellung ergeben, dieser Frühkapitalismus habe sich zu nichts 
anderem in Gegensatz zu stellen brauchen als zu einem ziemlich 
einheitlichen mittelalterlichen Zunftgeist oder gar, als sei das 
deutsche Leben vom 14. zum 16. Jahrhundert von mittelalter- 
licher Gebundenheit zur freien Persönlichkeit fortgeschritten. Die 
Entwicklung verlief fast umgekehrt. Sie beginnt bei dem Kauf- 
mann heroischer Art, der seine Warenzüge selbst führt, bewaffnet 
wie ein Wikinger, mit dem Einsatz von Vermögen und Person der 
Gefahr trotzend. Seit dem Ende des 13. Jahrhunderts findet 
dieser Kaufmann durch Meßverkehr, Schriftlichkeit seiner Ver- 
waltung, Verengerung und damit größere Überblickbarkeit der 
Märkte mehr Sekurität — aber er bleibt selbstherrlich, großzügig, 
er wird kein Zünftler. Dieser Großkaufmann — denn es gibt 
einen mittelalterlichen Großhandel — brauchte nicht auf die ita- 
lienische Renaissance zu warten, die einem angeblich finsteren 
Mittelalter angeblich schlechter Buchführung und Rechenkunst 
das Licht gebracht hätte. Denn dieser deutsche Kaufmann des 
14. Jahrhunderts ist der Kaufmann der Welt: längst hat er den 
italienischen Fremdkaufmann verdrängt, noch hat sich England 
der Fremden nicht erwehrt, unter ihnen sind die Deutschen die 
ersten. Will der Däne, der Schwede, der Norweger das bessere 
Tuch, den Wein, den feineren Harnisch, er kauft ihn vom Deut- 
schen. In Brügge sind die Leute von der deutschen Zunge die 
ersten: sie kaufen das Tuch, das man in Böhmen trägt, in Polen 
und Ungarn, in Ägypten, in China. Das deutsche Spätmittelalter 
ist eine prunkvolle, vielverbrauchende, reiche Zeit, die Konjunktur- 
höhe liegt etwa bei 1380, dem Vorabend des großen Städtekrieges. 
Dabei fällt dem Wirtschaftshistoriker eins auf: das ungeheure 
Ansteigen der Tuchweberei. Sieht man nahe zu, so ist es ein Ver- 
vielfachen der guten Mittelsorten: das untrüglichste Kennzeichen 
einer wohlhäbigen Volksmenge. Diese Volksmenge aber war die 
letzte Quelle des Reichtums. Es ist oft gesagt worden und wird 
öfter vergessen: das Deutschland bis etwa 1350 vollbrachte eine 
ganz ungeheure Leistung an Geburten, an Volkskraft und Be- 
gabung. Nach dem Ausbau des alten Landes eine doppelte Wan- 
derung: in die neuen Städte, in den weiten Osten. Es ist eine 
Springflut der Besten, wie sie nach Lübeck strömen und dann 
weiterspringen, von Stein zu Stein, nach Wismar und Rostock, 
Königsberg und Riga. Und es war dasselbe gute Bauernblut, das, 
in den Namen nach stadtnahen Dörfern sich verratend, den binnen- 
deutschen Städten seine Bürgermeister, seine Ratsmannen gab. 
Zünfte freilich gibt es seit dem 12. Jahrhundert. Aber sie, die 
Männer der Tüchtigkeit, aber des bescheidenen Blicks, herrschten 
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doch nicht. Im inneren Kontakt mit dem altgermanischen Gilden- 
wesen sorgten sie, geleitet oder frei, für die Güte der Ware, für die 
bürgerliche Tüchtigkeit, die uns überkommen ist — wahrlich 
eine herrliche Gabe des deutschen Spätmittelalters. Es bleibt 
aber falsch, das Mittelalter als zünftlerisch zu bezeichnen. Da 
und dort, nicht überall und im allgemeinen spät, haben die Zünfte 
die Herrschaft im Rat erlangt, und haben dann freilich den groß- 
zügigen und auch dem Fremden günstigen Geist des Fernkauf- 
manns ersetzt durch die engherzige Sorge um den Nahrungsspiel- 
raum des einzelnen, haben das Gästerecht der Stadt fremden- 
feindlicher gestaltet, ihre Wirtschaftspolitik mehr auf Sicherheit 
denn auf Wagnis gestellt. 

Die spätmittelalterliche Verkehrswirtschaft ist nur eines der 
Bilder einer ungeheuren Volkskraft. Nimmt man das Mittel der 
Jahre 1250—1500, in denen die Tausende von neuen Dörfern, die 
Hunderte von Städten, die unzählbaren Werke einer herrlichen 
Kunst entstanden sind, so kommt man auf die Regierungszeit 
Wenzels, die elendeste von allen. Ein solcher Zwiespalt von 
staatlichem Niedergang und volklichem Aufschwung ist in der 
abendländischen Geschichte ohne Beispiel. 

Ein ähnliches, nur verwickelteres Verhältnis waltet, wenn 
wir eine das Mittelalter auflösende Kraft, die Entfaltung des 
weltlichen Geistes in ihrer Wirkung auf Deutschland betrachten. 
Weltliche Haltung, „Diesseitsstimmung‘, gibt es von jeher in 
den mittelalterlichen Jahrhunderten. Schränken wir aber den 
Begriff des weltlichen Geists auf den engeren Bezirk der wissen- 
schaftlichen Weltbetrachtung ein, so werden wir vor allem an 
die im 13. Jahrhundert vollzogene Aufnahme des Aristoteles zu 
denken haben. Der Aristotelismus wirkte in der Breite in zwei 
Richtungen: einmal in der Richtung auf eine Naturbetrachtung 
von Selbstwert und Selbstgewicht, sodann auf eine Naturlehre des 
Staates und der staatsähnlichen Gemeinschaften, seit der Über- 
setzung der „Politik‘‘ durch Wilhelm von Moerbeke im Jahre 1261. 
Es scheint mir nun aber bezeichnend zu sein, daß der Aristotelis- 
mus als Staatslehre auf Deutschland weniger gewirkt hat als auf 
das romanische Ausland. Am frühesten und einheitlichsten wirkte 
er gerade auf die Kirche selbst. Es war bekanntlich die Leistung 
der Hochscholastik, besonders des Thomas von Aquin, daß sie 
in einer genauen Abstufung der Werte den Aristotelismus in das 
kirchliche Wertschema einbaute. Der Ausbau der Kirche zu einem 
Staat und insoweit ihre „Verweltlichung‘‘ vollzog sich nun in 
einem immer folgerichtigeren staatsähnlich-aristotelischen und 
zugleich juristischeren Aufbau. Gleichzeitig befreit sich die 
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Staatslehre selbst auf dem Weg über Aristoteles von der augusti- 
nischen Fürstenspiegelethik und kommt als Naturlehre vom Staat 
zusich selbst: das Extrem liegt in der Staatslehre des Arztes 
Marsilius von Padua ebenso vor wie in der Kirchenlehre des 
Augustinus Triumphus von Ancona. Aber: so viele deutsche 
Aristoteliker es gab, so große Mühe sich etwa der redliche Engel- 
bert von Admont gab, den Ursprung des Reichs nach Aristoteles 
auf die Natur des Staates zurückzuführen, der Aristotelismus als 
Gesellschaftslehre hat in Kirche und Staat Deutschlands entfernt 
nicht so stark gewirkt wie in Italien. Das spätmittelalterliche 
Deutschland, das Deutschland der persönlichen Gottsuche Eckharts 
und einer ununterbrochenen mystischen Tradition wurde nicht 
weltlicher, sondern frömmer. Das spätmittelalterliche Deutschland 
war nicht in einer Säkularisierung begriffen, und es war auch nicht 
eine stumme Provinz des immer erbarmungsloser juristifizierten 
Papsttums. Die Geschichte seiner scholastischen Wissenschaft 
endet nicht mit einem Aristoteliker, sondern mit dem Platoniker 
Nikolaus von Cues, der, wie neueste Arbeiten gezeigt haben, die 
kanonistische Versteinerung des Papsttums wie seiner Gegenidee, 
des Konziliarismus, in einem theologischen und zugleich von 
deutschen Genossenschaftsgedanken mitbestimmten Kirchen- 
begriff überwindet. Das religiöse Leben des Volkes unterlag Um- 
bildungen. Ihnen war die äußere Bahn freigegeben durch die Ent- 
stehung der Städte: durch die verhältnismäßig rasche Zusammen- 
ballung aus ihren alten Bindungen gerissener Menschen auf engem 
Raum verstärkte sich die religiöse Einwirkung. Wir wissen wenig 
von der gewiß geringen Tiefenwirkung, die das benediktinische 
Kloster, das adelige Bistum im Sinne einer eigentlichen Seelsorge 
ausgeübt hat — vor der Gegenreformation und ihren neuartigen 
seelsorgerischen Methoden. Um so massenhafter sind die Zeug- 
nisse der städtischen Religiosität — einer Religiosität, die sich 
um so tiefer in den Alltag des Volkes verwurzelte, als sie vielfach 
uralten, auch vorchristlichen Vorstellungen entgegenkam, so wie 
Otto Höfler!) gezeigt hat, im religiösen Brauchtum der Gilden und 
Bruderschaften. Man spricht viel von landesherrlicher Kirchen- 
herrschaft. Ist aber die Meinung, den Landesherren sei es dabei 
„hur‘ um Verstärkung ihrer Machtstellung zu tun gewesen, so 
würde dies „nur‘ einen falschen Machiavellismus voraussetzen. 
Erst jüngst hat Fritz Ernst?) die landesherrliche Kirchenpolitik 


1) Vgl. vorläufig: ‚Das germanische Kontinuitätsproblem‘‘, in dieser Zeit- 
schrift 157 (1937). 
2) Eberhard im Bart (Stuttgart 1933). 
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Eberhards von Württemberg geschildert: die Sicherung der 
Vogteien und Patronate für den Landesherrn gehört ohne Bruch 
zu der wirklichen Sorge des Herzogs um die Hebung der Landes- 
kirche, um die Reform der Klöster Alpirsbach, Offenhausen, 
Söflingen, um die Einsetzung der Brüder vom Gemeinsamen 
Leben in Einsiedel und sonst. Die landesherrliche Tätigkeit anderer 
Herren, ihre Förderung der Windsheimer, der Melker Reform zeigt 
in vielen Beispielen, daß die Frömmigkeit deutschen Adels tat, 
was die Kirche, was insbesondere die Bischöfe selbst versäumten 
— Zeitgenossen eines Papsttums, das endlich im Bunde mit dem 
Geist der Renaissance für Luther der große Antichrist wurde, 
dem deutschen Luther eines augustinischen Geistes, dem Hasser 
des Aristoteles und der Dekretalen. Dieser Geist hatte in deutschen 
Territorien längst seine Heimat als in den Vorläufern des lutheri- 
schen Landeskirchentums. 

Der Altertümlichkeit und, gegen die gerade in der romanischen 
Welt wirksamen Einbrüche des weltlichen Geistes, Eigenständig- 
keit und Folgerichtigkeit deutschen religiösen Lebens entspricht 
eine Altertümlichkeit auch des deutschen politischen Daseins, 
vielmehr: eine besonders deutsche Dialektik von Alt und Neu in 
seiner politischen Verfassung nach innen und außen. 

Gewiß, die neuen Mächte der Zeit, die Mächte der Zukunft, 
waren die Territorialstaaten. Doch ist es nicht ganz richtig, sie 
schlechterdings als Macht im Reiche zu bezeichnen. Die eigent- 
liche Macht der Zeit war neben dem Hausmachtkönigtum das 
Kurfürstenkolleg. Die Territorien waren weniger Macht als viel- 
mehr die große Hemmung aller königlichen Politik. Der unent- 
schiedene Gegensatz alter Überlieferung und neuer Ansätze, der 
unser Zeitalter charakterisiert, zeigt sich an der Reichsverfassung, 
am Zustande der Reichsglieder. 

Sie sind ungleich an Größe, an Aussichten, an innerer Kraft. 
Zwergterritorien, kaum etwas Besseres als Grundherrschaften, 
stehen neben den großen Markländern wie Österreich und Branden- 
burg oder dem Stammlande Bayern. So dienen die drei Jahr- 
hunderte von 1200 bis 1500 einem langsamen Auslesevorgang, in 
dem allmählich und unvollständig genug eine Gliederung in be- 
herrschende Mächte sich durchringt. Die Grenzscheide, will man 
überhaupt eine ziehen, liegt etwa um 1450. Die pfälzischen und 
die bayerischen Wittelsbacher, die habsburgischen Lande, seit 
der Herrschaft der Hohenzollern Brandenburg, die wettinischen 
Lande kommen in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts doch 
an eine gewisse Großgliederung des Reiches heran. Gleichzeitig 
bilden sich, in gleichlaufender Entwicklung, im Westen der burgun- 
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dische Großstaat, wird Deutschland im Osten zeitweise von natio- 
nalen Königtümern in Böhmen und Ungarn eingerahmt. Die 
zweite Hälfte des 15. Jahrhunderts sieht einen Machtkampf der 
großen Fürstenhäuser, vor allem der Wittelsbacher und der Hohen- 
zollern, dem die Reichsreformverhandlungen die Form geben. Es 
ist auch die Zeit, in der sich da und dort Geist und Form der 
Politik ändern. Sie versachlichen sich: einzelne Fürsten, die 
Stände und ihr Landesbegriff, auch die sachlichere städtische Ver- 
waltung haben daran ihren Anteil, wichtiger ist das Hochkommen 
einer gelehrten Juristenzunft von Berufspolitikern, die die Rechts- 
händel ihrer Herren sachlicher betreiben als diese selbst: nun 
heißen die Politiker Dr. Heimburg, Dr. Knorr und Dr. Mayer. 
Voraussetzungslose Emporkömmlinge wie Podiebrad von Böhmen, 
der ritterliche Standesrücksicht wenig achtende gewaltsame 
Friedrich von der Pfalz heben sich ab von altmodischeren Zeit- 
genossen, wie dem ritterlichen Polterer Albrecht Achilles. Aber 
wie langsam und mühsam schieben sich auch diese Großen auf- 
wärts. Gar das 14. Jahrhundert zeigt eine Überlagerung von 
Alt und Neu, die dem Zeitalter den Charakter der Uneindeutigkeit 
gibt. Außerordentlich groß waren die persönlichen Unterschiede 
von dem Haudegen und Landesvater Eberhard dem Greiner 
bis zum Grafen Ernst von Holstein, dem ewigen Kreuzfahrer. 
Wesentlicher sind die volksmäßigen Grundlagen der deutschen 
Länderbildung. Auch das damalige Frankreich war durchaus 
kein Einheitsstaat, war von feudalistischen Krisen genug ge- 
schüttelt. Das damalige Italien war nicht weniger zerklüftet als 
Deutschland. Aber so ähnlich die Zustände gewesen sein mochten, 
so verschieden waren die Tendenzen der Entwicklung. Deutsch- 
land fehlt nicht nur der, statt wechselnder Hausmächte, feste 
Kern der französischen Königsdomäne, seinen feudalen Gewalten 
fehlt die einheitliche Gestaltung durch ein vom König her be- 
stimmtes Lehnrecht. Ihm fehlt aber auch die Eindeutigkeit der 
italienischen Stadttyrannis republikanischer oder monarchischer 
Prägung. Begründet ist das neben den politischen Schicksalen der 
Kaiserzeit in dem besonderen Zustande von Land und Volk. 
Deutschland ist im mittelalterlichen Europa ausgezeichnet als 
ein Land des Landesausbaus. Ländliche Binnenkolonisation, 
Stadtgründung und Ostkolonisation schaffen neues Volk, neue 
Herrschaftsformen. Es gibt kein Volk der Geschichte, das in 
diesem Maße seine Geschichte sozusagen verdoppelt hätte. Es 
entstanden nun gewiß neue Formen des Volkslebens: der Fort- 
schritt von der persönlich-patriarchalisch sorgenden Herrschaft 
über Leute zur Herrschaft über das Land gelang dem rodenden 
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Landesherrn leichter als dem Herrn über Altland. Aber aufs 
Ganze gesehen wurde die Entwicklung durch den Charakter 
Deutschlands als Ausbauland auch wieder verlangsamt. Ich glaube, 
man könnte diesen Satz aus der Geschichte der Literatur, der 
Geschichtschreibung, der Kunst nachweisen, im Meistersang, in 
der Städtechronik, in der zünftlerischen Bildschnitzerei und Tafel- 
malerei ergab sich eine dauerhafte Verbreiterung des geistigen 
Lebens aus neu in die Tradition eintretenden Volkskräften. 
Diese Verbreiterung des Volkslebens ist letzten Endes der Grund 
dafür, daß die völkische Not, soziale Krisen und die tiefe geistige 
Unruhe des 15. Jahrhunderts nicht zur Dekadenz geworden sind. 
Die Versteinerung der Grundherrschaft, die Gewalttaten der neuen 
Landesherrschaft sind dem deutschen Bauerntum nicht gleich- 
mäßig auf dem ganzen Volksboden zum Schaden geworden. Wohl 
macht der deutsche Adel des Spätmittelalters wirtschaftliche und 
geistige Krisen durch, und doch sollte man nicht die aus einzelnen 
Landschaften gewonnenen Bilder verallgemeinern. Die Lage des 
deutschen Rittertums muß zudem noch Gegenstand einer genauen 
landesgeschichtlichen Forschung von Siedlungsgebiet zu Sied- 
lungsgebiet sein. Die Züge des spätburgundischen Rittertums: 
Gewalt statt Macht, Entleerung der Form sind auch dem deutschen 
Rittertum nicht fremd. Aber die Züge der Müdigkeit eignen im 
ganzen dem deutschen Adel so wenig wie den anderen Ständen. 
Das deutsche Leben geht ins Breite, ins Kleine, der große adlige 
Stil einer naiven Geistigkeit, die in den Bamberger und Naum- 
burger Figuren zu sich selbst gekommen war, weicht bewußteren 
Generationen, das Denken lenkt ins Grübeln, die Macht in die 
Gewalt, der Wettlauf um die Ehre und das Geld bekommt öfters 
etwas Gehetztes, Gieriges. Aber die Volkskraft bleibt unverwüstet. 
Die späte Stadtentstehung bedeutete eine politische Last: ein 
Kampf von Stadt und Land spann sich an, der Italien mit seinem 
stadtgesessenen Adel fremd ist, die Reichsstädte wurden der 
Königspolitik zu einer trügerischen Hoffnung auf zentralistische 
Reichsreform. Zudem ist der deutsche Partikularismus des Spät- 
mittelalters unrichtig charakterisiert, wenn man ihn bloß als Zer- 
fallsprodukt eines einheitlichen Reiches auffaßt. Das hochmittel- 
alterliche Reich war ja nicht ein Einheitsstaat, der in Territorien 
zerfallen wäre, sondern ein in einer ganz besonders schicksals- 
vollen Stunde errichteter großartiger Notbau, der mit seinen 
Mitteln der bodengebundenen Tradition einen für damalige Ver- 
hältnisse riesenhaften Raum mühsam und ungenügend über- 
wölbte. Es sind somit uralte Bindungen von Mensch und Boden, 
Herr und Leuten, denen das politische Schicksal des Reichs 
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gestattete, weiterzuwirken, die aber nicht einfach als Raub am 
Reiche entstanden sind und daher auch mit einer einfachen Formel 
wie etwa der Hochgerichtsbarkeit nicht erklärt werden können. 
Das haben neueste Arbeiten von Theodor Mayer, Otto Brunner 
und besonders Adolf Helbok in Leipzig von verschiedenen Aus- 
gangspunkten her geltend gemacht und näher begründet. Das 
Alte und das Neue: es sperrte sich aber auch gegenseitig im 
Innern der Länder. Unscheidbar liegt es beisammen in der Ge- 
schichte der Landstände, und in einem Falle hat der Protest des 
alten Rechts gegen die Neuerungen der Landesherrschaft einen 
Staat geschaffen, der die deutschen Länder überdauert: die 
Schweiz. Man kann sich fragen, ob das ein Glück war, ob wir, 
mit dem Herzen bei den Leuten vom Rütli, nicht mit dem Ver- 
stande eine einheitliche landesherrliche Bastion des deutschen 
Südwestens wünschen. Solche Überlegung spiegelt nur den tragi- 
schen Zwiespalt der Zeit selbst: das gute alte Recht, die germa- 
nische Tradition wirkte als Hemmung eines zeitgeschichtlich not- 
wendigen Vorgangs. Das Gute wurde sein eigener Feind. 

Das gute alte Recht: dies führt uns zum Selbstbewußtsein 
des Zeitalters. Dies Selbstbewußtsein blieb altertümlich, zu alter- 
tümlich, als daß es mit der politischen Entwicklung hätte Schritt 
halten können. Der Glaube an das Alter der Rechte hatte geradezu 
die Zauberkraft, auch die jüngste Usurpation zu adeln — kaum 
war das Kurfürstenkolleg fünfzig Jahre alt, da stammte es auch 
schon von Karl dem Großen. Aloys Schulte hat dem mittelalter- 
lichen Rechtsbewußtsein erst jüngst den gemäßen Ausdruck 
gegeben. Man sollte, sagt er, harte Urteile über die vermeiden, 
die guten Gewissens und dem Herkommen gemäß zuerst ihrem 
Herrn und erst dann dem Reiche anhingen. Jedenfalls, „die 
Herzen der Untertanen lebten mehr in den Regionen der unteren 
Verbände grundherrlicher, kommunaler und territorialer Art. 
Die Seele des gemeinen Mannes war durch das seinem Gemüte 
zusagende Treueverhältnis im engeren Rahmen gebunden“. Der 
Gedanke des alten Rechts kam so auch den jungen Ländern 
zugute. Man nahm, nicht immer nur in böser Absicht, die Reichs- 
verfassung in ihrem jeweiligen Zustande nicht als etwas geschicht- 
lich Gewordenes und daher von Grund aus Wandelbares oder 
Falsches, sondern als etwas geschichtlich Begründetes, nun aber 
Festes, Richtiges. Als ein Einsamer in seiner Zeit hat Nikolaus 
von Cues die Frage der Reichsreform als eine Machtfrage erkannt. 
Für die Masse der Reformschriften ist sie eine Frage der Sitte und 
des Rechts: für die einen kommt alles Heil von einer Rechts- 
reform, für den andern alles Unheil aus einer Zerrüttung der Ehe- 
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moral. Ich möchte dem eine Beobachtung anschließen, die ich 
immer neu mache, so oft ich mit dem Blick auf unsere Geschichte 
durch unser Land reise. Diese Geschichte ist so unglücklich, und 
was man von ihr sieht, ist so wunderbar. Gewiß, diese Türme, 
Mauern, Kirchen und Rathäuser sind Zeugen einer Volkskraft, 
die sich trotz der staatlichen Zustände, oft gegen sie, meist nicht 
durch sie, Ausdruck geschaffen hat. Und doch: überblickt man 
die Hinterlassenschaft im ganzen, die ja auf Schritt und Tritt 
eine spätmittelalterliche Hinterlassenschaft ist, so bleibt das Ge- 
fühl einer großen Selbstsicherheit des guten Gewissens und eines 
Selbstbewußtseins großer Gemeinsamkeit. ‚Das herrliche Stadt- 
bild“, schreibt jüngst A. Schulte, „zeugt auch von Liebe zum 
Reiche‘: mit dem Adler am Stadttor, vor dem königlichen 
Heiligen auf dem Altarbild sah und fühlte man täglich eine Welt 
um sich, die ohne Reich nicht gedacht werden konnte. Ist es 
wirklich nur der hohe Stand der Künstlerzunft, bloß das Raffine- 
ment dahergelogener Symbole, die Geduld der Pergamente und 
ihre verführerisch treuherzige Sprache, die uns narren ? Schurken 
sind unter den Kurfürsten, Schwächlinge unter den Herrschern: 
dann ist also der Römer in Frankfurt nur eine schöne Fassade, 
gerade gut zum Theaterspielen ? Es war eine bis zur Schamlosig- 
keit ausgenützte Fiktion, wenn die Kurfürsten von sich behaup- 
teten, eben sie seien das Reich. Dann ist es also Selbsttäuschung 
und Schwindel, wenn auf dem Schönen Brunnen in Nürnberg um 
den König die sieben Kurfürsten stehen, alle schön vergoldet, wie 
es dem Reiche zukam, als dessen vornehmsten Sitz sich seit 
Karl IV. die aufsteigende Reichsstadt Nürnberg betrachtete ? 
Ich glaube, hier ist etwas anderes zu bedenken. Wer wie der 
Nürnberger des 14. und 15. Jahrhunderts eine bergende Welt 
hat — und nenne man sie eine verkehrte — feste Überlieferungen 
also und einen selbstverständlichen Glauben, dem wird sich Wirk- 
lichkeit und Erscheinung auch dann noch lange nicht als Wahr- 
heit und Schein auseinanderspalten, wenn sie sich da und dort 
und noch so oft widersprechen. Das Gefühl vom alten Rechte tat 
das Seine, um ebenso wie der stets getadelten und nie verneinten 
Kirche, auch dem Kurfürstenkolleg und seiner ‚Fabel‘ eine Art 
character indelebilis zu verleihen. 

Schon sind wir dabei, auch für das Reich eine Überlagerung 
von Alt und Neu zu beschreiben, die etwas anderes ist als Spätzeit, 
Müdigkeit, Auslauf. Man kennt das traurige Schicksal des Reiches, 
das Unglück der deutschen Grenzen. Verluste und immer Ver- 
luste, ein gleichförmiges Gefälle. Wer oft die Akten jener Zeiten 
lesen muß, hat davon genug Stunden der Entmutigung, des Über- 
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drusses. Aber das Bild der Kraft, das das damalige deutsche Volk 
bietet, die ungebrochene Selbstsicherheit aber auch, mit der 
Heinrich VII. in scheinbar verzweifelter Lage über der zerstörten 
Ghibellinenstadt Poggibonsi seinen neuen Monte Imperiale, 
seine Kaiserburg, aufbaut, die Jahrhunderte überspannende Zu- 
versicht, mit der von Karl IV. die Steine des Hradschin getürmt 
wurden, gibt uns, statt der oft gehörten Klage, die Frage auf: 
welches waren, im knappsten Umriß angegeben, die Bedingungen 
der Reichspolitik in den Jahrhunderten nach dem Sturz der 
Staufer ? 

Für die staatliche Gestalt des Reiches wie für seine Außen- 
politik gilt, was für den geistigen Zustand der Zeit zutrifft: das 
damalige Deutschland kam jahrhundertelang nicht zu Entschei- 
dungen. Es war, als hätten sich die Kräfte in unabsehbaren 
Gleichgewichten gegenseitig blockiert. Die besondere Schwierig- 
keit der deutschen Königspolitik lag, so kann man es auch aus- 
drücken, in einer Überlast der Tradition. Man wird die schöpfe- 
rische Kraft der einzelnen Könige mit dem Maße gegeneinander 
abmessen können, in dem sie der Tradition sich entgegenstemmten, 
in dem sie „revolutionär‘‘ wurden. Man wird aber auch die Natur 
dieser Traditionen als dem Zugriff unserer Herrscher nur teilweise 
erreichbar erkennen müssen. 

Als das Reich Friedrichs II. dem Bündnis des römischen 
Juristenpapsttums mit dem Hause Frankreich erlegen war, schien 
in der Niederlage die Heilkraft mit erlitten zu sein. Wirklich zeigte 
das Reich die Neigung, sich auf Deutschland zurückzuziehen, zu 
einem heiligen römischen Reiche deutscher Nation zu werden. 
Aber nicht, daß sich diese Entwicklung vollzog, bestimmt den 
Charakter unserer Zeit, sondern daß diese Entwicklung so lange 
dauerte. Es war eine der größten Hemmungen für eine schöpfe- 
rische deutsche Königspolitik, daß, bei allen Verlusten und aller 
Niederlage, dem Reiche noch zu viele Außenposten, zu viele Rechte 
stehengeblieben waren. Man ist versucht zu sagen: die Niederlage 
war nicht vollständig genug oder besser umgekehrt, der Sieg über 
das staufische Reich war von Mächten errungen, die sich auf dem 
Boden des Sieges nicht voll durchsetzen konnten. In dem Maße, 
in dem das Papsttum französisch wurde, war sein Sieg über das 
Kaisertum ein Sieg Frankreichs in Italien geworden. Aber war 
dieser Sieg vollkommen ? Die deutsche Fremdherrschaft war 
durch eine französische ersetzt, Aber mochte Karl von Anjou 
der Griff nach dem nördlichen Italien auch einmal gelingen, 
mochte man vor ihm an europäischen Höfen ein paar Jahrzehnte 
lang zittern: es gab noch ein Reichsitalien. Noch lockte und 
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stärkte das Ghibellinentum, durch das aragonische Sizilien neu 
ermutigt, den Mehrer des Reichs, noch gab es für dieses Reich 
Rechtstitel, die nicht ertragloser und nicht buntscheckiger waren 
als das meiste, was er in Deutschland besaß: wer wollte da leicht 
verzichten ? Die Last der Tradition — sie war als Machtrest, als 
Hoffnung, als Geldeinnahme aufgestapelt in der Mark Friaul, in 
Piemont, am Ost- und Westtor nach Italien also, in Mailand, 
Verona und Vicenza, in Pisa, im römischen Kammergute Tivoli. 
Zu schwach zu leben und zu stark zu sterben, so war das Reich 
wie in seiner inneren Verfassung, so in seinen burgundischen, 
italienischen und osteuropäischen Außenposten. Die unvoll- 
ständige Niederlage und der zwiespältige Sieg hatten noch eine 
weitere Folge. Italien blieb ein machtleerer Raum in Europa, 
ein Raum der Mächte, nicht der Macht. Es trug den Fluch des 
priesterlichen Sieges, den Fluch des päpstlichen Herrschafts- 
anspruchs, der doch des Schutzes durch die Welt nicht entbehren 
konnte, die Folge der Unnatur geistlicher Herrschaft, die den An- 
spruch auf die Macht erhob, ohne ihre Natur zu besitzen. Das 
deutsche Gleichgewicht der sich hemmenden Kräfte wiederholte 
sich im Süden der Alpen. Hatte einst im ıo. Jahrhundert das 
machtleere Italien die deutsche Macht nach Süden gezogen, so 
lockte jetzt das italische Gleichgewicht gerade die Könige, welche 
in Deutschland über eine geringe Hausmacht verfügten, ganz ab- 
gesehen davon, daß die Folge des Sohnes im Reich an den Besitz 
der Kaiserkrone für den Vater reichsrechtlich gebunden blieb. 
Dieses Eingreifen in Italien erhielt aber zugleich seinen macht- 
politischen Grund dadurch, daß der Kampf gegen das französische 
Vordringen an der deutschen Westgrenze verbunden werden 
mußte mit einem Kampf gegen die drohende französische Welt- 
stellung, zuerst also gegen Frankreich auf italienischem Boden. 
Ein großer Teil der spätmittelalterlichen Italienpolitik ist ein 
Kampf gegen Frankreich in Italien. Die Politik des ersten Luxem- 
burgers, Heinrichs VII., war in dieser doppelten Weise bestimmt. 
Der hausmachtarme König wurde zu einer letzthin unfruchtbaren 
Politik der bloßen Rechtswahrung geradezu nach Italien gedrängt, 
und er machte damit zugleich den Versuch, den Ring der französi- 
schen Weltpolitik an der italienischen Naht zu sprengen. So wenig 
diese Politik reine Romantik war, so ist sie doch auch echte Spät- 
form ritterlichen statt politischen, weltkaiserlichen statt deutsch- 
königlichen Verfahrens. Die Politik des Alto Arrigo ist ebenso 
Spätform wie die Monarchia Dantes: die aufsteigende Idee einer 
sinkenden Macht. 

Dieser spätmittelalterliche Kampf gegen Frankreich konnte 
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nicht eine reinliche Auseinandersetzung von Grenze zu Grenze 
sein, weil er ein Kampf gegen ein französisches Europa war. Denn 
so deutlich wir uns die zähe, nüchterne Politik der innenpolitischen 
Festigung und des Vordringens nach Osten machen müssen, das- 
selbe Frankreich trieb eine weitausgreifende Europapolitik, eine 
Politik der Interessen, aber auch des Ruhms und des Abenteuers, 
von Navarra über Italien, Sizilien, Byzanz nach Ungarn, bis 
zu dem deutsch beherrschten Böhmen. Überall in der Welt 
hatte dieses Frankreich Freunde und Feinde, seine mächtigsten 
Verbündeten saßen im Kolleg der Kardinäle und auf der Sedes 
Sancti Petri in Rom und Avignon, ja die ganze Papstgeschichte 
des 14. Jahrhunderts ist im Grunde eine Geschichte des Kampfes 
der französischen und der italienischen Kardinalspartei, eine Ab- 
folge mehr oder weniger Frankreich dienender Päpste. Einen 
weiteren Verbündeten hatte Frankreich in der Wissenschaft der 
Zeit. Nicht weniger wertvoll als die Legisten, die juristischen 
Fachleute, welche ihrem König das Recht zu Füßen legten, waren 
Theologie und Kanonistik. Erst vor kurzem hat uns Friedrich 
Bock die bisher wenig bekannten Begründungen geschildert, mit 
denen französische Dominikaner, voran der gelehrte Bernhard 
Guy, dem französischen Wunsch nach einer Aufteilung des 
Imperiums zu dienen versuchten!). Machte sich in der praktischen 
Politik das Papsttum zum mehr oder weniger freiwilligen Diener 
Frankreichs, so hat umgekehrt die Kanonistik des Dekretalen- 
rechts auch außerhalb Frankreichs gegen die alten Ansprüche des 
Reiches gewirkt. Es ist eine weltgeschichtliche Paradoxie, daß 
die Idee der Freiheit der Nationen, soweit sie gegen übergreifende 
Herrschaft des Reichs oder gegen ein vermeintliches Weltimperium 
aufgeboten werden konnte, eine ihrer Wurzeln in der Naturrechts- 
lehre von der Freiheit des Einzelnen und der Völker, von der Ver- 
schiedenheit der Sitten und daher der Gesetze hat, wie sie den 
scholastisch-kanonistischen Systemen zugrunde lag und wie sie 
auch dem päpstlichen Interesse auf Atomisierung der Welt ent- 
gegenkam. Als der Deutsche Orden vor dem Konstanzer Konzil 
verzweifelt um seinen Bestand rang, trat der altreichischen 
Missionsidee von der Herrschaft über die Heiden der Krakauer 
Doktor Paulus Wladimiri entgegen, und er fand für seinen Traktat 
keinen besseren Titel als die alte Überschrift ‚De papalı et impera- 
toria potestate‘‘: Von päpstlicher und kaiserlicher Gewalt. In diesem 
Traktat bestritt der Pole dem Orden das Recht auf den Kampf 


1) Kaisertum, Kurie und Nationalstaaten im Beginn des 14. Jahrhunderts II 
(Röm. Quartalschrift 44, 1937). 
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gegen die Heiden, indem er, gestützt auf die Dekretalensumma 
Innozenz IV., nachzuweisen suchte, daß die Heiden nach natür- 
lichem, menschlichem und göttlichem Rechte frei und daß 
die Nationen, da es außer dem Papst keinen Weltherrscher geben 
könne, vom Reiche unabhängig seien. Der Traktat wurde vor der 
französischen Konzilsnation verlesen. Dieser Dienst der Wissen- 
schaft gegen den Reichsgedanken spiegelt nun zugleich die Tat- 
sache wider, daß das Reich auch an seiner Ostgrenze seine Stel- 
lungen nur halten konnte, indem es sich dabei in das Gewühl der 
Staatenpolitik, vor allem aber des französischen Einflusses begab. 

Als sich im Jahre 1308 der ewige Thronkandidat Karl von 
Valois um die deutsche Krone bewarb, da herrschten schon sieben 
Jahre lang in Ungarn die französischen Anjou. Vier Jahre war es. 
her, seit die böhmischen Przemisliden ein französisches Bündnis. 
gegen unseren Albrecht I. schlossen. Mochten diese und andere 
französische Einflüsse auf die Oststaaten wieder erlöschen, sie 
zeigen eine Lage, die den Bedingungen verwandt ist, unter die 
das Reich in Italien gestellt war. Aber weiter: man hat oft und 
mit Recht bedauert, daß das Reich dem Zug des Volkes nach 
Osten nur ungenügend gefolgt sei. Die stark westliche Basis des. 
Königtums, die volksgeschichtlich unzeitgemäße Versteinerung 
eines älteren Zustandes war die Folge der kurfürstlichen Wahl- 
politik, in der die vier rheinischen Kurfürsten die geistige Führung 
hatten. Das Königtum kam zu spät in den Osten, endgültig erst 
1438. Seine Ostpolitik war belastet mit den Verflechtungen der 
Weltpolitik. Dem Jahre 1438 gingen freilich viele Jahre voraus, 
in denen die Luxemburger das Reich aus dem Osten regierten. 
Aber was ist das Kennzeichen der hundertzwanzigjährigen 
Luxemburgerherrschaft in Böhmen von 1304 bis 1437 und der 
fünfundfünfzigjährigen Luxemburgerherrschaft in Ungarn ? Offen- 
bar dieses: Böhmen und Ungarn unterschieden sich von den 
Ostterritorien Brandenburg, Meißen, Sachsen, Österreich, Steier- 
mark dadurch, daß zwar auch sie in der deutschen Kolonisations- 
bewegung stärkste deutsche Volkskräfte aufgenommen hatten und 
von deutscher Kultur beherrscht wurden, daß sie aber doch keines- 
wegs geschlossener deutscher Volksboden waren. Man wird den 
Gedanken aufgeben, daß das Königtum gerade aus diesen Grenz- 
stellungen Kraft für die Dauer hätte ziehen können, Gewiß, die 
Reichsplanung Karls IV. war in sich großartig, aber das Reich 
hätte ja schon selbst stark sein müssen, um die völkisch gemischten 
Räume auf die Dauer so fest zu halten, daß sie als Hausmacht 
dem Reichsaufbau hätten dienen können. Es war umgekehrt: 
Böhmen und Ungarn waren Hausmächte, zu deren Behauptung, 
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gerade die Kräfte des Reiches herangezogen werden mußten. Das 
Königtum konnte sich nicht in den gesicherten, sondern mußte 
‚sich in den bedrohten Stellungen des Ostens einrichten. Es kam 
zu spät in das Grenzkampffeld des deutschen Volkes mit Slawen 
und Magyaren. Als das Reich die Grenzstellung in Böhmen und 
Ungarn bezog, geschah es genau in dem Augenblick, in dem die 
‚deutsche Ostwanderung und zugleich die Binnenwanderung im 
Kolonisationsraum erlahmte und das Slawentum von der Ostsee- 
küste bis zum Böhmerwald zum Gegenstoß antrat. Diese Lage 
war aber um so gefährlicher, als die Oststaaten Polen, Böhmen und 
Ungarn unter ganz besonderen Bedingungen in die europäische 
Politik verflochten waren. Dies eben ist die zweite Belastung, 
welche die luxemburgische Ostflanke zu einer schwierigen Haus- 
macht werden ließ. Die Zeiten waren vorbei, in denen die Deut- 
schen bei der Auseinandersetzung mit den Mächten des Ostens 
allein gewesen wären. So sehr diese Staaten aber nach Freiheit 
vom Reiche strebten, so waren sie doch auch wieder nicht so voll- 
ständig von Deutschland abgesetzt, daß eine reinliche Auseinander- 
setzung möglich gewesen wäre. Wie in Italien, so verschwimmen 
auch hier die Grenzen der Rechte. Noch konnten Polen, Ungarn 
und im 15. Jahrhundert ja. auch Böhmen der Fremdherrschaft 
nicht entraten und ihre innere Unfertigkeit, ihr frühfeudalistischer 
Zustand erschwerte nur die Einwirkungen auf sie. Diese besonders 
schwierige Grenzstellung im deutsch-slawisch-magyarischen Grenz- 
raum war den Luxemburgern aufgegeben. Sie fordert von uns 
zum Schlusse ein gerechtes Urteil über Karl IV. und Sigismund, 
das uns, indem wir an diesen beiden Gestalten den Gegensatz 
neuerer Politik zu älterer Rechtswahrung erkennen, auf die all- 
gemeine Frage nach dem Charakter des deutschen Spätmittel- 
alters zurückführt. Der politische Rechner Karl IV. und der 
politische Spieler Sigismund erhoben sich über die Begriffe ihrer 
deutschen Zeitgenossen. Eine merkwürdige Familie, diese fran- 
zösisch sprechenden und alsbald vielsprachigen Deutschen, durch 
Blutmischung und welsche Bildung unsicher zugleich, nervös 
und voll geistig-politischer Kraft. Man hat sich gefragt, ob 
Karl IV. dem Mittelalter angehöre oder der Renaissance. Eine 
falsche Frage, auf die es nur schiefe Antworten gibt, den Hinweis 
auf den gebildeten Förderer des böhmischen Frühhumanismus 
„der auf den gar so mittelalterlichen Reliquiensammler. Karl war 
ein Landesherr wie die andern, nur viel klüger, gebildeter und 
reicher. Er konnte, was dem Adel seiner Zeit schwer fiel, rechnen, 
sparen und warten. So ermeuerte er die Kronrechte in Böhmen, 
pflegte das kulturüberlegene Deutschtum, sicherte dem völkisch 
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gemischten Lande den Rückhalt am deutschen Schlesien und ver- 
strebte die böhmische Stellung ins Reich hinein, durch Gebiets- 
erwerbungen bis zum Bodensee. Man nennt ihn einen Frömmler. 
Aber was war seine Liebe zu Augustin, seine Askese anderes als 
das zeitgemäße Mittel zur Straffheit. Noch war die Art, sich in 
Zucht zu nehmen, die religiöse. An zwei Stellen des damaligen 
Deutschland nahm man sich zusammen, im Staat des Deutschen 
Ordens und im Böhmen Karls IV. Beide wurden reich und 
mächtig, beide kauften ihre Nachbarn aus. In einer Zeit wenig 
gezügelter Triebe siegte, wer sich beherrschte. In jener Zeit, die 
ihre Rechte so viel besser kannte als ihre Pflichten, waren diese 
beiden Mächte, wo die Pflicht galt, Gegenstände des Staunens. 
Karl kannte die Gefahren der Zeit. Noch vor der Höhe des Lebens 
schreibt er eine Selbstbiographie, kurz vor dem Tode einen 
Fürstenspiegel, beides Beschwörungen an seine Erben sich in 
Zucht zu nehmen. Und doch, das politische System Karls IV. 
war nicht imstande, die damalige deutsche Volksordnung noch 
zentralistisch zu fassen. Man hat ihm immer wieder vorgewor- 
fen, er habe partikularistische Politik getrieben, als ob es damals 
noch die Möglichkeit zu einer zentralistischen Politik gegeben 
hätte. Mir scheint vielmehr die Bedeutung Karls IV. gerade 
darin zu liegen, daß er die doch unmögliche Reichsregierung 
durch Reichspolitik ersetzte. Das System litt, wie alle nur 
dynastischen Planungen, daran, daß es von Zufällen, vor allem 
aber davon abhing, daß ein unermüdlich umsichtiger Herr- 
scher wie Karl darüber wachte. Es ist auch die Frage, ob die 
Fürstenpolitik Karls die Gegensätze noch meistern konnte, die 
alsbald zwischen Fürsten und Reichsstädten ausbrachen. Aber sie 
war richtig in ihrer Festigkeit. Das Unglück Wenzels beweist es. 
Er ließ sich zeitweise mit den Städten ein, schwankte zwischen 
den Parteien und verstimmte sie beide. Es kam wieder so, wie 
es unter Ludwig dem Baiern gewesen war: der König greift nach 
den vielen kleinen Stützen des Reichsrechts und behält Stroh- 
halme in der Hand. Ein tragisches Verhältnis! Denn in den 
Städten lebte wirklich Reichspatriotismus, in ihnen wachte, sagen 
wir ruhig das nationale, auch das antirömische Bewußtsein, das 
dem Kampf Ludwigs des Baiern gegen die Kurie den ermutigen- 
den Widerhall gegeben hatte. Doch mit den Städten war nicht 
zu regieren. Ihre Bünde gegen die Fürsten versagten stets. Ein- 
gekeilt in die fürstlichen Territorien, durch den weiten Radius 
des Handels auf Freiheit der Straße angewiesen, waren die Städte 
viel zu empfindliche Gebilde, um auf eine bestimmte Politik fest- 
gelegt zu werden. Versäumnisse König Wenzels ermöglichten der 
Historische Zeitschrift 138. Bd. 16 
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kurpfälzischen Partei die Thronrevolution von 1400. Hier verband 
sich nun der pfälzische Ehrgeiz mit der alten Forderung, es müsse 
jedes der noch vorhandenen Reichsrechte gewahrt werden, jedes 
für sich, sozusagen losgelöst aus seinen politischen Beziehungen. 
Man warf dem faulen, unnützen König vor, er habe die Reichs- 
stadt Genua den Franzosen überlassen, den Visconti zum Herzog 
gemacht und den Romzug versäumt. Selten sind Vorwürfe un- 
sinniger zusammengestellt worden. Wenzel hatte die mailändische 
Partei gegen das französisch beeinflußte Florenz gewählt. Die 
Kurfürsten verlangten, er sollte sich mit allen Parteien verfeinden. 
Ruprecht von der Pfalz bezahlte die Rechnung. 

Die luxemburgische Planung: moderne Politik gegen alter- 
tümliche Rechtswahrung mußte von Sigismund in einer geradezu 
verzweifelten Notlage aufgenommen werden. Gewiß, er war kein 
König der großen alten Art. Er log, hinterließ unbezahlte Schul- 
den und war ein allzu erfolgreicher Kavalier. Doch wage ich die 
Behauptung, daß er einer unserer bedeutenderen Herrscher ge- 
wesen ist. Was anderen zum Verhängnis geworden wäre, wurde 
ihm zum Segen: die Spaltung der abendländischen Kirche. Ihm 
allein war die Einigung der Kirche zu danken. Das Konzil von 
Konstanz, sein Werk, wurde ihm zu der großen Gelegenheit, den 
Anspruch des Kaisertums auf die Vogtei der Weltkirche zum 
moralischen Übergewichte zu machen. Als er zur Herrschaft kam, 
besaß er nichts als Schwierigkeiten. Es war das Jahr der Schlacht 
bei Tannenberg: der Deutsche Orden rief nach Hilfe. Die Mark 
Brandenburg zerrüttet, der ganze Osten in Bewegung, Polen- 
Litauen gegen den Orden, Polen gegen Ungarn, der tschechische 
Gegenstoß gegen die deutsche Kolonisation war im Gange, in 
Böhmen brannte lichterloh der national-religiöse Aufstand. Die 
Nebenländer Ungarns, die Walachei, die Moldau, Bosnien waren 
gefährdet, Angriffen und Bündnisangeboten der Türken ausge- 
setzt. Mit Venedig war Sigismund im Kampf um die dalmatinische 
Küste, um Friaul und die Ostlombardei verbissen. Es war eine 
geniale Lebensleistung, aus solchen Nöten einige Tugenden zu 
machen. Drang Sigismund auch vielfach nicht durch, meist 
sicherte er sich das Gesetz des Handelns. Die kurfürstliche Vor- 
schrift der Wahrung italienischer Reichsrechte verwendete er 
geschickt im ungarischen Interesse gegen Venedig. Hatte Karl IV. 
Reichspolitik für Reichsregierung gesetzt, so stürzte sich 
Sigismund aus der innenpolitischen Schwäche in eine Außenpolitik, 
die für die Zeitgenossen etwas Atemberaubendes hatte. Dieser 


Mann, der Europa von Perpignan bis Warschau und von London 
bis Cattaro kannte, der die Sprachen des Kontinents sprach, sah 





„ern 


mE TREE WW 


A ee j- 


Das deutsche Spätmittelalter. Charakter einer Zeit 247 


und dachte weiter als seine Zeit. Keine Kombination blieb un- 
versucht: englisches Bündnis gegen Frankreich auf dem Konzil, 
französisches Bündnis gegen Burgund, das als der gefährlichere 
Feind der Westgrenze erkannt wurde, Bindung Savoyens an das 
Reich, Handelskrieg gegen Venedig, dabei der phantasiereiche 
Versuch, mit Genua und ein paar Konstanzer Bürgern den alten 
chinesischen Seidenweg und die Donaustraße zu eröffnen. Wich- 
tiger war die Ostpolitik. Er mußte Böhmen gewinnen, er ließ 
den Hus verbrennen, weil er gegen die Tschechen die Gewalt 
wollte, die in Sigismund weniger den Katholiken haßten als den 
Deutschen. Als die Gewalt versagte, war es wieder Sigismund, 
der, der dogmatischen Starrheit der Basler Väter überlegen, den 
Bruch der Konzilsbewegung mit Papst Eugen IV. soweit ver- 
zögerte, daß er die Böhmen an den Verhandlungstisch brachte: 
die religiöse Befriedung Böhmens, d.h. aber die Rettung eines 
Ecksteins der deutschen Ostmauer war großenteils sein Werk. 
Die kleinen Gegensätze Deutschlands und die großen Gegensätze 
der Deutschen und der in Bewegung gekommenen Ostvölker aber 
vollzogen sich vor der drohenden Gewitterwand der türkischen 
Gefahr. Sigismund war einer der ganz wenigen Abendländer, die 
dieser Gefahr von Anfang an und ohne Unterlaß ins Auge sahen. 
Er, der Herrscher Ungarns und Kenner des Balkans, kannte die 
Türken. Er behielt sie im Auge, wacher als die andern, er drängte 
sie auch zurück. 

Hausmacht und Politik der Luxemburger, besonders des 
letzten, haben etwas Bodenloses. Daß Sigismunds Werk dauerte, 
dankte er einer Familienpolitik, die von Jugend an auf Freund- 
schaft mit den österreichischen Habsburgern gestellt war. Durch 
seinen Schwiegersohn Albrecht bekam die böhmisch-ungarische 
Oststellung den Anschluß an das deutsche Österreich. Die Wacht 
im Südosten, die er gehalten hatte, war endgültig bezogen. 

Das Reich aber war nicht erobert worden, die Reichsreform 
gescheitert. So blieb das Reich altertümlich, dem doch in Al- 
brecht I., Karl IV., Sigismund so verhältnismäßig moderne Poli- 
tiker erstanden waren. Altertümlich aber, wie ein Segen im Fluch 
blieb dem deutschen Volk sein Bewußtsein von sich selbst. Man 
schreibt viel über die Geschichte des deutschen Nationalbewußt- 
seins und läßt sie gern mit den Humanisten beginnen. Gewiß, die 
Wende des 15. Jahrhunderts erlebte den Einbruch einer neuen 
nationalen Bewußtheit. Seit den Deutschen die Germania des 
Tacitus wieder entdeckt war, lernten ihre Gelehrten vom Römer, 
daß sie nicht Trojaner seien, sondern indigenae, swi generis, von 
eigener Art. Man glaubt im übrigen viel zu entdecken, wenn man, 
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befangen in einem allzu literaturgeschichtlichen Denken, auf die 
italienischen Antriebe des humanistischen Patriotismus hinweist, 
auf Enea Silvio zumal. Man überhört dabei Wichtigeres, nur 
Leiseres. Als das Deutsche Reich in der zweiten Hälfte des 
15. Jahrhunderts sich von Burgund bedroht sah, da gewann die 
Besinnung auf die eigene Art, sichtbar in der Geschichte der Worte 
Deutsche Nation!), jenen auf sich selbst zurückgezogenen Sinn der 
Verteidigung des Eigenen, den seine Nachbarn im Osten, als sie 
sich der Reichsherrschaft mit kirchlicher Hilfe entzogen, so viel 
leichter gewonnen hatten. Aber dieser Patriotismus der Verteidi- 
gung blieb überwölbt von dem hochmittelalterlichen Patriotismus 
des Reiches. Diesen Patriotismus greifen wir in den Reichsschriften 
von Jordanus von Osnabrück über Lupold von Bebenburg zu 
Dietrich von Niem. Es war der Patriotismus der geschichtlichen 
Erbauung. Nicht eine Naturrechtslehre der Nation, nicht eine 
Theorie vom ewigen Recht des Römervolks, das einen biederen 
Deutschen wie Ludwig den Baiern nur kurz von seiner Bahn hatte 
ablenken können, sondern der ruhige Glaube an das Recht des 
gewählten deutschen Königs auf die Kaiserherrschaft: der Glaube 
an das gute alte Recht. Es gibt einen einfachen Beweis dafür, 
daß dieser Gedanke des alten Reichsrechts hineinreicht in die 
geistige Welt der deutschen Humanisten: niemand anders als sie 
hat die alten Reichsschriften zum erstenmal gedruckt. Im Jahre 
1508 ließ Wimpfeling das Buch Lupolds von Bebenburg im Druck 
erscheinen: De Iuribus Regni et Imperii, Vom Rechte des König- 
reichs und des Kaisertums. Wenn wir heute daran gehen, jene 
alten Schriften neu herauszugeben?), so tun wir das, weil wir den 
neuen Bund von Volk und Reichsidee in uns tragen, der uns er- 
laubt, auch in den Tiefzeiten unserer Geschichte das Beständige 
und das gut Gewollte zu sehen. Auch das Dunkel der Reichs- 
geschichte bekommt noch Licht von diesem Volk, das wuchs und 
sich behauptete und nicht aufhörte auf die Gnade zu horchen, die 
ihm offenbart war. Durchfurchen wir unsere Geschichte nur nicht 
zu eifrig mit scheinbar universalen Periodisierungen ; wir werden 
in unserem Spätmittelalter finden, was die Humanisten in ihm 
suchten: die Einheit des Deutschen. 


1) Vgl. A. Diehl, Heiliges Römisches Reich Deutscher Nation, in dieser 
Zeitschrift 156 (1937). 

2) Ich verweise auf den Bericht des Reichsinstituts für ältere deutsche 
Geschichtskunde, im 2. Bande des ‚„‚Deutschen Archivs für Geschichte des 
Miittelalters‘‘, 
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DIE ALTE UNIVERSITÄT STRASSBURG 
UND DAS REICH (1621-1793) 
VON 
PAUL WENTZCKE 


Eın neueres Wort, daß sich jede starke Bewegung vor allem 
in einem Umbau und in einer Neuordnung der Erziehung spie- 
gelt, gibt der Begründung und dem Ausbau der von der Reichs- 
stadt Straßburg betreuten Hohen Schulen politische Geltung. In 
gemeinsamer Arbeit zweier bedeutender Köpfe, des Stettmeisters 
Jakob Sturm und des Schulmanns Johann Sturm, eines einheimi- 
schen Bürgersohnes und eines Eifeler Landkindes (aus Schleiden), 
hat die Humanitas Alsatica im Jahre 1538 als reifste Frucht 
das Gymnasium geschaffen. Die Vierhundertjahrfeier der Anstalt 
selbst (Herbst 1938) wird die übernationale Bedeutung von 
Lehrern und Schülern sowie nicht zum wenigsten die Sonder- 
stellung von Land und Stadt an der großen Verbindungsstraße 
zwischen beiden Völkern betonen. In unserer Blickrichtung 
steht die Tatsache voran, daß nur die deutsche Reformation 
das Wagnis unternehmen, nur im Rahmen des Reiches eine 
Gründung von solchem Ausmaß fest und sicher gedeihen konnte. 
Lehre und Forschung von Lehrern und Professoren, Leben und 
Brauchtum von Schülern und Studenten werden erst aus ihrer 
Verwurzelung im gesamtdeutschen Volks- und Kulturboden ver- 
ständlich. 

Als Kaiser Maximilian II. noch unter dem persönlichen Ein- 
fluß Johann Sturms 1566/67 die oberen Klassen des Gymnasiums 
zu einer in vier Fakultäten abgeteilten Akademie erhob, war wie 
in zahlreichen anderen Reichs- und Landstädten ähnlicher Größe 
und ähnlicher Lage lediglich die erste Stufe eines heiß ersehnten 
Aufstiegs erklommen. Der zweiten Forderung, durch kaiserlichen 
Gnadenbrief die Verleihung der akademischen Grade zu ermög- 
lichen, widerstand die habsburgische Politik aufs stärkste. In 
einer Zeit, da die Wellen der protestantischen Bewegung die eige- 
nen österreichischen Erblande zu überfluten drohten, schien jede 
weitere Hochburg des lutherischen Geistes gefährlich. Politisch 
wie kirchlich mußte eine Jahrhundertfeier der Reformation, die 
Bürgerschaft und Schule zur Erinnerung an den Anschlag der 
Wittenberger Thesen mit scharfen Ausfällen gegen das römische 
Unwesen begingen, verstimmen. Als im gleichen Jahr 1617 
Kaiser und Papst der kurz zuvor in dem elsässischen Landstädt- 
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chen Molsheim, hart an der Grenze des Straßburger Gebietes, er- 
richteten Jesuitenanstalt alle Rechte und Freiheiten einer Univer- 
sität verliehen, ließ dies für Leben und Blüte der bewußt zurück- 
gedrängten Straßburger Akademie das ärgste befürchten. Ein 
neuer Umschwung der Machtverhältnisse gab der Stadt das in 
Überlieferung und wissenschaftlicher Wirkung bereits gesicherte 
Schwergewicht zurück. 

Auch für den Oberrhein zogen mit dem Beginn des Dreißig- 
jährigen Krieges, dessen Ausgang und erster Siegespreis das ferne 
Böhmen bildete, schwere Wolken herauf. Um sich vor einer Über- 
rumpelung durch fremde Mächte, durch spanische Truppen oder 
Mansfeldische Horden, vor der katholischen Gegenreformation 
des Kaisers und vor französischen Übergriffen zu sichern, begann 
die Reichsstadt mit aller Macht Ausbesserung und Aufrüstung ihrer 
Wälle. Ein Arbeitslied, das die Studenten bei ihrer Hilfeleistung 
nach der vom akademischen Musikmeister Thomas Walliser ge- 
setzten Weise sangen, zeigt die Stimmung der Zeit: 


So bauen wir dich, Vaterland, 
zu Gottes Lob und Ehren; 
Gott halte ob dir seine Hand, 
woll’ Deinen Feinden wehren. 
Frisch her und dran — 
greift’s tapfer an! 

Es g’reicht auch uns zu Ehren. 


Unter dem Druck derselben Kriegsnot gab Ferdinand II. 
dem Drängen Straßburgs nach. Wie kurz zuvor der lutherische 
Landgraf von Hessen-Darmstadt mit dem Übergang zur öster- 
reichischen Partei ein gleiches Privileg für Gießen erlangt hatte, 
das befreundete Nürnberg wenig später eine reichsstädtische 
Universität in Altdorf erkaufte, bestätigte, bekräftigte und kon- 
firmierte sein Stiftungsbrief vom 5. Februar 1621 die bestehende 
Schule und gab ihren zuvor gehabten, besitzlich hergebrachten 
Ehren, Würden, Privilegien, Freiheiten, Immunitäten, Satzungen 
und Ordnungen durch die Berechtigung, den Doktorgrad in allen 
Fakultäten sowie den Dichterlorbeer zu verleihen, die Krönung. 
Während in einer rein protestantischen Geschichtschreibung diese 
Abmachung mit dem katholischen Kaiser als Kuhhandel bezeich- 
net wird, ein französischer Elsässer die Partner vor kurzem noch 
als Roßtäuscher gebrandmarkt hat, sehen wir, ganz wie die Zeit- 
genossen, in dem neuen Vertrag eine starke Hinwendung zum 
Reich und zu seinem in rechtsgültiger Form gewählten und an- 
erkannten Oberhaupt. Für Stadt und Land und selbst für die 
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lutherische Lehre, die bis in die Zeit der französischen Revolution 
mehr als anderthalb Jahrhunderte hindurch der Lebensnerv der 
Hochschule bleiben sollte, war Großes erreicht. 

Die Eröffnungsfeierlichkeiten, von denen das Weltblatt der 
Zeit, das Frankfurter Theatrum Europaeum, ausführlich berich- 
tet, zogen viele hundert Fremde aus Tübingen, Heidelberg, Speyer 
und anderen zugetanen Orten an. In einer zweitägigen Auf- 
führung der von dem Literaturhistoriker und Poeten Kaspar Brü- 
low ins Werk gesetzten „Tragico-Comoedia von Ausführung der 
Kinder Israel aus Ägypten“ zog die Legende eines fremden Volkes 
vorüber. Das eigene Schicksal schien völlig vergessen. In Wahr- 
heit blieb die neue Universität in ihrem Vorlesungsplan, in der 
Zusammensetzung und in dem Verhalten der Studentenschaft 
gebunden an die große Lebensgemeinschaft des deutschen Staa- 
tes. Im Auf und Ab ihrer Entwicklung zeichnen sich zugleich die 
drei letzten Epochen elsässischer und insbesondere Straßburger 
Geschichte in ihrem Verhältnis zum alten Reiche ab. Sechs Jahr- 
zehnten reichsstädtischer Herrlichkeit folgte am 30. September 
1681 mit der Übergabe an Frankreich eine zweite Zeitspanne wirt- 
schaftlicher und geistiger Blüte, in der die Universität inmitten 
eines fremden Staates den wichtigsten Brennpunkt bildete. Erst 
in den letzten zwei Jahrzehnten vor dem Einbruch der französi- 
schen Revolution bereitete ein entscheidender Kampf zwischen 
Staat und Volkstum das Ende vor. 

Öffentliche Kundgebungen von Professoren und Hörern frei- 
lich konnten lediglich in den Anfängen der neuen Hochschule 
zu einem Bekenntnis für das Reich werden. Als 1667 Ludwig XIV. 
einen höchst umfassenden Angriff auf das Rheintal eröffnete, 
ward der zum ı. Mai, dem Traditionstage auch der späteren Kaiser 
Wilhelm-Universität, vorbereiteten Jahrhundertfeier der Akade- 
mie mit bewußter Absicht das Motto gesetzt, nicht nur der aller- 
höchsten göttlichen Majestät für dieses Kleinod zu danken, son- 
dern auch die römische kaiserliche Majestät als dero Instrument 
zu preisen. Drei Worte: Deo, Caesari, Patriae krönen auf 
einer Jubelmedaille das Straßburger Stadtwappen mit den Zep- 
tern der Universität, wenn auch das Vaterland im Sinne der Zeit 
lediglich das kleinere städtische Gemeinwesen im Schutze des 
Reiches umfaßte! 


Die finanziellen Grundlagen der neuen Schöpfung bildeten 
die in der Reformationszeit eingezogenen einst geistlichen Güter, 
die auch heute noch über vier Jahrhunderte hinweg die Erhaltung 
der protestantisch-theologischen Fakultät an der französischen 
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Universität ermöglichen. Die übrigen, insgesamt vierzehn Pro- 
fessoren, von denen sechs der philosophischen Fakultät einschließ- 
lich der mathematischen und naturwissenschaftlichen Fächer, je 
drei der Theologie und der Rechtswissenschaft, zwei der Medizin 
zuzuzählen sind, mußten sich, da der Rat nur in Ausnahmefällen 
ein ausreichendes Gehalt gewährte, „gänzlich mit Lectionibus 
erhalten‘. An Zahl entsprach damit der Lehrkörper der an binnen- 
deutschen Hochschulen bezeugten Gepflogenheit. Als Vertreter 
einer wahrhaft umfassenden humanistischen und geschichtlichen 
Bildung dagegen erwarb sich nur Matthias Bernegger aus Hall- 
statt in Österreich einen höchst bedeutsamen Ruf. Nicht nur an 
der eigenen Universität, auch in Stockholm hielt Johann Heinrich 
Bökler aus Kronheim in Franken Ansehen und Ruf dieser ersten 
Straßburger Schule des Staatsrechtes, die noch ganz dem Humanis- 
mus verpflichtet war, wach. Wenig später setzte ein in üblem 
Sinne „reichsstädtischer Geist‘‘ der Auswahl der Professoren 
immer engere Grenzen. 

Die Gottesgelahrtheit, die das Ansehen der Hohen Schule 
begründet hatte, war bereits seit Jahrzehnten in das konfessionelle 
Eigenleben eines starren Luthertums zurückgedrängt worden. 
Wie hier, so setzten sich im Dreißigjährigen Kriege auch in den 
philosophischen, medizinischen und juristischen Fächern ganze 
Dynastien von Stadtkindern fest. In den Vorlesungen klagten 
die Hörer über das eintönige Diktat. Zahlreiche Dissertationen und 
Disputationen, deren Anfertigung zum größten Teil die Hoch- 
schullehrer selbst übernahmen, zeigen in Inhalt und Form die 
geringe Selbständigkeit der Forschung. Von dieser Seite schien 
das Leben der jungen Alma mater bereits nach wenigen Jahrzehn- 
ten zur Unfruchtbarkeit verdammt, wenn nicht die Studenten- 
schaft als ihr zweiter, zum mindesten gleich wichtiger Träger ein 
Gegengewicht geschaffen hätte. Zuzug aus dem gesamten 
volksdeutschen Raum setzte die alte Straßburger 
Universität in engste Beziehungen zum Reich. 

Entgegen kleinbürgerlichen Sorgen, die Denkschriften und 
Polizeiverordnungen des Magistrats zum Ausdruck brachten, be- 
herrschten nicht die einheimischen, sondern die von auswärts kom- 
menden Hörer das wechselvolle Bild. Ganz in der jenseits des 
Rheins üblichen Schärfe und inneren Ohnmacht führte die Obrig- 
keit mit ständigen Verboten einen erfolglosen Kampf gegen Aus- 
wüchse in Tracht und Sitten. Wie dort wollten die bürgerlichen 
Akademiker den adligen Herren in Luxus und Aufwand nicht 
nachstehen. In seinen ‚„wunderlichen und wahrhaftigen Ge- 
sichten‘ (1622) hat Johann Michael Moscherosch, selbst einer der 
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ersten Hörer der jungen Hochschule, solchen Vorwürfen gegen 
rüpelhaftes Gebaren der Studenten ein Denkmal gesetzt. Für 
uns ist die Tatsache bedeutsam, daß wir gerade für Straßburg 
neben zahlreichen Trachtenbildern früher als für andere Hoch- 
schulen in Bild und Wort über das Leben und Treiben der Stu- 
denten unterrichtet sind: Abschied vom Elternhaus, erste Aus- 
legung der akademischen Gesetze in der ehrwürdigen Prediger- 
kirche, die nicht nur Sitz des Gymnasiums sondern auch der Uni- 
versität war und erst 1870 einem unglücklichen Schuß des deut- 
schen Belagerungsheeres zum Opfer fiel, vor allem die feierliche 
Aufnahme in die studentische Gemeinschaft, Ballspiel und nächt- 
licher Unfug, für den der gewaltige Bau des Münsters den Hinter- 
grund gibt, Fastnachtstreiben und mancherlei andere zum Teil 
recht eindeutige Kurzweil ziehen in gut gezeichneten, frisch auf- 
gefaßten Bildern vorüber. In zahlreichen Neudrucken hat dieser 
Straßburger Studentenspiegel aus dem Anfang des 17. Jahr- 
hunderts Bedeutung auch für die binnendeutschen Hochschulen 
erhalten. Die Deposition, die akademische Zunftregel für die 
Aufnahme und Behandlung von Neulingen, hatte in der späteren 
Reformationszeit sogar die amtliche Anerkennung der reichs- 
städtischen Behörden gefunden und wurde erst, wie an den binnen- 
deutschen Hochschulen, in ihrer Entartung stark bekämpft. Wenn 
trotzdem wiederum in Straßburg 1664 die beste und ausführlichste 
Beschreibung dieses Ritus erschien, 1680 unmittelbar vor dem 
Übergang an Frankreich eine Neubearbeitung nötig wurde, so 
zeigt sich auch hier die starke akademische Lebensgemeinschaft 
deutscher Universitäten. Die Gliederung der Studentenschaft war 
die gleiche wie im Reich. Die Frage nach ihrer sozialen Herkunft, 
die bisher recht einseitig mit dem Hinweis auf die Vorzugsstellung 
des Adels beantwortet wurde, tritt zurück. Wichtiger sind die 
landsmannschaftlichen Zusammenhänge. 

Schon in den ersten dreißig Jahren der Universität war die 
Zahl der Stadtkinder und der elsässischen Landsleute, in umgekehr- 
ter Entwicklung zum Lehrkörper, mit etwa 500 auf 4000 Ein- 
zeichnungen wesentlich geringer als an allen übrigen Hochschulen. 
Die Nachbargebiete am rechten Oberrhein und ihr Hinterland, 
Pfalz und Saar sowie insbesondere die durch die gleiche reforma- 
torische Überlieferung eng verbundenen oberdeutschen Reichs- 
städte standen voran. Besonders wichtig wurde die Ankunft ge- 
schlossener Gruppen aus Schlesien, aus Brandenburg und Pom- 
mern, aus Mecklenburg und Holstein. Kursachsen und die thürin- 
gischen Fürstentümer säumten die Straße zum Westen. Ähnlich 
wie bei ihrer mittelalterlichen Wanderung durch das weite deutsche: 
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Land die Pilgerzüge zu den Gebeinen Karls des Großen im Aache- 
ner Münster von der Ostsee, aus Ungarn und Siebenbürgen zu 
«einem nationalen Erlebnis geworden waren, grüßte trotz Kriegsnot 
und Elend ostdeutsche Jugend im hochragenden Turm des Straß- 
burger Münsters das Sinnbild unvergessener Größe. Auch die 
Seuchengefahr ständiger Kriegswirren zog lediglich eine Unter- 
brechung, keinen Abbruch dieser Zuwanderung nach sich. Die 
:außerordentlich geringe Beteiligung aus Frankreich sowie aus den 
romanischen Teilen des Reichsfürstentums Lothringen, das im 
übrigen auch in der Matrikel der katholischen Schwesteranstalt 
in Molsheim recht spärlich vertreten ist, hebt die Bodenständigkeit 
der Straßburger Hochschule im volksdeutschen Raume stark 
hervor. 

Bis zum ersten großen Vorstoß Frankreichs (1672) ist in der 
Zahl der Einzeichnungen deutlich ein Aufstieg, zum mindesten 
«die Ruhelage vor der Entscheidung zu erkennen. Eine geringe 
Minderung des Zuzugs aus Schwaben und Franken ward durch 
höhere Zahlen aus Westfalen, Nassau und Hessen ausgeglichen. 
‚Aus den drei Hansestädten kamen 120 Hörer, aus Königsberg, das 
«doch ebenfalls eine Hochschule besaß, zwanzig. Auch für die 
Herzogtümer Holstein und Schleswig blieb die elsässische Stadt 
«ein Wallfahrtsort der vornehmen Kreise. Pommern und Danzig 
sowie nicht zuletzt Siebenbürgen hielten der Hochschule die Treue. 
Aus Dänemark, Schweden, Norwegen und Holland verdoppelte sich 
in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts die Studentenzahl. 
Erst die Eingliederung der Stadt in den französischen Staat drohte 
zu einem weithin sichtbaren Bruch zu führen. Um so erstaun- 
licher, wie schnell und sicher die Hochschule diesen schwersten 
Schicksalsschlag überwand! 


Unter den Behörden und Körperschaften, deren Rechte der 
Kapitulationsvertrag vom 30. September 1681 bestätigte, wurde 
‚die Universität mit all ihren Doktoren, Professoren und Stu- 
‚denten ausdrücklich genannt. Eingriffe in diese Selbständigkeit 
und bewußte Verwelschungsbestrebungen blieben trotzdem nicht 
aus. Das amtliche Verbot der für den ı. Mai 1721 wohl vorberei- 
teten ersten Säkularfeier der deutschen Volluniversität war eine 
ernste Warnung. In der ausführlichen Begründung der französi- 
schen Behörde, daß man noch nicht hundert Jahre unter dem 
Schutz des allergnädigsten Königs stehe und für ein Fest lediglich 
‚der 30. September in Frage komme, da an diesem Tage Ihre 
Majestät Bürgerschaft und Hochschule in ihren Schutz ge- 
nommen habe, erkannte man die Schwere der weltgeschichtlichen 
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Wandlung. Gefährlicher konnte der Wettbewerb mit der Mols- 
heimer Jesuitenanstalt werden, die bereits in den ersten Stürmen 
der Gegenreformation mit den gleichen Mitteln humanistischer 
Bildung die Pflegstätte lutherischen Ketzertums bekämpft hatte. 
Als jetzt die Schranken fielen, die konfessioneller Gegensatz und 
Landesgrenzen aufgerichtet hatten, schien die Möglichkeit zu 
einer Vereinigung und zugleich zu einer inneren Umwandlung der 
protestantischen Universität im gleichen Staate gegeben. Neben 
einem königlichen Kolleg, das mit französischer Unterrichtssprache 
dem älteren Gymnasium mit seiner deutschen Überlieferung zur 
Seite trat, wurden die wissenschaftlichen Lehrgänge der Mols- 
heimer Universität nach Straßburg übertragen. Als der Alltag die 
ersten Schärfen dieses Wettbewerbes abgeschliffen hatte, blieb 
ein durchaus erträgliches Miteinander das Ergebnis. Die deutsche 
Anstalt behielt die Führung. 

Ihre wissenschaftliche Bedeutung dagegen war einem starken 
Wechsel unterworfen. Nach kurzer Übergangszeit hatten die 
fähigsten Köpfe, die bisher auf juristischen Lehrkanzeln das 
Reichsrecht verkündeten, Universität und Stadt verlassen. Gott- 
fried Stösser führte im Dienste des Großen Kurfürsten den Kampf 
gegen die französische Übermacht weiter. Sein Fachgenosse 
Friedrich Schrag, ebenfalls ein Stadtkind, fand am Reichskammer- 
gericht einen neuen Wirkungskreis und rief in aufrüttelnden Denk- 
schriften Regierungen und Reichstag gegen die Reunionspolitik 
Ludwigs XIV. auf. Mut und Tatkraft dieser vielgeschmähten 
Professoren bestanden die Probe. Einer anderen ausgezeichneten 
Persönlichkeit, Johann Schilter aus Pegau in Sachsen, ward als 
„Ausländer“ erst nach langen Jahren fruchtbarer wissenschaft- 
licher Arbeit ein bescheidener Lehrstuhl zuteil. Neben tiefgrün- 
digen Abhandlungen über die Praxis des römischen Rechts auf 
deutschem Boden und über die wesentlichsten Einrichtungen des 
Natur- und Völkerrechtes sowie über Lehens- und Landrecht des 
Reiches hat er einen einzigartigen Schatz deutscher Altertümer 
gehoben, in wichtigen Ausgaben älterer Straßburger Chroniken 
das elsässische Schicksal in den Rahmen deutscher Geschichte 
gestellt. Die germanische Philologie wieder weist der von dem 
Straßburger Georg Scherz vorgelegten Wortkunde des deutschen 
Mittelalters einen Ehrenplatz zu. In ernster wissenschaftlicher 
Arbeit hat der Lehrkörper den schweren äußeren Bruch mit der 
reichsstädtischen Vergangenheit überwunden. 

Einem stärkeren Aufstieg nahm zunächst der Ausschluß alles 
nichtelsässischen Nachwuchses die Kraft. Erst am Ende dieses 
Zeitraumes, den wiederum drei Jahrzehnte hindurch verzweifelte 
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Abwehrstöße des Reiches füllten, zog ein reger Austausch mit 
der neuerrichteten Göttinger Hochschule eine beachtenswerte 
Auflockerung des Bekenntnisglaubens nach sich. Das gleiche 
Urteil wird über die philosophischen, historischen und juristischen 
Wissenszweige gefällt. Als Nachfahre und Wiedererwecker einer 
bereits geschwundenen Gelehrsamkeit, die zugleich bewußt die 
Richtung auf die politische Historie und auf die Verwertbarkeit 
der in der Vergangenheit ruhenden Erfahrungen für Beamte und 
Staatsmänner in den Vordergrund rückte, steht Johann Daniel 
Schöpflin voran. Für seine eigene politische Stellung ist die Ab- 
kehr von dem zusammenbrechenden deutschen Gesamtstaat be- 
zeichnend. Der Sammlung und Erfassung aller Quellen der hei- 
mischen Geschichte, die mittelbar doch dem Verständnis von Wirk- 
samkeit und Schicksal des Reiches zugute kommen mußte, tat 
diese Auffassung keinen Abbruch. Die großen Werke der Alsatia 
Illustrata und ihrer nachgelassenen Ergänzungsbände der Alsatia 
Diplomatica sowie die Historia Zaringo-Badensis eröffneten eine 
neue Epoche der oberrheinischen Geschichtsforschung. Mit der 
Empfehlung und Begründung wissenschaftlicher Akademien in 
Mannheim und Brüssel stellte Schöpflin die eigene Universität 
und die engere Heimat bewußt in den rheinischen Raum. 

Bis der neue Höhepunkt erreicht wurde, hatte aufs neue ein 
scharfer Abstieg und ein sehr langsamer Auftrieb die Unsicherheit 
der politischen Lage gezeigt. Waren anfangs in Nord- und Ost- 
deutschland unter den Zeichen tiefer Ermattung, die einem großen 
Kriegserlebnis folgt, die Verluste im Elsaß als ein Provisorium 
hingenommen worden, so gab bereits nach einem knappen Men- 
schenalter die heranwachsende Generation die Teilnahme an den 
für sie abseitsliegenden Landschaften auf. In einer neuen Zeit, 
in der innerpolitische Aufgaben und das Werk wirtschaftlicher 
Gesundung Menschen und Kräfte fast übermäßig in Anspruch 
nahmen, erhielt der Begriff des außenpolitischen Verzichts Gel- 
tung. Lediglich Straßburg galt immer noch als ein Sinnbild un- 
vergessener Größe und Macht; als wirksamste Mittler hegten 
Studenten und Professoren den Austausch’ von Anregungen und 
Kräften. 

Zunächst freilich ging dieser Wechsel weder am Besuch noch 
vor allem am Brauchtum spurlos vorüber. Während neue große 
Kriege bis weit in das 18. Jahrhundert den Zuzug zwangsläufig 
sperrten, erschlossen im deutschen Binnenlande zahlreiche Ritter- 
akademien gerade den jungen Leuten von Stand die gleichen Aus- 
bildungsmöglichkeiten wie in der elsässischen Hauptstadt. Je 
schärfer zugleich der Absolutismus für den Eintritt in weltliche 
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und geistliche Beamtenstellungen feste Prüfungen vorschrieb, um 
so mehr wurde der Besuch der mit großen Kosten erhaltenen 
„Landesuniversitäten‘‘ Vorschrift und Pflicht. War früher bei 
den Eintragungen in .die Universitätsmatrikel der Hundertsatz 
der Einheimischen lediglich mit 13 festzusetzen, so stieg er in 
diesen Jahrzehnten auf das Dreifache. Erst als der Friede ge- 
sichert schien, hob sich nach 1720 der auswärtige Besuch aus dem 
deutschen Kulturkreise um ein volles Drittel. Zugleich spiegelte 
sich in der landschaftlichen Zusammensetzung der tiefgehende 
Wandel in der staatsrechtlichen Gliederung des Reiches. An der 
Herkunft der Straßburger Hörer ist deutlich abzulesen, wie stark 
auf der einen Seite das Bestehen einer Landeshochschule die Frei- 
zügigkeit beschränkte, auf der anderen Seite ihr Fehlen den Aus- 
tausch förderte. Neben dem niederrheinischen Herzogtum Berg 
und neben Kurtrier stieg lediglich die Beteiligung Brandenburg- 
Preußens einschließlich der hart umkämpften Provinz Schlesien 
stark an. Den wichtigsten Ersatz boten Schweizer, Österreicher, 
Siebenbürger Sachsen und Balten. Unter den übrigen deutschen 
Universitäten rückte Straßburg zur zehnten Stelle auf. In einer 
landschaftlichen Aufteilung der 38 deutschen Hochschulen des 
18. Jahrhunderts, denen auch Dorpat und Krakau zugerechnet 
werden müssen, übernahm es in der westdeutschen Gruppe die 
unbestrittene Führung. Inmitten einer Aufwärtsbewegung, die 
in Besuch und Unterricht die Erinnerung an die unvergessenen 
Zeiten Johann Sturms wachrief, ward auch die elsässische Hoch- 
schule von der Entwicklung eines neuen Standes der Gebildeten 
erfaßt. In einem höchst lebendigen wissenschaftlichen Verkehr 
mit den protestantischen Schwesteranstalten kündigte sich der 
Beginn einer neuen Zeit an. Das ältere Urteil gerade der deut- 
schen Hochschulkunde, daß die Universität der Reichsstadt 
Straßburg bereits mit dem Übergang an den französischen Staat 
aus dem Kreise der deutschen Hochschulen ausgeschieden sei 
und vorwiegend von Elsässern, später auch stark von französischen 
Elementen besucht wurde, ist in keiner Weise haltbar! Erst in den 
sechziger und siebziger Jahren des neuen Jahrhunderts wird ein 
Bruch sichtbar. Der Ausgang des Siebenjährigen Krieges auf 
der einen, die endgültige Eingliederung Lothringens auf der an- 
deren Seite legten Frankreich auf allen Gebieten der Verwaltung 
einen schärferen Zugriff nahe. 


Die Anfänge dieses stillen Ringens, das fast gleichzeitig mit 
der Ankunft des größten Straßburger Studenten, Johann Wolf- 
gang Goethe, einsetzte, hat dieser selbst in helles Licht gerückt. 
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Die schönen Worte, daß er wie seine Freunde an der Grenze 
von Frankreich alles französischen Wesens auf einmal bar und 
ledig wurden, bestimmen die Haltung der Hochschule zum 
Reich. Zugleich freilich steht gerade für diese Zeit, die die erste 


junge Liebe des Dichters, der Dank an alte und junge Kommi- 
litionen sowie nicht zum wenigsten der unvergessene Eindruck 
von deutscher Art und Kunst verklären, die Dichtung vor der 
Wahrheit! 

Wichtiger für unsere Fragestellung führen andere Quellen 
in das Wesen der elsässischen Hauptstadt unter dem ancien rögime 
ein. Während vor hundert Jahren der kenntnisreiche Straßburger 
Archivar Ludwig Sprach (1841) das Schwergewicht auf den Über- 
gang seiner Heimat in den französischen Staat legte, hat Georg 
Wolfram zur jüngsten Gedenkfeier der Frankfurter Universität 
(1932) das deutsche Antlitz des Elsaß gezeichnet. So unanfecht- 
bar hier der Beweis erbracht ist, das letzte Urteil über diese Zeiten 
des Übergangs erfordert noch breitere Grundlagen. 

Wie an den binnendeutschen Universitäten wurden bis zu- 
letzt die wichtigsten Vorlesungen lateinisch gehalten. Wie dort 
drang zunächst in den Privatkollegs beliebter Professoren lang- 
sam und stetig die deutsche Sprache ein. In weit bescheidenerem 
Ausmaß setzte sich in Straßburg daneben das Französische als 
neues Instrument für eine weltmännische Bildung und zur Vor- 
bereitung für die Beamtenlaufbahn der Provinz Elsaß fest. Eine 
Bedeutung für das politische Bekenntnis des Lehrkörpers kommt 
dieser Einstellung nicht zu. In scharfem Gegensatz zu der Be- 
weisführung des königlichen Prätors hob ein eingehendes Gut- 
achten der Professoren die „Universitas sowohl in Ansehung ihrer 
eigenen Verfassung als auch sonderlich in Absicht auf andere 
berühmte Universitäten in Teutschland als eine teutsche und pro- 
testantische‘‘ von den französischen Schwesteranstalten und von 
der bischöflichen Hochschule ab. Wenn man trotzdem bei fest- 
lichem Anlaß das französische Staatsoberhaupt feierte, 1781 auf 
amtlich geäußerten Wunsch des Übergangs der Stadt 1681 ge- 
dachte, so können solche Reden ebensowenig wie die kurz darauf 
über das ganze Rheintal dahinbrausende Begeisterung für die 
französische Revolution eine nationale Wertung bestimmen. 
Hinter den Schmeicheleien tritt im Gegenteil die starke Forderung 
nach Erhaltung der von König Ludwig XIV. zugesicherten politi- 
schen und religiösen Freiheiten hervor, um die den Straßburgern 
von ihren deutschen Eltern übernommenen eigentümlichen Züge 
nicht zu verwischen. Während die als fremd empfundene fran- 
zösische Verwaltung immer weitere Einrichtungen an sich zog, der 
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Zuzug vom platten Lande und aus dem Inneren Frankreichs den 
protestantischen Charakter der Stadt ins Gegenteil zu verkehren 
drohte, hielt die Bürgerschaft um so hartnäckiger an dem alten,. 
ihr allein zugehörenden Kleinod der hohen Schule fest. 

Das Eine dagegen ist, um auch diesem Gesichtspunkt Rech- 
nung zu tragen, sicher, daß die Kenntnis der französischen Sprache 
von jeher in weiteren Schichten der Gesellschaft als jenseits des 
Rheins verbreitet war. Genau wie im 16. Jahrhundert, als sich 
zum ersten Male Einflüsse und Anregungen im Humanismus: 
beider Länder anziehend und abstoßend trafen, lag Straßburg 
für die gebildete Welt Deutschlands auf dem halben Weg nach 
Paris! Nicht aus Hinneigung zu Frankreich, sondern lediglich zur 
Heranziehung vornehmer und reicher Studenten schloß seit 1770 
die Eingliederung einer französischen Sprachschule eine groß- 
zügige, nach Deutschland, nicht nach Westen gerichtete Werbung 
des Magistrats für „seine‘ Universität ab. 

Ein bemerkenswerter Aufschwung in Unterricht und For- 
schung begleitete diese völkische Krisis. In der Theologie erwarb 
sich der Prediger Blessig einen bedeutenden Ruf. Jeremias Jakob 
Oberlin und Johann Schweighäuser waren in der klassischen Alter- 
tumswissenschaft führend. Vor allem setzten der Historiker Lorenz 
sowie der Staatsrechtler Christoph Wilhelm Koch die von Schöpf- 
lin begründete Schule fort. Die medizinische Fakultät entwickelte, 
wiederum nach Goethes Urteil, „sowohl in Absicht auf die Be- 
rühmtheit der Lehrer als Frequenz der Lernenden“ die seit langem 
bewährten Kräfte. Die selbstgefällige Beschreibung des letzten 
fahrenden Scholaren dieser Zeit, des Magisters Johann Laukhard, 
daß an der Straßburger Universität nicht nur die Lehrstellen 
durchweg mit Stadtkindern noch weit ärger besetzt wurden als in 
den vielgeschmähten Landeshochschulen Gießen und Heidelberg, 
sondern auch Unterricht und Besuch in den kläglichsten Um- 
ständen seien, bricht völlig zusammen. 

Wohl aber standen sich seit den siebziger Jahren wie im 
Stadtregiment, in der Bevölkerung, in den Behörden und in der 
Kirche auch in der Studentenschaft zwei Nationen gegenüber. 
Aber wiederum traten die französischen Hörer an Ansehen und 
Zahl durchaus zurück vor der Zuwanderung aus dem deutschen 
Volksraum. Wie bisher war der Anteil des hohen und des niederen 
Adels höchst bedeutend. Aus einer Fülle von Namen werden mit 
Recht Graf Cobenzl, Clemens Metternich aus Koblenz, der künf- 
tige Staatskanzler Österreichs, Graf Montgelas, der Begründer 
eines festgefügten bayerischen Mittelstaates, sowie zahlreiche 
russische Diplomaten genannt. Im übrigen entsprechen die Ein- 
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zeichnungen für ein halbes Menschenalter noch der ungebrochenen 
Überlieferung im Reich. Erst Ende der achtziger Jahre, ‚als 
sich vieles in der Stadt als morsch und faul und von dem Geiste 
des zusammenbrechenden französischen Königtums angefressen 
zeigte‘, begann der Einfluß des Deutschen schwächer zu werden. 
Bis dahin stehen wir bei der Verteilung der Ankömmlinge vor einer 
sehr bezeichnenden Verlagerung der Kräfte. Auf der einen Seite 
war Straßburg durch immer stärkeren Zuzug aus der engeren 
Nachbarschaft auf dem besten Wege, zu einer ausgesprochenen 
Landesuniversität nicht allein der Oberrheinlande, sondern des 
ganzen südwestdeutschen Raumes zu werden, auf der anderen 
traten ganz auffällige Beziehungen zu den Ostseeländern hervor. 
Während früher, im Übergang von der Akademie zur Volluniver- 
sität, die polnische Freistadt Danzig mit einer besonderen Stif- 
tung den Besuch ihrer Landeskinder in der elsässischen Haupt- 
stadt zu fördern dachte, begünstigte jetzt die russische Regierung 
mit amtlichen Zuschüssen den Besuch ihrer in Liv- und Kurland 
neu gewonnenen Untertanen. Diese Hörer ohne Einschränkung 
dem ‚Ausland‘ zuzuweisen, wie es bisher in der gesamtdeutschen 
Universitätsgeschichte geschieht, erscheint für uns ebenso be- 
denklich wie der Ausschluß der Eidgenossen aus dem deutschen 
Kulturkreis, in den gerade diese beiden Gruppen, die baltischen 
Edelleute und die Schweizer Bürgersöhne, im gemeinsamen Er- 
lebnis eines neuen klassischen Geistes hineinwuchsen. 

Einem solch doppelten Zustrom gegenüber bilden trotz eines 
zahlenmäßigen Anstieges die französischen Familiennamen in 
den Matrikeln einen schwachen Bruchteil. Einschließlich der 
Lothringer, der Welschschweizer und der aus dem württembergi- 
schen Mömpelgard stammenden Hörer, die allesamt von Haus 
aus stärksten Einflüssen des alten Reiches ausgesetzt waren, stieg 
der anfangs sehr spärliche Einschuß der anscheinend zur fran- 
zösischen Gesellschaftsschicht gehörenden Studenten in den sieben 
Jahrzehnten von 1721—1790 auf ein Achtel der Gesamtzahl. Da 
der Nachwuchs der von der französischen Krone eingesetzten, 
durchaus landfremden Beamten den Hauptteil bildete, ist nur 
bei der juristischen Fakultät ein größerer Hundertsatz (27°/,) zu 
erkennen. Die philosophisch-naturwissenschaftlichen und insbe- 
sondere die theologischen Fächer blieben fast völlig frei. Herkunft 
und Familienbezeichnungen bestätigen durchaus die Feststellung 
des Lehrkörpers, daß die Hochschule auch unter der französischen 
Herrschaft dem geistigen Reiche der Deutschen angehören wollte. 
Erst in der allerletzten Zeit vor den Schicksalsschlägen der Revo- 
lution unterstützte das Nachlassen des Austausches mit Binnen- 
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deutschland eine durchgreifende Wandlung. In wenigen Jahren 
stieg der Einsatz der ‚„‚Franzosen‘‘, einschließlich der bereits im 
Elsaß beheimateten Beamtensöhne, auf ein Viertel der Hörer. 

Nicht die innere Überlegenheit einer durchaus von Paris 
abhängigen Wissenschaft oder eine Annäherung an die übrigen 
zwanzig Universitäten, die im französischen Staat eine ganz andere 
Entwicklung genommen hatten, noch weniger ein bewußter Ge- 
sinnungs- und Glaubenswechsel der Professoren und Behörden, 
sondern allein der Verzicht der Binnendeutschen auf den 
Besuch der an die Völkerscheide gerückten Hochschule brachte 
die Entscheidung! Nicht das Elsaß — diese Wahrheit muß immer 
wieder betont werden — hat sich vom Reiche gelöst: Nach den 
militärischen Niederlagen und schmählichen Friedensverträgen 
des 17. Jahrhunderts hatte Deutschland politisch bereits mit dem 
Abschluß des spanischen Erbfolgekrieges (1714) eines der wichtig- 
sten Kernlande seiner Geschichte aufgegeben. Die endgültige 
Ausgliederung Lothringens gab dieser Tatsache erneutes Gewicht. 
Jetzt erst, da die Lande am linken Ufer des Oberrheins auf wei- 
tester Strecke mit den romanischen Nachbarn in einem gemein- 
samen Staat zusammenrückten, die Verbindung mit dem Reich 
abgeschnürt wurde, fand das Land langsam und schwer den Über- 
gang in ein neues Leben. Da auf der anderen Seite die Überliefe- 
rung eines vollen Jahrtausends Straßburg zum mindesten in 
Sprache und Bildung von dem erwachenden Nationalbewußtsein 
Frankreichs schied, erhielt die ehemalige Reichsstadt jetzt erst 
ein Sonderdasein zwischen den Völkern. 


In der Tat bildete die Universität, als seit 1791 der Zufluß 
aus dem Herzen des volksdeutschen Raumes völlig erstarrte, zu- 
nächst in der Herkunft ihrer Studenten einen durchaus elsässischen, 
ja betont Straßburger Arbeitskreis, der den Brückengedanken 
zum Losungswort für die Verteidigung alter Freiheiten erhob. Un- 
mittelbar danach sah sich dieses letzte Bollwerk auf dem linken 
Rheinufer, als der politischen Absage des Reiches die geistige 
Neutralitätserklärung folgte, wehrlos dem französischen Einbruch 
ausgesetzt. Kurze Zeit nur versuchten die neuen Machthaber der 
Revolution auf kaltem Wege die Überführung der deutschen Hoch- 
schule ins französische Lager. Die Abschaffung der ehrwürdigen 
Amtsbezeichnungen des Rektors und der Dekane leitete am zwei- 
ten Jahrestage des Pariser Bastillesturms (14. Juli 1791) die lang- 
same Auflösung ein. Vergebens beantragte die Bürgerschaft von 
sich aus bei der Nationalversammlung im August 1791 die Be- 
gründung eines Instituts füt höheren Unterricht, das für eine 
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ganze Reihe der neu geschaffenen Departements als Landeshoch- 
schule der französischen Ostmarken Einrichtungen und Ruf der 
alten Universität übernehmen könne. Vergeblich ward nachdrück- 
lich ihre Anziehungskraft für Deutschland und für den ganzen Nor- 
den, für Polen, Livland, Schweden, Dänemark, England und Ruß- 
land betont. Vergebens verteidigten ausführliche Denkschriften 
des Lehrkörpers die Vorzüge der deutschen Unterrichtsweise, ins- 
besondere auf medizinischem Gebiete gegenüber der in Paris 
durchgeführten Zusammenballung der Kräfte und gegenüber den 
in der französischen Provinz vereinzelten Fachschulen. Vergebens 
opferte man, „aus Rücksicht auf die gegenwärtigen Zeitumstände, 
worin die Zerstörung aller Zeichen der königlichen Würde befohlen 
worden‘, mit der Abgabe der silbernen Vortragszepter die ehr- 
würdigen Sinnbilder der von Kaiser und Reich verbrieften Rechte. 

Als sich Anfang 1793 der Wohlfahrtsausschuß in Paris gegen 
die Duldung fremder Sprachen wandte und vornehmlich das 
Deutsche als ‚wenig gemacht für freie Völker‘‘ brandmarkte, war 
das Schicksal einer deutschen Universität auf dem Boden des 
einen und unteilbaren Frankreich entschieden. Der Straßburger 
Maire selbst, der Jakobiner Monet, nahm die Anregung auf und 
verbannte die deutsche Sprache ‚‚aus dem Handel und allen öffent- 
lichen Urkunden, um sie nach und nach aussterben zu lassen“, 
Dies erst, so bestätigte der Gegner ganz bewußt die erst in neuester 
Zeit geleugnete deutsche Prägung der elsässischen Provinz, 
„wird die Bande zerschneiden, welche den Niederrhein (d.h. das 
Departement Niederrhein) mit dem Feinde verketten, dies erst 
wird eine ewige Trennung zwischen freien Menschen und Sklaven 
zustande bringen, das Elsaß der Republik einverleiben‘. 

Ein Beschluß der Munizipalbehörde, die im Juli 1793 als 
alleinige Erbin aller reichsstädtischen Kammern der Hochschule 
die bisher von seiten der Stadt gesicherten Gelder sperrte, be- 
deutete bereits ihre stillschweigende Aufhebung. In den gleichen 
Wochen gab das Reich mit dem militärischen Rückzug seiner Heere 
die Lande am linken Oberrhein endgültig auf. Schlag auf Schlag 
folgten im Frühjahr 1794 die letzten Maßnahmen zur völligen Un- 
terdrückung der Universität. Ein Lehrkörper, der in den Augen 
der neuen Republik „das erstaunliche Schauspiel der Servilität 
und des Deutschtums in einem französischen und freien Lande 
bildete‘, mußte vertilgt werden. Eine Studentenschaft, die nicht 
nur wegen ihrer deutschen Sprache, sondern auch wegen ihrer 
sozialen Herkunft als Hort der Reaktion galt, war der Ausrottung 
verfallen. Einmütig stimmte der Gemeinderat der Unterdrückung 
einer Anstalt zu, die „mit den Universitäten Frankreichs niemals 
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etwas gemein hatte, während ihre von den französischen Hoch- 
schulen nicht anerkannten Diplome in den Ländern, mit denen die 
Republik im Kriege ist, als Briefe der Bruderliebe aufgenommen 
wurden‘. Alle Vorzüge, die der Schule Johann Sturms, der 
kaiserlichen Akademie und endlich der von der Reichsstadt unter- 
haltenen Volluniversität mehr als ein Vierteljahrtausend hindurch 
Ansehen und Haltung verschafft hatten, wurden ihr in einem un- 
geheuren Bruch des politischen Schicksals zum Verhängnis. Am 
23. Juli 1794 zertrat die Aufhebung des protestantischen Gymna- 
siums die letzte „Hydra des Germanismus‘‘ auf dem Gebiete des 
elsässischen Schulwesens. 


Ist es wirklich nötig, nach dieser knappen Übersicht über das 
Schicksal der alten Straßburger Universität ihre deutsche Prägung 
und ihre Vorzugsstellung auf deutschem Volks- und Kulturboden 
nochmals zu unterstreichen ? — Stufe für Stufe zeigt jeder Quer- 
schnitt, wie eng sich in stetigem Austausch von Satzungen und 
Brauchtum, von Hörern und Lehrern die aus dem Geiste des 
Humanismus und der Reformation geschaffene Anstalt der gemein- 
deutschen Entwicklung anschloß, wie jede Wandlung im Wesen 
der übrigen Hochschulen und selbst die Verteilung der Studenten 
ihren Widerhall jenseits des Rheines fanden. Das schöne Wort 
Hermann Baumgartens, daß Straßburg bei jeder Stärkung des 
Reichsgedankens in der Reihe der deutschen Städte seinen Platz 
mit Ehren einnahm, jedes Sinken des deutschen Gemeinschafts- 
geistes die elsässische Hauptstadt unwiderstehlich in fremde Kreise 
ziehen mußte, fordert seine Anwendung mit besonderem Recht 
auf dies lebendigste Erinnerungsstück an ihre größte Zeit. Als der 
deutsche Staat der Reformation zerfiel, Kaiser und Reich ihrer- 
seits jeden Versuch aufgaben, von innen heraus die absinkenden 
Glieder zu erhalten, zog die deutsche Hochschule in Ehren die 
Fahne ein. 


Das Schrifttum zur Geschichte der alten Universität Straßburg 
verzeichnet, soweit bis 1899 erschienen, die Bibliographie der deutschen 
Universitäten bearb. von W. Erman und E. Horn. Zweiter Teil. 
Leipzig-Berlin 1904. Nr. 16 638 ff. (einschließlich der von 1566 bis 1621 
bestehenden Akademie, der vom französischen Staat 1793 bis 1870 be- 
treuten Fachschulen sowie der weit zahlreicheren Veröffentlichungen über 
die 1872 begründete Kaiser Wilhelm-Universität.) 

Für unsere Fragestellung bieten die wichtigsten Unterlagen: der 
Abdruck von Ordnungen und Satzungen der Gründungszeit bei M. Four- 
nier et Ch. Engel, Gymnase, acad&mie et universit€ de Strasbourg 
(bis 1621), bezeichnenderweise im Rahmen der Statuts et privilöges des 

17* 
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universites frangaises par M. Fournier. 2. Teil, 4. Band. Paris 1894, 
sowie die Annales des professeurs des acad&mies et universites Alsa- 
ciennes 1523—187ı par O. Berger-Levrault. Nancy 1892. Von reichs- 
deutscher Seite liegen lediglich die Matrikeln in musterhafter Bearbei- 
tung vor: Die alten Matrikeln der Universität Straßburg 1621—1793. 
Bearb. von G. C. Knod (Urkunden und Akten der Stadt Straßburg 
Abt. 3). Drei Bände. Straßburg 1897—1902. 

Mit der Gelehrtengeschichte befassen sich C. Bünger, Matthias 
Bernegger. Ein Bild aus dem geistigen Leben Straßburgs zur Zeit des 
Dreißigjährigen Krieges, Straßburg 1893. E. Jirgal, Johann Heinrich 
Bökler (1611—ı672) (Mitteil. des Instituts für österreichische Geschichts- 
forschung Bd. 45, 1931. $. 322 ff.) sowie F. Buech, Christoph Wilhelm 
Koch (1737—ı813), der letzte Rechtslehrer der alten Straßburger Hoch- 
schule. Ein Bild aus dem elsässischen Gelehrtenleben. Frankfurt a.M. 
1936; mit dem Austausch der Hörer zwischen Straßburg und den binnen- 
deutschen Hochschulen A. Schulze, Die örtliche und soziale Herkunft 
der Straßburger Studenten 1621—1793. Frankfurt a.M. 1926 und F. 
Jaffe, Elsässische Studenten an deutschen Hochschulen (1648—1870). 
Frankfurt a.M. 1932. Für die letzten Jahre der deutschen Hochschule 
grundlegend C. Varrentrapp, Die Straßburger Universität in der Zeit 
der französischen Revolution (Zeitschr. für die Gesch. des Oberrheins N.F. 
Bd. ı2, 1898. S. 448ff.). 

Einen letzten, ausführlichen Überblick über das Schicksal der alten Uni- 
versität mit eingehenderen Quellenangaben gibt demnächst P. Wentzcke, 
Die alte Universität Straßburg 1621 bis 1793 (Elsaß-Lothringisches Jahr- 
buch Bd. 17, 1938, S. 37 ff.). 





FRIEDRICH DER GROSSE, DER SIEBEN JÄHRIGE 
KRIEG UND DER HUBERTUSBURGER FRIEDE!) 


EINE HISTORISCHE RÜCKSCHAU 
voN 
WILLY ANDREAS 


Ludwig Bitiner (Wien) gewidmet, 


„Es seynd nur allein die großen Exempel 
und die großen Muster, welche die Menschen 
ziehen und formieren.‘ Friedrich d. Gr. 


EINHUNDERTFÜNFUNDSIEBZIG Jahre waren am 15. Fe- 
bruar verstrichen, seit der Hubertusburger Friede unterzeichnet 
wurde! Es lohnt sich, im rasenden Laufe der Zeit innezuhalten 
und zu fragen, was dieses Ereignis damals bedeutete, und was 
es uns, den Lebenden, zu sagen hat. 

Gemessen daran, daß das 18. Jahrhundert auf der Landkarte 
einschneidende Veränderungen vorgenommen, daß es mit Staaten 
und Völkern förmlich Fangball gespielt hat, möchte ein Friedens- 
» schluß, der lediglich den früheren Besitzstand zwischen den 
Kriegführenden herstellt, auf den ersten Blick nicht allzu be- 
deutsam erscheinen. In Wirklichkeit war der Vertrag, der in 
dem sächsischen Jagdschloß bei Wermsdorf abgeschlossen wurde, 
von größter Tragweite. Denn er stellt, biographisch gesehen, 
die Mitte von Friedrichs Leben und Wirken dar, die Krönung 


I) Die folgende Studie ist die wesentlich erweiterte Form eines Festvor- 
trags, den ich am 24. Januar 1938 zum Friedrichstag in der Deutschen Ge- 
sellschaft für Wehrpolitik und Wehrwissenschaften zu Berlin im Schlieffen- 
saal der ehemaligen Kriegsakademie, jetzt Deutsche Heeresbücherei, ge- 
halten habe. (Siehe ‚‚Wissen und Wehr‘'‘, Jahrgang 1938, Heft 2, Seite 65 ff.) 
— Dort hatte ich freilich den besonderen Überlieferungen des Ortes und 
der Stunde Rechnung zu tragen und rückte daher die militärische Leistung 
des Königs in den Vordergrund. Zugleich sollte der Vortrag der Erinne- 
rung an den Abschluß des Hubertusburger Friedens gewidmet sein. — 
Auch in dieser Hinsicht habe ich meine Ausführungen stark erweitert. 
Zugleich nehme ich den Anlaß wahr, meine Stellung zu einigen vielerör- 
terten Grundfragen der deutschen Gesamtgeschichte zum Ausdruck zu 
bringen. 

Diese Studie sei dem Betreuer des österreichischen Archivwesens ge- 
widmet, der in den Jahren der staatlichen Trennung die reichsdeutsche 
Forschung stets hingebend gefördert hat. 
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seines schwersten Kampfes, aber auch seines ganzen Regierungs- 
inhalts. 

Mehr als dies: es wurde damit eine entscheidende Wendung 
der deutschen und der abendländischen Entwicklung besiegelt, 
die auch auf die Geschicke des amerikanischen Erdteils aus- 
strahlte. 

Tief und schicksalhaft ragt das Werk von Hubertusburg bis 


in unsere Gegenwart hinein. 
* * 


* 

Einem Ringen von sieben Jahren war damit ein Ende gesetzt! 
Friedrich hatte diesen Krieg nicht wie den ersten schlesischen 
aus Eroberungsabsichten oder Ehrgeiz geführt. Damals war er 
fast übermütig ausgezogen zum Rendez-vous des Ruhmes! Jetzt 
griff er zum Schwert aus bitterster Notwehr, aus der Verteidigung 
heraus, um den Bestand seines Thrones und seines Staates gegen 
eine Übermacht zu behaupten. 

Maria Theresias heißester Wunsch war: Wiedergewinnung 
Schlesiens, das letzte und höchste Zielihres Staatskanzlers Kaunitz 
die Zerschlagung und Vernichtung Preußens!). Der König sollte 
auf die Stufe des kleinen Markgrafen von Brandenburg, auf den 
Entwicklungsstand vor dem Dreißigjährigen Krieg herabgedrückt 
werden. 

Das menschliche Herz und seine Empfindungen mögen auch 
an den Auseinandersetzungen großer Reiche ihren Anteil haben. 
Es würde jedoch einen weltgeschichtlichen Vorgang wie den Zu- 
sammenstoß Maria Theresias und Friedrichs verkleinern, wollte 
man nur das verletzte Selbstgefühl der Fürstin und den weib- 
lichen Kummer über den Verlust Schlesiens als letzte Ursache 
ihrer Rückeroberungspolitik ansehen! Gewiß, er hatte sie aufs 
schwerste getroffen. Sie wollte ihr geraubtes Erbe wieder haben. 
Indessen, sie folgte dabei auch der Eigengesetzlichkeit ihres 
Staates! In dem gewaltigen Einkreisungsplan, dem sie ihre Zu- 
stimmung gab, wirkte sich denn doch etwas wie eine höhere 


1) Über Maria Theresia und die Politik ihres Kanzlers Kaunitz sowie ihr 
besonderes Verhältnis zu Preußen und zu Friedrich den Großen habe ich 
mich schon früher geäußert in meinem Essai ‚‚Maria Theresia‘ in der Samm- 
lung „Geist und Staat‘‘, Historische Porträts, München, Oldenbourg (1922), 
2. Auflage (1927), ferner in meinem Festvortrag ‚‚Das Theresianische Öster- 
reich und das 18. Jahrhundert‘‘, München, Oldenbourg (1931). An den darin 
geäußerten Anschauungen kann ich festhalten. — Für die Beurteilung 
von Kaunitz ist heute die erschöpfende und bedeutende Würdigung, die er 
durch Georg Küntzel (1923) erhalten hat, maßgebend. 
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Zwangsläufigkeit aus: wollte sich das Habsburgerreich in seiner 
stolzen, überlieferten Machtstellung als Führergewalt in Deutsch- 
land und im Herzen Mitteleuropas behaupten, so mußte es 
den Aufstieg des erklärten norddeutschen Nebenbuhlers hindern 
und versuchen, die von ihm bereits angebahnte Kräfteverlage- 
rung, deren erstes Opfer Schlesien geworden, rückgängig zu 
machen! Darin liegt ja die Tragik, aber auch der ganze schmerz- 
hafte Reichtum unserer vaterländischen Geschichte, daß gerade 
ihren heftigsten Spannungen, ihren zerreißendsten Gegensätzen 
Unausweichliches, Unentrinnbares innewohnt. Eherne Schicksals- 
boten begleiten den Weg unseres Volkes durch Tiefen und Höhen ! 

Mit Rußland hatte Maria Theresia einen in seinen Leistungen 
höchst ungleichmäßigen, sehr unberechenbaren, aber bärenstarken 
Kampfgenossen gewonnen. Aus den unerschöpflichen Menschen- 
beständen des Riesenreiches waren Lücken leicht aufzufüllen. 
Der russische Soldat selbst erwies sich wie auch in späteren 
Kriegen als ungemein zäh, standfest und leidensfähig. Ohne 
die Hilfe dieser Macht wäre die Kaiserin, so wird man wohl 
urteilen dürfen!), vermutlich doch ihrem großen Feinde militärisch 
erlegen. Friedrich selbst hat die rohe Kraft des moskowitischen 
Gegners, dessen Massenheere sich über Ostpreußen hinwälzten 
und seine Kernlande mitsamt der Hauptstadt bedrohten, fürchten 
gelernt. Das Unheimliche an Rußland, das halbasiatische Bar- 
barentum empfand er zeitlebens in tiefster Seele als fremd, 
obwohl er in seiner Spätzeit politisch mit ihm zusammenging. 

Dieses eroberungslüsterne, unzuverlässige Rußland der Zarin 
Elisabeth gegen Preußen auf die Beine zu bringen, hatte Kaunitz 
keine Mühe bereitet. Daß es hingegen dem feinen Rechen- 
künstler der Diplomatie gelang, das Frankreich Ludwigs XV. 
und der Pompadour aus der Bundesgenossenschaft mit Preußen 
zu lösen und für Österreich zu gewinnen, war in seiner Art ein 
Meisterstück, mochte es ihm auch durch den Westminster-Ver- 
trag, Friedrichs Annäherung an England, taktisch erleichtert 
worden sein. 

Eine jahrhundertealte Kräftegruppierung wurde durch Kau- 
nitz gesprengt: eine Achsendrehung, die alle festen Bestände der 
hohen Politik erschütterte, ja ins Gegenteil verkehrte, leitete den 
gewaltigsten Krieg des Zeitalters ein. 


1) W. Elze, Friedrich der Große. Geistige Welt, Schicksal, Taten. Berlin 
1936. — Es würde sich wohl lohnen, die allzu skizzenhaften Andeutungen 
Elzes über Friedrichs Verhältnis zu Rußland in planmäßiger Untersuchung 
nachprüfend auszuweiten und zu vertiefen. 
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Rußland und Frankreich hatten Schweden hinter sich her- 
gezogen!). Beide Parteien, die dort um die Vorherrschaft im 
, Staate rangen, die Mützen sowohl wie die Hüte, die Parteigänger 
der westlichen wie der östlichen Großmacht, hatten sich, nun 
diese ihre Schutzherren und Geldgeber in einer Front fochten, 
zur gemeinsamen Bekämpfung Preußens zusammengefunden. 
Daß eine Schwester Friedrichs auf dem nordischen Throne saß, 
förderte eher diesen Entschluß. Luise Ulrike, eine begabte, aber 
heftige und herrschsüchtige Frau, hatte sich durch den kurz zuvor 
(1756) gescheiterten Versuch eines Staatsstreiches erneut Gegner- 
schaft erweckt. Der Wunsch der Stände, das Königspaar zu 
demütigen und sich an dem preußischen Monarchen wegen seiner 
Einmischung in den schwedischen Parteikampf zu rächen, hatte 
dazu beigetragen, die auftauchenden Bedenken zu überwinden. 
Denn militärisch war Schweden keineswegs für einen Waffengang 
vorbereitet ; die wenig gefestigten inneren Verhältnisse des Landes, 
seine schlechten Finanzen und die mangelnde Rüstung seiner 
schwachen Armee hätten zur Zurückhaltung mahnen und ihm 
die Bewahrung des Friedens nahelegen müssen. Aber das von 
seiner früheren Höhe herabgesunkene, dem Einfluß fremder 
Regierungen offenstehende Reich ließ sich durch die Aussicht, 
noch einmal im Rate der Großmächte mitreden zu können, blen- 
den und in den Festlandskrieg hineinreißen, nachdem es sich zu- 
nächst hatte breitschlagen lassen, als Garantiemacht des West- 
fälischen Friedens an Frankreichs Seite in Regensburg eine 
Erklärung gegen Preußen abzugeben. Der förmliche Eintritt 
in den Kampf ließ nicht lange auf sich warten: Friedrichs Be- 
drängnis im Herbste des zweiten Kriegsjahres (1757) war bereits 
so stark, daß manchem Schweden die Beteiligung wie ein hoff- 
nungsvoller militärischer Spaziergang erscheinen mochte. Alte 
Gelüste waren wieder erwacht: Von Frankreich und Österreich 
war die Wiedergewinnung ganz Pommerns zugesagt worden. 
Noch stand ja Schweden an der Wasserkante, und seine territoriale 
Reichweite erstreckte sich von Wismar in Mecklenburg über 
Rügen nach Pommern hinein. 
Ebenfalls aus nachbarlichen Spannungen gesellte sich Meck- 
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1) Siehe über das Eingreifen Schwedens in den Kampf die entsprechenden 
knappen Bemerkungen in Kosers heute noch grundlegender Biographie 
König Friedrichs sowie die eingehenden Ausführungen Ludwig Stavenow’s 
in seiner „Geschichte Schwedens 1718—1772°‘ (= Allgemeine Staaten- 
geschichte, ı. Abteilung: Geschichte der europäischen Staaten, 8. Werk, 
Band 7. Gotha 1908). 
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lenburg zu den Widersachern des Königs. Doch spielten auch an- 
dere Erwägungen in die preußenfeindliche Haltung des Schweri- 
ner Herzogs!) hinein: Die Erwartungen des Kleinstaatsfürsten 
berührten sich mit den Hoffnungen Schwedens auf Landerwerb! 
Denn wie in den Kabinetten der Großmächte hielt man auch hier 
die Niederlage Friedrichs für sicher. So liebäugelte Schwerin 
mit dem Gedanken, die Preußen und Hannover verpfändeten 
zwölf Ämter den beiden Staaten wieder abzunehmen. Von Han- 
nover wollte man sich, gestützt auf alte Erbverträge, außerdem 
das Herzogtum Lauenburg abtreten lassen. Schließlich, so dachte 
Herzog Friedrich, würde vielleicht Schweden mecklenburgische 
Gebietsteile, die es noch in seiner Hand hielt, nämlich die Stadt 
Wismar mit den Ämtern Poel und Neukloster, ihm als Mitkämpfer 
überantworten, wenn es selber sich an preußischen Landen 
schadlos hielt. So war schon vor der Erlegung des Löwen von 
Groß und Klein sein Fell verteilt worden! 

Der politischen Verschwörung dreier Großmächte war Fried- 
rich durch den militärischen Angriff, den Einfall nach Sachsen, 
zuvorgekommen. Sachsen hatte sich unter der Leitung Brühls 
allzutief ins kunstreiche Spiel der Hofburg verstrickt und die 
Feindseligkeit gegen Preußen emsig genährt. Ältere Gegensätze 
des ost- und mitteldeutschen Raumes, politisch und wirtschaft- 
lich begründet, wurden damit neu angefacht. Die gleißende 
Rokokodiplomatie des ehrgeizigen kursächsischen Premierministers 
gedachte im Schlepptau der Großen den gefährlich aufstrebenden 
Nachbarn zurückzuwerfen und zu überflügeln. 

Das Reich als solches erklärte dem Friedensbrecher und Ver- 
gewaltiger eines anscheinend ganz unbeteiligten Landes den 
Krieg. Die Eröffnung des ganzen Kampfes durch Friedrichs 
Einfall in Sachsen hatte der kluge Kaunitz als den zweiten Dienst 
bezeichnet, den der König Österreich erwiesen habe: Alle ein- 
gegangenen Verpflichtungen zwischen Friedrichs Gegner ließen 
sich nun, als gelte es lediglich Abwehr und Bestrafung des Schuldi- 
gen, um so leichter mit dem Geiste des Angriffs erfüllen. 

Hatte er nicht die Verfemung, die ihn fortab belastete, selber 
heraufbeschworen und sich aufgeladen ? 

Im Reich waren die einen auf Preußens, die andern auf Öster- 
reichs Seite getreten. Aber die Mehrzahl schlug sich zu Maria 
Theresia. Für Friedrich kämpften Hannover, Braunschweig- 
Wolfenbüttel, Hessen-Kassel, Schaumburg-Lippe und Sachsen- 


1) Siehe darüber Otto Vitense, Geschichte von Mecklenburg (1920), S. 256ff. 
und 298. 
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Gotha. Einwirkungen aus dem Kraftfeld des großen englisch- 
französischen Weltkampfes kreuzten sich bei diesen Bundes- 


genossen und zumal beim Welfenhaus mit ihren territorialpoliti- 


schen Gesichtspunkten, die sich aus den innerdeutschen Verhält- 
nissen und den Besonderheiten der geographischen Lage ergaben. 

Der deutsche Süden lag dem Zugriff Österreichs und Frank- 
reichs zu offen, als daß er sich ihrem Druck entziehen konnte. 
Böse, längst eingerissene Gepflogenheiten belasteten auch in 
dieser großen Krise Deutschlands die Entschlüsse seines Fürsten- 
standes: Gegen französische Subsidien stellten Bayern und Würt- 
temberg ihre Hilfstruppen. Anders wieder Markgraf Karl Fried- 
rich von Baden!). Nach langem Sträuben nur und widerstreben- 
den Herzens erfüllte er seine Reichspflichten, insgeheim ganz dem 
Preußenkönig zuneigend, bei dessen Sieg er seine eigenen Ver- 
größerungswünsche auf Kosten Österreichs und der geistlichen 
Nachbarstaaten zu erfüllen hoffte. 

Auch das religiöse Bekenntnis hatte bei der Einstellung für 
oder wider Preußen sich geltend gemacht, freilich, ohne daß es 
zu einer ganz reinlichen Trennung in zwei konfessionell geschiedene 
Lager gekommen wäre. Während die katholischen Stände, fast 
ringartig zusammengeschlossen, dem Erzhaus Gefolgschaft leiste- 
ten, gelang es Friedrich nicht, einen protestantischen Fürsten- 
bund ins Leben zu rufen, so eifrig er aus politischer Berechnung 
daran gearbeitet hat. Es kam sogar vor, daß ein Land wie 
Ansbach, das durch gemeinsames Bekenntnis und verwandtschaft- 
liche Beziehungen an Preußen gefesselt war, sich der Gegenseite 
anschloß. Immerhin, die weltanschaulichen Grundfarben schim- 
merten in der Haltung der Einen wie der Andern durch. „Es 
war ein Kampf der Religion‘, hat Ranke?) fein abwägend ge- 
sagt, „nicht ein ausgesprochener, aber ein solcher, der in der 
Sache lag, den jedermann durchfühlte.‘ 

Daß Friedrich in seinem Existenzkampf immerhin England 
einige Jahre an seiner Seite hatte, war von keinem geringen Ge- 
wicht. Letzte Daseinsfragen standen auch für das Inselreich in 
seinem Wettbewerb mit Frankreich auf dem Spiel; zudem hatte 


1) Hierüber siehe neuerdings Hans Gerspacher, Die badische Politik im 
Siebenjährigen Krieg (= Heidelberger Abhandlungen zur mittleren und 
neueren Geschichte, hrsg. von Karl Hampe } und Willy Andreas. Heidel- 
berg 1934, Heft 67). 

%) L. v. Ranke, Zur Geschichte von Österreich und Preußen zwischen den 
Friedensschlüssen zu Aachen und Hubertusburg (= Ranke, Werke, Band 30, 
S. 316. Leipzig 1875). 
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es auf dem Festlande Hannover zu schützen. Eben die Größe 
seiner Anstrengungen gegen einen immer noch machtvollen Neben- 


buhler, die Vielfalt, die Ausmaße und die Weite seiner Kampf- 


aufgaben zogen der Hilfeleistung für Friedrich auch wiederum 
fühlbare Grenzen, ganz abgesehen von der bekannten insularen 
Abneigung, sich zu weitgehend in kontinentale Verwicklungen 
einzulassen und mehr Kräfte daranzusetzen als gerade erforder- 
lich sind. 

Rein militärisch hatten das Versagen des Herzogs von Cumber- 
land, dem Friedrich unglücklicherweise selber zum Oberbefehl 
verholfen hatte, die Niederlage von Hastenbeck und der Vertrag 
von Kloster Zeven keinen verheißungsvollen Beginn der Bundes- 
hilfe dargestellt. Begreiflich, daß der König öfters über die Lauheit 
des englischen Beistandes klagte. Die Rolle des Almosenempfängers 
war ihm zuwider. Mehrere Male hat er die Zahlungen abgewiesen, 
sei es aus persönlichem Unmut oder aus diplomatischer Erwägung, 
weil er nicht zu sehr gebunden sein wollte. Der Einsatz der eng- 
lischen Flotte in der Ostsee, auf den er entscheidenden Wert legte, 
wurde ihm versagt, weil man aus kaufmännischen Berechnungen 
die Handelsbeziehungen zu Rußland nicht schädigen wollte. 
Überhaupt ließ die Art, wie die Engländer das Bündnis auffaßten 
und handhabten, mehr und mehr ihre Sonderinteressen hervor- 
treten. Trotzdem wird jede nüchterne Überlegung zu dem Schluß 
kommen: Was England leistete, war, soviel Kleinliches und Eng- 
herziges seine Schatten über diese Gemeinschaft warf, mehr wert 
als seine Gleichgültigkeit oder gar seine Feindschaft, die Preußen 
im Ersten und Zweiten Schlesischen Krieg zu schaffen gemacht 
hatte. Die Geldzahlungen aus London halfen seiner Finanznot 
auf, ohne sie ganz beheben zu können. Das Heer seines Schwagers 
Ferdinand von Braunschweig, eines Feldherrn von Format, gab 
dem König vom nordwestlichen Deutschland her die Rücken- 
deckung, deren er bedurfte, um den Kampf in der Mitte und im 
Osten Deutschlands unbehinderter und mit größtem Nachdruck 
führen zu können. Eine volle Entlastung gewährte ihm diese 
Hilfe nicht, wohl aber eine Erleichterung seiner Lage, die nicht 
zu verachten war. Indessen von Dauer sollte sie nicht sein! — 
England folgte seiner, nicht Preußens Staatsräson, und gegen 
Ende des Krieges gab ihr Lord Bute einen andern Gehalt als der 


große Pitt! 


* * 
* 


Friedrichs Gesamtlage, die Umstellung durch eine ungeheure 
Koalition hat im Denken Moltkes und im Planen Schlieffens, der 
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über Deutschland die gleiche Einkreisungsgefahr sich zusammen- 
ziehen sah, tiefe Spuren hinterlassen ; Bismarcks Alpträume seiner 
Spätzeit standen unterm Druck dieser Erinnerung. Das Bewußt- 
sein der Nation blieb davon nicht unberührt ; denn immer wieder 
reckt sich ein ähnliches Schicksal drohend vor ihr auf. 


Des Königs Gegner geboten über eine erdrückende Über- 
macht. Eine Weltin Waffen war gegen ihn angetreten. Im zweiten 
Kriegsjahr verfügte die Gegenseite über die doppelte Zahl von 
Streitkräften, und wieviel mehr war noch auf die Beine zu bringen! 
Preußen mit seinen vier Millionen Einwohnern gegen die elf des 
habsburgischen Völkerreichs! Zusammen mit dessen Bundes- 
genossen, Russen, Franzosen und Schweden hatte Friedrich, 
nach Schlieffens Schätzung der Bevölkerungszahlen, einer bei- 
nahe zwanzigfachen Überlegenheit die Stirn zu bieten. Die Wider- 
sacher, so verschieden und ungleich sie nach Kampfwert und 
Führung /waren, nicht zu unterschätzen! Waren ihm Schweden, 
Franzosen und Reichstruppen auch nicht gewachsen, so fesselten 
sie doch seine Streitkräfte und zwangen ihn, sie durch Truppen- 
abgaben zu zersplittern und zu schwächen. 

Gewiß, auch diese Koalition litt an den Nachteilen ihrer Zu- 
sammensetzung. Der König hatte der politischen und militärischen 
Vielköpfigkeit des feindlichen Bundes die Unteilbarkeit seiner 
Person entgegenzusetzen: staatsmännische und strategische Lei- 
tung waren in ihr von vornherein eins; daher vermochte er Mängel 
und Fehlschläge an der Spitze selbst auszugleichen, seinen An- 
ordnungen aber ein stärkeres Maß von Einheitlichkeit und Schlag- 
kraft zu sichern als die Gegenseite, bei der die Durchführung des 
militärischen Befehlsgangs und der organisatorischen Anordnungen 
auf viel mehr Reibungen und Hindernisse stieß. 


Dies alles mochte zu Friedrichs Gunsten sprechen. Aber 
Österreich selbst, Friedrichs vornehmster Widersacher, hatte in- 
zwischen seine Verwaltung zeitgemäßer umgeformt. Es war ein- 
heitlicher und fester gefügt als in den beiden ersten schlesischen 
Kriegen!). Auch vom Gegner hatte man manches gelernt. Es 
zog mit stark vergrößertem, durchgebildeterem Heer, mit einem 


!) Über die theresianische Staats- und Verwaltungsreform, ihre Ursachen 
und ihren Zusammenhang mit den Erfahrungen der ersten beiden schlesi- 
schen Kriege und den preußischen Anregungen siehe den aus weiter Über- 
schau geschriebenen Aufsatz Otto Hintzes ‚‚Der österreichische und preußi- 
sche Beamtenstaat im 17. und ı8. Jahrhundert‘‘ (Historische Zeitschrift, 
Band 86, 1901) sowie meine eigenen Betrachtungen über diesen Gegenstand 
in „Geist und Staat“, S. g5ff. 





Friedrich der Große usw. 273 


erfahreneren und geübteren Offizierskorps als früher in seinen 
dritten Schlesischen Krieg. Vorzüglich die Artillerie hatte Fort- 
schritte gemacht. Von den Feldherrn der Kaiserin war keiner 
dem König ebenbürtig, selbst Laudon nicht, der kühnste, der 
angriffsfreudigste, der begnadetste von allen. Doch hatte sich 
Daun als beachtlicher Gegner erwiesen. Als solcher wurde er von 
Friedrich durchaus geschätzt, wiewohl er auch an ihm wie an 
andern mitunter seine Spottlust ausließ: Ein echter Soldat, der 
auf Manneszucht hielt und ein Meister im Auswählen vorteil- 
hafter Stellungen, kein Feldherr von Feuer, aber ein Führer von 
reicher Erfahrung, von bedächtiger Umsicht im Stil des Jahr- 
hunderts und der älteren Strategie und bei all seinen Grenzen 
immerhin der Sieger von Kolin und Hochkirch. 

Diese feindliche Übermacht setzte Friedrich so zu, daß er 
sich zeitweise wie ein gehetztes Wild vorkam, und doch sollte 
das eine dem Gegner nicht glücken, worauf so unendlich viel 
ankam, die todbringende Vereinigung der feindlichen Streitkräfte. 
Sie bedrohte Heer und Staat mit Vernichtung und gelang doch 
nicht oder fiel alsbald wieder auseinander. 

Diese schier unbegreiflichen Fehler der Verbündeten haben 
den König aus Situationen befreit, die gänzlich verloren schienen. 
Niemand hat von diesen Chancen, die ihm der Gegner unfreiwillig 
gab, so klar, so schlicht und bescheiden gesprochen wie Friedrich 
selbst in seinen Briefen und seinen historischen Schriften. 

Die Leistungen Preußens und seines Königs in dieser härte- 
sten Daseinsprobe gehen über menschliches Maß hinaus. 

Schon Schlieffen!) hat darauf hingewiesen, daß ein Ver- 
teidigungskrieg, der lediglich der Sicherstellung des bisherigen 
Länderbestands gegenüber der Mehrheit des Kontinents galt, 
Eroberungszüge nach Wien, nach Paris oder Petersburg von 
vornherein vollkommen ausschloß. Friedrich konnte nur kurze, 
möglichst wirksame Stöße gegen die einzelnen Gegner unter- 
nehmen in der Hoffnung, einen Feind nach dem andern so nieder- 
zuschlagen, daß die Übrigbleibenden einlenkten oder um Schonung 
baten. Diese Erwartung erfüllte sich nicht. Im Gegenteil: der 
König hatte vielmehr das Gefühl, sich in seinen Siegen zu ver- 
bluten, während die Köpfe der feindlichen Hydra nur nach- 
wuchsen. 

Der Verlauf des Krieges aber zeigte, aufs ganze hin gesehen, 
deutlich in allem Auf und Ab der Ereignisse den steigenden Ernst 


I) Siehe Generalfeldmarschall Graf Schlieffen, ‚Friedrich der Große‘, 
Berlin 1912, S. 117. 
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der Lage und ebenso die abnehmende Stärke der friderizianischen 
Gegenwehr, trotzdem sie sich immer wieder aus Bedrängnis und 
Niederlagen zu Siegen und Einzelerfolgen emporschwang, die 
etwas Märchenhaftes haben. 


Indessen: mehr und mehr war er in die Verteidigung zurück- 
gedrängt worden. Drei Offensiv- und vier Defensivfeldzüge waren 
im Laufe von sieben Jahren einander gefolgt. Schon dieser ab- 
flauende Rhythmus sagt alles aus: die Zeit arbeitete nicht für 
ihn, und es konnte scheinen, als ob gerade die Ermattungs- 
strategie an ihm, dem größten Vorläufer des militärischen Ver- 
nichtungsgedankens im 18. Jahrhundert vor Napoleon, ihre zer- 
mürbenden Fähigkeiten bewähre. 


Den König von Preußen langsam bei lebendigem Leibe zu 
rösten, war die erklärte Absicht der österreichischen Staats- 
leitung und Kriegführung. In der Tat, die Kräfte von Land und 
Heer schwanden dahin. Mannschaftsersatz und Führernachwuchs 
gestalteten sich immer schwieriger. Der angesammelte Kriegs- 
schatz war schon nach zwei Jahren Kampf vollständig erschöpft, 
und die Inlandanleihen wirkten nur wie Tropfen auf heißen Stein. 
Die wirtschaftliche Ausblutung der Provinzen hatte einen be- 
denklichen Grad erreicht. Man kennt die Mittel, zu denen er 
seine Zuflucht nahm: Er bestritt einen Teil seines Geld- und Ver- 
pflegungsbedarfs aus dem besetzten Sachsen; sächsische Kriegs- 
gefangene und Ausgehobene, selbst Überläufer mußten die 
Lücken seiner Truppenbestände ausfüllen. Er preßte aus dem 
stark besiedelten, wirtschaftlich hochentwickelten Lande heraus, 
soviel er vermochte. Sachsen, Mecklenburg und Schwedisch- 
Pommern mußten Kontributionen in beträchtlicher Höhe ent- 
richten. England zahlte seine Hilfsgelder, aber auch nicht bis 
zuletzt. Eisern hielt die preußische Verwaltung an ihrer Spar- 
samkeit fest. Dies alles genügte nicht, um durchzukommen. Um 
sich über Wasser zu halten, scheute der König nicht vor den ge- 
wagtesten Finanzkünsten zurück, wozu er Juden wie Ephraim 
heranzog. Die Münzverschlechterung erlaubte ihm, finanziell 
durchzuhalten. Ja er konnte es sich sogar leisten, den Dänen und 
Türken, die er Russen und Österreichern in Rücken und Flanke 
hetzen wollte, Subsidien anzubieten. 


Aber ein abschüssiger, höchst schlüpfriger Weg war damit 
beschritten. Wie gefährlich, darüber konnte man nicht im Zweifel 
sein; traten doch die Grade der Münzverschlechterung immer 
rücksichtsloser und greller in Erscheinung, als das gute alte 
Geld eingeschmolzen wurde und die Staatskasse sich mehr und 
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mehr mit schlechten Münzen füllte, deren Annahme ihr früher 
verboten war! 

In seinen Denkwürdigkeiten über das Jahrzwölft nach dem 
Hubertusburger Frieden!) hat der König selber das Gewaltsame 
und Schädliche seiner Maßregeln zugegeben — freilich betont, 
daß nur damit der Staat aufrechterhalten werden konnte. Alles, 
auch die Geldpolitik stand, in diesem Krieg auf des Messers 
Schneide! 


* * 
* 


Mochten die Leistungen auf all den Gebieten, die sich als 
Grundlage und Mittel der Kriegführung darboten, noch so be- 
deutend sein, mochten die ergriffenen Maßnahmen noch soviel 
zum Enderfolg beitragen; der militärischen Leitung des Königs. 
kommt das Schwergewicht und das entscheidende Verdienst zu, 
daß Preußen aus diesem Kampf unbesiegt hervorging. 

Von allem Erhebenden dieser sieben schicksalsvollen Jahre: 
ist er das Erhabenste: der Feldherr, den Napoleon bewunderte 
und zu den genialsten der Weltgeschichte zählte. 

Er kam her aus den Erfahrungen zweier siegreicher Kriege. 
Er hatte sie in der Friedenszeit, die zwischen ihnen und dem 
dritten schlesischen lag, tiefer durchdacht und ausgewertet für 
sich selbst, für sein Heer und die Truppenführer. Die General- 
prinzipien des Krieges von 1748 sind das hervorragendste Denk- 
mal dieser vorausgegangenen militärischen Erziehungsarbeit. 
Unbefangen gab er darin zu verstehen, daß seine Offiziere aus, 
den Fehlern lernen sollten, die er in seinen früheren Feldzügen 
gemacht?). 

Er war in jenen Jahren eifrigen Schaffens, die doch so reich 
auch von geistigen und künstlerischen Genüssen umrankt waren, 
der neuen schwersten Aufgabe, die das Schicksal vor ihm auf- 
türmte, reifend zugewachsen. Er ging in diesen Krieg als das, 
was er bereits geworden, als Schlachtenlenker und Oberbefehls- 
haber, als Bildner und Erzieher, als Organisator und General- 
stabschef der Armee. Sie lebte, sie stritt nach den Vorschriften, 
die er selbst für sie ausgearbeitet hat; sie war ganz und gar sein 
Werkzeug und seine Schöpfung geworden. Aber sein rastloser 
Geist, der von Jugend an durchs Studium der militärischen 
Wissenschaften und der Geschichte sich geübt und geschmeidig 


i) Siehe „‚Oeuvures de Frederic le Grand‘‘ (Band VI, Berlin 1847, S. 3ff.): 
„Memoires depuis la paix de Hubertusbourg, 1763 jusqu'’a la fin dw partage 
de la Pologne, 1775". 

%) Siehe z. B. Artikel XXVII. 
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gemacht hatte, ruhte nicht: mitten im Kriege knetete er den 
Stoff, den ihm die ersten Feldzugserfahrungen lieferten, abermals 
mit der ganzen Schärfe seines hellen, vorurteilslosen Verstandes 
durch, mit jener Lernbegier, die ihn von früh an auszeichnete. 
Auch darin schenkte er sich nichts; Erfahrung, wenn sie nur satt 
macht und den Menschen einrosten läßt, verachtete er. Durch 
Nachdenken — darauf hat er unermüdlich in Wort und Schrift 
gedrungen — müsse sie erst fruchtbar gemacht werden. Die 
Notlage, in die er geraten, gab diesem Bemühen des Königs einen 
ernsten Stachel. Eine eigene stattliche Abhandlung war die 
Frucht seiner inneren Auseinandersetzungen mit diesen drei ersten 
Feldzugsjahren, der Niederschlag seines Nachdenkens über die 
künftig zu ergreifenden Maßnahmen und Veränderungen. Es 
wird immer Feldherren geben, die im Kriege umlernen. Die 
Führer, die selbst zur Feder greifen, um in literarischer Form 
die Klärung herbeizuführen und ihr Verfahren fortzubilden, 
werden selten sein. 

In jenen Betrachtungen über die Taktik!), die Friedrich 1758, 
im dritten Kriegsjahr verfaßte, hat er über die Gedankenfaulen 
gespottet, die nicht Herren, sondern Sklaven der Erfahrung sind. 
„Ein Maulesel‘, so schrieb er da, ‚auch wenn er in zehn Feldzügen 
unter dem Prinzen Eugen den Packsattel trug, wird dadurch 
kein besserer Taktiker, und zur Schande der Menschheit muß 
man feststellen, daß viele in einem sonst achtungswerten Berufe 
alt werden, ohne darin andere Fortschritte gemacht zu haben als 
dieser Maulesel.‘ 

So setzte er alsbald seine jüngsten militärischen Erlebnisse 
in Gedanken, die Lehre in die Tat um. Es ergab sich daraus unter 
anderem eine erhebliche Umgestaltung und andere Verwendung 
der Artillerie; denn geistige Arbeit und Handeln waren bei ihm 
in unablässiger befruchtender Spannung und beides war von 
einer erstaunlichen Weite. 

Der Krieg selbst brachte die Fülle seiner Begabung zu über- 
wältigender Entfaltung: Sein soldatischer Genius erhob sich in 
ganzer Größe, ohne daß doch die Stimmen feinster Bildung, ohne 


1) Der volle Titel lautet: ‚Betrachtungen über die Taktik und einige Seiten 
der Kriegführung‘ oder ‚‚Betrachtungen über einige Veränderungen in der 
Kriegführung‘‘, jetzt leicht zugänglich in der handlichen Ausgabe, die 
Eberhard Kessel von den ‚‚Betrachtungen über die militärischen Talente 
und über den Charakter Karls XII., König von Schweden‘ (1936) bei 
Junker & Dünnhaupt, Berlin, veranstaltet hat; hier sind sie als Anhang 
beigefügt. 
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daß seine Liebe zu philosophischen und literarischen Dingen 
unter dem Donner der Geschütze zum Schweigen gebracht 
wurden. Er schrieb, er las, er dichtete. Die Musik blieb ihm teuer. 
Die Flöte war auch im Felde seine Begleiterin. Es war gerade 
der Reichtum seines Weltbildes, seine Lebensweite und Menschen- 
kenntnis, sein allgemeiner Wirklichkeitssinn, die ihn vor den 
Überspitzungen des rein militärischen Denkens, vor den Ein- 
seitigkeiten des Soldatentums bewahrten, woran andere, so 
Karl XII. von Schweden, einst gescheitert waren, wie er denn 
auch die politische Leitung ganz und gar in der Hand behielt. 

Die geistvollen Betrachtungen, die er ein paar Monate nach 
der Schlacht von Kunersdorf dem unglücklichen Schwedenkönig 
widmete!), erörtern die höchsten Probleme der Kriegführung, 
und zwar so, daß sie von den großen Nöten und Entscheidungen, 
vor die er selber sich gestellt sah, eine zuckende Lebendigkeit 
und stärkste Unmittelbarkeit empfingen. Aus den Fehlern des 
großen nordischen Kriegers, dessen heroische Gestalt ihn von 
Jugend an reizte, wollte der König lernen. So wurde diese 
literarische Beschwörung des Schwedenkönigs und die Zwie- 
sprache, die er, sein Schüler, Bewunderer, Kritiker und Über- 
winder mit ihm hielt, eine Ergänzung zu jener früheren Schrift 
über die Fortbildung der Taktik und eine Selbstunterweisung 
über die Aufgaben und Eigenschaften des militärischen Führers, 
der zugleich Staatsleiter ist. 

So bedeutsam freilich diese beiden von Erfahrung durch- 
bluteten Glanzstücke seiner Feder stets für die Kriegswissen- 
schaft bleiben werden, und so hoch der König das Gewicht des 
Wissens für das Werden eines Heerführers anschlug, die Praxis, 
die er seiner Zeit und der Nachwelt vorlebte, war mehr! 

Er war selbst das Vorbild des Feldherrn, so wie er ihn vor 
Jahren in seinen Generalprinzipien des Krieges noch in der 
Friedenszeit gezeichnet hat: Der Führer — so schilderte er ihn 
da®) — in guten und schlimmen Tagen, der alles überschauende, 
umfassende Geist, undurchdringlich und beherrscht im Unglück, 
streng, aber im richtigen Augenblick weitherzig, hart in allen 
großen Erfordernissen des Dienstes, kameradschaftlich zum ein- 
fachen Mann, der Vater, nicht der Henker seiner Soldaten, dem 
Feinde gegenüber ständig auf der Lauer, und wie er selber sagt, 


1) Über Entstehung, Bedeutung und Gehalt dieser Schrift siehe neuerdings 

Eberhard Kessel a. a. O. in dem feinsinnigen Vorwort zu ihrer Übersetzung 

und Neuausgabe. 

2) Siehe daselbst den Artikel ‚Talente, die ein Heerführer besitzen muß“. 
Historische Zeitschrift 138. Bd. 18 
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die Schildwache seines Heeres, aber auch fähig, sich stets in die 
Lage und Absichten des Gegners hineinzuversetzen, der Schöpfer 
des Feldzugsplanes, gewillt, ihn möglichst in Person durchzu- 
führen und zu überwachen, unermüdlich im eigenen Sehen und 
Handeln, die Verneinung aller geistigen und körperlichen Träg- 
heit, bedachtsam in seinen Überlegungen, aber von schnellster 
Entschlußkraft in der Schlacht und in unerwarteten Fällen. 

Man wird zugeben: Dies Bild trug seine eigenen Züge und 
der Siebenjährige Krieg drückte das Siegel darauf! 

Seinem Wort, der Krieg sei zu allen Zeiten die erste der 
Künste gewesen!), hat er durch die Art, wie er ihn geführt, wie 
er sich selbst in dieser schärfsten Auslese menschlichen Wertes 
behauptet hat, durch seine eigene Persönlichkeit und ihr Erleben 
einen hinreißenden Inhalt, eine unvergängliche Wahrheit ge- 
geben. 

In diesem erbitterten Ringen von sieben Jahren, in allen 
Schwankungen des Glücks und der persönlichen Seelenverfassung, 
gewann Friedrichs Strategie die große Prägung, die seine Stellung 
in der Kriegsgeschichte und seinen Nachruhm begründet hat. 

Gewiß, alle bezeichnenden Merkmale treten bereits in den 
ersten beiden schlesischen Kriegen hervor, insbesondere der kühne 
Angriffsgeist, der zur Entscheidungsschlacht drängt und ebenso 
die Gefaßtheit in den Stunden der Not, der neue verwegene Ein- 
satz und das Wollen, die in schwerster Bedrängnis gehärtet sind. 
Kein Zweifel jedoch: Erst der Siebenjährige Krieg hat durch 
seine viel längere Dauer, durch die von Anbeginn weit bedroh- 
lichere Gesamtlage, durch den Charakter des Existenzkampfes 
schlechthin gegen eine ganze Welt die Feldherrnkunst des Königs 
zu jener Höhe erhoben, die von der Nähe des Untergangs ihren 
unsterblichen Glanz empfängt. 


* * 
* 


Es ist viel gestritten worden über Wesensgehalt und Ab- 
sichten der friderizianischen Strategie. Sie spottet jeder Fest- 
legung auf dürre Formeln. Die Thesenwut des Professors wird 
stets an ihr scheitern?). Aber es ist doch wohl so: Friedrich stand 


1) Siehe Friedrichs Lehrgedicht über den Krieg ‚L’art de la guerre‘‘. 

2) Man hat auch hier mitunter, wie es so oft auch andern Großen der Ge- 
schichte gegenüber geschieht, die Wirklichkeit der einzigartigen Persönlich- 
keit durch hinkende Vergleiche, durch Formeln, durch Schulmeinungen 
mehr zugedeckt und ausgelöscht als gedeutet und anschaulich gemacht, 
wie es der Historiker tun sollte. Man hat die Fragen falsch gestellt, denen 
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im Zwielicht zweier Epochen der Kriegführung. Aus der einen 
strebte er heraus, sein Genius war durch sie gefesselt, mußte sich 
ihr aber noch in wesentlichen Dingen fügen. Die andere, die 
Napoleons, war noch nicht angebrochen; erst sie sollte die all- 
gemeinen Voraussetzungen, das Verhältnis von Volk und Staat, 
sollte Gesellschaft und Wirtschaft von Grund aus ändern, und 
damit die organisatorischen und seelischen Grundlagen des Heeres, 
an die auch das friderizianische Preußen gebunden war. Sicher 
ist: der König bildete das Gegenstück zu der zurückhaltenden 
Strategie seines Bruders Heinrich. Erst in den letzten Jahren 
näherte er sich notgedrungen infolge seiner starken Verluste 
und seiner beschränkten Hilfsmittel dieser Art der Kriegführung, 
ihrem anderen Pole. Seinem wagemutigen Sinn ist diese Selbst- 
bescheidung nicht leicht gefallen; er rang sich zu ihr durch, erst 
nachdem er das Äußerste gewagt hatte, den Gegner niederzu- 
zwingen und seine kühn angelegten, größeren Feldzugspläne 
durch die Rückschläge von Kolin und Hochkirch durchkreuzt 
worden waren. Die Betrachtungen über Karl XII. von Schweden, 
die ja zugleich auch eine Auseinandersetzung mit sich selber 
darstellen, spiegeln es, wie schwer der König zu solchem Verzicht 
sich entschlossen hat. 

Daß jedoch auch in der Verteidigung der Angriffsgeist nicht 
erlahmen dürfe, hatte er schon in den Generalprinzipien seinen 
Unterführern ans Herz gelegt, und er handelte selber darnach?), 


Auch Friedrich war vom modernen Vernichtungskrieg noch 
weit entfernt. Die Feldherrn des 18. Jahrhunderts wollten in 
erster Linie den feindlichen Staat und dessen Wehrmacht, nicht 
eigentlich seine Volkskraft treffen. Aber innerhalb dieses Epochen- 
stils war der König doch ganz er selbst! Das Trachten nach der 
Schlachtentscheidung ist im Vergleich mit der matteren Krieg- 
führung seiner Zeit ein Kennzeichen seiner Strategie. 

Er suchte den Kampf: das gilt für seine Pläne im großen wie 
für die Durchführung der Feldzüge, für seine einzelnen Hand- 
lungen, für Schlacht und Gefecht. Er war für kurze Kampagnen, 


Friedrichs Feldherrnkunst unterworfen wurde; man hat verkehrte Maß- 
stäbe, die anderen Epochen und ihren Anschauungen entnommen wurden , 
an ihn angelegt. Man hat ihm Zielgebunigen zugetraut, die er nach Lage der 
politischen und militärischen Verhältnisse seines Zeitalters gar nicht haben 
und ausdenken konnte. Nur schiefe, verzerrte Bilder von dem, was er getan 
und gewollt hat, können dabei herauskommen. Das gilt insbesondere auch 
für Hans Delbrücks Aufstellungen. 

!) Siehe Artikel II der Generalprinzipien des Krieges. 
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nicht für lang hingesponnene Operationen und wendete, wo & 
anging, den Vernichtungsgedanken wenigstens in taktischer Hin- 
sicht an. Er möchte den Gegner nicht bloß vom Schlachtfeld ver- 
drängen, er will ihn aufs Haupt schlagen, damit er verhandlungs- 
bereit und friedensmürbe werde. Das hat er trotz der Minder- 
zahl seiner Truppen mit voller Schärfe angestrebt, und das Ge- 
setz des Handelns hat er immer wieder an sich zu reißen gewußt. 
„Man muß die Feinde niederschmettern und ohne Furcht weder 
vor ihrer Zahl noch vor ihrer Stärke es sich als Ehre anrechnen, 
daß man eine so schwere Aufgabe zu erfüllen hat. Man bezahlt 
einen Seiltänzer, aber man gibt nichts für einen Menschen, der 
einfach über die Straße geht. Ruhm gibt es in der Welt nur für 
die, die die größten Schwierigkeiten überwinden.‘ So schrieb 
der König im Dezember 1756 an Schwerin. 

Seinen Willen vom ersten Schlage an dem Feinde aufzu- 
zwingen, war in seinem innersten Wesen begründet: Herr und 
Gebieter, Willens- und Machtmensch auch hier. Aber es enthüllte 
sich in seiner Führerstrategie auch der Erfindungsreichtum eines 
Geistes, der jeden Feldzug zu einem neuen, einem andersartigen 
Kunstwerk machte. Galt es, wie er selbst es gelehrt hatte, ‚den 
Feind bei seinem Lebensnerv zu packen‘‘, so hat er doch anderer- 
seits davor gewarnt, nun alles zu gleicher Zeit schützen zu wollen, 
mögen die Entwürfe noch so großartig angelegt sein. Auch in die 
Lage, dem Feinde „eine Provinz sacrifizieren‘‘ zu müssen, ist 
Friedrich — um wieder an seine eigenen Worte anzuknüpfen — 
mehr als einmal gekommen!). 

So sehr er darauf abzielte, die Initiative zu ergreifen und die 
Entscheidung herbeizuzwingen wie bei Prag, bei Leuthen, bei 
Torgau, hat er doch in bestimmten Fällen die andere Tugend 
höchsten Feldherrntums, die schwere Kunst des Abwartens, ge- 
übt, wie er ja überhaupt kein Freund des ‚Bataillierens‘‘ um 
jeden Preis war, und Generale, die keinen anderen Ausweg wissen 
als diesen, sogar herb getadelt hat?). So verwirklichte der König 
in seiner Schlachtenleitung die schöpferische Kraft seines Genius, 
aber auch die Reichhaltigkeit seiner Methoden. 

Die Vielseitigkeit seiner politischen Auskünfte ist oft be- 


wundert worden. Die Unerschöpflichkeit seiner militärischen 


1) Siehe u.a. Artikel II der Generalprinzipien des Krieges. 

®) Vgl. dazu u.a. Friedrichs ‚Betrachtungen über die militärischen Talente 
und über den Charakter Karls XII., König von Schweden‘. Siehe auch 
Artikel XXIII der ‚Generalprinzipien des Krieges‘: ‚Warum und wie man 
Bataillen liefern soll‘. 
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Aushilfen ist nicht geringer. Sie dürfte einzig dastehen in der 
Geschichte. Welche Selbstherrlichkeit in ihrem Gebrauch, welche 
Mannigfaltigkeit des Verfahrens; welch königliche Beherztheit 
und Freiheit des Entschlusses selbst in den beengtesten Lagen. 
Wieviel tapferer Einsatz aber auch der Person, wieviel Todes- 
verachtung! 

Es waren Zeiten, in denen der oberste Feldherr noch der 
kämpfenden Truppe nahe, ja im Gefecht unter ihr weilen konnte, 
ohne den Überblick zu verlieren, ohne die Sicherheit seiner An- 
ordnungen zu gefährden! 

Friedrich hat jenes für einen Heerführer und ein Soldaten- 
herz tiefste Glück genießen dürfen, in Person die Truppe mit fort- 
zureißen durch Wort und Tat, so daß sie ihr Letztes hergab. 
Gibt es eine zündendere Ansprache als die an seine Generale 
(3. Dezember 1757), als er sich nach Roßbach entschlossen hatte, 
die in Schlesien eingedrungenen Österreicher wieder hinauszu- 
werfen ? Gegen alle Regeln der Kunst, so erklärte er damals, 
werde er die beinahe dreimal stärkere Armee des Prinzen Karl 
angreifen, wo er sie finde. Er machte kein Hehl daraus, daß er 
damit alles aufs Spiel setze. Er stellte jedem frei, angesichts 
dieses Wagnisses um seinen Abschied zu bitten und ihn ohne den 
leisesten Vorwurf zu erhalten. Keiner verließ ihn. Ehre und 
Opfermut seiner Truppe, die er mit innerlichster Seelenkraft, 
aber auch mit der Gebieterischkeit des Feldherrn angerufen hatte, 
siegten: Die Antwort, die das Heer seinem Führer gab, war die 
Schlacht bei Leuthen! 


* * 
. 


Man kann den Menschen so wenig vom Staatsmann wie vom 
Feldherrn trennen. Er ist aus einem Guß. Dem Soldaten Fried- 
rich kamen — wie seiner Politik — alle Eigenschaften zugute, 
die zu seinen Naturanlagen gehörten oder früh sich ausbil- 
deten. Wie bei anderen rief bei ihm der Krieg gerade die Ele- 
mentarmächte seines Wesens auf. Auch widrigen Umständen 
Vorteile abzuringen, listig zu sein, hatte ihn schon seine schwere 
Jugend gelehrt. Daß der Fürst Löwe und Fuchs sein müsse, 
war ihm aus seinen Studien über den Principe des Machiavelli 
im Gedächtnis geblieben. Mehrfach klingt dieser Gedanke in 
seinen Schriften, auch in militärischer Nutzanwendung, an)! 


!) Diese Nachwirkung scheint mir viel zu wenig in dem Schrifttum über 
Friedrich den Großen beachtet zu sein. Man vergleiche aber in diesem Zu- 
sammenhang die lehrreichen Bemerkungen Friedrich von Boetitchers 
S. 227 seines Aufsatzes ‚‚Friedrich der Große‘ in dem Sammelwerk ‚‚Führer- 
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Und wenn ein Herrscher die Ratschläge des vierzehnten Ka- 
pitels befolgt, wenn einer die Geländekenntnis und das Leben an 
der Spitze seiner Truppen wahrgemacht und zum höchsten Vor- 
bild erhoben hat, dann gewiß Friedrich II. von Preußen!). 


Selten auch wird ein Herrscher diese besondere Vereinigung 
von Willenshärte und Blitzesschnelle der Entschlüsse, selten eine 
solche Verbindung von in sich selbst ruhender Unerschütterlich- 
keit und Gelenkigkeit besessen haben, die Raschheit des Handelns, 
die Fähigkeit, sich von einer Lage auf die andere umzustellen 
wie er. 


Die Umschwünge des Glückes gaben ihm wahrlich Gelegen- 
heiten genug, diese Eigenschaften zu bewähren. Ohnehin rechnete 
der König, wie der ältere Moltke, den Zufall durchaus in die 
Wirklichkeiten des Krieges mit ein, und die nüchterne Überlegung, 
daß auch den weitblickendsten Feldherrn und zumal den, der 
Großes wage, Mißgeschick treffen könne, war ihm geläufig?). 
Mag sein, daß auch da die Eindrücke, die er in der Jugend auf- 
genommen, stark nachwirkten, wenn Seine Majestät der Zufall 


tum, 25 Lebensbilder von Feldherren aller Zeiten‘ (herausgegeben von 
Friedr. von Cochenhausen, Berlin 1930) über Friedrichs Verwendung und 
Einschätzung der List im Kriege. 

1) Von den meisten Anregungen des 14. Kapitels allerdings, z. B. der, daß 
der Fürst durch Jagd seine Geländekenntnis üben und sich auch auf diese 
Weise für das Feldleben und den Krieg vorbereiten solle, wollte der Ver- 
fasser der ‚„‚Refutation du Prince de Machiavel‘‘ nichts wissen. Auch be- 
kämpft er es dort, daß der Fürst sich lediglich auf das Kriegshandwerk 
verlege und nur Soldat sein solle. Durch diese Übertreibung mache Machia- 
velli seinen Fürsten zum völligen Don Quichote. Dagegen ließ er sich auf 
die Kritik des folgenden Satzes, den er selbst befolgt hat, schon damals 
nicht ein. Er lautet: ‚Was die geistige Vorbereitung auf den Krieg anlangt, 
so muß der Fürst die Geschichte studieren und hierbei sein Augenmerk auf 
die Taten großer Männer richten, beachten, wie sie im Kriege verfahren 
sind, die Ursachen ihrer Siege und Niederlagen erforschen, um diese zu ver- 
meiden, und jene zum Muster zu nehmen, vor allem über das Beispiel so 
mancher großer Männer früherer Zeiten befolgen, die sich berühmte Helden 
der Vorzeit zum Vorbild gewählt und deren Taten und Betragen sich stets 
vor Augen gehalten haben.‘ (= Klassiker der Politik, herausg. von Friedr. 
Meinecke und Hermann Oncken, achter Band: Niccolo Machiavelli, Der 
Fürst und kleinere Schriften. Übersetzt von Ernst Merian-Genast. Berlin 
1923, S.93). 

%) Hierfür und für das Folgende siehe v. Boettichers Bemerkungen a. a. O., 
S. 222; beachtenswert vor allem die eigenen Ausführungen des Königs in 
den „Generalprinzipien des Krieges‘‘, Artikel XXIV ‚Von denen Hazards 
und von denen ohngefährlichen Zufällen, so im Kriege arrivieren‘‘. 
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in Friedrichs Weltbild eine ähnliche Rolle spielte wie die Fortuna 
bei Machiavelli, den er einst mit solchem Eifer bekämpft hatte. 

Wenn der Florentiner die Ansicht aussprach, die Fortuna 
neige sich zu dem kraftvollen Manne, und wenn er seinem Principe 
empfahl, sie, da sie doch ein Weib sei, an den Haaren herbeizu- 
zerren und sich gefügig zu machen, konnte der König nach Kuners- 
dorf sagen: er habe das Glück mehr als einmal gezwungen, zu 
ihm zurückzukehren wie eine flatterhafte Geliebte. 

In der Tat ist es von höchstem Reiz für den historischen Be- 
trachter dem nachzugehen, wie Friedrich das Mißgeschick in 
Erfolg zu verwandeln wußte, wie er nach Niederlagen, statt 
zum Stellungskrieg, den seine Zeit so hoch entwickelt hatte, seine 
Zuflucht zu nehmen, allemal die Freiheit der Bewegung wieder 
gewann. 


* + 
* 


Die Erlebnisfülle, die auf Friedrich in diesen sieben Jahren 
einstürmte, war unermeßlich. Ein anderer wäre unter dem Haß 
einer Welt zusammengebrochen. Aber auch ohne diese Berges- 
last der Vereinsamung einem solchen Wechsel von Glück und Un- 
glück standzuhalten, forderte allein schon Übermenschliches. 
Herrliche Siege: Liegnitz und Leuthen, Roßbach und Torgau! 
Blutig errungene Erfolge wie Prag, wie Zorndorf, wie Burkers- 
dorf; schwere Niederlagen: Kolin, Hochkirch, Kunersdorf, wo 
er selbst die Fahne ergriff, um den Sieg herbeizuzwingen, der sich 
ihm ebenso versagte wie der Tod auf dem Schlachtfeld! Kolin, 
von allen Niederlagen vielleicht die folgenreichste für den weiteren 
politischen und militärischen Verlauf des Krieges, die schmerz- 
hafteste aber auch in persönlicher Hinsicht ; denn sie raubte ihm 
den Ruhm der Unbesiegbarkeit! 

Sein Unstern wollte es, daß an den Tiefpunkten seiner Kriegs- 
erlebnisse menschliche Schicksalsschläge furchtbarster Art über 
ihn hereinbrachen. Bei Kolin der Verlust der Mutter. Bei Hoch- 
kirch der Tod Wilhelminens von Bayreuth, seiner Lieblings- 
schwester. Friedrich litt unendlich darunter, wie überhaupt vieles 
von der Empfindsamkeit des aufgeklärten Zeitalters in ihm 
lebte. Er war zarter besaitet, als er nach außen hin erschien. 
Die Schwere der Blutopfer quälte ihn. So sehr sie sein Gemüt 
belasteten, er übertäubte den Schmerz durch die Größe seiner 
Hingabe und den Willen, die Verluste zu ersetzen. 

Er griff im Unglück zur Philosophie, er suchte bei ihr Halt; 
aber auch sie ließ aus. Sie sei gut, schrieb er einmal an den Mar- 
quis d’Argens (19. Juli 1757), vergangenes und künftiges Leid 
zu mildern ; dem Gegenwärtigen sei sie nicht gewachsen. In zahl- 
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losen Vergleichen und Bildern hat Friedrich den Schmerz über gu 
sein Schicksal, über den Fluch seiner Sendung ausgeströmt in hir 
den Ergüssen an Schwester und Freunde. Kein volles Jahr nach En 
Kriegsausbruch schon kam er sich vor wie eine Mauer, in die das „d 
Unglück Bresche geschossen habe). Es waren nicht nur die per- de 
sönlichen Verluste, die ihn niederdrückten. Man weiß: auch der W 
Ernst seiner militärischen Lage, die Sisyphusarbeit, die er zu od 
verrichten glaubte, der Zusammenbruch seines Staates, den er 
nach Rückschlägen seiner Waffen immer wieder vor Augen sah, au 
die innere Vereinsamung drückten ihn zu Boden. Das Leben war ge 
ihm zur Hölle geworden, der Gedanke des Selbstmordes war ihm S 
vertraut, und gerade zu Beginn des letzten Feldzugsjahres, als in 
er wie ein Verdurstender in der Wüste der Fata morgana eines sc 
Bündnisses mit der Türkei zusteuerte und seine Abdankung er- zi 
wog, damals kurz bevor die überraschende, die erlösende Nachricht V 
vom russischen Thronwechsel kam, war er zum Äußersten ent- u 
schlossen. Trotz allem aber behielten Kummer und Verzweiflung d 
. nie die Oberhand; und während seine Kräfte sich zu erschöpfen ir 
schienen, blieb doch sein Wille ungebrochen, schien es zeitweise le 
auch nur der feste Wille, den Untergang Preußens nicht zu über- m 
leben. u 
Diese Todesbereitschaft Friedrichs, diese Entschlossenheit, 
die eigene Person zu opfern, damit der Staat weiterbestehe, k 
haben ihn vor dem Zusammenbruch seines Werkes bewahrt, S 
wie denn auch Clausewitz einmal gesagt hat, Leuthen sei nur } 
möglich geworden, weil der Gedanke des ehrenvollen Untergangs R 
Friedrichs ständiger Begleiter gewesen sei. 1 
In einem seiner großartigsten Briefe?) hat er einmal der ı 
Schwester ausgesprochen, daß ein Leben in Schande und Ketten € 
für ihn wertlos sei. Er hat aber darin auch betont, daß gerade | 
( 


die Not das Äußerste an Einsatz für den Staat von ihm selber 
verlange, daß er sich nun erst recht gegen das hereinbrechende 
Unheil anstemmen müsse. Kaum zwei Monate später war die 
Schlacht von Roßbach geschlagen, und jetzt konnte der König 
der Schwester schreiben: „Wir können unglücklich sein, aber 
nicht mehr ehrlos!“ 

Immer wieder begegnete den Tücken des Schicksals seine 
Standhaftigkeit, und den zahlreichen Äußerungen der Entmuti- 


1) So an den Marquis d’Argens. Brief vom 19. Juli 1757 (= Politische 
Correspondenz Friedrichs des Großen, Band i5. Berlin 1887. S. 258f.). 
2) Brief vom 17. September 1757 aus Erfurt an Wilhelmine von Bayreuth. 
Siehe Politische Correspondenz Friedrichs des Großen, Band 15, S. 349. 
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gung stehen viele andere gegenüber, worin der König jene letzte 
hinreißende Kraft der Persönlichkeit offenbart, die dann auch die 
Entscheidung brachte. „Ich sehe‘, schreibt er im März 1760, 
„die Gefahren, die mich umgeben; ich bin gewillt, mit aller nur 
denkbaren Festigkeit zu handeln, und so stürze ich mich in den 
Wirbelsturm der Ereignisse, der mich fortträgt, ich mag wollen 
oder nicht.‘ 

Diese geheimnisvolle Macht, die von seiner Persönlichkeit 
ausging, ihre unergründbare Dämonie haben auch seine Gegner 
gefühlt und daran herumgerätselt. Sein bloßer Name erregte 
Schrecken. Sie fürchteten sich davor, und wenn manche Ver- 
irrungen und Fehler, die sie begingen, mitunter unbegreiflich er- 
scheinen, so mag dieser seltsame Bann, dem sie sich nicht ent- 
ziehen konnten, dazu beigetragen haben; und während er unter 
Verwünschungen den ihm aufgetragenen Beruf, König zu sein 
und Krieg führen zu müssen ausübte, während er sich selbst 
den Unglücklichsten aller Sterblichen nannte, glühte doch etwas 
in ihm weiter, das keine Verzweiflung auslöschen konnte, ein 
letzter Glaube an sein Gestirn, auch wenn er es mit Worten nicht 
mehr wahrhaben wollte, auch wenn seine Hoffnungen zerronnen 
und seine Vernunftgründe alle am Ende waren. 

Wir sahen es: Trost konnte ihm die Philosophie als solche 
keinen spenden; wohl aber wurde sie für ihn ein Quell seelischer 
Stärke. Ihr stoischer Fatalismus gab ihm weltanschaulichen 
Halt! Die Gedankenwelt des Einsamen, der sich ganz allein 
dem Schicksal gegenüber sah, weil sein Gott in die irdischen 
Dinge nicht eingreift und kein Jenseits ihm winkt, war voll Größe 
und Härte, sie hob ihn über den Tod und die Vernichtung der 
eigenen Existenz weit hinaus, sie nährte in ihm jene letzte innere 
Unabhängigkeit und Unbeugsamkeit, die Schicksalsträchtigkeit, 
den Schicksalsglauben, die sein Heldentum umwittern. 

Das ist sein Größtes, daß er trotz allem immer wieder sich 
aufraffte und aufrecht blieb, obwohl die letzten Kriegsjahre ihn 
mehr als einmal vor Situationen stellten, die völlig aussichtslos 
schienen. Es triumphierte nicht die Verzweiflung, das letzte Wort 
behielt seine zähe Ausdauer, seine Tapferkeit, sein Glaube an sich 
selbst. Dies war in Wahrheit das eigentliche Mirakel des Hauses. 
Brandenburg: König Friedrich, der große Mensch, der Held! 

Friedrich hat in seiner Geschichte des Siebenjährigen Krieges, 
da wo er die Ursachen aufzählt, die Preußens Untergang ver- 
hindert haben, den Hauptretter vergessen: sich selbst! 


* * 
* 
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Friedrichs unerschütterliches Ausharren rief die Arme der 
Götter herbei und den Frieden. Sieger blieb der, dessen Nerven 
die Probe bis zuletzt bestanden: er hatte durchgehalten. Einen 
zerbrochenen König hätte auch der bekannte Umschwung der 
Dinge in Rußland nicht wieder emporgetragen. Aber die Wendung 
im Zarenreich wirkte sich alsbald aus. In Friedrichs Seele aller- 
- ‚dings, so erzählt uns sein Vorleser de Catt, löste sich erst allmäh- 
lich der furchtbare Druck, der auf ihm gelastet hatte. Es war, 
als habe der König nicht mehr so recht glauben können, daß es 
nun anders werde. Wer weiß, was der neue Russenkaiser tun 
würde! Friedrichs Gemüt war so überschattet von Unglück, daß 
die Entspannung nur langsam von ihm Besitz ergriff. Erst all- 
mählich erwachte in ihm die Hoffnung wieder, und es kam schließ- 
lich so, wie er der geistreichen Herzogin von Gotha schrieb!), daß 
‚das Schicksal selbst müde wurde, ihn zu verfolgen! 

Durch den russischen Thronwechsel hatte sich die politische 
und militärische Lage gebessert. Man bekam von dieser Seite 
her Luft. Ostpreußen, das die verstorbene Zarin als Siegespreis 
hatte einstecken wollen, wurde frei. Die bisherige Gegnerschaft 
Rußlands verwandelte sich in Waffenstillstand, Freundschaft 
und Bündnis. Der neue Herrscher, der halbverrückte Peter, ver- 
‚götterte den König. 

Die veränderte Haltung der russischen Regierung zog auch 
.den Frieden mit Schweden nach sich?2). Die Machthaber der 
Hüte-Partei nahmen nun die Vermittlung derselben Königin in 
Anspruch, deren heißblütige Kronmachtspolitik soviel Groll bei 
ihren ständischen Gegenspielern erweckt hatte, und jetzt wurde 
ihre nahe Blutsverwandtschaft mit dem großen Feinde als ein 
Plus für die Beendigung des Kampfes gebucht, dessen man auch 
in dem nordischen Reich längst müde geworden war. Luise 
Ulrike, die selber keinen höheren Wunsch hatte, als ihrem Bruder 
Erleichterung zu verschaffen, war es, die ihm brieflich Schwedens 
Geneigtheit, Schluß zu machen, andeutete und Widerhall bei ihm 
fand. Machtverschiebungen oder territoriale Änderungen brachte 
.der Friedensvertrag nicht. Das Ergebnis ist wiederum bezeich- 
nend für den Erschöpfungszustand, in den Freund und Feind ge- 
raten waren. Schweden hatte sich nur arg geschwächt durch die 
unkluge und ruhmlose Beteiligung am Kriege, wurde aber nicht 
dafür bestraft. Preußen hingegen zog keinen politischen Nutzen 


1) Brief an die Herzogin von Gotha vom 2. November 1762. Siehe Politische 
Correspondenz Friedrichs des Großen, Band 22, S. 306. 
“#) Vgl. hierzu Stavenow, Geschichte Schwedens usw. S. 357 ff. 
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aus der Überlegenheit seiner Waffen und war froh, wieder einen 
seiner Gegner vom Halse zu haben. 

Es blieb somit die schwere Anomalie an der Wasserkante 
bis zum Ende des napoleonischen Zeitalters bestehen, daß die 
Besitzungen einer fremden skandinavischen Macht in den deut- 
schen Reichs- und Volkskörper einschnitten. 

Als Mirakel des Hauses Brandenburg hatte Friedrich selbst 
in seiner Not die glückliche Wendung begrüßt, die ihm der Tod 
der Zarin Elisabeth und die Thronbesteigung Peters, seines Be- 
wunderers, gebracht hatte. So angenehm fühlbar jedoch die Ver- 
minderung des Druckes wurde, günstig nahm sich die Situation, 
trotzdem Österreichs Kräfte noch mehr aufgebraucht waren als 
die Preußens, auch jetzt nicht aus; nach wie vor blieb 
sie höchst feuersgefährlich. England, sein Bundesgenosse, hatte 
den König nach dem Ausscheiden des großen Pitt aus der 
Regierung preisgegeben. Es steuerte auf den Sonderfrieden mit 
Frankreich los. Der Zar verlor schon nach einem halben 
Jahr Thron und Leben. Mit dem Sturz und der Ermordung 
Peters zogen sich neue Wolken im Osten zusammen. Seine Ge- 
mahlin Katharina, die nunmehr das Riesenreich lenkte, die deut- 
sche Prinzessin. aus dem kleinfürstlichen Hause Anhalt-Zerbst 
und Tochter eines ehemaligen preußischen Generals, zeigte ein 
weniger freundliches Gesicht. Sie verhielt sich zweideutig und 
anspruchsvoll. Ihre Neutralität war nicht vertrauenerweckend. 
Ging der Kampf weiter, dann war auf ein wohlwollendes Beiseite- 
stehen der Zarin keineswegs sicher zu rechnen. Ein erneuter 
Eintritt Rußlands in den Krieg aber mußte die inzwischen im 
letzten Feldzugsjahr errungenen kleineren militärischen Erfolge 
auf dem schlesischen, dem sächsischen und mitteldeutschen 
Kriegsschauplatz in Frage stellen. Selbst eine mit gelindem 
Druck vollzogene russische Friedensvermittlung konnte das 
re Ende gefährden, auf das der König nach sorgfältiger 

rprüfung seiner und der feindlichen Kräfte zusteuerte: einen 
Frieden ohne Landerwerb mit Anerkennung des früheren Besitz- 
standes! 

Friedrich wäre ein Narr gewesen, hätte er in seiner schwieri- 
gen Lage nicht schon früher in Betracht gezogen, das aussichts- 
los gewordene Ringen ehrenvoll zu beenden, ohne daß er sich 
aus seiner wohlerwogenen Zurückhaltung, stumm wie ein Karpfen 
zu sein, herauslocken ließ!). Aber die Möglichkeit war ihm bisher 


1) Über diese vorausgegangenen Friedensfühler und die persönliche Stim- 
mung des Königs gibt überall Koser im zweiten Bande seiner Biographie 
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nicht geworden. Er hatte auf die leisesten Anzeichen eines Zer- 
falls der feindlichen Koalition gelauert. Der naheliegende Ge- 
danke, mit dem ermatteten Frankreich zu einem Sonderfrieden 
zu kommen, hatte eine Zeitlang sowohl die englische wie die 
preußische Diplomatie beschäftigt. Aber die Vorfühlungen waren 
ergebnislos verlaufen, da Österreich, damals noch ungebrochen in 
seinem Kriegswillen, dem wankenden Bundesgenossen den Rücken 
gesteift hatte. Dies war in dem schlimmen Winter nach Kuners- 
dorf und Maxen gewesen. Inzwischen hatte sich der Abfall Eng- 
lands, wo Friedrichs Heldentum einst im Gefühl innerer Wahl- 
verwandtschaft mit dem protestantischen Preußen so stürmisch 
gefeiert worden war, angebahnt und schließlich auch vollzogen. 
Die Auseinandersetzungen am Hof und in der Regierung, die 
allmähliche Verdrängung Pitts durch seinen unebenbürtigen 
Nebenbuhler Bute wirkten sich zum Nachteil des Bündnisses 
aus: Lord Bute, mehr royalistisches Parteihaupt als Staatsmann, 
wünschte das Ende des Kampfes auch aus innerpolitischen Grün- 
den, um seine Herrschaft zu befestigen! Frankreich wollte er den 
Verlust seiner überseeischen Besitzungen erträglicher machen 
durch Preisgabe der preußischen Lande am Rhein und übte einen 
entsprechenden Druck auf Berlin aus. Die Einschüchterungs- 
taktik des englischen Ministers, gleichsam mit erhobenem Stock 
mit Friedrich zu verhandeln, war an diesem abgeprallt. Der 
König weigerte sich, den eigenen Staat zur Handelsware fremder 
Mächte erniedrigen zu lassen. Eine Verstümmelung Preußens 
kam für ihn nicht in Frage. Er blieb standhaft. Aber es ist doch 
so, als habe das Schicksal dem Manne, den es im Krieg auf die 
furchtbarsten Proben gestellt, nun auch die Entwirrung des 
Knotens so schwer als möglich machen wollen! Denn man muß 
sich vergegenwärtigen: jetzt kehrte sich der ehemalige Freund 
gegen ihn. Österreich gab der neue Leiter der englischen Außen- 
politik zu verstehen, daß man einem Rückfall Schlesiens an Maria 
Theresia zustimme, und als schließlich die Thronbesteigung Peters 
jene vollkommen veränderte Lage im Osten schuf, setzte er in 
Petersburg sich dafür ein, daß sich Rußland nicht aus dem Kriege 
zurückziehe. Mochte der Fortfall der Subsidien den König noch 
so empfindlich treffen, viel bedenklicher war es, daßin dem Augen- 
blick, wo die feindliche Koalition auseinanderzufallen begann, 
sich vor dem Schicksalsverfolgten die Gefahr auftat, daß die 
Mächte unter englischer Führung sich zusammenfänden, um dem 


reichlich Auskunft, ebenso über das im folgenden mehrfach berührte Ver- 
hältnis zu England. 
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früheren Bundesgenossen einen Frieden nach ihrem Geschmack 
aufzuzwingen. Mit Pitt war der einzige Mann aus der Regierung 
geschieden, auf den er beim Friedensschluß einigermaßen hätte 
rechnen können. Nun wollte man ihn mit den Künsten der Di- 
plomatie dahin bringen, wohin ihn die vereinten Waffen seiner 
Gegner all die Jahre nicht gebracht hatten, den Frieden durch 
Nachgiebigkeit zu erkaufen. Noch hatten sich freilich London 
und Paris nicht gefunden, aber sie waren auf dem Wege dazu. 
Es war gut, wenn der König möglichst vorher zum Zuge kam! 


* x 
* 


Um die zwei deutschen Festlandsmächte stand es so: Die 
Kräfte des österreichischen wie des preußischen Staates waren 
der Erschöpfung nahe. Sie erlaubten der Kriegführung kein 
größeres Wagnis mehr. Jeder weitere Fehlschlag ernster Natur 
bedrohte beide Parteien mit einem Zusammenbruch ihrer Streit- 
macht. Die politischen Folgen neuer Niederlagen waren für Öster- 
reich wie Preußen schwer abzusehen. 

Maria Theresia hatte nicht davor zurückgeschreckt, alle 
Hilfsquellen ihrer nördlichen Kronlande auszuschöpfen; aber es 
entging ihr nicht, daß deren Spannkraft nachließ, und daß auch 
ihre Generale der fruchtlosen Feldzüge müde wurden. Sei kein 
Friede zu schaffen, so schrieb ihr Marschall Daun nach dem Fall 
von Schweidnitz in einem Bericht über die Heeresverhältnisse, 
dann sehe er nicht, wie der Krieg fortgeführt werden könne, da 
die Armee nicht einmal den Winter hindurch zu erhalten sei. 
Kaunitz stimmte bei, man müsse mit Beschleunigung am Zu- 
standekommen des Friedens arbeiten. Mit den französischen 
Hilfsgeldern war es aus. Die österreichischen Finanzen standen 
vor dem Zusammenbruch. 

Die vielen Enttäuschungen der letzten Jahre waren nicht 
spurlos am Herzen der Kaiserin vorübergegangen!). Sie hatte 
Rußlands Abfall und Frankreichs Erschlaffung erlebt. An eine 
Rückkehr der Zarin zum früheren Bündnis glaubte sie nicht. 
Nach dem Umschwung im Osten hatte sie überhaupt wenig zu 
hoffen. Ihr Lieblingsziel, Schlesiens Rückeroberung, sah sie mehr 
und mehr als unerreichbar dahinschwinden, und doch hatte ihr 
eigener Anteil an den ÖOperationsplänen, sofern sie überhaupt 
Einfluß darauf nahm, in dieser Richtung sich bewegt. An eine 


!) Ich greife hier auf meine früheren Ausführungen über Maria Theresias 
Haltung zu Ende des Siebenjährigen Krieges zurück. Siehe ‚‚Geist und 
Staat‘ a.a.0.S. 112 ff. 
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Vernichtung Preußens war schon gar nicht zu denken. Zuletzt 
schleppte sie die Last des sterbenden Feldzugs nur noch hin, 
um irgendeinen kleinen Vorteil zu erhaschen, einen Fetzen Landes, 
eine Festung bei den Friedensverhandlungen in die Waagschale 
werfen zu können. Die Kaunitzsche Politik der Vergeltung und 
Einkreisung, die von Maria Theresia mit ihrer fürstlichen Ver- 
antwortung gedeckt, die mit weiblichstem Gefühl und persön- 
lichem Nachdruck von ihr betrieben worden war, hatte Schiff- 
bruch erlitten: Der Mann, dem das kaiserliche Habsburg das 
Schicksal Heinrichs des Löwen hatte bereiten wollen, behauptete 
sich und seinen Staat. Ja, die Kaiserin mußte zuguterletzt 
fürchten, er werde den längeren Atem haben als sie. 

Für Friedrich lagen die Dinge so: Auch er war am Ende des 
Menschenmöglichen angelangt, hatte sich doch der Kampfwert 
seines Heeres stark vermindert. Immerhin, er hätte noch fort- 
kämpfen können! Er hatte sogar die Geldmittel beisammen, 
um die Kosten eines weiteren Feldzugs zu bestreiten. Aber er 
mußte sich sagen, daß selbst neue Waffenerfolge, errungen mit 
einem geschwächten Heer und versiegender Kraft, die Gesamt- 
lage für ihn schwerlich von Grund aus umstoßen würden. Die 
Hilfe aber der Türken und Tataren, auf die er seine letzte Hoff- 
nung baute, eine Entlastung zu erfahren, blieb aus, obwohl der 
König diese Verhandlungen unermüdlich und mit allerpersönlich- 
stem Anteil fortspinnen ließ!). Noch einsamer stand er da als 
zu Beginn des Krieges. Trotz der überwältigenden Taten seines 
Genius waren die Grenzen seiner Macht und seines militärischen 
Leistungsvermögens nicht nur der Welt, sondern ihm selber in 
diesen Tagen deutlich geworden, wo Erfolge und Niederlagen 
seiner Heere, Hoffnung und Verzweiflung in seiner eigenen Brust 
einander abgelöst hatten. Schloß er nun Frieden, dann war die 
Selbstbehauptung gleichbedeutend mit einem vollen Sieg, war 
doch der Riesenkampf für ihn um Sein oder Nichtsein gegangen. 

Rein militärisch ließ das letzte Jahr des Feldzugs sich günstig 
für ihn an. Natürlich erlaubten die Umstände nur eine gedämpfte 
Kriegführung aus der Verteidigung heraus. Der König hatte 
seine zu Ende des Vorjahres auf 60000 Mann zusammengeschmol- 
zene Armee mit einer letzten gewaltigen Kraftanstrengung aufs 
Doppelte dieser Zahl gebracht. Durch seinen Sieg bei Burkers- 
dorf, wo ihm Tschernitschew, von Katharina abgerufen, durch 


I) Band XXI und XXII der Politischen Correspondenz geben darüber 
Aufschluß, in welchem Maße den König diese Verbindungen und Hoff- 
nungen nach dem nahen Orient hin fortwährend bis zuletzt beschäftigten. 
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Verzögerung des Abmarsches seiner Truppen noch einen großen 
Dienst erwies, war Daun im Sommer von Schweidnitz abgedrängt 
worden. Nach dem Scheitern eines österreichischen Entsatz- 
versuchs bei Reichenbach ergab sich die Festung im Oktober. 
Kaum drei Wochen später gewann Prinz Heinrich, der in Sachsen 
gegen eine Übermacht von Österreichern und Reichstruppen 
nicht immer glücklich gefochten hatte, bei Freiberg seine erste 
Feldschlacht gegen das verstärkte Reichsheer des Prinzen Stol- 
berg-Gedern. Doch blieb Dresden in den Händen des Feindes, 
und ebenso behauptete er in Schlesien Glatz, einen der wichtigsten 
Plätze des Landes. 

Schließlich wurde im November mit den Österreichern auf 
beiden Kriegsschauplätzen eine Waffenruhe für den Winter ver- 
einbart. Die Reichslande waren davon ausgenommen!). Preußi- 
sche Streifkorps schwärmten nach Mitteldeutschland aus und 
brandschatzten in Franken geistliche und reichsstädtische Ge- 
biete, Teile von Thüringen und das Bistum Fulda. Gleichzeitig 
aber ließ der König den Reichsgliedern, die sich von der Sache der 
Kaiserin trennen wollten, Neutralität anbieten, wie sie dem 
Schweriner Herzog auf den Frieden mit Schweden hin gewährt 
worden war, und Kurbayern, Pfalz, Kurköln und Württemberg 
ließen sich im Januar zum Verdruß des kaiserlichen Hofes darauf 
ein. Es war das Vorspiel dazu, daß das Reich sich ganz aus dem 
Kampfe zurückzog. Die Kaiserin konnte ihre deutschen Ver- 
bündeten ebensowenig mehr schützen wie Frankreich; diesem 
hatte der späte Eintritt Spaniens in den Kampf nur eine letzte, 
schwere Enttäuschung gebracht. Gegen die französischen Streit- 
kräfte in Deutschland hatte Prinz Ferdinand von Braunschweig 
im Sommer Erfolge davongetragen: Sein Sieg bei Wilhelmsthal 
(24. Juni) und Lutterberg (23. Juli) und die Einnahme von 
Kassel hatten auch auf diesen Kampfschauplätzen die Situation 
Preußens verbessert. Von diesen neugewonnenen Positionen her 
konnte Friedrich einer Friedensverhandlung zuversichtlicher ent- 
gegensehen, als wenn er aus Bedrängnis heraus hätte die Hand 
bieten müssen. 

Der Stundenzeiger freilich der allgemeinen Weltentwicklung 
war weit vorgerückt, daß er nicht allzu lange mehr zögern durfte. 
Eben jetzt zeitigte der englische Regierungsumschwung auch in 


I) Für die Vorgänge im Reich ist überall, wo sie in dieser Studie berührt 
werden, das Werk von A. Brabant ‚Das Heilige Römische Reich Teutscher 
Nation im Kampfe mit Friedrich dem Großen‘‘ (1904), insbesondere auch der 
jüngst erschienene dritte Band (1931) heranzuziehen. 


when re ee 


ne ER © 





292 Willy Andreas 


der Außenpolitik seine Früchte: Der Abkehr vom preußischen 
Bündnis folgte der Abschluß des Präliminarfriedens mit Frank- 
reich (3. November 1762). Daß der König von Preußen davon 
ausgeschlossen war, brandmarkte Pitt im Parlament als hinter- 
listig und gemein. In dem Vertrag von Fontainebleau hatte man 
sogar bei Aufzählung der Gebiete, die von den Franzosen an ihre 
Eigentümer zurückzuerstatten waren, die preußischen Be- 
sitzungen am Niederrhein, Kleve, Mörs und Geldern, absichtlich 
übergangen, was den König noch mehr verletzte als der Friedens- 
schluß selber. Durch rasche Besetzung beschwor er die Gefahr, 
daß sie etwa in österreichischen Händen zum Faustpfand bei 
den kommenden Verhandlungen werden könnten. 
* e * 

Wie oft sind in der Geschichte die ehrlichsten Friedens- 
neigungen an der fortdauernden Verhärtung der Gegensätze 
oder am Fehlen eines geeigneten Mittlers gescheitert! Leicht 
war es auch hier nicht, zum guten Ende zu kommen. Maria 
Theresia wich der Einmischung Rußlands, das auch in Wien 
anpochte, ebenfalls aus; sie war mißtrauisch geworden gegen den 
früheren Bundesgenossen, der sie im Stich gelassen hatte. Kaunitz 
hielt eine unmittelbare Verständigung mit Preußen entschieden 
für zuträglicher als eine Vermittlung Rußlands. Daß Friedrich 
Englands oder Frankreichs Dienste genehm sein würden, war nach 
allem Vorausgegangenen nicht zu erwarten. 

Schon war die Kaiserin, so schwer es ihr wurde, nahe daran, 
unmittelbar ihren Feind anzugehen, den sie doch so bitter als 
den bösen Mann verabscheute. Diese Demütigung blieb ihr er- 
spart; denn Sachsen, gleichfalls mürbe geworden, sehr erholungs- 
bedürftig und friedenshungrig, schaltete sich vermittelnd ein. 

Es hatte die haßerfüllte Politik seines ränkevollen Lenkers, 
des Grafen Brühl, teuer bezahlen müssen!). Der Anschluß an das 
Bündnis Österreichs und Frankreichs, das von ihm so eifrig ge- 
fördert worden war, hatte es schlimmer getroffen als irgendein 
anderes Land?). Es blutete aus tausend Wunden. Gleich zu 


1) Das tendenziöse, zur Verherrlichung Brühls verfaßte, sehr oberflächliche 
Werk von Aladär von Boroviczeny ‚‚Graf von Brühl. Der Medici, Richelieu 
und Rothschild seiner Zeit‘. Amalthea-Verlag Zürich, Leipzig, Wien 
(1930), hält einer ernsten Prüfung nicht stand. 

%) Über Sachsens Lage im Siebenjährigen Krieg vgl. die zusammenfassende 
Schilderung in der mustergültigen „Sächsischen Geschichte‘ (Band 2, 
Dresden 1935) von H. Kretzschmar. 
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Anfang war es Hauptkriegsschauplatz geworden. Daß Brühl 
trotz seiner ausgesprochenen Preußenfeindschaft das Heer ver- 
nachlässigt hatte, war eines der sträflichsten Versäumnisse 
seiner Staatsführung, die sich mehr auf die tragende Kraft 
der verbündeten Großmächte Österreich una Rußland als 
auf eigene Wehrbereitschaft verließ. Die sächsischen Truppen 
erlagen den preußischen: an Zahl, Ausrüstung und mili- 
tärischer Durchbildung waren diese ihnen weit überlegen. Die 
Zwangseinstellungen der Landeskinder und der Kriegsgefangenen 
in die Armee des Gegners, der damit einen Teil der Verluste aus- 
gleichen wollte, wurde in all dem Elend doppelt schmerzlich von 
der Bevölkerung empfunden. Sie litt unsäglich unter den Heim- 
suchungen der kämpfenden Heere; denn Österreicher und Reichs- 
truppen führten sich nicht besser auf als die Preußen. 
Während der Besetzung preßte Friedrich aus dem wirtschaft- 
lich und finanziell leistungsfähigen Lande alles heraus, dessen er 
zur Führung des Krieges bedurfte. Viele Millionen hatte allein 
das reiche Leipzig hergeben müssen. Friedrichs Groll gegen den 
Premierminister verschärfte die Unerbittlichkeit seines Vor- 
gehens. Dem Kurfürsten Friedrich August II., der ganz zur 
Puppe des allmächtigen Günstlings geworden war, hatte er von 
Jugend an keine besondere Achtung entgegengebracht. Während 
dieser mit seinem Ratgeber Brühl sich zu Warschau in seiner 
polnischen Residenz dem Kriegselend entzog, hatte seine habs- 
burgische Gemahlin Maria Josefa, auch sie eine geschworene 
Feindin des Preußenkönigs, inmitten der Einlagerung ausgeharrt. 
Sie starb schon im zweiten Jahr des Feldzuges: Friedrichs Sieg 
von Roßbach habe ihr, so hieß es, das Herz gebrochen. Nach 
ihrem Tode suchte der tüchtige Kurprinz, Friedrich Christian, 
der die Not seiner Heimat teilte und von seinem großen Gegner 
geschätzt wurde, wiederholt den Frieden anzubahnen. Seine 
Frau, die Wittelsbacherin Maria Antonie, Tochter des unglück- 
lichen Karl Albrecht, dem König Friedrich einst zur deutschen 
Kaiserkrone verholfen hatte, hegte die gleichen Wünsche. Die 
Bemühungen des Thronfolgers sollten zum Ziel führen?) ! 


1) Dies im Anschluß an Kosers Ausführungen, Band II, S. 326 ff. — Kosers 
Darstellung der Friedensverhandlungen beruht neben den preußischen 
und russischen Originalquellen vornehmlich auf den älteren Werken Arneths, 
Schäfers und der heute noch durch ihren Stoffgehalt und ihre Gründlichkeit 
beachtenswerten Schrift von Beaulieu-Marconnay über den Hubertus- 
burger Frieden (1871). Doch bietet die Vorgeschichte des Friedenswerkes 
gerade von der sächsischen Seite her noch einige offene Fragen ; insbesondere 
sollten die Friedensbestrebungen des Kurprinzen etwas genauer untersucht 
Historische Zeitschrift 158. Bd, 19 
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Es ist ergötzlich zu sehen, wie der Staatskanzler Graf Kaunitz, 
ein Meister in seinem Fach, als der sächsische Geheimrat von 
Saulin Wien erschien, um Stimmung für die Beilegung des Kamp- 
fes zu machen, diese Wendung fürs Prestige seiner Herrin aus- 
| zuwerten verstand. Bluff und Verstellung gehören nun einmal 
Bi zu den Künsten der Diplomatie, und wie sollte gerade die des 
’ Rokoko sich ihrer nicht bedienen, konnte sie es doch an Feinheit 
der politischen Schachzüge mit jedem Zeitalter aufnehmen ? 
Kein Wort, wie willkommen und wahrhaft erleichternd dem 
Grafen Kaunitz der Schritt des befreundeten, kriegsmüden Puffer- 
| staates war, von dessen Mittlerschaft er keinen herrischen Druck 
N zu befürchten hatte! Österreich, so erklärte er vielmehr Saul 
N | und dem kurfürstlichen Gesandten Flemming, sei im besten Zuge, 
sich zum nächsten Feldzug mit doppeltem Kraftaufwand zu 
| rüsten. Bloß die Rücksicht auf Sachsens Bedrängnis sei es, durch 
I die sich seine Kaiserin bewogen fühle, an die baldige Herbei- 
N I führung des Friedens zu denken. 
I Ins preußische Hauptquartier hingegen wurde ein anderer 
IK sächsischer Vertreter, Freiherr von Fritsch, gesandt, um für das 
j darniederliegende Land Erleichterung seiner Lasten zu erbitten ; 
| | zugleich aber sollte er die Unterredung auf eine Friedensvorfühlung 
a hinausspielen, da Österreich zu einem billigen und ehrenhaften 
N Abschluß geneigt sei. Daß er die richtige Stunde nicht verpassen 
| dürfe, sagte sich Friedrich gewiß, als das russische Vermittlungs- 
Mi anerbieten ihm wieder dichter auf den Leib rückte. Auf sein 
fl a Ausweichen hin hatte sich die Zarin sogar zu einem eigenhändigen 
IH Schreiben aufgeschwungen, worin Freundschaftsbeteuerungen mit 
unverkennbaren Drohungen untermischt waren. Deutlich gab 
Katharina zu verstehen, daß sie die Mittel in der Hand habe, 
} ihre friedliche Haltung, der sie ohnehin alle Ergebnisse ihrer 
| Beteiligung am Kriege geopfert habe, zu ändern. Abermals bog 
1 Friedrich in geschickter Weise vor dem russischen Einmischungs- 
N versuch aus, ließ jedoch in aller Liebenswürdigkeit nun seiner- 
11 seits durchblicken, daß er trotz der Vorteile, die ihm eine bessere 
I Verhandlungsposition als vordem sicherten und vielleicht sogar 
# gerechte Ansprüche auf Entschädigung nahelegten, bereit sei, 
ıEl sich mit der Wiederherstellung seines Besitzes zu begnügen. 
Ban Die Friedensgespräche mit dem Geheimrat von Fritsch 
Bi waren bereits im Gang, als dieser Gedankenaustausch mit Peters- 
burg stattfand. Am selben Tag, als Katharinas Schreiben in 


werden. — Ich behalte mir vor, mit einer derartigen Arbeit einen meiner 
Schüler zu betrauen. 
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die Hand des Königs gelangte, empfing er den sächsischen Ge- 
sandten zum zweitenmal. 

Dieser!), ein gebildeter Herr von ausgeprägten literarischen 
Neigungen, der ohne Dienstanstellung auf dem Lande lebte, 
war dem König aus früheren Begegnungen her bekannt und bei 
ihm wohl gelitten. Selbst Gutsbesitzer und wirtschaftskundig, 
war er in den Verhältnissen seiner Heimat recht bewandert. 
Gerade eben, als der Ruf an ihn erging, die Friedensverhandlungen 
aufzunehmen, hatte sich Fritsch damit befaßt, Maßregeln vor- 
zubereiten, die zur Hebung des verelendeten Landes nach Kriegs- 
ende ergriffen werden könnten; durch seinen Schwiegersohn, 
den Geheimen Legationsrat Ludwig Ferdinand von Saul, einen 
Vertrauten Brühls, hatte er das Augenmerk des Premierministers 
auf seine Ansichten über die künftige Wiederherstellung der 
sächsischen Wirtschaft, Finanzen und Verwaltung gelenkt. Jetzt 
mußte er die Arbeit liegen lassen und sich in die Höhle des 
Löwen begeben. 

Es war nicht ein Versagen des welterfahrenen Mannes, wenn 
er fast nichts von alledem erreichte, was die sächsische Regierung 
zu erlangen gewünscht hatte. Das politische und persönliche 
Übergewicht seines Gegenspielers war von vornherein zu er- 
drückend. Und andrerseits war die unbedingte Friedensbedürftig- 
keit seines Landes nicht geeignet, Österreich, obwohl es so oft 
verheißen hatte, Sachsen Entschädigungen zu verschaffen, zur 
Einhaltung seiner Versprechungen zu bewegen. Nur zu bald 
sollte auch diese Schwäche der sächsischen Position an den Tag 
kommen. 

So sehr die Bereitwilligkeit Preußens, in Friedensverhand- 
lungen einzutreten, in Warschau und Wien begrüßt worden war, 
so bald begrub ihr Verlauf den Rest der Hoffnungen, die man sich 
an beiden Orten noch gemacht hatte, einen bescheidenen Gewinn 
davonzutragen. Die Luftschlösser gar, die sich Brühl früher aus- 
gesonnen, als er und seine Bundesgenossen noch mit Preußens 
Zerschlagung rechneten, waren in Nichts zerstäubt; jetzt wäre 
man mit einer Erwerbung von Erfurt oder mit den preußischen 
Enklaven in der Lausitz zufrieden gewesen. Auch auf eine Geld- 
entschädigung sollte Fritsch hinausgehen. Gleich 'bei der ersten 


1) Siehe über die Persönlichkeit Fritsch’s Woldemar Lippert, ‚Friedrich der 
Große und der sächsische Geheimrat von Fritsch‘ in der Festschrift zum 
fünfundsiebzigjährigen Jubiläum des Sächsischen Altertumsvereins (1900), 
Beiheft zum Neuen Archiv für sächsische Geschichte und Altertumskunde, 
Band zı. 
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Begegnung mit dem König hatte er jedoch das Gefühl, auf einen 
unbeirrbaren Willen zu stoßen!). Mit dürren Worten hatte Fried- 
rich ihm 'sofort erklärt, daß er keinen Groschen und kein Dorf 
herausrücken werde. Sogar dem preußischen Vertreter, dem 
empfindsameren Hertzberg, ging die Härte seines Königs Sachsen 
gemr etwas zu weit. Er vermochte nicht, sie zu mildern. 

terreich aber dachte nicht daran, den sächsischen Entschädi- 
gungsplan, wie es der Bundesgenosse von ihm erwartete, als 
Ehrensache oder als unabdingbare Voraussetzung eines Friedens- 
schlusses zu verfechten. Es hatte genug mit sich selber und mit 
dem gefährlichen preußischen Partner zu tun, der auch im diplo- 
matischen Kampf mit zäher Willenskraft seine Absichten verfocht. 
Selbst in seinen Hoffnungen auf ein geschicktes Abstimmen der 
wechselseitigen Verhandlungstaktik sah sich Sachsen enttäuscht, 
was man preußischerseits zu nutzen wußte, um den Druck 
zu verstärken. 

So mußte sich Sachsen damit begnügen, keine Gebiets- 
einbuße zu erleiden. Die finanzielle Wiedergutmachung der 
Kriegsschäden wurde ihm ebenfalls abgeschlagen. 

In der sächsischen Geschichte macht der Friedensschluß 
einen tiefen Einschnitt, und die Nachwirkung der verlorenen 
Partie ging vom 18, ins 19. Jahrhundert über: Sachsen hat die 
Folgen der Niederlage, zu der bald auch der Verlust der pol- 
nischen Königskrone kam, niemals mehr verwunden?). Hatte 
ihm unter Brühl in den großen europäischen Auseinandersetzungen 
noch das Ziel vor Augen geschwebt, eine Rolle als Großmacht 
neben den übrigen Mächten zu spielen, so blieb es hinfort in seiner 
politischen Bedeutung auch innerhalb Deutschlands empfindlich 
herabgedrückt. Mit Preußen den Kampf um Gleichberechtigung 
aufzunehmen, daran konnte es nicht mehr denken. Im Gegenteil, 
es lief wie Polen, dem es sein Geschick zeitweilig und mit so frag- 
würdigem Nutzen verbunden hatte, Gefahr, in allgemeinen 
Krisen Beute- und Entschädigungsstück auf dem europäischen 
Ländermarkt zu werden. 

Im Bereich der geistigen, künstlerischen und wirtschaft- 
lichen Kultur dagegen sollten sich die mannigfaltigen Kräfte 
und Gaben seiner Bevölkerung weiterhin und oft geradezu schöpfe- 
risch entfalten. 

* . * 


I) Fritsch an den Kurprinzen 29./30. November 1762. Pol. Corr. Friedrichs 
d. Gr., Band XXI, S. 355. 


2%) Vgl. hierzu und zu dem Folgenden Hellmut Kretzschmar a.a.O. $. 91. 
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Der letzte Akt der Verhandlungen spielte sich in Hubertus- 
burg, dem ostwärts von Grimma gelegenen Lustschloß des säch- 
sischen Hofes ab; denn der österreichische Unterhändler, Hofrat 
von Collenbach, hatte sich nicht überwinden können, wie ur- 
sprünglich vorgesehen, nach Leipzig zu kommen und fand dafür 
die volle Billigung seiner Regierung: eine Verhandlung unmittel- 
bar unter den Augen des Königs im preußischen Hauptquartier 
hätte diesen zu sehr vor Europa als Friedensdiktator erscheinen 
lassen! Friedrich selber wagte man allerdings mit diesem Ein- 
wand nicht zu kommen; man schützte vor, das Geheimnis sei 
in Hubertusburg besser gewahrt. Dem König selbst war die 
Wahl des Ortes ziemlich gleichgültig. 

Schloß Hubertusburg hatte bessere Zeiten gekannt. Es war 
eine Schöpfung Johann Christoph Naumanns. August der Starke 
hatte es für den Kurprinzen anlegen lassen. Hier konnte man ja 
der von Frankreich eingeführten Parforcejagd trefflich obliegen. 
Die Mutzschener Heide bot hierzu ein günstiges Gelände. Der 
Nachfolger hatte weiter daran gebaut. Doch war der Dresdener 
Architekt Knöffel, den er dazu heranzog, seiner Aufgabe nicht 
ganz gewachsen. Erst Anfang der fünfziger Jahre war das Schloß 
fertig geworden.!) Die umgebenden Eichen-, Buchen- und Birken- 
waldungen bargen Rot- und Schwarzwild in Menge. Im Recke- 
nitzer Holz wurden Fasanen gehegt. Auf Waldteichen und Seen 
tummelten sich Wasservögel. Der sprühende Zauber der Rokoko- 
feste hatte einst diese Stätte erfüllt. Zur Hubertusfeier im No- 
vember verschrieb man sich die Sänger der kurfürstlichen Oper 
und der Hofkapelle aus Dresden. So hat auch der berühmte 
Kapellmeister und Tondichter Hasse mit seiner Frau, der schönen 
Sängerin Faustina, im Schlosse gewohnt, und unter den Künst- 
lern soll sich auch der Flötist Quanz?) befunden haben, den 
später Friedrich der Große an seinen Hof zog. Auch die Neuberin 
durfte mit ihrer Schauspielertruppe hier vor den hohen Herr- 
schaften agieren und wurde mit dem ersehnten Titel einer Hof- 
komödiantin belohnt. Wie traurig aber sah es jetzt aus! Unter 


I) Über die Baugeschichte des Schlosses Hubertusburg siehe Cornelius 
Gurlitt, Geschichte des Barockstils und des Rokoko in Deutschland (1889), 
ferner auch: Beschreibende Darstellung der älteren Bau- und Kunstdenk- 
mäler des Königreichs Sachsen. 27. Heft: Amtshauptmannschaft Oschatz 
(I. Teil), bearbeitet von Cornelius Gurlitt (1905), S. 122 ff. 

2) Johann Joachim Quantz erwähnt allerdings in seinem (1754) selbst 
verfaßten Lebenslauf nichts darüber; siehe diese kleine Autobiographie in 
„Historisch-kritische Beyträge zur Aufnahme der Musik‘ von Friedrich 
Wilhelm Marpurg. Berlin 1754. 
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der Besetzung durch den preußischen Freibataillonsführer, Major 
Quintus Icilius, hatten die prächtig ausgestatteten Räume arg 
gelitten (1761)!). Die kurfürstlichen Verwaltungsbeamten vergossen 
Tränen darüber, wie man mit den köstlichen Möbeln ihres Herrn 
umging. 

Die Antastung von Hubertusburg, die als Gegenmaßregel 
für die Heimsuchung des Charlottenburger Schlosses ausgegeben 
wurde, hatte so schlimme Formen angenommen, daß der säch- 
sische Hof, der diesen Streich als eine gegen den Regenten selbst 
gerichtete Gehässigkeit ansah, den Vorgang durch eigene Schriften 
im In- und Ausland anprangern ließ?). 


Fast die ganze Innenausstattung war durch erwerbslustige 
Unternehmer und jüdische Handelsleute weggeschafft und ver- 
höckert worden. Die Bilder waren verschwunden, die Porzellane 
ebenfalls; die französischen Uhren und die Kaminaufsätze waren 
heruntergenommen, die Öfen entfernt worden. Von den Tapeten 
hatte man die goldenen Tressen abgeschnitten. Das Opernhaus 
wurde dermaßen ausgeräumt, daß nicht mehr ein Stückchen 
Holz oder Leinwand darin zu finden war. Selbst die kupferne 
Schloßbedachung und die eisernen Treppengeländer waren ab- 
gerissen worden. Nur die reich geschmückte Hubertuskapelle 
blieb von den Zerstörungen verschont. Der kunstvoll angelegte 
Garten war in bösen Verfall geraten. Da der Zustand des Schlosses 
nicht gestattete, die Gesandten zu beherbergen, mußten sie in 
den Pavillons an der Morgenseite des Gebäudes sich einrichten, 
wo früher Hofkavaliere und Dienerschaft untergebracht waren. 
Die Friedensverhandlungen selbst spielten sich in einem Saale 
des südlichen Rundflügels ab. Hier fand am vorletzten Dezember- 
tag des Jahres 1762 die erste Sitzung statt. 


1) Über die Zerstörung gibt der von mir im Sächsischen Hauptstaatsarchiv 
zu Dresden eingesehene Aktenband ‚Acta, Die Königl. Preuß. Seits ange- 
drohete Plünderung und Zerstörung des Schloßes Hubertusburg betr. 
Anno 1761‘ mancherlei und zuverlässigen Aufschluß. Für gütige Aus- 
künfte bin ich dem Direktor des Sächsischen Hauptstaatsarchivs in 
Dresden, Herrn Dr. Kretzschmar, zu verbindlichstem Dank verpflichtet. 
2) Siehe die von Brühl erlassenen Flugschriften, die über den Haag, Regens- 
burg und London verbreitet wurden: ‚„Extract Königl. Pohlnischen Chur- 
fürstl. Sächsischen Rescripti, de dato Dreßden, den 28. Febr. 1761‘ und 
„Reflöxions sur un Ecrit Prussien et sur les procddes du Roi de Prusse en 
Saxe‘‘. Diese stellen eine Antwort dar auf die Schrift ‚„Exposd de la maniöre 
inowie, dont les trowpes Russiennes, Autrichiennes, Saxonnes ont devaste 
la Marche de Brandebourg‘‘. Erschienen Ende des Jahres 1760, 
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Der österreichische Bevollmächtigte war nicht zum glück- 
lichsten ausgewählt!). Man sagte ihm nach, daß er ein Freund der 
Jesuiten und ein Günstling von Kaunitz sei. Daß dessen Schule 
in besonderen diplomatischen Fähigkeiten zutage getreten sei, 
läßt sich nicht behaupten. Der umständliche, schwerfällige Herr, 
der anscheinend eine ausgesprochene Beamtennatur war, fühlte 
sich innerlich unsicher und hatte kein eindrucksvolles Auftreten, 
und da ihm geringer Handlungsspielraum gelassen war, klebte 
er ängstlich an seinen Weisungen. Maria Theresia muß ihn aber 
doch wohl geschätzt und den Hubertusburger Frieden ihm sogar 
als Verdienst angerechnet haben, da sie ihn noch im Sommer des 
gleichen Jahres (13. August) in den Freiherrnstand erhob?). 

Der preußische Unterhändler, der Geheime Legationsrat 
Ewald von Hertzberg, einer der feinsten und aufgeklärtesten 
Köpfe des Jahrhunderts, der hier in Hubertusburg den Grund 
für seinen staatsmännischen Aufstieg legte, war schon bei den 
jüngsten Friedensschlüssen mit Rußland und Schweden ver- 
wendet worden. Rascher Überblick, ein treffliches Gedächtnis 
und eine ungewöhnliche Arbeitskraft zeichneten ihn aus. Er 
war auch insofern im Vorteil, als er die schriftlichen und münd- 
lichen Befehle seines Herrn viel schneller sich verschaffen konnte 
als sein Partner Collenbach; denn der König befand sich in der 
Nähe und hielt die Fäden ganz in der Hand®). Friedrich machte 
im diplomatischen Ausklang der großen Auseinandersetzung mit 
seinen Feinden das Wort wahr, das der englische Gesandte Mitchell, 
einer seiner besten Kenner, über ihn gesagt hat: noch nie habe 


I) Ursprünglich sollte Hofrat von Kannegießer, der aber erkrankte, die Ver- 
handlungen führen. Collenbach hat ihn ersetzt. — Über Collenbach existiert 
bisher nur der karge Artikel von Felgel im vierten Bande der Allgemeinen 
Deutschen Biographie. Auch in der Darstellung von Arneths ‚‚Geschichte 
Maria Theresias‘‘, Band 6 (Wien 1875), bleibt er farblos. — Eine gütige 
Auskunft von Herrn Generalstaatsarchivar Professor Dr. Bittner in Wien 
ergibt, daß auch in den Friedensakten der Reichskanzlei, der Staatskanzlei 
und den Vorträgen der Staatskanzlei die Persönlichkeit des Unterhändlers 
kaum an Leben gewinnt. 


2) Die Tatsache dieser Rangerhöhung ist bekannt, doch erweckt die narratio 
der betreffenden Urkunde, deren Abschrift ich Herrn Generalstaatsarchivar 
Dr. Bittner verdanke, Interesse. Ich drucke sie daher in der Anlage ab. — 
Am ı. November 1771 wurde Collenbach von Kaiser Josef II. auch in den 
Reichsfreiherrnstand erhoben; doch sind neue Details aus diesem zweiten 
Diplom nicht zu schöpfen. 

%) Siehe darüber Band XXII der Politischen Correspondenz Friedrichs des 
Großen. 
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er einen so überlegenen Unterhändler gesehen. Er überschaute 
das Ganze bis in die kleinsten Einzelheiten hinein. Die Weisungen, 
die er erteilte, sind Musterstücke klarster Zielgebung und feinster 
Abgewogenheit des Ausdrucks. Er leitete die diplomatischen 
Verhandlungen mit vollkommener Kaltblütigkeit. Nicht die 
leiseste Schwankung des Gemüts! Den Forderungen der andern 
Seite setzte er einen ganz festen Willen entgegen. In keiner 
wesentlichen Frage machte er Zugeständnisse. Ließ er sich dazu 
herbei, waren sie untergeordneter Natur; und während Hertz- 
berg, der sich die runde Anerkennung des Monarchen erwarb, 
daran arbeitete, die Waffenruhe in einen Frieden von möglichster 
Dauer zu verwandeln, ging der Blick des Königs unablässig zu 
Rußland hinüber. Die drohenden Töne, die Katharina zwischen 
den Zeilen ihrer Briefe anschlug, vernahm er mit Besorgnis, aber 
er begegnete ihnen mit einer schillernden, unbestimmt hinhalten- 
den Taktik. Ohne das reizbare Selbstgefühl der Zarin gröblich 
zu verletzen, setzte er ihren Versuch sich einzumischen mit 
einer artigen Formvollendung, die jede Angriffsfläche vermied, 
matt: Herr seines Willens und der Entscheidung auch gegenüber 
diesem gefährlichen Nachbarn, bis der Vertrag unterzeichnet war! 

Obwohl auch die Hofburg den Grundsatz eines Friedens 
ohne beiderseitige Verluste anerkannt hatte, trat Österreich mit 
der Forderung hervor, die noch in seiner Gewalt befindliche 
Grafschaft Glatz zu behalten. Der preußische und der öster- 
reichische Unterhändler waren weder um politische noch um 
strategische Gründe verlegen, ihre Positionen zu stützen. Auf 
das preußische Nein kam Collenbach mit dem Vorschlag heraus, 
Glatz gegen den (1742) Österreichisch gebliebenen Teil des Fürsten- 
tums Neiße einzutauschen. Als auch dies Begehren an der Hart- 
näckigkeit des Gegners abprallte, versuchte man, die Wieder- 
einräumung von Grafschaft und Festung davon abhängig zu 
machen, daß die Werke von Glatz geschleift würden. Dies An- 
sinnen wurde von Friedrich mit der Begründung zurückgewiesen, 
es käme ihm vor, als solle er damit ein Haus übernehmen, ohne 
dessen Tür abschließen zu dürfen. Endlich ging man in Wien 
auf den bedingungslosen Verzicht ein. Nochmals war in diesen 
letzten diplomatischen Endgefechten zum Ausdruck gekommen, 
wieviel Schlesien im Ringen der beiden deutschen Vormächte 
bedeutete. 


* * 
* 


Am 15. Februar wurde die Friedensurkunde unterzeichnet. 


Das Reich wurde, als gelte es, seine Nebensächlichkeit zu unter- 
streichen, in den Frieden der zwei Großstaaten mit eingeschlossen, 





Friedrich der Große usw. 301 


mm nm nn mm nn nn nn nn 


nachdem es ein paar Tage zuvor in Regensburg seine Neutralität 
erklärt hatte. Ein Aufatmen ging durch die klein- und mittelstaat- 
liche Welt, die in den deutschen Bruderkrieg mit hineingerissen 
war. Das Hauptergebnis: Schlesien blieb in der Hand Preußens! 

Die Bedeutsamkeit dieser Entscheidung hat denn auch 
in der Geschichtswissenschaft der Nation bis auf unsere Tage 
ihren Widerhall gefunden!). Der Verlust Schlesiens schwächte 
nicht nur die Volks- und Wehrkraft des Habsburgerreiches, 
sondern er traf auch sein Wirtschaftsleben recht schwer. Freilich, 
so echt Maria Theresias Zuneigung für dieses Land war, von 
ihren Vorfahren war es oft vernachlässigt, stiefmütterlich be- 
handelt und wegen seines Protestantismus bedrängt worden?). 
Wenn die Schlesier ihr Los, das sie Preußen anheim gab, freudig 
bejahten, so war dies die Antwort auf eine geschichtliche Schuld, 
die Habsburg auf sich geladen hatte. Aus einem Nebenlande 
Österreichs war es ein Hauptland Preußens geworden. In dessen 
Hand’ wurde es sogar ein wesentlicher Baustein zu seiner jungen 
Großmachtstellung; die Österreichs, älter, breiter und weit- 
räumiger begründet, war hinfort durch den Verzicht auf Schlesien 
zwar empfindlich vermindert, aber weder für Gegenwart noch 
Zukunft in Frage gestellt; mochte der Besitz dieses Landes in 
strategischer und politischer Hinsicht namentlich auch Polen 
und Ungarn gegenüber noch so wichtig gewesen sein, die Aufrecht- 
erhaltung der Großmachtstellung hing nicht ausschließlich und 
nicht einmal entscheidend hiervon ab, sondern von einer Menge 
anderer Dinge, nämlich all den Voraussetzungen, Bedingungen 
und Möglichkeiten, die zusammengenommen die Lebensfähig- 
keit des Nationalitätenverbandes Österreich-Ungarn überhaupt 
ausmachten. Schlesien war, so wird man urteilen müssen, für 
den Oderstaat Preußen denn doch ein lebensnotwendigeres Glied 
als für das Donaureich®). 


!) Ich lege in den folgenden Ausführungen meinen Standpunkt zu den Er- 
örterungen über die Bedeutung des Verlustes von Schlesien dar, die Heinrich 
von Srbik angestellt hat in ‚Deutsche Einheit. Idee und Wirklichkeit vom 
Heiligen Römischen Reich bis Königgrätz‘‘, München (1935), Band ı, S. 102, 
sowie A.O. Meyer in seinem Aufsatz ‚Schlesien in der Deutschen Ge- 
schichte‘ (Historische Zeitschrift, Band 155, 1937); ferner Adolf Hasen- 
clever, „Habsburg und Schlesien vom Frieden von Hubertusburg bis zum 
Weltkrieg‘‘, Nachr. v. d. Ges. d. Wiss. z. Göttingen, Phil.-hist. Kl. (1936). 
2) Darüber siehe u. a. das Buch meiner Schülerin Dorothee von Velsen, ‚‚Die 
Gegenreformation in den Fürstentümern Liegnitz—Brieg—Wohlau‘ (Leip- 
zig 1931) in ‚„‚Quellen und Forschungen zur Reformationsgeschichte usw.‘. 
®) Vgl. A. O. Meyer a.a.O. S$. 292. 
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Gemessen an diesem Hauptinhalt des Hubertusburger Frie- 
dens, fielen die handelspolitischen Erleichterungen, die Maria 
Theresia zugestanden wurden, nur wenig in die Waagschale, 
Daß für die kommende Königswahl die kurbrandenburgische 
Stimme Joseph, dem Sohne der Maria Theresia, eingeräumt wurde, 
stellte ein Entgegenkommen dar; aber es sollte nicht ausdrücken, 
daß Friedrich gewillt war, eine Führerschaft Habsburgs im Reich 
anzuerkennen. Eher mochte ihm die Krone des Imperiums selbst 
nicht mehr bedeutungsvoll genug erscheinen. 

Der König hatte ein Gefühl der Erleichterung. Es sei doch 
ein gut Ding um den Frieden, meinte er zu Hertzberg, man 
müsse sich das nur nicht anmerken lassen. Seinem Bruder Hein- 
rich aber schrieb er, er habe den besten Abschluß erlangt, der 
unter den obwaltenden Umständen erreichbar gewesen sei. Ge- 
wiß, so spann er ein andermal den Gedanken brieflich weiter, 
wäre es gut gewesen, hätte der Staat einige Provinzen mehr er- 
ringen können. Da die Sache aber nicht von ihm, sondern’ vom 
Glück abhänge, störe dieser Gedanke seine Ruhe in keiner Weise!), 

Die Selbstbehauptung von Thron und Land hat dem König 
der Friede gebracht. Nicht mehr! Aber dies war unendlich viel! 
Den Gewinn seiner beiden ersten Kriege, Schlesien, hatte man 
ihm nicht entreißen können: eben darum ging er als Sieger aus 
dem dritten schlesischen Krieg hervor, obwohl er ihm keine 
Quadratmeile Boden eintrug. Gemessen an dem Vernichtungs- 
willen seiner Feinde, war dieser Abschluß eine Demütigung des 
ganzen Erdteils durch den einen Mann! 

In dem ungeheuren Kampf der geographisch benachteiligten 
Mitte gegen die Flanken- und Randvölker Europas, gegen die 
Übermacht einer Koalition, die Osten, Westen und Südosten, 
ja — da auch Schweden dabei gewesen — einen Teil des Nordens 
zusammenschloß, war Preußen, ein Gebilde noch von mittlerer 
Größe, kleiner als jeder einzelne dieser Widersacher, aufrecht 
geblieben. Die Frage, die später Friedrichs Bewunderer und 
Biograph, Graf Schlieffen, als Schicksalsproblem Deutschlands 
herausarbeiten sollte, wie wir mit einer Minderheit siegen könnten, 
war im Rahmen des preußischen Staates gelöst worden. Fried- 
rich hat die Aufgabe überdies in dem Sinne vorbildlich und einzig- 
artig gemeistert, daß weder vor noch nach ihm Preußen und 
Deutschland im Kampf um die Existenz je eine solche Einheit- 
lichkeit von Staats- und Heeresleitung erlangt haben wie unter 


1) Alle diese Zeugnisse befinden sich in Band XXII der Pol. Corresp. Fried- 
richs d. Gr., der überall dieser Studie zugrunde liegt. 
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ihm. In seiner Person, in seinem Genius war von vornherein 
jener unheilvolle Gegensatz überwunden, der später im Weltkrieg 
unsere militärischen Erfolge, die Leistung der Nation und den Aus- 
gang des ganzen Ringens mit politischer Tragik belasten sollte. 

Der Aufstieg Brandenburg-Preußens, die Arbeit der vier 
letzten Generationen, war durch die heroische Leistung des einen 
Mannes gesichert und gekrönt, der selber in der Geschichte seines 
Hauses persönlich eine Gipfelerscheinung darstellt. Preußens 
Eintritt in den Kreis der Großmächte, seine Gleichberechtigung 
in der europäischen Staatengesellschaft schien damit unwider- 
ruflich begründet. 

Gefährdet und erschüttert wurde die Großmachtstellung 
erst später, als die Abirrung von den friderizianischen Bahnen 
erfolgte, als man die Lebensgesetze von Staat und Heer ver- 
leugnete und verletzte, die Preußens Emporsteigen zur Größe 
bedingt hatten: den Sinn für Macht und Ehre, die Härte der 
Zucht und die Festigkeit des Wollens. 

Auch Maria Theresia hat Hubertusburg die Selbstbehauptung 
ihres Staates geschenkt, und doch wohnte dem scheinbar gleichen 
Geschehen ein ganz anderer Sinngehalt inne. Im Grunde hatte sie 
eine Niederlage erlitten ; denn von den hochfliegenden Hoffnungen, 
die sie auf diesen Krieg gesetzt hatte, war keine in Erfüllung ge- 
gangen. Sie selbst wird sich schwerlich geradezu als Besiegte 
empfunden haben. Aber der Verzicht auf die Pläne ihrer reifsten 
und inhaltreichsten Jahre klang hinfort als Mollton in ihrer 
Empfindungswelt mit: was sie in den früheren unglücklichen 
Feldzügen einst verloren hatte, mußte sie nun als endgültiges 
Opfer preisgeben. Das verschmerzte sie nicht so leicht. Immerhin, 
auch ohne Erhöhung ihrer äußeren Macht hatten Heer und Reich 
Proben ihrer Kraft geliefert, und das Gefühl der Zusammen- 
gehörigkeit war auch in den theresianischen Ländern durch den 
Krieg gestärkt worden wie drüben in Preußen, dem dieser Kampf 
und sein Ausgang trotz der Erschöpfung im Innern neuen Schwung 
verlieh. 

Der Abschluß des langen Ringens fiel für beide Gegner, rein 
persönlich gesehen, zusammen mit dem Anbruch ihrer Spätzeit. 
Sowohl Friedrich wie Maria Theresia waren nicht glücklicher ge- 
worden in diesen schlimmen Jahren. Und doch welcher Unter- 
schied der menschlichen und historischen Erscheinung! Jener, 
früh gealtert wie sie, hart und zum Menschenverächter geworden, 
stand auf dem Gipfel von Leben und Leistung, einsam und groß. 
Sie hatte ihre Höhe überschritten. Für den König war es um Sein 
oder Nichtsein gegangen; für sie war nie die Existenz auf dem 
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Spiel gestanden. Darum fehlte ihrem Kampf die Großartigkeit, 
die König Friedrich so hoch über alle Welt erhob. Während sein 
Gestirn aus der entsetzlichen Not des Krieges sieghaft empor- 
stieg, trat sie in den Schatten zurück. 

Noch war die Frage der kommenden Führung Deutschlands 
für die Zukunft durch Hubertusburg nicht entschieden, aber eine 
neue Phase warangebahnt. Denndiehabsburgische Monarchie büßte 
mit Schlesien immerhin die Nordsicherung für Böhmen und Mäh- 
ren ein, überdies ein durch Lage und Leistungsvermögen hoch- 
wichtiges Gebiet, eine der Grenzmarken des deutschen Ostens, 
ein Schicksalsland. Damit erfuhr aber auch ihr Deutschtum, 
auf dessen Stärke ihre Staatsleitung im Innern und ihre Geltung 
im Reich beruhte, eine erste Schwächung. 

Doch brauchte der Besitzwechsel Schlesiens Österreich in 
seiner Aufgabe, Hüter Deutschlands, insbesondere den Franzosen 
gegenüber zu sein, nicht zu beeinträchtigen, und hätte es sich 
ihr dadurch entfremden lassen, wie schwach wäre es inner- 
lich und äußerlich um diese Sendung bestellt gewesen! Auch die 
Führerstellung Österreichs im Reich war durch den Verlust 
Schlesiens noch nicht in der Wurzel getroffen; aber ein erster, 
tiefer Schatten war über sie gefallen. 

So wurde eine der bedeutendsten Kraftverlagerungen unserer 
Geschichte durch diesen Friedensvertrag eingeleitet: er war 
Abschluß vergangener Auseinandersetzungen und Auftakt zu 
neuen Entwicklungen. In allen innerdeutschen Kämpfen, in den 
nationalen Errungenschaften, aber auch in den Opfern des 19. 
und 20. Jahrhunderts sollte die Entscheidung von Hubertusburg 
nachzittern, und sie wirkte bis in unsere Zeit in den politischen 
und weltanschaulichen Spannungen unseres Verhältnisses zu 
Österreich nach, solange dieses in seiner sinnwidrig gewordenen 
sonderstaatlichen Form eingezwängt blieb und an der Verwirk- 
lichung seiner volksdeutschen Sehnsucht verhindert wurde). 


1) Wie ich als Historiker zu den Märzereignissen dieses Jahres stehe und der 
Wiedervereinigung mit Österreich, die eines der schmerzlichsten Kapitel 
deutscher Geschichte, so hoffen wir, für alle Zeiten schließt und die Nieder- 
lage Deutschlands im Weltkrieg in einen volksdeutschen Sieg verwandelt, 
ergibt sich aus meiner als politisches Bekenntnis und Programm gedachten 
Heidelberger Reichsgründungsrede zum 18. Januar 1924, „Die Wandlungen 
des großdeutschen Gedankens‘‘ sowie aus meiner Werbe- und Kampfschrift 
„Österreich und der Anschluß“ (1927); beide abgedruckt in der Sammlung 
meiner Aufsätze und Reden zur Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts 
„Kämpfe um Volk und Reich“, Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart- 
Berlin (1934). 
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Der schon vorhandene Zwiespalt im Reich war durch den 
erneuten Zweikampf zwischen Friedrich und Maria Theresia, 
zwischen Preußen und Österreich abermals vertieft worden, 
und der Gegensatz der Staaten teilte sich bereits dem Fühlen der 
Nation mit, wie jeder Waffengang ja auch Gewalten der Zer- 
störung entfesselt. Alles, was trennend zwischen Nord und 
Süd, zwischen Preußen und Österreich und später zwischen 
Klein- und Großdeutsch stand, zog aus der Erinnerung an den 
gewaltigen Bruderkrieg Nahrung, und das deutsche Volk trug 
schwer daran, bis eines Tages auch dies Erbe staatlicher 
Entzweiung von früher überwunden, ward und die letzten 
Schranken fielen. 

Aber vergessen wir darüber nicht: dieser Krieg rief in 
beiden kämpfenden Lagern auch sittliche Kräfte auf; er 
fuhr ins träge politische Dasein einer blutleer gewordenen 
Reichsgemeinschaft mit ihren dumpfen, schleichenden Gegen- 
sätzen unerbittJich hinein, er rüttelte alles auf, er zwang die 
Glieder des Imperiums, auch die verantwortungsscheuesten zum 
Bekenntnis, zur Entscheidung und zum Handeln. Er wurde der 
Nation, ob sie wollte oder nicht, zu einer Schule großer Taten 
und weckte bei vielen, die nicht am Kampfe teilnahmen, Kräfte 
des Nachdenkens, der Bewunderung und der Nacheiferung. 

Auch im feindlichen Lager saßen die Verehrer des Königs. 
Mit Recht hat Goethe Friedrich dem Großen nachgerühmt, 
durch ihn und seinen Heldenkampf sei der erste und eigentliche 
Lebensgehalt in die deutsche Poesie jener Tage gekommen. 

Der Preußenkönig war ja auch seit Jahrhunderten wieder 
der erste, der durch Roßbach, wo er die Franzosen zu Paaren 
getrieben hatte, dem Volke, dem er angehörte, ein beflügelndes 
nationales Erlebnis gab. Er half zu seinem Teile bei, die Vor- 
herrschaft Frankreichs im Abendlande zu erschüttern. 

Darüber hinaus hat das Ringen, das sich in diesen sieben 
Jahren auf deutschem Boden abspielte, auch die großen Welt- 
zusammenhänge aufs nachhaltigste beeinflußt. 

Fünf Tage vor dem Hubertusburger Frieden war der von 
Paris geschlossen worden. Das heißt: Jahrelang hatte Preußen 
als Bundesgenosse Englands gegen dessen europäischen und 
weltpolitischen Gegner Frankreich die Waffen geführt. England 
selbst trug diesen Gegensatz in der Hauptsache drüben in den 
Kolonien und auf dem Meere aus. Sofern die Ablenkung der 
französischen Waffen, die Kräfteeinbuße und der Blutverlust, 
den Frankreich auf dem Kontinentalschauplatz erlitt, der Pitt- 
schen Politik erlaubte, den Krieg mit preußischer Rückendeckung 
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draußen in der Übersee als einen Weltkampf großen Stils zu 
führen, besteht das Wort dieses genialen britischen Staatsmannes 
zu Recht: Nordamerika sei in Deutschland erobert worden! 
Frankreich war im Ringen um Amerika und Indien weit zurück- 
geworfen. England hatte einen gewaltigen Schritt weiter getan 
auf seiner Bahn zur Bildung des Imperiums und zur Weltherrschaft, 
Auch diese Tatsache wirkt über alle Wandlungen des britischen 
Reiches, seiner Geltung und seiner Ziele hinweg nach bis auf den 
heutigen Tag! ° s 

x 

Es hat etwas Großartiges und Ergreifendes, zu sehen, wie 
Friedrich, kaum daß die Tinte unter dem Vertrag von Hubertus- 
burg trocken geworden, an nichts anderes dachte als an die 
Wiederherstellung seiner Lande von den zerrüttenden Folgen 
des Krieges. Sich als Sieger feiern zu lassen, lag ihm nicht. Er 
verbat sich Huldigungen. Als er nach Berlin kam, ließ er den 
bereitgestellten Prunkwagen stehen und fuhr dureh Nebenstraßen 
zum Schloß. 

Der Vertrag war noch nicht förmlich vollzogen, da drängen 
sich schon in seinen Briefen die Pläne und ersten Maßnahmen 
hervor, die er zur Neuordnung der Wirtschaft und zur Erholung 
des gesunkenen Wohlstandes zu treffen sich anschickte, Ein 
neuer Abschnitt seines Lebens und der preußischen Staats- 
entwicklung brach an. Die Parole seiner Spätzeit steht darüber. 
In dem einen Wort Wiederaufbau ist sie beschlossen ! 


* * 
* 


ANHANG 


Aus der Urkunde über die Erhebung des Hofrates von Collenbach 
in den Freiherrnstand. (Wien, Haus-, Hof- u. Staatsarchiv.) 


„Wann Wir dann gnädiglich angesehen und betrachtet 
haben das adeliche Herkommen, gute Sitten, Tugend, Vernunft 
und Geschicklichkeit, dann andere Löbl. Eigenschaften, deren 
Uns der (tit.) Heinrich Gabriel v. Collenbach nebst deme be- 
sonders angerühmet worden, daß derselbe aus einer ansehn- 
lichen, und in Vorzüglichen Ehren Aemtern stehenden Famiille 
des Herzogthums Bergen herstamme, inmassen sein Vater, und 
Großvater wie auch jener mütterlicherseits Namens v. Schaum- 
burg bey dem Chur Pfälzischen Hof, als geheime, und respec- 
tive andere Räthe gestanden, und dessen annoch lebende zwey 
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Brüder in gleichen respective characteren sich befinden; wor- 
nächst Wir auch weiter in Erwegung gezogen, was massen 
der selbe von Anno 1733 bis 1736 in zweyen von Unsers hoch- 
geehrtesten Herrn Vaters Kaysers Carl des 6ten. Mayestät glor- 
würdigsten Andenkens in das Heilige Römische Reich dann 
an den Berliner Hof abgeordneten Gesandschaften sich nuz- 
lich gebrauchen lassen, nicht minder auf Veranlassung gleich- 
ht Unseres hochgeehrtesten Herrn Vaters Mayestät mit 
dem abgelebten Cardinalen v. Lamberg der Wahl seiner Heilig- 
keit des ebenfalls in Gott ruhenden Pabstens Benedicti des 
14. Anno 1740 als Conclavista beygewohnt und dabey so viel 
an ihm ware, das beste Unsers königl. und Erzherzogl. Hauses 
beobachtet habe, und ferners zu Gemüthe geführet, die nuz- 
erspriesliche und wesentliche Dienste, welche derselbe von dieser 
Zeit an bis auf das 1753te Jahr Unsern Königl. und Erzher- 
zog. Haus während den Beyrischen Successions Krieg als 
Fürstl. Nassaurischer Geheimer Rat geleistet hat, dahero Wir 
dann auch in Anbetracht solch seiner Verdiensten und be- 
zeugten treuen Eyfer in vorgedachten 1753ten Jahr ihm zu 
Unsern würklichen Hof Rath bey Unserer Geh. Hof- und 
Staats Canzley, dann bey Errichtung des Militärischen Maria 
Theresia Ordens zum Schatzmeister des Ordens zu ernennen 
auch zu zweyen Reichs Fürstlichen Bischofs Wahlen als Erz- 
herzogin zu Oesterreich abzuordnen bewogen worden, und nach- 
deme selbter seithero sich bestrebet, immerhin ausnehmende 
Proben seiner fürwährenden ununterbrochenen Devotion, und 
Eyfers für Unser- und Unseres Königlichen, und Erzherzog- 
lichen Hauses Beste am Tag zu legen, gestalten er dann den 
zu Hubertusburg in Sachsen in jetzt laufenden Jahr zu stande 
gekommenen definitiv Friedens Tractat mit dem König aus 
Preussen, worzu Wir ihn als Unsern bevollmächtigten abge- 
sendet, von wegen Unsers durchlauchtigsten Erzhauses, und 
für das gesamte Röm. Reich zu Unserer und Unseres gelieb- 
testen Herrn Gemahl Mayestät, gnädigsten zufridenheit ge- 
schlossen hat, und in sothaner besonders in diesem wichtigen 
Geschäft vorzüglich erprobten getreuesten Gesinnung noch fer- 
ners und bis in seine Grube fortzufahren des allerunterthänig- 
sten Erbietens ist, solches auch seinen besizenden rühmlichen 
Eigenschaften nach wohl thun kann, mag und solle.“ 
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NIE hat die Geistesarbeit eines Militärs das Interesse der All 
gemeinheit in dem Grade in Anspruch genommen, wie das Werk 
Schlieffens. Und doch hat er nie an bedeutungsvoller Stelle vor 
dem Feinde zeigen dürfen, was er vermochte. Dennoch geht alk 
Betrachtung des Weltkrieges von seinem Wirken aus. „Wenn wir 
den Lehren Schlieffens treu geblieben wären, dann wäre der Welt- 
krieg ein großer Sieg der deutschen Waffen geworden‘, ist noch 
heute die allgemein verbreitete Ansicht. Sehr selten nur, daß 
neben der Bewunderung seiner geistigen Leistung sich die Frage 
vorwagt: „Wie kommt es dann aber, daß wir trotz eines solchen 
Lehrmeisters den Krieg verloren haben? Lag es wirklich nur 
daran, daß wir seinen Lehren untreu geworden sind ?“ 

Sein Leben als Chef des Generalstabes ist in stiller, rastloser 
Arbeit hingegangen; der Nation, selbst der Armee, blieb er ein 
Fremder. Nur hier und da, daß er aus seiner Stille hervortrat, wie 
bei der Einweihung des Moltkedenkmals, und auch den Ferm- 
stehenden ahnen ließ, welche tiefe Poesie, welcher Schwung der 
Anschauung in diesem stillen, zurückhaltenden Manne ruhte. 
Seine Arbeit war die eines Erziehers, eines Erziehers aber, der 
durch sein eigenes Beispiel wirkte, der bis in die letzten Jahre 
seines Dienstes immer noch an sich selbst bildete, der die im Alter 
so seltene Fähigkeit besaß, nicht starr am gefaßten Gedanken fest- 
zuhalten, sondern sich immer neuen Anschauungen anzupassen, 
das bisher für richtig Erkannte neuen Gesichtspunkten unterzu- 
ordnen. Und eines Erziehers, dem es gegeben war, das Resultat 
eigener Gedankenarbeit mit einer Klarheit darzustellen, daß auch 
der Widerstrebende der Wucht seiner Beweisführung nachgeben 
mußte. So hat er es erreicht, daß eine einheitliche Auffassung von 
der Methodik der Heerführung durch den ganzen Generalstab 
ging, und das war ein großer Erfolg bei der Fülle eigener Köpfe, 
die hier gemeinsam arbeiteten und durchaus nicht gesonnen waren, 
auf eine eigene Meinung zu verzichten. 

Schlieffen fühlte sich als den Nachfolger Moltkes, als den 
berufenen Träger seiner Überlieferung. Wie steht es damit? In- 
wieweit hat Schlieffen das Werk Moltkes übernommen und weiter- 
gebildet? Wie hat das, was er angestrebt, die Probe des Welt- 
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krieges bestanden, worin ist eine neue Zeit über seine Lehren hin- 
weggegangen ? 

Die politische Grundlage, auf der Schlieffens militärisches 
Denken ruhte, war, wie Bethmann es ausdrückt, „die untrügliche 
und unbetrogene Voraussetzung, daß ein Krieg für Deutschland 
der Zweifrontenkrieg sein werde.‘ 


Unbetrogen — ja. Aber auch untrüglich? Bismarcksche 
Politik hatte es verstanden, den Zweifrontenkrieg zu vermeiden, 
ihn aufzulösen in Einfrontenkriege, die nacheinander geschlagen 
wurden. Es war die Bankrotterklärung politischer Kunst, wenn 
seine Epigonen auf ihn starrten, wie das Vögelchen auf die 
Schlange: er kommt ja doch, man kann sich drehen, wie 
man will. 

Der Gedanke eines Zweifrontenkrieges im Sinne eines gleich- 
zeitigen Kampfes Deutschlands gegen Frankreich und Rußland 
hat den deutschen Generalstab seit 1871 bewegt. Er war zum 
ersten Male im Jahre 1859 aufgetreten, die Frage einer deutschen 
Abwehr war die erste große Angelegenheit, die an den neuernann- 
ten Generalstabschef herantrat. Moltke war der Meinung, daß 
Rußland, geschwächt durch den Mißerfolg in der Krim, sich 
schwerlich auf einen neuen Krieg einlassen würde; allenfalls rech- 
nete er damit, daß Rußland bei seinen Beziehungen zu Frankreich 
und Sardinien eine drohende Haltung gegen Preußen einnehmen 
könnte, wenn dieses für Österreich Partei ergreifen würde. Und 
auch ein Jahr später ist Moltke noch der Ansicht, daß für Ruß- 
land „die Zeit noch nicht gekommen ist, wo ein Zusammenwirken 
des slawischen Ostens mit dem romanischen Westen gegen das 
germanische Zentrum Europas die Lage der Welt umgestalten 
kann‘. Es waren die Jahre, in denen Bismarck als Botschafter 
in St. Petersburg wirkte und der preußisch-russischen Politik 
die gemeinsame Richtung wies. Die Beziehung blieb unverän- 
dert, als er 1862 Ministerpräsident wurde. Sie führte zu der 
rußlandfreundlichen Stellung, die Preußen im polnischen Kon- 
flikt von 1863 einnahm und die noch das Jahrzehnt hindurch 
wirkte. Die sich immer stärker herausbildende Gegnerschaft 
Preußen-Österreich sicherte der preußischen Politik die Sympa- 
thie Rußlands, und wenn nach 1866 der Gedanke eines Zwei- 
frontenkrieges auftrat, so war es nicht im Sinne einer franzö- 
sisch-russischen, sondern einer französisch-österreichischen Koali- 
tion gegen uns. Erst nachdem der Antagonismus zwischen 
Preußen und Österreich ausgeglichen und seine Beseitigung zu 
einer Verständigung zwischen beiden geführt hatte, richtete sich 
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mehr und mehr die Gegnerschaft Rußlands gegen uns als den 
natürlichen Bundesgenossen Österreichs. 

Diese neue Gegnerschaft und mit ihr die Notwendigkeit, den 
Zweifrontenkrieg in dem uns geläufigen Sinne vorzubereiten, legte 
Moltke einer Denkschrift zugrunde, die er im April 1871 abfaßte, 
als die deutschen Heere noch auf französischem Boden standen. 
Ihr Grundgedanke ist der, der von nun an Moltkes Anschauung 
von der Führung eines Zweifrontenkrieges beherrscht: ‚‚mit mög- 
lichst Wenigem Front nach der einen Seite zu machen, möglichst 
stark und schnell den Krieg nach der anderen zu führen und dann 
zurückzuerobern, was inzwischen in der ersten Richtung ver- 
loren sein wird“. Es war der gleiche Gedanke, der ihn schon 
1859 erfüllt hatte. 

Der Gedanke erscheint uns heute als eine Selbstverständlich- 
keit, und wir übersehen leicht, welche Größe darin liegt, daßer um 
die Mitte des vergangenen Jahrhunderts gefaßt werden konnte. 
Noch neigte die Zeit zu einem Doktrinarismus, der trotz aller 
Erfahrung der napoleonischen Kriege, trotz der Lehren eines 
Clausewitz unfruchtbare, theoretisierende Spekulationen an die 
Stelle der einfachen Wahrheit setzte, daß es im Kriege darauf an- 
käme, die feindliche Streitkraft zu vernichten und auf gar nichts 
anderes. Also nicht sich hinter Festungsmauern einzuschließen 
und das Heer auf die Abwehr auszubilden, war sein Streben, son- 
dern die „aktive Beherrschung des gesamten strategischen Rau- 
mes‘ (Elze). 

Das war das Erbe, das Schlieffen übernahm, als er am 7. Fe- 
bruar 1891 zur Leitung des preußischen Generalstabes berufen 
wurde. 

Von jenem Tage an hat er fünfzehn Jahre lang eine Geistes- 
arbeit von unvergleichlicher Energie und Konzentration auf die 
Frage der Führung eines Krieges gegen die Koalition gewendet. 
Die Absicht Moltkes, den ersten Stoß gegen Rußland zu führen, 
kehrte Schlieffen um. Sie war schon vorher im Generalstab 
nicht unbestritten anerkannt. Haeseler hatte sie als Ober- 
quartiermeister abgelehnt, er wollte unter Verteidigung gegen 
Rußland den ersten Stoß gegen Frankreich führen. Schlieffen 
blieb zunächst noch bei dem Plan Moltkes, wenn er auch in 
die Ausführung von Anfang an einige Änderungen einfügte. 
1894 vollzog er den Bruch mit der alten Anschauung und schloß 
sich den Gedanken Haeselers an. 

Die Eigenart und Größe des Schlieffenschen Denkens findet 
ihren stärksten Ausdruck in der Strategie, die er in der Operation 
gegen Frankreich befolgt sehen wollte. Sein Verfahren war, aus 
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dem Taktischen ins Strategische übersetzt, im größten Maßstabe 
die Wiederaufnahme von Gedanken, die vor anderthalb Jahr- 
hunderten die Arbeit Friedrichs des Großen erfüllt und in seinen 
„Generalprinzipien vom Kriege‘ einen grandiosen Ausdruck ge- 
funden hatten. Der König hatte betont, daß man auch vor einem 
zahlenmäßig überlegenen Feinde „nicht desperieren müsse, ihn 
zu überwinden‘‘, wozu freilich gehöre, daß ‚die Dispositiones von 
den Generals dasjenige supplieren, was an der Zahl fehlet‘‘. Eine 
solche „Disposition‘‘ glaubte er in der Anwendung des Angriffs 
mit schräger Front gefunden zu haben: ‚man refüsieret dem Feind 
einen Flügel, und man verstärkt denjenigen, welcher attaquieren 
soll; mit letzterem tut Ihr alle Eure Efforts auf einen Flügel des 
Feindes, welchen Ihr in die Flanque nehmet; eine Armee von 
100000 Mann, wenn sie in der Flanque gefasset wird, kann durch 
30000 Mann geschlagen werden‘. Ein einziges Mal nur ist es der 
Feldherrnbegabung des Königs in der Vollendung gelungen, den 
schwächeren Teil durch Einwirkung auf die Flanke des weit über- 
legenen Gegners zum Siege zu führen: am Tage von Leuthen. 

Schlieffen suchte die Antwort auf die Frage: „Wie ist jenes 
friderizianische Prinzip auf die Heerführung der Gegenwart zu 
übertragen ; welche Chancen bietet seine Anwendung in der Durch- 
führung der Schlachten eines Zweifrontenkrieges; in welchen 
Formen hat sie sich zu vollziehen ?“ 

Wie diese Gedanken sich in dem Geiste Schlieffens geformt, 
wie sie mit den fortschreitenden Jahren immer bestimmtere und 
großartigere Gestalt angenommen haben, zeigen die vor kurzem 
vom Generalstab des Heeres veröffentlichten taktisch-strategi- 
schen Aufgaben aus den Jahren 1891—1905. 

Mit dieser Aufgabenstellung folgte Schlieffen der Methode, 
mit der Moltke seine Offiziere geschult hatte. Aber mit der gleichen 
Methode verband er weiter gesteckte Ziele. Moltke war bei der 
Anschauung seines Vorgängers Reyher geblieben: der das tak- 
tische Gebiet für erlernbar ansah, eine Schulung auf strategischem 
ablehnte, das er ‚für den höheren, selbständigen Grad der Kriegs- 
kunst hielt, die wohl geübt, aber nicht in gleicher Weise auf andere 
übertragen werden könne‘. Solche Ansicht warf Schlieffen über 
Bord. Seine Aufgabenstellung begann mit der Tätigkeit des Armee- 
korps, aber schon nach wenigen Jahren ging er zu den Fragen der 
Armeeführung über und steigerte sie bis zum Zusammenwirken 
mehrerer Armeen. Ihm wurde oft vorgeworfen, die Truppenver- 
bände, mit denen er seine jüngsten Offiziere arbeiten ließ, seien 
zu groß, lägen zu sehr außerhalb des Fassungskreises ihres Dienst- 
alters. Schlieffen ließ sich nicht irre machen in seiner Ansicht, 
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Armeeführen lerne man nicht beim Kompanieexerzieren; in dieses 
ganz andere Gebiet größter Verhältnisse müsse der junge Offizier 
sich hineinzudenken lernen. Nur wer von jung auf gearbeitet hat, 
um in dem Gebiete der großen Truppenführung heimisch zu wer- 
den, nur der konnte nach seiner Meinung die Urteilskraft gewinnen, 
um später in den verantwortlichen Stellen des Heeres den rich- 
tigen Entschluß zu fassen. 

So kam das Denken in großen Verhältnissen in die Gesamt- 
heit des Generalstabes. Das war am Beginn der goer Jahre eine 
vollkommen fremde Welt gewesen; mancher draußen fand sich 
in solchen Vorstellungen nicht zurecht, durch den Generalstab 
aber ging ein Schwung und eine Frische der Arbeit, die sich dreist 
an die größten Fragen des Krieges heranwagte. 

Die Schlieffensche Lehre gipfelte in dem Bestreben, das er 
als das Grundprinzip aller großen Feldherrnkunst erkannt hatte: 
in dem Ansetzen der Heeresbewegung in der wirksamsten Rich- 
tung: gegen die operative Flanke des Gegners unter Festhaltung 
der Front mit geringeren Kräften. 


Diese Lehre ist aus der Notwendigkeit hervorgegangen, im 
Zweifrontenkrieg entscheidende, vernichtende Schläge zu erzielen, 
nicht sich mit „ordinären Siegen‘ nach dem Worte Friedrichs zu 
begnügen. Dazu mußten durch die äußerste Kühnheit der Unter- 
nehmung Lagen geschaffen werden, in denen man den Gegner nicht 
schlug und zurückgehen ließ, sondern in denen die Operation von 
vornherein so geführt wurde, daß ihm der Rückzug verlegt war, 
daß also eine Niederlage zur Vernichtung bis auf den letzten Mann 
führen mußte. Für den Einwand, daß der, der so umfaßt, in dem- 
selben Maße, wie er die Verbindungen des Feindes bedroht, seine 
eigenen aufs Spiel setzt, war er nie zu haben. Er hielt es mit 
dem Worte von Clausewitz, daß der ‚kein Feldherr ist, der 
sich des Morgens nicht sagt, daß er des Abends ein toter Mann 
sein kann“. 

Auf dem Grunde dieser Gedanken ruht der vielgenannte und 
vielbewunderte „Schlieffenplan‘, die Führung der Operation 
gegen Frankreich, mit der Schlieffen im Jahre 1905 seine prak- 
tische Arbeit als Chef des Generalstabes abschloß. Er legt nicht 
die tatsächlichen Verhältnisse zugrunde, rechnet mit Kräften, die 
wir nicht hatten, die erst geschaffen werden sollten. Er ist also 
nicht eigentlich ein „Plan“, sondern nur die Idee zu einem 
solchen. 

Die Bedeutung des Planes liegt in der neuen und überraschen- 
den Größe der Raumanschauung, die in ihm zum Ausdruck und 
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zur praktischen Anwendung kommt. Schlieffen hatte das Wesen 
der Entwicklung im neunzehnten Jahrhundert in dem Anwachsen 
der Heeresmassen und der daraus folgenden Einschränkung des 
Raumes zu ihrer Bewegung erkannt. Napoleon und auch noch 
Moltke hatten ihre Heere bewegen können, ohne andere Grenzen 
als die politischen berücksichtigen zu müssen. Schlieffen stellte 
zum erstenmal die volle Ausnutzung des physisch verfügbaren 
Raumes in den Dienst der Operation. Durch sie sollte das Ele- 
ment der Bewegungsfreiheit für den Gegner ausgeschaltet und 
dieser willenlos unter den Bann der eigenen Initiative gezwungen 
werden. 

Die volle Ausnutzung des Raumes war nur dann erreicht, 
wenn der rechte deutsche Flügel sich bis zur Küste dehnte. ‚Wenn 
Ihr nach Frankreich marschiert,‘“ hat Schlieffen noch kurz vor 
seinem Tode gesagt, „dann denkt daran, daß der rechte Flügel- 
mann mit seinem rechten Ärmel am Kanal entlangstreifen muß.“ 
Das aber bedingte den Marsch durch Belgien. 

Schlieffen hat diesen Bruch der Neutralität Belgiens durch- 
aus nicht leicht genommen, wenn auch die volle Tragweite des 
Entschlusses sich seiner Voraussicht entziehen mußte. Clausewitz 
hatte es „ein widersinniges Verlangen der Theoretiker‘‘ genannt, 
„daß die vorhandenen Kriegsmittel dem Feldherrn überwiesen 
werden sollen, um danach einen rein militärischen Entwurf zum 
Kriege zu machen‘. Wir wissen jetzt aus Hutten-Czapskis Memoi- 
renwerk, daß Schlieffen bei dem ersten Auftauchen des Ge- 
dankens einer Neutralitätsverletzung sich mit Holstein in Ver- 
bindung gesetzt hat, um von ihm Bedenken der politischen 
Stellen des Reiches zu erfahren. Auch später ist er in dauernder 
Verbindung mit Holstein geblieben. An Schlieffen hat es also 
nicht gelegen, wenn 1914 die Neutralitätsverletzung auf eine 
politisch völlig unvorbereitete Lage stieß. 

An.den Durchmarsch durch Belgien hatte sich die Umklam- 
merung der französischen Streitkraft von ihrem linken Flügel aus 
zu schließen, wie der Franzose sich auch drehen und wenden 
mochte: er wurde von der Küste her umfaßt. Der Krieg war mit 
einem einzigen gewaltigen Schlage zu beenden. 

Der Gedanke, vor dem Kriege die Form der Entscheidungs- 
schlacht theoretisch zu konstruieren, wird hier zum ersten Male 
in aller Kriegsgeschichte gewagt. Napoleon hat gelegentlich für 
sich eine derartige Voraussicht in Anspruch genommen. Von den 
Feldzügen von Ulm, von Jena hat er behauptet, er hätte sie von 
Anfang an getreu seinem ursprünglichen Plan durchgeführt, und 
das Ganze wäre abgeschnurrt wie ein gut geöltes Uhrwerk. Solche 
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Darstellung sollte den Glauben an seine Unfehlbarkeit fördern, 
und selbst ein Historiker vom Range Heinrich von Sybels ist auf 
sie hereingefallen!). Napoleon selbst aber hat, wenn er gelegent- 
lich das Bedürfnis empfand, die Wahrheit zu sagen, unumwunden 
zugegeben, er habe niemals einen Operationsplan gehabt. ‚Ich 
kannte die großen Fehler meiner Gegner, die ich gestraft habe, 
nicht. Ich habe nur über der Karte gebrütet.“ 

Aber auch zu Moltke, in dem Schlieffen sonst immer seinen 
Lehrmeister sah, setzte er sich mit diesem Plan in Gegensatz. 

Moltke hatte 1866 wie 1870 darauf verzichtet, beim Aufmarsch 
bereits einen operativen Gedanken festzulegen. 1866 war nur die 
Vereinigung der getrennten Armeen auf Gitschin vorgesehen ; wie 
die Führung sich dann mit dem feindlichen Heere abfinden würde, 
blieb der Anordnung des Augenblicks vorbehalten. 1870 ist der 
Gedanke, die Franzosen nach Norden abzudrängen, erst im Ver- 
lauf der Operation entstanden. ‚Alle aufeinanderfolgenden Akte 
des Krieges‘‘, sagt Moltke in seinem Aufsatz über Strategie, „sind 
nicht prämeditierte Ausführungen, sondern spontane Akte, ge- 
leitet durch militärischen Takt.“ ‚Und‘, fährt er fort, „die 
Stratetegie eignet sich den Erfolg jedes Gefechts an und baut 
auf demselben weiter. Vor dem taktischen Siege schweigt die 
Forderung der Strategie, sie fügt sich der neugeschaffenen Sach- 
lage an.“ 

Bei Napoleon wie bei Moltke also schloß sich an die Bereit- 
stellung der Heere der Vormarsch in der Richtung an, in der man 
auf den Feind zu stoßen erwartete. Unter welchen Bedingungen 
es zur Schlacht kam, war von den beiderseitigen EntschließBungen 
abhängig. Es war nicht mehr so, wie esim System des achtzehnten 
Jahrhunderts gewesen war, daß die Operation nicht notwendig 
in die Schlacht auslaufen mußte. Damals konnte sie zur Schlacht 
führen, sie konnte auch in anderer Richtung ausgewertet werden. 
In der Strategie Napoleons und Moltkes ‚mußte sich im Verlauf 
der Operation die Schlacht ergeben; aber nicht so, daß der Ge- 
danke der Schlacht in der Operation bereits angedeutet gewesen 
wäre. Sie ist nicht deren notwendige Erfüllung, sondern das Er- 
gebnis der Lage, in die die Heere durch die beiderseitige Operation 
gesetzt sind. Diese Anschauung hat das strategische Denken des 
neunzehnten Jahrhunderts erfüllt. Sie war im deutschen General- 
stabe nie angezweifelt, solange Moltke und Waldersee an seiner 
Spitze standen. Schlieffen blieb es vorbehalten, die neue Be- 
ziehung zwischen Raum und Masse zu erkennen und sie zu nutzen, 


1) Begr. d. deutschen Reiches V 105. 
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um die Bewegungsfreiheit des Gegners auszuschalten, seine Aktion 
auf bestimmte Linien einzuschränken. 

Die letzte Konsequenz dieser Beziehung zwischen Zahl und 
Raum war also, daß bereits in der Kriegsvorbereitung der Ge- 
danke der geplanten Schlacht für Aufmarsch und Vormarsch zu- 

de gelegt wurde. In dieser Einheit von Aufmarsch, Operation 
und Schlacht erscheint uns die Strategie nicht mehr als ein System 
von Aushilfen nach dem Worte Moltkes. Hier ist sie die Ausschal- 
tung jenes irrationalen Elementes, das Moltke noch anerkannt 
hatte, durch Einführung eines überlegenen Prinzips in die Heer- 
führung, eines Prinzips, das den Gegner in der Abhängigkeit fest- 
hält, das ihm immer wieder den Nachzug aufzwingt, das ihn 
schließlich in der Unfreiheit der Bewegung erstickt. Das ist 
die Strategie Schlieffens im Gegensatz zur Strategie Moltkes, 
der Schlieffenplan ist die größte strategische Konzeption aller 
Zeiten. 

Ein Mann, der mit solch leidenschaftlicher, innerer Anteil- 
nahme wie Schlieffen bei seiner Aufgabe war, konnte sich nicht 
mit seinem Scheiden aus dem Amt geistig auf sein Altenteil setzen. 
Er dachte unausgesetzt die Gedanken weiter, denen seine Lebens- 
arbeit gehörte. Und wie jeder Gedanke, je länger er verfolgt wird, 
sich immer extremer ausbildet, so fand auch in seinen Studien das 
Vernichtungsstreben eine immer stärker ausgeprägte Gestalt. 
Das Studium von Delbrücks Geschichte der Kriegskunst legte ihm 
den Gedanken nahe, daß in der Interpretation, wie sie Delbrück 
der antiken Überlieferung der Schlacht von Cannä gegeben hatte, 
sich der Vernichtungsgedanke in seiner großartigsten Form offen- 
bare. Es war die Form des Angriffs mit einem schwachen Zentrum 
gegen die feindliche Front unter Umfassung der beiden Flanken 
des Feindes durch zwei starke, operationsgewandte Flügel. Schlief- 
fen ging der Frage nach, wie dieser Gedanke der doppelseitigen 
Umfassung im ganzen Verlauf der Kriegsgeschichte angestrebt 
worden ist oder doch hätte angestrebt werden müssen. Man hat 
seinen Studien eine gewisse Vergewaltigung der Kriegsgeschichte 
vorgeworfen; aber Schlieffen hatte gar nicht die Absicht, mit 
ihnen Kriegsgeschichte zu schreiben, er wollte nur seine letzte 
Erkenntnis, wie die Vernichtung des Gegners am wirkungsvollsten 
zu erreichen sei, in lapidarer Weise zum Ausdruck bringen. 

Schlieffen glaubte, auch in dieser Lehre auf den Wegen 
Moltkes zu gehen. Er stellt Moltke dar als im Gegensatz zu dem 
strategischen Denken seiner Zeit, das noch auf napoleonische Vor- 
bilder zurückging. Die Methode Napoleons war die Vereinigung 
vor der feindlichen Front und der anschließende Durchbruch ge- 
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wesen. Im Gegensatz zu solcher Anordnung soll Moltke immer 
erneut die doppelte Umfassung angestrebt haben und nur durch 
die Verständnislosigkeit seiner Generale an ihrer Durchführung 
verhindert worden sein. 

Unzweifelhaft geht Schlieffen zu weit, wenn er Moltkes stra- 
tegisches Denken in den spanischen Stiefel des Cannägedankens 
einschnüren will. 

Moltke hat, soviel er über taktische Fragen geschrieben hat, 
doch keine zusammenhängende strategische Lehre aufgestellt!). 
Ihm war die Strategie ein „System der Aushilfen‘, er dachte, wie 
Reyher, daß sich die Strategie nicht lehren lasse. Seine Lehre liegt 
in der Geschichte seiner Feldzüge, und diese beweist, daß seinem 
Denken jeder Formalismus völlig fremd war. Das allerdings bleibt 
bestehen, daß er in einem gewissen Gegensatz zur napoleonischen 
Praxis die Operation für die seiner Zeit angemessenste hielt, in 
der die Marschlinien getrennter Heeresteile auf dem Schlachtfelde 
sich vereinigen, während Napoleon eine Vereinigung vor der 
Schlacht bevorzugte. 

Auf diesen Gegensatz hingewiesen zu haben, war das Ver- 
dienst des geistvollen, viel zu wenig gewürdigten Generals von 
Schlichting. Aber der Gegensatz darf nicht so aufgefaßt werden, 
als ob jeder der beiden Feldherrn ein Schema befolgt hätte, von 
dem unter keinen Umständen abgewichen werden dürfe. Es 
handelt sich nur um einen prinzipiellen Gesichtspunkt, der durch 
die besonderen Umstände auch außer Kraft gesetzt werden konnte. 
Napoleon hat sich wiederholt in der stärksten Weise für das Zu- 
sammenfassen aller Truppen vor der Schlacht ausgesprochen, aber 
er hat sich nicht gescheut, wenn die Lage es forderte, von ihr ab- 
zuweichen (Bautzen). Moltke dagegen hat in der „Instruktion 
für die höheren Truppenführer‘‘ vom Jahre 1869 ausführlich dar- 
gelegt und begründet, wie vorteilhaft es sei, ‚wenn am Schlacht- 
tage die Streitkräfte von getrennten Punkten aus gegen das 
Schlachtfeld selbst konzentriert werden können, wenn die Ope- 


1) Ein Versuch, ‚Moltkes Kriegslehren‘‘ im Zusammenhang darzustellen, 
den der Generalstab in den Jahren 1911 —ı2 unternahm, scheiterte an der 
Unzulänglichkeit der Bearbeitung. Die Methode, einzelne Äußerungen 
Moltkes aus den verschiedensten Zeiten zusammenzustellen, ohne den Zu- 
sammenhang zu berücksichtigen, in dem sie getan wurden, sogar ohne die 
Stelle anzugeben, wo sie zu finden, war von vornherein zum Mißerfolg 
verurteilt. Es kam hinzu, daß diese einzelnen Äußerungen mehrfach 
nicht richtig zitiert sind und so ein falsches Bild der Moltkeschen An- 
sichten geben. 
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rationen also derartig geleitet werden, daß von verschiedenen 
Seiten aus ein letzter kurzer Marsch gleichzeitig gegen Front und 
Flanke des Gegners führt.‘ Aber im Gegensatz zu dieser Theorie 
hat Moltke seinen konzentrischen Einmarsch in Böhmen selber 
nicht als ihre Erfüllung, sondern als eine Art leidiger Notwendig- 
keit, als Abhilfe in einer ungünstigen Lage, bezeichnet, und als er 
1867/70 seine Pläne für den Einmarsch in Frankreich entwarf, sind 
sie auf das engste Zusammenhalten der Armeekorps beim Vor- 
marsch basiert. „In engerer Konzentration vermag auch der 
Gegner nicht vorzurücken‘“, hebt er lobend an seinem Entwurf 
hervor. . 

Moltke war, wie Napoleon, ein denkender Feldherr, der das, 
was er tat, sich auch begrifflich klar zu machen strebte. Aber 
beide waren keine Dogmatiker, beide gingen in ihrem Handeln 
nicht von Lehrsätzen aus, sondern rein von der Lage des Augen- 
blicks. 

Es ist eben nicht anders: die Strategie kennt keine System- 
bildung, und schwerlich hätte sich Clausewitz mit Schlieffens 
Cannästudien einverstanden erklärt. Er rühmt an Scharnhorst 
den Gegensatz zu den „Systemmachern‘‘. Dabei hat er Heinrich 
von Bülow, Mathieu Dumas und Jomini im Auge, von denen jeder 
ein nach seiner Meinung alleingültiges Prinzip aufgestellt hat: der 
eine das Umfassen des Gegners, der andere die Besetzung des 
höheren Standortes, der Dritte die Vereinigung der Kraft auf 
einem Punkt. 

Gewiß hieße es, den Weitblick Schlieffens verkenn@n, wenn 
man ihn zu den „Systemmachern‘ rechnen, wenn man annehmen 
wollte, daß er in seinem Cannäprinzip ein „Siegesrezept‘‘ für alle 
Fälle hätte geben wollen. Aber es ist immer das Schicksal über- 
ragender Geister gewesen, daß das, was sie aussprechen, als Dogma 
hingenommen wird. Den Marschällen Napoleons waren seine 
Vermutungen Gewißheiten. Und so hat auch Schlieffens Cannä- 
studie zwar Großes gewirkt, und Tannenberg ist ein leuchtender 
Beweis für ihre Anwendbarkeit unter den Bedingungen des Ope- 
rationskrieges Moltkescher und Schlieffenscher Prägung. Aber sie 
hat doch zu einer Erstarrung unseres strategischen Denkens ge- 
führt, und wir erinnern uns des Wortes, das einer der geistvollsten 
Offiziere des alten Heeres, Meckel, über die Umzingelungsschlacht 
gesagt hat: „Das Verfahren ... ist glänzend und kühn, aber es ist 
nicht das einzige, ja es ist nicht einmal die Regel... Es ge- 
fährdet die Einheitlichkeit der Schlachthandlung in hohem Maße 
und macht eine wirkliche Schlachtenführung fast unmöglich. 
Ohne die nötigen Vorbedingungen und ohne die sicher leitende 
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Hand wird man dieses Verfahren vermeiden und auf anderes 
sinnen müssen.‘‘ Und so hat auch der Weltkrieg uns gelehrt, ‚‚auf 
anderes zu sinnen‘“, in den Meisterhänden Mackensens und Seeckts 
hat der Durchbruch seine Gleichwertigkeit neben dem Cannä- 
prinzip bei Gorlice erwiesen. 


Wenn wir das Gesamtwerk Schlieffens überblicken, so werden 
wir an die alte Wahrheit erinnert: der Rückblick auf siegreiche 
Kriege wird immer dazu verleiten, der damaligen Handlungsweise, 
den Ideen und Kräften, die einmal zum Siege geführt haben, diesen 
Wert auch für zukünftige Kriege zuzubilligen, für Zeiten, die neue 
Forderungen an die Kriegsvorbereitung stellen. Aber es wird 
immer unendlich schwer sein, bei einer schnellen Entwicklung der 
technischen Grundlagen den Charakter eines Zukunftskrieges rich- 
tig vorauszusehen. Wie dieser Wandel der Zeiten das gesamte 
Kriegswesen umgestaltete, das hat Schlieffen nicht erkannt, 
Moltkes Seherblick hat es geahnt. Als er im April 1871 die Füh- 
rung eines möglichen Zweifrontenkrieges erwog, schrieb er im 
Rückblick auf die Kämpfe gegen die Republik: „Wir haben eben 
erst erlebt, wie schwer es ist, selbst den siegreichsten Kampf gegen 
Frankreich zu beenden.‘ Er warnte vor der Hoffnung, „durch 
eine rasche Offensive nach einer Seite Ruhe zu schaffen‘, und 
jahrelang später hat er von dem Kriege gesprochen, der „ein 
7jähriger, ein 30jähriger‘‘ werden könnte. 

Schlieffen glaubte an die Allmacht der Operation, uns vor 
solchem* Schicksal zu bewahren. Er war von der Unmöglichkeit 
eines lang sich hinschleppenden Krieges überzeugt in einer Zeit, 
„wo die Existenz der Nation auf einen ununterbrochenen Fort- 
gang des Handels und der Industrie begründet ist und durch eine 
rasche Entscheidung das zum Stillstand gebrachte Räderwerk 
wieder in Lauf gebracht werden muß. Eine Ermattungsstrategie 
läßt sich nicht treiben, wenn der Unterhalt von Millionen den 
Aufwand von Milliarden erfordert‘“. 

Eine „rasche Entscheidung‘ sollte das Problem lösen, und 
vor ihr hatte jede andere Rücksicht zu weichen. Das Irrationale, 
das Unberechenbare war durch die Operationsführung eines über- 
legenen Gedankens auszuschalten; selbst ein Mißerfolg bei der 
Kriegseröffnung, selbst ein französischer Einbruch in Süddeutsch- 
land war in den Kauf zu nehmen, ein einziger riesenhafter Schlag 
beendete den Krieg. 

Schlieffen sah die Welt vom Standpunkt des Offiziers, des 
Gentleman. Der Krieg war zu führen mit dem Aufgebot der höch- 
sten Anspannung, aber nur mit Mitteln, die dem Kavalier ange- 
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messen schienen. Es war eine Anschauung, wie sie Schweinitz 
1868 in Wien vorgefunden hatte: die Entrüstung der österreichi- 
schen Gesellschaft über die unfaire Absicht Bismarcks, den Krieg 
auf revolutionäre Unterwühlung der Monarchie zu stellen. Schlief- 
fen, der meinte, man müsse der Waffenehre wegen kämpfen, selbst 
wenn man die Niederlage voraussah, er hätte machtlos dagestanden 
vor einer Kriegführung der Propaganda, der Verleumdung, der 
Lüge. Die Zeiten von Fontenoy (1745) waren vorbei, in denen die 
Offiziere sich komplimentierten und jeder dem anderen die erste 
Salve lassen wollte. 

Was Schlieffen von Moltke gesagt hatte ‚er kam vom Schreib- 
tisch, aus der Einsamkeit des Arbeitszimmers‘‘, das galt in höhe- 
rem Maße von ihm selber. Im Grunde war er weltfremd. Wie er 
beim Vortrage mit halbgeschlossenen Augen zuhörte, so zog er 
sich vor einer unvornehmen Welt in sich zurück. Sein Denken 
galt nur dem Kriege. In abendlicher Lesestunde ließ er sich von 
seinen Töchtern die neuesten Schriften seiner kriegsgeschichtlichen 
Abteilungen vorlesen, und wenn er die Geschichte durchmusterte, 
so geschah es unter dem Gesichtspunkte, wo die doppelseitige 
Umfassung verwirklicht wurde oder doch hätte verwirklicht 
werden sollen. Er glaubte, auf den Wegen Moltkes zu gehen, 
“ und doch ließ sich kein größerer Gegensatz denken als die bei- 
den. Sie waren Söhne verschiedener Zeiten. 

Moltke hatte die entscheidenden Eindrücke seines Lebens in 
den zwanziger Jahren erhalten. Sein Kommando zur Kriegs- 
akademie (1824—27) fiel in die Jahre, in denen Berlin die Stätte 
eines großartigen Aufschwunges des deutschen Geisteslebens war. 
Hegel als der unumstrittene Führer wies auf die tiefsten Zusam- 
menhänge aller Wissenschaft hin, und wenn sich auch nicht nach- 
weisen läßt, daß Moltke seine Vorlesungen an der Universität ge- 
hört hat, so lebte er doch in der von Hegel geschaffenen geistigen 
Atmosphäre, und, sagt Konrad Burdach!), „die geistige Bewegung 
eines Zeitalters stellt durch geheime Unterströmungen auch zwi- 
schen anscheinend entgegengesetzten, wissenschaftlichen Rich- 
tungen eine Gemeinschaft der Welterfassung her‘. Die Kriegs- 
akademie stand unter der Leitung von Clausewitz, der als Direktor 
allerdings keinen unmittelbaren Einfluß auf die Studien hatte. 
Die wurden von der Studienkommission betreut, an deren Spitze 
der geistvolle Oberst Rühle von Lilienstern stand. Er hatte seiner 
Zeit die Aufgabe gestellt, „die Heere zu nationalisieren und die 


1) K. Burdach, Briefwechsel der Brüder Grimm mit Lachmann. 1925/27. 
Einleitung. 
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Völker zu militarisieren‘‘. In diesem Sinne leitete er die Akademie 
und in ihm berief er die Lehrkräfte. Auf Moltkes Entwicklung 
hat Carl Ritter den nachhaltigsten Einfluß ausgeübt mit seiner 
tiefen und philosophisch begründeten Auffassung der Geographie, 
in der er nachzuweisen suchte, wie die Gestaltung der Erde be- 
dingend und bestimmend auf die Geschichte des Menschenge- 
schlechtes einwirkt. Indem Ritter alle Zweige der historischen, 
wie der exakten Wissenschaften in seinem unendlichen Wissen 
vereinigte, gab er seinen Schülern jene enzyklopädische Richtung 
des Denkens, die Moltkes Geistesleben charakterisiert. 

Mit dem Beginn des vierten Jahrzehnts endete die große 
Zeit des Aufschwungs des deutschen Geistes. Fast gleichzeitig 
starben Hegel, Goethe, Schleiermacher, Stein, Gneisenau, Clause- 
witz. Eine neue Zeit kam herauf. Die Ausbreitung der Wissen- 
schaft forderte die Arbeitsteilung, sie führte zum Abschließen 
der einzelnen Bereiche, zum Spezialistentum. Das war das 
Kennzeichen der Geistesrichtung der fünfziger, der sechziger 
. Jahre. 

In diese Zeit fällt die Entwicklung des jungen Schlieffen, der 
1858—61 Schüler der Kriegsakademie war. Sie hatte sich seit 
den Tagen Moltkes gewandelt. Damals hatte sie die Aufgabe ge- 
habt, ihren Schülern eine allgemeine Menschheitsbildung zu ver- 
mitteln, jetzt war sie mehr und mehr zu einer Fachschule für künf- 
tige Generalstabsoffiziere geworden. Ein Fortschritt war darin 
schwerlich zu erkennen. 

Auf dem Boden des Spezialistentums des Generalstabsoffi- 
ziers ist das Denken Schlieffens erwachsen. Aus Clausewitz’ Werk 
„Vom Kriege‘ hatte er das eine herausgelesen, daß ‚‚die Vernich- 
tung der feindlichen Streitkraft unter allen Zwecken, die im 
Kriege verfolgt werden können, immer als der über alles gebietende 
erscheint‘. Aber Clausewitz hatte auch gelehrt, ‚daß das Urteil 
über einen bevorstehenden Krieg, über das Ziel, welches er haben 
darf, über die Mittel, welche nötig sind, nur aus dem Gesamtüber- 
blick aller Verhältnisse entstehen kann, in welchen also die indi- 
viduellsten Züge des Augenblicks mitverflochten sind, und daß 
dieses Urteil wie jedes im kriegerischen Leben, niemals rein 
objektiv sein kann, sondern durch die Geistes- und Gemüts- 
eigenschaften der Fürsten, Staatsmänner, Feldherrn bestimmt 
wird‘), 

Di „Gesamtüberblick aller Verhältnisse‘‘ also soll für die 
Bemessung von Ziel und Mitteln entscheidend sein. Und dieser 


2) Clausewitz, 8. Buch. 3. Kapitel, B. 
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Gesamtüberblick fehlte an den Stellen, die im Weltkriege berufen 
waren, das Geisteserbe Schlieffens in die Wirklichkeit zu über- 
tragen. Allein auf das Vernichtungsprinzip eingeschworen, ver- 
kannten sie die beiden entscheidenden Momente unserer Lage: die 
Ausgestaltung der Technik, die den Operationskrieg wenn nicht 
ausschloß, so doch aufs äußerste erschwerte, und die überwälti- 
genden Kraftquellen einer Koalition, der die Hilfsmittel nahezu 
der ganzen Erde zu Gebote standen. Wohl war die Bedeutung des 
Raumes im Massenkriege der Gegenwart erkannt, aber doch nicht 
die letzte Konsequenz solcher Erkenntnis gezogen: daß ganz 
Mitteleuropa ein einziges Schlachtfeld geworden war, daß unser 
Kriegsplan: stärkste Kraftentwicklung gegen Frankreich und 
Kriegführung im Osten durch die Österreicher und ein Minimum 
des deutschen Heeres, keine Konzentration, sondern eine Zer- 
splitterung der Kräfte bedeutete. Die Konzentration war nur 
im Osten zu erreichen unter Einsatz einer möglichst geringen 
Kraft gegen Frankreich. So wie es geschah, traten die Öster- 
reicher mit fast gleichen Teilen gegen Serbien und Rußland auf, 
wir suchten die Schlachtentscheidung im Westen, die Flotte tat 
nichts. Konzentration der Kräfte wäre es gewesen, wenn ein 
minimaler Teil gegen Frankreich und Serbien eingesetzt wurde 
und alles andere sich auf Rußland warf, einschließlich der Flotte, 
die die Offensive gegen St. Petersburg stützte. Dann machte 
Rußland Frieden oder es brach in der Revolution zusammen. 
War die Rückenfreiheit gegen Osten gewonnen, so konnten wir den 
Krieg gegen Westen in fast unbegrenzter Dauer aushalten und 
brauchten nicht auf das Verzweiflungsmittel des U-Bootkrieges 
zu verfallen, der uns 1917 die Kriegserklärung Amerikas und damit 
den Untergang brachte. Der Glaube an die Allmacht der Opera- 
tion, an die Schlachtentscheidung als das einzige Mittel der Krieg- 
führung, an die Unmöglichkeit eines lange dauernden Kriegszu- 
standes hat uns in die Irre geführt. Und doch hatte schon vor 
Jahren ein Mann, der die Gesamtheit der historischen Dinge über- 
sah, der Oberst Graf Yorck darauf hingewiesen: „Auch an uns 
kann einstmals die Forderung herantreten, einen jahrelang an- 
dauernden Kriegszustand auszuhalten, ohne daß unser Gegner 
ein Nachlassen unserer Kriegsenergie bemerken darf, denn viel- 
leicht wird in dem Kriege der Zukunft, wie einst im Siebenjährigen, 
der endgiltige Erfolg nicht sowohl von den Feldschlachten ab- 
hängen, als von der dem Gegner eindrücklich gemachten Un- 
erschütterlichkeit unseres Entschlusses, nicht eher den Krieg 
gegen ihn zu beenden, als bis er unsere Forderungen zugestan- 
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den habel).‘“ Daß wir abgewichen waren von den Anschauungen 
des alten Feldmarschalls Moltke, daß wir allein in einem kurzen 
Kriege der Schlachtentscheidungen unser Heil gesucht haben, 
ist der letzte Grund gewesen, an dem das alte Reich unterge- 
gangen ist. 

So, wenn auch die Lehre Schlieffens nicht imstande war, uns 
durch die schwerste Prüfung unserer Geschichte hindurchzuführen, 
in einem bleibt er uns doch wegweisend: in seinem Glauben, daß 
es möglich ist, unterlegene materielle Mittel auszugleichen durch 
die höheren Kräfte des Geistes und des Willens. 


1) Maximilian Graf Yorck von Wartenburg. Übersicht der Feldzüge Alexan- 
ders des Großen. 1897: S. 62. 
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BERICHT ÜBER DAS SCHRIFTTUM 


HERAUSGEGEBEN VON 
WALTHER KIENAST 


A. Buchbesprechungen 


Geistige Umkehr. Indogermanische Gegenwartsstreifzüge eines 
Kunstforscherss. Von JOSEF STRZYGOWSKI. Heidelberg, 
Carl Winter 1938. 252 S. 5 RM. 


Dieses neue Buch Strzygowskis wiederholt die in seinen kost- 
spieligen Veröffentlichungen enthaltenen Forschungsergebnisse, ist 
aber billig zu beschaffen und gibt damit einem größeren Leser- 
kreis die Möglichkeit, sich mit den Gedanken des Vf.s vertraut zu 
machen. 

Grundlegend ist für St. die erdkundliche Geschichtsauffassung 
mit der Unterscheidung dreier Kulturgürtel: im Norden, vom Nord- 
polarkreis bis zu den Alpen, dem Kaukasus und Himalaja, im süd- 
lichen Äquatorialgebiet und in einer mittleren Zone, die sich mit dem 
Lebensraum der altorientalischen und Mittelmeerkulturen deckt. Wäh- 
rend von den „Naturmenschen‘‘ des Südens weniger die Rede ist, ver- 
sucht der Vf. in erster Linie die seelische Eigenart des Nordmenschen 
zu erfassen. Er bezeichnet ihn wiederholt als schlicht, treu, redlich und 
demütig, hebt seine innere Verbundenheit mit dem Weltall hervor 
und sieht seine Verkörperung in der ‚„Walthergestalt‘, d.h. in der 
Darstellung des Menschen, wie er, den Kopf in die Hand gestützt, 
über den Sinn des Lebens nachsinnt. Als Urheimat dieses schlichten, 
nordischen Menschen denkt der Vf. sich nicht den germanischen 
Lebensraum in Nordeuropa, sondern das Nordpolargebiet bzw. 
Grönland. Von dort sollen sich die drei Ströme der Indogermanen, 
Amerasiaten und Atlantiker nach Süden bewegt haben, von dort 
zogen die Indogermanen nach Nordeuropa, dann weiter nach Iran, 
Griechenland, wo wir die Seele des Nordmenschen noch am reinsten 
aus der Kunst ablesen können. Zwischen Süden und Norden ent- 
stehen nun aber die „Machtkulturen‘‘ der mittleren Zone, nach Vf. 
infolge einer Unterwerfung der Südmenschen durch die nordischen 
Einwanderer. Demnach müßten wir erwarten, daß die schöpferisch 
wirksamen Kräfte dieser Machtkulturen im alten Orient, im Hellenis- 
mus, in Rom, Byzanz, der abendländischen Kirche usw. nur wieder 
die nordischen sein könnten. Aber im Gegenteil, für Vf. wird diese 
Machtkultur mit ihren Instrumenten — Hof, Kirche und Humanis- 
mus — zum teuflischen Widersacher des schlichten, nordischen Men- 
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schen, der ahnungslos den südlichen Machteinflüssen zum Opfer fällt, 
Nur in Iran, in Griechenland vor Alexander, in der Gotik und noch 
einmal in der Romantik kommt ihm nordisches Wesen rein zum 
Durchbruch. So erfolgt St.s Kampfruf gegen den Machtwahn der 
Mittelmeerkultur, gegen die Kirche, gegen den Bildungshumanismus 
und gegen eine Geschichtsforschung, die immer noch nur die be- 
kannte Entwicklungslinie vom alten Orient über die Antike zum 
Mittelalter, zur Renaissance gelten läßt. Daher die Forderung zur 
„Geistigen Umkehr‘, d.h. zur Besinnung auf uns selbst, zur Nord- 
besinnung. 

Es ist deutlich, daß zumindest diese letzten Forderungen jedem 
Deutschen, der sich zur Gegenwart und zu dem geistigen Kampf 
seines Volkstums bekennt, aus dem Herzen geschrieben sind. Über die 
geschichtliche Bedeutung der orientalischen und mittelländischen 
Antike, der christlichen Kirche, des Humanismus mögen viele anderer 
Meinung sein als der Vf. Da ich aber das vorliegende Buch zu be- 
urteilen habe, darf ich hinzufügen, daß ich seit 1923 als Kunsthistoriker 
immer wieder für die Eigenständigkeit der nordischen Geistesent- 
wicklung seit der frühen Vorzeit eingetreten bin, immer wieder betont 
habe, daß die geistige Entwicklung des nordischen Menschen nur 
unter Berücksichtigung unseres nordischen Altertums verständlich ist, 
während ich in der Ablehnung von Kirche und Humanismus ganz auf 
Seiten St.s stehe. Erst nach solcher Zustimmung wird verständlich, 
wie schmerzlich das Geständnis sein muß, daß mir die Methoden des 
V£.s als Forscher und als Denker, d.h. in der Wahl seines Arbeits- 
stoffes und in der Art und Weise, wie er den geschichtlichen Tatsachen- 
bestand beurteilt, grundsätzlich verfehlt scheint. 

Zuerst eine Bemerkung zum gewählten Arbeitsstoff. Als wir nach 
der Lübecker Tagung der „Nordischen Gesellschaft‘ das Nationai- 
museum in Kopenhagen besuchten, war jeder aufs tiefste erschüttert: 
von der starken Eigenart, der Geschlössenheit, dem Reichtum, dem 
hochentwickelten Formgefühl, der geistigen Beweglichkeit dieser sehr 
reinen altnordischen Kultur, die freilich mit einer hypothetischen 
Lebensführung am Nordpol gar nichts zu tun hat. Nun stehen wir 
aber vor der unfaßbaren Tatsache, daß der Vf. sich in keiner seiner Ar- 
beiten ernsthaft und planmäßig mit dieser vieltausendjährigen Kunst 
des schlichten, nordischen Menschen befaßt! In der verfehlten An- 
nahme, daß schon hier, in der Steinzeit, in der Bronzezeit — der 
höchsten und reinsten Blüte des altnordischen Bauerntums — der 
nordische Mensch durch die südlichen Machtkulturen verdorben sei, 
geht er — noch weiter nach Süden. Er findet in Iran Lehm- und 
Ziegelbauten, die niemals im germanischen Norden hätten entstehen 
können, trifft in Iran, in Griechenland auf einen Steinbau und auf 
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eine blühende, darstellende Kunst, die nach ihm nur aus der fälschen- 
den Einwirkung des Südens erklärt werden kann, um ausgerechnet 
in solchen Kunstschöpfungen die unverdorbene Seele des nordischen 
Menschen erkennen zu wollen. Der Vf. geht sogar noch weiter, ver- 
folgt den „‚nordischen‘‘ Menschen von Iran aus bis in die chinesische 
Malerei und Zierkunst, bis in das japanische Sittlichkeitsideal, bis in 
die byzantinische Mosaikkunst, die islamische Bau- und Zierkunst, 
redet schließlich von einer ‚„Gesinnungseinheit Iran—Dürer‘‘. Be- 
greiflich wird das alles nur, wenn wir bedenken, daß der Vf. nie als 
Vorgeschichtler und vom Norden, sondern als Kunstgeschichtler vom 
Süden an den nordischen Menschen herantrat und daß er seine in 
Rom angefangenen Forschungen nach Asien verlegte, um sich vor 
allem dem Nachweis westasiatischer Kunsteinflüsse auf das Abendland 
zu widmen. Die Frage ist nur: was hat es für einen Sinn — wie es 
der Vf. andauernd und mit vollem Recht tut —, über die Bedeutung 
des Blutes, des Bodens und der Lage für die Eigenart der volkstüm- 
lichen Kultur zu sprechen, wenn man dem nordischen Menschen ge- 
flissentlich dort nachspürt, wo die Reinheit seines Blutes verloren 
ging oder wo nie ein Tropfen nordischen Blutes vorhanden war und 
wo unsere nordischen Ahnen ihrer nordischen Lage und ihrem nordi- 
schen Boden völlig entrückt waren ? 

Nun zu unserem zweiten Bedenken: es ist das gänzliche Fehlen 
eines geklärten und vertieften Begriffs der geistigen Entwicklung. 
Zwar erwähnt der Vf. regelmäßig neben „Kunde“ und ‚Wesen‘ 
auch die ‚Entwicklung‘, aber was er darunter versteht, sind nur 
äußere Bewegungskräfte, wie sie etwa durch Handel, Verkehr, Wan- 
derungen usw. gegeben sind. Daß es daneben auch innere Bewe- 
gungskräfte gibt, daß die durch Blut und Boden bedingte nordische 
„Kulturpersönlichkeit‘‘ — um dieses Wort Rosenbergs zu über- 
nehmen — als eine leib-seelische Ganzheit zu verstehen ist, als ein 
lebendiger Organismus, der sich auf Grund einer innergesetzlichen, 
zielstrebenden Bewegung in immer wieder neuen Formen entfaltet, 
davon ist in den Werken St.s niemals eine Spur zu finden. Und doch 
ist diese organische und dynamische Auffassung unserer Kultur und 
unserer Kulturentwicklung längst in der deutschen Geistesforschung, 
in der deutschen Kunstforschung seit Alois Riegl vorbereitet, um sich 
heute unlösbar mit unserem Glauben an die persönliche Eigenart und 
die fortgesetzt wirksame Lebenskraft der nordischen Kulturpersön- 
lichkeit zu verknüpfen. Besinnung auf den nordischen Menschen: 
das kann für eine organische Geschichtsauffassung nur Besinnung 
auf die innere Gesetzlichkeit der gesamten nordischen Kultur- 
entwicklung sein, ganz im Gegensatz zu der alten, beschreibenden und 
nur auf ursächliche Zusammenhänge bedachten Tatsachenforschung, 
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welche die Wandlung des Kulturbildes nur aus äußeren Bewegungs- 
kräften erklären kann, ganz im Gegensatz auch zum Vf. der ‚‚Geistigen 
Umkehr‘, für den der nordische Mensch zu einem unbegreiflichen 
Schwächling wird, der zu jeder Zeit und sofort bereit war, sich selbst 
zu verleugnen und sich verderblichen, fremden Einflüssen zu ergeben. 
Hat es denn solche fremde Einflüsse auf die nordische Kulturpersön- 
lichkeit nicht gegeben ? Aber selbstverständlich; denn ist es nicht die 
Eigenart gerade der schöpferischen Persönlichkeit, sich mit dem 
Geistesgut anderer Persönlichkeiten auseinanderzusetzen, sich an 
diesem zu bereichern und trotzdem sie selbst zu bleiben ? 

Damit ist unser geradliniger, von den Irrfahrten St.s völlig ab- 
weichender Forschungsweg vorgezeichnet. Wir haben den nordischen 
Menschen nicht als Hirngespinst aus dem Grönlandeis zu erschließen, 
um es von Asien aus zu ergänzen. Wir erforschen den nordischen 
Menschen in seinem nordischen Lebensraum, zunächst während der 
Vorzeit, fragen nach der seelischen Eigenart unserer frühen Ahnen, 
vor allem nach ihren inneren Bewegungskräften, die sich mit voller 
Klarheit schon in der Kunst unserer nordischen Vorzeit offenbaren. 
Erst dann haben wir uns der Frage zuzuwenden, wie aus der er- 
schlossenen innergesetzlichen Bewegung die Wende zum Mittelalter 
zu erklären ist, der Übergang vom Holzbau zum Steinbau, von einer 
bildlosen Zierkunst zur figürlichen Darstellung, ganz gleich, welche 
Hilfsstellung dabei der Süden uns bot. Erst dann wird überhaupt 
verständlich, warum wir — gefühlsmäßig aber durchaus richtig — 
schon die ‚„romanischen‘‘ Kaiserdome am Rhein als hervorragend 
germanische Kunstschöpfungen empfinden, warum sich auf dem 
sicheren Boden dieses Steinbaus eine Bildnerei entfalten konnte, der 
Süden und Osten nichts Gleichwertiges entgegenzustellen haben, 
weshalb die Wandlung zur Gotik, zu der spätgotischen Altarkunst, 
zu Dürer, Brueghel und den Niederländern des 17. Jahrhunderts 
erfolgen konnte usw. Wie wir bei solcher Untersuchung vorzugehen 
haben, kann hier nicht erörtert werden, aber wohl muß auf eine sehr 
wichtige Folge der hier gegenüber St. vertretenen organischen Ge- 
schichtsauffassung hingewiesen werden: Erst mit der erlösenden Er- 
kenntnis, daß schöpferisch-geistige Betätigung überhaupt nur art- 
eigene Betätigung sein kann und daß wir Nordmenschen im Laufe der 
Vorzeit, des Mittelalters oder der Neuzeit immer nur unser eigenes 
Wesen ausgestalteten, sofern wir überhaupt schöpferisch gestalteten, 
können wir wieder selbstsicher an die Arbeit gehen, ohne uns in un- 
würdiger Angst vor fremder Vergewaltigung zu verlieren. Wer seiner 
selbst sicher ist, braucht sich nicht endlos hadernd mit anderen Per- 
sönlichkeiten, auch nicht mit fremden Kulturpersönlichkeiten, herum- 
zuschlagen oder sich in Angstzustände zu versetzen, die in keiner 
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Weise dem neuen Selbstbewußtsein und der erwachenden Selbst- 
erkenntnis des nordischen Menschen entsprechen. 
München. F. Adama v. Scheltema. 


Die Anfänge der Gesellschaftsiehre. Von HANS PROESLER. 

Erlangen, Palm & Enke 1935. 183 S. RM. 5,40. 

Der Vf. schlägt zur Lösung seiner Aufgabe zwei Wege ein. Zuerst 
werden die Ansichten über den Beginn der Soziologie seitens der 
Soziologen vorgeführt, und dann unternimmt es der Vf., seine eigene 
Meinung darzutun. Dem Umfang nach besteht das Verhältnis von 
eins zu drei. Der Schwerpunkt der Arbeit liegt demnach in der Dar- 
legung der eigenen Ansichten. Wenn ich etwas vorausschicken darf, 
so ist es dieses, daß bei der fast überreichen Nennung von Soziologen 
zwei Männer achtbarer Bedeutung unerwähnt bleiben: Winkelmann 
und Kurt Breysig. — P. geht von dem Standpunkt aus, daß es bis jetzt 
aus zwei Gründen nicht gelungen ist, die Anfänge der Soziologie 
bloßzulegen. Den einen Grund sucht er darin, daß sich bis heute mit 
dem Problem vorwiegend die Systematiker der Soziologie selbst 
befaßt haben. Diese hätten die Soziologie im Banne ihres Systems 
gesehen. Deshalb ‚fehle es ihnen an sachlicher Einstellung. Der 
andere Grund liege in der Einstellung der Geschichtswissenschaft zu 
dem Emporkömmling. Interessenrichtung und Methode hätten dem 
Fachhistoriker den Weg versperrt, sich dieser Aufgabe mit Erfolg zu 
widmen. — In der kritischen Auseinandersetzung mit früheren 
Lösungsversuchen der soziologischen Systematiker werden die Auf- 
stellungen Othmar Spanns, H.L. Stolzenbergs, E. S. Bogardus’ und 
Grünfelds vorgeführt. Alle diese Männer machen den Versuch, die 
Anfänge der Soziologie in das Mittelalter der klassischen Zeit oder 
in das der germanisch-romanischen Völker zu verlegen. Platon, 
Aristoteles und Thomas von Aquino stehen im Brennpunkt der Er- 
örterung. Neben dieser ersten Gruppe führt P. eine zweite an, die die 
Entstehung der Gesellschaftslehre als ein eigenartiges Ergebnis neu- 
zeitlicher Entwicklung ansieht. Von dieser Gruppe wird der Beginn 
der soziologischen Wissenschaft in das 17. Jahrhundert versetzt. 
Hierher gehören: Sombart, Brinkmann, Wilhelm Wundt, Toennies, 
v. Below und A. W. Small. Als Dritte werden die Männer genannt, die 
das ı9. Jahrhundert für das Aufkommen der Soziologie ansetzen: 
Paul Barth, Franz Oppenheimer, Heinrich Weber, Gothein, Freyer, 
Squillace, Fr. H. Hankins, L. F. Ward und v. Wiese. — P.s kritische 
Auseinandersetzung mit diesen drei Gruppen ist ruhig, abwägend und 
frei von Überspitzung. Ihm scheinen „Sombart und Brinkmann die 
historischen Zusammenhänge: am richtigsten gedeutet zu haben, 
indem sie die Anfänge der Soziologie im wesentlichen in das ı8. Jahr- 
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hundert verlegten‘. — An diesem Punkte setzt deshalb auch P.s 
eigene Untersuchung ein. Der eigenen Stellungnahme geht eine 
begriffliche Abgrenzung voraus. P. sagt: „Der Tatbestand der Ge- 
sellschaftslehre ist erst von dann ab und dort gegeben, wo es sich um 
eine selbständige theoretische Wissenschaft handelt, welche die 
rational verfahrende Erforschung des ‚menschlichen Zusammen- 
lebens‘ in systematischer Ausrichtung betreibt‘ (S. 62). Dabei ist 
im Auge zu behalten, daß zum Gelingen dieser Forderung zwei Be- 
dingungen erfüllt sein müssen: eine sozial- und eine ideengeschicht- 
liche!). Die sozialgeschichtliche Voraussetzung ist mit der „Heraus- 
bildung des modernen, nach äußerer Unabhängigkeit und innerer 
Geschlossenheit strebenden Staates‘ gegeben. Dieser Vorgang findet 
seine ausführliche Schilderung. Die in diesem Staate immer stärker 
werdenden inneren Spannungen drängen nach systematischer Durch- 
forschung des menschlichen Zusammenlebens. Die Verhältnisse sind 
zu unübersichtlich geworden, um ihrer ohne wissenschaftliche Be- 
arbeitung Herr werden zu können. Zu dieser sozialgeschichtlichen 
Situation mußten sich Ideen gesellen, die sich in den Dienst der 
Überwindung dieser immer stärker werdenden Spannungen stellten, 
Ideen, die zeitbedingt sein mußten. Enthalten waren sie in der Auf- 
klärungs-Philosophie. Immer klarer arbeitet sich eine „grundsätzliche 
Höherbewertung der gesellschaftlichen Kräfte unter Anerkennung 
ihrer Eigenbedeutung auch für die Wissenschaft‘ heraus. In Erfül- 
lung dieser beiden Vorbedingungen ist die Entstehung der Soziologie 
als Sonderwissenschaft gegeben. — P. führt dann ziemlich weit aus- 
greifend die Begründer der selbständigen Gesellschaftslehre vor 
(S. 15 ff.). Als Vorläufer nennt er: Machiavelli, Bodin, Hobbes und 
Christian Wolff. Als Männer stärkerer Bedeutung sind genannt: 
Turgot, Condorcet, Ferguson, Adam Smith und Justus Möser. — 
Warum Herder nur nebenher genannt wird, dafür fehlt eine Begrün- 
dung. Den Franzosen spricht P. das Verdienst zu, in stärkerem Um- 
fang systematisch gearbeitet zu haben, den Engländern weist er das 
Verdienst zu, „in der Klarlegung der tatsächlichen Beziehungen“ 
mehr geleistet zu haben. — Die zweite Phase in der Entwicklung der 
Gesellschaftslehre sieht der Vf. in der Romantik, die mit Wucht die 
Ideen der Ganzheit — Fichte, Schelling, Franz v. Baader —, des 
Volksgeistes, der Volksgemeinschaft und des sozialen Organismus in 
den Mittelpunkt stellten. — Damit schließt P. seine Arbeit. Ich meine, 
man darf im ganzen seinen Ausführungen zustimmen, im einzelnen 


1) Hätte der Verfasser mein Buch ‚‚Der Nationalismus, Die Geschichte 
einer Idee‘‘, 2. Aufl. 1921, gekannt, so hätte dies Buch vielleicht seinen 
Ausführungen ergänzende Anregungen gegeben. 
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werden sich wohl Meinungsverschiedenheiten einstellen. Diese werden 
einmal von der geistigen Struktur der betreffenden Menschen und von 
der Struktur der Zeit abhängen. Zu einer absoluten Erkenntnis ist 
auf diesem Gebiet überhaupt nicht zu gelangen. Wir müssen uns 
damit zufrieden geben, annähernd das Zutreffende gefunden zu haben, 
was von dieser Arbeit ausgesagt werden kann. 

Halle. S. Waldemar Mitscherlich. 


Die Lehre vor. den beweglichen und starren Begriffen. Von WAL- 
DEMAR MITSCHERLICH. Stuttgart, Kohlhammer 1936. 
451S. ı6M. (Geisteswissenschaftliche Forschungen, heraus- 
gegeben von W. Mitscherlich, Heft ı.) 

Bei dem vorliegenden Buche des früher in Göttingen, jetzt in 
Halle lehrenden Nationalökonomen handelt es sich um das Ergebnis 
und die Krönung einer über 30jährigen Gelehrtenarbeit. Es ist aus 
dem Bedürfnis des sozialwissenschaftlichen Forschers entstanden, sich 
über die Voraussetzungen seiner Arbeit Klarheit zu verschaffen. So 
sind der ı. und 2. Teil des Buches mit der Überschrift ‚„Grund- 
anschauungen und Grundgedanken‘ und ‚Die Lehre‘‘ der Auseinan- 
dersetzung mit den Grundlagen der sozialwissenschaftlichen Erkennt- 
nis gewidmet. Der 3. bei weitem umfangreichste Teil dient der „Er- 
läuterung‘‘ der Lehre am Beispiel der Wirtschaftswissenschaft und 
zerfällt seinerseits wiederum in eine Reihe mehr oder minder selb- 
ständiger Abhandlungen. 

Den Ausgangspunkt des grundsätzlichen Gedankenganges der 
Schrift bildet die bekannte Unterscheidung zwischen den beiden 
Welten der Natur und des Menschen als zwei auch für die wissen- 
schaftliche Erforschung verschiedenen Bereichen. Im Anschluß an 
Rickert sieht M. den Unterschied vornehmlich in der Verschiedenheit 
der Betrachtungsweise, die im einen Fall auf das Gleichbleibende und 
Allgemeine, im anderen auf das Individuelle gerichtet ist. Auf dieser 
Unterscheidung baut dann weiterhin die Gegenüberstellung zweier 
Arten der Begriffsbildung als das eigentliche theoretische Kernstück 
des Buches auf. Während bei der wissenschaftlichen Erforschung der 
Natur die Erfassung des Gleichbleibenden im unveränderlich-, ‚starren‘ 
Begriff erfolgt, zwingt der geschichtliche Wandel und die individuelle 
Vielgestaltigkeit der Menschenwelt zu einer „beweglichen‘‘ Begriffs- 
bildung, die eine für alle Zeiten und Verhältnisse gültige Festlegung der 
Begriffe unmöglich macht. So wird in den Erläuterungen des 3. Teiles 
etwa der wirtschaftswissenschaftliche Begriff ‚Kapital‘ als Beispiel 
eines beweglichen Begriffes behandelt, dem in den einzelnen geschicht- 
lichen Perioden eine ganz verschiedene Sinnbedeutung zukomme. 
Ferner ergibt sich aus der Wandelbarkeit und Vielfältigkeit des Wirt- 
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schaftslebens, wie ebenfalls im 3. Teil eingehend ausgeführt wird, die 
zeitlich und räumlich begrenzte Geltungsdauer jeder Wirtschaftslehre 
und demgemäß die Forderung, die Wirtschaftstheorie immer wieder 
entsprechend der veränderten Lage der Wirklichkeit neu zu gestalten. 

Überblickt man diesen nur in Kürze angedeuteten Gedanken- 
gang, so kann demjenigen, der die Entwicklung der deutschen Volks- 
wirtschaftslehre kennt, die Verwandtschaft mit bestimmten grund- 
legenden Lehren der historischen Schule nicht entgehen. Auch Hilde- 
brand und Knies führen einen Kampf gegen die „Naturlehre‘ der 
englischen Klassik und ihren Anspruch, aus der Beobachtung kon- 
kreter geschichtlicher Wirtschaftszustände eine ‚„Welt- und Mensch- 
heitsökonomie‘‘ aufzubauen. Was die zeitlich und räumlich begrenzte 
Geltung der Wirtschaftslehre anlangt, so hat vor allem Knies nach- 
drücklich darauf hingewiesen, daß die Theorie stets ein Ergebnis der 
geschichtlichen Entwicklung ist und daß es deshalb notwendig ist, 
ihren Lehren den Charakter geschichtlicher Lösungen beizulegen. 
Nichts anderes bedeutet ja auch die Ablehnung des klassischen ‚Ab- 
solutismus‘‘ durch die Vertreter der historischen Schule. Und ähn- 
lich, wie das M. jetzt im 3. Teil seines Werkes tut, hat bereits Knies 
die frühere nationalökonomische Lehre aus den geschichtlichen Vor- 
aussetzungen ihrer Zeit erklärt. 

Mit seiner grundlegenden Idee der geschichtlich und räumlich 
begrenzten Geltung jeder Wirtschaftslehre nimmt M. also einen Kern- 
punkt der deutschen historischen Schule wieder auf. Neuartig ist 
die Form, in die dieser Gedankengang sich kleidet: die Unterscheidung 
starrer und beweglicher Begriffe und die Kennzeichnung der Sozial- 
wissenschaft als eines Bereiches der beweglichen Begriffsbildung. Es 
erscheint jedoch zweifelhaft, ob mit dieser Forderung der Bildung 
„beweglicher‘‘ Begriffe der Gedanke der historischen Wirtschafts- 
theorie wahrhaft gefördert wird. Wenn M. in dem Abschnitt über das 
Kapital als beweglichen Begriff einen Überblick über die verschiedene 
Bedeutung des Wortes Kapital vom frühgermanischen Vieh,,kapital‘ 
bis zum Kapital der modernen Unternehmung gibt, so drängt sich 
mit Recht die Frage auf, ob hier nicht eine Vielzahl von begrifflichen 
Tatbeständen vorliegt, die innerhalb ganz verschiedener geschicht- 
licher Sinnzusammenhänge stehen und denen mehr zufällig ein und 
derselbe Name gegeben wurde. Zweckmäßig wäre es vom Standpunkt 
sowohl der historischen wie der theoretischen Erkenntnis, diesem Wort 
einen eindeutigen Sinn zu geben, und zwar so, daß man seine Ver- 
wendung auf einen bestimmten historischen Tatbestand und Begriff 
beschränkt. M. hingegen überhöht die bedauerliche Vieldeutigkeit des 
Wortes noch zu einer ‚Beweglichkeit‘ der Begriffe. Daß im übrigen 
auch diese Ausführungen über Entstehung und Wesen des Begriffes 
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eine Reihe von interessanten und beachtlichen Beobachtungen ent- 
halten, wie z. B. die Unterscheidung zwischen natürlicher und wissen- 
schaftlicher Begriffsbildung oder den Hinweis auf das Mitwirken der 
Gemeinschaft bei der Entstehung jedes Begriffes, kann nur kurz an- 
gedeutet werden. 

Den wichtigsten und wertvollsten Teil des ganzen Buches bildet 
der Überblick über die bisherigen Systeme der Wirtschaftslehre, auf 
dem übrigens auch schon seinem äußeren Umfange nach ($. 150—415) 
das Schwergewicht der Darstellung liegt. Es werden nacheinander be- 
handelt: die Lehre vom lokalgeordneten Wirtschaftssystem des Mittel- 
alters, die Lehre vom staatlich geordneten Wirtschaftssystem des 
Merkantilismus und die ‚Freiwirtschaftslehre‘‘ des Liberalismus. In 
der Kennzeichnung der einzelnen Wirtschaftslehren und der Hervor- 
hebung der Zusammenhänge mit der jeweiligen Struktur des Wirt- 
schaftslebens erweist sich M. als jener feinsinnige Historiker, als der 
er uns schon aus seinen früheren Schriften bekannt ist. Von besonderem 
Interesse ist dabei die im Anschluß an die historische Übersicht vor- 
getragene: „Skizze einer Lehre der staatlich sozialgeordneten Wirt- 
schaft‘ (‚‚Sozialwirtschaftslehre‘‘), mit der M. den Versuch macht, die 
Grundzüge einer den veränderten Verhältnissen der Gegenwart an- 
gemessenen Wirtschaftslehre zu geben. Das Ziel ist, an die Stelle der 
von den Einzelbedürfnissen, vom Gewinnstreben und der freien Preis- 
bildung ausgehenden Wirtschaftstheorie die Lehre von der staatlich 
gelenkten, korporativ aufgebauten Wirtschaft zu setzen. M. sucht 
diese sehr weit gesteckte Aufgabe zu bewältigen, indem er jeweils 
von der Unzulänglichkeit der überkommenen Lehre, etwa der Grund- 
renten-, der Lohn-, der Preislehre unter den veränderten Verhältnissen 
ausgeht und Hinweise auf die erforderliche Neugestaltung gibt. Daß 
er dabei die gesetzgeberischen Maßnahmen der nationalsozialistischen 
Wirtschaftspolitik eingehend zur Veranschaulichung heranzieht, er- 
gibt sich aus dem Wesen der Sache. Man wird diese Skizze dankbar 
als einen Versuch begrüßen können, in dem zahlreiche Anregungen und 
Hinweise für den Aufbau einer neuen Wirtschaftslehre enthalten sind. 

Berlin. H. Jecht. 


Kultur und Religion der Germanen. Von WILHELM GRÖNBECH. 
Herausgegeben von Otto Höfler, übersetzt von Ellen Hoff- 
meyer. Hamburg, Hanseatische Verlagsanstalt 1937. 343 S- 
ız RM. 

Grönbechs monumentales Werk, ursprünglich eingeteilt in vier 
Bände (1. Lykkemand og Niding: 2. Midgard og Menneskelivet; 
3. Hellighed og Helligdom; 4. Menneskelivet og Guderne), ist ein groß 
angelegter Versuch, vorwiegend nach nordischen Quellen ein Bild des 
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gesamten germanischen Seelenlebens zu geben. Es spricht von der 
Bedeutung der Sippe und der Stellung des Mannes in der Sippe, zur 
Sippe und gegen die Sippe, erörtert Begriffe wie Ehre, Heil usw. und 
zeichnet die Stellung des Germanen zu den Problemen des Lebens 
und des Todes, zu Götterglauben und Kult. 

Als in den Jahren 1907—ı2 das dänische Original erschien, 
begegnete es in der germanistischen Wissenschaft innerhalb und 
außerhalb Deutschlands einer ziemlich einhelligen Kritik, in welcher 
hohe Achtung und starke Zurückhaltung merkwürdig gemischt 
waren: Achtung vor der Belesenheit des Verfassers und seiner Fähig- 
keit, aus den Quellen vieles herauszufragen, was nicht an der Ober- 
fläche liegt und deshalb oft unvollkommen, oft gar nicht gesehen wurde, 
— andererseits Zurückhaltung gegenüber vielem, was Grönbech in 
die Quellen hineingelesen hatte. 

Das Werk war selbst für gute Kenner der dänischen Sprache 
nicht leicht zu lesen. Es war wenig übersichtlich, seine Diktion konnte 
fesseln, aber streckenweise auch ermüden. So blieb es wenig bekannt, 
und auch das Erscheinen einer englischen Ausgabe (1928) änderte 
bei uns daran kaum etwas. Es ist deshalb in hohem Grade dankens- 
wert, daß das ganze Werk nun in einer deutschen Übersetzung er- 
scheint, deren erster Teil, Buch I und II des Originals umfassend, nun 
vorliegt. 

Ein solches Buch zu übersetzen, war keine leichte Aufgabe; sie 
ist in einer Weise gelöst worden, die allen billigen Ansprüchen gerecht 
wird. Wenige Beispiele mögen zeigen, welcherlei Schwierigkeiten 
vorlagen und wie sie von der Übersetzerin bewältigt sind. 

Die Hauptschwierigkeit für das Verständnis besonders des ersten 
Teiles des Originals lag in dem sprachlichen Ausdruck, der zur Wieder- 
gabe von Begriffen altgermanischer Zeit gewählt werden mußte. 
G. unterschied in Teil I den Lykkemand und, diesem in allem als 
Gegensatz gegenüberstehend, den Niding. Ein Lykkemand* ist der 
in der Sippe stehende, nach ihren Gesetzen kraft eigenen, innersten 
Vermögens erfolgreich wirkende Mann. Der Begriff /ykke ist nicht 
leicht auszudrücken; das Wort „Glück‘‘ wäre nur verwendbar, wenn 
man immer dabei daran dächte, daß Glück und Geschick sich ver- 
ketten, daß Glück haben eben schon ein Zeichen der Tüchtigkeit 
{mhd. zugent) ist, die den Erfolg erzwingt, wo der Untüchtige versagt. 
Die Übersetzung hat für /ykke und Iykkemand die Ausdrücke Heil 
und Heiling gewählt, und diese Wahl ist nicht schlecht. Zwar bedürfen 
diese Ausdrücke auch der Interpretation, aber sie können in den Sinn 
hineinwachsen. 

Fast noch größere Schwierigkeit macht der Ausdruck ‚Friede‘, 
bei G. nicht der in der Sippe herrschende Zustand, sondern seine 
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Grundlage, das herrschende Gemeinschaftsgefühl. Weder das dänische 
Wort (fred), noch das deutsche decken sich mit diesem Begriff, des- 
halb muß’es immer wieder interpretiert werden, denn ein anderer 
Ausdruck als Ersatz stand nicht zur Verfügung. Beim Begriff hamingja 
ist eine kurze Übersetzung überhaupt ausgeschlossen; man könnte 
Seiten füllen mit Ausfüllung von Umschreibungen, die schon das 
Original benötigt, um den Begriff zu verdeutlichen — der Über- 
setzung blieb natürlich nichts übrig, als sie ebenso zu übertragen. — 
Die viel zu knappen Kapitelüberschriften des Originals sind in der 
Übersetzung zum Teil erweitert und dadurch deutlicher geworden. 
Auch dafür verdient die Übersetzerin Dank, und besonders ver- 
dienstlich wäre es, wenn dem zweiten Band ein Sachregister und ein 
Verzeichnis der besprochenen Quellenstellen beigegeben würde. 


Für eine neue kritische Stellungnahme zum Gesamtinhalt des 
Werkes, so notwendig sie auch ist, fehlt hier der Raum; sie wäre nur 
in einem längeren Aufsatz möglich. Ich unterdrücke deshalb auch 
alle einzelnen Fragen und Bedenken und schließe mit dem Wunsche, 
das Erscheinen der deutschen Ausgabe möge dem Buche nun auch 
bei uns größere Beachtung verschaffen, dabei aber auch eine besonnene 
Würdigung, die nicht etwa das zu Unrecht oft übersehene Werk des- 
halb, weil es neue Wege zeigt und eine ‚neue Schau‘‘ enthält, gleich 


als eine Art Evangelium betrachtet, sondern sich vor Unterschätzung 
wie Überschätzung gleich ferne hält. 
Marburg. Karl Helm. 


Irdische Unsterblichkeit. Germanischer Glaube an die Wiederver- 
körperung in der Sippe. Von KARL AUGUST ECKHARDT. 
(Studien zur Rechts- und Religionsgeschichte, Heft ı.) Weimar, 
H. Böhlaus Nachf. 1937. 130 S. 


Eine eigentliche Unsterblichkeit kannten die Germanen ebenso- 
wenig, wie sie eine Ewigkeit ihrer Götter kannten. Ihre Unsterblich- 
keitshoffnung erstreckte sich auf das irdische Dasein: auf Fortleben 
oder Wiederaufleben in der Sippe. Dieser wissenschaftlich zwar 
längst bekannten, aber in ihrem vollen Gewicht noch nicht erkannten 
Tatsache ist Eckhardts gründliche, in vielem förderliche Studie 
gewidmet. 

Nach kurzem Überblick über die Zeugnisse aus antiken Schrift- 
stellern und der Edda gibt Vf. im grundlegenden ersten Hauptteil 
aus einer Reihe von isländischen Sagas Zusammenstellungen über die 
Namengebung in einigen Familien, schlagende Beispiele mit guter 
Veranschaulichung durch Stammtafeln, welche Umfang und Grenzen 
des Brauches der ‚Nachbenennung‘‘ gut erkennen lassen. In drei 
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Sätzen kann man ihn genau festlegen: ı. Der Name eines Gestor- 
benen wird (oft mit Rücksicht auf einen vor dem Tode geäußerten 
Wunsch) einem Nachkommen oder dem Nachkommen eines seiner 
Geschwister beigelegt; 2. nie wird zur Namengebung der Name 
eines noch lebenden Vorfahren verwendet; so wird auch der Sohn 
nach dem Vater nur genannt, falls dieser vor der Geburt des Kindes 
starb; 3. nie, soweit die Quellen es erkennen lassen, wird (in vor- 
christlicher Zeit) der Name eines Vorfahren mehreren gleichzeitig 
lebenden Nachkommen beigelegt. 

‚Dieses Material wird dann ergänzt durch Material aus Schweden 
und Norwegen (Stammtafel der Ynglingen), Dänemark, von Ost- 
und Westgermanen (Cherusker und Merowinger), und zum Vergleich 
werden die Stammtafeln der Achämeniden und der makedonischen 
Argeaden beigegeben. Die oben gegebenen Regeln zeigen sich überall, 
wo das Prinzip der Nachbenennung überhaupt herrscht. Bei den 
‚Ostgermanen findet sich diese im burgundischen Königshaus, wäh- 
rend die Goten die Namen ohne solche Bindung wählten (Prinzip 
des Variationssystems in der Namengebung). In christlicher Zeit 
‚schwindet auch sonst die Nachbenennung, aber nur zum Teil; so 
begegnet bei den Merowingern anfangs das Variationssystem, später 
«erscheint wieder die Nachbenennung, worin E. den Einfluß von 
Chlodwigs burgundischer Gemahlin erblickt. 

Auf diese Abschnitte folgen nun die sehr willkommenen Aus- 
führungen des Juristen über die Rechtsfolgen der Namengebung: 
die Bedeutung der Wasserweihe, das Aussetzungsrecht, seine Beurtei- 
lung in heidnischer Zeit (S.81) und seine Begrenzung durch die 
Namengebung, die Bestimmungen über Wergeld und Erbrecht. Alles 
‚ergibt, daß die Namengebung erst das Kind zum Menschen macht, 
wofür der folgende Abschnitt die Erklärung findet in der magischen 
Kraft des Namens: Namengebung ist Beseelung. 

Der Schlußabschnitt ‚„Arisches Erbe‘ bringt Zeugnisse für die- 
‚selbe Vorstellung bei anderen indogermanischen Völkern und die dort, 
besonders bei Griechen und Indern, in Religion und Philosophie ent- 
wickelten Besonderheiten, in denen es sich nicht mehr nur um Über- 
gang der Seele von Mensch zu Mensch handelt, sondern um einen 
Kreislauf durch Tier- und Pflanzenwelt. Die indische Abwandlung 
der Seelenwanderungsvorstellung, die nicht mehr ‚als Verheißung 
betrachtet wird, sondern als schweres Schicksal, dem es zu entrinnen 
gilt‘, wird in Übereinstimmung mit den Indologen auf die Lehre der 
‚dravidischen Urbevölkerung Indiens zurückgeführt. 

Für die Germanen glaubt E. gleichfalls eine Sonderentwicklung 
feststellen zu können. Hier werden die väterlichen und mütterlichen 
Ahnen bei der Namengebung ganz gleichgestellt (Beispiele auf der 
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Tafel S. 15), und der Mutterbruder spiele sogar eine besonders wich- 
tige Rolle; bei den übrigen Indogermanen kommen dagegen nach E. 
nur die väterlichen Ahnen in Betracht. Diese germanische Besonder- 
heit will Vf. wiederum als Erbteil „der vorgermanischen Urbevölke- 
rung des Nordens‘‘ der Megalithrasse erklären, auf die er auch den 
Vanenkult mit der bei Vanengottheiten bezeugten Geschwisterehe 
(der „typischen Begleiterscheinung mutterrechtlicher Kultur‘) zu- 
rückführen will. Mit diesem Erklärungsversuch begibt sich Vf. auf 
ein Gebiet, in welchem bekanntlich fast alles noch unsicher ist. Es 
kommt aber zunächst gar nicht darauf an, ob die Erklärung stich- 
haltig oder möglich ist, sondern darauf, ob denn die germanische 
Sonderentwicklung wirklich gesichert ist. Den germanischen Brauch, 
insbesondere das Hinübergreifen auf die Namen der Kognaten, kennen 
wir so genau nur aus dem starken Sippeninteresse der isländischen 
Saga. Gäbe es diese literarische Gattung nicht, so würden wir keine 
germanische „Sonderentwicklung‘‘ feststellen. Für Griechen und 
Perser besitzen wir entsprechende Quellen nicht; die Stammtafeln der 
Achämeniden und der makedonischen Könige sagen nichts aus über 
die Sippen der Frauen, die in das Königshaus hineingeheiratet haben. 
Können z.B. bei den Söhnen des ersten Dareios die unter den Vor- 
fahren der männlichen Linie nicht vertretenen Namen nicht aus der 
Familie der Mutter stammen, so die später so wichtig gewordenen 
Xerxes und Artaxerxes? Dann aber ist eine germanische Sonder- 
entwicklung zum mindesten nicht mehr feststellbar. 

Zu anderen Ausführungen des Vf.s noch kritisch Stellung zu 
nehmen, verbietet der Raum. Einwände können gewiß gegen manche 
Einzelheit erhoben werden; sie beeinträchtigen nicht die Wertschät- 
zung der Schrift, die auch dort, wo wir dem Vf. nicht ganz folgen, 
so viel Anregendes bietet, daß wir nur dankbar sein können. 

Marburg. Karl Helm. 


Geschichte der germanischen Frühzeit. Von LUDWIG SCHMIDT. 
Köln, Kurt Schröder 1934. 2. umgearbeitete und vermehrte 
Auflage. 237 S. 8 RM. 


Da ich als Vorgeschichtler das Werk anzeige, sei eingangs her- 
vorgehoben, daß dem Vf. in den Kreisen unseres Faches die größte 
Hochachtung und Wertschätzung entgegengebracht wird. Dankbar 
wird anerkannt, daß er als einer der ersten unter den Historikern die 
Ergebnisse der Vorgeschichtsforschung in seine Betrachtungsweise 
einbezogen und zu ihrer Verbreitung wesentlich beigetragen hat. 

Auch in der zweiten hier vorliegenden Auflage und den Ände- 
rungen, welche sie gegenüber der ersten erfahren hat, tritt das Be- 
streben des Vf.s zutage, Geschichte und Vorgeschichte miteinander 
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zu verbinden und die Geschichte der Germanen durch die Einbe- 
ziehung der Vorgeschichte belebter zu gestalten und zu erweitern, 
Wenn im folgenden einige Angaben richtiggestellt oder ergänzt wer- 
den, soll dieses Beginnen keineswegs die großen Verdienste des Vf. 
herabmindern, sondern nur zeigen, daß es schwer ist, die weitver- 
streute vorgeschichtliche Literatur zu verfolgen, und daß in den 
letzten Jahren — die Besprechung erfolgt drei Jahre nach Erscheinen 
des Buches — neue Ergebnisse von der Vorgeschichtsforschung ge- 
wonnen worden sind, 

In der ersten Auflage neigt Schmidt dazu, die Urheimat der 
Indogermanen in Europa anzunehmen. Jetzt vertritt er eine mehr 
abwartende Haltung und erwähnt, daß auf die asiatische Herkunft 
„die wichtige Rolle hinzudeuten scheine, die das Pferd bei den Indo- 
germanen spiele‘‘, das aber in den Steppen Asiens zu Hause sei (S. 4). 
Darauf ist zu antworten, daß die Domestikation des Pferdes auch in 
Europa erfolgt sein kann. Das Klima der jüngeren Steinzeit, in wel- 
cher in Mittel- und Nordeuropa das Pferd in den Haustierbestand 
übernommen wurde, war derartig warm und trocken, daß auch Ge- 
biete unseres Erdteiles Steppencharakter gehabt haben dürften. So- 
lange ferner nicht mit Hilfe von Bodenaltertümern der Nachweis 
geliefert wird, daß im Laufe der jüngeren Steinzeit Wanderungen 
von Asien nach Europa vor sich gegangen sind — und das ist bisher 
nicht der Fall —, ist an der Ansicht von der Entstehung der Indo- 
germanen in Europa festzuhalten, zumal in dieser Epoche immer nur 
Abwanderungen von Mittel- und Nordeuropa nach Süden, Osten und 
Westen nachzuweisen sind. 

Daß die Germanen in Norddeutschland und dem südlichen Skan- 
dinavien ihre Urheimat hatten, wird von keiner Seite bestritten. 
Untergliederungen bzw. Stämme innerhalb der germanischen Welt 
haben sich nicht erst bei Beginn der Landnahme gebildet (S. 16), 
sondern sind schon von der Periode 2 der Bronzezeit an sichtbar 
(Tackenberg, Mannus Bd. 23, S. 63 ff., K. Kersten, Zur älteren nor- 
dischen Bronzezeit). Die drei Hauptstämme der Westgermanen, die 
Ingävonen, Istävonen und Erminonen (S. 16) lassen sich am Beginn 
der frühen Eisenzeit mit Hilfe ihrer Hinterlassenschaft gut trennen 
(Tackenberg, in Atlas ‚Niedersachsen‘, Blatt 33, 4). Auf Grund 
dieser, durch die Bodenaltertümer gewonnenen Einteilung läßt sich 
weiter ermitteln, daß die Angrivarier, Cherusker und Chatten zu 
den Istävonen zu zählen sind (Tackenberg, Die frühe Eisenzeit in 
Mittel- und Westhannover; H. Hofmeister, Die Chatten). Die Grenze 
zwischen den Istävonen und den Erminonen hat lange Zeit die Aller, 
die Oker und das Eichsfeld gebildet. In das Land Sachsen sind die 
Erminonen (Sueben) schon recht früh, am Übergang von der Hall- 
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stattzeit zur Lat@nezeit, eingedrungen (S. 46 — W. Radig, Sachsens 
Vorzeit, S. 41). Ihre Gegner in Sachsen und den Nachbarländern, 
die Illyrier, waren ihnen auf dem Gebiet der Keramik überlegen 
($.25); in der Herstellung der Bronzen und deren Gestaltung und 
Ausschmückung haben sie nie die Leistungen der Germanen erreicht. 
Gern wüßte man, wann die Burgunden in Ostsachsen eingewandert 
sind; leider versagen vorläufig noch die Funde, um diese Frage zu 
klären. Die Aufgabe ihrer Sitze in der Lausitz ist dagegen besser zu 
fassen. Um 400 muß die Hauptmasse des Volkes nach dem Rhein 
gezogen sein, nicht schon in der Mitte des dritten Jahrhunderts 
{S. 239). Die Schriftsteller-Nachricht über ein derartig frühes Er- 
scheinen im Rhein-Maingebiet mag sich auf die Landnahme einer 
Vorhut beziehen. Die Niederlage der Burgunden durch die Hunnen 
im Jahre 436 kann nicht einer Vernichtung gleichgekommen sein 
($. 240); sonst würden sie nicht 15 Jahre später zu den mächtigsten 
Völkern in Gallien gezählt haben. — 

Auch die Silingen können erst um 400 Schlesien verlassen haben 
(S. 207 — Germanische Vorzeit Schlesiens; von der Kameradschaft 
studierender Vorgeschichtler an der Universität Breslau), um dann 
in Spanien eine neue Heimat zu finden. Ihr Reich wurde durch die 
Westgoten zerstört, die vielmehr Land in Spanien in Besitz genommen 
haben, als es den Anschein hatte (S. 206 — Zeiß, Grabfunde aus dem 
spanischen Westgotenreich). Sehr unvollkommen waren wir bisher 
über die Abwanderung der Langobarden aus Osthannover und der 
Altmark nach dem Donauraum unterrichtet (S. 244). Erst die jetzt 
erschienene Arbeit von F. Kuchenbuch (Sächs.-thür. Jahresschr: 
Bd. 27) hellt das Dunkel auf mit dem Nachweis, daß kurz nach 400 
die Südwärtsbewegung eingesetzt hat. 

Durch Untersuchungen auf Friedhöfen und Siedlungen wird das 
Bild der germanischen Kultur von Tag zu Tag bereichert. Dabei 
zeigt sich auch, daß der Abstand zwischen Aufnahme von Kultur- 
errungenschaften im Süden und der im Norden nicht so groß ist, 
wie bisweilen angenommen wird. Die erste Verwendung des Eisens 
z.B. (S. 29) fällt in Mitteleuropa ins 10. Jahrhundert, in Nordeuropa 
ins 8. Jahrhundert vor unserer Zeitrechnung. 

Die Tracht der Germanen ist schon zur Bronzezeit nicht einheit- 
lich gewesen (Mädchen von Egtved). Einen Satz wie den, daß die 
germanischen Kämpfer in der Regel nackt, nur mit einem Lenden- 
schurz bekleidet gingen (S. 149), kann zu falschem Parallelisieren An- 
laß geben. Ich sähe ihn lieber dahin abgeändert, daß die Germanen 
zu Beginn unserer Zeitrechnung sowohl die lange wie die kurze Hose 
kannten, und daß während des Kampfes das Obergewand (ein Kittel 
mit langen oder kurzen Ärmeln) abgelegt wurde. 
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Der Gedanke, daß den Germanen die römischen Waffen, welche 
sie in der Varusschlacht erbeuteten, wertvoll gewesen sind, kann 
gelten gelassen werden, wenn wir auch nicht wissen, wie viele dieser 
Beutestücke den Göttern als Opfer dargebracht wurden (S.90). Daß 
den römischen Waffen nicht zum geringen Teil die Erfolge in den 
späteren Kämpfen gegen die Römer und gegen Marbod zu verdanken 
sein sollen, halte ich nicht für richtig. Dagegen spricht schon, daß 
die Germanen ohne die römischen Schwerter die drei Legionen des 
Varus vernichten konnten, und daß schon im ı. Jahrhundert vor Beg. 
uns. Ztr. die eigenen Waffen, die Langschwerter und Lanzenspitzen, 
technisch vollwertig waren. Neben den genannten Waffenarten tritt 
die Axt als Angriffswaffe erst später in Erscheinung. Ehe sie bei den 
Franken zur Nationalwaffe wurde (S. 148), dürfte sie bei den Bur- 
gunden eine ähnliche Stellung eingenommen haben. In den Gräbern 
dieses Volkes aus dem 3. und 4. Jahrhundert ist sie die üblichste 
Beigabe. 

Daß die Germanen schon früh verstanden haben, mit ihren 
Schiffen Ost- und Nordsee zu befahren, wird von Schmidt genügend 
hervorgehoben. Bei der Erwähnung des Bootes von Hirschsprung 
(S. 150) wäre es empfehlenswert gewesen, die Zeitstellung anzugeben 
(frühe Eisenzeit), um noch zu unterstreichen, daß die Germanen 
schon vor Beginn unserer Zeitrechnung ı3 m lange Schiffe, deren 
Körper aus Holzplanken zusammengesetzt war, zu bauen in der 
Lage waren. 

Siedlungswesen und Hausbau der germanischen Frühzeit darf 
man sich nicht zu einfach vorstellen. Schon für die jüngere Stein- 
zeit sind mehrere Haustypen festgestellt. Je weiter wir in der Zeit 
fortschreiten, um so mehr Haustypen treten auf. Die Hausurnen, 
welche zum größten Teil der frühen Eisenzeit angehören (S. 19), 
brauchen nicht mehr allein als Nachbildungen für die Häuser heran- 
gezogen zu werden. Die bei den Siedlungsgrabungen entdeckten 
Hausgrundrisse helfen viel weiter und sind einwandfreier zu Rekon- 
struktionen von Wand und Dach zu benützen. Bei planmäßigen 
Untersuchungen auf Wohnplätzen erhält man dann auch einen Ein- 
blick in die Lage der Häuser und Haustypen zueinander innerhalb 
der Siedlung. Ich verweise auf die Ergebnisse, welche wir den Wurten- 
grabungen van Giffens (Germania 1936, Heft ı) und den Dorfunter- 
suchungen von W. Bohm verdanken (Westprignitz). 

Schon diese wenigen Beispiele mögen als Beleg genügen, daß die 
Vorgeschichtsforschung sehr schnell weitergeschritten ist. Der hoch- 
verehrte Vf. wird in absehbarer Zeit in die Lage versetzt sein, eine 
nochmalige Erweiterung und Ergänzung seines wichtigen Werkes 
vorzunehmen. K. Tackenberg. 
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Ruhm und Ehre bei den Nordgermanen. Studien zum Lebensgefühl 
der isländischen Saga. Von WALTHER GEHL. (Neue Deutsche 
Forschungen ı21.) Berlin, Junker & Dünnhaupt 1937. 170 S. 
7,50 RM. 

Im großen und ganzen ist dies eine ausgezeichnete Arbeit. Sie 
kann unsere Kenntnis vom Wesen des germanischen Ehrgefühls, 
von der Reichweite des Ehrgebots und von der überragenden Be- 
deutung der Ehre — vom Ruhm ist nur wenig die Rede — im Leben 
und Denken der Germanen an vielen Stellen bereichern und ver- 
tiefen. Ich denke besonders an einige der letzten Kapitel, 9. Das 
Leben als Männervergleich — mit dem Hinweis auf die Schärfung 
des Blicks für den Charakter und Wert jedes Menschen —, 10. Ehre 
und Schicksal — Das Gebot der Ehre ist Schicksal — und ı2. Zerfall 
der heidnischen Wertwelt und der Einfluß des Christentums. Außer- 
dem enthält die Arbeit wertvolle Beiträge zur Stilgeschichte der 
Isländersaga. Aber die Verkuppelung dieser beiden schon im Titel 
genannten Gebiete hat doch ihre bedenklichen Folgen gehabt. Das 
Hauptthema hätte die Beschränkung auf die Isländersaga streng 
verbieten müssen. Über diesen Zweig der Sagas wissen wir jetzt so 
einigermaßen Bescheid, auf jeden Fall weitaus besser als über die für 
die Kulturgeschichte viel wichtigere Skaldendichtung und Königs- 
saga. Von den meisten Strophen und Gedichten der Skalden wissen 
wir, wenn nicht das Jahr, so doch das Jahrzehnt, in dem sie ent- 
standen sind. Da gibt es wenig Verfälschung durch spätere Ge- 
schlechter. Die Königssagas, besonders Snorris Heimskringla, um- 
spannen einen Zeitraum von etwa 400 Jahren und lassen darin viel 
innere Entwicklung erkennen. Dies weiß G. (S. 102 f.). Trotzdem 
gründet er seine Erwägungen über die Verhältnisse im ıo. Jahr- 
hundert und die Entwicklung seither fast allein auf die Isländersagas, 
die nicht nur, im Gegensatz zur Skaldendichtung, 200 bis 300 Jahre 
jünger sind als die erzählten Ereignisse, sondern die auch nur einen 
Zeitraum von etwa 100 Jahren umfassen und darin, abgesehen vom . 
Übertritt zum Christentum, unmittelbar sehr wenig Entwicklung 
bezeugen. Was man davon aus ihnen erschlossen hat, ist mühsam 
gewonnen und meist ungewiß. Es schallt hier leicht aus dem Walde, 
wie man hineinruft. Und schließlich weiß man hier nicht einmal 
recht, ob die festgestellte Entwicklung dem 10. oder dem ı3. Jahr- 
hundert angehört. G. ist sich dieser Schwierigkeiten bewußt (S. 78f., 
94ff.). Im 8. Kapitel versucht er ihnen zum Trotz zu einer Entschei- 
dung über das relative und absolute Alter der beobachteten Erschei- 
nungen zu kommen. Wie unsicher dabei der Boden ist, mag die 
$.ı04 Anm. erwähnte Tatsache zeigen, daß die Sagas, in denen der 
jüngere Geist am reinsten herrscht, ein bis zwei Menschenalter 
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früher spielen als die Sagas mit dem am altertümlichsten wirkenden 
Geist. Da muß also mindestens eine der beiden Sagagruppen ge- 
fälscht haben, oder aber G.s entwicklungsgeschichtliches Ergebnis 
ist falsch. 

Ziehen wir die übrigen Zeugnisse der Sagazeit hinzu, so sieht 
manches anders aus. Besonders auffallend ist der tiefgehende Unter- 
schied zwischen dem Wortschatz für Ehre und Schande bei den 
Skalden der Zeit und in den Sagas. Der der Sagas (S. 30f.) enthält 
trotz seines Reichtums fast nichts mehr vom gemeingermanischen 
Bestande. Das sollte zu denken geben. Andererseits scheint G.s 
Vermutung über das Alter des drengskapr-Geistes durch einige Zeug- 
nisse gestützt zu werden. Drengr, zunächst ‚junger Bursche‘‘, hat 
die Bedeutung ‚ein Mann, wie er sein soll‘ angenommen. Das geht 
von der Tapferkeit bis zu einer hochentwickelten ritterlichen Ge- 
sinnung, die auch im Feinde den anständigen Menschen anerkennt 
und bereit ist, ihn darum zu schonen. G. spricht sehr viel von diesem 
Geist. Er glaubt, daß er um die Jahrtausendwende entstanden ist, 
und zwar im wesentlichen bodenständig, von christlichen oder ritter- 
lichen Gedanken höchstens ein wenig befruchtet. Gegen 980 taucht 
der gödr drengr ‚der gute drengr‘‘ auf dänischen Gedenksteinen auf 
(S. ı2o Anm.). Seit etwa 1000 gebrauchen auch die isländischen 
Skalden den Begriff (zuerst Hallfred lv. 25? alldrengila ‚wie ein 
rechter drengr‘‘. Dann um 1020 full- und ödrengila, um 1065 drengspell). 
Neben drengskapr steht in der Saga in nahverwandter Bedeutung 
das seltenere begnskapr. begn ‚Degen‘ ist nun aber in dem ethischen 
Sinne schon erheblich früher bezeugt als drengr. Auf den dänischen 
Runensteinen kommt gödr begn seit etwa 900 vor (bis 980 vier Fälle: 
Wimmer- Jacobsen Nr. 2. 80. 100. 101). Dann stehen ein Menschen- 
alter lang beide Ausdrücke nebeneinander. Darauf verschwindet 
gödr begn, während gödr drengr mindestens noch 150 Jahre in Gebrauch 
blieb. drengr war in Dänemark also in diesem Gebrauch der Nach- 
folger von Pegn. Aber auch in Island läßt sich dies begn lange vor 
drengr nachweisen: Egil Snt. ı1® ilir begn „ein schlechter begn“ 
(um 960). Obwohl sich der Inhalt der Wörter sehr gewandelt haben 
kann und gödr drengr vielleicht nie genau dasselbe bedeutet hat wie 
gödr begn, so machen uns diese Verhältnisse doch mißtrauisch gegen 
G.s Meinung vom Alter des drengskapr-Geistes. Es kommt hinzu, 
daß es nur eine Vermutung ohne sichere Anhaltspunkte ist und daß 
die Sagas, in denen dieser Geist am reinsten lebt — v. a. die Gisla- 
saga —, vor der Zeit spielen, in der seine Vertiefung stattgefunden 
haben soll (S. 104). Ich kann deshalb G. und seinen Vorgängern auch 
nicht recht geben, daß die Szene zwischen Egil und Eirik Blutaxt 
in York (um 950) mit ihrem Anflug von drengskapr auf keinen Fall 
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den Geist des 10. Jahrhunderts spiegelt (S. 91). Ungefähr ı5 Jahre 
später braucht Egil ja selbst den Ausdruck i//r begn. Da G. immer 
wieder die Bodenständigkeit dieser Gesinnung betont, ist auch 
schlecht zu verstehen, warum er sie dem 10. Jahrhundert so bestimmt 
abspricht. Da wirken doch wohl die älteren Auffassungen von ihrer 
christlich-ritterlichen Herkunft nach. 

Ich glaube nun allerdings, daß G. die Möglichkeit fremder Ein- 
wirkung unterschätzt. Er behandelt das Christentum viel zu sehr als 
eine feste und wohlbekannte Größe. Aber wir wissen nur sehr wenig 
darüber, welche Wirkung die christliche Lehre im 9. und 10. Jahr- 
hundert auf das Mannesideal an den weltlichen Höfen Englands und 
Niederdeutschlands, mit denen die Nordleute damals in engere Be- 
rührung kamen, gehabt haben mag. Mit diesem Ideal müßten wir das 
drengskapr-Ideal vergleichen, aber nicht mit den biblischen und den 
aus Frankreich kommenden hochmittelalterlichen Ritteridealen. Ein 
tiefer wirkender Einfluß der Laienchristenideale des englischen und 
niederdeutschen Adels ist um 900 in Dänemark und in den Wikinger- 
kolonien in England wohl möglich gewesen. Wir müssen für diese 
Möglichkeit Raum lassen. 

G. stellt den Ruhm im Gegensatz zur Ehre der Bauern zu ein- 
seitig als Abgott der Könige und Wikinger hin (rı. Kapitel). Vor 
dieser Aufteilung hätte ihn schon die Verherrlichung des Ruhms in 
dem rein bäuerlichen alten Sittengedicht der Edda warnen sollen, 
auf die er selbst einmal hinweist (S. 96). Zum Schluß sei noch er- 
wähnt, daß die altnordischen Zitate reichlich viele Fehler enthalten 
und daß unter der benutzten Literatur W. P. Ker, Epic and Romance, 
fehlt. Dies gerade auf G.s Gebieten ungewöhnlich tief eindringende 
Buch scheint bei uns leider vergessen zu sein. Es wäre leicht, noch 
mehr auszusetzen, aber der entscheidende Eindruck ist doch der zu 
Anfang genannte, daß G. eine sehr wertvolle Arbeit geleistet hat, 
für die wir ihm dankbar sein müssen. 

Köln. Hans Kuhn. 


Die Rechtsstellung der vorkonstantinischen Kirchen. Von GERDA 
KRÜGER. (Kirchenrechtl. Abh., hrsg. von U. Stutz u. ]J. 
Heckel, 115. u. 116. Heft.) Stuttgart, F. Enke 1935. VIII, 
336S. ıgM. A 
Die Rechtsstellung der Kirche und ihrer Untergliederungen vor 

der Erlassung des Mailänder Edikts wird seit langem so aufgefaßt, 

als seien sie collegia illicita, somit unerlaubte Verbände und damit 
rechtlos gewesen. Eine Reihe von Nuancen hat man seither an dieser 

Lehre angebracht, im wesentlichen ist sie aber bei Bestand geblieben. 
K. unternimmt nun eine neue Untersuchung der Rechtsstellung, 

Historische Zeitschrift 158, Bd. 22 
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welche den vorkonstantinischen Kirchen zugekommen sei. Nach 
einer den Stand der Frage gebenden Einleitung behandelt sie in 
sechs, insgesamt in einundzwanzig Paragraphen untergegliederten Ka- 
piteln erst: Entstehung und Stellung der rechtsfähigen Körper- 
schaften nach römischem Recht, dann: Die collegia tenuwiorum seu 
funeraticia, weiter: Die christlichen Kirchen als Träger des subjektiven 
öffentlichen Rechts der Vereins- und Versammlungsbefugnis, an- 
schließend: Die Vermögensfähigkeit der Kirchen, ferner: Die Organe 
der kirchlichen Vermögensverwaltung, und endlich: Die aktive und 
passive Parteifähigkeit der Kirchen. Ihre Ergebnisse wiederholt sie 
in einer abschließenden Zusammenfassung. Literaturnachweis und 
Sachverzeichnis bilden den Schluß des Bandes. 

Vor Julius Cäsar kennt das römische Recht keine Vereinsfreiheit. 
Der bekannte Bacchanalienprozeß des Jahres 586 der Stadt fand seinen 
Abschluß durch ein Senatsconsult. Es enthält ein allgemeines Verbot 
dieser Feiern, sieht aber unter bestimmten Voraussetzungen Nachlaß 
davon vor: Es ergibt sich ganz allgemein das vereinsrechtliche Kon- 
zessionssystem mit der für den Regelfall aus der Erlaubnis entstehen- 
den Rechtspersönlichkeit des Vereins (lex specialis). Diese Ordnung 
wird seit dem Prinzipat abgelöst durch eine andere, die unter Ein- 
haltung förmlicher Bedingungen die behördliche Genehmigung als 


rechtsbegründend vorsieht, also wieder keine freie Vereinsbildung 
kennt. Neben der amtlichen Autorisation war aber nicht noch eine 


besondere Verleihung der Rechtspersönlichkeit vorgeschrieben, son- 
dern beides geschah uno actuw. In ihm handelt es sich um die Ver- 
leihung des subjektiven öffentlichen Rechtes der Vereinsbildung und 
Versammlungsfreiheit (corpus habere, coire) an eine zahlenmäßig be- 
stimmte oder noch zu bestimmende Personenvielheit, so daß der 
Zusammenschluß Träger dieses Rechtes ist. (Die sich so ergebenden 
rechtlichen Ableitungen werden dargestellt, ohne daß hier näher 
darauf weiter einzugehen wäre.) Was die collegia illicita angeht, so 
ist der Ausdruck illicitus zunächst neutral und bezeichnet ebenso 
staatsgefährliche, sittenwidrige wie einstweilen noch nicht erlaubte, 
aber erlaubnispflichtige und erlaubnisfähige Zusammenschlüsse. 
Rechtsgemäß zugelassene Verbände, die dann gesetzwidrige Zwecke 
verfolgen, werden aufgelöst, behalten aber so lange die Rechtsfähig- 
keit; das Vermögen wird an die Mitglieder verteilt, nur bei Auflösungs- 
verweigerung wird es res nullius. Diese Wirkung tritt bei den von 
Anfang illegitimen collegia ‚‚illicita‘‘ immer ein. Auch Tolerierung einer 
nicht autorisierten Vereinigung kommt vor (die Konstruktion als 
stillschweigender (!) Verwaltungsakt(!) scheint mir bedenklich). Auf 
Scheinverbandsbildung mit Geheimsatzung steht Kapitalstrafe für 
die Teilnehmer, milder Auflösung. 
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Im Gegensatz zu diesen strenger Konzessionierung unterliegen- 
den Verbänden sind die collegia tenuwiorum seu funeraticia (Darlehens- 
und Sterbekassen auf Gegenseitigkeit) von den Formvorschriften 
der Vereinsgesetze befreit. Sie erlangen nach Normativbestimmungen 
ohne Konzessionierung durch gesetzesgemäße Konstituierung Rechts- 
und Versammlungsfähigkeit. Es gibt Normalsatzung und Normal- 
zweck. Delikte sind Scheingründung mit anderem Zweck oder spätere 
Verfolgung gesetzlich nicht vorgesehener Zwecke; die Rechtsfolgen 
Auflösung und Bestrafung der Mitglieder. 

Nunmehr ist der Boden bereitet, die Kirche mit ihren Unter- 
gliederungen als Trägerinnen des subjektiven öffentlichen Rechts der 
Vereins- und Versammlungsfähigkeit darzustellen. Der Beweis wird, 
um nur einiges Wenige herauszuheben, zunächst nach Origenes contra 
Celsum geführt. Die Vf.in weist nach, daß die ou»Inxa: xara vououg 
kultische Vereinigungen sind, ein Tatbestand, der, was hier in Frage 
steht, nur die Ekklesien verwirklichen konnten, nicht Begräbnis- 
oder Darlehenskassen. Ihre Versammlungen seien nach den Zeugnissen 
immer öffentlich gewesen. Die Kirche und ihre Gliederungen seien 
autorisierte (konzessionierte) Verbände gewesen. Auch die Herkunft 
und Verwendung des Kirchenvermögens unterscheide sich wesentlich 
von denselben Vorgängen bei den collegia tenuiorum sew funeralicia. 

Der so klar gestellte Rechtszustand sei auch nicht beseitigt 
worden, als unter Decius und seinen Nachfolgern zahlreiche Straf- 
verfahren gegen einzelne Christen wegen Nichtbefolgung kaiser- 
licher Gebote eröffnet worden seien. ‚Da das Nationalitätenproblem 
allein auf religiösem Gebiete nicht hervortrat, lag es im Interesse des 
Staates, von hier aus den politischen Einheitsgedanken zu verwirk- 
lichen.‘ Sei nun lediglich die Opferhandlung von den einzelnen ge- 
fordert worden, sonst aber die religiöse Betätigungsfreiheit unberührt 
geblieben, so hätten die Kirchen als solche weiterbestehen können. 
Ausgesprochene Strafen, Versammlungsverbote (sie müßten also er- 
laubt gewesen sein) usw. hätten zunächst nicht ein Delikt treffen, 
sondern ein bestimmtes Verhalten erzwingen wollen. Was den Rechts- 
zustand der Kirche vor 303 angeht, so wird er im wesentlichen dahin 
zusammengefaßt: Die christliche Religion habe nagpneus genossen; 
die Gesetzmäßigkeit der Kirchengemeinden sei amtlich unterstellt 
worden, der Übertritt zum Christentum rechtlich gleichgiltig gewesen; 
gegen die kirchliche Bautätigkeit sei keine staatliche Beanstandung 
erhoben worden, die — öffentlichen — Versammlungen hätten als 
polizeigemäß gegolten, selbst als Militärpersonen ihres christlichen 
Glaubens wegen schon Zurücksetzungen erfahren hätten; die hohen 
Beamten christlichen Bekenntnisses seien sogar ihrer Opferpflicht 
enthoben worden. Daraus ergibt sich: Die vorkonstantinischen Kir- 
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chen waren autorisierte Körperschaften mit Versammlungs- und Ver- 
mögensrecht. 

Nun kommen die Diokletianischen Edikte. Gleichwohl sei der 
status der Ekklesien nicht geändert worden. Ihre Maßnahmen seien 
nicht gleichbedeutend mit einer Auflösung, Aufhebung der Ekklesien, 
dem Verlust ihrer Rechtsstellung, sondern bezielten vielmehr die 
Herstellung einer überkonfessionellen religiösen Einheit unbeschadet 
des Bestandsrechtes der einzelnen Kulte. Strafbarer Tatbestand sei 
immer nur die Verweigerung des Opfers, der Opferzwang sei nicht 
Einschränkung der Glaubens- und Gewissensfreiheit gewesen, denn 
eine religiöse Exklusive sei dem Altertume unbekannt gewesen. Da 
nach alledem das subjektive Vereins- und Versammlungsrecht der 
Ekklesien fortbestanden habe, so hätten auch die Konstitutionen 


des Galerius und Maximin von 311 nicht Konzession sondern Rehabi- : 


litierung bedeuten müssen. Was die vermögensrechtliche Stellung 
der Kirchen angeht, so komme auch das Mailänder Edikt nicht über 
die Reskripte von 311 hinaus, so groß auch auf anderem Gebiete seine 
Bedeutung sei. 

Die Rechtsstellung der Ekklesien, die so nach ihrer Entstehung 
und formalrechtlichen Ausgestaltung entwickelt worden ist, wird 
nun in ihren Auswirkungen aufgezeigt. Das vierte Kapitel handelt 
von deren Vermögensfähigkeit und erörtert sie an den Tatbeständen 
des Kassenwesens, des Grundeigentums, der Einzelkirche als zivil- 
rechtlicher Eigentümerin des Kirchenvermögens (Grundstückskauf 
der karthagischen Kirche und ihr Zweckvermögen, die Vermögens- 
stücke der stadtrömischen und der antiochenischen Kirche), Eigen- 
tumsbeschränkungen als Verwaltungsstrafe. 

Sind so die Gegenstände kirchlicher Vermögensverwaltung ge- 
geben, so handelt es sich weiter darum, ihre Organe kennen zu lernen. 
Sie sind nicht vereinsmäßig-genossenschaftlich unterbaut sondern 
nach herrschaftlichen Grundsätzen gebildet. Nach den Zeugnissen 
des 3. Jahrhunderts kommen vorab in Frage die Bischöfe als &eyovrss 
tov Auov. Die ganze Auffassung von dieser Verwaltung schließt 
auch ihre kirchenrechtliche Haftung dafür aus. Ein Eigentum, und 
sei es auch nur ein treuhandmäßiges, der Bischöfe am Kirchengut 
wird abgelehnt Aber sie gelten im letzten Grunde als von einem 
metaphysischen Vollmachtgeber ins Amt berufen. 

Es bleibt noch übrig, die Vermögensfähigkeit der Kirchen in 
Bewegung, im Rechtsstreit, also ihre aktive und passive Parteifähig- 
keit, zu betrachten. Das geschieht an Hand des Prozesses der rö- 
mischen Kirche mit dem Verein der popinarii unter Alexander Se- 
verus (wegen Überschreitung des Gemeingebrauchs am öffentlichen 
Grundeigentum), des Verwaltungsverfahrens in Sachen des kirch- 
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lichen Eigentums unter Valerianus und Gallienus, des Reskript- 
prozesses der antiochenischen Kirche (268ff.) und eines Reskripts 
des Maxentius von 311 wegen Rückstellung kirchlichen Eigentums, 
das der stadtrömischen Kirche unter Diokletian konfisziert worden 
war. Die persona standi in iudicio wird überall gefunden. 

Wie die von uns aufgezeichnete Inhaltsangabe des reichen Buches 
zeigt, handelt es sich bei der Arbeit K.s nicht so fast um Aufdeckung 
neuen Materials als vielmehr um die Nutzbarmachung im wesentlichen 
vorhandenen Stoffes. Deshalb wird die positive oder negative Wür- 
digung hauptsächlich festzustellen haben, ob und wieweit der Vf.in 
auf ihrem Wege zu folgen ist. Der Referent scheut sich nicht, zu be- 
kennen, daß zu einem sicheren Urteil sich sein eigenstes kirchenrecht- 
liches Arbeitsgebiet näher in Nachbarschaft des fraglichen Zeit- 
abschnittes befinden müßte, als es tatsächlich der Fall ist. Aber, er 
darf doch herausgreifen, daß ihm etwa bei der Beurteilung von Tat- 
beständen aus dem ı. Jahrhundert manches überjuristisch zu sein 
scheint. Dazu gehört etwa S. 173 (auch 167 zum Teil) die Technisie- 
rung des Wortes yAwssoxouo» (Luther: Beutel), das Johannes 12, 6; 
13, 29 für die Kassenführung des Judas gebraucht, woraus dann 
juristische Schlüsse auf die Vermögensgemeinschaft Jesu und der 
Zwölf gezogen werden. Ich erwähne ferner S. 243: ‚Die ersten beauf- 
tragten Amtsträger (für die kirchliche Vermögensverwaltung) sind 
die Diakone gewesen‘, dies unter Verweisung auf Act. 6, ıff. was ich 
gegenüber der weiteren Berufung auf die Didache und dann Ignatius 
von Antiochia als verfrüht bezeichnen möchte. Nicht anders steht 
es meines Empfindens, mit der „gemeinsamen Steuer‘ aus den 
Heidengemeinden (Rom. 15, 26; ı. Kor. 16, ı; 2. Kor. 9, ı, 12, 13 
8, 20), die Paulus nach Jerusalem bringen will. Sie wird dıaxovıa, 
ksırovpyıa, auch xoıwwvıa genannt. Die Urgemeinde in Jerusalem als 
eine xowwvıa anzusprechen, scheint mir gewagt, nicht minder, als 
in den &yco: oder nrwyos to» dyıwv, den Empfängern, etwas Verbands- 
mäßiges zu sehen. Endlich möchte ich noch auf die Benutzung von 
Gal. 2, gff. hinweisen, wo Paulus mit den Säulen-Aposteln, daß ihm 
die Heidenmission, jenen das Evangelium unter den Juden anvertraut 
werde, übereinkommt. Die Vf.in spricht von einem ‚‚Verbalkontrakt‘, 
auf Grund dessen Kollekten für die ‚Gemeinde‘ in Jerusalem ge- 
sammelt werden. Ganz abgesehen davon, daß bei jenem Vorgang 
erster und hauptsächlichster ‚Vertrags‘inhalt, jener defıns (ddeuxar) 
xowovıag, das Ausıs dio va EHvn, adroı de d&ıs en» negıroun» ist, und das 
yovov ntwyov Iva urnuovevmusy eine ganz nachrangige Nebenabrede 
ist, nimmt auch hier wieder die Überbetonung des Juristischen 
wunder. Selbstverständlich, auch diese Lebensverhältnisse, wenn 
man den römischen Rechtssatz an sie anlegt, müssen gedeutet 
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werden, ich frage mich nur, ob sie von den „Beteiligten“ — auch 
die Beutelführung des Judas — so gemeint waren. Es ist ja wieder 
Mode geworden, auch in der nicht katholisch-dogmatisch gebun- 
denen Literatur die Entstehung des Kirchenrechts sehr zum Scha- 
den der Quellen und des charismatischen Kosmos der Urgemeinde 
möglichst hoch hinauf zu verlegen und Ursprung, Wurzeln, wenig- 
stens „Ansätze‘‘ schon bei ihr zu finden. Vf.in tut es ebenfalls, und 
katholisch gesehen besteht ja die Rechtsverfassung der Kirche von 
Anfang an. 

Ich frage mich aber, ob dieses Vorgehen der Vf.in nicht vom 
Ziel her bestimmt ist und ob sie nicht mit den späteren Quellen 
gelegentlich ähnlich verfährt. Dazu rechne ich nicht, daß sie z. B. den 
Matthäuskommentar des Origenes, etwa zum Gleichnis vom un- 
getreuen Haushalten: ‚Man darf es nicht machen, wie jener Bischof, 
der in der Verwaltung des Kirchengutes im 3. Jahrhundert das und 
jenes tat‘, für Erschließung der Vermögensverwaltung dieses Zeit- 
raumes verwendet. Tatbeständlich ist das entschieden richtig und 
sehr verdienstlich. 

Daß eine Arbeit, wie die K.s, nur auf der Grundlage einer ganz 
umfassenden Vertrautheit mit den Quellen und dem Schrifttum und 
vollständigster Beherrschung der Sache möglich ist, das dürfte selbst- 
verständlich sein. Trotzdem staunt man, wie weit Vf.in ihre Kreise 
zieht und wie tief sie gräbt. Theodor (konsequent) Harnack (1817 
bis 1889) scheint kein Versehen des Druckers zu sein. 

Es ist wohl selbstverständlich, daß Arbeiten, die Gebäude ein- 
stürzen wollen oder einstürzen, in denen man sich bequem eingerich- 
tet und jahrzehntelang geruhsam gelebt hat, zunächst ein gewisses 
Unbehagen erzeugen und das um so mehr, als die Vf.in ihre Thesen 
recht überzeugungskräftig unterstützt. Gleichviel, ob sie überzeugt 
oder nicht, man wird es ihr hoch anrechnen, daß sie mit solchem all- 
seitigen Einsatz eine Frage zu neuer Prüfung vorlegt, die lange als 
abgeschlossen galt. Man erwartet mit Spannung eine weitere, noch 
umfangreichere Arbeit, wie ich höre, die vielleicht Endgültiges zu 
sagen hat. 

Leipzig. Rudolf Oeschey. 


Staat und Kirche von Konstantin dem Großen bis zum Ende der 
Karolingerzeit. Von KARL VOIGT. Stuttgart, W. Kohl- 
hammer 1936. X, 4608. ı8 RM. 

Der Vf., der in früheren Jahren mit Schriften über „Die könig- 
lichen Eigenklöster im Langobardenreiche‘‘ (1909) und über ‚Die 
karolingische Klosterpolitik und der Niedergang des westfränkischen 
Königtums‘“ (1917) hervorgetreten ist, bietet in dem hier anzuzeigen- 
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den Werk einen Überblick über die Beziehungen von Staat und Kirche 
von Konstantin d. Gr. bis zum Ende der Karolingerzeit. Das geschieht 
in der Form eines Querschnittes durch den umfangreichen Quellen- 
stoff, der für dieses Thema zur Verfügung steht und den der Vf. 
gründlich beherrscht, so daß man sich künftig seiner Führung auf 
diesem Gebiete um so lieber anvertrauen wird, als er in den An- 
merkungen mit Quellenbelegen nicht gespart hat. Wir erhalten 
also nicht eigentlich eine Schilderung der dynamischen Ent- 
wicklung des Verhältnisses von Staat und Kirche, in dem — nach 
einem Ranke-Wort — die jeweilige Gestalt des Gemeinwesens ge- 
gründet ist, sondern eine Reihe von Berichten über den Zustand, den 
dieses Verhältnis in der Zeit vom Anfang des 4. Jahrhunderts bis 
zum Ende des 9. Jahrhunderts während bestimmter Perioden in den 
einzelnen staatlichen Gebilden der damaligen Kulturwelt gewonnen 
hat. Auf diese Weise erhält das Werk den Charakter eines Hand- 
buches, was auch darin zum Ausdruck kommt, daß jedem Kapitel 
eine umfangreiche Übersicht über die einschlägige Literatur voran- 
gestellt ist. 

Das Schwergewicht seines Buches hat der Vf. durchaus auf die 
Germanenstaaten gelegt. Nach einer kurzen Einleitung (S. 1—ıı), 
die die wichtigsten Äußerungen des frühen Christentums über sein 
Verhältnis zur weltlichen Gewalt zusammenstellt, ist nur ein Viertel 
des Gesamtumfangs dem christlich-römischen Kaiserreiche gewidmet 
(S. 12—ı13). Das letzte Kapitel dieses ersten Teiles, Kaisertum und 
Kirche im byzantinischen Reiche nach Justinian, spielt deshalb in der 
Ökonomie des Buches eine allzu bescheidene Rolle (S. 103—ı113), was 
insofern zu bedauern ist, als damit ein alter Fehler der bei uns üblich 
gewordenen Geschichtschreibung über die Universalgeschichte des 
ersten nachchristlichen Jahrtausends wiederholt wird. Innerhalb 
des zweiten Teiles liegt dann der Hauptakzent naturgemäß auf dem 
Frankenreich, dem die drei umfangreichsten Kapitel gelten (S. 236 
bis 450), nachdem vorher ein Überblick über die Reiche der West- 
goten (S. 114—169), Ostgoten (S. 170—ı186), Vandalen (S. 187—198) 
und Langobarden (S. 199— 235) gegeben ist. 

Der Anlage des Buches entsprechend kehrt die Behandlung be- 
stimmter Probleme, wie etwa die Frage nach dem Gerichtsstand der 
Geistlichen oder die Erörterung der weltlichen Aufgaben der Bischöfe 
u.Ä. fast in jedem Kapitel wieder, so daß man leicht das Gemein- 
same und das Verschiedene, das Bleibende und das Sich-Wandelnde 
miteinander vergleichen kann. Doch ist es bei dem Stoffreichtum 
des Buches aus Raumgründen hier nicht möglich, auf Einzelheiten 


einzugehen. Es möge deshalb genügen hervorzuheben, daß man alles 
Wesentliche berücksichtigt und an den rechten Platz gerückt findet. 
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Dem widerspricht nicht, daß der eine hier, der andere dort unerfüllte 
Wünsche anmerken wird. So wird man zweifeln dürfen, ob der Er- 
klärung des Eigenkirchenwesens in einer Anmerkung Genüge getan 
ist. Gerade weil der Vf, hier (S. 116 Anm. ı) erwähnt, daß die 
Eigenkirchen nur in Germanenstaaten große Bedeutung erlangten, 
wenn auch Kirchen in gleicher und ähnlicher Lage bereits auf rö- 
mischen Grundherrschaften nachweisbar sind, wäre ein kurzes Ein- 
gehen auf die Ursprünge des Eigenkirchenwesens im Hinblick auf die 
von spanischer Seite gegen Stutz’ Lehre geäußerten Zweifel erwünscht 
gewesen. Ferner hätte die Frage nach dem Anteil der langobardischen 
Bischöfe an weltlichen Aufgaben zu einer Auseinandersetzung mit 
den Ricerche swi poteri civili dei vescovi nelle citta Umbre durante lalto 
medio evo von S. Mochi Onory (Rom 1930) benutzt werden können, 
zumal sie Ergebnisse bringen, die mit der Auffassung des Vf. nicht 
übereinstimmen. In einen anderen Zusammenhang führt es, wenn wir 
bei der Kirchenreform Pippins und der persönlichen Sorge Karls d. Gr. 
für die Besserung der kirchlichen Zustände einen Hinweis auf die von 
diesen beiden Herrschern durchgeführte Liturgiereform und den sie 
behandelnden Aufsatz von Th. Klauser, Die liturgischen Austausch- 
beziehungen zwischen der römischen und fränkisch-deutschen Kirche 
vom 8. bis zum ıı. Jahrhundert (Hist. Jb. 53, 1933, 169ff., vgl. diese 
Zs. 149, 170) vermissen. Denn da sich seit geraumer Zeit ein engeres 
Verhältnis zwischen Liturgiewissenschaft und allgemeiner Geschichts- 
forschung angebahnt hat, würde sich der Vf. ein Verdienst erworben 
haben, wenn er in seinem Werk, das in weitere Kreise dringen wird als 
ein einzelner Aufsatz, diese neue Entwicklung berücksichtigt hätte. 
Auffälliger ist, daß auch die Arbeit von Lüders über die karolingische 
Hofkapelle übergangen worden ist und damit diese für das Verhältnis 
von Staat und Kirche so wichtige Einrichtung überhaupt. Und schließ- 
lich mag es im Hinblick auf den handbuchartigen Charakter des Wer- 
kes und der Verbreitung, die ihm zu wünschen ist, noch erlaubt sein, 
die Benutzer darauf hinzuweisen, daß das häufiger zitierte Lehrbuch 
der deutschen Rechtsgeschichte von Schröder-Künßberg seit 1932 in 
7. Aufl. vorliegt, und daß für den Codice diplomatico langobardo 
C. Troya‘s (1852—55) in den Fonti per la storia d’Italia 62 (1929) und 
63 (1933) eine von L. Schiaparelli besorgte mustergültige Neuausgabe 
zur Verfügung steht. 
Göttingen. Hans-Walter Klewitz. 


Mahomet et Charlemagne. Par HENRI PIRENNE. Paris, Felix 
Alcan; Brüssel, Nouvelle Societ& d’Editions, 1937. X, 264 S. 
Die erste Niederschrift des Werkes hat H. Pirenne wenige Wochen 

vor seinem Tod (28. 5. 1935) abgeschlossen. Wie J. Pirenne im Vor- 
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wort darlegt, pflegte sein Vater den Rohguß in eine vollendetere Form 
umzuschmelzen, was ihm in diesem Falle nicht mehr vergönnt war. 
Es war also eine Pietätspflicht des Sohnes, wenigstens jene Stellen 
zu verbessern, die unvollständig erschienen, dabei aber sich ganz in 
den Linien zu halten, welche der Verstorbene selbst bereits angedeutet 
hatte. Die Ergänzung und Überprüfung der Anmerkungen und die 
Durchsicht des verarbeiteten Tatsachenmaterials wird H. Pirennes 
Schüler F. Vercauteren verdankt. Aus seiner kurzen Vorbemerkung 
geht hervor, daß er sich dieser Aufgabe mit behutsamer Achtung vor 
dem Werk des verehrten Meisters unterzogen hat. 

H.P. hat sich mit den Gedanken, die er in diesem Buch zusammen- 
faßt, seit langen Jahren beschäftigt und sie in einer Reihe von Vor- 
trägen und Veröffentlichungen, auf die das Vorwort ]J. P.s hinweist, 
vorgetragen. Er beginnt mit der Schilderung Westeuropas vor dem 
Islam (S. ı—ı26). In den Vordergrund stellt er die These, daß die 
germanischen Reichsgründungen in der Romania, d.h. in den Pro- 
vinzen mit überwiegend romanischer Bevölkerung, zwar politische 
Grenzen gezogen, aber die alte Kultureinheit des Mittelmeergebietes 
nicht zerrissen hätten und daß ein wirklicher Bruch der Entwick- 
lung nur in den Randlandschaften des Römerreiches, in Britannien 
sowie in den Rhein- und Donauprovinzen, eingetreten sei. Die Rolle 
des Merowingerreiches und insbesondere der germanische Einfluß 
südlich der Seine dürfe dabei nicht überschätzt werden. Für die 
Kulturentwicklung im alten Weströmischen Reich sei nach wie vor 
der byzantinische Einfluß bestimmend und die Politik Ostroms eine 
Mittelmeerpolitik im hergebrachten Sinne. P. legt seine Auffassung 
zunächst in einem Überblick der geschichtlichen Entwicklung dar, 
wobei er die mehr oder weniger starke Romanisierung der Germanen 
innerhalb der Romania durch eine Menge von Daten erläutert. Auf 
dem Gebiete der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse 
hebt er die Fortdauer des Großgrundbesitzes, des Getreidehandels, 
des Orientverkehrs und im Zusammenhang damit die Rolle der Syrer 
und Juden hervor; die ausgedehnte Einfuhr z. B. von Spezereien und 
Öl spreche ebenso wie die Beibehaltung der Goldwährung und des 
Steuerwesens für die Fortdauer der älteren Zustände. Im Bereich 
des Geisteslebens baut die literarische Überlieferung in und außer 
der Kirche auf dem alten Erbe weiter; ein besonderes, diese Zeit mit 
der Antike verbindendes und sie vom Mittelalter unterscheidendes 
Kennzeichen findet P. in der Laienbildung, dank der der Staat nicht 
auf die schriftkundige Geistlichkeit angewiesen ist. Für die Kunst 
wird die Abhängigkeit von der Antike bzw. von Byzanz und dem 
Orient betont; daß sich in der gleichen Zeit außerhalb der Romania 
eine selbständig geartete germanische Kunst entfaltet, hätte dort 
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kurz dargelegt werden sollen, wo das Fehlen der Tierornamentik in 
der westgotischen Kunst gestreift wird (S. 113; Anm. 5 irrig, in West- 
got. Grabfunde S. 106 u. 126 zu ändern) und ein Ausblick auf die 
Entwicklung in der fränkischen Kunst (Äberg, Franken und West- 
goten, S. 164f.) nützlich gewesen wäre. Im ganzen betrachtet, wirkt 
die hier gegebene Auffassung des Kontinuationsproblems in der Be- 
schränkung auf die Romania geschlossen und deshalb überzeugend; 
man muß sich nur im klaren sein, daß gewisse Teilgebiete des Lebens 
ausgesprochen in den Vordergrund gerückt sind, wie es gelegentlich 
das Quellenmaterial, grundsätzlich aber die ausgesprochen wirtschafts- 
geschichtliche Richtung des Vf.s mit sich bringt. Nach Ansicht des 
Ref. sind die Einwirkungen der germanischen Reichsgründungen 
auf die Romania unterschätzt; der Zustrom germanischen Blutes hat 
sich zum Teil wohl erst in späteren Jahrhunderten, wenigstens in 
Frankreich und Norditalien, ausgewirkt, aber auch um 600 kann man 
die Welt der Romania nicht als so unberührt betrachten, wie P. das 
annimmt. Es bedeutet doch einen tiefgehenden Wandel, wenn z.B. 
Gregor von Tours nichts mehr vom römischen Reichsgedanken weiß, 
sondern politisch gesehen fränkisch denkt. Die allzu starke Betonung 
eines geschichtsbildenden Faktors führt leicht zu einer Unterschätzung 
anderer. 

Über dem Unterbau der Vergangenheit entwirft P. sodann das 
Bild der umgestaltenden Kräfte: des Islams und der Karolinger 
(S. 1227—2zı1). Eindrucksvoll ist die Gegenüberstellung der germani- 
schen und der arabischen Reichsgründungen (S. 130—132); P. betont 
mit Recht, daß die Anhänger des Propheten in ihrem fanatischen 
Glauben den besten Schutz gegen die Gefahr der Assimilation be- 
saßen. Mit der Ausbreitung des Islams zerbricht die Einheit des Mittel- 
meergebietes; von nun ab hat das Frankenreich am Überseehandel 
keinen Anteil mehr, und die noch möglichen Fernbeziehungen durch 
Reisen von Pilgern, Gelehrten und Künstlern (S. 147) sind verhältnis- 
mäßig geringfügig. Nur in Venedig und in Süditalien werden engere 
Verbindungen mit Byzanz und damit die alten wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse aufrecht erhalten; im Merowingerreich führt der von den 
Arabern verursachte Niedergang des Handels unter anderem zur Auf- 
gabe der Goldprägung unter den Karolingern und schon vorher zu 
einem so erheblichen Steuerausfall, daß P. darin einen wesentlichen 
Grund für das Sinken der Königsmacht erblickt. Auch in diesem 
Fall wird an sich beachtenswerten wirtschaftlichen Vorgängen zu 
großes Gewicht beigemessen. Wichtiger ist doch, daß dem entarteten 
Herrscherhaus die Zügel entglitten und daß die stärker germanischen 
Reichsteile sich auf die Dauer als die geeignetere Grundlage für die 
politische Machtbildung erwiesen, die das unverbrauchte Geschlecht 
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der Karolinger durchgeführt hat. Ihnen nähert sich der Papst, der 
des Schutzes gegen die Langobarden bedarf, mit Byzanz aber, das 
zudem durch Araberkriege in Anspruch genommen ist, wegen des 
Bilderstreits in Spannung lebt. Von dem Bündnis Pippins mit 
Stephan II. führt eine gerade Linie zur Aufrichtung des westlichen 
Kaiserreiches, welche das Ende der alten Welt am sinnfälligsten 
bekundet. Wenn P. zugespitzt formuliert (S. 210): „Ohne Mohammed 
ist Karl der Große nicht zu verstehen‘, und damit die Fassung des 
von ihm gewählten Titels erklärt, so wird der kritische Leser dieses 
Wort cum grano salis nehmen. 

Ein letzter Abschnitt (S. 213—259) ist den Anfängen des Mittel- 
alters gewidmet. Wirtschaft und Gesellschaft des Karolingerreiches 
werden in scharfen Gegensatz zu den Verhältnissen des Merowinger- 
reiches gerückt, das Aufkommen des Feudalismus und des Einflusses 
der Kirche auf den Staat dargetan und der Übergang der Pflege der 
Bildung an die kirchlichen Zentren des Nordens erörtert. Mit klaren 
Worten wird die Bedeutung des Germanentums für das europäische 
Mittelalter festgestellt. 

In der ganzen Darstellung bewährt sich die Fähigkeit des Vf.s, 
eine große Entwicklung einheitlich, wenngleich zum Teil einseitig 
herauszuarbeiten. Auch wer in wichtigen Fragen anders als P. urteilt 
oder einzelne Abschnitte, wie Ref. den über den Nord- und Ostsee- 
handel (S. 215 ff.), für etwas zu knapp geraten hält, wird den Gewinn 
dankbar anerkennen, den die Beschäftigung mit diesem inhaltsreichen 
Buch bringt. Es führt uns von neuem zum Bewußtsein, welchen Ver- 
lust die Geschichtswissenschaft durch den Hingang H. P.s erlitten hat. 

München. H. Zeiß. 


Adel und Freiheit im deutschen Staat des frühen Mittelalters. Von 
EBERHARD F. OTTO. Berlin, Junker & Dünnhaupt. 447 S. 
Die umfangreiche Abhandlung zerfällt in zwei Kapitel, von denen 

das erste von „Adel und Freiheit bei den deutschen Stämmen des 

frühen Mittelalters‘ handelt, das zweite von der ‚Ministerialität‘. 

Sie verdient in beiden Teilen die Beachtung durch die Wissenschaft, 

auch wenn man da und dort mit dem Vf. nicht einig ist. Aber der Vf. 

macht es auch in diesem Buch seinen Lesern nicht leicht, seinen 

Gedankengängen zu folgen, und wie er dabei der Gefahr nicht ent- 

gangen ist, mehr beweisen zu wollen, als sich beweisen läßt und 

zuviel zu konstruieren, so bringt er durch die Energie seiner Be- 
hauptungen und die scheinbare Geschlossenheit seiner Aufstellungen 
den Leser in die Gefahr, über die schwachen Punkte seiner Beweis- 
führung, über Unklarheiten und Unstimmigkeiten hinwegzulesen ; 
er hat nicht nur ein kenntnisreiches und gelehrtes, ein anregendes und 
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selbständiges Buch geschrieben, mit scharfsinnigen Betrachtungen und 
klugen Gedanken, sondern auch ein gefährliches Buch, zumal er viel- 
fach nicht aus den Quellen herausarbeitet, sondern aus dem umfang- 
reichen Schrifttum. 

Der erste Teil der Arbeit versucht, ein neues Bild von der Ent- 
wicklung der ständischen Gestaltung zu entwerfen, dessen Grund- 
linien kurz folgende sind. Ein bei den einzelnen Stämmen der Sachsen, 
Franken und Bayern und Alemannen noch erfaßbarer vorfränkischer 
oder germanischer Zustand zeigt die Dreiteilung der Bevölkerung in 
Adel, Freie und Knechte. Dabei erscheint der Adel, wie dies der Vf, 
am Fall der sächsischen Edelinge am eingehendsten entwickelt, ge- 
kennzeichnet durch die Vereinigung zweier Momente, nämlich der 
„Echtheit‘‘ und des „Stammgutes‘‘ (S. 36). Denn „durch das Blut 
allein konnte sich‘‘ der Adel ‚kaum als Herrenschicht konstituieren“. 
Er bedurfte der Verwurzelung im Boden und erreichte sie durch eine 
„Begründung von Herrensitzen, Adelsgütern durch die Angehörigen 
altfreier Stammessippen‘‘. Es kommt hinzu, daß der Adel auch eine 
Erobererschicht ist (S. 40). Dem Adel steht der Freie gegenüber, 
der ‚ein Untergebener ... im hausrechtlichen Sinn‘ ist. Weil ‚frei‘ 
ursprünglich = „geschützt, geschont‘‘, so erfordert ‚‚der Begriff der 
Freiheit ... in sich notwendig einen Herrn, der schützt und schont“ 
(S. 37). Der Adlige ist ‚„‚der Erbherr‘‘, der Freie der ‚in seinem Recht 
geschützte Bauer ohne Erbland im eigentlichen Sinn‘. Unter beiden 
steht ‚‚der hörige Knecht‘. Der Adel allein, die Schicht der nobiles, 
bildet den blutsmäßig begründeten ‚Stamm‘. Diese Ordnung erfuhr 
im fränkischen Reich eine tiefgreifende Veränderung, und zwar da- 
durch, daß die fränkischen Könige, im besonderen die Karolinger, die 
von ihnen geschaffene ‚‚Gemeinfreiheit‘‘ (S. 103) eingeführt haben. 
Der fränkische König hat ‚‚ein rechtliches System durchgesetzt, nach 
dem er nicht der Herr einer Adelsschicht ist, die mit ihm die Gewalt 
des Staates darstellt, sondern der Herr aller in seinem Lande vor- 
handenen Freien‘. Dies bedeutet ein Abgehen von der blutsmäßigen 
Grundlage, und das ‚„formgebende Prinzip‘‘ der Stämme des fränki- 
schen Reiches wurde „ein politisches, ein herrschaftliches‘‘ (S. 21). 
Der Stammesbegriff hat sich gewandelt. ‚Zur gens, zum Stamm, zur 
politischen Volksgemeinde im vollen Sinn gehören alle nicht ver- 
knechteten Einwohner“ (S. 45). An die Stelle des blutmäßig begrün- 
deten germanischen Stammes ist der auf politischer Herrschaft 
beruhende ‚deutsche Stamm‘ getreten (S. 46). ‚Seit dem Ende des 
9. Jahrhunderts‘‘ setzte aber „allgemein ein Rückschlag gegen das 
fränkische Rechtssystem‘‘ ein, ‚der das alte Adelsrecht wieder zur 
Geltung gebracht hat‘‘ (S. 195). Dieser Rückschlag war gleichwohl 
nicht einfach ‚„Wiederherstellung der früheren Zustände‘. Denn 
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schon „im Laufe des 9. Jahrhunderts‘ hatte eine Entwicklung be- 
gonnen, „die das Adelsrecht immer mehr als Sonderrecht ausbildet 
und ihm den Charakter der Volksgenossenschaft nimmt‘ (S. 196). 
Es kam zur ‚Ausbildung einer Adelsherrschaft‘‘, aber auch zu einer 
Umgestaltung des Adelsbegriffes. Der Adel ist im Mittelalter nur 
„Freiheit im vollen Sinne‘. „Das fränkische System der Gemein- 
freiheit hat den Begriff des Adels aufgelöst und zerstört zugunsten 
eines neuen Begriffes von Freiheit, der die volle Stellung im Staate 
meinte‘. Der Adel aber des Mittelalters ist „die Fortsetzung der 
germanischen Erobererschicht‘‘ (S. 199), eine „Fortsetzung des 
Standes der echten Franken, Sachsen, Bayern usw.‘ (S. 203). 

In diesem vom Vf. entworfenen Bild ist sicher manches richtig 
gesehen, aber auch manches nicht so neu, wie er wohl annimmt. Ob 
und inwieweit die vielfach neuen Formulierungen als Gewinn zu 
buchen sind, möchte ich dahingestellt lassen. Bei der Knappheit 
des verfügbaren Raumes ist es wichtiger, auf einige sachliche Fragen 
einzugehen. Da aber muß ich vor allem bestreiten, daß die Freiheit 
einen Herrn voraussetze und deshalb der Freie von Haus aus Mund- 
ling sei. Der Vf. ist hier von Neckel beeinflußt, hat sich aber nicht 
überlegt, daß der für den Freien kennzeichnende Schutz nicht nur 
von einem Herrn, sondern auch von einer Gemeinschaft ausgehen 
kann, und daß auch der von ihm angenommene Herr des Freien ein 
„Geschützter‘‘ = ‚‚Freier‘‘ sein muß, ohne einen Herm als Schutz- 
träger über sich zu haben. Er verkennt auch das Gewicht der ihm nur 
teilweise und überhaupt nur aus zweiter Hand bekannten nordischen 
Verhältnisse, das sich nicht. verringern läßt durch die rein willkür- 
liche Annahme einer anderen Gestaltung, die vor dem quellenmäßig 
belegbaren Ständewesen ‚mit seinem vorwiegend unadeligen Cha- 
rakter‘‘ liegen soll (S. 60). 

Ebenso muß ich dem widersprechen, was der Vf. über die Be- 
ziehung der sächsischen Ständegliederung zu der germanischen Drei- 
teilung sagt. Er findet diese in Sachsen wieder. Daß hier die Quellen 
eine Vierteilung aufweisen, bereitet ihm keine Schwierigkeit. Denn 
„offenbar gehören die liberi und Jiti in der Schicht der Schützlinge 
zusammen‘ (S. 39). Weshalb denn auch der Beweis, daß es /iberi 
ohne #utor gab, mit einer Urkunde geführt werden kann, in der nur 
von Jiberti und nicht von liberi die Rede ist (S. 4r). Unerklärt bleibt 
nur, warum man überhaupt den Unterschied von /iberi und Jiberti 
machte und warum die fränkischen Quellen, die Capitulatio und das 
Capitulare Saxonicum bei der Bußabstufung ingenui und Jiti in das 
Verhältnis 2:1 bringen. Wenn wirklich in Sachsen „die Liten oder 
Laten den Freien so gut wie gleich waren‘ und die Franken es außer- 
dem darauf abstellten, die nivellierende Gemeinfreiheit einzuführen, 
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so ist es doch ganz unverständlich, warum jene Unterschiede auch 
noch in Gesetzen festgelegt wurden. 

Was aber die „Durchführung der karolingischen Gemeinfreiheit“ 
anlangt, so ist auch da die Beweisführung recht unsicher. Für Sachsen 
muß der Vf. selbst die Unmöglichkeit des Nachweises zugeben, daß 
der mit dieser Gemeinfreiheit verknüpfte neue Stammesbegriff 
„erst durch den fränkischen Staat... eingeführt worden ist‘‘ (S. 45). 
Dazu zwingt ihn die völlige Gleichstellung der nobiles, liberi und Jati 
auf der Stammesversammlung zu Marklo, wobei übrigens nicht be- 
achtet ist, daß die hier erscheinenden satrapae ebenfalls eingeordnet 
werden müßten. Für das fränkische Gebiet aber entsteht sofort die 
Schwierigkeit, daß der Erobereradel nicht deutlich zu sehen ist. Der 
Vf. schildert daher methodisch sehr richtig ‚‚die merowingische Stände- 
ordnung‘‘ gesondert und bemüht sich, ihn innerhalb ihrer nachzu- 
weisen. ‚Vermuten‘‘ möchte er ihn in den Franci, und ‚‚es scheinen 
tatsächlich Spuren eines Sprachgebrauchs nachweisbar ..., der die 
Minderfreien oder niederen Freien von dieser Bezeichnung ausschließt“ 
(S. 97). In Gesetzestexten ‚scheint doch eine Andeutung davon vor- 
handen, daß Francus einst den Adeligen einer fränkischen Sippe be- 
zeichnete‘‘ (S. 99). Der Vf. findet diese ‚Andeutung‘“ in Lex Sal. 4ı 
in Verbindung mit der Glossa Estensis zu barbarum und meint, die in 
dieser genannten barbari capti seien die von dem ‚‚erobernden Stamm“, 
den Franci, ‚unterworfenen Bevölkerungsteile‘‘. Dabei wird nur über- 
sehen, daß diese barbari capti von den Franken ex alia patria in suam 
überführt wurden, was doch eine Untersuchung über den Geltungs- 
bereich von Lex Sal. 41 und den Umfang der patria erforderte. Aber 
auch abgesehen von diesem und anderen Bedenken, dürfte doch 
schwer zu verstehen sein, wie „der König... die Gemeinfreiheit 
geschaffen hat‘‘ (S. 103). Den sofort auftretenden Einwand gegen die 
Ausschaltung des doch verdienten Erobereradels sucht der Vf. zu 
beseitigen, indem er diesem den Eintritt in den Antrustionat offen 
hält, und schließlich bezeichnen ‚‚antrustiones regis und leudes regis... 
anscheinend dieselbe Sache‘ (S. 106), so daß ‚‚die Jeudes die fränkische 
Adelsschicht darstellen‘. Das Bedenken, daß auch Unfreie Antru- 
stionen werden konnten, was die Möglichkeit des Antrustionats für 
die Angehörigen des alten Adels doch stark entwertete, scheint der 
Vf. nicht zu sehen. Die Schwierigkeit, die sich daraus ergibt, daß die 
Antrustionen durchaus nicht regelmäßig Erbgutbesitzer waren, wird 
durch die Behauptung umgangen, daß ‚‚die Jeudes ..... die Besitzer der 
Herrengüter‘ sind (S. 107); aber mögen auch die Jeudes im Ed. 
Chfoth. c.ı7 und im Vertrag von Andelot „als Grundbesitzer ... 


erscheinen‘‘, so beweist dies doch nicht diesen Satz. Ich kann jeden- * 


falls dem Vf. nicht zugeben, daß er das Vorhandensein -eines durch 
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Grundbesitz und Echtheit ausgezeichneten Erobereradels bei den 
Merowingern und damit für das fränkische Gebiet die historische 
Voraussetzung für die von ihm angenommene Schaffung der Gemein- 
freiheit durch den fränkischen König bewiesen hat. 

Auf die Ausführungen des Vf.s über die Bayern und Alemannen 
einzugehen, fehlt hier der Raum. Aus gleichem Grunde kann ich auch 
nur andeuten, auf welchem Wege man m. E. zu klareren Ergebnissen 
kommen könnte. Man sollte von der Vorstellung ausgehen, daß bei 
den während der sog. Völkerwanderung erobernden Stämmen nicht 
eine durchweg einheitliche Adelsschicht eroberte, sondern verbundene 
Führer und Gefolgschaften, germanischer Adel und germanische 
Gemeinfreie, von denen jene noch keine ‚Herren‘ und diese keine 
„Schützlinge‘‘ waren. Von da aus wird nämlich auch die Vierteilung 
der Stände ebenso verständlich, wie die besondere Lage bei den 
Franken, die nach der Völkerwanderung eroberten. Daß das karo- 
lingische Reichsrecht, weil es eben fränkisch war, seinem Wesen nach 
auf eine Ausgleichung der Ständeunterschiede gerichtet war, will ich 
dem Vf. nicht bestreiten. 

Im zweiten Teil der Arbeit kommt es dem Vf. vor allem darauf 
an, zu beweisen, daß es im Mittelalter neben einer hörigen auch eine 
adelige Ministerialität gab, die „selbstverständlich ... im Sinne des 
Landrechts unfrei‘‘ war, aber „abgesehen von dieser Unfreiheit.... 
die Stellung der Nobilität des alten Stammesstaates einnimmt‘ 
($. 232). In dieser adeligen Ministerialität lebt nach seiner Meinung 
„der alte niedere Adel, diese Schicht der kleinen ritterlichen Erb- 
bauern‘ fort, die „in der Frühzeit der deutschen Stämme‘ vorzu- 
finden ist (S. 253). 

Die Beweisführung für diese Sätze ist nicht leicht zu verstehen, 
weil der Vf. eine für sie sehr wesentliche Erscheinung erst gegen 
Schluß (S. 278) zur Sprache bringt, nachdem er m. E. nur beschränkt 
tragfähige Beweise für die Nobilität der Ministerialien vorgetragen 
hat. Hier erfährt man nämlich, daß die im ıo. Jahrhundert bei den 
Reichskirchen vorhandene ‚‚freie militia‘‘, „diese kleinen vassi und 
Ritter edlen Blutes‘, das Bindeglied der älteren Nobilität und der 
späteren adeligen Ministerialität darstellen. Sie sollen „in der Mini- 
sterialität‘‘ fortleben. Aber, auch wenn man dies berücksichtigt, 
melden sich Zweifel. Woher weiß der Vf., daß diese ‚‚freie‘‘ militia 
aus nobiles bestand, die doch der „Schicht früherer nobiles‘‘ ange- 
hören mußten ? Es fehlt hier der Raum, die einzelnen Stellen zu be- 
sprechen, die der Vf. als Beleg anführt. Aber wenn im Codex Odal- 
berti der camerarius Deganperth als ministerialis und Jiber erscheint, 
der ministerialis Jacob aber als nobilis, so zeigt dies jedenfalls, daß man 
zwischen liberi und nobiles unterschied, abgesehen davon, daß es doch 
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sehr fraglich ist, welchen Sinn ministerialis hier hat. Und wenn die 
„mobiles“ in St. Gallen ihre Lehen aus Klostergut erhielten, haben sie, 
die doch als alte mobiles Erbherren waren, daneben Allod und wenn 
nicht, was ist daraus geworden ? Und wenn in dieser militia „das- 
selbe‘ Blut fließen soll, ‚das einst das Römerreich überrannte und die 
deutschen Stammesstaaten begründete‘ (S. 280), also das Blut des 
Erobereradels, welche Ebenbürtigkeitsbestimmungen haben denn 
inmitten des die Stände ausgleichenden Rechts dieses Blut außerhalb 
Sachsens rein erhalten ? 

Gibt man aber dem Vf. einmal zu, daß seine Beweise schlüssig 
seien, und daß sich im ıo. und ır. Jahrhundert ein Stand von Mini- 
sterialen aus der „Schicht früherer Nobilität‘‘ gebildet habe, so er- 
fährt man schließlich, daß es ‚in späterer Zeit... nur noch unfreie 
ministeriales‘‘ gibt, daß ‚eine rechtsständische Trennung des niederen 
Adels von der hörigen Ritterschaft... allenthalben in Deutschland 
nicht mehr möglich ist‘, daß ‚die beiden Schichten im Dienstrecht 
der Ministerialität zusammengewachsen sind‘ (S. 288/89), daß ‚‚zahl- 
reiche Beispiele für den Übertritt Edler in die (hörige ?) Ministerialität 
vorhanden sind‘ (S. 290). Frägt man dann, worin nun das Neue in 
der Lehre des Vf. bestehe, so zeigt sich, daß es sich im wesentlichen um 
eine Verlagerung des Schwergewichts handelt. ‚Edles Blut‘, so sagt 
der Vf. neuestens an anderer Stelle, ‚war in den führenden Schichten 
des Ministerialenstandes lebendig .... nicht emporgekommene Hörige 
waren der Kern der Ministerialen‘ (Forsch. u. Fortschr. 1938 S. ror). 
Daß innerhalb der Ministerialen die Männer besserer Herkunft die 
Führung hatten, will ich dem Vf. zugeben. Daß sie den ‚„Kern“ 
bildeten, was nicht das gleiche ist, scheint mir schon zweifelhaft. 
Daß diese ‚‚kleinen Ritter, die sich mit Mühe der bäuerlichen Lebens- 
weise‘‘ entringen, bei bestehendem conubium auch mit Nichtadligen 
und Nichtgermanen noch nach Jahrhunderten als Träger alten Er- 
obererblutes angesehen werden können, ist eine lebensfremde Vor- 
stellung. 

Zum Schluß zwei allgemeine Bemerkungen. Der Vf. verwendet 
gelegentlich nordische und angelsächsische Parallelen. Wenn man dies 
tut, sollte man berücksichtigen, daß die germanischen Sprachen das 
gleiche Recht auf richtige Behandlung haben, wie die lateinische. 
Kein Gelehrter würde etwa ‚‚die militi‘‘ schreiben statt ‚‚die milites“. 
Aber beim Vf. gibt es als Nom. Pl. ceorls, ceorle und eorle, was entweder 
keine angelsächsische Form oder Dat. Sing. ist. Er kennt einen 
Plural leysingi, einen Nom. Sing. „Höldar‘‘, ein bookland, was neu- 
englisch, aber nicht angelsächsisch, und behandelt ahd. huntari als 
Femininum. Sodann beginnt der Vf. das Vorwort mit der Bemerkung, 
daß seinem Buch ‚ursprünglich noch eine längere Zeit der Ausarbei- 
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tung vergönnt sein‘ sollte, diese Ausarbeitung aber an den Bestim- 
mungen der Reichshabilitationsordnung scheiterte. Ein Verfahren, 
das im Endergebnis zur Veröffentlichung nicht voll ausgearbeiteter 
Werke zwingt, liegt nicht im Interesse der Wissenschaft und weist 
irgendeinen Fehler auf. Wo er im gegebenen Falle lag, ist hier nicht 
zu untersuchen — jedenfalls nicht bei der Habilitationsordnung. 
München. v. Schwerin. 


Die Anfänge des bayerischen Landesfürstentums. Von MAX SPIND- 
LER. (Schriftenreihe zur bayerischen Landesgeschichte, Bd. 26.) 
München, C. H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung 1937. 216 S. 


Zweierlei zeichnet diese Arbeit aus: zunächst ordnet sie sich nicht 
ein in jene lange Reihe von Untersuchungen über die Entstehung der 
„Landeshoheit‘‘, die bei vieler Tüchtigkeit im einzelnen doch gelegent- 
lich in einem bedenklichen begrifflichen Schematismus enden konn- 
ten!) ; die vor allem Gefahr liefen, in verfassungsgeschichtlichem Spe- 
zialisttentum das schöpferische Handeln des Menschen als eigentliche 
causa zu übersehen, und dazu neigten, eine Institution aus einer an- 
deren erwachsen zu lassen, also einen blassen Begriff aus der Blässe 
eines anderen, wobei ich auch an den berühmten Satz denke, daß 
die Landeshoheit aus der Grafschaft entstanden sein soll®). Nach 
dieser Richtung hin hat zweifellos die Arbeit für die historischen 
Kartenwerke territorialen Umfangs eine heilsame Wirkung ausgeübt; 
sofort stellte sich bei einem Versuch, den Vorgang auf der Karte 
festzulegen, heraus, daß er weit komplizierter war als eine Zu- 
sammenhangsfolge im luftleeren Raume der Begriffe, wenn man sie 
auch noch so sicher urkundlich glaubte unterbaut zu haben. Hier 
wurde offenbar, daß zwischen der fränkisch-ottonischen Zeit einer- 
seits, der des späten Mittelalters andererseits eine Zeit vollkommener 
Umschmelzung liegt, so daß es unmöglich ist, das Gewordene einfach 
aus früheren Verfassungsformen abzuleiten®). Aber dieser Umbildungs- 


I) Vor einem Beispiel solcher Art habe ich im Jahre 1907 gewarnt. Vgl. 
HVjschr. 1907, S. gııff. Vgl. jetzt auch die nach der Drucklegung dieser 
Besprechung erschienenen Ausführungen von W. Kienast, H.Z. Bd. 158 
S.9f. 

# Vgl. HVjschr. XXII S. 516 Anm. 1. 

%) G. v. Below wollte allerdings die Bedeutung dieses Umschmelzungs- 
prozesses nicht wahr haben. Vgl. meine Ausführungen in HVjschr. Bd. 22, 
1915, S. 517, Anm. — (Dieser Aufsatz: „Probleme der Verfassungs- und 
Wirtschaftsgeschichte‘‘ ist in der letzten Auflage des Dahlmann-Waitz als 
in der DZG. erschienen bezeichnet, wie auch meine Arbeit über die Trierer 
Landeshoheit dort statt als Ergänzungsheft der Westd. Zs. als solches des 
Trierer Archivs bezeichnet ist) — Durch neuere Arbeiten, ich nenne als 

Historische Zeitschrift 138, Bd. 23 
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prozeß ist nicht ein abstraktes Ringen verschiedener Organisations- 
formen miteinander, sondern geht zurück auf das höchst konkrete 
Machtstreben des hohen Adels, den königsnahen Fürsten des frühen 
Mittelalters zu dem Landesfürsten des späten Mittelalters werden 
zu lassen. Darüber wandelten sich unter den gewaltsamen Händen 
dieser Herrn die alten Formen der Verfassung — ich nenne nur Graf- 
schaft und vor allem Vogtei — nach Inhalt und räumlichem Gel- 
tungsbereich von Grund aus. Und deshalb ist es vollkommen 
richtig, wenn Sp. „die Schilderung dieser persönlichen Leistung“ 
der Begründer des bayerischen Territoriums zum eigentlichen Gegen- 
stand seiner Darstellung macht. 

Der Ausgangspunkt ist eine lebensvolle Schilderung des baye- 
rischen Herzogtums um 1180. Sie berichtet von sehr viel Rivalität 
zwischen dem Herzog und einer Reihe weltlicher und geistlicher Herrn 
innerhalb des ‚‚Herzogtums‘‘, denen eine so gut wie vollständige Eman- 
zipation vom Herzogtum gelingt. Von all den Vorstellungen, die man 
mit dem etwas nebelhaften Wort ‚„Stammesherzogtum‘‘ zu verbinden 
pflegt, ist nichts mehr als wirkende Kraft vorhanden. Nicht im 
„Stammesherzogtum‘, sondern in der dem Hause Wittelsbach ge- 
hörenden ‚„Gütermasse!) erblickt Sp. deshalb die ‚Keimzelle des 
bayerischen Territoriums‘ (S. 10); der Kern dieses leidlich zusanm- 
menhängenden Streubesitzes war von den Stammgrafschaften des 
Hauses im Winkel zwischen Lech und Donau überwölbt; Kirchen- 
vogteien kamen hinzu. Die Übernahme des Herzogtums hatte nur 
ergänzende Wirkung: herzogliches Kammergut und von dem Herzog 
hinzuerworbene Grafschaften waren ein wesentlicher Zuwachs der 
landesfürstlichen Stellung. 

Sehr deutlich wird durch Sp.s Darstellung, daß es sich beim 
Werden des bayerischen Territoriums in der Hauptsache um ein 
Ringen zwischen den Wittelsbachern und anderen weltlichen und 
geistlichen Inhabern von Hoheitsrechten verschiedener Art handelt; 
insbesondere mit einem Hochadel, der durch den Umfang der von 
ihm ausgeübten Rechte zunächst zu selbständiger dynastischer Stel- 
lung prädestiniert schien: an seiner Spitze die Grafen von Andechs. 
Das ungewöhnlich häufige Aussterben hochadliger Geschlechter 
Bayerns im ı2. und 13. Jahrhundert bot einer energischen Terri- 
torialpolitik ebenso viele Möglichkeiten, wie die im Zusammenhang 


Beispiel Gasser, ist die Bedeutung dieses Umschmelzungsprozesses wohl 
endgültig klargestellt. 

I) S. 10 verwendet Spindler das Wort ‚‚Gütermasse‘‘ für den grundherr- 
lichen Besitz; S. ıı für die gesamten in der Hand des Herzogs befind- 
lichen dinglichen und herrschaftlichen Rechtstitel. 
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mit der Katastrophe des staufischen Hauses in Bewegung geratenden 
höchst ansehnlichen Besitzrechte dieses Hauses; insbesondere ist hier 
die sog. „Konradinische Erbschaft‘‘ zu nennen (S. 41). Sehr wichtig 
war bei diesem Ringen, bei dem Rechtsfragen eine geringe, die 
Waffen aber eine entscheidende Rolle spielten, ob es gelang, die 
Ministerialen der hochadligen Geschlechter in die des Herzogs ein- 
zureihen. Einen zähen Widerstand leisteten die Bischöfe den Territo- 
rialisierungsabsichten der Herzöge; kein Bischof war landsässig; 
namentlich Salzburg erwies sich als zäher Gegner. Um so rück- 
sichtsloser wurden Kirchenlehen innerhalb des sich bildenden Terri- 
toriums in die Hände der Herzöge gebracht (S. 62). Vor allem war 
auch hier der oft gewaltsame Erwerb der Vogtei über Kirchengut ein 
überaus wirksames Mittel des Ausbaus der landesfürstlichen Gewalt; 
hier handelte es sich um einen Machtkampf zwischen verschiedenen 
Mitbewerbern um die Vogteirechte, zu denen, bei den Klöstern, 
neben weltlichen Herrn auch die Bischöfe selbst gehörten: schon um 
die Mitte des 13. Jahrhunderts erhebt der Herzog den Anspruch auf 
alle Vogteien im Land (S. 88). 

Es ist vollkommen richtig: die ganze um die Mitte des 13. Jahr- 
hunderts ihrem ersten Höhepunkt zustrebende Territorienbildung war 
deshalb so schwierig, weil ‚der Begriff eines über ihm stehenden 
Landesherrn dem Dynasten überhaupt fremd war‘ (S. 113); diese 
Schicht an das Territorium zu fesseln, die übrige Bevölkerung in 
Beziehung zum werdenden Staat zu bringen, war die eigentliche 
„Aufgabe des Herzogs‘. Sie wird uns als ‚innerer Ausbau des Terri- 
toriums‘‘ im zweiten Abschnitt nahegebracht, wobei die ‚rechtlichen 
Grundlagen‘, ‚die räumliche Organisation‘, „das Beamtentum‘‘ und 
das Verhältnis von ‚„princeps und terra‘ die Stichworte der Darstel- 
lung sind. Es ist unmöglich, hier über die Einzelheiten näher zu bc- 
richten, zumal mir in diesem Teile gelegentlich eine gewisse Abhängig- 
keit von den in dem allgemeinen Schrifttum erörterten Fragen vor- 
zuliegen scheint, die eigene ergebnisschaffende Forschung aus den 
Quellen hier und da zurücktritt. Widersprüche sind dabei vereinzelt 
festzustellen, z.B. S. 120 zwischen dem Text und Anm. ı (grund- 
sätzlich Gerichtsgewalt Sache des Königs oder selbständige Gerichts- 
gewalt der Dynasten). Ob die bayerische Gerichtseinteilung des 
13. Jahrhunderts wirklich nur eine Fortführung der alten Graf- 
schaftsverfassung war (S. 138), möchte ich nach den eigenen Aus- 
führungen des Vf.s immerhin bezweifeln: hebt Sp. doch S. 142 
selbst hervor, welche Bedeutung eine ‚‚curtis‘‘ auch für die Gerichts- 
gliederung haben konnte!). Zur Frage des Münzregals (S. 113) sind 


I) Vgl. dazu HVjschr. Bd. XXII, S. 517f. 
23* 
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jetzt die grundsätzlichen Ausführungen von G. Löning über Münz- 
hoheit und Münzregal zu beachten!). 

Um so mehr möchte ich auf das zweite wirkliche Verdienst der 
Arbeit hinweisen: Sie sieht das Problem nicht nur von der Seite des 
territorialen Selbstzweckes und seiner mehr oder weniger glücklichen 
Erfüllung aus, sondern im Rahmen der Gesamtentwicklung deut- 
scher Staatlichkeit. Mit einer noch so minutiösen Feststellung, ‚‚wie- 
weit Grundherrschaft, Gerichtsherrschaft oder Lehnsherrschaft am 
Aufbau und Ausbau der Landesherrschaft beteiligt sind‘, ist in der Tat 
durchaus noch nicht festgestellt, „warum diese Entwicklung möglich 
und notwendig war‘. Damit mündet diese Einzeluntersuchung in 
jene Probleme, die ich selbst jüngst zu lösen versucht habe?). Mit 


I) G. Löning, Das Münzrecht im Erzbistum Bremen. 1937. S. 6f. 

®2) In meiner Schrift: „Ursachen und Auswirkungen des deutschen Parti- 
kularismus‘, 1937 und früher: „Staatenbildung auf deutschem Boden“ 
in: „Volk und Reich der Deutschen‘, hrsg. von B. Harms, 1929, Bd. I. 
— Neuerdings ist mir allerdings vorgehalten worden, daß man ‚‚unsere 
staatliche Entwicklung nicht nur vom Reiche oder von den Ländern her, 
sondern vom Reiche und den Ländern her betrachten müsse‘‘, wobei ich 
offenbar unter die Gruppe falle, die sie nur vom Reiche her betrachtet 
habe. Deßhalb sei ich „zu einem schiefen Ergebnis gekommen‘ (K. S. 
Bader, Zs. für Württembergische Landesgeschichte Jg. ı S.266 Anm. ı). 
Es ist Bader wohl entgangen, daß auch ich zu jenen Historikern gehöre, 
die, wie Th. Mayer, Zs. Sav. RG.GA. Bd. 58, S. 139 sie bezichnet hat, ‚‚von 
der Landesgeschichte herkamen‘‘. Auch ich habe „positive, aufbauende Lei- 
stungen der Territorialfürsten grundsätzlich anerkannt‘. Vgl. meine Ent- 
stehung der Landeshoheit des Trierer Erzbischofs, 1906 S.61 f. Aber darauf 
kommt es garnicht an. Man kann sehr wohl positive, aufbauende Leistungen 
der späterern Territorien zu einer Zeit, als sie in der Tat die deutsche 
Staatsform waren, für diese Territorien selbst und aus der Sicht dieser 
Territorien als Selbstzweck heraus ‚‚günstig einschätzen‘ und dennoch die 
ganze Entwicklung, die in Deutschland zu territorialer Staatenbildung 
führte, als die schwerste Schädigung unserer Volksgeschichte werten. Das 
tut ja auch im Grunde Th. Mayer (a.a.0.S. 162: „Es war ein Verhängnis 
für das deutsche Volk, daß die Ausbildung der modernen Staatsformen 
nicht mehr im Sinne eines deutschen Gesamtstaates erfolgte‘). Die von 
K.S.Bader a.a.O. vertretene Auffassung, daß ‚die Territorrien neue 
Aufgaben erfüllen, die das Reich nicht zu lösen imstande war‘, 
scheint mir allerdings erheblich ‚‚schief‘‘ zu sein. Denn die Beispiele Frank- 
reich und England beweisen schlagend, daß der Königsstaat als solcher 
durchaus imstande war, selbst die große Wendung vom ‚Personenver- 
bandsstaat‘‘ zum „Flächenstaat‘ durchzuführen. Wenn Deutschland trotz- 
dem einen ganz anderen Weg ging, so bleibe ich dabei, daß von einer 
höheren Sicht aus immer wieder Ursachen hervortreten, die in dem Kom- 
plex Kaiserpolitik und italienische Königspolitik irgendwie verwurzelt sind. 
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vollem Recht wird jene Ursache und Wirkung verwechselnde popu- 
läre Auffassung abgelehnt, die in der ‚deutschen Eigenbrötelei‘‘ oder 
dem ‚deutschen Individualismus‘‘ die naturgegebene Ursache des 
Partikularismus sieht, eine Auffassung, die sich bei Schlegel und 
Niebuhr zu dem furchtbaren Worte versteigen konnte: „Des Deut- 
schen wahre Verfassung ist Anarchie.‘“ Mit Schärfe wird dieser 
durchaus unhistorischen Auffassung die These gegenübergestellt: 
„Man könnte die Territorienbildung im Hinblick auf den früheren 
staatlichen Zustand eher eine Vergewaltigung deutscher Eigenart 
zugunsten der herrschenden Dynastenklasse nennen‘ (S. 186). Auch 
für Sp. ist die Ursache des deutschen Partikularismus nicht eine 
„besondere deutsche Eigenart‘‘ — ebensowenig übrigens eine Folge 
der geographischen Gegebenheiten Deutschlands! (S. 188) —, son- 
dern das Ergebnis einer ganz bestimmten politisch-historischen Lage: 
des Verfalls der Zentralgewalt. Die Verbindung von universalem 
Kaisertum, italienischem Königtum und deutschem Königtum!) will 
Sp. allerdings hierfür nicht verantwortlich machen: das gilt zunächst 
bis zu Heinrich III. mit vollem Recht. Für die spätere Zeit ist aber 
doch nicht zu verkennen, daß die politisch-historische Tatsache, in 
der Sp. die Hauptursache zu erblicken glaubt, der staufisch-welfische 


Schon Heinrich IV. hat den Versuch zur Umgestaltung der Staatlichkeit 
des Reiches gemacht. In der grundsätzlichen Niederlage, die er erlitt (man 
denke an den Weg Trebur-Oppenheim, Canossa, Forchheim!) ist bereits 
alles vorgezeichnet, warum das Königtum in Deutschland trotz aller wei- 
teren Versuche der Staufer den Kampf verlieren mußte. 

4) Mit vollem Recht lehnt Sp. es ab, im Rahmen seiner Arbeit die Frage 
der Kaiserpolitik zu behandeln, genau so, wie ich es in meinen „Ursachen 
und Auswirkungen des Partikularismus‘‘ S. 8 abgelehnt habe. Mit einiger 
Überraschung habe ich festgestellt, daß zwar die großen Besprechungen 
meiner Schrift von A. Hübner (Zs. d. Sav. Stift. G. A. Bd. LVII, S. 485 ff.) 
und A. Schulte (H.Z. Bd. 156, S. 324f.) ihr als Ganzem in sehr ein- 
dringender Weise gerecht werden, daß es aber nach einer Reihe kleinerer 
Besprechungen so scheinen könnte, als ob ich eine Schrift über die Kaiser- 
politik geschrieben hätte. Das gilt insbesondere von der mir in mehr als 
einem Punkte unverständlichen Anzeige in der Zs. f. Württembergische 
Landesgeschichte Bd. I, 1937, S. 258f. von K.Weller. Ich halte es übrigens 
für eine höchst eigenartige Verteidigung dieser Kaiserpolitik, wenn hier 
behauptet wird, die Stauferkaiser hätten zwar „alle von ihnen beherrsch- 
ten Länder mit gleicher Anteilnahme und gleichem Pflichtgefühl regiert; 
aber sie standen nun einmal unter dem schwierigen Verhältnis zum Papst- 
tum, das ihnen das Gesetz des Handelns aufzwang‘‘. Der größte 
Gegner der Kaiserpolitik könnte wohl kein schlimmeres Urteil über die 
grundsätzliche politische Gefährlichkeit, strenggenommen: Unmöglichkeit 
einer solchen Politik fällen ; ob es stimmt, habe ich hier nicht zu untersuchen. 





362 Buchbesprechungen 


Gegensatz, doch nur eine jener vielen verhängnisvollen Folgen der 
Tatsache ist, daß durch den Investiturstreit nur und allein zwischen 
dem deutsch-italienischen König-Kaiser und dem Papst jenes Ringen 
bis zum äußersten entstand, während die übrigen weltlichen Mächte 
von ihm nur gelegentlich berührt wurden. Wie im Zusammenhang 
mit der alten Tradition 1076 nur ein deutscher ICönig, Heinrich IV,, 
auf den Gedanken kommen konnte, Gregor VII. abzusetzen, so wurde 
jetzt der König-Kaiser der Gegner des Papsttums neuer Prägung 
schlechthin. Sofort schlagen sich aber die Träger partikularer Ten- 
denzen in Deutschland auf die päpstliche Seite; und sie ermöglichen 
gemeinsam nach dem verhängnisvollen Vorgang von 1077 (Forchheim) 
ı125 den Sieg des freien Wahlrechts über das alte Geblütsrecht. Aus 
dem engsten Zusammenhang mit dem Wahlvorgang von 
1125 ist aber der staufisch-welfische Zwiespalt in seiner 
weltgeschichtlich bedeutsamen Schärfe überhaupt erst er- 
wachsen; unter Heinrich V. standen der König, die Staufer und die 
Welfen zusammen gegen Herzog Lothar! Ich kann Sp. deshalb nicht 
beistimmen, wenn er den staufisch-welfischen Gegensatz als ‚in seinen 
Wurzeln innerdeutsch‘ (S. 190) bezeichnet. Daß Friedrich diesen 
Gegensatz nur in ständigem Hinblick auf seine italienischen Bindun- 
gen!) behandeln konnte, dürfte doch feststehen ; schon deshalb ist sein 
Königtum nicht als so „stark‘‘ zu bewerten, wie es Sp. tut, mag man 
seine und auch Friedrichs II. Maßnahmen, nebenher in Deutschland 
ihre Macht zu stärken und auszubauen, noch so hoch werten. Es be- 
deutet wirklich kein Verkennen der heroischen Größe der staufischen 
Kaiserpolitik bis zu ihrem Zusammenbruch, wenn man feststellt, daß 
sie die kaiserliche Macht zu politischen Höchstleistungen führte, ob- 
wohl bereits gerade wegen derselben Kaiserpolitik in Deutschland der 
Sieg des Partikularismus nicht mehr zu verhindern war. 

Wie sich aber der Sieg dieses Partikularismus gerade im Ringen 
der Anwärter auf partikulare Staatenbildung durchgesetzt hat, 
das hat Sp. in seinem Buche deshalb so lebendig schildern können, 
weil er handelnde Menschen zum Träger dieses Kampfes macht. 

Berlin. Fritz Rörig. 


1) Damit ist durchaus die Auffassung vereinbar, daß diese italienischen 
Bindungen für die Staufer insofern eine Lebensnotwendigkeit waren, als 
durch die verhängnisvollen Jahre 1125 und 1138 ihre Basis in Deutschland 
zu schmal geworden war und sie deshalb den gefährlichen Versuch machen 
mußten, sich in Italien eine geeignetere Machtgrundlage für ihre königliche 
Stellung zu schaffen. Heinrich V. war ihnen auf dieser Bahn vorausge- 
gangen: auf die Schlacht am Welfesholz folgt die Besitzergreifung des 
Mathildischen Guts! Dynastenmacht und Dynastenpolitik in Deutschland 
haben das Königtum geradezu aus Deutschland herausgedrängt. 
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Religiöse Bewegungen im Mittelalter. Von HERBERT GRUND- 
MANN. (Historische Studien, Heft 267.) Berlin, Ebering 1935. 
510 $. 


Diese „‚Untersuchungen über die geschichtlichen Zusammenhänge 
zwischen der Ketzerei, den Bettelorden und der religiösen Frauen- 
bewegung im ı2. und 13. Jahrhundert und über die geschichtlichen 
Grundlagen der Deutschen Mystik‘, eine 1933 von der Leipziger 
Philosophischen Fakultät angenommene Habilitationsschrift, gehören 
zu den Werken, die bei strenger Konzentration auf einen begrenzten 
Gegenstand unser allgemeines geschichtliches Wissen erhellen — es 
gibt in diesem tiefgelehrten Buch keine Seite, auf der man nicht weit 
über das Thema hinaus belehrt würde. Dieses Thema im ganzen 
ist neu, so alt die Themen im einzelnen sind, die G. wiederaufnimmt!). 
„Religiöse Bewegung‘‘ muß nach G. statt im Gegeneinander ver- 
einzelnder Ordensgeschichtschreibung und des Aufsuchens von ‚‚testes 
verilatis"‘ im Stil der Ketzerhistorie in dem Gemeinsamen aufge- 
spürt werden, das sich entweder im Orden, der Kirche also eingefügt 
und gegen Rückfall und Wucherung anstaltlich gesichert oder als Sekte, 
außerhalb der Kirche und insoweit ‚‚ketzerisch‘‘, Gestalt sucht. Da- 
mit setzt G. zwei entscheidende Gesichtspunkte: der Tatbestand der 
Ketzerei ist historisch nicht zu fassen durch die bloße dogmatische 
Abweichung im Sinne der „Unterscheidungslehre‘‘, sondern als Ge- 
fährdung der hierarchischen und sakramentalen Kirche überhaupt. 
Dies zeigt deutlich schon für das ıı. Jahrhundert der Anhang S. 476ff., 
demzufolge im damaligen Mitteleuropa manichäische und andere öst- 
liche Lehren nur in dem Maße einflossen, als sie dem religiösen Be- 
dürfnis der Zeit nach mönchsartigem Leben der Laien und nach Ver- 
innerlichung der Heilsvermittlung dienten. Aus dem Gesichtspunkt 
der Gleichrichtung von Orden und Sekte eben als religiöse Bewegung 
erkennt G. sodann die epochale kirchenpolitische Bedeutung Inno- 
zenz’ III.: erst er schafft in klarer Erkenntnis einer durch negative 
Abwehr nicht zu bezwingenden Gefahr die Synthese von kirchlicher 
Ordnung und religiöser Bewegung, nimmt dieser die simplistisch- 
laikale Sprengkraft und setzt mit den Bettelorden die religiöse Be- 
wegung selbst gegen die nun an der dogmatischen Abweichung faß- 
baren Ketzer ein. G. gewinnt aus seinem Ansatz noch eine dritte 
Verbesserung alter Ansichten: die Ketzerbewegungen sind nicht 
soziale, sondern eben religiöse Bewegungen, sie sind endlich weithin 
eine Sache weiblicher Frömmigkeit. 

Die Bewegungen des ız2. und 13. Jahrhunderts deutet G. als 


I) Einzelnes hatte G. in den im Schriftenverzeichnis des Buches genannten 
Aufsätzen vorweg angedeutet. 
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mittelbare Folgen der cluniazensischen Reform. Diese — auf Erneue- 
rung des Mönchslebens und Würdigkeit des Priesters gerichtet — 
hatte sich ohne Gefahr für die Kirche selbst, da mit der Front gegen 
weltliche Mächte, durchsetzen können. Nach dem Siege aber „wandte 
sich der Gedanke von der Würdigkeit des Priesters gegen die kirch- 
liche Ordinationsidee selbst‘‘. Es begannen die Geister in der Kirche 
zu wirken, die sie selbst gerufen hatte, der Gegensatz zwischen der 
durch Weihehandlungen verbürgten apostolischen Sukzession und 
der durch Nachfolge Christi sichtbaren Legitimation (vgl. S. 95 über 
ordo, officium, meritum) wurde dringlich. Streben nach Armut und 
apostolischem Leben nicht nur als Forderung an den Priester sondern 
als Ideal auch von Laien, nicht die oft nur schwer bestimmbare Irr- 
lehre ist die Lebenskraft der Ketzerei: es beherrscht die Ketzer von 
Köln (Mitte des ı2. Jahrhunderts) und auch Katharer und Albigenser, 
auch die nordfranzösischen mit Beginen und Begarden gleichge- 
setzten ‚„Papelarden‘‘ (‚„Frömmler‘, wie G. übersetzt). So wenig 
wie Humiliaten, Waldenser und Franziskaner sind diese Bewegungen 
wesentlich von armen Leuten vorwärtsgetrieben. Im folgenden be- 
spricht G. die apostolische Wanderpredigt und ihre kirchliche Fas- 
sung im Prämonstratenserorden, dem ersten Orden, der über die 
Selbstgenügsamkeit des Klosters hinausgeht zur Seelsorge, allerdings 
bald ‚„verklostert‘‘ und seine Aufgabe den Bettelorden hinterläßt. 
Die Ratlosigkeit der Kurie, etwa Alexanders III. gegenüber den Wal- 
densern, der massive Bildungshochmut, mit dem ein Durchschnitts- 
kleriker vom Schlage des zynischen Walter Map Waldes und seinen 
Genossen begegnet, die rohen Gottesurteile gegen fromme Frauen 
im ı2. Jahrhundert zeigen erneut, wie hoch die religiösen Bewegungen 
von der Korrektheit eines Bernhard von Clairvaux bis zur ‚Ketzerei‘ 
eines Waldes über dem weithin im Rechtlichen verfangenen kirch- 
lichen Leben standen, in dem es ‚Religion‘ eigentlich nur im Kloster 
gab. Die religiösen Bewegungen, so könnte man G. ergänzen, sind 
immer erneute Versuche, die mittelalterliche Kirche zu verchrist- 
lichen. Die Ablehnung von ‚Leuten, die leben wollten wie Ketzer, 
aber lehren wollten wie die Kirche‘‘, hat erst Innozenz und haben durch 
ihn die Bettelorden überwunden. Das Ergebnis ist die neue Politik 
der Ketzerbekämpfung und Ketzergewinnung, wie sie auf dem 
Laterankonzil von 1215 ihren Anfang nimmt (Zusammenfassung 
S. 156). 

Für die religiöse Frauenbewegung wird das „Versorgungs- 
problem‘ als Wurzel abgelehnt: nicht Armut der Bedürftigen, son- 
dern Verzicht auf Reichtum war die Losung. Nördlich der Alpen 
schließen sich die in verdächtigender Gleichung mit den Albigensern 
„Beginen‘ genannten frommen Frauen zu formlosen Verbänden zu- 
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sammen, die teils aus eigenem Antrieb teils von der Kirche gedrängt 
nach klösterlicher Regel streben. Diese war nach dem 1215 ausge- 
sprochenen Verbot neuer Orden nur im Anschluß an Männerorden 
zu erreichen. Entzogen sich die Zisterzienser anfangs der Mitsorge 
für Frauengemeinschaften, so traten sie bald für die zunächst eifri- 
geren, bald aber versagenden Prämonstratenser ein, wobei sie sich 
allerdings — wie das schöne Beispiel von Engeltal bei Nürnberg 
zeigt — nur solcher Gründungen annahmen, die schon erfolgreich 
und gut dotiert waren. Am wirkungsvollsten wurde doch der An- 
schluß an die Bettelorden, an die rasch bereiten Dominikaner und 
die zögernden Franziskaner. Die vielen Frauen, die zu klösterlichem 
Leben nicht kamen, vereinigten sich in den Beginengemeinschaften, 
von denen der 6. Abschnitt handelt. Die Frage der Seelsorge, be- 
sonders des Beichthörens gab Unklarheit und Streit, die geistlich- 
weltliche Halbform Verdacht der Ketzerei und üble Nachrede sonst, 
den Vorwurf von „subtilitates und novitates‘‘. Für die Scheidung 
ketzerischer und rechtgläubiger Beginen wurden das Konzil von 
Vienne und die ihm folgenden Jahre wichtig!). Der 7. Abschnitt, der 
die Vorgeschichte des Vienner Beginenbeschlusses darlegt, zeigt die 
Methode des ganzen Buches besonders deutlich: es kommt auf die 
literarisch oft ohne Niederschlag gebliebene seelsorgerische Wirkung 
mehr an als auf eine Literaturgeschichte der Unterscheidungslehren, 
G. legt in diesem Sinne dar, wie die 1210 scheinbar vernichtete Lehre 
des Amalrich von Paris im ganzen 13. Jahrhundert in Beginenkreisen 
nachwirkt als ein aus neuplatonischen und paulinischen sowie joachi- 
tischen Lehren genährter Versuch, den Zwiespalt von christlicher 
Forderung und kirchlicher Lebenswirklichkeit durch einen Optimis- 
mus zu überwinden, der mit moralischer Laxheit als Folge — nicht 
etwa als Antrieb — zu schwerer Gefahr wurde. Die Beginen wenden 
sich dabei, wie besonders S. 384 ausgeführt wird, weniger aus Inter- 
esse für die abweichende Lehre als deswegen den ketzerischen Be- 
wegungen zu, weil ihr frommes Streben bei der Kirche — von 
Ausnahmen wie Jakob von Vitry abgesehen — wenig Verständnis 
fand. 

Frische Anschauung und gelehrte Umsicht fördern endlich im 
8. Abschnitt über „Die Entstehung des religiösen Schrifttums in der 
Volkssprache‘‘ neuartige Ergebnisse und Hinweise auf künftige Auf- 
gaben der Einzelforschung. Das dabei von G. fast allein berücksich- 
tigte deutsche Schrifttum entsteht als Literatur nicht aus einem 
gemüthaften Drange nach Überwindung des Lateins, sondern haupt- 


I) Die G. des K. v.V. von E. Müller (Das K. v.V., 1934) konnte G. schon 
benutzen, 
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sächlich aus den praktischen Bedürfnissen der religiösen Frauen- 
bewegung. Es ergab sich die Notwendigkeit, den ständisch und geistig 
meist hochstehenden, des Lateins aber unkundigen Frauen die Mög- 
lichkeit zu geben, statt bloß zu hören, zu lesen oder doch im eigenen 
Kreise regelmäßig vorzulesen, statt bloß zu lernen auch zu schreiben. 
Dies wurde in erster Linie von den dominikanischen Seelsorgern der 
Frauenklöster geleistet. Von den Ketzern haben nur die Waldenser 
volkssprachliche Bücher aus der Heiligen Schrift, doch nicht zum 
Lesen durch die Laien, sondern zur Predigtvorbereitung für die un- 
gelehrten Prediger. Auch die Bettelorden schaffen mit ihren deut- 
schen Predigten nicht Lesestoff, sondern — häufig zurücklatinisiertes 
— Predigtformular, bis auf jene sechs Predigten Bertholds von Re- 
gensburg, von denen G. (S. 451) zeigt, daß sie im Frauenkloster ge- 
halten sind. Für fromme Frauen, die aber noch nicht selbst lesen, 
sondern denen bei erbaulichen Zusammenkünften vorgelesen wird, 
schafft der Priester Lambert in Lüttich Übersetzungen — das Streben 
nach erneuerter Feiertagsheiligung ist dabei der Antrieb. Bei anzu- 
nehmenden großen Verlusten (Begründung S. 454 ff.) ist der Fort- 
‚schritt zum Lesen nur bei den von Dominikanern betreuten Frauen 
zu erkennen. Sie bearbeiten dabei zum Teil lateinische Vorlagen 
{wichtig für die Kritik der Schriften Davids von Augsburg). Für 
‚die Visionen der Mechtild von Magdeburg zeigt G., daß „ihre Sprache 
und der Gehalt ihrer religiösen Erlebnisse‘ ‚durch die Bettelordens- 
predigt und das Schrifttum, das sich aus ihr entwickelte‘, gebildet 
ist. Es gibt für solche Einflüsse noch frühere, bis auf G. kaum aus- 
genutzte Belege. Man wird mit G. annehraen, daß solche noch ins 
13. Jahrhundert zurückweisende Belege. gefunden werden können, 
„wenn der Bestand der deutschen Hss. des Mittelalters erst einmal 
vollständig aufgenommen sein wird‘ (472). ‚Die Sprache der Deut- 
schen Mystik ist die Sprache, in der seit den mittleren Jahrzehnten 
des 13. Jahrhunderts den deutschen Nonnen gepredigt und zu ihrer 
erbaulichen Lektüre geschrieben worden ist. Der geistige Gehalt 
der deutschen Mystik ist bestimmt‘ — ich würde sagen ‚‚mitbe- 
stimmt‘ — „durch die Aufgabe, den religiösen Frauen die theologische 
Lehre so zu vermitteln, wie sie ihrer religiösen Erlebniswelt ange- 
messen war. Für das Verständnis der Mystik ergibt sich dann, wenn 
man nur nicht, wohin die Formulierung G.s vielleicht gegen seinen 
Willen führen könnte, den gewonnenen Gesichtspunkt überanstrengt‘', 
wohl Erforschung des besonderen Gehalts, aber auch stete Rück- 
sicht auf den literarisch nicht ganz faßbaren Strom der religiösen 
Bewegung, der dann manche schriftstellerische ‚„Originalität‘‘ über- 
spült, aus dem sich aber die religiöse Genialität der großen Mystiker 
nur um so großartiger heraushebt. 
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In der vorwärtseilenden Kraft, mit der G. durch eine verwir- 
rende Masse von Einzelbeobachtungen aus Quellen, die dem Histo- 
riker nicht geläufig zu sein pflegen, den Weg seiner Beweise einhält, 
kann eine Anzeige nur einen schwachen Begriff geben. Manchmal 
hat die zwischen schilderndem und untersuchendem Stil schwan- 
kende Darstellung etwas Ermüdendes.. Ein zusammenfassendes 
Schlußwort hätte die doch sehr in die Einzelheiten gehenden und 
darum auseinanderstrebenden Kapitel noch besser zusammengebun- 
den als die programmatischen Sätze am Anfang. Die letzten Fragen 
nach den Ursprüngen der religiösen Bewegung, nach der Stellung 
der Kirche in der mittelalterlichen und besonders in der deutschen 
Welt stellen sich dem Leser so doch gewissermaßen zwischen den 
Zeilen, und es bleibt mehr der Eindruck vorbereitender Untersuchung 
als endgültiger Deutung — ein Einwand, der sich freilich nur an dem 
hohen Maßstab rechtfertigt, den dieses Buch fordert. 

Leipzig. H. Heimpel. 


Concilium Basiliense. Studien und Quellen zur Geschichte des Concils 
von Basel. Herausgegeben mit Unterstützung der Historischen 
und Antiquarischen Gesellschaft von Basel. Band VIII: Acten, 
Rechnungen und Protocolle. Basel, Helbing & Lichtenhahn 
1936. 447 S. 74 schw. Fr. 

Der Band enthält: I. Die Handakten des Konzilspräsidenten 
Cesarini, hrsg. von Heinr. Dannenbauer. II. Enea Silvio, Descriptio 
altera urbis Basileae (1438), hrsg. von Alfred Hartmann. III. Stall- 
rechnungen des Kardinals Ludwig Aleman aus dem Jahre 1445, hrsg. 
von H. G. Wackernagel. IV. Proces verbal des conferences tenues en 
1447 4 Lyon et 4 Gendve pour metire fin au schisme de Bäle, hrsg. von 
Gabriel P&rouse; dazu (S. 423—447) Personen- und Sachregister von 
Max A. Meier. — Das wichtigste Stück sind die sog. Handakten des 
Kardinals Cesarini, d.h. die bereits im Jahre 1906 von J. Haller in 
der Bibliothek des Hospitals zu Cues an der Mosel entdeckte Samm- 
lung von Akten der Reformverhandlungen aus den ersten Jahren des 
Basler Konzils, ein Teil des amtlichen Materials, Reformanträge, 
Denkschriften, Gutachten und Dekretentwürfe, wie sie Cesarini 
selbst als Konzilspräsident gesammelt und zum Teil durchgearbeitet 
hatte; Nikolaus von Cues hat dann diese Dokumente wohl für seine 
eigenen Zwecke als Reformlegat (1451/52) übernommen und in dem 
noch jetzt vorhandenen Cod. 168 von Cues vereinigt. Es ist sehr 
erfreulich, daß diese wichtige Quelle jetzt in dem großen Monumental- 
werke des Concilium Basiliense in einem neuen Abdruck vorliegt, 
wenn auch diese Ausgabe noch nicht alle Wünsche erfüllt. Die Origi- 
nale weisen oft allerhand Mängel auf, sind zum Teil offenbar schwer 
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leserlich, enthalten Schreibfehler, Lücken und andere Versehen. Die 
Ausgabe ist dieser Schwierigkeiten nicht immer Herr geworden, ja, 
leider sind eine Reihe Druckfehler unterlaufen, die eine nochmalige 
Durchsicht hätte vermeiden können, so z.B. (um nur einiges anzu- 
führen): S. 34, 33 ist nach constituweiones wohl ein Komma zu setzen 
(et providere ist abhängig von teneretur, Z. 31); 36,9 lies: inveterata, 
S. 37,10: sine; S. 37,24 nach meriti Komma; S. 39,14: in cancellaria; 
S. 44,22: correctioni; S. 63,10: vielleicht instinctu (statt institutione); 
S. 72,22: huwiusmodi; 73,15: Iheronimum; 73,19: L. dist. (statt: 
l. dist.); 75,10: incentamenta; 77,19: Bonifacium; 80,1 lies: multi 
trotz der Korr. der Hs.; 99,24: indagator; 110,4: vigilanter; 110,24: 
quod quidem; 128,3: principis; 143,12: accomoda; 153,26: tormentis; 
156,24: dampnum, wenn auch in der Hs. dapnum steht; offenbare 
Schreibfehler der Hs., wie S.126,11: concuburentur, S. 168,29: 
gizarchicus sollten im Text nicht wiedergegeben werden. Die Abhängig- 
keit der Schrift Meynages (nr. 8) von Le Maire und von den Synodal- 
statuten hätte m. E. noch besser veranschaulicht werden sollen, tat- 
sächlich ist sie ja auf weite Strecken nur eine leichte Bearbeitung; 
Petitdruck wäre hier ebenso angezeigt gewesen, wie in nr. 12. Ähnlich 
ist es bei dem Traktat des Nic. G&e (nr. 20) und seinem Verhältnis 
zu Duranti von Mende. Der bekannte Traktat des Joh. Schele 
(nr. 10), den bereits 1931 Hans Ammon in seiner Erlanger Dissertation 
veröffentlicht hatte, ist mit den Korrekturen Scheles und den Rand- 
notizen Cesarinis (nicht des Nic. Cusanus, wie Ammon annahm) ab- 
gedruckt, ebenso die zum Teil als Vorlage dienende, anonyme Denk- 
schrift (nr. 9). Doch auch hier wünschte man, daß diese Abhängig- 
keiten, Änderungen und Zusätze deutlicher zum Ausdruck kämen 
als in den Anmerkungen, daß mindestens Cesarinis Notizen gesondert 
wären. Die Reformatio Sigismundi ist noch nach der Ausgabe von 
Werner zitiert, nicht nach der neuen von K. Beer in den DRTA. (1933); 
die Untersuchungen Beers sind nicht herangezogen. Die Stelle 
S. 100,24f. = S. 120, 1 steht: c. 7,X, 3, 34; auch die sehr häufig vor- 
kommende Formel: cessante causa, cessat effectus steht im kanonischen 
Rechtsbuch: c. 60 X, 2, 28 und c. 26, X, 2, 24. Bei der französischen 
Denkschrift über die Reform des Gerichtswesens (nr. 15) hätte viel- 
leicht auch an die Klagen des Pierre Dubois von der Gegenseite her 
erinnert werden können. S. 181,24 Anm. d, ist m. E. irrig, gerade die 
casus der maiores penitenciarii sind gemeint. — Die als zweites Stück 
veröffentlichte Descriptio altera urbis Basileae des Enea Silvio (1438) 
war bereits 1905 in der Basler Zeitschrift f. Gesch. u. Altertums- 
kunde IV von E. Preiswerk herausgegeben und danach von R. Wolkan 
in seiner Ausgabe des Briefwechsels des Enea Silvio (Fontes rerum 
Ausiriac. 2. Abt. LXI. Bd. Wien 1909) wiederholt worden — beide 
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Male nicht in abschließender Form, was bei der schlechten Über- 
lieferung in einer einzigen Hs. nicht verwunderlich ist. Die neue, 
kritische Bearbeitung ist daher durchaus nicht überflüssig, vielmehr 
fortan die einzig wissenschaftlich brauchbare. — Die sodann folgen- 
den so genannten Stallrechnungen des Kardinals Ludwig Aleman aus 
dem Jahre 1445 enthalten Zahlungen des Kardinals an den Marstall 
für Futter usw. und Auslagen für Futter und allerhand Arbeiten, 
also eine nicht uninteressante Quelle zur Wirtschafts- und Gewerbe- 
geschichte, außerdem auch zur Personengeschichte des Konzils, nur 
hätten beim Abdruck die zählreichen Abkürzungen doch aufgelöst 
oder erläutert werden sollen; so ist der Druck für einen Nicht-Fach- 
gelehrten kaum lesbar, zumal da auch jeder Sachkommentar fehlt. 
Neben den Rechnungen enthält das Aktenstück auch einige wert- 
volle historische Notizen, insbesondere über die Rheinfelder Tagung, 
8.—16. März 1445. — Den Abschluß des Bandes bilden die Protokolle 
über die Verhandlungen in Lyon und Genf im Jahre 1447, in denen 
die Bedingungen, unter denen das Konzil sich auflösen und der 
Konzilspapst Felix V. zurücktreten würde, beraten wurden. Sie sind 
in französischer Sprache abgefaßt, noch von dem bereits 1928 ver- 
storbenen Gabriel P&erouse bearbeitet und mit einer kurzen Einleitung 
versehen worden. 

Das große, vor mehr als 40 Jahren von Johannes Haller begrün- 
dete Unternehmen der Sammlung der Quellen zur Geschichte des 
Konzils von Basel geht mit diesem 8. Bande seiner Vollendung ent- 
gegen. Möchte der Schlußstein in dieses Denkmal deutschen Forscher- 
fleißes in nicht zu ferner Zeit eingefügt werden können. 

Leipzig. R. Scholz. 


Württemberg im Zeitalter Napoleons und der deutschen Erhebung. 
Eine deutsche Geschichte der Wendezeit im einzelstaatlichen 
Raum. Von ERWIN HÖLZLE. Stuttgart, W. Kohlhammer 
1937. VIII u. 283 S. oM. 

Hölzle setzt mit dem vorliegenden Buche sein verdienstliches 
Werk: ‚Das alte Recht und die Revolution, politische Geschichte 
Württembergs in der Revolutionszeit 1789—ı805‘‘ fort (1931, vgl. 
H. Z. 152, 1935, 607 ff.). Der Titel ist insofern ungenau, als die Dar- 
stellung bis zum Jahre 1819 herabgeführt wird, während der Abschluß 
des Zeitalters der Erhebung mit Recht in das Jahr 1815 gesetzt zu 
werden pflegt. — Das Buch hat große Vorzüge. Es ist auf ausge- 
dehnten Studien in gedruckten und ungedruckten Quellen aufgebaut 
und vermittelt eine Fülle von Einzelerkenntnissen. Im Mittelpunkt 
seines weitaus größten Teiles steht die Gestalt des ersten Königs 
von Württemberg. Friedrich (1797 Herzog, 1804 Kurfürst, 1806 
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König, gest. 1816) war eine machtvolle Herrscherpersönlichkeit, die 
selbst Napoleon imponierte, von größter Leidenschaft für seinen 
Beruf, überaus klug und selbständig und von eiserner Arbeitskraft. 
Durch persönliche Leistung hat er es verstanden, aus den so ver- 
schiedenartigen Landesteilen einen Staat zu machen. Dabei war 
er bekanntlich ein harter und rücksichtsloser Tyrann. Einige Taten 
seiner despotischen Regierung, die bis zum Weltkrieg in der münd- 
lichen Überlieferung des württembergischen Volkes weiterlebten, 
hätte H. ruhig zur Belebung seiner Darstellung mitteilen können. 
Aber im ganzen kommt das Bild des starken Mannes gut heraus. 
Gezwungen, nur ungern und nicht würdelos, hat er sich Frankreich 
angeschlossen und ist er schließlich dem Rheinbund beigetreten. 
Dabei aber war er als echter Politiker sofort entschlossen, aus der 
Lage, die er als so schmerzlich empfand, wenigstens möglichst viele 
Vorteile herauszuschlagen. Die volle Souveränität benützte er als- 
bald zur Zerstörung der alten Stände, die ihm und seinen Vorgängern 
so viele Schwierigkeiten bereitet hatten, die Möglichkeiten der aus- 
wärtigen Politik zur gewaltigen Vergrößerung seines Ländchens. Im 
Gegensatz zu seinem Sohn und Nachfolger war er im übrigen von 
deutschnationalen Ideen sozusagen unberührt. — Die Proben, die 
H. aus seiner Korrespondenz gibt, erwecken das Bedauern, daß die 
Württembergische Kommission für Landesgeschichte sich noch nicht 
dazu hat entschließen können, die Korrespondenz dieses Fürsten her- 
auszugeben, die ein würdiges Seitenstück zu dem so fruchtbaren Brief- 
wechsel Karl Friedrichs von Baden (ed. Obser) darstellen, freilich 
ja einen viel kürzeren Zeitraum umfassen würde. 

Mit besonderer Eindringlichkeit widmet sich der Vf. der Ein- 
heitsfrage. Es ergibt sich aus seiner Darstellung, daß gerade auch 
das württembergische Volk im ganzen keineswegs reif für die deutsche 
Einheit war — zum großen Teil gleichgültig, zum andern unklar. 
Man wundert sich im übrigen, wieder zu lesen (S. 172), daß Sinn und 
Ziel des Freiheitskrieges die deutsche Einheit gewesen sei. Sinn und 
Ziel der Erhebung war vielmehr die Befreiung von der Fremdherr- 
schaft. Erst nach der Schlacht bei Leipzig trat das andere Ziel, 
die deutsche Einheit hinzu. 

Das Werk fällt bei der Darstellung der ersten Jahre Wilhelms I. 
sichtlich ab. Vor allem finden sich da einige Wertungen, die zeigen, 
daß dem Vf. zuweilen die erwünschte Weite des historischen Blicks 
abgeht. So, wenn er es schlechthin verurteilt, daß die Verfassung 
von 1819 auf einem Kompromiß beruhte (zwischen den altständi- 
schen Ideen und dem Verfassungstypus von 1814). Dazu möchte 
der Unterzeichnete bemerken, daß auch ihm temperamentmäßig 
Kompromisse nicht liegen, daß sie aber nach seiner Ansicht in un- 
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zähligen Fällen zu den größten Erfolgen geführt haben — man denke 
z.B. an zahlreiche Vorgänge der englischen Geschichte — und daß 
zweitens die altständischen Reste der württembergischen Verfassung 
von 1819 in der Praxis fast nichts bedeutet haben. Die wunderliche 
Bezeichnung des neuen Württemberg als ‚Staat des Versagens‘‘ ist 
auf das Entschiedenste abzulehnen, wie gar nicht näher dargelegt 
zu werden braucht. In diesen Zusammenhang gehört es auch, wenn 
er von der hervorragenden Arbeit des unvergeßlichen Albrecht List 
sagt (S. 188 Anm.), sie sei von einer überholten (sic) ideengeschicht- 
lichen Fragestellung geleitet. Jedenfalls ist List der Wiederentdecker 
der Partei der ‚„Bürgerfreunde‘‘, für die sich H. doch lebhaft in- 
teressiert. 
Tübingen. Adalbert Wahl. 


Deutsche Klassik und Reformation. Die Weiterbildung protestan- 
tischer Motive in der Philosophie und Weltanschauungsdichtung 
des deutschen Idealismus. Von ERICH FRANZ. Halle, M. Nie- 
meyer 1937. 435 S. (22. Band der Buchreihe der deutschen Viertel- 
jahrsschrift für Literaturwissenschaft und Geistesgeschichte, 
herausgegeben von Paul Kluckhohn und Erich Rothacker.) 

F. faßt den Begriff ‚deutsche Klassik‘ völlig gleichbedeutend 
mit „deutscher Idealismus‘‘, so daß von diesem Begriff Sturm und 
Drang, die Klassik im engeren Sinne, die Romantik und die große 
deutsche Philosophie von Kant bis Hegel umfaßt werden. Es handelt 
sich demnach in diesem Werke um das große und bedeutsame Thema 
des Verhältnisses des deutschen Idealismus zur Reformation. F. glie- 
dert sein Buch in der Weise, daß er nach einer grundlegenden Ein- 
leitung in den beiden ersten Kapiteln die Reformation, besonders die 
Luthers, und den Idealismus als Ganzes behandelt, dann in dem drit- 
ten, dem umfangreichsten Kapitel seiner Arbeit, die Hauptvertreter 
des Idealismus, besonders Kant, Fichte, Goethe und Hegel, im Hin- 
blick auf ihr Verhältnis zu Christentum und Protestantismus und die 
bei ihnen zutage tretenden protestantischen Motive. Ein letztes 
Kapitel faßt den Autonomiegedanken, den Bildungsgedanken und den 
Gottesbegriff des Idealismus als die protestantischen Hauptmotive 
des Idealismus ins Auge. F. kennt die Quellen und die Literatur über 
das Problem gut, freilich die reformatorischen nicht so gut, wie die 
idealistischen, und entfaltet mit umsichtigem Urteil eine Fülle wert- 
voller Gedanken. Nur wünschte man an manchen Stellen eine noch 
straffere Gedankenführung. Z.B. stehen die feinen Ausführungen 
über Religion der Demut und des Stolzes, des Geheimnisses und der 
Einsicht, der Gemeinschaft und der Einsamkeit, des Trostes und der 
Tragik, wie sie sich auf Reformation und Idealismus verteilen, an 
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einer Stelle, an der die Voraussetzungen zu ihrem Verständnis 
noch nicht voll entwickelt sind. Trefflich kommt bei F. zur Gel- 
tung, daß der Idealismus eine in sich stark differenzierte Bewegung 
ist; F. scheidet immer wieder die verschiedenen Strömungen, die 
er in sich enthält. 

Während die meisten theologischen Arbeiten der letzten Zeit, aber 
keineswegs nur sie, zwischen Reformation und Idealismus starke 
Gegensätze sahen und die dialektische Theologie beide Größen völlig 
auseinanderreißt, hebt F. sehr energisch enge Beziehungen des Idealis- 
mus zur Reformation hervor, aber ohne darüber das Vorhandensein 
tiefgehender Unterschiede zu verkennen. Daß der Idealismus auf 
einem neuen Lebensgefühl beruht und aufeiner neuen Weltanschauung 
fußt, daß er entscheidende Wurzeln anderswo hat, als in der Refor- 
mation, daß der Gottesbegriff des Idealismus sehr andere Züge trägt 
als der der Reformation, und daß die Reformation keine Autonomie 
der Kulturwerte kennt, alles das wird klar gesehen. Aber F. zeigt, 
auf den Arbeiten Troeltschs und anderer fußend, sie weiterführend 
und zu einem Gesamtbilde zusammenfassend, daß der Idealismus 
dennoch viele Motive der Reformation verdankt. Freilich hat sie der 
Idealismus nie glatt übernommen, sondern erheblich umgeformt. Als 
solche Beziehungen zwischen Reformation und Idealismus treten — 
um nur einiges aus dem reichen Inhalt des Buches herauszuheben — 
vor allem hervor die im Pietismus wurzelnde Gefühlsvertiefung, die 
der Reformation wie dem Idealismus eignende Richtung auf innere 
Werte, das Verständnis für die Vertiefung durch Kampf, Bruch und 
Leid, wie es der optimistischen Aufklärung gegenüber Schiller, 
Schelling und Hegel aufging. Vor allem aber wird die Beziehung des 
idealistischen Autonomiegedankens, von dem F. mit Recht sagt, 
daß er Freiheit und Bindung vereinigte, zu Luther energisch betont. 
Aber die umsichtige Art des Vf. zeigt sich deutlich, indem er in Kants 
Autonomiegedanken auch humanistische Elemente findet und deshalb 
urteilt: in Kants Lehre von der Autonomie habe sich Luthers Re- 
ligion des Gewissens und der humanistische Glaube an den göttlichen 
Kern des Menschen zu einer eigenartigen Neubildung verschmolzen. 
Eine, wenn ich recht sehe, bisher noch nicht behauptete Beziehung ist 
es, daß F. den idealistischen Zentralgedanken der Bildung mit dem 
Protestantismus in Beziehung bringt, indem der Ernst, mit dem sie 
erstrebt würde, eine säkularisierte Nachwirkung des Ringens um das 
Seelenheil sei. Hierin wird nicht jeder dem Vf. zu folgen vermögen. 
Dagegen ist es ein sehr wichtiger Gedanke, daß die ganze vertrauende 
Haltung des Idealismus gegenüber Welt und Leben starke Wurzeln im 
christlichen Vorsehungsglauben hat. 

Daß F. die Beziehungen der beiden Geistesmächte so eindring- 
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lich aufzeigt, scheint mir gegenüber deren Auseinanderreißung durch 
die dialektische Theologie wertvoll und richtig zu sein. Immer wieder 
muß gesagt werden, was F. entschieden hervorhebt, daß der Autono- 
miegedanke des Idealismus kein normenloser Subjektivismus und daß 
die idealistische Überzeugung von der in Gott gegründeten Würde des 
Menschen keine Kreaturvergötterung war. Einen erheblichen Unter- 
schied zwischen den beiden Geistesströmungen nimmt auch F. an, 
indem er von der wesentlichen Umformung protestantischer Motive 
redet. Hier erhebt sich die Frage der Wertung. Während die dialek- 
tische Theologie einseitig auf seiten der Reformation steht und alles 
nach ihr Kommende als Verfall ansieht, steht F. nicht ohne Ein- 
seitigkeit auf seiten des Idealismus. Den ganzen Paulinismus der 
Reformation lehnt er als heute untragbar ab, und die Umformung der 
reformatorischen Motive durch den Idealismus ist ihm fast durch- 
gehends eine fortschreitende Weiterbildung. Auch mir erscheint der 
Idealismus in vielem eine unumgängliche Weiterbildung; aber in 
vielem hat der Idealismus die religiösen Tiefen der Reformation 
nicht genügend erfaßt und gewahrt, so daß ich, so sehr ich das schroffe 
Urteil der Dialektiker über den Idealismus ablehne, doch in nicht 
wenigen Umformungen des Idealismus einen Verlust wertvoller refor- 
matorischer Motive sehe. Ob man sich in seinem Werturteil so stellt 
wie F., wie die Dialektiker, oder wie der Schreibende, ist nicht durch 
historische Untersuchungen bedingt, sondern beruht auf prinzipiellen 
Überzeugungen. Rein historisch ist die Frage, ob der Vf. nicht an 
manchen Punkten die Beziehungen zwischen Idealismus und Reformä- 
tion etwas überschätzt hat. Insbesondere ist meiner Meinung nach die 
Gewissensfreiheit und Autonomie in der Reformation noch nicht so 
groß, wie der Vf. annimmt, so tiefe Keime der Gewissensfreiheit 
auch in der Reformation liegen. Hier müßte noch stärker differen- 
ziert werden, als es F. tut. Andererseits würde ich an einigen Stellen 
nicht so stark die Umformung reformatorischer Motive hervorheben, 
sondern noch voller das bei aller Umformung Bleibende, Gemeinsame 
betonen, z.B. das Gefühl religiöser Geborgenheit. und eines tiefen 
Gottesfriedens, das auch der Idealismus in hohem Maße hat. 

Trotz dieser Wünsche nach manchen anderen Differenzierungen 
halte ich das Buch von F. für wertvoll und dankenswert. Denn er 
zeigt in abwägender Weise Beziehungen und Unterschiede, und das 
meiste von dem, was er an Beziehungen aufzeigt, scheint mir treffend 
und überzeugend zu sein. Solche Nachweise aber sind gegenüber der 
weitverbreiteten einseitigen Auffassung einer vollen Diastase der 
beiden Größen eine nötige Sache. 


Bern. Heinrich Hoffmann. 


Historische Zeitschrift 138. Bd. 24 
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Britain in Europe, 1789—1914. A Survey of Foreign Policy. By 
R. W. SETON-WATSON. Cambridge University Press 1937. 
X u. 716 S. 30. 


S.-W. ist in Deutschland v. a. bekannt geworden als der Vor- 
kämpfer der südosteuropäischen Nationalitäten, der durch seine 
historisch-politischen Schriften und in seiner Zeitschrift ‚The New 
Europe‘ neben Steed wohl am meisten zur Untergrabung der durch 
eine 2oojährige Tradition gefestigten englischen Freundschaft für 
die Habsburger Monarchie beigetragen hat. Im gleichen Sinne lag 
auch sein Wirken als Sachverständiger des Foreign Office und in 
der englischen Delegation auf der Versailler Friedenskonferenz. Nach- 
dem er dort sein Ziel nur allzu gründlich erreicht sah, erhielt erden 
neugeschaffenen Lehrstuhl als Masaryk-Professor für mitteleuropäi- 
sche Geschichte an der Universität London. Als solcher wendet er 
sich nun einem größeren Gebiet zu und legt eine Geschichte der briti- 
schen Europapolitik seit der französischen Revolution vor. 

Richtiger sollte man, wie die Arbeit ursprünglich angelegt war, 
vielleicht auch im Titel den Zeitraum begrenzen vom Tode Castle- 
reaghs bis zum Ausbruch der Orientkrise 1874; diese Krise selbst 
wurde vom Vf. kürzlich in einer umfänglichen Sonderuntersuchung 
behandelt, deren Ergebnisse hier nur rekapituliert werden. Dem 
wurde schließlich noch ein kürzerer „Prolog‘‘ und etwas längerer 
„Epilog‘‘ angefügt, um mit dem Werke eine große europäische Epoche 
ganz auszufüllen. Auch ohne den einleitenden Hinweis des Vf.s auf 
diese Entstehungsgeschichte läßt sie sich deutlich aus dem Buche 
ablesen; die eigentlich wertvolle Leistung umfaßt die oben ange- 
gebenen fünf Jahrzehnte. 


Mit dieser Einschränkung verstanden ist das Buch nun, wie es 
S.-W. mit Recht in Anspruch nehmen kann, dafür die erste von einem 
einzigen englischen Wissenschaftler geschriebene Gesamtdarstellung 
der Außenpolitik seines Landes. So hat es von vornherein gegen- 
über seinem Vorgänger, der bahnbrechenden Cambridge History of 
British Foreign Policy, den Vorteil der Einheitlichkeit in Anlage, 
Auffassung und Stil. Dafür verzichtet Vf. darauf, noch unbekanntes 
archivalisches Material heranzuziehen. Immerhin sind auch wieder 
in den ı7 Jahren seit Erscheinen des Cambridge-Sammelwerkes 
gerade über die besonders ausführlich behandelte Zeitspanne von 
1820—75 eine Fülle von wichtigen neuen Veröffentlichungen erschie- 
nen, die allein schon eine erneute zusammenfassende Darstellung 
darüber rechtfertigten. Es sei nur an die Arbeiten Websters über 
Castlereagh, Temperleys über Canning, Bells und Guedallas über Pal- 
merstone, die Salisbury-Biographie und v. a. an die Korrespondenz 
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der Queen erinnert. Außer der gründlichen Verarbeitung dieses 
neuen und älteren englischen Schrifttums hat S.-W. auch in einem 
für Engländer oft nicht üblichem Maße die ausländische Literatur 
herangezogen; gründlicher noch als die deutsche — hier finden wir 
neben Sybel, Stern usw. auch Srbik, Oncken — ist die französische 
Literatur benutzt. 

So baut er auf einer soliden Grundlage und gibt ein sehr anschau- 
liches und, soweit dies einem einzelnen auf dem europäischen Felde 
überhaupt möglich ist, den heutigen Stand der Forschung zuver- 
lässig verarbeitendes Bild der britischen Europapolitik. S.-W. ist 
dabei bemüht, durch reichliche Zitate die englischen Staatsmänner 
selbst mit ihren Anschauungen und Zielen und in ihrer Beurteilung 
durch die Zeitgenossen zu verlebendigen. Mit den hervorragend aus- 
gewählten Aussprüchen wirkt das Buch für kontinentale Leser 
manchmal fast wie ein Kompendium englischer Staatsweisheit. Der 
-Autor selbst tritt mit subjektiven Urteilen und Deutungen dahinter 
zurück. Er vermeidet auch, bei einer durchaus klaren und übersicht- 
lichen Gliederung, eine überstraffe Linienführung und hütet sich 
besonders, in allzu konstruktivem Denken die bekannten Tendenzen 
britischer Politik, Gegnerschaft gegen einen möglichen omnipotenten 
Rivalen, Sicherung der überseeischen Besitzungen und der Seewege 
durch Bewachung der Niederlande und des Mittelmeers usw., zu 
absoluten und alleingültigen Kategorien außenpolitischen Denkens 
zu erheben und die gesamte Gestaltung der auswärtigen Politik 
darauf zurückzuführen, wie dies wohl gelegentlich vergröbernd oder 
einseitig versucht wird. Statt dessen bringt er in einer ganz ohne 
Prätention auftretenden Darstellung den ganzen Reichtum der Ge- 
schehnisse in ihren stets wechselnden Bedingtheiten und ihrer so 
ganz verschiedenartigen Meisterung durch die jeweiligen Staats- 
lenker zur Anschauung. 

Gerade diesen persönlichen Anteil an der Entwicklung arbeitet 
S.-W. sehr gut heraus; immer wieder sieht man, wie sehr die individuell 
bestimmte Haltung des einzelnen Staatsmannes und nicht eine 
„immanente Logik der Dinge‘‘ den Lauf der Ereignisse entscheidet. 
Das gilt nicht nur von den großen Persönlichkeiten eines Castlereagh 
oder Canning — ‚der Mann war eine ganze Revolution in sich selbst‘‘, 
sagte Metternich — und in besonderem Maße natürlich von Palmer- 
stone, dessen unglaublich arrogante und diktatorisch polternde Füh- 
rung der Geschäfte iibrigens in nichts beschönigt wird. Es gilt auch 
von den kleineren Malmesbury, Aberdeen usf. und ebenso von vielen 
Botschaftern, Stratford Canning in Konstantinopel, der Urheber des 
Krimkrieges, an der Spitze. Ebenso tritt der meist sehr kluge und 
heilsame Einfluß der Königin Viktoria deutlichst hervor. 

24* 
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Ein Thema, das immer wieder und immer stärker anklingt und 
dem Vf. größte Aufmerksamkeit gewidmet hat, ist Englands theore- 
tische und praktische Haltung zu der europäischen Nationalitäten- 
bewegung. An der griechischen und portugiesischen, der rumäni- 
schen, der italienischen Frage — die polnische haben die Engländer 
mit gutem Grunde lange unbeachtet gelassen und auch 1863 nicht 
ohne Bedenken aufgenommen — können wir die lange, mühsame 
Entfaltung der Nationalstaatsidee auf britischem Boden beobachten, 
Wie die Anfänge englischer Teilnahme aber nicht in einer Volkstums- 
idee begründet liegen, sondern im englischen Konstitutionalismus und 
negativ gesehen in der Abwehr gegen die reaktionäre Interventions- 
politik der Ostmächte, so hat auch in den späteren Jahrzehnten, neben 
dem wohlverstandenen englischen Staatsinteresse, auch theoretisch 
ein gesundes Staatsdenken die Entwicklung der Idee begleitet und 
damals noch ihre Europa atomisierende konsequente Weiterbildung 
verhütet. Unwillkürlich kommt da oftmals bei der Lektüre ein Ver- 
gleich mit Bismarcks Politik. Eine gründliche gesonderte Behandlung 
dieses Themas, das u. W. erst für einzelne Staatsmänner wie Gladstone 
und Disraeli bearbeitet wurde, wäre höchst verdienstvoll.' 

In dem Buche ist vielleicht, naturgemäß bei des Vf.s früherem 
Arbeitsgebiet, der europäische Südosten etwas zu sehr bevorzugt 
worden. Gewiß kann er dafür in Anspruch nehmen (S. 648), daß 
England im Verlauf der letzten hundert Jahre nicht weniger als rı mal 
in orientalische Krisen verwickelt wurde. Aber wenn z. B. der rumäni- 
schen Einheitsbewegung einige Seiten gewidmet werden., hätte man 
auch gern etwas über die englische Haltung zu deutschen Dingen 
gehört wie zum Zollverein, zur preußischen Politik in der 48er Re- 
volution oder zur Paulskirche — es sind Dinge, die hier ganz unter 
den Tisch fallen. 

Gegenüber der großen Leistung der Darstellung von 1820—80 
fällt der Schlußteil spürbar ab; er ist sichtlich später schnell dazu- 
geschrieben. Er sagt bei den vielen über diese Jahrzehnte vorhandenen 
Werken weder etwas Neues noch sagt er es in neuer Weise. Mitunter 
verläßt den Vf. auch hier die sonst einwandfrei gewahrte notwendige 
Objektivität; so wird auf Wilhelm II. ständig das Epitheton ornans 
„perfidious‘‘ angewandt, mit besonderer Verkennung seiner Haltung 
auch beim Vertrag von Bjoerkoe. Dann aber hat er es oft nicht 
verstanden, auch in gedrängterer Darstellung ein wahres, ausreichen- 
des Bild der Zusammenhänge zu geben. So vermißt man, um einiges 
zu nennen, in der Erzählung der bosnischen Krise die richtige Würdi- 
gung des anfänglichen Mitgehens Iswolskis mit Aehrenthal und seines 
Scheiterns an der englisch-französischen Ablehnung seiner Ziele, oder 
bei der Haldanemission die Vorbedingungen auf englischer Seite in 
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dem Bekanntwerden der Bindungen an Frankreich und später die 
Einwirkungen Poincares auf England. 

Für sein Hauptthema aber ist S.-W.s neues Buch ein sehr zuver- 
lässiger und reichhaltiger Führer, das seinen Rang ebenbürtig neben 
der Cambridge History behauptet. 


Berlin. P. Kluke. 


Ernst von Bülow-Cummerow, ein konservativer Landwirt und Po- 
litiker des 19. Jahrhunderts. Von ERICH KRAUSS. (Histori- 
sche Studien 313.) Berlin, Ebering 1937. 170S. 6,60M. 


Es ist sehr eigenartig, daß es bisher noch keine Biographie Ernst 
von Bülows auf Cummerow gegeben hat, daß wir noch immer ange- 
wiesen waren auf den knappen Lebensabriß Meitzens in der ADB,, 
zwei Aufsätze v. Petersdorffs und die glänzende Analyse, die Erich 
Marcks im ı. Band seines Bismarckwerkes von Bülows Gedankenwelt 
gibt. Gerade diese Seiten hätten, möchte man meinen, verlocken 
müssen, sich eingehender mit diesem pommerschen Gutsbesitzer zu 
befassen. Denn zweifellos ist Bülow ein Mann eigenen Gepräges und 
zugleich weitreichenden Einflusses, ‚der wirksamste preußische 
Publizist in der ersten Hälfte der vierziger Jahre‘‘, wie ihn Marcks 
mit Recht nennt. Die vorliegende Arbeit füllt die Lücke nicht aus. 
Sie benutzt erstmals die überraschend zahlreichen Denkschriften Bü- 
lows aus den Akten des Geheimen Staatsarchivs und des Branden- 
burg-Preußischen Hausarchivs zu Berlin. Auch Akten des Staats- 
archivs Stettin und des für Cummerow zuständigen Amtsgerichts 
Regenwalde sind herangezogen. Aber der Nachlaß Bülows, sein großer 
Briefwechsel, ist nicht benutzt, und wir erfahren nicht, ob sich K. 
überhaupt um dessen Benutzung bemüht hat. Vor allem aber ist die 
Arbeit viel zu sehr dem Allgemeinen verhaftet. Auf S. 24 fällt zum 
ersten Male Bülows Name, denn voraus geht eine weitschweifige und 
belanglose Einleitung über das alte Preußen. Auch weiterhin muß 
man sich vielfach die Ausführungen über Bülow aus allgemeinen Dar- 
legungen über die Zeit heraussuchen. Darüber verliert K. den Raum, 
um die Denkschriften Bülows wirklich vor uns auszubreiten und aus- 
zulegen. Sie werden meist mit einem knappen Zitat abgetan, das nur 
selten einen genügenden Einblick in den Inhalt gewährt. Die Imme- 
diateingabe vom 31. Dez. 1812, aus der v. Petersdorff (Deutscher 
Aufstieg S. 42) ein Zitat mitgeteilt hat, scheint K. nicht zu kennen. 
Auch in der Wertung bleibt K. im allgemeinen, ohne die eigentümliche 
Stellung Bülows, die doch nur sehr bedingt ‚konservativ‘ zu nennen 
ist, zu klären. Bülow war seiner Lebenshaltung nach durchaus ein 
agrarischer Kapitalist, dem die eigentliche Bodenständigkeit abging, 
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für den daher auch Boden und Adel nichts ursprünglich Verpflichten- 
des waren. Mit geringen Mitteln hatte er in Hinterpommern einen 
großen Besitz als Spekulationsobjekt gekauft und glücklich ausgebaut. 
Gelegentlich dachte er sogar daran, Güter durch Lotterien auszu- 
spielen. Seine finanziellen Verhältnisse blieben immer undurchsichtig, 
obgleich er am Ende seines Lebens über eine Quadratmeile Land be- 
saß. Er gründete Banken und Fabriken und tat das Seine zur Hebung 
des ländlichen Kredites, d. h.' bei ihm: zur Mobilisierung des Grund- 
besitzes. Er nannte sich selbst gern einen ‚„Fabrikanten‘‘ und be- 
hauptete, daß jetzt auch die Güter zu „Fabriken‘' geworden seien. 
Er war Freihändler und in seinem wirtschaftlichen Urteil von England 
bestimmt. List nannte ihn einen Hinterpommern, der ohne es zu 
wissen mehr Engländer als Deutscher sei (S. ıro). In der Reformzeit 
(und das rundet das Bild) ging er mit Hardenberg gegen Stein zu- 
sammen. Bülow stellt so einen durchaus neuen Typ des preußischen 
Grundbesitzers dar, wie er im 19. Jahrhundert (sicher nicht zum Vor- 
teil des ostdeutschen Adels) bald nicht mehr selten sein sollte. Er 
ist dabei der genaue Gegenspieler zu Ludwig von der Marwitz. Mar- 
witz ist der echte Konservative, der zunächst politisch und nicht 
ökonomisch-rechnerisch denkt. Bei Bülow überwuchert das wirt- 
schaftliche Denken durchaus das politische. Es ist sehr bezeichnend, 
daß der preußische Adel in einer seiner kläglichsten Stunden, den 
Tagen des ‚„Junkerparlamentes‘‘ sich gerade Bülow als Führer er- 
wählte. Denn damals dachte der Adel in der Abwehr der Revolution 
auch nur ökonomisch, dachte an die Wahrung der ‚materiellen 
Interessen‘, Er verschrieb sich darum dem Standesgenossen, der 
am stärksten diesen Interessen verhaftet und damit zum Weg- 
bereiter der Kräfte des 19. Jahrhunderts geworden war, die an sich 
bekämpft werden sollten. Die eigentlich adlige und konservative 
Haltung Ludwig von Gerlachs verhallte demgegenüber ungehört, 
Auch Bismarck ging damals mit Bülow, der in Pommern sein Guts- 
nachbar gewesen war, zusammen, doch wird man sich hüten müssen, 
die Bismarckische Realpolitik mit dem wirtschaftlichen Realismus 
Bülows allzu eng zusammenzurücken. Bismarck betrachtete Bülow 
mit Mißtrauen, den Gerlachs war er ein ‚„ekelhafter Kerl‘, ein Mann, 
der durchaus in der Gegenfront stand. Sie hatten damit recht. Bülow 
war im Grunde kein Konservativer, sondern ein Liberaler, bei dem 
freilich diese liberalen Gedanken (wie schon ein zeitgenössischer Gegner 
behauptete, S. 134) bewußt und unbewußt vielfach reaktionär ver- 
brämt waren. Von diesen hier eben nur angedeuteten Wertungen, 
die gerade heute bei der Beurteilung Bülows zu beachten sind, liest 
man in dem Buch von K. nur wenig. K. ist völlig seinem Helden ver- 
fallen und geht über die Gegner mit einem Achselzucken hinweg. So 
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macht K.s Buch eine neue Biographie Bülows, die privates Material 
erschließt, und Bülow die Stellung in seiner Zeit gibt, die er verdient, 
nicht überflüssig. 

Jena. G. Franz. 


Bismarck and british colonial policy. The problem of South West 
Africa 1883—ı1885. By WILLIAM 0SGOOD AYDELOTTE. 
Philadelphia, University of Pennsylvania Press 1937. XII u. 
179 S. 

Die Beurteilung der Bismarckischen Außenpolitik hat seit dem 
Erscheinen der Großen Aktenpublikation des Auswärtigen Amtes 
derart unter dem Einfluß dieser amtlichen Zeugnisse gestanden, daß 
es im Interesse der Forschung erfreulich ist, wenn ihre Nachprüfung 
an neuen Quellen namentlich in den angelsächsischen Ländern ener- 
gisch betrieben wird. Zu dieser immer stärker anschwellenden aus- 
ländischen Literatur gehört auch das vorliegende Buch, das der Frage 
der deutsch-englischen Auseinandersetzung über die Begründung 
unserer Kolonialpolitik zwar nur in einem Ausschnitt sehr exakt 
nachgegangen ist, bei der Durchforschung der Akten des deutschen 
und englischen Auswärtigen Amtes sowie besonders der Papiere von 
Gladstone und Granville aber so gründlich zu Werke geht, daß schon 
an dem Beispiel Südafrika das Gesamtproblem der Bismarckischen 
Kolonialpolitik in ihrem Verhältnis zu England gelöst erscheint. 
Übrigens wäre eine Behandlung der gesamten Kolonialpolitik Bis- 
marcks, so wünschenswert sie wäre, fast undurchführbar bei der 
Technik eines Buches, das mit kurzen Nachweisen unter dem Text, 
mit ausführlicheren Aktenauszügen hinter jedem Kapitel und über- 
dies noch mit besonderen Anhängen am Ende der Darstellung 
arbeitet: Anhänge, die sich über Joseph Chamberlains damals noch 
manchesterliche Stellung zu Kolonialpolitik und Imperialismus ver- 
breiten, weiterhin einen Vergleich der deutschen und englischen Bunt- 
bücher jener Zeit enthalten, der die stärkere Zweckbearbeitung auf 
Bismarckischer Seite erweist, außerdem Herbert Bismarcks Rolle 
bei seinen Londoner Sondermissionen nochmals untersuchen und 
schließlich über Gladstones korrekte Stellung zu Bismarcks Kolonial- 
wünschen berichten. 


Das Ergebnis des Buches bringt keine Überraschungen, sondern 
führt eher zu früheren Urteilen zurück, die erst durch die einseitigen 
Zeugnisse der Großen Aktenpublikation erschüttert wurden. Ganz 
deutlich wird, daß eine englische „‚Schuld‘‘ an der Nichtberücksichti- 
gung Bismarckischer Ziele kaum noch behauptet werden kann, da 
noch im Juni 1884 diese Ziele so unbekannt waren, daß die zustän- 
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digen Referenten des Foreign Office aktenmäßig darüber streiten 
konnten, ob Deutschland in Südwestafrika überhaupt Souveränitäts- 
rechte beanspruche (S. 78f.).. Wurden doch sowohl der deutsche 
Botschafter in London, Graf Münster, wie der englische in Berlin, 
Lord Ampthill, von allen Beteiligten bewußt in dem Glauben ge- 
lassen, daß Bismarck kolonialpolitische Absichten nicht hege, so daß 
sie den Wandel der Bismarckischen Ansichten und den allmählich 
entstehenden Ernst seiner Absichten auch dann schwer erkennen 
konnten, als Bismarck Schritt für Schritt weiter ging auf dem ur- 
sprünglich perhorreszierten Wege einer staatlichen Kolonialpolitik. 
Noch am 23. Mai 1884 verfügte er aktenmäßig, daß Münster ‚‚keines- 
falls‘ von ‚unseren Absichten zu informieren‘‘ sei, wie Hatzfeldt 
(S. 84) vorgeschlagen hatte, denn: „es ist für Äußerungen, aus denen 
auf die Absicht, eine Kolonie zu gründen, geschlossen werden könnte, 
überhaupt noch nicht Zeit‘‘. Aus dem gleichen Grunde hielt er ‚‚jede 
weitere Korrespondenz mit Lüderitz (oder Kapstadt) für bedenklich‘, 
da Lüderitz die Ruhe verliere und dadurch möglicherweise Prioritäts- 
schritte provoziere — ein Urteil, das das Schüßlersche Lüderitzbild 
nicht unwesentlich verändert, wie überhaupt vorliegende Schrift 
zur Ergänzung dieses Bildes unentbehrlich bleibt. 

Die Schlußfolgerungen des Vf.s für die Beurteilung der englischen 
Politik wie des Verhaltens des Grafen Münster, dessen ‚‚Ehrenrettung‘“ 
nur schamhaft versucht wird, könnten daher statt mancher über- 
flüssigen Konzessionen an eingewurzelte Auffassungen eher schärfer 
formuliert sein. Gladstones Haltung erscheint, zumal der grand old 
man erst am 5. September über Bismarcks neue Politik unterrichtet 
wurde, durchaus einwandfrei und im umgekehrten Verhältnis zu 
der geringen Hochachtung, die Bismarck vor ihm hatte. Granville, 
der am ungünstigsten abschneidet, befaßte sich überhaupt nicht mit 
den ersten Bismarckischen Anfragen, sondern überließ sie dem Kolo- 
nialminister Lord Derby, der die Angelegenheit bis zum ersten deutsch- 
englischen Zusammenstoß nach den Grundsätzen des Ressortpartiku- 
larismus betrieb, deren Berechtigung dank der Unruhe der Kolonial- 
briten in Südafrika und Australien von mir schon vor Veröffent- 
lichung der Bismarckbände des Auswärtigen Amtes anerkannt worden 
ist. Auch das Bild Herbert Bismarcks als Vermittler in den beiden 
Kolonialkrisen, dessen Aktivität schließlich das Londoner Kabinett 
gegen Derby und Granville mobilisierte, erscheint wenig verändert, 
wenn ich auch die etwas zu äußerliche Begründung des Herbertschen 
Auftretens (S. 154 ff.) im Sinne der Stellungnahme in meinem „Bis- 
marckbild in der Literatur der Gegenwart“, S. 59 f., berichtigt sehen 
möchte. Daß Münster die aus den Wandlungen der Bismarckischen 
Pläne entstehenden Konsequenzen mit dem Zorne des Gewaltigen zu 
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büßen hatte, war ihm so wenig verwunderlich, daß er über die viel 
zitierten ‚„Gewitterwolken‘‘ nicht erschrak, sondern selbst in Herberts 
Gegenwart über den Verfasser eines geharnischten Erlasses nach einer 
merkwürdig unbeachteten Mitteilung des Fürsten Bülow (IV, 550), 
die chronologisch zwar nicht völlig stimmt, aber nur in diese Situation 
hineinpaßt, sogar spotten konnte. Die gleiche Stelle bezeugt, daß 
Herbert Bismarck Münsters ‚Anglomanie‘‘ auch in dieser Krise noch 
nicht als entscheidende Störung empfand, während Bismarck selbst 
(Ges. Werke 6c, S.307f.) ihn vor dem Kaiser bald darauf gegen 
diesen Vorwurf ausdrücklich in Schutz nahm, als derselbe nicht mehr 
zweckmäßig erschien. 

So bildet die vorliegende Arbeit nicht nur eine erfreuliche Be- 
stätigung und Befestigung, sondern auch eine Bereicherung unseres 
Wissens. 


Die Veröffentlichung einiger zeitgenössischer Karikaturen von 
Bismarck, Granville und Münster wäre willkommen, wenn die Ver- 
zeichnung Bismarcks, noch dazu als Titelbild, unserem größten Staats- 
mann gegenüber nicht eine Entgleisung darstellte. Dagegen sei der 
Abdruck eines alten Stichs über das damals amtierende englische 
Kabinett für ähnliche Fälle zur Nachahmung empfohlen. 


Berlin. Maximilian von Hagen. 


Erinnerungen und Briefe. Von GRAF JOHANN HEINRICH 
BERNSTORFF. Zürich, Polygraphischer Verlag 1936. 271 S. 
5,70 RM. 

„Wo warst Du, als das Deutsche Volk durch ein Fegefeuer von 

22 Jahren hindurchgehen mußte ?“, fragt sich Graf B. zu Eingang 

seiner aus Genf datierten Lebenserinnerungen. So muß auch der 

Historiker fragen, ob der alte Diplomat seit dem Kriege an diesem 

„Fegefeuer‘‘ teilgenommen und sich geläutert hat. Aber Graf B. hat 

nichts gelernt. Noch heute meint er wie in seinen frühen Jugendtagen, 

daß Deutschland nach Westeuropa gehöre und sich westlich orien- 
tieren müsse —, er weiß nichts vom Reich der Mitte Europas, das 
gerade aus Krieg und Niedergang zu seiner naturgegebenen Aufgabe 
zurückkehren mußte. Noch heute hofft er auf Völkerbund und Ab- 
rüstung, istihm der Antisemitismus ein „‚Schandfleck‘‘, die November- 
revolte „nicht beendet‘‘, und erwartet er die ‚nächste deutsche 

Republik‘. Er glaubt als von Beginn an reine Seele, mit seinem Volke 

nicht durch das ‚‚Fegefeuer‘‘ gehen zu müssen. So ist die ‚„Beichte‘“ 

des Buches einem unerquicklichen Emigrantengeiste nahe verwandt 
und nur geeignet, weitere Schatten auf die Persönlichkeit des Grafen 

B. zu werfen. 
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Ergiebig, wenn auch nicht viel erquicklicher, ist der sachliche, 
mit brieflichen Dokumenten belegte Bericht über die diplomatische 
Lebensarbeit B.s. Allerdings gibt B. keine geschlossene Darstellung, 
sondern reiht einzelne Erinnerungen, Anekdoten und Erlebnisse 
aneinander, durchsetzt von Briefen an ihn und von ihm. Die ‚‚Lehr- 
jahre‘‘ in Konstantinopel, Belgrad, Dresden, Petersburg, München 
und Kairo bringen vor allem Erinnerungen an Persönlichkeiten des 
Kaiserreiches wie Bülow, den B. sehr schätzte, Monts, von dem ein 
scharf ablehnender Brief über Bülow mitgeteilt wird, Eckardstein, 
dessen politische Hochstapelei B. geißelt, und andere. In sachlicher 
Hinsicht seien die Ausführungen über das Verhältnis zur Türkei, 
zu den innerdeutschen Staaten und über die amtliche Auslands- 
propaganda der Vorkriegszeit hervorgehoben. Das Amerikakapitel 
ist recht knapp und bringt gegenüber dem 1920 erschienenen Buche 
B.s „Deutschland und Amerika‘‘ wenig Neues. Interessant sind 
ı0 Briefe B.s an v. d. Bussche aus der Vorkriegs- und Briefe Jagows 
an B. aus der Nachkriegszeit über die deutsch-amerikanischen Be- 
ziehungen. Nach des Botschafters Rückkehr aus Amerika 1917 
tauchte der Plan auf, B. zum Reichskanzler zu machen; es ist kenn- 
zeichnend, daß B., bevor nur die Ernennung gesichert war, mit den 
Sozialdemokraten verhandelte. B. wurde nach Konstantinopel ge- 
schickt, um bei dem dortigen Verbündeten die deutschen Interessen 
zu vertreten. Wenn man ihm glauben darf, tat er dies in energischer 
Form, da die Türkei ganz von Deutschland abhängig war. Allerdings 
ist unerfindlich, warum B. mitten im Kriege sich für die Juden in der 
Türkei einsetzen und ein ‚, Jüdisches Nationalheim‘ in Palästina be- 
günstigen mußte, wohl unterstützt von Emil Ludwig, Ullstein und 
Georg Bernhard. Auch mit Erzberger korrespondierte B. fleißig, 
besonders in den Tagen von Brest-Litowsk über einen demokratischen 
Frieden mit Rußland als Vorbereitung eines allgemeinen, Demokratie 
und Völkerversöhnung herbeiführenden Friedens. Als der türkische 
Zusammenbruch B. nach Deutschland zurückführte, zog Prinz Max 
B. als Berater zu, ohne daß ihm in seiner Hilflosigkeit geholfen wor- 
den wäre. 

Auch nach Ausbruch der Novemberrevolte war B. im Aus- 
wärtigen Amt tätig. B. hatte Brockdorff-Rantzau in der Vorbereitung 
der Friedensverhandlungen zu unterstützen. Er sah eine Haupt- 
aufgabe darin, zwischen den tief verfeindeten Brockdorff und Erz- 
berger zu vermitteln. Sogar Lichnowsky trat für eine feste, auch zur 
Ablehnung bereite Außenpolitik in Briefen an B. ein. Als Brockdorff 
sein Amt niederlegte, sollte B. Nachfolger werden. Seine Ablehnung 
stellte nicht die Kardinalfrage des Friedensdiktats in den Vordergrund, 
sondern den Wunsch, innerpolitisch tätig zu werden. Denn B. sah 
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darin nun das Feld seines Ehrgeizes, und es ist kennzeichnend, daß 
er das erste Nachkriegskapitel ‚‚Reichstag‘‘ überschreibt. Doch ist 
er auch hier im wesentlichen auf außenpolitische Fragen beschränkt 
geblieben. Seine Erinnerungen stellen bei der Dürftigkeit der sonstigen 
Quellen ein wichtiges Dokument der Außenpolitik der Weimarer 
Zeit, belegt mit vielen Briefen, dar. Es ist allerdings traurig genug 
in seiner ungewollten Charakteristik des Schwankens zwischen Er- 
füllungspolitik und gefährlicher Ostorientierung, des Nichtfindens 
einer eigenen festen Linie. In zwei dürftigen Kapiteln über Völker- 
bund und Abrüstung, die überwiegend nur öffentliche Reden voll 
demokratisch-pazifistischen Geistes wiedergeben, endet B.s Buch. 


Stuttgart. E. Hölzle. 


Heimat und Volk. Forschungsbeiträge zur sudetendeutschen Ge- 
schichte. Festschrift für W. Wostry zum 60. Geburtstage dar- 
gebracht von seinen Schülern, herausgegeben von A. Ernst- 
berger. Brünn, R.M. Rohrer o. J. [1937]. 602 S. zo RM. 


Zum 60. Geburtstage Wostrys haben sich Freunde und Schüler 
vereinigt, um in einer Festschrift dem Jubilar ihre Mitarbeit zu 
zeigen. Der Herausgeber Ernstberger gibt einen Abriß des gegen- 
reformatorischen Pfarrers Johannes Nysius. Mit dem Dreißigjährigen 
Kriege beschäftigen sich auch J. Seidler und W.Rollmann. E. 
Winter zeigt, wie in den böhmischen Klöstern des Biedermeier zur 
Zeit der Absperrung von Deutschland noch Ideen der Aufklärung 
wirkten. Menzel führt einen dieser Aufklärer, den Braunauer Abt 
Stefan Rautenstrauch vor. Rauscher schildert die Polizeibeobach- 
tung Marienbads durch Sedinitzkys Organe, wobei Seitenblicke auf 
das Weltgeschehen fallen. Die Anfänge der Industrie beleuchten 
zwei Aufsätze von Grundl und Nachtmann. Kunstgeschichtliche 
Beiträge bringen K. Vorbach, der über die Baugeschichte der Mino- 
ritenkirche Neuhaus in Südböhmen handelt, W. Kudlich, der einen 
Aufsatz zur gotischen Plastik Schlesiens beisteuert, und W. Turn- 
wald, der die Fresken der Osseker Stiftskirche untersucht. In dem 
Beitrag von Sander, Das Egertal in der Kriegsgeschichte, fehlt die 
Erwähnung der Ansicht, die der Referent vertreten hat, daß auf dem 
Burberg bei Kaaden das Schlachtfeld von Wogastisburg zu suchen 
sei, wo Franken und Slawen das erstemal zusammengestoßen sind. 
R. Schreiber hebt die Gestalt Johanns von Mies, eines vorhussi- 
tischen Predigers der Prager Deutschen, deutlicher heraus. A. 
Blaschka benützt das St. Hieronymus-Offizium des Ackermann- 
dichters, das sowohl lateinisch wie in deutscher Übersetzung ver- 
öffentlicht wird, um das Wirken Johannes’ von Schüttwa klarer her- 
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vorzuheben. H. Sturm bietet ein eindrucksvolles Bild Hans Schönste- 
ters, der die älteste Chronik Egers, die noch ungedruckt ist, verfaßt 
hat. R. Wenisch zeigt in einem anregenden Beitrage, wie aus den 
Namen der Neubürger im Saazer Bürgerbuche 1583—1726 die zu- 
nehmende Einwanderung aus dem deutschen Sprachgebiete hervor- 
geht, bis das deutsche Element in der Stadt wieder die Oberhand 
gewinnt. Leider fehlen die Quellen, die die rasche Tschechisierung 
beim Ausbruch der Hussitenkriege ebenso verständlich machen 
könnten. Über den kirchlichen Ausbau Südböhmens bringt O. Wil- 
der eine gute Übersicht, die Verpfändung Nordwestböhmens an 
Meißen-Sachsen im Jahre 1425 stellt in den Hintergrund der Zeit- 
ereignisse K. Oberdorffer, die Darstellung der gefälschten Urkunde 
Friedrichs II. von 1232 über Asch und Selb durch Klier führt die 
Selbständigkeitsbestrebungen des Ascher Ländchens vor Augen. Die 
Siedlungskunde kommt in einem guten Beitrage Maydells über 
H die ländlichen Siedlungsformen Nordwestschlesiens zu Worte, wobei 
gi außer der klaren Terminologie besonders die Heranziehung der ge- 
. schichtlichen Quellen und die Umgestaltung der Siedlungsformen 
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r durch den Ausbau der Wüstungen zu loben ist. Die Vorgeschichts- 
B forschung ist mit zwei Beiträgen von Glott und Preidel vertreten. 
| Die Einleitung bildet ein geschichtsphilosophischer Aufsatz von H. 
| Prokert über Probleme der Geschichtsbetrachtung in den Sudeten- 

ländern, der durch seine Seitenblicke auf die tschechische Auffassung 
i gut in den Kernpunkt der böhmischen Geschichte, das Nebenein- 
anderleben zweier Völker, einführt. Die vom Verlag gut ausgestattete 
Festschrift, deren Umfang bei sparsamerem Satz freilich hätte ver- 
| mindert werden können, zeigt, wieviel auf dem Gebiet der Landes- 
geschichte noch zu leisten ist. 


Prag. Ernst Schwarz. 


Dee 
we 


Kampf in Böhmen. Von HANS KREBS. Berlin, Volk und Reich 
Verlag 1936. 228 S. ıo5 Abb. 7,50 M. 


Der Führer der deutschböhmischen Nationalsozialisten, der seit 
einigen Jahren im Reiche lebt, legt dem gesamtdeutschen Volk einen 
Rechenschaftsbericht vor. In der Einleitung gibt er einen Abriß 
der deutsch-tschechischen Volkstumskämpfe während des 19. Jahr- 
| hunderts. In der Weise des historisch geschulten Politikers zeichnet 
en Krebs die ihm am wichtigsten’ erscheinenden Entwicklungslinien der 
sudetendeutschen Volkstumsbewegung. Es ist eine gerade auch von 
den Historikern zu wenig beachtete Tatsache, daß der Nationalsozia- 
a lismus eine südostdeutsche Ahnenschaft hat, so daß Hitlers Herkunft 
N aus dem südostdeutschen Grenzland kein Zufall, sondern ein Sinn- 
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bild ist. K. legt dar, wie seit den 1880er Jahren aus der Schönerer- 
bewegung und unabhängig von ihr sudeten- und alpendeutsche 
Arbeitergruppen nationalsozialistischer Einstellung erstanden, und 
wie aus diesen Gruppen eine Deutsche Arbeiterpartei erwuchs, die 
im Mai 1918 den Namen ‚Deutsche nationalsozialistische Arbeiter- 
partei‘ annahm. Die nationalsozialistische Gründung in München 
1919 geschah ohne organisatorischen Zusammenhang mit der sudeten- 
deutschen und deutschösterreichischen Partei. Gemeinsam aber 
waren die großen Grundsätze. Hitler, der im Reichsdeutschtum 
wirkte, wurde dank seiner überragenden Führungskraft bald das 
anerkannte Haupt des gesamtdeutschen Nationalsozialismus. K. war 
wohl der erste außendeutsche Nationalsozialist, der ihn in dieser 
Eigenschaft erkannte und anerkannte. ‚Es gehört zu den größten 
Erlebnissen meines Lebens, daß schon meine ersten Unterredungen 
mit dem Führer 1921/22 mir die Sicherheit verschafften, daß die 
Grundsätze der NSDAP. nicht nur mit unseren Idealen völlig über- 
einstimmten, ja diese noch viel klarer und zwingender faßten, son- 
dern daß ich auch persönlich den überzeugendsten Eindruck mit nach 
Hause nahm, in Adolf Hitler das geistige Oberhaupt und den Führer 
der großen Freiheitsbewegung der Nation gefunden zu haben“ (S. 82). 
Ausführlich schildert K. den tschechischen Umsturz von 1918/19, der 
für das Sudetendeutschtum eine Kampfansage auf Leben und Tod 
bedeutete. Nachdem die unzulänglichen Versuche eines kurzfristigen 
Freiheitskampfes gescheitert waren, begann der Kampf auf lange 
Sicht. Für diesen Kampf hatte die sudetendeutsche nationalsoziali- 
stische Arbeiterpartei an Zahl anfangs nur sehr wenig einzusetzen. 
Aber die durchschlagskräftige, weil lebensgerechte Idee, der tapfere 
Einsatz der Führer Knirsch, Jung, Krebs u.a., die unverdrossene 
Kleinarbeit der Gefolgschaft haben den sudetendeutschen National- 
sozialismus in fünfzehn Jahren zum Hauptträger des sudetendeut- 
schen Selbstbehauptungskampfes gemacht. Es war dabei das beson- 
dere Verdienst von K., daß er der unfruchtbaren Polemik zwischen 
„Negativisten‘‘ und „Aktivisten‘‘ den Plan einer völkischen Selbst- 
verwaltung entgegenstellte und dadurch dem Sudetendeutschtum 
ein vernünftiges Nahziel gab. 1933 ist die sudetendeutsche National- 
sozialistische Arbeiterpartei vom tschechischen Staat zerschlagen 
worden. Aber die Lebenskräfte, die sie geweckt hat, wirken weiter. 
Das Buch von K. zeugt dafür. Es ist ein Stück geschichtlichen 
Lebens, ein wichtiges Quellenwerk zur neuesten sudetendeutschen 
und gesamtdeutschen Geschichte. 


Königsberg i. Pr. K. Pleyer. 
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Deutscher Volksboden und Deutsches Volkstum in der Tschecho- 
slowakei. Von GUSTAV FOCHLER-HAUKE. (Bücher der 
Grenzlande, 2. Band.) Heidelberg, Kurt Vowinckel 1937. 325 S. 
7,50 M. 

Zwei Geographen verdanken wir große Länderkunden über die 
Sudetenländer: H. Hassinger, Die Tschechoslowakei (1925), und F, 
Machatschek, Landeskunde der Sudeten- und Westkarpathenländer 
(1927). Ein dritter, G. Fochler-Hauke, unternimmt es nun, eine geo- 
graphisch-geopolitische Zusammenschau auf Grund der vorhandenen 
Literatur und aus eigener Kenntnis der Landschaft und der Dinge 
— er ist selbst Sudetendeutscher — vorzunehmen. Es gelingt ihm, 
in anregender Darstellung Raum, Völker und Staat unter einheit- 
lichem Gesichtspunkt zu betrachten und zu den Lebensfragen des 
Deutschtums in Beziehung zu bringen. Nach einer Einleitung in die 
Geschichte des Landes, die ruhig sowohl in geschichtlichen wie 
sprachlichen Ausführungen etwas breiter hätte angelegt werden 
können, wird das Wesen des sudetendeutschen Volksbodens und der 
deutschtschechischen Sprachgrenze kurz erörtert und sodann das 
Deutschtum der einzelnen Randgebiete und der Sprachinseln ein- 
schließlich der Slowakei und Karpatenrußlands in seinem Kampf 
um Volkstum und Scholle vorgeführt, wobei der Nachdruck durchaus 
auf der Gegenwart und hier wieder auf der Nachkriegszeit liegt. 
Darauf bauen allgemeine Abschnitte auf, die die Stellung der Sudeten- 
deutschen in der Wirtschaft der Tschechoslowakei beleuchten. Sehr 
lesenswert sind die Ausführungen über Rasse und Lebenskraft der 
Sudetendeutschen, über den sudetendeutschen Anteil an der gesamt- 
deutschen Kultur, das sudetendeutsche Bildungswesen, die geistige 
Berührung zwischen Deutschen und Tschechen, den sudetendeutschen 
Kampf um Gleichberechtigung und politische Erneuerung. Der 
warme Ton, in dem hier erschütternde Tatsachen und Zahlen zur 
Sprache gebracht werden, nimmt den Leser gefangen. Das Buch wird 
beitragen, den Leidensweg des Sudetendeutschtums weiten Schichten 
des deutschen Volkes nahezubringen. 

Wie so oft bei Geographen, die recht vielseitig sein müssen, be- 
ruhen manche der geschichtlichen Abschnitte nur allzusehr auf den 
gerade vorliegenden Schriften, deren Aussagen nicht immer ganz 
kritisch verwertet werden. Hier mögen einige Wünsche für die nächste 
Auflage angemerkt werden. Die Auswanderung der Markomannen 
und damit zusammenhängend die Einwanderung der Baiern nach 
Noricum ist nicht in das 5. Jahrhundert zu setzen (S. 17), vieles 
spricht nach neuesten Forschungen für etwa 534, vgl. die Ausfüh- 
rungen von E. Schwarz in den Südostdeutschen Forschungen 2 (1937), 
S. 379 ff. Die deutsche Besiedlung Südmährens soll in der ersten 
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Zeit, besonders im Znaimer Landstrich, fränkisch gewesen sein 
(S. 62), wohl ein Nachklang der fränkischen Hypothese Dachlers, die 
längst widerlegt ist. Südmähren gehört mundartlich und volkskund- 
lich aufs engste mit dem benachbarten nördlichen Niederösterreich 
zusammen, s. jetzt F. J. Beranek, Die Mundart von Südmähren, 
1936. Die deutschen Holzfäller in den Kleinen Karpaten nördlich 
von Preßburg sind nicht aus Mähren und Schlesien eingewandert 
(S. 174), sondern stammen aus Steiermark und Oberösterreich, s. 
W. Bier, Karpathenland 3, S. 28 ff. Deutsch-Proben ist nicht schon 
1280 als Stadt genannt (S. 180), das beruht auf alter Verwechslung 
mit Windisch-Proben, s. J. Hanika, Ostmitteldeutsch-bairische Volks- 
tumsmischung im westkarpathischen Bergbaugebiet (1933), S. ı5ff. 
Auch vom westerzgebirgischen Ursprung der Oberzipser (S. 185) wird 
heute nicht mehr gesprochen. 

Dem Buch, das eine Lücke im Schrifttum ausfüllt, sei weite Ver- 
breitung im deutschen Volk gewünscht. 


Prag. Ernst Schwarz. 


Robespierre. By ]J.M. THOMPSON. Oxford, B. Blakwell 1935. 
2 Bde. Lv, 312 und 300 S$. 


Unter den Darstellungen, die in den letzten Jahren Robespierre 
gewidmet wurden, nimmt das zweibändige Werk von Th. durch die 
Ergebnisse seiner Forschungen unbestreitbar den ersten Platz ein. 
Es ist die Frucht langjähriger Arbeit. Alle irgendwie erreichbaren 
Quellen sind berücksichtigt, besonders auch, wie es scheint, bisher 
noch nicht benützte Materialien des Britischen Museums heran- 
gezogen. Die einleitende kritische Bibliographie zeugt von einer 
Sachkenntnis und Vollständigkeit, wie wir sie bei den andern Dar- 
stellungen mehr oder weniger vermissen. Während diese sich oft 
von politischen Tendenzen nicht frei halten, oder dem ‚„Phantasten‘ 
mit möglichst viel Phantasie zu Leibe rücken, oder allgemeinen Be- 
trachtungen einen so breiten Platz einräumen, daß für den eigent- 
lichen Gegenstand wenig gewonnen wird, geht Th. einen anderen 
Weg: er gibt eine ins einzelne gehende Schilderung des Lebens und 
Wirkens Robespierres. Der erste Band reicht bis Ende 1792, der 
zweite schließt mit dem 9. Thermidor. Am eingehendsten ist also 
Robespierre zur Zeit des Konvents dargestellt. Th. setzt stillsch wei- 
gend voraus, daß der Leser mit dem Hauptgeschehen der Revolution 
vertraut ist. Durch engere Verknüpfung der Darstellung mit dem 
dramatischen Ablauf der Revolution hätte gewiß eine stärkere Span- 
nung erzielt werden können. Robespierre wird charakterisiert als 
die Verkörperung der Revolution, stets mit der politischen Evolution 
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Schritt haltend, auf ihre geheimsten Regungen reagierend, ihr ge- 
legentlich auch vorauseilend. Th. sieht in Robespierres Handeln 
den Beweis stark realpolitischen Instinktes. Dieser Zug ist nicht 
immer widerspruchslos mit dem ‚‚fanatischen‘‘ Zug dieses Revolu- 
tionärs kombiniert, den Th. ebenfalls unterstreicht. Er hätte wohl 
stärker herausstellen können, wie Robespierre oft unter dem Druck 
der radikaleren Strömungen handelt, z. B. bei seinem Kampf gegen 
die aristokratischen Elemente in der Armee; auch die berühmten 
Ventöse-Dekrete entsprachen keinem vorher gefaßten Programm, 
sondern waren eine realpolitische Maßnahme. 

Keineswegs betrachtet der Vf. Robespierre rein bewundernd, 
wie z. B. seine Ausführungen über den Prozeß der Dantonisten und 
die Hinrichtung der „roten Hemden‘ nach dem angeblichen Attentat 
auf Robespierre zeigen. Da kommt dieser als Mensch schlecht weg. 
Auch ist er auf keine ganz einfache Formel gebracht. Drei Züge sind 
an ihm hervorgehoben: der demokratische, der prophetische und der 
puritanische. Ein Heuchler, sagt Th., war er nicht, denn er glaubte, 
was er sagte. Dieser Glaube bedingte den fanatischen Zug an ihm, 
bedingte den ‚„Incorruptible‘‘, den die Volksmenge eine Zeitlang ver- 
götterte. Auch er kannte nur das Volk, aber bei all seiner Liebe zu 
ihm blieb er kalt, unzugänglich. Eine unglückliche Kindheit, ein von 
Vorurteilen gehemmtes berufliches Wirken und eine politische Tätig- 
keit inmitten der Intrige machten ihn eifersüchtig, mißtrauisch, rach- 
gierig. Bei jeder Gelegenheit war er da, bereit, wie „ein jüdischer 
Prophet zu warnen oder anzuklagen‘, bestrebt, wie ein Demagoge, 
das Volk zu gewinnen. Bei allem war er feierlich und glich ganz 
seinem Meister, dem Vorbild des Jakobinertums: Rousseau. Blut- 
dürstig war er von Natur nicht; aber Patriotismus und Puritanismus 
machten ihn grausam im Blutvergießen. Doch war er kein bösartiger, 
von egoistischen Zwecken geleiteter Tyrann, sondern weit gefährlicher: 
„Ein gewissenhafter Inquisitor, der den Körper quält, um die Seele 
zu retten.‘ Er ist nicht der Alleinschuldige des Terrors. Dessen 
politische Notwendigkeit bejaht Th. sogar weitgehend, aber er scheint 
Robespierre zum Alleinverantwortlichen zu machen. Einen starken 
staatsmännischen Zug findet er nicht an ihm. Er besaß, wie Th. 
vergleichend sagt, zwar von Mazzinis Weitblick, nicht aber Cavours 
Scharfblick. Eine gesunde Synthese zwischen dem Alten und dem 
Neuen hätte er nicht schaffen können. Denn er war wohl ein ge- 
schickter Opponent, nicht aber eine schöpferische Führernatur. Des- 
halb vermochte er eine wirklich persönliche Diktatur nicht aufzu- 
richten, und sein Scheitern ist zum Teil in persönlicher Veranlagung 
begründet. Seine ‚Größe‘ beruht in der Gründlichkeit, mit der er 
die Ideen und die Erfahrungen der Revolution verkörperte, und in 
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dem unbedingten Glauben an ein politisches Ideal, dem er das ganze 
Handeln unterordnete, die Trennung von Mittel und Zweck ver- 
neinend. Für Robespierre gab es keine Probe- und Übergangsperiode; 
seine „Utopie bestand aus einem Stück‘. — Das sind die Hauptzüge 
der Darstellung Th.s. Der kritische Betrachter wird sie jedoch nicht 
voll akzeptieren können. Man kann wohl R. die Verkörperung der 
Revolution zur Zeit des Konvents nennen, doch aber nicht der Jahre 
1789 bis Ausgang der Legislative. Widerspricht Th. nicht sich selbst, 
wenn er einerseits sagt, daß Robespierre von Natur nicht blutdürstig 
war, anderseits aber zeigt, daß die Prozesse gegen Admiral, Renault 
und die Hinrichtung der 52 „roten Hemden‘ Akte persönlicher Rache 
Robespierres waren, daß das Blutgesetz vom 22. Prairial sein Werk 
war? Ferner: dem ausgeprägt puritanischen Zug eines Menschen 
entspricht doch eine ganz andere sittliche Haltung, als die Robes- 
pierres. Puritanismus fordert Wahrhaftigkeit, und Th. zeigt an mehr 
als einem Beispiel die innere Unwahrhaftigkeit Robespierres. War 
er somit nicht doch ein Heuchler ? Daß er keineswegs nur ein starrer 
Doktrinär war, ist unbestreitbar, und darin stimme ich Th. durch- 
aus zu. Zumindest war Robespierre ein kluger Taktiker. Aber das 
macht noch nicht den schöpferischen Staatsmann, und Th. wertet 
ihn ja auch nicht eigentlich als solchen. Eine deutsche Darstellung 
Robespierres müßte freilich noch andere Maßstäbe anlegen. Aber 
volle Anerkennung zollen wir Th. für die große Bereicherung unseres 
Wissens durch die Ergebnisse seiner Quellenforschung. 
Kiel. M. Göhring. 


Das Werden des italienischen Staates. Der Sieg der italienischen 
Einigungsbewegung im 19. Jahrhundert. Von WILHELM 
„DEUTSCH. Wien, W. Braumüller 1936. ı13 S. 3 M. 


Diese flüssig geschriebene, Heinrich von Srbik gewidmete Arbeit 
ist mehr als eine gut unterrichtende Übersicht des Risorgimento für 
Deutsche. Mit spürbarer Anteilnahme ist das Verhältnis der itali- 
enischen Einigung zur deutschen Nationalidee gekennzeichnet, die ja 
beide ihren Staat suchten, die beide ein Gemeinwesen ersehnten, das 
ihrer großen Vergangenheit und ihrem reichen Kulturerbe angemessen 
sei und sie auch politisch wieder vollgültig mache. Aber das eigent- 
liche Problem ist für den Vf. die tragische Mittlerstellung der öster- 
reichischen Monarchie in Italien, die als deutsche Schöpfung ange- 
sehen und mit den verhaßten Überlieferungen der alten Rolle der 
„Fremden“ in Italien belastet worden ist. Forderte doch z.B. ein 
Carbonariflugblatt von 1820 die politische Unabhängigkeit ‚nach 
mehr als 8oojähriger teutonischer Knechtschaft“. 

Historische Zeitschrift 158. Bd. 25 
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Noch am Anfang des Jahrhunderts, das die italienische Einheit 
bringen sollte, entspann sich ein wahrer Wetteifer zwischen Fran- 
zosen und Österreichern um die Gunst der Italiener. Das Regime 
Napoleons und Eugen Bonapartes hatte ihnen wohl eine annähernde 
Einheit gebracht, doch nur um den Preis der Einbeziehung in seine 
an das Imperium Karls d. Gr. gemahnende Reichsschöpfung. Ihr 
Zusammenbruch ließ Italien wieder nur als „geographischen Begriff“ 
übrig. Merkwürdigerweise trieb aber erst die widersinnige Reaktion, 
die in den außerhabsburgischen Staaten einsetzte und die unüber- 
brückbare Gegensätze zwischen Volk und Herrschaft schuf, die Ita- 
liener in einen unbesiegbaren Widerspruch zur österreichischen Herr- 
schaft, weil Kaiser Franz und Metternich überall auf der Halbinsel 
im Sinne des Erhaltungsprinzips Stellung nahmen. Wohl hatten 
deutsche Siege und deutsche Regierungen den Italienern die von den 
Franzosen geraubten, stolzesten Schätze ihrer Kultur wiedergegeben. 
Aber statt der französischen Beamten bekam nun Lombardo-Venetien, 
dem man den Rang eines Königreiches einräumte, Deutsche und 
Slawen neben Italienern, die sich bloß als Organe Österreichs fühlten. 
Metternich stellte zudem den Partikularismus, den Campanilismo auf 
der Halbinsel, fest in seine Rechnung. Im Ergebnis unterschieden da- 
her die Italiener nicht mehr zwischen der franziszeischen Monarchie 
und ihrer jedem eigentümlichen nationalen Ideal feindseligen Staats- 
räson und dem deutschen Volke, das ihnen in den persönlich und in 
ihrer Sachaufgabe oft sehr tüchtigen Vertretern des Systems ent- 
gegentrat. Ganz anders gediehen die Hoffnungen der jungen Bewe- 
gung auf England, das außerhalb der Heiligen Allianz stehend un- 
beschadet seiner eigenen Interessen ihr sekundieren konnte. 

Die Dichter und die Verschworenen des Geistes schufen, von 
jeder Verfolgung — die ihnen die einheimischen Regierungen übri- 
gens oft noch viel willkürlicher und grausamer als die österreichische 
zuteil werden ließen — innerlich nur noch gestärkt, eine einheitliche 
nationale Betrachtungsweise.. Manzoni beschwor 1821 ‚die Deut- 
schen‘, den italienischen Boden freizugeben, wobei er auf den Geist 
von 1813 und „das Gedächtnis Körners‘‘ deutete. Mazzini berief 
sich noch gegenüber Karl Albert auf die Aufrufe des Erzherzogs 
Johann als einer Quelle nationaler Selbstbesinnung. Balbo, der sar- 
dinische Historiker, jedoch unterschied 1843 genau zwischen der 
Notwendigkeit einer passiven Resistenz der österreichischen Pro- 
vinzen gegen die „Nazsione germanica‘‘ und deren Eigenschaften — 
natürliche Güte, Ernst der Lebensführung und Liebe zu den Kün- 
sten —, die zu einer vorzüglichen Rolle würdig machen, die ihr hof- 
fentlich bei der Erschließung des Balkans zukommen werde. Welcher 
Umschwung in der folgenden Generation, als 1859 Nievo aus Padua 
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gegen „das blonde Geschlecht Armins‘, gegen „die Horde von Teu- 
tonen‘' seine giftigen Pfeile losschnellte. 

Schon die Ernennung des Grafen Romilli, dessen Vorgänger der 
Deutsche Gaisruck gewesen, zum Erzbischof von Mailand durch 
Pius IX. wirkte in der gespannten Atmosphäre des Septembers 1847 
wie ein Fanal, das Karl Alberts Erhebung ankündigte. Als aber der 
früher auf ganz anderem Boden stehende König von Sardinien die 
Waffen gegen Österreich ergriff, da trat selbst dieser „Kreuzzug“ 
unter die Farben des alten Reiches, die im Wappen des Hauses 
Savoyen enthalten sind. Noch einmal siegten in Deutschland-Öster- 
reich und Italien die Mächte der Erhaltung und Beharrung über die 
Volksbewegungen, wobei merkwürdigerweise der Armee Radetzkys 
in Oberitalien die Schlüsselstellung dies- und jenseits der Alpen zu- 
fiel. Erst in dem dann eintretenden Jahrzehnt der Stille sah Lom- 
bardo-Venetien sich mehr als wiedereroberte Provinz denn als einen 
zum Teil schon alten Besitz des Hauses Österreich behandelt, indessen 
bei allen selbstbewußten Italienern sich die Ansicht von der Unver- 
nmeidlichkeit eines neuen Waffenganges festigte. Sardinien überholte 
jetzt auf dem Gebiete der allgemeinen Verwaltung rasch das österrei- 
chische Italien und fand zudem seit 1852 in Cavour einen realisti- 
schen Führer von ungewöhnlichem Ausmaß, der berufen war, die 
Früchte von Mazzinis Idealismus in die Scheuer zu holen. Wie 
Manin es ausdrückte, gab es nur mehr zwei wirksame Kräfte auf der 
Halbinsel: die öffentliche Meinung Italiens und die piemontesische 
Armee. Der Universalismus wurde auf der ganzen Linie in die Ver- 
teidigung gedrängt, dort der österreichische Kaiserstaat, hier das 
Papsttum trotz der vorübergehend führenden Rolle von Pio Nono; 
die sich erhebende Römische Frage führte eher wieder Vatikan und 
Wiener Hof zusammen, wenn auch da vor allem Napoleon III. den 
Hebel zu einem vermittelnden Protektorat über die neue Einheits- 
bewegung ansetzte. Nach der für Österreich unglücklichen Waffen- 
entscheidung von 1859 überrannte der Nationalismus die von den 
Staatskanzleien noch sorgsam abgegrenzten Interessenfelder wie eine 
unbezwingliche Naturgewalt; die dynastisch-legitime Idee, die mehr 
und mehr gegenüber den großen Leidenschaften, die zu großen 
Opfern und Taten fähig machen, glanzlos und doktrinär verblaßte, 
erlag. 

Die Italiener haben, wie Vf. bemerkt, den Weg von der Kultur- 
zur Staatsnation erstmalig folgerichtig zurückgelegt. Wenn das 
Buch abweichend von sonstigen ausländischen Darstellungen des 
Risorgimento die es in Ablauf und Erfolg sosehr mitbestimmenden, 
internationalen Zusammenhänge der Einigungsgeschichte Italiens 
bewußt aufs notwendigste beschränkt, so kann ihm daraus kein Vor- 
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wurf gemacht werden. Denn im Grunde mußte doch die innere Reife 
der Nation für ihre neue weltgeschichtliche Aufgabe entscheidend 
sein, und die Auseinandersetzung mit Österreich, das mit seiner trans- 
alpinen Bastion noch nach der Überzeugung Franz Josephs ein Stück 
mit Deutschland eng verklammerten ehemaligen Reichsbodens ver- 
teidigte, gehörte ebenso der italienischen Kultur- als der Macht- 
geschichte an. Mit rühmenswerter Unbefangenheit und unverkenn- 
barer Anteilnahme ist der österreichische Autor diesem geschicht- 
lichen Prozeß nachgegangen, dessen Auswirkungen 1859 und 1866 
unmittelbar in den tragischen Zusammenbruch des deutschen Dualis- 
mus hineinragten. Um so merkwürdiger wohl auch für den Italiener 
von heute, wie D. hier an einem überzeugenden Beispiele die Eins- 
werdung der zerspaltenen und deshalb im Spiel der Mächte nur als 
Objekt geltenden Nation als einen elementaren, geschichtlichen Vor- 
gang zu schildern vermag; an seiner inneren Stärke zerschellten denn 
schließlich alle aus der Vergangenheit stammenden oder sogar neu 
aufgerichteten Widerstände entgegenstrebender fremder und heimi- 
scher Kräfte und dies trotz aller dazwischen fallender, spannender 
Krisen. Der junge, gegenwärtig dem Mitarbeiterkreis des Reichs- 
instituts für Geschichte des Neuen Deutschland angehörige Vf. be- 
reicherte somit durch entsprechende Anwendung der ‚„gesamtdeut- 
schen Geschichtsauffassung‘‘, durch seinen geschulten Blick für die 
wesentlichen und individualisierenden Mächte der Historie und ihre 
Rangstufung auch die Geschichte einer großen Nachbarnation um 
wichtige Gesichtspunkte. Der Hinweis ist wohl angebracht, daß 
dieses im besten Sinne sachlich urteilende und doch volkspolitisch 
ausgerichtete Buch in einer Zeit sehr problematischer deutsch-öster- 
reichisch-italienischer Beziehungen entstand und erst die nachfol- 
gende, glücklichere Entwicklung das volle Verständnis für seine 
Auffassung dies- und jenseits der Alpen begünstigen dürfte. 
Wien. Reinhold Lorenz. 
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Afrika unter dem Joch der Weißen. Von GEORGE PADMORE. 
Erlenbach-Zürich/Leipzig, Rotapfel-Verlag o. J. 458 S. 5,80 RM. 
Das Buch dieses afrikanischen Negers ist in vieler Hinsicht ein 

Gegenstück zu einem anderen, dessen Verfasser ein westindischer 

Neger aus Haiti ist, Benito Sylvain: „Du Sort des Indigönes dans les 

Colonies d’Exploitation‘‘ (Paris, s. D., 15 Rue Racine, chez L. Boyer). 

Ob P. sein Buch ganz ohne alle Hilfe verfaßt hat, ist nicht erkennbar; 

Referent traut ihm diese Leistung zu, wie Benito Sylvain die seinige. 

Er besitzt offenbar gute allgemeine und auf seinem Gebiet eingehende 

besondere Kenntnisse, und sein Bild im Titel seines Buchs zeigt 

geweckte Gesichtszüge von der Art, wie man sie zahlreich unter den 
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Negern der Vereinigten Staaten und in Westindien sehen kann. Aber 
erirrt, wenn er etwa glauben sollte, daß die keck und herausfordernd 
in seinen Lippen hängende Zigarette den Eindruck der von ihm er- 
reichten Kulturhöhe hebt oder den Glauben an seine Vertraubarkeit 
mehrt. Mit Ausnahme eines einzigen ins Englische übersetzten deut- 
schen Bandes besteht die benutzte Literatur durchweg aus britischen 
Werken. Der ungenannte Herausgeber führt wohl nur diese deutsche 
Ausgabe ein und dürfte für die Übersetzung nicht verantwortlich 
sein. Diese leidet durch einen häufigen Gebrauch von z. T. ganz 
ungewöhnlichen Fremdwörtern (absentieren, frequentieren, chokieren, 
arretieren, respektieren, fraudulos, negrophobe, obligate Arbeit, 
Sukkurs leisten, Sucus der Weltanschauung, jemanden endlosen Sek- 
katuren aussetzen u. ä.) und begeht zudem noch andere Sünden, 
welche zeigen, daß der Übersetzer die Sachlage nicht erfaßt hat; so, 
wenn S. 22 der sinnlose Satz von ‚der Erfindung des Baumwollen- 
schnapses im Jahre 1793‘ steht, wo die Übersetzung etwa heißen 
muß: „Erfindung der Entkörnungsmaschine (NB. cotton-gin, Engre- 
niermaschine) durch Eli Whitney im Jahre 1793‘. 

Die auf Sachkenntnis beruhende und im allgemeinen überzeu- 
gende Darstellung ist etwas eintönig, und so wirkt auf die Dauer auch 
die an sich berechtigte Entrüstung des Vf.s. Aber wahrlich, berech- 
tigt ist sie. — Es ist dieselbe Geschichte, auf die wir immer wieder 
beim Zusammentreffen und Zusammenleben der Briten und Anglo- 
Amerikaner mit den Eingeborenen ihres Koloniallandes stoßen, hier 
weniger in die Augen fallend, dort mehr, am schlimmsten, wie es 
scheint, in Kenya und in der Südafrikanischen Union: überall Rassen- 
und Klassengegensätze, zweierlei Recht für Weiße und Schwarze, die 
oft überhaupt keines haben; Ausbeutung, Terrorisierung und Unter- 
drückung der Eingeborenen in oft unsagbarer Weise; gesetzlose und 
gewaltsame Wegnahme ihres Landes oder Landkäufe mit Hilfe von 
Schnaps; drückende, kaum erschwingliche Steuern bei ‚„Kulilöhnen‘ 
und die auf diesem Wege erzwungene Zwangsarbeit zum Nutzen der 
Weißen ; Stellung der Schwarzen zu den Weißen und ihre verächtliche 
Behandlung wie die der „freien Farbigen‘‘ im Süden der Vereinigten 
Staaten bis zum Bürgerkrieg und im Süden und Norden noch darüber 
hinaus; dazu ein drückender und entwürdigender persönlicher Paß- 
zwang, welcher die Folge gehabt hat, daß in der Südafrikanischen 
Union während des Jahres 1934 380000 freie Neger ins Gefängnis ge- 
kommen sein sollen, weil sie sich gegen die Paßgesetze vergangen 
hatten. 

Für Volkswohlfahrt und Volksgesundheit unter den Negern ist 
immer nur wenig oder gar nichts geschehen, mit dem Erfolg, wie der 
Vf. nachweist, daß die Kindersterblichkeit durchweg eine sehr große 
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war, daß in den engen Eingeborenenvierteln die Sterblichkeit bis auf 
50°/, der einwohnenden Neger gekommen sein soll, und daß geschlecht- 
liche Erkrankungen, die vor der modernen europäischen Besitznahme 
unter den Bantu-Völkern unbekannt waren, erschreckend um sich 
greifen. 

Auf die Rolle der Mission fallen einige unerfreuliche Streiflichter, 
wenn auch das Verhalten der Missionen im Vergleich zu dem der 
britischen Verwaltung und der weißen Kolonisten als segensreich aner- 
kannt wird. ‚Aber‘, sagt P., „Missionare sind im allgemeinen nicht 
für die Eingeborenen; denn wären sie es, man würde sie nicht lange 
in den Kolonien belassen‘, und an einer anderen Stelle meint er: 
„Ein Gouverneur muß sehr mutig sein, um die Sache der Eingeborenen 
in Ostafrika zu vertreten‘‘. Diese beiden Aussprüche, denen andere 
ähnlichen Inhalts zur Seite stehen, beleuchten einen Charakterzug der 
Stellung Großbritanniens zu den Eingeborenen Afrikas, der sie von 
der Spaniens in seiner Kolonialzeit unterscheidet. Die Indianer 
Amerikas waren unterdrückt und rechtlos ausgebeutet, neben Tribut- 
zahlungen auf das schwerste durch persönliche Arbeitsleistungen be- 
lastet. Aber durch die Jahrhunderte hindurch hat die spanische 
Regierung durch sehr eingehende und nachdrückliche, oft wiederholte 
Anordnungen und königliche Verfügungen versucht, die Lasten des 
Indianers zu mildern oder gänzlich aufzuheben. Die weitabge- 
legenen, habgierigen und ungehorsamen Kolonien und schließlich die 
durch ihre Schwäche mitschuldige Regierung selbst haben das immer 
verhindert. Hier aber, in den britischen Kolonien Afrikas, erhielten 
nach der Darstellung P.s solche Mißhandlungen der Neger durch 
übermäßige Besteuerung und Zwangsarbeit nach Art der spanischen 
von früher die Möglichkeit ihres Bestehens durch die Anordnungen 
der Kolonial-Gouverneure und Premierminister unter Billigung und 
Zustimmung des Dominium-Ministers in London. 

Ahrensburg, Hostein. Friederici. 
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Die Herren Verfasser ersuchen wir, Sonderabzüge ihrer in Zeit- 
schriften erschienenen Aufsätze, die sie an dieser Stelle berück- 
sichtigt wünschen, uns freundlichst einzusenden. 

Die Schriftleitung. 


ALLGEMEINES 


Friedrich Keiter, Rasse und Kultur. Eine Kulturbilanz 
der Menschenrassen als Weg zur Rassenseelenkunde. I.: Allgemeine 
Kulturbiologie. Stuttgart, F. Enke 1938. 309 S., 17 Abb. 14 M. — Nach- 
dem W. Scheidt, Hamburg, das Gebiet der Anthropologie auch auf 
„Kulturbiologie‘‘ erweitert hat, legt jetzt aus seinem Institut F. 
Keiter ein dreibändiges Werk vor, das unter dem Haupttitel „Rasse 
und Kultur‘, eine „Kulturbilanz der Menschenrassen als Weg zur 
Rassenseelenkunde‘“ darstellt. Der ı. Band ‚Allgemeine Kulturbio- 
logie‘‘ ist erschienen; er befaßt sich zunächst einmal mit Erklärungen 
und Begriffsbildungen, zu denen Vf. absichtlich nur wenig Abbil- 
dungen beigegeben hat. Zur Einführung ist es ja notwendig, sich 
nicht nur mit dem gesamten Stoff, sondern auch mit der Arbeits- 
methode, die vielfach von Scheidt zuerst angewandt und auch vom 
Vf. weiter ausgebaut ist, vertraut zu machen. Eine kritische Stel- 
lungnahme zum ı. Band ist deshalb nicht angebracht, zumal sich 
auch der Inhalt durch Angabe der Überschriften keineswegs erschöp- 
fend angeben läßt. Im ı. Hauptabschnitt ‚„Wissenschaftslehre‘‘ be- 
tont Vf., daß es sinnlos sei, eine „geisteswissenschaftliche‘‘ Seelen- 
lehre und eine ‚naturwissenschaftliche‘‘ Körperlehre von Menschen 
nebeneinander herlaufen zu lassen, so daß auch Rasse und Kultur 
in einer Kulturbiologie zusammengefaßt werden können. Dann 
werden behandelt: Rassenbiologie (Erblichkeit und Rasse), Seelen- 
kunde und Kulturkunde, die als Hauptteil in verschiedene Abschnitte 
unterteilt ist. Und zwar erörtert der Vf.: Das Wesen der Kultur; 
Der Mensch in seiner kulturellen Umwelt (wobei die neuartige Unter- 
suchungsmethode erklärt wird); dann kommt Der Ablauf kulturellen 
Geschehens (dem der größte Teil des Buches gewidmet ist); Die 
Hauptinhalte des Kulturstrebens; Lebensgerechte Kulturbewertung; 
„Kulturbilanzen‘‘ und ihre rassenbiologische Deutung und schließ- 
lich ein Aufruf zu „lebensgerechter Kulturforschung‘‘. Wie man bei 
der Mannigfaltigkeit begrifflicher Deutungen über einzelne Thesen 
diskutieren könnte, mag der Satz des Vf.s zeigen: „Alle Menschen- 
rassen haben gleich lange Zeit gehabt, Kultur zu entwickeln.‘ Die 
noch folgenden Bände werden ‚„Vorzeitrassen und Naturvölker‘‘ und 
„Hochkultur und Rasse‘ bringen und sollen noch im laufenden Jahre 
erscheinen. Die weitere Besprechung wird zu gegebener Zeit folgen. 

Kiel. H. Weinert. 

Samuel E. Bring, Bibliografisk Handbok till Sveriges Historia. 
Stockholm, Norstedt u. Söner 1934. XX u. 780 S. — Das Werk 
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wendet sich, wie das Vorwort sagt, in erster Linie an die schwedi- 
schen Geschichtsstudenten. Es zerfällt in einen allgemeinen Teil, in 
dem kurz und knapp, immer unter Anführung der wichtigsten Lite- 
ratur, die Hauptrichtungen der Geschichtswissenschaft und der histo- 
rischen Methode charakterisiert und einige praktische Hinweise für 
das Studium gegeben werden, sowie in eine schwedische, historische 
Bibliographie. Auch für den nichtschwedischen Forscher sind die 
Angaben über Geschichte und die z. T. reichen Schätze der schwe- 
dischen Archive und Büchereien, über-die der Vf. sich mit fach- 
männischer Kenntnis verbreitet, von großem Werte. Hier erfährt 
er, was bereits im Druck erschienen, oder wo und wie man noch mit 
Archivforschungen weiterkommen kann. Auch für den anschaulichen 
und klaren Abriß über die schwedische Geschichtschreibung (S. 162 
bis 2ır) wird man dem Vf. dankbar sein. Der dem Umfang nach 
größere 2. Teil des Werkes bietet in gewissem Sinne eine Ergänzung 
zu der Bibliographie von Setterwall. Auf Vollständigkeit ist von 
vornherein verzichtet, statt dessen greift der Vf. die ihm wichtig er- 
scheinenden Veröffentlichungen heraus und versieht sie im fort- 
laufenden Text mit kurzer kritischer Würdigung. Voll Bewunderung 
steht man vor der ungeheuren Arbeitsleistung, die hinter dem Werke 
liegt, wird aber die Augen doch nicht vor den Mängeln der Methode 
verschließen können. Die begutachtenden Bemerkungen sind bei der 
Menge der aufgenommenen Titel notgedrungen meist so kurz, daß 
sie einem, der das betr. Werk nicht kennt, eben nur ein unvollkom- 
menes Bild geben können. Häufig muß sich der Vf. doch mit einer Auf- 
zählung oder einer Umschreibung der Titel begnügen oder mit ganz 
kurzen Charakterisierungen, wie „populäre Schilderung‘, „aufschluß- 
reiche Darstellung‘ usw. Will man sich jedoch schnell über die 
wichtigsten Erscheinungen zu einer bestimmten Frage unterrichten, 
so wird man mit Vorteil zu dem Werke greifen. 

Greifswald. J. Paul. 

Arnold Oskar Meyer, Deutsche und Engländer. Wesen 
und Werden in großer Geschichte. München, C. H. Beck 1937. 326 $. 
M. 7,50. — Das schöne Buch faßt Aufsätze und Reden aus den letzten 
beiden Jahrzehnten zusammen, die zwar mit einer Ausnahme schon 
gedruckt waren, aber schon wegen ihrer Zerstreuung auf viele oft 
nicht leicht zugängliche Stellen in dieser Sammlung, vielfach ergänzt, 
doppelt willkommen sind. In zeitlicher Reihenfolge stehen zuerst 
die Studien über Kant (Marcks-Festschrift 1921), Cromwell (Meister 
der Politik 1922/23) und Metternich (1924), dann die der Vereinigung 
für Staatsw. Fortbildung und der Shakespearegesellschaft gewidmeten 
über das Britische Weltreich und Jakob I. (1929 und 1930), dann 
die Münchener Reichsgründungsrede über Bismarcks Friedenspolitik 
(1930) und die für die Deutsche Akademie über Wissenschaft und 
Nation (1932), den deutschen Volkscharakter (1933) und das deutsche 
Nationalgefühl (1934), schließlich im Anschluß an die jeden Deut- 
schen verpflichtende Bekanntmachung von Bismarcks Tagesnotizen 
in den „Losungen der Brüdergemeinde‘‘ (Bismarcks Glaube) der Auf- 
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satz über die sittlichen Grundlagen der Bismarckschen Politik (1935) 
und die beiden ‚„‚Pommerschen Lebensbilder‘‘ von Johanna Bismarck 
und Bismarcks Halbonkel Hans Kleist-Retzow, dem er die „Losun- 
gen‘‘ verdankte (1934, 1936). Die Einheit aller dieser Arbeiten ist 
doch nicht allein in dem Entwicklungsgang und ‚bevorzugten Arbeits- 
gebiet‘‘ des Vf.s begründet. Auch er wird wissen (obwohl er es nir- 
gends ausdrücklich erwähnt), daß in der ersten Hälfte des ı9. Jahr- 
hunderts, vor der Ausbildung des englischen Manchestertums und 
seiner deutschen Nachahmungen, Ströme eines christlichen und sozia- 
len Konservatismus zwischen Deutschland-Pfeußen und England hin 
und her liefen, die, von Männern wie Kleist-Retzows Freunden Ger- 
lach mitgetragen, die germanische Verwandtschaft der beiden Länder 
vielleicht tiefer spiegelten als irgendeine spätere liberale oder sozia- 
listische Annäherung (vgl. jetzt mein England? 85. 92). Auch von 
Meyers Stoffen und seiner Sicht auf sie gilt, was er von Kleist sagt 
(S. 204): „In einer Welt des Hasses und der Verbitterung leuchtet 
etwas Sieghaftes um ihn: sein Christentum.‘ 

Heidelberg. C. Brinkmann. 

25 Jahre Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft zur Förderung 
der Wissenschaften. Hrsg. vom Präsidenten Max Planck. 
3. Bd.: Die Geisteswissenschaften. Mit ı8 Abb. Berlin, Julius Sprin- 
ger 1937. VII u. 397 S. Geb. RM. 28,50. — Die im Jahre ıgıı ge- 
gründete deutsche Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft veröffentlichte aus 
Anlaß ihres 25jährigen Bestehens eine dreibändige Festschrift, um 
einen Einblick in ihre Geschichte, ihre Arbeiten und das Maß des 
bisher Erreichten zu geben. Auf die beiden ersten, 1936 erschie- 
nenen Bände (I.: Handbuch; II.: Die Naturwissenschaften) folgte 
im Jahr darauf der vorliegende Schlußband mit Aufsätzen, die aus 
den vier geisteswissenschaftlichen Instituten der Gesellschaft hervor- 
gegangen sind, d.h. dem Institut für Kunst- und Kulturwissenschaft 
(Bibliotheca Hertziana in Rom), dem Institut für deutsche Ge- 
schichte, dem Institut für ausländisches und internationales Privat- 
recht und demjenigen für ausländisches öffentliches Recht und Völker- 
recht. Das zweite der genannten Institute, das an dieser Stelle beson- 
dere Beachtung verdient, ist leider nur durch einen Aufsatz ver- 
treten (S. 68—76): Paul Kehr, Das Kaiser-Wilhelm-Institut für 
deutsche Geschichte, eine lehrreiche Darlegung über die drei in An- 
griff genommenen Unternehmungen (Germania sacra, Forschungen 
zur Geschichte Kaiser Karls V., Briefe Kaiser Wilhelms I.) und den 
Stand der Arbeiten. Aus dem Kreis der Hertziana, über deren Ge- 
schichte und Aufgaben Leo Bruhns berichtet, sind einige durch 
Abbildungen erläuterte Vorträge und Untersuchungen zum Abdruck 
gelangt, von denen hier notiert seien: L. Bruhns, Deutsche Kunst 
in Italien; Werner Körte, Das Kastell Kaiser Friedrichs II. in 
Lucera (Ergänzungen zu dem Werk Haseloffs); Wolfgang Krönig, 
Deutsche spätgotische Architektur in Farfa und Subiaco; W. Theo- 
dor Elwert, Ferdinand Gregorovius und das Italien seiner Zeit 
(gute Bemerkungen über Gregorovius als wirklichkeitsnahen Beob- 
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achter und Schilderer der Menschen, des Lebens, auch der Politik 
Italiens zu seiner Zeit). Den bei weitem größten Teil des Bandes 
(mehr als ®/, des Ganzen) nehmen schließlich die beiden rechts- 
wissenschaftlichen Institute ein mit fünf Arbeiten, von denen zwei 
für die neueste Geschichte von erheblicher Bedeutung sind: die 
instruktive Studie von Viktor Bruns, Deutschland und der Völker- 
bund, und die tiefgründige Untersuchung des Grafen A. v. Mandels- 
loh, Politische Pakte und völkerrechtliche Ordnung (über die zahl- 
reichen Bündnisse und Verträge der Nachkriegszeit und ihre politi- 
schen Methoden). 

Berlin. R. Holtzmann. 

Karl Alexander von Müller: Der ıo. April 1938 in der 
Deutschen Geschichte. München, F. Bruckmann 1938. 21 $.— 
Eine der eigenartigsten Begleiterscheinungen des geschichtlichen Er- 
eignisses, das mit dem Worte ‚Anschluß‘ nur unzulänglich um- 
schrieben wird, war die Tatsache, daß der frohe Sturm jener Tage 
auch die Nüchternheit der kritischen Betrachtung überrannte und 
an eine gemessen objektive Würdigung des geschichtlichen Rangs 
jenes Vorganges zunächst gar nicht denken ließ. So sehr war jeder 
Betrachter nur von Gefühlen gesättigt, daß sein historischer Sinn, 
die Neigung einzuordnen und Zusammenhänge herzustellen, anfäng- 
lich kaum in Tätigkeit trat. Es scheint uns kein Fehlurteil, zu be- 
haupten, daß diese „unkritische‘‘ Hingabe des Gefühls an den 
Glanz der Stunde eine allgemeine Erscheinung war. Und da 
auch sie zu dem wunderbaren Bild der Tage des Einmarsches und 
des Jubels gehört, darf man mit Recht verlangen, daß auch nach- 
trägliche objektivere Würdigungen des jüngsten Wendepunktes 
unserer Geschichte einen Abglanz dieser Alleinherrschaft des Gefühls 
spüren lassen. Denn mit historischer Betrachtung allein, und ordne 
sie das Ereignis auch noch so richtig in den Ablauf der Jahrhunderte 
ein, wird man der geschichtlichen Bedeutung der Rückkehr Öster- 
reichs in das Reich nicht habhaft werden. Die Rede Karl Alexander 
von Müllers, die zum „Tag des Großdeutschen Reichs‘‘ gehalten wor- 
den ist, stellt eine derartige Synthese von zusammenschauend ordnen- 
der Betrachtung und unverleugneter Ergriffenheit dar. v. Müller hat 
immer wieder seine besondere Kraft bewiesen, Vorgänge der politi- 
schen Gegenwart über den Tag hinauszuheben und ihnen mit großer 
Sicherheit ihren geschichtlichen Ort zuzuweisen; mit Vorliebe ver- 
wendet er dazu das eindringliche Mittel des historischen Vergleichs. 
Auch in der vorliegenden Rede erweist er die ordnende Kraft seines 
politischen und geschichtlichen Blicks — beispielsweise wenn er die Vor- 
stellung heraufruft, daß nach dem Untergang des Stauferreiches oder 
nach dem Ende des Dreißigjährigen Kriegs ein Mann aus dem Volk 
aufgestanden wäre, um im Widerstand gegen die Katastrophen eine 
neue staatliche und völkische Ordnung zu bauen: ‚Das ist es, was 
unser Geschlecht in den letzten zwanzig Jahren hat erleben dürfen.“ 
Vor dem Hintergrund dieser Unwahrscheinlichkeiten, die wir den- 
noch Wirklichkeit werden sahen, entwirft er dann ein Bild unserer 
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Geschichte — des deutschen Weges durch Leistung und Verschwen- 
dung, durch Mühe und immer sich wandelnde Formung, bis herauf 
zu der neuen Reichsgestalt, die ein Mann schuf, ‚dessen innere 
Stärke im Kampf um seine Idee Seelenspannungen, Gefahren und 
Anstrengungen durchhält, die jeden anderen zerbrechen würden.‘ 
Man spürt es, Müller hat nicht theoretisch ‚‚gelernt‘‘, was der Natio- 
nalsozialismus an Verwandlung mit heraufgeführt hat, sondern hat 
es von Anfang an erfahren. Darum ergreift dieser Vortrag das 
große geschichtliche Ereignis sogleich im sachlichen und seelischen 
Kern. Es liegt hier eine politische Rede vor, die objektive ge- 
schichtliche Kraft deshalb hat, weil sie die uralten historischen 
Voraussetzungen einer großen geschichtlichen Entscheidung gültig 
mit den elementaren Gefühlen in Einklang bringt, die sich für 
immer mit der Erinnerung an diese Entscheidung verbinden werden. 
K. R.Ganszer. 


VORGESCHICHTE UND ALTERTUM (BIS 476) 


Zeitschriftenbericht von H. Zeiß (Vorgeschichte) und H. E. Stier (Altmorgenländische 
Griechische Geschichte) 


Eine für die Ermittlung des vor- und frühgeschichtlichen Land- 
schaftsbildes wichtige Methode erörtert W. R. Müller-Stoll, Unter- 
suchungen urgeschichtlicher Holzreste nebst Anleitung zu ihrer Be- 
stimmung (Präh. Zs. 27, 1936, 3—57). 

Für die gesamte west- und nordeuropäische Urgeschichte wich- 
tige Fragen behandelt A. Mahr, New Aspects and Problems in Irish 
Prehistory (Proc. of the Prehist. Soc. N.S. 3, 1937, 2617—436). Neu 
ist insbesondere der Versuch, in einer mesolithischen Gruppe Irlands 
nordeuropäischer Herkunft (Riverford People) die Vorfahren der 
Picten zu erkennen. Die erste Kelteneinwanderung vom Festland 
her (vgl. H.Z. 156, 614) setzt M. um 900 v.Chr. an; einer Latene- 
welle des 2. Jahrhunderts aus England schreibt er geringere Bedeu- 
tung zu. Auf die Beziehungen mit Großbritannien und dem Fest- 
land und auf die bisher besonders dunklen ersten Jahrhunderte 
n. Chr. fällt neues Licht. 

Ein bisher als frühneolithisch (und deshalb als besonders wichtig 
für die Geschichte der nordischen Rasse) betrachteter Schädel wird 
durch L. F. Zotz, Das Alter des sogenannten urnordischen Menschen 
von Groß-Tinz (Präh.Zs. 27, 1936, 58—66), als jungsteinzeitlich erwiesen. 

Kulturbeziehungen mit dem Alten Orient und Südosteuropa im 
3./2. Jahrtausend v. Chr. legt E. Dullo, Die kaukasischen Äxte der 
Bronzezeit (Präh, Zs. 27, 1936, 66—ı72), dar. 

Die Kulturverbindungen von Skandinavien nach dem Ostbal- 
tikum und von dort nach Zentralrußland berührt A.M. Tallgren, 
Die sog. Mälaräxte der ostbaltischen Bronzezeit (Comment. Litt. Soc. 
Esthon. 30, 1938, 721—726). H.2. 

In der Syria 18 (1937), 325—354, bespricht A. Parrot die inter- 
essanten Wandmalereien, deren Reste bei der Ausgrabung der aus- 
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gedehnten Palastruinen von Mari im nördlichen Babylonien gefunden 
worden sind. P. verweist auf gewisse Verbindungslinien zur Ägäis 
und auf die Tatsache, daß auf einem von G. Dossin im gleichen 
Jahrgang der Syria (74) behandelten Täfelchen aus Räs Schamra 
der Palast von Mari erwähnt wird, also als Verbindungsglied das 
im Brennpunkt des westöstlichen Verkehrs gelegene kleine Reich 
Ugarit in Frage kommt. 

R.M.Cooks Aufsatz „Amasis and the Greeks in Egypt‘‘ im Jour- 
nal of Hellenic Studies 57 (1937), 227—237, untersucht erneut das 
Verhältnis dieses Pharao zu den Griechen sowie die Gründung von 
Naukratis und die griechischen Militärsiedlungen der Saitenzeit. 
Auf Grund der Grabungsergebnisse kommt er zu einem veränderten 
Urteil über die Angaben Herodots. Im gleichen Heft gibt M.N. Tod 
einen reichhaltigen Bericht über die epigraphischen Arbeiten und 
Neufunde auf griechischem Gebiet 1935/36 (The progress of Greek 
epigraphy 1935/36, 160 ff.), während V. Ehrenberg (When did the 
Polis rise? S. 147—1ı59) die Ansichten H. Berves über den Werde- 
gang des altgriechischen Staates kritisiert. 

Die Generation der Marathonkämpfer als geistige Einheit suchen 
die Ausführungen von G. M&autis, Eschyle et Polygnote, Rev. Ar- 
cheol. 1937, 169 ff. zu umreißen. Zur Geschichte des Perikleischen 
Zeitalters und des Archidamischen Krieges enthält das American Jour- 
nal of Philol. mehrere Beiträge: 58, 2 (1937): B.D.Meritt, The 
Athenian Assessment Decree, eine Auseinandersetzung mit H. Nessel- 
hauf (152 ff.); A. B. West, Zu Thuk. V ı8, 5 f. über die Verhältnisse 
auf der Chalkidike; 59, 2 (1938): M. F.McGregor, The last Cam- 
paign of Kleon and the Athenian Calendar in 422/1, über die Chrono- 
logie des letzten Kriegsabschnitts (145—168); 129 ff. H. T. Wade- 
Gery über Kleon and the Assessment und The Date of Juryman’s Pay 
und die Zurückführung der Berichte über die Vorgänge auf das 
X. Buch von Theopomps Philippika. 

Eine großzügige Skizze seiner Anschauungen von der Wirtschafts- 
geschichte der hellenistischen Zeit gibt M. J. Rostovtzeff in der 
ergänzten und neugestalteten deutschen Bearbeitung seines 1935 
vor der American Historical Association gehaltenen Vortrags über 
„Die hellenistische Welt und ihre wirtschaftliche Entwicklung‘ in 
der „Welt als Geschichte‘‘ IV (1938), 48—78. In einem Schluß- 
abschnitt (S. 70 ff.) stellt er die „neuen Züge in der wirtschaftlichen 
Entwicklung‘‘ zusammen, die einesteils dieses Zeitalter von der vor- 
angehenden Epoche der Klassik abgrenzen, andernteils die Heraus- 
arbeitung von Gemeinsamkeiten und Unterschieden zu unserer mo- 
dernen Gestaltung des Wirtschaftslebens ermöglichen sollen. Die 
wohl wichtigste These R.s ist, daß der Zusammenbruch des mate- 
riellen Wohlstands der hellenistischen Welt nicht durch wirtschaft- 
liche, sondern außerwirtschaftliche Faktoren herbeigeführt sei, vor 
allem durch das politische Eingreifen Roms, das eine Gesundung der 
hellenistischen Wirtschaft als politische Gefahr fürchtete und zu 
verhindern gewußt habe. H.E. Stier. 
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Ein wichtiges Beispiel für das Fortleben einheimischer Hand- 
werkstradition in römischer Zeit erörtert C. F.C. Hawkes, An un- 
usual Find in the New Forest Potteries at Linwood, Hants (Antiqu. 
Journ. ı8, 1938, 113—136). H.Z. 

Otto Seel, Römische Denker und römischer Staat 
(= Neue Wege zur Antike. I. Reihe: Darstellungen, Heft 13). Leip- 
zig, Teubner 1937. 98 S. 5,20 M. — Das Buch zerfällt in zwei ver- 
schieden gearbeitete, aber scharf aufeinander bezogene Stücke. 
I. Historischer Teil (1. Rom, 2. Cicero, 3. Sallust, 4. Vergil, 5. Horaz, 
6. Tacitus), dessen empfindliche Gedankenführung S. selber S. 60 so 
vereinfacht: „Wo römische Wälle, Burgen und Kasernen längst in 
Schutt liegen, da lebt der Gedanke des römischen Staates als Vorbild 
und Ansporn. Und dieser Staat verkörpert sich für uns in den Namen 
derer, die so oft an seiner zeitlichen Erscheinungsform litten, die für 
ihn oder auch gegen ihn, in jedem Falle um ihn’ rangen, oft ohne 
verstandesmäßig ein Ende absehen oder erhoffen zu können, verkör- 
pert sich in den Namen Cicero, Sallust, Vergil, Horaz, Tacitus.‘‘ — 
II. Systematischer Teil (Wahl und Aneignung griechischer Vorbilder). 
Dies ist, wie der Titel andeutet, eine mehr geschichtsphilosophische 
als geschichtliche Zusammenschau der gleichen geistigen Vorgänge 
unter dem Gesichtspunkte der ‚Vorbilder‘, die aber S. neu und 
fruchtbarer zu fassen sucht (S. 63): „Vielleicht wäre es nicht aus- 
sichtslos, und mindestens erfolgversprechender als die Suche nach 
wörtlichen Übernahmen, das was die großen Römer an philosophi- 
scher Wiedergabe eigenen Wesens nicht leisten konnten oder wollten, 
durch einen Aufweis ihrer griechischen Wahlverwandtschaften und 
geistigen Ahnen zu ersetzen, und so gleichsam ihre weltanschauliche 
Heimat kennen zu lernen.‘ Wenn man, wie der Berichterstatter, 
solchem Grundsatze zustimmt, so stimmt man auch einem vielfach 
rein gefühlsmäßigen Erfassen der geistigen Strömungen zu und darf 
deshalb weniger nach logischer Beweisbarkeit als nach der inneren 
Folgerichtigkeit des gezeichneten Bildes fragen, und diese letztere 
wird niemand dem geistreichen Vf. abstreiten, aber nur Gleich- 
gesinnte wird er überzeugen. — Auf eine wichtige Einzelheit im 
I. Teile sei noch hingewiesen: S. führt S. 48 ff. den Beweis, daß wir 
bei Tacitus Annalen und Historien als Einheit zu nehmen haben, 
indem die Gliederung in Hexaden das Ganze bestimmt, d.h. Ann. 
I—VI, VII—XIL, XIII—XVI plus Hist. I, II, III—VIIIL, IX—XIV. 
Dieser Beweis scheint mir völlig gelungen. — Bei einer etwaigen Neu- 
auflage wäre Beseitigung von sprachlichen Härten (z.B. S.4 2.3 
v.u.) und störenden Druckfehlern (S. 62 Z. 17) erwünscht. 

Gießen. A. von Blumenthal. 

Pierre Lambrechts, La Composition du Senat Romain de 
Septime Severe da Dioclötien. (Dissertationes Pannonicae Ser. I Fasc. 8.) 
Budapest, Institut für Münzkunde und Archäologie der P. Päzmäny- 
Universität 1937. 130 S. — L. gibt hier eine Fortsetzung seiner 
1936 veröffentlichten Untersuchungen über denselben Gegenstand, 
welche die Zeit von Hadrian bis auf Commodus umfaßten. Die vor- 
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liegende Arbeit schließt eine empfindliche Lücke, denn was an Ar- 
beiten bisher vorlag, kann weder an Fülle des zugrunde gelegten 
Materiales, noch durch die gewonnenen Schlüsse sich mit L.s Lei- 
stung messen. Er gibt zuerst eine Liste der Senatoren, unterteilt 
nach den Zeiten von Septimius Severus und Caracalla, weiter von 
Elagabal und Severus Alexander und endlich von dessen Ausgang 
bis auf Diokletian. Im zweiten Teil schließt er aus den uns be- 
kannten Heimatsangaben der Senatoren vor allem auf ein starkes 
Anwachsen des Anteils der östlichen Reichshälfte und prüft den Be- 
stand und die Ergänzung der patrizischen Familien. Darauf gibt er 
einen recht guten Einblick in den Übergang des Senates der Prinzi- 
patszeit in den der Spätantike und schließt mit Untersuchungen über 
den Senatoren- und Ritterstand im 3. Jahrhundert, wobei das Ver- 
halten des Gallienus, die Zugehörigkeit der Prätorianerpräfekten und 
der praefecti Aegybti zum Senat behandelt und schließlich kurz auch 
noch auf den Beginn der Verschmelzung der beiden Stände einge- 
gangen wird. Mag man in Einzelheiten — z. B. gegen L.s Schlüsse 
auf die senatorische Herkunft einiger praefecti Aegypti — Bedenken 
haben, so ist doch damit nichts gegen die grundsätzliche Richtigkeit 
seiner Hauptergebnisse gesagt, und das Ganze ist eine ausgezeichnete, 
grundlegende Leistung. 
Erlangen. W. Enßlin. 


FRÜHERES MITTELALTER (476—1250) 


Zeitschriftenbericht von Walther Holtzmann 


Wir haben die beiden Bände, in denen J. Calmette in der fran- 
zösischen Sammlung ‚‚Clio‘“‘ die Geschichte des Mittelalters behandelt 
hat, in dieser Zs. 151, 349 u. 152, 122 angezeigt und konnten sie aus 
mehreren Gründen deutschen Studenten nicht empfehlen. Um so 
freudiger und bereitwilliger empfehlen wir den kleinen Quellenband, 
der jetzt zum Gebrauch auf den Universitäten als Unterlage für die 
Darstellung erschienen ist: Textes et Documents d’Histoire, II: Moyen 
äge, par Joseph Calmette avec collaboration de J.-J. Gruber (Clio, 
Introduction aux Etudes historiques Bd. ıı), Paris, Les Presses univer- 
sitaires de France 1937. VII u. 233 S. 35 Fr. Wir erhalten hier aus- 
gewählte Texte, die lateinischen meistens (leider nicht immer) in 
der Originalsprache sowie in französischer Übersetzung, die anderen 
(außer den altfranzösischen) nur in moderner Übersetzung, und diese 
Texte stammen wirklich aus allen Teilen der Erde, nur wenige frei- 
lich aus Deutschland (aber hier stehen unseren Studenten ja ganz 
andere Hilfsmittel zu Gebot), viele aus Frankreich und England, 
aber auch spanische, italienische, griechische, slawische, arabische, 
türkische, chinesische u. a. m. sind in genügender Zahl vertreten, und 
eben deswegen möchten wir das Buch deutschen Lehrern und Schülern 
dringend ans Herz legen, da sie hier einen erwünschten Einblick in 
wichtige Quellen zur außerdeutschen Geschichte erhalten. Daß bei 
den Texten, zwar meistens, aber nicht immer die neueste Auflage 
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zugrunde gelegt ist, wobei sogar Verschiedenheiten vorkommen (das 
Register Gregors VII. ist S. 65 in der Ausg. Jaffes, S. 68 richtig in 
derjenigen Caspars benutzt), soll nicht schwer bewertet werden. 
Einige wertvolle, aber ausführliche Texte, namentlich urkundlicher 
Art, werden übrigens nur durch einen Verweis auf den Druckort an- 
geführt. Dabei passierte S. 166 ein komischer Lapsus, indem das 
Rhenser Weistum von 1338 nach dem Druck Fickers in den SB. 
„der Wurtemberg. Kaiserl. Akademie‘ zitiert wird. Übrigens wäre 
hier statt dieses Druckes in den Wiener SB. der berichtigte im 
N. A. 30 (1905), ıro ff. zu nennen und auch des Rhenser Kurvereins 
(E. Stengel, Nova Alamanniae ı, 361 f. Nr. 545) zu gedenken gewesen. 
R. Holtzmann. 
Von der bekannten knappen englischen Bibliographie „Annual 
Bulletin of historical literature‘‘ ist das 26. Heft mit dem Bericht über 
das Jahr 1936 (London, G. Bell 1937, 69 S.) erschienen. Aus dem 
21. Report der Historical commission on historical manuscripts (Lon- 
don, H.M. Stationary Office 1938) ist zu entnehmen, daß die Kom- 
mission an ein neues Verzeichnis des gegenwärtigen privaten Hand- 
schriftenbesitzes in England denkt, was sehr dankenswert wäre, 
denn viele der älteren Berichte führen irre, weil die darin beschrie- 
benen Sämmlungen schon längst nicht mehr bestehen. W.H. 
Heinz Zatschek, Das Volksbewußtsein. Sein Werden 
im Spiegel der Geschichtsschreibung (Wien, Rudolf M. Rohrer 1936. 
106 $.) gibt einen Überblick — „keine abschließenden Ergebnisse‘ 
— über die gegenseitige. Beurteilung der europäischen Völker im 
Mittelalter. Dankenswert ist besonders die Einbeziehung von Böh- 
men und Polen, während die deutschen Urteile über andere, heid- 
nische Slavenvölker wohl zu Unrecht als nur religiös, nicht völkisch 
bedingt ausgeschlossen werden. Das ‚Volksbewußtsein‘‘ spiegelt sich 
freilich in der Geschichtsschreibung nur unzulänglich, läßt sich auch 
schwerlich nur an Urteilen der Völker übereinander ablesen, und mit 
einer Aneinanderreihung solcher Äußerungen ist noch wenig getan. 
Immerhin bereichert der Vf. die bekannten Zeugnisse der mittelalter- 
lichen ‚„Nationalgefühle‘‘ durch manche neuen Lesefrüchte und ver- 
mittelt eine gut lesbare, klare Übersicht. H. Grundmann. 
Christopher Dawson, Die wahre Einheit der europäi- 
schen Kultur. Aus dem Englischen übertragen von Karlheinz 
Schmidthüs. Regensburg, Pustet [1935]. XV u. 235°S. 5,20 M. — 
Der vom Übersetzer gewählte Titel bezeichnet weniger den Inhalt des 
Buches als seine Tendenz: Europa zu überzeugen, daß seine gesamte 
geschichtliche Kultur dem Christentum verdankt wird und auch 
künftig nur in ihm wurzeln kann. Der Titel des Originalwerkes ‚‚Reli- 
gion und Fortschritt‘‘ kennzeichnet den Inhalt schärfer: Dawsons 
eigentliche Leistung beruht auf dem kritischen Nachweis, bis zu 
welchem Grade das neuzeitliche Fortschrittsideal auf säkularisierter 
Gläubigkeit, also entarteter Religion beruhte. Aber den vornehm- 
lichen Wert des Buches sehe ich weder in seiner Tendenz, die heute 
Gemeingut vieler Menschen ist, noch in seiner Kritik, die wir grund- 
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sätzlich schon seit Tröltsch und Max Weber besitzen, sondern in der 
lebendigen Fülle des großartigen Gesamtbildes, das der Vf. vom 
Wesen und Werden der christlichen Kultur geschaffen hat. Wie das 
Christentum zu den anderen Religionen steht, wie es eine Ära der 
Weltgeschichte begründet, wie der christliche Geist sich im Mittel- 
alter einen Leib schafft, was Hellas und Byzanz, Rom und Germanien, 
‚Orient und Abendland für den Aufbau bedeuten, das ist mit ein- 
drucksvoller Beredsamkeit und tiefen Erkenntnissen dargestellt. Aber 
hier ist zugleich das Feld, auf dem die Kritik sich melden muß, welche 
die deutsche Entwicklung betrifft. Ein halbes Jahrhundert fehlt bei 
Dawson so gut wie ganz, das ist die erste Hälfte des 15. Jahrhunderts 
mit ihrem äußeren Verfall und der inneren Gärung neuer Kräfte. Für 
Dawson ist die Reformation nichts anderes als die Renaissance im 
Norden. In gewissem Sinne wurde sie dazu, indem der deutsche Hu- 
manismus sich seinen eigenen Wurzeln entfremdete, die in der Zeit 
‚der Spätgotik lagen, und sich selbst nur zum Ableger des romani- 
‚schen Renaissance-Humanismus machte. Aber es war nur zum Schein, 
daß die deutsche Geistesentwicklung überrannt wurde. Von Cusanus 
über Paracelsus, Kepler und Böhme führte eine Linie geistiger Wirk- 
lichkeit, die mindestens gedanklich die maßgebende Voraussetzung 
‚der deutschen Geistesgeschichte wurde. Hierdurch fiel Deutschland 
nicht aus Europa heraus, im Gegenteil: Es zeigte, daß die wahre 
Einheit Europas in der umfassenden Ganzheit einzelner, historisch- 
individueller Kulturgebilde besteht, deren jedes seinen Anteil am 
Christentum in besonderer Weise zu erarbeiten bestimmt ist. 

Heidelberg. E. Hoffmann. 

0.G.S.Crawford, The Strib-Map of Littlington. Ordinance Sur- 
vey Profess. Papers N.S. Nr. 17, 1937. London, H.M. Stationary 
Office. 4 S., 4 Taf., 3 Karten, Preis: 2 sh. 6d. — Die hier vorge- 
legten Luftaufnahmen arbeiten außer vörgeschichtlichen Bodendenk- 
mälern auch die mittelalterlichen Ackergrenzen (headlands) einer Ge- 
markung im Gebiet von Cambridge heraus. Eine Karte aus der 
Zeit vor der Fluraufteilung des 19. Jahrhunderts zeigt in den Gren- 
zen genaue Übereinstimmung. Als ein Beispiel für die auf dem Fest- 
land bisher weit weniger als in England erschlossenen Möglichkeiten, 
die das Luftbild für die Geschichtsforschung bietet, verdient die vor- 
bildlich ausgestattete Veröffentlichung Beachtung. H.Z. 

Zur Chronologie sind zu verzeichnen: Jos. Estienne, „Usage 
du style de lannonciation d Arras et Amiens au döbut du XIIIe sidcle‘‘, 
BECh. 98 (1937) 217—20, und F. Wormald, „The calendar of the 
Augustinian priory of Launceston in Cornwall‘, Journ. of theol. studies 
39 (1938) 1—2ı. 

K.S. Bader setzt Sich in der Zs. f. württemb. Landesgesch. ı 
(1937) 265—95 mit der älteren Literatur über die „Entstehung und 
Bedeutung der oberdeutschen Dorfgemeinde‘‘ auseinander; er be- 
müht sich, das Problem der starren systematischen Begriffsbildung 
zu entreißen, und rückt es unter den Gesichtspunkt unserer modernen, 
vielfach gewandelten Vorstellungen der verfassungs- und sozial- 
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hichtlichen Entwicklung. Diese Zusammenfassung des hiefür 
schon vielfach bewährten Forschers scheint mir grundsätzliche Be- 
deutung zu besitzen und sei daher nachdrücklich empfohlen. 

Der Aufsatz „Gemeiner Nutzen im MA.‘ von Ad. Diehi, Zs. 
f. württemb. Landesgesch. ı (1937) 296—315, verfolgt den Gedanken 
vom frühen MA. an in Urkunden (Arengen) und Staatsschriften vor- 
zugsweise süddeutscher Herkunft mit dem Ziele, neben der unzweifel- 
haft vorhandenen Einwirkung antiker Staatslehre auch die germanisch- 
deutsche Überlieferung sichtbar zu machen. 

In der Rev. d’kist. eccl. 33 (1937) 792—94 referiert D. van den 
Eynde „linscription sepulcrale de Novatien‘‘ über einen Vortrag von 
C. Mohlberg, wonach der 1929 in einer römischen Katakombe gefun- 
dene Grabstein eines beatissimus martyr Novatian wirklich für den 
bekannten Ketzerführer gesetzt worden ist, der im Frieden mit der 
Kirche gestorben sei. 

Das zweite Heft des Bd. 55 (1937) der Anal. Boll. enthält u.a. 
den von H. Delehaye gedruckten, historisch wertlosen Text der 
vita der „Sainte Thöodote de Nicee‘‘ (S. 201—25), einen „Catalogus 
codd. hagiogr. lat. Paderbornensium et Osnabrugensium‘‘ (ohne neue 
Texte) von Fr. Halkin (S. 226—43), dann von B. de Gaiffier ‚les 
notices hispaniques dans le martyrologe d’Usuard‘‘ (S. 268—83) und 
endlich von P. Grosjean zwei Beiträge: „Hagiographica celtica‘ 
(S. 2834—99) und ‚Gloria postuma s. Martini Turonensis apud Scottos 
et Britannos‘‘ (S. 300—48). 

Zur Geschichte der literarischen Überlieferung ist zu verzeichnen: 
E.Lesne, „La contribution des öglises et monastöres de l’ancienne 
Gaule au sauvetage des lettres antiques‘‘, Rev. &gl. France 23 (1937) 
473—85 (etwas panegyrisch); L. Gougaud, ‚‚Inventaires de mss. 
provenant d’anciennes bibliothöques monastiques de Grande Bretagne“, 
Rev. d’hist. eccl. 33 (1937) 789—9ı und A.H. Sweat, „the library of 
Radegund’s Abbey‘, EHR. 53 (1938) 88—93 (Druck eines Biblio- 
thekskataloges s. XIV). 

In der Zs. f. kath. Theol. 62 (1938) 92—ı08 schätzt L. Hert- 
ling „die Zahl der Katholiken in der Völkerwanderungszeit‘‘, etwa 
im 6. Jahrhundert, auf 6 Millionen, die Zahl der arianischen Ger- 
manen um 500 auf einige Hunderttausend. 

Eine neue histor. Zs. für das flämisch-niederländische Sprach- 
und Kulturgebiet mit Einschluß Südafrikas und der Kunstgeschichte 
erscheint u.d.T. ‚„Nederlandsche historiebladen‘‘ unter der Redaktion 
namhafter holländischer und flämischer Gelehrten (Antwerpen, De 
Sikkel). Aus dem ı. Jahrg. (1938) verzeichnen wir: S. 18—26 H. van 
Werveke, ‚de kritick op des Marez’ voorstelling van de frankische 
Kolonisatie‘ mit Hinweis auf das jetzt grundlegende Buch von 
Fr. Petri. 

In der Zs. f. kath. Theol. 62 (1938) 37—75 entwirft B. Fi- 
scher ein Bild von dem ‚niederen Klerus bei Gregor d. Großen“, 
der als miles ecclesiae „die wesenhafte Doppelheit zwischen säkularem 
und sakramentalem Raume in sich‘ trage. 

Historische Zeitschrift 158. Bd. 26 
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Im Eranos (Acta philologica Suecana) 35 (1937) 105—19 macht 
Dag. Norberg ‚ad epistulas warias Merovingici aeui adnotationes" 
Verbesserungsvorschläge zu den Merowingerbriefen Epp. 3, 112 ff. 
und zu einigen Briefen aus der Sammlung des Desiderius von Cahors, 

W.H. 

Über Lorch (vgl. H.Z. 158, ı71) berichtet E. Swoboda, Die 
erste frühchristliche Kirche in Oberösterreich (Jahrb. d. Oberösterr, 
Musealver. 87, 1937, 439446). 

Die avarischen Funde aus Mähren stellt J. Skutil, Avarsk& 
nälezy na Morave, Vydalo Möstsk& museum v Litovli a 1937 
(30 S., dazu ı5 S. mit 23 Abb.) zusammen. H.2. 

Gerda Merschberger, Die Rechtsstellung der germa- 
nischen Frau. (Mannus-Bücherei 57.) Leipzig, C. Kabitzsch 
1937. 196 S. — Diese Arbeit, angeregt von Gustav Neckel, bemüht 
sich um den Nachweis, daß die germanischen Rechte die Frauen im 
Kern nicht schlechter behandeln als die Männer. Sie untersucht 
Verlobung und Heirat, das eheliche Güterrecht, das Rechtsverhältnis 
zwischen den Ehegatten, die Ehescheidung und das Erbrecht. So- 
lange es darum geht, alte Vorstellungen von einer gänzlichen Recht- 
losigkeit der Frau zu widerlegen, hat sie es natürlich leicht. Aber 
was dann an die Stelle kommt, geht meist auf der andern Seite übers 
Ziel und überzeugt trotz mancher guter Argumente und Begründungen 
nur an wenigen Stellen. Nur ein Beispiel: Alle Quellen ergeben als 
die Grundregel, daß über die Verheiratung des Mädchens der Vor- 
mund oder die Sippe entschied. Nun gibt es hier und da Einbrüche 
in die Regel, besonders in einem Teil der Rechte eine bedingte An- 
erkennung der Entführungsehe. Außerdem hat es den Brauch und 
gelegentlich auch die Pflicht gegeben, die Zustimmung des Mädchens 
einzuholen. Aber auch der Hauptzeuge für diesen Brauch, die islän- 
dische Überlieferung, bestreitet dem Vormund nirgends das genannte 
Recht. Trotzdem tut M. es (S. 19). Sie vertauscht Regel und Aus- 
nahme. Ein empfindlicher Mangel der Arbeit ist es, daß sie nur 
selten eine Quelle sprechen läßt, in der Ursprache, wie es unerläßlich 
ist, sogar nie. Die Übersetzung von altnord. lögrädandi mit gesetz- 
licher Berater statt gesetzlicher Vormund (S. ı7), von potestas mit 
Obhut (S. 84) läßt befürchten, daß eine planmäßige Nachprüfung der 
Quellen viele Ungenauigkeiten an den Tag bringen wird. 

Köln. Hans Kuhn. 

F. Adama van Scheltema, Der Osebergfund. Führer 
zur Urgeschichte, herausgegeben von Hans Reinerth, Bd. 7. Leipzig, 
C. Kabitzsch 1938. 2. Aufl. 78 S., 32 Textabb., 28 Taf. Kart. 
RM. 4.20. — Die Schrift ist heute wie bei ihrem ersten Erscheinen 
(1929) die beste Einführung in den Gegenstand. Text und Bilder 
haben bei der Neuauflage nur geringfügige Änderungen erfahren. 
Daß Vf. seine kunstwissenschaftliche Betrachtungsweise ausführlich 
in „Die altnordische Kunst‘‘ (1923), knapper in „Die Kunst unserer 
Vorzeit‘‘ (1936) dargetan hat, sei kurz in Erinnerung gebracht. 

München. H. Zeiß. 
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Über das vielverhandelte Thema ‚Die germanische Gefolgschaft 
im Heliand‘‘ bringt Th. Melicher in den MölIG. 5ı (1937) 431—55 
eine neue Materialzusammenstellung. 

Die Entdeckung einer neuen Hs. (Vat. Reg. lat. 192) ermöglichte 
A. Wilmart, „lordre des parties dans le trait# de Paulin d’ Aquilde 
comire Felix d’Urgel‘‘, Journ. theol. studies 39 (1938) 22—37, die Un- 
ordnung und Lückenhaftigkeit der bisher allein bekannten Hs. Par, 
lat. 2846 festzustellen. Von dem Widmungsbrief an Karl d, Gr. bringt 
er einen etwas längeren, allerdings fragmentarischen Text. 

Em. Aegerter, „Gottschalk et le problöme de la prödestination au 
1X* siöcle‘, Rev. de hist. des religions 116 (1937) 187—223 weiß 
noch nichts von den neuen Gottschalkfunden. 

In der BECh. 98 (1937) besprechen G. Tessier und M. Jus- 
selin, „Diplomata Carolorum‘‘, das neue französische Faksimile- 
werk der Karolingerurkunden; der erste stellt zusammen (S. 1—12), 
was sich daraus an Berichtigungen der Schreiberbestimmungen in 
der Diplomataausgabe Mühlbachers ergibt, der zweite deutet (S. 13 
bis 16) einige tironische Noten unter Diplomen Karls des Kahlen. 

Marcel Garaud, ‚les incursions des Normands en Poitou et leurs 
consöquences‘‘, Rev. hist. 180 (1937) 241—67 macht einigen Zweifel an 
den Quellenaussagen über die verheerenden Folgen der Normannen- 
einfälle geltend. Vgl. auch von demselben: ‚les vicomtes de Poitou‘‘, 
Rev. droit frang. 4e ser. 16 (1937) 426—49 über die Vizegrafen von 
Thouars, Melle, Aunay und Chätellerault vom 9. bis 12. Jahrhundert. 

In den Annales de !’Universit# de Grenoble 14 (1937) ı—ı3 refe- 
riert R. Latouche ‚,la politique imperiale au moyen äge et lhistorio- 
graphie allemande contemporaine‘‘ im Anschluß an Fr. Schneiders be- 
kannte Schrift über den gegenwärtigen Stand der Sybel-Fickerschen 
Kontroverse. 

Im Arch. stor. Lomb. NS. 2 (1937) 299-344 behandelt E. 
Besta ‚„i diplomi regi ed imperiali per la chiesa di Como‘‘, deren teil- 
weise Verfälschung bekannt ist, im Zusammenhang und will das Motiv 
der Fälschungen in nationalen Gegensätzen erblicken. ww... 

H. Piesker, Die Untersuchungen auf der Hünenburg bei Borg, 
Kr. Fallingbostel (Nachr. aus Niedersachs. Urgesch. 11, 1937, 144 bis 
163), schließt auf einen im 9. oder 10. Jahrhundert zerstörten, län- 
gere Zeit bewohnten Sitz einer sächsischen Edelingsfamilie. 

Die Frage des Wikingerelementes in den frühmittelalterlichen 
Slawenstaaten berührt H. Preidel, Das Begräbnis eines wikingi- 
schen Kriegers in Saaz, Böhmen (Mitt. Anthrop. Ges. Wien 58, 1938, 
8898), der dieses und ein Grab auf dem Hradschin mit dem Ein- 
fall Boleslaw Chrobrys in Böhmen 1003/04 in Zusammenhang bringt. 
Einwände gegen die Ansichten deutscher Bodenforscher über den 
Wikingereinfluß im slawischen Gebiet macht J. Kostrzevski, Quatre 
öptes de l’öre des Vikings trouvees en Grande-Pologne (Comment. Litt. 
Soc. Esthon. 30, 1938, 279—290). H.2. 

In der Zs. d. Harzvereins 77 (1937) ı25—ı29 findet man 
einen „Bericht über die Werla-Grabung‘‘ von W. Grosse, woraus 

26* 
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zu entnehmen ist, daß die Grabungsergebnisse äußerst vielgestaltig 
gewesen sind und, für die Kenntnis der Burg und Pfalz Heinrichs I, 
noch viel weitere Arbeit erfordern. 


Hch. Appelt, „Die falschen Papsturkunden des Klosters 
St. Benigne de Dijon‘, MölIG. 5ı (1937) 249—312, klärt die ver- 
schiedenen Bemühungen der Mönche dieses berühmten burgundi- 
schen Reformklosters, im ıı. und 12. Jahrhundert ihre Rechte durch 
Fälschungen zu erweitern. Es hätte sich wohl empfohlen, die noch 
unbekannten Texte, die Vf. bei seiner Untersuchung herangezogen 
hat, zu drucken. W.H. 


Brunos Buch vom Sachsenkrieg. Neu bearbeitet von 
Hans-Eberhard Lohmann. Deutsches- Mittelalter. Kritische 
Studientexte des Reichsinstituts für ältere deutsche Geschichts- 
kunde (Monumenta Germaniae Historica), Bd. 2. Leipzig, Karl W, 
Hiersemann 1937. 130 S. — In der Beurteilung Brunos und seines 
Werkes weicht Lohmann von den Auffassungen der älteren For- 
schung mehrfach ab. Nicht so sehr dadurch, daß er unsichere Ver- 
mutungen klar als solche kennzeichnet. Viel wichtiger ist, daß er 
nicht nur das Einwirken augustinischer Anschauungen in Betracht 
zieht, sondern auch die politischen Begriffe jener Zeit. Er meint, 
Bruno werde dem Leser menschlich nähergebracht, wenn man ihn 
als einen mit sächsischem Stammesbewußtsein erfüllten Politiker 
werte. Bei dieser Betrachtungsweise bleiben natürlich manche der bisher 
gegen Bruno geltend gemachten Einwände in Kraft. Ich selbst 
möchte L. nicht restlos beipflichten. Die Aufzeichnung der üblen 
Vorfälle in Heinrichs häuslichem Leben, die ohnedies nur auf Tratsch 
und Klatsch beruhen, spricht gegen Bruno, so und so. L. erörtert 
die benützten Vorlagen, die Zusammenhänge mit anderen Geschichts- 
werken und die Einflüsse Brunos auf die jüngere Geschichtschrei- 
bung. Seine Ergebnisse einer Überprüfung der handschriftlichen 
Überlieferung sind für die Textgestaltung einschneidend. Denn er 
konnte feststellen, daß der Erstdruck Martin Frehers auf eine ver- 
schollene Abschrift zurückgeht, daß der von Meibom besorgte Ab- 
druck der Gesta archiepiscoporum Magdeburgensium für die Zwecke 
der Ausgabe wertlos ist, daß alle Überlieferungen Brunos und der 
Gesta — soweit diese Brunos Werk ausschreiben — auf die gleiche, 
nicht sehr zuverlässige Abschrift des Buches vom Sachsenkrieg zu- 
rückführen. Hingegen gehen die einschlägigen Abschnitte des Anna- 
lista Saxo entweder auf Brunos eigenhändige Niederschrift oder auf 
eine gute Abschrift zurück und bieten mehrmals allein die richtige 
Lesung. Das gilt indes nicht für die Briefe; hier hat L. alle bisher 
bekanntgewordenen Überlieferungen herangezogen. Über die Ein- 
richtung der Ausgabe berichtet er auf S. ıı. Diese ist sehr sauber 
und zuverlässig gearbeitet. Für die weiteren Bände möchte ich vor- 
schlagen, daß die älteren Drucke hinter den Überlieferungsangaben 
vermerkt werden. 


Prag. H. Zatschek. 
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Zu der oft erörterten Frage, ob „das Diplom Kaiser Heinrichs V. 
vom 28. Dez. 1124 für das Kloster Engelberg‘ (St. 3202) echt sei 
oder nicht — die Entscheidung hängt von der Beurteilung der Signum- 
und Rekognitionszeille ab — nimmt D. W. H. Schwarz in der Zs. 
f. Schweiz. Gesch. ı8 (1938) ı—ı5 gegen A. Brackmann in bejahen- 
dem Sinne Stellung; auch die Echtheit von St. 3106 für Muri wird 
verteidigt. 

In der Zs. d. Harzvereins 77 (1937) veröffentlicht W. Grosse im 
Anhang zu seinem Vortrag „Lothar von Supplingenburg und seine 
Beziehungen zum Harzgebiet‘‘ (S. 81—99) eine um 1900 von dem ver- 
storbenen Harzforscher G. Bode entworfene Stammtafel der Grafen 
von Walbeck, die allerdings der Nachprüfung und Begründung be- 
dürfte; danach würde Lothar III. aus einer älteren Linie des Wal- 
becker Grafenhauses stammen, in der der Name Lothar vorkommt. 
Die Vermutung ruht nur auf dem Besitz der Grafschaftsrechte im 
Harz- und Derlinggau in den Händen von Lothars Vater und dem 
1044—63 hier genannten Grafen Bernhard, den Bode zum Vater des 
ersten Supplinburgers Gebhard (t 1075) machen will. 

A. Vetulani, „une swite d’ötudes pour servir A Ühistoire du ‚„De- 
crei‘ de Gratien‘‘, Rev. droit. frang., 4° ser. 16 (1937) 461—79, handelt 
über die Novellen Justinians bei Gratian. 

„Zur kanonistischen Schuldlehre in der Zeit von Gratian bis zu 
den Dekretalen Gregors IX.‘, d.h. zu dem so betitelten Werk von 
$t. Kuttner (Roma 1935) steuert Fr. Gillmann, Arch. f. kath. K.R. 
117 (1937) 329—62, eine lange Reihe von Berichtigungen bei. 

In den Anal. Boll. 55 (1937) 244—67 veröffentlicht M. Coens 
„un sermon inconnu de Rupert, abb& de Deutz, sur S. Pantal&on‘‘ mit 
interessanten Hinweisen über die Beziehungen der Gyda, Tochter 
des 1066 erschlagenen angelsächsischen Königs Harald und Gemablin 
und Mutter eines russischen Königs, zu Köln. 

„Wolfger von Prüfening‘‘, Mönch und Bibliothekar in den Jahren 
1130 bis etwa 1173, hat nach Hch. v. Fichtenau, MölIG. 51 (1937) 
313—57, eine umfangreiche Tätigkeit nicht nur als Urkundenschreiber 
und Verfasser des Traditionsbuches, sondern auch als Annalist und 
Verfasser der sog. Prüfeninger vita Ottos von Bamberg, der vita 
Theotgeri, und des unter dem Namen Anon. Mellicensis bekannten 
Schriftstellerkataloges entfaltet; leider konnte der paläographische 
Nachweis nicht durch Abbildungen verdeutlicht werden; die stil- 
kritischen Argumente sind nicht immer durchschlagend, doch ist 
das Ganze eine für die Literaturgeschichte des ı2. Jahrhunderts 
höchst fördernde und klärende Untersuchung. 

In der Zs. d. Aachener Gesch.-Ver. 57 (1936) 44—48 entwirft 
J. Gaspers ein kurzes Lebensbild des ‚Kölner Erzbischofs Philipp 
von Heinsberg‘. 

In den Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. Deutschen in Böhmen 75 
(1937) 97—ı1ı8 verteidigt W. Weizsäcker, „Die älteste Urkunde 
der Prager Deutschen‘, die von tschechischer Seite angefochtene 
Echtheit des Privilegs Sobieslaws II. von 1176—78. 
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In den Bijdr. voor vaderl. Gesch. 7 reeks 9 (1938) 1ı—54 be- 

ginnt P. A. Meilink ‚de Egmondsche geschiedbronnen‘‘, eine Aus- 
einandersetzung mit O. Oppermanns Auffassung von Abfassungszeit 
und Echtheit der Egmonder Geschichtsquellen und Urkunden, viel. 
fach in Gegensatz zu ihm. 
E Im Arch. f. kath. K.R. 117 (1937) 403—29 veröffentlicht und 
bespricht G. Post ‚some unpublished glosses (ca. 1210—14) on tk 
translatio imperii and the two swords‘‘; sie stammen aus einer Pariser 
Hs. der Comp. III und sind vielleicht die ältesten bisher bekannt- 
gewordenen juristischen Erläuterungen zu den wichtigen Dekretalen 
Innozenz’ III. über das Verhältnis von Staat und Kirche, besonders 
zur Dekretale Venerabilem. 

Jeanne Bignami Odier, ‚Notes sur deux mss. de la bibl. du 
Vatican contenant des trait&s in&dits de Joachim de Flore‘“‘, Mil. d’ar- 
ch6ol. et d’hist. 54 (1937) 211—41 gibt eine genaue Beschreibung der 
Hss. Vat. lat. 3822 und 4860 mit Abdruck einiger kürzerer Stücke, 

In den Bijdr. voor vaterl. gesch. 7 reeks 8 (1937) 129—74 be- 
ginnt K. Heeringa eine Reihe von ‚„onderzoekingen naar de geschie- 
denis van ons land vöör het interregnum‘‘ ; er handelt hier vorzugsweise 
über die Grafen und ihre Stellung in der Reichsverfassung und den 
sozialen Charakter des Hochadels; Ausgangspunkt ist der Besuch 
des Kardinallegaten Konrad in Utrecht 1226. 

In den „Beiträgen zur Gesch. des Münzwesens in Pommern im 
M.A. (bis ca. 1330)‘, Balt. Stud. NF. 39 (1937) 119—146, stellt A. 
Suhle die erhaltenen Prägungen und die urkundlichen Nachrichten 
über die Münzstätten zusammen. W.H. 

S. H. Steinberg, A Portrait of Beatrix of Falkenburg (Antiqu. 
Journ. 18, 1938, 142—145). Glasfenster mit der dritten Gemahlin 
Richards von Cornwall, wohl aus der Franziskanerkirche zu Oxford. 

MH, 2. 

Wir verzeichnen ferner: Et. Delcambre, ‚Geographie hist. du 
Velay; du pagus au comi& et au bailliage‘‘, BECh. 98 (1937) 17—66; 
W. Nauhardt, „Zum ersten Gedicht des Archipoeta‘, Z. f. dt. Altert. 
74 (1937) 268—71; K. Strecker, „Ein unbekanntes Goliardengedicht“ 
ebenda S. 276; Gius. Ermini, „Aspetti della sovranita pontificia nel- 
P"Umbria nel sec. XIII“, Boll. di stor. patr. per ! Umbria 34 (1937) 
5—28. W.H. 


SPÄTERES MITTELALTER (1250—1500) 
Zeitschriftenbericht von Erich Maschke 


Preußisch-Hansische Beiträge. Festgabe zur 60. Jahres- 
versammlung des Hansischen und 56. Jahresversammlung des Ver- 
eins für niederdeutsche Sprachforschung (Elbinger Jahrbuch. Heft 14, 
Teil ı, 1937). 147 S. — Vorträge zur 700-Jahr-Feier der 
Deutschordens- und Hansestadt Elbing. Elbing, Preußen- 
verlag 1937. 99 S. — Die „Preußisch-Hansischen Beiträge‘ sind 
nicht nur eine Festgabe für die im Titel genannten Vereine, sondern 
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auch eine Festschrift des „Elbinger Jahrbuchs‘“ für die Stadt Elbing, 
die im Jahre 1937 ihre 700-Jahr-Feier begehen konnte. Die Mehr- 
zahl der Beiträge behandelt daher Elbing in größerem Rahmen der 
hansischen und der allgemeinen Ostseegeschichte. Wikingereinflüsse 
auf Preußen stellen dar B. Ehrlich in seinem Forschungsbericht 
„Der preußisch-wikingische Handelsort Truso‘ und W. Neugebauer, 
„Die Bedeutung des wikingischen Gräberfeldes in Elbing für die 
Wikingerbewegung im Ostseegebiet‘‘, der die gotländischen Gräber 
aus Elbing bereits auf das 8. Jahrhundert datiert. Die Beziehungen 
von „Lübeck und Elbing‘‘ behandelt G. Fink unter Beifügung von 
Urkundenregesten von ca. 1260—1699 „Aus dem Lübecker Urkun- 
dentum“. Ch. Krollmann, „Danzig — Elbing — Königsberg. 
Stadtgründung und Politik im Preußenlande‘‘, arbeitet die politischen 
Hintergründe der Ordens- und der Lübecker Politik heraus, wobei 
seine Annahme einer festen Niederlassung Lübecker Bürger in Elbing 
vor 1237 nicht schlüssig erscheint; ebenso ist der Versuch, in der 
ı251 in Lemptenburg feststellbaren deutschen Gemeinde eine Burg- 
anlage der Lübecker in Erfüllung des Vertrages von 1242 zu sehen, 
nicht ausreichend begründet. A. Methner druckt mit ausführlicher 
Einleitung „Die älteste Handschrift des Lübischen Rechts für EI- 
bing‘‘, die er auf 1270—80 datiert. O. Greiffenhagen weist „Deut- 
sche Einwanderung in Reval aus Altpreußen, insbesondere aus Elbing 
und Danzig‘‘ im ı8. Jahrhundert nach. Kunstgeschichtliche (B. 
Schmid), sprachgeschichtliche (W. Ziesemer) und volkskundliche 
(K. Krüger) Beiträge runden das wertvolle Heft ab. — Die Vorträge, 
die in Elbing anläßlich der 700- Jahr-Feier der Stadt gehalten wurden, 
sind in einem sauber ausgestatteten Hefte von Stadtarchivdirektor 
Kownatzki herausgegeben worden. Unter ihnen berühren C. Mat- 
schoß, „Hundert Jahre Schichau im Rahmen der ostdeutschen Indu- 
striegeschichte‘‘, und W. Fürtsch, ‚Die Geschichte der Stadt-Werke 
Elbing‘‘, die neuere Wirtschaftsgeschichte der Stadt. E. Carstenn 
umreißt „Elbings deutsche Sendung in Preußen‘ packend und an- 
schaulich, aber nicht frei von Übertreibungen (S. 27: politischer Vor- 
rang in Preußen; S. 32: Elbingischer Staat). Von allgemeinster Be- 
deutung sind die beiden Vorträge von F. Rörig, „Die Erschließung 
des Ostseeraumes durch das deutsche Bürgertum“, und von H. 
Aubin, „Die geschichtliche Stellung der ostdeutschen Wirtschaft‘‘. 
Rörig führt die große politische und wirtschaftliche Leistung des han- 
sischen Bürgertums auf dessen blutsmäßige und menschliche Sub- 
stanz zurück: „Die bürgerliche Ostwanderung ist also kein wahl- 
loses Abströmen einzelner aus ihren organischen Zusammenhängen 
losgelöster Individuen: Die Ostwanderung zerstörte nicht den Zu- 
sammenhang der Familien, sondern baut sich auf ihn auf“ (S. 15). 
Die Gebundenheit aller bürgerlich-hansischen Leistung an das deut- 
sche Volkstum, die Härte in der Auslese der Führungsschicht und die 
Wehrhaftigkeit als wesentliche Voraussetzung des geschichtlichen Er- 
folges werden hervorgehoben. So entsteht das eindringliche und 
schöne Bild einer „der wichtigsten und erfreulichsten Kräfte unserer 
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deutschen Volksgeschichte‘. — Aubin schildert den Gang der Wirt- 
schaft im Gebiete des ostdeutschen Volksbodens. Durch die Zer- 
störung der über deutsche und nichtdeutsche Staaten reichenden 
Wirtschaftszusammenhänge des deutschen Volksbodens, die Landes- 
fürstentum und staatlich geschlossene Wirtschaftsgebiete verursachen, 
und durch die Wandlungen der Agrarwirtschaft wird die mittelalter- 
liche von der neueren Periode der ostdeutschen Wirtschaftsgeschichte 
getrennt. Der Vergleich der neueren preußischen und österreichischen 
Wirtschaftsgeschichte ergibt die gesamtdeutsche Dimension der Be- 
trachtung. Auswärtige und innerdeutsche Leistung weisen der ost- 
deutschen Wirtschaft einen Rang in unserer Geschichte zu, den 
Aubin klar und würdig herausstellt. 

Jena. E. Maschke. 

Luise Manz, Der Ordo-Gedanke. Ein Beitrag zur Frage 
des mittelalterlichen Ständegedankens (Beih. 33 z. Vjschr. f. Soz. u. 
Wg.). Stuttgart, Kohlhammer 1937. 53 S. 3,50 M. — Was diese 
Untersuchung einigermaßen sichtbar macht, ist etwa folgendes: Die 
mittelalterliche Ordo-Lehre wird von Augustin in der Nachfolge der 
Stoa philosophisch begründet. Sie sieht das All des Geschaffenen 
so von Gott geordnet, daß zusammen ist, was zusammengehört, und 
jedes Zusammengeordnete dort ist, wo es hingehört. In diese um- 
fassende Ordnung ist die Ordnung der ecclesia (= Christenheit) ein- 
gefügt, seit Gelasius als ‚„wiergue ordo‘‘ geistlicher und weltlicher 
Institutionen verstanden. Auf Grund dieser Zweiheit versucht Wala- 
frid Strabo eine ‚„‚comparatio ecclesiasticorum ordinum et saecularium“. 
Andere vergleichen die Ordnung der irdischen Stände mit der Ord- 
nung der Engelchöre. Wer in diesem alles umgreifenden Gefüge 
nicht dort ist, wo er hingehört, wer keinem ordo (als Stand) ange- 
hört, der hat überhaupt keinerlei Stand in der Welt, auf dem er vor 
Gott bestehen könnte. — Den „ordo‘‘ dieser Dinge hat die Vf. aber 
nur gerade geahnt und ihrer Untersuchung jedenfalls nur sehr un- 
deutlich zugrunde gelegt. Sie überdeckt ihn mit hilflosen Exzerpten 
aus der Literatur (z.B. über Paulus und über ‚sacerdotalis ordo“ 
bei Tertullian). Die Auswahl der spärlichen Texte geht offensichtlich 
auf wenige zufällige Begegnungen zurück (in den lateinischen Zitaten 
zahllose Druckfehler). Es handelt sich hier also um einen recht un- 
zulänglichen und nicht allein der Seitenzahl nach gar zu geringen 
Versuch, das große Thema zu bewältigen. 

Göttingen. W. Kamlah. 

The Overseas Trade of Bristol in the later Middle Ages, ed. by 
E. M. Carus-Wilson. (Bristol Record Society's Publications Vol. 
VII.) Bristol 1937. 338 S. — Der Handel Bristols, eines schon im 
Mittelalter bedeutenden Hafen- und Handelsplatzes, war in seinen 
Einzelheiten bisher wenig bekannt. Die Veröffentlichung, wenn 
schon nur eine Auswahl, läßt seine Art und Reichweite gut erkennen. 
In der Ausfuhr umfaßte er vor allem Wolle, dann, dem allgemeinen 
Wandel Englands folgend, im 15. Jahrhundert mehr und mehr Tuch. 
Er richtete sich naturgemäß vornehmlich nach der irischen Gegen- 
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küste, sodann aber auch sehr lebhaft nach den atlantischen Häfen 
Frankreichs und Spaniens einerseits und nach den nordischen Län- 
dern, hauptsächlich Island, andererseits. Den von Osten und Südosten 
herankommenden Wirtschaftsstrom aber fing London so gut wie 
ganz ab, nur selten verirrte sich ein Hanse nach Bristol, noch sel- 
tener trifft man Bristolsche Schiffe auf der Fahrt in die Ostsee. 
Die Einfuhrwaren, sind die in der westeuropäischen Fahrt üblichen: 
Wein, Öl, Salz, Güter des mittelmeerischen Raumes, die z. T. von 
Spaniern und Italienern, z. T. von Engländern angebracht werden. 
Dem vortrefflich angeordneten Bande, der fast ganz aus Urkunden 
und Akten besteht, hätte man doch eine die Ergebnisse vorläufig 
skizzierende Einleitung geben sollen. Es findet sich in ihm eine 
ganze Anzahl bemerkenswerter Vorgänge und Einzelzüge, von denen 
die Berichte über die 1480 und 1481 von Bristol aus angestellten Ver- 
suche, die angeblich westlich von Irland liegende Insel ‚Brasylle, 
Brasile‘‘ aufzufinden, hervorgehoben seien. Eine von 1303 bis 1482 
reichende Übersicht der von Bristol ausgeführten Tuche gibt wert- 
volle Hinweise auf den starken Anstieg dieses Hauptzweiges des eng- 
lischen Handels. 

Bremen. L. Beutin. 

M. Hein schildert quellengetreu die „Geschichte des Handels 
und Gewerbes von Olmütz im Mittelalter‘ (Olmütz, Verlag Kullil 
1935. ııı S. 2,50 M.) und setzt so der stolzen Geschichte dieser 
deutschen Bürgerschaft ein schönes Denkmal. Die handelsgeschicht- 
lichen Angaben sind, wie das bei Beschränkung auf eine bestimmte 
Stadt nicht ausbleiben kann, ein wenig farblos. Doch zieht die all- 
gemeine Handelsgeschichte Nutzen aus den gut belegten und mit 
einer Karte verdeutlichten Angaben über die „Straßenzüge von und 
nach O. bis zum Ende des 14. Jahrhunderts‘. Der Brückenmeister 
S. 50 ist doch wohl kein Handwerker. 

Leipzig. H. Heimpel. 

Acta processus litium inter regem Danorum et archiepiscopum Lun- 
densem. Novam editionen criticam curaverunt Alfred Krarup et 
William Norvin (Sumptibus instituti Carlsbergici). Hauniae in 
aedibus G. E. C. Gadii MCMXXXII 404 S. — Die Vf. haben 
alles erreichbare Material zur Geschichte der zum Teil in heftigster 
Form geführten Auseinandersetzungen zwischen den dänischen 
Königen Christoph I., Erich Glipping, Erich Menved und den im 
Sinne des kanonischen Rechts opponierenden Erzbischöfen von Lund, 
Jakob Erlandson (1253—ı1274), Johann Grand (1289—ı302), Esger 
(1310— 1325) in exakter Form zusammengetragen. Die Einleitung 
beschäftigt sich mit der Filiation der Codices, die die Grundlage 
für eine sehr sorgfältige Textgestaltung bilden; daneben sind vor 
allem die vatikanischen Register ausgeschöpft. Nicht nur für die 
Kirchengeschichte liegt hier wertvollster, bisher zerstreuter oder 
wenigstens in älteren Editionen zu suchender Stoff bequem und zu- 
verlässig gedruckt zu weiterer Bearbeitung vor; auch für die Ge- 
schichte der Päpste, vor deren Forum sich der Streit vielfach ab- 
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wickelte, ergibt sich mancherlei; endlich wird gerade die deutsche 
Geschichtschreibung an dem Buche nicht vorübergehen können, da 
auch der deutsche Norden von den Zwistigkeiten berührt worden ist. 

Dresden. W. Ohnsorge. 

G.L. Haskins veröffentlicht über den Juristen und Sekretär 
des englischen Königs, „Francis Accursius: a New Document‘ von 
ca. 1274/75 in: Speculum 13, 1938, S. 76—77. * 

P. F. Fournier veröffentlicht ‚„Nouveaux documents sur le 
jurisconsulte Pierre Jacobi et sa famille‘‘, den Verfasser der Practica 
aurea libellorum betreffend, von 1280—1338 (BECh. 98, 1937, S. 221 
bis 233). 

N. Denholm-Young behandelt ‚Richard de Bury (1287—1345)“ 
und seinen Liber Epistolaris in: Transactions of the Royal Hist. So- 
‚ciety, 4. Ser. 20, 1937, S. 135—ı68. 

F. Blockmans ‚Peilingen nopens de bezittende klasse te Gent 
omtreeks 1300‘ in: Rev. Beige 16, 1937, S. 632—665, gibt die typischen 
Biographien zweier Genter Patrizier. 

G. Bigwood beendet seine Abhandlung „La politique de la 
aine en France sous les rögnes de Philippe le Bel et de ses fils“ in: 
Rev. Beige 16, 1937, S. 95—129. 

G. L. Haskins untersucht „The Petitions of Representatives 
in the Parliaments of Edward I.“ in: EHR. 53, 1938, S. 1—2o. 

F. Gescher bringt wertvolle Aufklärungen ‚Um die älteste 
‘Satzung des erzbischöflichen Offizialats in Köln (um 1320)‘ auf 
Grund einer neu aufgefundenen Xantener Hs., deren Text er druckt 
(Ann. Niederrhein H. 131, 1937, S. 24—62). 

W. Neukam druckt in: 67. Jahresbericht des Hist. Vereins 
f. Mittelfranken (1937), S. 3—20 ein „Bruchstück eines verlorenen 
Ächtbuches des ehemaligen Kaiserlichen Landgerichts Nürnberg aus 
dem ı. Viertel des 14. Jahrhunderts‘‘ mit Aufzeichnungen über Ge- 
ächtete aus den Jahren 1319—1320. 

J. Ramackers datiert in: Ann. Niederrhein H. 131, 1937, 
$S. 151—ı62 ‚Das Memorienbuch des Stiftes Kaiserswerth‘‘ auf 
1323 und druckt einige Quellen zur Geschichte des Stifts. 

In dem Arch. f. Kultg. 27, 1937, S. ız1—286 erscheint die 
1932 abgeschlossene Arbeit von H. Schröder (gest. 1936) über 
„Die Protokollbücher der päpstlichen Kammerkleriker 1329—1347“ 
mit Regesten, Urkunden und Register. 

H. Otto, ‚Der Altar von St. Peter und die Wiederherstel- 
lungsarbeiten an der alten Basilika unter Johann XXII. und Bene- 
dikt XII.‘ (MölIG. 5ı, 1938, S. 470—490), klärt die Amtspflichten 
‚des Altararius und die Heranziehung der Amtsinhaber (1332—1342) 
zu den Bauarbeiten. 

H. Baron untersucht ‚„Franciscan Poverty and Civic Wealth as 
Factors in the Rise of Humanistic Thought‘ für Petrarca und das 
14. Jahrhundert sowie für das 15. Jahrhundert in: Speculum 13. 
1938, S. 1—37. E.M. 
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„Ein neues Petrarca-Bildnis“‘ macht Fritz Rougemont in 
Imprimatur, Jahrbuch für Bücherfreunde VII, Weimar 1936—37, 
$. 11r—30 (mit 7 Abb.) bekannt. Es handelt sich um ein Fresko von 
etwa 1380 im Oratorium des Hl. Georg in Padua, auf dem eine 
Staffagegestalt die Züge des Humanisten trägt, also um ein Parallel- 
bildnis zu der gleichzeitigen Darstellung der benachbarten Felix- 
kapelle im Paduaner Santo, auf das 1928 Andrea Moschetti die Auf- 
merksamkeit gelenkt hat. R.s Aufsatz enthält jedoch noch mehr, als 
der Titel ankündigt; denn der Vf. nimmt seinen Fund zum Anlaß, 
die geistigen und sozialen Voraussetzungen für die Entwicklung des 
italienischen Porträts im 14. Jahrhundert zu erörtern. Von verschie- 
denen Seiten aus wird die Darstellung des Individuums angepackt 
— besonders sinnfällig bei Petrarca, von dem wir nun Bilder haben, 
die ihn als den Frommen, den Gelehrten, den Eremiten und als das 
Glied der neuen humanistischen Gesellschaft darstellen. 

Göttingen. P. E. Schramm. 

D. Th. Enklaar will in: Tijdschrift voor geschiedenis, Band 53, 
137, Seite 45—51 ‚De partijnaam kabeljauw‘ aus dem Parteien- 
streit der „Heekschen‘ und ‚„Kabeljauschen‘“ in Holland um 1350, 
der erst im 15. Jahrhundert belegt ist, von den französischen 
„Cabochiens‘‘ ableiten. 

A. H. Burne untersucht die Quellen über „The Battle of 
Poitiers‘ 1356 in: EHR. 53, 1938, S. 21—52 unter Beifügung 
zweier Kartenskizzen. 

R. Hennig, ‚Der Verendrye-Stein‘ (Arch. f. Kulturgesch. 27, 
1937, S. 312—318, zieht „ein in Frankreich verschollenes erd- 
kundliches Kulturdenkmal‘“ für die Interpretation des ‚„Kensington- 
Steines‘‘ von angeblich 1362 heran. E.M. 

In den Fontes vitae S. Catharinae Senensis 20 (Firenze, G.C. 
Sansoni 1937, XX u. 385 S.) hat M.H. Laurent „i necrologi di 
San Domenico in Camporegio‘‘ die älteren Partien von zwei Nekro- 
logien des Dominikanerkonvents in Siena herausgegeben; es wird 
dadurch der Personenkreis erschlossen, der mit der Heiligen in Ver- 
bindung stand. Das Nekrolog der Klosterinsassen bietet gelegentlich 
kleine Biographien, die für die Seneser Wissenschaft und Mystik des 
14. Jahrhunderts aufschlußreich sind, W.H. 

G. Lapsley setzt gegen Richardson (EHR. 52, vgl. HZ. 156, 
S.406) die Diskussion über „Richard II’s ‚Last Parliament‘‘‘ fort 
in: EHR. 53, 1938, S. 53—78. 

B.-A. Pocquet du Haut-]Juss& schließt in: BECh. 98, 
1937, S. 234—282 seine Arbeit über „Le compte de Pierre Gorremont, 
receveur general du royaume (1418—1420)‘‘ ab. 

H. Stein schildert in: BECh. 98, 1937, S. 283—348 „Un di- 
plomate bourguignon du XV*® sidcle, Antoine Haneron‘‘ (f 1490) unter 
Abdruck einschlägiger Urkunden und Akten. 

J- Bielmann gibt einige Bemerkungen ‚Zu einer Handschrift 
der ‚Occulta Philosophia‘ des Agrippa von Nettesheim‘ in Würzburg 
in: Arch. f. Kulturgesch. 27, 1937, S. 318—324. 
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In sorgsamer kritischer Auseinandersetzung mit dem polnischen 
Schrifttum untersucht G. Sappok ‚Das Deutschtum des Veit 
Stoß in Name, Herkunft und künstlerischer Eigenart‘ in: Dte. 
Monatshefte in Polen 4 (14), 1938, S. 363—385. E.M. 


REFORMATION UND GEGENREFORMATION (1500—1648) 


Zeitschriftenbericht von Walther Köhler 


Aus dem zweibändigen Werke von Joh. v. Walter: Die 
Geschichte des Christentums ist in Sonderausgabe heraus- 
genommen worden: ‚Die Reformation‘ (Gütersloh, Bertelsmann 1935. 
IV u. 346 S.). Zeitlich bis zum Augsburger Religionsfrieden 1555 
reichend, geht das Buch im Aufbau die gewohnten Bahnen, verrät 
aber eine selbständige quellenmäßige Verarbeitung des Stoffes, die 
nicht selten eine neue Beleuchtung erzielt, und ist formell gut ge- 
schrieben. Die Persönlichkeit Luthers ist stark in den Vordergrund 
gerückt, der politische Rahmen tritt zurück, ohne aber irgendwie ver- 
nachlässigt zu sein; nur bei der überhaupt etwas stiefmütterlich be- 
handelten schweizerischen Reformationsgeschichte vermißt man die 
starke Verflochtenheit in die deutsche Reformation und den Nach- 
weis der Parallelentwicklung. Zwinglis grandiose Bündnispläne gehen 
auf Straßburg zurück, und so harmlos, wie $. 298 die von den Luthe- 
ranern in Marburg 1529 am Schluß der Verhandlungen proponierte 
Unionsformel dargestellt wird, war sie tatsächlich nicht; sie war für 
Zwingli, wollte er sich nicht völlig aufgeben, um des substantialiter 
willen unannehmbar, ebenso wie sein Ablehnen der Verbindung mit 
den Schmalkaldenern nicht unter die politische Kategorie des „Ver- 
weigerns‘‘ (S. 305) gestellt werden darf, hier lagen religiöse Interessen. 

ber Erasmus von Rotterdam wird man sich wohl nie einigen können, 
aber Skeptiker (S. 63) war er im Grunde nicht, seine mystische Reli- 
giosität, die von der devotio moderna herstammt (gegen S. 65), war 
echt. Sehr eingehend und umsichtig wird der Bekehrungsprozeß 
Luthers im Kloster dargestellt, die einzelnen Momente werden her- 
ausgearbeitet, insbesondere dem Erlebnis an Röm. ı, ı7 der Platz 
am Abschluß (nicht am Anfang) zugewiesen. Meine (viel angefoch- 
tene) These, daß Luther als Student kein Grübler war, sein Kloster- 
eintritt hier in keiner Weise vorbereitet, sondern durch den Schrecken 
über den Blitzstrahl bedingt war, freute ich mich, auch von v. Walter 
vertreten zu sehen; anderseits ist die These Kohlmeyers von der Ent- 
stehung der Schrift ‚an den christlichen Adel‘ übernommen, und aus 
der ‚Freiheit eines Christenmenschen‘ die Mystik ganz herausstrei- 
chen zu wollen, wird kaum angehen; sie liegt nicht in dem Bilde der 
Ehe der Seele mit Christus, sondern in der negativen Fassung der 
Ethik als Beseitigung von Hindernissen für den Glauben. Bei den 
Verhandlungen in Worms 1521 wird — mit Recht — starker Nach- 
druck auf die Beratungen mit Vehus gelegt, die eine eingehende 
Darstellung finden. Demgegenüber wird Luthers Stellung im Bauern- 
krieg sehr kurz behandelt. Ob der ‚„Neukarsthaus‘‘ von Bucer ist, 





Reformation und Gegenreformation (1500—1648) 417 


wie S. 240 uneingeschränkt behauptet wird, ist immer noch fraglich, 
und die Täufer hätten ein besseres Prädikat als ‚„‚mystischer Spiri- 
tualismus‘‘ verdient, sie waren ursprünglich schlichte Bibelchristen. 
Mit der Ansetzung des Lutherliedes „Ein feste Burg‘‘ 1528 wird 
v.W. vermutlich (trotz Wolfram) recht behalten. Eine eingehende 
und gute Darstellung findet die Begründung des landesherrlichen 
Kirchenregimentes. W. Köhler. 

Der Aufsatz von H. Schuller: ‚Humanismus und Volkstum ins- 
besondere in Siebenbürgen‘ (Auslanddtsche, Volksforschg. 2, 1938): 
illustriert die auf Joachimsen, Ellinger u.a. fußende These, daß 
Humanismus und Volkstum nicht in Gegensatz gebracht werden 
dürfen, vielmehr in der neulateinischen Literatur die Scheidewand 
zwischen Deutsch und Latein fallen muß, an den drei siebenbürgi- 
schen Pfarrern Johs. Honterus, Valentin Wagner und Christian Sche- 
säus, deren deutsche Verbundenheit gezeigt wird. 

Für die Namenforschung und die Kenntnis des Straßennetzes 
im Mittelalter und in der Reformationszeit in den Niederlanden ist 
wichtig die Abhandlung von Fr. Leyden: ‚De oude Wegen en de 
voormalige Voorden in Nederland‘‘ (Bijdr. voor Geschied. en Oudheidkde 
7. R. 9, 1937). 

Nach einleitenden Ausführungen über die erste positive Wertung 
Machiavells im Zeitalter des Idealismus behandelt H. Freyer: ‚„Ma- 
chiavelli und die Lehre vom Handeln“ (Zs. f. dtsche. Kulturphilos,. 4, 
1938) die politischen Gedanken des Florentiners nicht als Theoreme, 
sondern als ‚zur Situation Italien 1513 gehörig‘, und arbeitet beson- 
ders die von M. gezogenen Grenzen des politischen Handelns heraus. 

J. Schnitzer kennzeichnet in Nationalsoz. Monatsh. 9, 1938 in 
umfassendem Kulturbilde „Alexander VI.“ als den Wüstling auf 
Petri Stuhl. 

E. Schäfer: ‚Der Verkehr Spaniens mit und in seinen ameri- 
kanischen Kolonien‘ (Iber.-Amerik. Arch. ıı, 1938) zeigt die Bindung 
dieses Verkehrs an die 1503 zu Sevilla begründete Casa de la Contra- 
taciön de las Indias (das Indische Handelshaus), die mit geschlossenen 
Flotten der Privatreederei arbeitete; gegen Ende des Jahrhunderts 
macht sich der Antagonismus Englands fühlbar, und nach dem 
Untergang der Armada 1588 bzw. dem siegreichen Angriff der Eng- 
länder auf Cadiz 1596 konnten die Indienflotten nur mühsam zu- 
sammengebracht werden. Der Schluß des Aufsatzes befaßt sich mit 
dem Verkehr zu Lande in den Kolonien. 

O. Tornau: ‚Die Halberstädter Gepräge mit Wahlspruch oder 
Namen und Titel sowie Wappen des Administrators Kardinalerz- 
bischofs Albrecht von Brandenburg 1513—1545‘‘ (Dtsche. Münzbll. 
58, 1938) stellt fest, daß die betr. Münzen anfangs im Auftrage und 
für Rechnung des Administrators Albrecht von Domkapitel und Rat 
in ihren Münzstätten geprägt wurden und erst später, vielleicht in- 
folge der Geldschwierigkeiten des Kardinals, die beiden Körper- 
schaften im Einverständnis mit Albrecht die Ausmünzung für eigene 
Rechnung fortsetzten. 
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M.Fouche&: „Les grandioses funerailles de la reine Anne, du- 
chesse de Bretagne‘ (Rev. des dtud. hist. 104, 1937) gibt ein bis: 
ins einzelne gehendes Kulturbild dieser Leichenfeier 1514. 

„Eine unbekannte Basler Stadtansicht vom Jahre 1518‘ erläu- 
tert H. Reinhardt in Basler Zs. f. Gesch. u. Altert.-Kde. 35, 1936. 

W.K. 


Aktensammlung zur Geschichte der Basler Reforma- 
tion in den Jahren 1519 bis 1534. Im Auftrage der Histori- 
schen und Antiquarischen Gesellschaft zu Basel herausgegeben von 
Paul Roth. III. Band ı518 bis Juni 1529. Basel, Hist. und 
Ant. Gesellschaft 1937. XI u. 680 S. — Nach dem Tode Emil Dürrs. 
im Jahre 1934 übernahm Staatsarchivar Dr. Paul Roth in Basel 
die alleinige Fortführung der Basler Aktensammlung, an der er bis- 
her als Mitarbeiter gewirkt hatte. Der vorliegende Band umfaßt 
zeitlich eine kurze Spanne, bietet aber die für die Basler Geschichte 
und die Reformationsgeschichte im allgemeinen sehr wichtigen Doku- 
mente für den Entscheid in der Basler Reformation. Im Rahmen der 
schweizerischen Entwicklung ist die Basler Kirchenbewegung durch- 
aus ein Einzelfall. Der Stadtstaat Basel hatte als eines der jüngsten 
Mitglieder des eidgenössischen Bundes die Pflicht zur Vermittlung 
bei Kämpfen zwischen den eidgenössischen Bundesgliedern. Dieser 
besonderen Stellung ist denn auch Basel nachgekommen, und es 
ließ sich bis 1528 in keines der beiden konfessionellen Lager der Eid- 
genossenschaft hinüberziehen. Ist demnach der Anschluß an die 
Reformation nur langsam und zögernd erfolgt, so waren hiefür auch 
eine Reihe von inneren Gründen maßgebend. Erst 1521 hatte die 
Stadt die Wahl des Bürgermeisters den Händen des bischöflichen 
Stadtherrn entwunden, und von jetzt an gingen Bischof und Stadt 
getrennte Wege. An Bischof und Universität hatte Basel Zentren 
des Katholizismus, deren Bedeutung nicht unterschätzt werden darf. 
Die Säkularisation der Klöster hatte schon 1525 begonnen. Mit der 
Reformation verband sich immer deutlicher die Revolution, es kam 
zum Bildersturm, und im Mai 1528 entfernte die Bürgerschaft in fünf 
Kirchen die Bilder und Kirchenzierden. Als neues Ergebnis der 
Quellen darf das Verhalten des Bischofs und des Domkapitels ver- 
merkt werden, indem beide Instanzen keinen eigentlichen Wider- 
stand entgegenzusetzen in der Lage waren. Gewiß ließ man sich 
von den ebenfalls bedrohten Diözesen Straßburg und Konstanz be- 
raten, aber eine große Gegenaktion unterblieb. Immer deutlicher 
wurde die Unterhöhlung des alten Kirchenwesens: das Kapitel floh 
nach Neuenburg a. Rh., indessen der Bischof in Pruntrut oder Dels- 
berg residierte. Der Bischof selbst, Philipp von Gundelsheim, war 
eine durchaus integre Persönlichkeit, und die Berichte an ihn über 
die Ereignisse in Basel sind von nicht zu überbietender Lebendigkeit. 
Die erste evangelische Synode fand im Mai 1529 statt, und nunmehr 
vollzog sich der Übergang zum neuen Glauben unaufhaltsam. Be- 
sondere Schwierigkeiten ergaben sich aus der Liquidation des auf 
Reichsboden gelegenen Basler Klosterbesitzes: Hier hatte die Stadt 
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auf die machtpolitischen Tatsachen Rücksicht zu nehmen. — Der 
editionstechnisch alle Ansprüche erfüllende Band ist eine vorzügliche 
Leistung; er enthält das Register zu den drei ersten Bänden der 
Aktensammlung. 

Zürich. A. Largiader. 

„La plus ancienne marque de Joss& Bade‘‘ (1520), des berühmten 
Pariser Druckers, von der Hand Dürers, sich findend auf den Efi- 
stolae des Wilh. Budaeus, wird in Bull. protest. frang. 87, 1938 abge- 
bildet und erläutert [wohl durch J. Pannier]. 


In seinen ‚Einzelheiten zur Entdeckungs- und Kulturgeschichte 
des östlichen Südamerika‘ (Iber.-Amerik. Arch. ıı, 1938) gibt R, 
Lehmann-Nitsche die historische Erklärung des Namens Monte- 
video (1520). 

H. Barge schließt in Ev. Sozial 1938 H, ı seine Aufsatz- 
reihe: „Luthers Kampf gegen den Mammonismus“ (vgl. H.Z. 156, 636) 
ab durch Abgrenzung Luthers gegenüber dem Frühmittelalter, mit 
dem er nur an der Oberfläche sich berührt, und gegen Calvin: Luther 
hat den Darlehenszins rundweg verworfen, hingegen nicht den An- 
teil des Geldgebers an dem Gewinn aus zu wirtschaftlichen Zwecken 
hergegebenen Summen; Calvin gestattet den Darlehenszins, verlangt 
aber anderseits Befolgung der Bergpredigt und gerät so praktisch 
in Widersprüche. — Erwähnt seien hier, wenn sie auch wesentlich 
philologisch-metrischer Art sind, die für das Verständnis Luthers als 
Dichter wesentlichen Ausführungen von G. Baesecke: ‚Luthers 
deutscher Versbau‘ (Beitr. z. Gesch. der dtschen. Sprache u. Lit. 62, 
1938). — H. Schuster: ‚Luther und das Wort-Gottes-Problem‘ 
(Zs. f. Theol. u. Kirche 19, 1938) befaßt sich weniger mit Luther 
als mit der gegenwärtigen bekenntnismäßigen Theologie, deren Buch- 
stabenglaube mit Luthers Polarität von Objekt und Subjekt kon- 
frontiert wird. 


Der ‚zur 450. Wiederkehr seines Geburtstages‘ geschriebene Ar- 
tikel: „Ulrich von Hutten und die Reformation‘ (Wartbg. 37, 1938) 
von Gerh. Ritter lehnt die Auffassung von D. Fr. Strauß (Hut- 
ten der idealistische Liberale) und P. Kalkoff (Hutten der literarische 
Strauchdieb) in gleicher Weise ab und zeichnet Hutten im Rahmen 
der nationalistischen Bewegung, von der aus er an die Fragen der 
Kirchenreform gelangte, an Luther festhielt, obwohl er dessen eigent- 
liches Anliegen niemals verstanden hat; trotz seiner romantischen 
Utopie verdient er als Erwecker nationalen Stolzes und ehrlicher 
Charakter einen ehrenvollen Platz. 

Der anschaulich geschriebene Aufsatz von F. v.d. Heydt: „Na- 
türliche Religion und reformatorischer Glaube‘ (Wartbg. 37, 1938) 
versteht die Reformation als einen aus dem N. T. geborenen ‚‚Pro- 
test aus dem oberen Stockwerk‘‘ gegen die Verkuppelung von Ver- 
nunft und Offenbarung bei Thomas v. Aquino, übersieht aber, daß 
sowohl das N. T. (Paulus Röm. 2, 15), als auch Luther selbst etwas 
von einer natürlichen Theologie wissen. 
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H. S. Bender: „The Theology of Conrad Grebel‘‘ (Mennon. 
Quart. Rev. ı2, 1938) behandelt die Quellenfrage: die Zeugnisse 
über andere Täufer dürfen nicht ohne weiteres auf Grebel übertragen 
werden. Hauptquellen sind: in gratiam reducis Evangelii 1522, ‚der 
Brief‘ an Thom. Münzer, 5. 9. 1524 nebst Appendix, die Prote- 
station vom Dez. 1524, der in Zwinglis Elenchus erwähnte libellus. 

Als Nr. ı der ‚Schriftenreihe des Mennonitischen Geschichtsver- 
eins‘ erschienen „Beiträge zur Geschichte der Mennoniten“ 
(Karlsruhe, Schneider 1938. 97 S.), d.h. die (gekürzte) Festgabe 
für D. Christ. Neff zum 70. Geb. Inhalt: A. Braun: Die kirch- 
lichen Spaltungen in den rußlanddeutschen Mennonitengemeinden 
(seit 1789 bis zur Gegenwart); W. Fellmann: Kriegsheimer Menno- 
niten und Quäker in ihrer religiösen Verschiedenheit (1660 ff.; die 
Quäker sind die Radikalen, weigern Abgaben und Sonntagsheiligung) ; 
E. Händiges: Beiträge zur Geschichte der Mennonitengemeinde EI- 
bing-Ellerwald (1528 ff. Geschichte der Einwanderung, Schilderung 
der Lebensgewohnheiten, Mitteilung der noch vorhandenen hand- 
schriftlichen Aufzeichnungen). — Chr. Hege: Heidelberg. Einflüsse 
auf die Geschichte der Mennoniten (die Stellung der pfälz. Kurfür- 
sten zum Täufertum seit 1528, die Einwanderung schweizerischer 
Mennoniten nach dem z30jähr. Krieg), — G.Hein: „Täufer in 
Speyer‘ (nach Akten eines Prozesses von 1533; das Täufertum kam 
von Straßburg nach Speyer unter Führung von Leopold Scharn- 
schlager). — W. Köhler: Zur Geschichte des Täufertums im Stifte 
Kempten (nach Akten des bayer. Hauptstaatsarchivs; 1544 ff., Nach- 
richten über das Beerdigungswesen der Täufer). — E.Crous: Zu 
den Bibelübersetzungen von Haetzer und Denk (bibliograph. Nach- 
lese zu der von Baring in Arch f. Refgesch. Bd. 31 gebotenen Biblio- 
graphie). — O. Schowalter: Die Mennoniten in der allgemeinen 
deutschen Literatur (d.h. in Romanen, Briefsammlungen, Biogra- 
phien). — O. Schowalter: Bibliographie von D. Chr. Neff. 

T.S. Jansma: ‚De Geloofsovertuiging van Willem den Rijke“ 
(Bijdr. voor vaderl. Geschied. en Oudheidkunde 7, R.9, 1937) kommt 
unter Beibringung neuen Materials zu dem Ergebnis, daß Wilhelm 
der Reiche wohl mit Luther sympathisierte, aber nicht als Luthe- 
raner angesprochen werden darf, vielmehr eine Reform innerhalb 
der Kirche erstrebte. 

J. Horsch: „The persecution of the evangelical Anabaptists“ 
(Mennon. Quart. Rev. ı2, 1938) gibt unter Mitteilung zahlreicher 
Quellenauszüge ein Bild der Täuferverfolgung in den einzelnen 
Ländern; das erste Tolerieren der Täufer erfolgte unter Wilhelm von 
Oranien. 

An Hand zweier mitgeteilter Urkunden stellt P. Beuzart: „Sur 
V’origine de Louis de Berquin‘‘ (Bull. protest. frang. 87, 1938) fest, daß 
der spätere französische Märtyrer der aus den beiden Dörfern Vieux- 
und Neuf-Berquin bestehenden Seigneurie de Berquin entstammte, 
östlich von Nieppe und nördlich von Merville (aus dem Weltkrieg 
bekannt), einer Gegend, in der man flämisch sprach, so daß es jetzt 
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nicht mehr wundernimmt, daß L. Berquin Luthers Schrift ‚an den 
christl. Adel‘ in deutscher Sprache verstand. 

R. Mazauric: „Une famille r&formde messine: de Heu“ (Bull. 
protest. frang 87, 1938) gibt eine mit genealogischen Tafeln aus- 
gestattete Geschichte der in Metz beheimateten Familie 1531 ff. 

W. Andreas: ‚„Calvinismus in Ungarn‘ (Kyrios 2, 1937) skiz- 
ziert das Eindringen der Reformation in Ungarn unter Einwirkung 
der politischen Verhältnisse, um dann die Festschrift der Universi- 
tät Debrecen zum 400. Jahrestag der Institutio von 1536 zu be- 
sprechen. 

H. Strohl: „Th6ologie et Humanisme & Strasbourg au moment de 
la cröation de la haute-cole“‘ (Rev. d’hist. et de phil. relig. 17, 1937) 
behandelt vergleichend Bucers und Calvins Stellungnahme zu den 
humanistischen Wissenschaften; jener betont stark die durch die 
Lehre der Philosophen dem Christen gewährte Hilfe, während dieser 
sie herunterdrückt und nur für die politische Führung der christlichen 
Stadt den Nutzen des Studiums der Alten anerkennen will. 

Die von J. Pannier in Bull. protest. frang 87, 1938 dargestellte 
Reformationsgeschichte von ‚„Couches (Eglises de Bourgogne)‘‘ setzt 
mit 1536 ein; die einzelnen „vestiges du passe‘ werden aufgezeigt. 

A.Casadei: ‚Juan de Valdes‘‘ (Religio 14, 1938) weitet seine 
Anzeige der Ausgabe des Alfabeto Cristiano von Valdes durch B. 
Croce (1938) und der Valdesbiographie von E. Cione (1938) zu einer 
selbständigen Abhandlung über die Gedankenwelt des Reformtheo- 
logen aus und bietet im Anhang aus dem Staatsarchiv Modena einen 
unbekannten Brief von Valdes an Kardinal Ercole Gonzaga 1536, 
Juli 13. 

J. D. Benoit: ‚Calvin et le baptöme des enfants“‘ (Rev. d’hist. et 
de philos. relig. 17, 1937) zeigt die Bemühungen Calvins, die Kinder- 
taufe aus der Hl. Schrift zu rechtfertigen und als mysteriöse Gnaden- 
applikation zu deuten — berechtigt nur als kirchliche Handlung 
(daher keine Nottaufe). 

C. Stange veröffentlicht in Zs. f. systemat. Theol. 14, 1937 
drei Vorträge über ‚Die schmalkaldischen Artikel Luthers‘, die 
nach ihrem Bekenntnischarakter und ihrer Heilslehre gewürdigt 
werden. 

Mit dem 1927 in der Zs. des Ver. f. hess. Gesch. u. Landeskde. 
N.F. ı8, Ergänzungsheft, veröffentlichten Witzenhäuser Stadtbuch 
befassen sich die als H. 4 der Beiträge zur Geschichte der Werra- 
landschaften und ihrer Nachbargebiete erschienenen Untersuchungen 
von O.v. Natzemer: Das Liegenschaftsrecht des Witzenhäuser 
Stadtbuchs ı558—ı612 und K. A. Eckhardt: Gewährschaft 
und Übereignung (Weimar, Böhlau Nachf. 1937. 48 S. M. 2,60). 
Die das Gemeinschaftseigentum, Sondereigentum, Eigentumserwerb 
und Währschaft, die Form der dinglichen Verträge behandelnden 
Untersuchungen sind wertvoll, weil an jenem Rechte sich noch im 
letzten Drittel des 16. Jahrhunderts eine rein deutschrechtliche 
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Entwicklung beobachten läßt gegenüber dem vordringenden römi- 
schen Recht. 

L. Junod: „Pasteurs rentres en France en 1562° (Bull. protest, 
frang. 87, 1938) teilt aus dem Lausanner Archiv zwei „Attestations“ 
der Berner Regierung mit für französische Pfarrer, die 1562 aus der 
Schweiz nach Frankreich zurückkehrten. 

Ch. Bost: „En Normandie en 1568 (Bull. protest. frang. 87, 
1938) zeigt an Hand von drei mitgeteilten Dokumenten die Wirkung 
des Ediktes von Longjumeau vom 23. März 1568 auf die Vicomtes 
Conches und Beaumont-le-Roger; die Protestanten protestierten 
gegen den von ihnen geforderten Eid auf den König, die Katholiken 
klagten über Vertragsverletzungen. 

H. Bernard bestimmt in Rech. de science velig. 28, 1938 
„L'attitude du Pöre Maithieu Ricci en face des coutumes et rites chi- 
nois‘‘ dahin, daß der Jesuit nach Möglichkeit Anpassung an nicht 
unmittelbar als superstitiös empfundene Lehren und Gebräuche des 
Konfuzianismus erstrebte, um die Gebildeten zu gewinnen. 

H. Hettema: ‚Tiel- in het Begin van onzen Opstand‘‘ (Bijdr. 
voor Geschied. en Oudheitkde. 7, R. 9, 1937) stellt aus den Quellen ein 
förmliches Diarium seit Mai 1572 zusammen zum Beweis, daß die 
Stadt Tiel bis 1579 in Händen der spanischen Partei war; das Ge- 
rücht, sie sei Ende Juli 1572 in den Händen der Geusen gewesen, 
ist falsch. 

Die Frage: ‚Anton Wilhelm oder Wilhelm Zacharias der Bau- 
meister des Stettiner Schlosses ?‘‘ entscheidet W. Boeck in Forsch. 
Br. Pr. Gesch. 50, 1938 an Hand von Urkunden zugunsten von 
Zacharias, der 1575—77 in Stettin arbeitete; Anton Wilhelm hat 
überhaupt nicht existiert, der urkundlich begegnende ‚Meister Wil- 
helm‘ ist Zacharias. 

Joh. Schultze veröffentlicht in Forsch. Br. Pr. Gesch. 50, 1938 
aus dem Geh. St.-A. das von der Stadtverwaltung angelegte fami- 
liengeschichtlich wertvolle Register über ‚die Pest in Spandau 1576“, 
das für die Zeit vom Juli bis Dezember 475 Todesfälle, überwiegend 
unter Kindern und Jugendlichen, verzeichnet. 

„Aus Renward Cysats Sammelbänden‘‘ in der Bürgerbibliothek 
Luzern teilt L. Weisz in Zs. f. schweiz. Kirchengesch. 32, 1938 Ab- 
schnitte aus einer Luzernergeschichte (Landschaft Luzern), zumeist 
den Ausgang des 16. Jahrhunderts betreffend, mit; in jenen Sammel- 


bänden steckt die Anlage einer eidgenössischen und Luzerner Ge- 
schichte. W.K. 


The Harkness Collection in the Library of Congress. Documents 
from early Peru. The Pizarros and the Almagros 1531—ı1578. Wa- 
shington, United States Government Office 1936. XI, 253 S. — Im 
Jahre 1929 schenkte Herr Edward S. Harkness der Bibliothek des 
Kongresses der Vereinigten Staaten in Washington eine umfangreiche 
Sammlung wertvoller alter spanischer Handschriften über die Neue 
Welt, deren Veröffentlichung sogleich in die Hand genommen wurde. 
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1932 erschien als erster Band ein allgemeiner ‚Calendar of Spanish 
Manuscripts concerning Peru, 1536—ı1651°. Von derselben Heraus- 
geberin Miß Stella R. Clemence liegt nunmehr hier der zweite Band 
vor; er ist sehr sorgfältig und kenntnisreich herausgegeben, ist 
äußerlich geschmackvoll und würdig ausgestattet. Neben anderen, 
ihnen nahestehenden Persönlichkeiten sind alle Pizarros mit Aus- 
nahme von Juan, der beim Angriff auf Cuzco fiel, und die beiden 
Almagros, Vater und Sohn, in der Sammlung vertreten. Die beiden 
Führer, Francisco Pizarro und Diego Almagro, zeigen — Pizarro 
zehnmal —, daß sie nicht einmal so viel schreiben gelernt hatten, 
daß sie ihre Namen unter die Dokumente setzen konnten. Die Schrift- 
stücke sind überwiegend geschäftlicher Art: Kontrakte, Verträge, Geld- 
angelegenheiten, Familienabmachungen der Pizarros untereinander. 
Aber es sind auch Verwaltungsakten da und Staatsschriften: Er- 
nennungen, Bestallungen, Encomienda-Verleihungen, drei Dokumente 
über den Verkauf der Flotte Pedros de Alvarado, Francisco Pizarros 
Anweisung für Alonso de Alvarado zur Gründung einer Stadt in 
Chachapoyas und Anordnungen und Anweisungen Gonzalo Pizarros, 
der zwar ein Rebell, aber sich hier ‚„‚gobernador y Capitan general en 
estos vreynos del Peru por su magestad‘‘ nennt, an seinen Maestre de 
Campo, den genialen, aber berüchtigten Francisco de Carvajal. — 
Die Anmerkungen zur englischen Übersetzung dieser wertvollen und 
willkommenen spanischen Urkunden (S. 215—239) und der Index zur 
englischen Übersetzung (S. 241—253) zeigen, daß die Übersetzung 
als das Wichtigste dieser Veröffentlichung gedacht ist, während in 
der Tat für den Amerikanisten, der Spanisch versteht und für den 
Übersetzungen nur ein Notbehelf sind, der spanische Originaltext das 
Kernstück dieses Buches ist. 
Ahrensburg, Holstein. Friederici. 


Von dem Calendar of the Patent Rolls ist der erste Band der 
Regierung Philipps und Marias erschienen, die Jahre 1553—1554 
umfassend (London, Stationary Office 1937. 681 S. £ı. 15 h.). 
Die Anlage entspricht den Bänden für die Zeit Edwards VI. Beson- 
ders reich ist der für die Wirtschaftsgeschichte erschlossene neue 
Stoff. K. 

A. Kleiser gibt in Monumenta Nipponica ı, 1938 nach unver- 
öffentlichten Quellen aus dem römischen Archiv der Gesellschaft 
Jesu einen Bericht über ‚„P. Alexander Valignanis Gesandtschafts- 
reise nach Japan zum Quambacudono Toyotomi Hideyoshi 1588— 
1591“, d.h. zu dem ersten Machthaber Japans, der, ursprünglich 
christenfreundlich, Feind und Verfolger geworden war und nun 
durch Valignani umgestimmt wurde; voraufgeschickt ist eine 
Lebensskizze des aus Chieti stammenden Missionars aus der Feder 
von G. Voß. 

W.Pferdekamp: ‚Enrico Martinez oder die Wassersnot in 
Mexiko‘ (Ibero-Amerik. Arch. ıı, 1938) stellt fest, daß der berühmte 
Schöpfer der Entwässerungsanlage von Mexiko (durch einen unter- 
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irdischen Kanal) in Hamburg geboren ist, also nicht Holländer, Fran- 
zose oder Spanier ist, und schildert die Schicksale seines Lebens- 
werkes 1607 ff. 

G. Zeller beginnt in Rev. des cours et conferences 39, 1938 eine 
Reihe von Aufsätzen über ‚Les relations internationales au temps 
des guerres de religion‘‘ und handelt zunächst von den Anfängen des 
internationalen Rechtes, dem mare liberum und dem Neutralitäts- 
gedanken (Hugo Grotius, Suarez, Elisabeth v. England). 

Frz. Stix: „Eine Wiener Nachrichtensammlung der herzoglich- 
pommerschen Kanzlei in Stettin‘ (Balt. Stud. N. F. 39, 1937) be- 
schreibt den Codex 108 der sog. Sammlung Nostiz, dessen Akten die 
Zeit von 1610—1626 umfassen, zurückgehend auf den Augsburger 
Patrizier, Diplomaten und Agenten Philipp Hainhofer, und zeigt, 
wie infolge der Plünderung des Prager Archivs durch den im schwe- 
dischen Auftrage handelnden Alexander von Erskein 1648 das Akten- 
material in die Hände des Gtafen Nostitz kam, dann 1750 in das 
neugegründete Hausarchiv nach Wien. 

C. A. Endler stellt in Familiengesch.-Bll. 36, 1938 ‚die Ratze- 
burger Bauernfamilien 1618 ff.‘‘ zusammen. 


B. Kitzig: „Gustav Adolf und ‚Verzage nicht, du Häuflein 
klein!‘‘“ (Monatschr. f. Gottesd. u. kirchl. Kunst 43, 1938) verficht 
aufs neue seine These, daß Gust. Adolf der geistige Urheber und 
Fabricius der Dichter des Liedes sei, und bringt neue Nachrichten 
über den Druck des Liedes 1634. 

A.R.Heyligers: „Biografie en Bibliografie van Joannes Stal- 
part van der Wiele‘‘ (Bijdr. voor Geschied. en Oudheidkde 7, R. 9, 1937) 
gibt in diesem Schlußteile die Bibliographie zu Leben und Werken 
des als volkstümlicher Liederdichter bekannten Mannes seit 1644. 


G.Mc.Colley: „The book of Enoch and Paradise lost‘ (Harv. 
theol. Rev. 31, 1938 )zeigt die Abhängigkeit Miltons vom Henochbuch, 
das er wahrscheinlich nicht nur aus den Synkellus-Fragmenten, son- 
dern auch aus anderen Quellen kannte, namentlich in seiner Engel- 
lehre. 

Die aus der Schule von W. Andreas hervorgegangene Arbeit von 
W.Dautermann: Alzey im 30jähr. Kriege (Hist. Studien H. 318, 
9ı S. Berlin, Ebering 1937) behandelt an Hand des Aktenmaterials 
von Alzey, Karlsruhe und Darmstadt die von Erdmannsdörffer, 
Häendke, Höniger u. a. verhandelte Frage nach der kulturellen Wir- 
kung des 30jähr. Krieges. Nach einem Überblick über die Lage 
Alzeys vor dem Kriege wird die Wirkung des pfälzischen Krieges, 
der spanischen Besetzung (1623—32), der Schwedenzeit (1632—35), 
der Schlacht bei Nördlingen bis zum Einzug der Franzosen 1639, 
der französischen Besetzung bis 1651 politisch und vor allen Dingen 
wirtschaftlich veranschaulicht. Eingehend an Hand von Tabellen. 
Ergebnis: Die Stadt hat sehr unter den Kriegswirren gelitten, aber 
von einer Vernichtung des wirtschaftlichen Lebens ist keine Rede, 
der Lebenswille setzte sich immer wieder durch. 
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Wir notieren: H. Ljungberg: „Värdiesken. En liturgisk-etymo- 
logisk undersökning till 1529 ärs handbok (Kirkohist. Ärsskr. 1936) — 
H. Cnattingius: Nicolaus Botniensis, teser om Skriften 1584 och 
Uppsala mötes beslut (ebd. 1937). W.K. 


ZEITALTER DES ABSOLUTISMUS (1648—1789) 


Zeitschriftenbericht von E. Botzenhart 


Unter dem Titel „Vasilij Vasilewic Golicyn (168—1714) be- 
schreibt N. N. Danilov im Jbb. Gesch. Osteuropas (II, 4, S. 539 
— 596) das Leben und die politische Wirksamkeit dieses Günstlings 
und führenden Staatsmannes der Zarin Sophia bis zu seinem Sturz 
beim Regierungsantritt Peters des Großen und seinem kläglichen 
Ende in der Verbannung. D. würdigt Golicyn vor allem als den 
ersten russischen Staatsmann, der schon vor Peter dem Großen 
die politische Verbindung zwischen Rußland und den europäischen 
Mächten herzustellen suchte durch die Eingliederung Rußlands in 
die anti-osmanische Front, die ja gerade um 1683 ihre vielleicht 
stärkste Belastungsprobe zu bestehen hatte. 

Nana Eisenberg veröffentlicht in den MÖIG. (LI, $. 359— 
413) „Studien zur Historiographie des Kaisers Leopold I.‘ Die Ar- 
beit befaßt sich mit ‚einer eingehenden Untersuchung jener Lebens- 
beschreibungen, die innerhalb des Zeitraums von 1670 bis 1730 über 
Kaiser Leopold I. verfaßt und veröffentlicht worden sind‘. Sie be- 
ginnt mit der ersten „Historia di Leopoldo‘‘ und endigt mit dem 
1731 erschienenen Werk von Franz Wagner über Kaiser Leopold 
als der letzten noch aus dem unmittelbaren Zeitzusammenhang ent- 
standenen Biographie Leopolds I. E.B. 


Louise Fargo Brown, The First Earl of Shaftesbury. Publ. 
for the American Historical Association. New York, D. Appleton- 
Century Co. 1933. XI u. 350 S. 4 Doll. — Miß Br., deren Arbeit 
erst jetzt zur Anzeige zugegangen ist, versucht sich mit bemerkens- 
wertem Mut und großem Fleiß an einem äußerst schwierigen bio- 
graphischen Problem, der schillernden Gestalt des wohl bedeutend- 
sten Parlamentskämpfers des 17. Jahrhunderts, Freundes Cromwells, 
Kanzlers und Gegners Karls II., und glaubt, „ein unverzerrtes Por- 
trät des wahren Menschen durch ein genaues Verfolgen der politi- 
schen Fakten‘ geben zu können. Ihre Biographie gründet sich, wie 
fast durchweg die amerikanischen Arbeiten, auf ein intensives Ar- 
chiv- und Literaturstudium, durch das ihr jedoch der glücklich zeit- 
lich gegebene Abstand von den Dingen wieder verlorengegangen 
ist. Vf. gibt uns ein Mosaik, das ohne Sinn für die rechten histori- 
schen Proportionen aus wichtigen Ereignissen und ganz ephemeren 
Fakten zusammengefügt ist und in dem der Leser sich die entschei- 
denden Linien mühsam selbst suchen muß. Dabei läßt sie gerade an 
den Wendepunkten dieses beweglichen Lebens, z. B. auf die Frage, 
warum Sh. von Karl I. zum Parlament überging (S. 45), oder warum 
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er sich von Cromwell löste (S. 62 ff.), genau wie bisher die Ant- 
worten in der Schwebe oder verschleiert wohl gar infolge ihrer ein- 
förmigen Erzähltechnik die Probleme. So buchen wir als wirkliche 
Bereicherung unserer Kenntnisse leider nur die zwei Kapitel über 
Kolonialtheorien und über Sh.s Kolonisationsversuche, da Christie 
in seiner sonst noch gültigen Biographie hierauf nicht näher einging. 
Wir erfahren eine Menge Einzelheiten über die trotz Ausbleibens 
finanzieller Erfolge durch Jahrzehnte zäh verfolgten Pflanzungs- und 
Siedlungsunternehmungen auf Barbados, den Bermudas und in Caro- 
lina, die Anweisungen über Städtebau, Landverteilung, Handelsvor- 
schriften usw. Endlich bringt Vf. auch eine Untersuchung über die 
eigenartige, von John Locke in Sh.s Auftrag verfaßte „Fundamental 
Constitution‘, jenen Versuch, den jungen Siedlungen in Verquickung 
mittelalterlich-feudalrechtlicher mit modern-rationalen Einrichtungen 
einen festgefügten und unveränderlichen gesellschaftlichen Aufbau 
von Lehnsleuten, Kaziken, Landgrafen zu geben mit Repräsentativ- 
körperschaften, automatischem Außerkrafttreten der Gesetze nach 
einem gewissen Zeitraum usw. — einen Entwurf, dessen oft ver- 
spottete Bestimmungen doch, wie Vf. nachweist, fast durchweg in 
der Kolonialpraxis ihre Vorbilder fanden. 

Berlin. P. Kluke. 

Wir notieren: Calendar of State Papers, Colonial Series, America 
and West Indies, 1730, pres. in the Publ. Rec. Off., ed. by C. Head- 
lam; London, H.M. Stationery Office 1937. 500 S. £ ı. 1osh. Der 
Band enthält eine ausführliche Einleitung aus der Feder von A.P. 
Newton. — Journal of the Commissioners for Trade and Plantations 
from Jan. 1768 to Dec. 1775, pres. in the Publ. Rec. Off.; London, 
Stationery Office 1937. 499 S. £ ı ızsh. 6d. K. 

A. Wolfgang Gerloff, Staatstheorie und Staatspraxis 
des kameralistischen Verwaltungsstaates. (Abhandlungen 
aus dem Staats- und Verwaltungsrecht mit Einschluß des Völker- 
rechts. Heft 56.) Breslau, M. & H. Marcus 1937. 116 S. RM. 6,40. 
— Das Verdienst der Arbeit Gerloffs liegt darin, einen Versuch ge- 
macht zu haben, nach dem heutigen Stande der zahlreichen Unter- 
suchungen eine zusammenhängende Darstellung über Theorie und 
Praxis des kameralistischen Verwaltungsstaates zu geben. Hierbei 
befriedigt der Teil über die Theorie wesentlich mehr als die Schilde- 
rung der Praxis. Der Staat des ı8. Jahrhunderts wird ausschließlich 
an dem Beispiel Preußens erläutert, und daher der Blick für die 
unter anderen Voraussetzungen aufgebaute Staatenwelt des übrigen 
Deutschland, insbesondere Österreichs, von vornherein verschlossen. 
Aber auch bei dem preußischen Musterbild sind veraltete Anschau- 
ungen und viele Lücken zu bemerken, wie schon aus der Schrift- 
tumsübersicht zu ersehen ist. Auf das Quellenwerk, ohne das heute 
keine Abhandlung über ein gleiches Gebiet erscheinen dürfte, die 
Acta Borussica, ist in keinem einzigen Falle zurückgegriffen worden! 
Die grundlegenden Einleitungen von Schmoller und Hintze zu dieser 
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Publikation sind gleichfalls unbekannt. Wie will der Vf. die Wirt- 
schaftspolitik dieses Zeitraums darstellen, ohne z. B. das Werk von 
Hinrichs über die Wollindustrie Friedrich Wilhelms I., das uns neue 
wesentliche Aufschlüsse über die Tendenzen des preußischen Merkan- 
tilismus gab, zu benutzen ? Nicht einmal Hartungs Deutsche Ver- 
fassungsgeschichte ist herangezogen worden, die dem Vf. die nötigen 
Quellen und Arbeiten leicht vermittelt haben würde. Für den Juristen 
bietet die Arbeit durch die Benutzung des Allgemeinen Landrechts 
vielleicht etwas, der Historiker dagegen legt sie unbefriedigt aus der 
Hand. 
Berlin. G. Oestreich. 


Das Erscheinen der bedeutsamen Publikation von Hinrichs über 
den Kronprinzenprozeß nimmt G.B. Volz zum Anlaß, in seinem 
Aufsatz „Der Kronprinzenprozeß von 1730‘ (Forsch. Br. Pr. Gesch. 
50, S. ı—32) noch einmal zusammenfassend auf die Hintergründe 
und den Verlauf des Prozesses einzugehen. V., der die außenpoli- 
tische Komponente dieses tragischen Konflikts nicht unterschätzt, 
mißt ihr bei seiner Beurteilung des Verhaltens Friedrich Wilhelms I. 
doch nicht ganz die Bedeutung bei, die Hinrichs ihr in der Einlei- 
tung zu seiner Publikation gegeben hat — bis zur Sorge um die Er- 
schütterung der Existenz Preußens hätten sich nach V. die Be- 
fürchtungen des Königs über Umfang und Auswirkung des auch von 
ihm vermuteten „Komplotts‘“ nicht gesteigert. V. entwickelt noch 
einmai die persönlich-charakterlichen Ursachen des Konflikts zwi- 
schen Vater und Sohn und sucht dabei das Bild des Kronprinzen 
von den Schatten zu befreien, welche die Angaben des Vaters und 
Wilhelmines von Bayreuth auf den Charakter Friedrichs geworfen 
haben und die vor allem in der französischen Geschichtsschreibung in 
das Wesensbild des jungen Friedrich hineingezeichnet worden sind. 

Hinrich selbst untersucht im selben Heft der Forsch. Br. Pr. 
Gesch. ($. 104—ı2r) „Das Ahnenerbe Friedrich Wilhelms I.‘ Es ist 
an sich nicht überraschend, wenn er dabei zu dem Ergebnis kommt, 
daß entscheidende Charaktereigenschaften Friedrich Wilhelms I. 
wie überhaupt der Hohenzollern seit dem großen Kurfürsten aus 
dem Nassauisch-Oranischen und aus dem pfälzischen Erbe kommen. 
Um so wichtiger und aufschlußreicher sind die Konsequenzen, die 
Hinrichs aus einer genauen Analyse und Betrachtung dieser Blut- 
zusammenhänge zieht. Er weist nach, daß mit dem Einstrom des 
oranischen und pfälzischen Blutes überhaupt erst der Zug zur Größe 
und vor allem zur kriegerischen Größe in die bis dahin durchaus nicht 
überdurchschnittliche Dynastie kommt, deren typisch hohenzollern- 
sches Erbe vor allem in dem Ernst, der Solidität, der Sittenstrenge 
und Pflichterfüllung ihrer Vertreter gesehen wird. Interessant ist 
auch der Nachweis, daß viele der gerade für Friedrich Wilhelm I. 
bezeichnenden Charakterzüge sich nicht bei den direkten Vorfahren, 
sondern bei deren Geschwistern finden. Als besonders instruktive 
Beispiele führt Hinrichs hier den Kurfürsten Carl Ludwig von der 
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Pfalz und den frühverstorbenen Kurprinzen Carl Emil, den ältesten 
Sohn des Großen Kurfürsten, heran. 

Wir verweisen neben dieser Arbeit von Hinrichs auch noch 
auf seinen Aufsatz „Friedrich Wilhelm I.‘ (Welt als Geschichte 
1938, 1. $. 1—31), der die Gestalt des Königs in großen, erstmalig 
so gesehenen Umrissen skizziert. Auch dieser Beitrag ist wie alles, 
was in letzter Zeit von Hinrichs an Spezialstudien über Friedrich 
Wilhelm I. erschienen ist, Vorarbeit und Vorstufe zu einer großen, 
seit langem in Vorbereitung befindlichen Biographie des Königs, 
der man nach dem bisher Erschienenen mit den größten Erwartungen 
entgegensehen darf. 

Der Vortrag Friedrich Walters auf der Tagung des Gesamt- 
vereins der Deutschen Geschichts- und Altertumsvereine 1937 über 
„Preußen und die österreichische Erneuerung von 1749‘ erscheint 
gedruckt in Bd. 51, S. 415—429 der MÖIG. Er würdigt die Bedeu- 
tung des preußischen Vorbildes für die innerpolitische Neugestaltung 
des theresianischen Österreich, und sieht den Hauptgrund des Gelin- 
gr der Reform darin, „daß es mehr war als ein bloß mechanisches 

bertragen fremder Einrichtungen, daß hier eine behutsame Hand 
das gute Alte gewahrt und ein revolutionärer Wille es mit dem ge- 
sunden Neuen organisch verbunden hatte‘. Damit ist zugleich auch 
der staatsschöpferischen Wirksamkeit des österreichischen Reforma- 
tors Grafen Haugwitz Gerechtigkeit getan. 


In den „Baltischen Studien“ (N.F. 39, S. 261—302) ver- 
öffentlicht E. Gülzow die „Lebenserinnerungen des Generals von 
Dycke 1737—ı822‘. Die Aufzeichnungen des wie Arndt aus einer 
rügenschen Bauernfamilie stammenden und von Arndt hochverehrten 
schwedischen Generals enthüllen das Bild eines aufrechten und sym- 
pathischen Soldaten, der sich im Siebenjährigen Krieg auf schwedi- 
scher Seite emporgedient und später im Feldzug gegen Finnland 
1790 besonders ausgezeichnet hatte. Seine Erinnerungen bieten wenig 
Interessantes für die Geschichte des Siebenjährigen Krieges, dagegen 
ist die Schilderung der finnischen Expedition nicht ohne Reiz. Leider 
sind dann die vielleicht wichtigsten Teile der Aufzeichnung, die- 
jenigen nämlich, welche die Aufhebung der Erbuntertänigkeit, die 
Dycke nach seiner Verabschiedung auf seinen Besitzungen in Rügen 
durchführte, weggelassen. Man wird dafür auf den Abdruck dieser 
Partien an anderer Stelle verwiesen. 

Hinweise: H. Gebauer, ‚Schach dem Straßenraub‘ (Arch. f. 
Kult.-Gesch. 27, S. 287—3ı1). Umständliche Schilderung des Ge- 
richtsverfahrens gegen vier Straßenräuber, ehemalige Landsknechte 
aus dem Dreißigjährigen Krieg, in Hildesheim 1651. Beitrag zur 
Geschichte der Wiederherstellung des inneren Friedens und der in- 
neren Sicherheit in Deutschland nach dem Dreißigjährigen Krieg. — 
Wolfgang Gerlach, „Schloß Übigau bei Dresden‘ (Arbeiten aus 
dem Stadtarchiv und der Stadtbibliothek zu Dresden. VIII, S. ı 
—69). Behandelt Baugeschichte und Schicksal des Schlosses bis zu 
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seinem Abbruch im Jahre 1937. — Max Braubach, ‚Eine ‚kriege- 
rische‘ Episode aus dem Leben des Kurfürsten Clemens August von 
Köln‘ (Bonner Geschichtsblätter, I, S. 1r4—ı22). Behandelt die 
unwürdige und tragikomische Episode der „Aufrüstung‘‘ des Kur- 
fürsten im Sommer 1734. — Joseph Gotzen, „Christoph Philipp 
Höster in Köln 1749—52. Ein Beitrag zur Geschichte der Zeit- 
schriftenliteratur in Köln‘ (Jahrb. d. Köln. Gesch.-Ver. 1937. S. 141 
bis 185), E.B. 


NEUERE GESCHICHTE 1789—1871 


Zeitschriftenbericht von M. Göhring (Französische Revolution) und E. Botzenhart 
(1800—1871) 


Lettere di Filippe Mazzei alla Corte di Polonia (1788—1792) a 
cura di Raftaele Ciampini. Vol. ı (Juli 1788 bis März 1790). (Isti- 
iuto Storico Italiano per Eid moderna e contemporanea,; Fonti per la 
Storia d’Italia.) Bologna, N. Zanichelli 1937. XXVIII u. 307 S. — 
Ob es wohl die Mühe lohnte, diese Berichte des Pariser Agenten 
König Stanislaus Augusts von Polen aus den Anfängen der Französi- 
schen Revolution als italienische Geschichtsquelle in extenso und mit 
sorgsamem, besonders für die französische Literaturgeschichte wert- 
vollem Apparat abzudrucken ? Kulturgeschichtlich ist die Umwelt 
sehr fesselnd, die diesen Toskaner Emigranten als Heilkundigen über 
Kleinasien und England zunächst in Jeffersons und Washingtons vir- 
ginischen Revolutionskreis und von da nach Paris zu Lafayette und 
der dortigen Emigrantenaristokratie der Lubomirski und Czartoryski 
führte — man fühlt, wie alle diese Oppositionen gegen das Ancien 
R£gime gleichsam eine große Internationale bildeten. Aber auch der 
Herausgeber macht sich doch keine Illusionen über die geistige Be- 
deutung eines Helden, dessen Berichte wohl mehr aus revolutionärer 
Pietät über Gino Capponi, den Herausgeber seiner Memorie (1845), 
in die Florentiner Bibl. Nat. gekommen sind. Er vergleicht ihn 
(XII) mit Casanova und Da Ponte und sagt von Mazzeis Recherches 
historiques et politiques sur les Etats-Unis (4 Bde. 1788) S. XVIII £.: 
„Il M.non era faito per trattare argumenti cost importanti, che richiedono 
ampio respiro, lunga meditazione e profonde ricerche.‘‘ Aber Ähnliches 
gilt von den polnischen Berichten. Die politische Information und 
Beurteilung sind gleich dürftig. Vom 4. Aug. 1789 heißt es z. B. 
S.193: „Non so comprendere come la rivoluzione di Francia possa 
risvegliare una specie di emulazione in codesti signori, mentre dovreb- 
bero anzi tremare.‘‘ Solche Schlichtheit ist schon fast wieder tief- 
sinnig. — Meint der Herausgeber mit Patrick S. XV Patrick Henry ? 

Heidelberg. C. Brinkmann. 


Eine anschauliche Schilderung gegenrevolutionärer Bestrebungen, 
die die Pariser Vorgänge vom 20. Juni 1792 in der Normandie aus- 
lösten, gibt G. Dubois, Les intrigues contre-r&volutionnaires 4 Rouen 
de juin dä aoüit 1792 et le projet d’&vasion de Louis XVI (Ann. Rev. 
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frang. Nov.-Dez. 1937). Im Mittelpunkt stehen die Pläne, die könig- 
liche Familie nach Rouen zu bringen und selbst die Nationalver- 
sammlung nach dort zu verlegen. Sie scheiterten in erster Linie an 
der Unentschlossenheit des Königs und dem Mißtrauen der Königin, 
die ihre Hoffnungen auf den Herzog von Braunschweig setzte. 


General Herlant setzt seine Untersuchung über die Republi- 
kanisierung der Revolutionsarmee fort: La röpublicanisation des 
Etats-Majors et des cadres de l’armse pendant la Revolution (ebd.). 
Behandelt wird die Tätigkeit der Agenten des Wohlfahrtsausschusses 
und des Kriegsministers, um die politische Einstellung der Offiziere 
zu ermitteln. Den maßgebenden Einfluß übten dabei die Kon- 
ventskommissare aus. 

G. Laurent, Un magistrat r&volutionnaire. Claude Emmanuel 
Dobsen, !homme du 31 mai (ebd. Jan.-Febr.-Heft), umreißt den 
Werdegang und die politische Bedeutung des Revolutionärs Dobsen, 
der einen Hauptanteil an den Ereignissen des 31. Mai und 2. Juni 
1793 hatte und ein einflußreiches Mitglied des Revolutionstribunals 
war. Der Artikel ist eine gedrängte Zusammenfassung und Problem- 
stellung einer eingehenden, in Vorbereitung befindlichen Arbeit über 
Dobsen. Sie verspricht, ein wichtiger Beitrag zur Revolutions- 
geschichte zu werden. 

Seine Studie über den Föderalismus im Departement Orne weiter- 
führend, schildert P. Nicolle, Le mouvement f&deraliste dans l’Orne 
en 1793 (ebd.), den Aufstandsversuch im Juni 1793. Interessant ist 
der Aufsatz durch die Wiedergabe bezeichnender Einzelheiten, die 
die mangelnde Stoßkraft der Bewegung deutlich erhellen und ihre 
schließliche Erfolglosigkeit erklären. M.G. 


F. Braesch, Finances et monnaie r&volutionnaires (Recherches, 
Etudes et Documents). Premier fasc.: Les exercices budgötaires 1790 
ei 1791 d’aprös les comptes du Tresor. Nancy 1934. 125 S. Deuzxidme 
fasc.: Les receites et les döpenses du Tresor pendant l’annde 1789. Le 
compie au roi de mars 1788. Le dernier budget de !’ Ancien Rögime. 
Paris, La Maison du Livre Frangais, 1936. 253 S. — Die vorliegen- 
den Untersuchungen sind das Ergebnis einer langen und mühseligen 
Arbeit. Sie ergänzen in vortrefflicher Weise die bisherigen Darstel- 
lungen der Finanzgeschichte der Revolution. Während Stourm, 
Gomel, Marion, Hawtrey, Morini-Comby u.a. sich vor allem auf die 
Debatten der Nationalversammlungen und die Berichte ihrer Aus- 
schüsse stützten, zieht B. erstmals die Quellen heran, die den Aus- 
schüssen als Grundlage dienten, d.h. die gedruckten Staatskassen- 
abrechnungen. Sie sind jedoch selten, schwer auffindbar und keines- 
wegs vollständig. Denn bei der Zerstörung der Archive des Finanz- 
ministeriums im Jahre 1871 sind unersetzliche Materialien verloren 
gegangen. Aber immerhin gelingt es B., den bei Ausbruch der Revo- 
lution und unter der Konstituante herrschenden Stand der Finanzen 
ziemlich genau zu rekonstruieren. Einen eigentlichen Staatshaus- 
haltsplan gab es freilich damals noch nicht. Das ‚„Budget‘‘ bestand 
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hauptsächlich in einer Aufstellung von Anweisungen, Vorwegnahmen, 
Vorschüssen des Tresors oder vom Tresor, Rückzahlungen von sol- 
chen usw. Bestimmte Einnahmen waren überhaupt nicht geführt, 
weil sie von vornherein einem Fonds zugewiesen waren. In diesen 
Wirrwarr, in dem sich die Fachleute oft selbst nicht auskannten, 
Ordnung zu bringen, das Ancien rögime zu liquidieren und eine neue 
Finanzverwaltung aufzubauen, gelang nur teilweise. Einen spür- 
baren Erfolg in technischer Hinsicht brachte erst das Jahr 1791. 
An der Finanzpolitik der Konstituante hat B. manches auszusetzen. 
Das mit Recht. Zu schnell erfolgte die Zerstörung des Alten, zu 
langsam der Aufbau des Neuen. Erinnert sei nur an die Steuerreform. 
Ihr Mißerfolg bedingte wesentlich das Tempo der Assignatenpresse. 
In der Verurteilung dieses Auswegs wird man B. beistimmen, wenig- 
stens bedingt. Sehr interessant sind auch seine Erörterungen über 
das Defizit. Hier stellt er sich in Gegensatz zu den Darlegungen von 
Harris. Vier Aufstellungen der monatlichen Einnahmen und Aus- 
gaben mit sehr lehrreichen technischen Erklärungen sind dem er- 
sten Bande beigegeben. In wertvoller Weise wird er ergänzt durch 
die zweite Untersuchung über die Einnahmen und Ausgaben von 
1789, den Rechenschaftsbericht vom März 1788 und das ‚‚letzte 
Budget des Ancien rögime‘‘. Daran schließt sich, gestützt auf Tabellen 
und eingehende Erläuterungen, ein Vergleich mit dem Budget von 
1936. Aus ihm ergibt sich, daß die Finanzlage des alten französi- 
schen Staates am Vorabend der Revolution, gemessen am Maßstab 
der Gegenwart, eigentlich gar nicht so absonderlich war, sofern wir 
die Kühnheit besitzen, das heutige französische Budget als normal 
zu bezeichnen. M. Göhring. 


C.N. Parkinson, Trade in the Eastern Seas 1793—ı813. Cam- 
bridge University Press 1937. XIII, 435 S. 8 Tafeln, 2 Karten. — 
Wir brauchen eine Seegeschichte, meint der Vf., die in der Mitte 
liegt zwischen der Wirtschaftsgeschichte und der Schiffskunde, die 
gleicherweise die tote Statistik wie das Anekdotische meidet, die das 
Leben auf der See und im Hafen zeigt. In diesem Sinn schreibt er 
ein Buch, das nicht einzelne Ereignisse der Zeit, der letzten zo Jahre, 
in denen die Ostindienkompanie das Handelsmonopol in Indien be- 
saß, sondern ihre Bedingungen darstellen soll. Um es vorweg zu neh- 
men: ein ganz ausgezeichnetes Werk, voller Kenntnisse, in man- 
cherlei Hinsicht anregend, gut, ja fesseind im Stil. Es beginnt mit 
einer Darstellung der Ostindienkompanie und ihrer Verwaltung in 
der Zeit um 1800. Sie stellte keineswegs mehr eine bloße Handels- 
gesellschaft dar, ihre Haupttätigkeit bestand darin, ihre Länder so 
zu regieren, daß sie einen Überschuß ergaben, der in der Form von 
Tee heimgebracht und verwertet wurde. Mit der Macht, nicht aber 
durch Fleiß oder gar Rechtlichkeit gewann sie ihre Erfolge. An Fleiß 
und Geschäftstüchtigkeit war der Orientale dem Engländer immer 
überlegen, und es gab in Indien keinen Fürsten, der nicht von der 
Kompanie betrogen worden wäre. Nur eine Kraft hat die Europäer 
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über alle Welt siegen lassen: der Mut! Der Bau der Gesellschaft 
krankte an vielen Mißständen, hauptsächlich an den ungeheuren Ver- 
waltungskosten, den viel zu zahlreichen hohen Beamten. Man dachte 
nicht daran, Rücklagen zu machen, ließ im Gegenteil eine immer 
anschwellende Schuldenlast entstehen. Eine vielseitige Schilderung 
des Lebens in Indien ergänzt diese Grundlagen. Ein mittlerer An- 
gestellter hatte einen Haushalt von 30 bis 40 Personen. Nur von der 
Kompanie zugelassene Leute durften Indien betreten, doch wäre es 
auch sonst jedem nicht über außergewöhnliche Kapitalien Verfügen- 
den schwer geworden, sich dort zu halten. 1805 gab es in Indien 
etwa 2000 Beamte. Sie regierten das Land mit Hilfe von 30000 Sol- 
daten und Seeleuten. Nach Indien konnte die Gesellschaft kaum 
eine Ware führen, da die Inder keiner bedurften; noch war die Aus- 
fuhr von Baumwollwaren nicht entdeckt. Die Hauptausfuhr bestand 
in Menschen, in ‚Mut‘. Durchschnittlich 3000 im Jahre fuhren um 
jene Zeit hinaus, in der großen Mehrzahl Rekruten für die Truppe, 
nur wenige kehrten zurück. Die Einfuhr bestand aus indischen 
Baumwollwaren, Indigo, Reis, vor allem aber aus chinesischem Tee. 
China gehörte zu dem Monopolgebiet der Kompanie. Die Wege 
nach Indien und China, die seemännischen Schwierigkeiten durch 
Sturm und Strömung, die Indienflotte, der Dienst an Bord dieser 
Schiffe, die nicht der Kompanie, sondern einer Gruppe von Reedern 
gehörten, die aus der regelmäßigen Vercharterung große Gewinne 
zogen, die Seeleute und die Passagiere, die Überfahrten der Truppen, 
die Hafenanlagen in England und die East India Dock Company, 
die Convoyfahrten unter dem Schutze königlicher Kriegsschiffe — 
all das wird anschaulich und lebhaft, doch immer auf Grund genauer 
Arbeit aus den Quellen dargestellt. Besonders aufschlußreich ist 
wieder das Kapitel, das den Handel in Indien selbst beschreibt. 
Außer ihren hohen Bezügen gewannen die Beamten z.T. riesige Ver- 
mögen durch ihren Privathandel. Sehr merkwürdig klingt zunächst 
die Feststellung, daß die Engländer für ihre Geschäfte ‚‚weder Kapital 
noch Energie noch Fähigkeiten mitbrachten‘ (S. 320), daß sie die 
Eingeborenen gewiß nichts lehren konnten. Sie hielten nur als Weiße 
zusammen — „They ruled not by skill but by courage‘‘ (321). Sehr 
gut bewährte sich z. B. die Schiffahrt der Eingeborenen. Schon im 
17. Jahrhundert bauten sie europäische Schiffe nach in einer sehr 
sorgsamen, der europäischen teilweise überlegenen Bauweise. Zwi- 
schen Indien und China, den holländischen Inseln, Malakka gab es 
einen sehr lebhaften und verzweigten Handel, dessen Hauptware 
Opium war. Aus seinen Kreisen ist der erste Anstoß zur Durchfüh- 
rung des Freihandels gekommen. Die in Indien lebenden Kaufleute, 
die zwar unter dem Schutze der Kompanie standen, aber wirtschaft- 
lich sich selbständig gemacht hatten, beanspruchten das Recht, mit 
Europa Handel zu treiben. Der von ihnen und auch fremden Völkern 
begonnene Schmuggel hat der Kompanie solchen Schaden zugefügt, 
daß 1813 das Handelsmonopol aufgehoben wurde. — Bemerkenswert 
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ist an dem Buche der die Schwächen der englischen Handelspolitik 
und der englischen Kaufleute offen aussprechende, ja skeptisch zu- 
spitzende Freimut. Die äußerst wichtige Frage, in welcher Weise 
die Europäer den Eingeborenen in Indien (unter denen Armenier 
und Parsen im Handel die größte Rolle spielten) überlegen waren, 
die dann weiterleitet zu dem Verhältnis der Erobererrasse zu den 
kolonialen Völkern überhaupt, muß über die geistreiche Anführung 
des ‚„Mutes‘ hinaus noch weiter untersucht werden. Daß Parkin- 
sons Buch dazu anregt, ist einer seiner bedeutendsten Vorzüge. So 
erhebt sich aus der farbenreichen glänzenden Schilderung einer eng 
begrenzten Zeit ein tiefes weltgeschichtliches Problem. 
Bremen. L. Beutin. 


Alice Hirschfeld, Die Natur als Hieroglyphe. Breslau, 
M. u. H. Marcus 1936. VI, 81 S. 4 RM. — Eine anfängerhafte, 
um nicht zu sagen unreife Arbeit: ohne klare Problemstellung und 
von wesentlich kompilatorischer Art. Die Naturauffassung von Ha- 
mann, Herder, Lenz und Novalis soll unter dem Gesichtspunkt der 
Natursymbolik gewürdigt werden. Dabei ergibt sich aber alsbald 
das Problematische der Zusammenstellung gerade dieser Autoren, 
da von Herder die eigentliche Reifezeit, von Lenz überhaupt das 
Wesentliche seiner Dichtung, nach dem eigenen Geständnis der Vf., 
sich unter diesen Blickpunkt nicht rücken läßt. Noch mißlicher 
indessen ist das Ergebnis — der Bedeutung desselben scheint sich 
A.H. freilich gar nicht bewußt geworden zu sein —, daß der viel- 
deutige Begriff ‚‚Natursymbolik‘ im Grunde bei jedem dieser vier 
Schriftsteller ein wesenhaft anderes besagt: ein Tatbestand, der nur 
einer Betrachtungsweise entgehen konnte, die, unfähig geistige 
Persönlichkeiten und Welthaltungen als Ganze zu erfassen, sich an 
äußerliche Vergleichspunkte und sprachliche Anklänge hält. So mag 
die dilettantische Studie, will man ihr allenfalls noch eine positive 
Seite abgewinnen, weniger als Aufdeckung eines entwicklungs- 
geschichtlichen Zusammenhangs gelten, der zwischen den hier in 
eine Reihe gestellten Erscheinungen in Wahrheit nicht besteht, denn 
vielmehr als ein erster, allerdings noch sehr schwacher und unsicherer 
Ansatz zu einer Typologie der irrationalistischen Naturauffassungen 
im Zeitalter der Deutschen Bewegung. Auffällig erscheint es übri- 
gens, um doch noch diese bezeichnende Einzelheit zu erwähnen, 
daß E. Sprangers grundlegende Ausführungen über die „Chiffreschrift 
der Natur‘ im Denken des ı8. Jahrhunderts seit Shaftesbury und 
Winckelmann (W. v. Humboldt und die Humanitätsidee, 2. Ab- 
schnitt, Kap. 4), die der Vf. zu besserer Orientierung sehr von Nutzen 
hätten sein können, überhaupt nicht genannt werden. 

Göttingen. R. Unger. 


Helmut Tiedemann: Staat und Kirche vom Unter- 
gang des alten bis zur Gründung des neuen Reiches, 
1806—187ı (Historische Studien, Heft 297). Berlin, Ebering 1936. 
52 S, 2,20 M. — Die (wie Vf. im Vorwort richtig sagt) ein altes und 
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schwer lösbares geschichtliches Rätsel in sich bergende Frage nach 
dem Verhältnis von Staat und Kirche läßt sich nicht platonisch er- 
örtern, ihre Behandlung ist naturnotwendig abhängig von der per- 
sönlichen Einstellung des Beantworters; und ebenso bemißt sich 
auch beim Leser die Bewertung des Dargebotenen nach dessen eigener 
Auffassung von den Dingen. So steht man auch zu der vorliegenden 
kleinen Schrift, die in starkem Bekennen zum Staat und seinen 
Belangen das Problem an einem konkreten Beispiel (Deutschland von 
1806—7ı) historisch-empirisch entwickelt. Vf. hat das überaus 
reichhaltige Schrifttum sorgfältig verwertet (auf S.9 Z. ıı v.o. muß 
es Sohm heißen anstatt Sohn), nur begnügt er sich an entscheidenden 
Punkten seiner Darstellung manches Mal zu leicht mit allgemeinen 
Wendungen, anstatt das hier unbedingt notwendige Beweismaterial 
beizubringen ; das beeinträchtigt etwas ihren Wert. Im übrigen kann 
man, auch für die Gegenwart, viel aus ihr lernen, 
Würzburg. Nottarp. 


Helmuth Herfurth, Die französische Fremdherrschaft 
und die Volksaufstände vom Frühjahr 1813 in Nordhan- 
nover (Quellen u. Darstellungen z. Gesch. Niedersachsens 45). 
Hildesheim, A. Lax 1936. XV, 142 S. 4 RM. — Die Stimmung 
der Bevölkerung in den Ende 1810 neu gebildeten hanseatischen 
Departements war nicht von vornherein franzosenfeindlich gewesen. 
Erst nach und nach trat hauptsächlich infolge der handelspolitischen 
Maßnahmen und der Konskription eine Zuspitzung ein, die sich unter 
dem Eindruck des Rückzuges der Großen Armee aus Rußland zur 
förmlichen Erregung steigerte. Anfang 1813 kam es u. a. in Hamburg 
zu ersten, aber nur kleineren offenen Auflehnungen gegen die fran- 
zösische Herrschaft. Sie wurden zwar leicht unterdrückt, haben aber 
dazu beigetragen, daß man sich französischerseits beim Annähern 
der ersten russischen Truppen im März zur Aufgabe Hamburgs und 
damit der Elblinie entschloß. Erst mit der Besetzung Hamburgs 
durch die Russen setzen ernsthafte Bestrebungen ein, die Befreiung 
althannoverschen Landes zu organisieren. Stade und Lüneburg 
gehen den Franzosen verloren, Freikorps werden aufgestellt, ein 
Landsturmaufgebot erlassen. Die englisch-hannoversche Regierung 
ließ es jedoch trotz Drängens des Grafen Münster an einer raschen 
und wirksamen Unterstützung dieser Bestrebungen fehlen; der gün- 
stige Augenblick zur Losreißung weiterer hannoverscher Gebiete 
wurde nicht genutzt. Die Franzosen konnten vielmehr zum Gegen- 
stoß übergehen, der in kurzer Zeit zur Rückeroberung Hamburgs 
führte. Allerdings haben die Vorgänge an der unteren Elbe wenig- 
stens eine fühlbare Störung der Aufmarschpläne des Kaisers be- 
wirkt. J. Bauermann. 

Der Chef der Heeresarchive, Generallt. Dr.h.c. v. Rabenau, 
würdigt das Werk Boyens in einem knappen und eindringenden Auf- 
satz ‚Zur 90. Wiederkehr des Todestages des Generalfeldmarschalls 
von Boyen‘‘ (Militärwiss. Rundschau, III, S. 26—38). 
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In „Wissen und Wehr‘ (1937, S. 700—706 und S$. 763—774) 
bringt Eberh. Kessel eine aufschlußreiche Studie über „Carl von 
Clausewitz. Herkunft und Persönlichkeit.‘ Es ergibt sich, daß die 
von Clausewitz selbst weitergegebenen Angaben der Familientradi- 
tion über die adlige Herkunft der Familie und die Gründe der Ver- 
abschiedung seines Vaters aus dem preußischen Heer bei einer Nach- 
prüfung an den Akten seines Regiments nicht stichhalten, daß viel- 
mehr die Verabschiedung des Vaters nicht wegen Invalidität erfolgte, 
sondern weil man ihn als bürgerlich betrachtete und das Offiziers- 
korps nach dem Siebenjährigen Krieg von Bürgerlichen soweit sie 
nicht mit sehr viel Auszeichnung gefochten hatten, wieder befreit 
wurde. Kessel betont, daß Clausewitz trotzdem von Jugend auf in 
den in seinem Vaterhause gepflegten Berufs- und Kastengeist des 
preußischen Offizierskorps hineingewachsen sei, und bestreitet des- 
halb die Richtung der von Rothfels aufgestellten Theorie, daß es 
Clausewitz aus Mangel an organischer Bodenständigkeit, an jener 
instinktiven Unerschütterlichkeit der Persönlichkeit und des Seins 
gefehlt habe, welche seinen aus den alten junkerlichen Schichten her- 
vorgegangenen Kameraden eigen war. 


„Zwei Briefe des Generals von Clausewitz. Gedanken zur 
Abwehr‘ werden in einem Sonderheft der ‚„Militärwiss. Rundschau‘ 
(März 1937) veröffentlicht. Es handelt sich um zwei Schreiben (22. 
und 24. Dezember 1827) von Clausewitz an Roeder, in denen Clause- 
witz drei ihm vorgelegte operative Arbeiten kritisch begutachtet. Für 
den Nichtmilitär-Historiker sind von besonderem Interesse die teil- 
weise allerdings schon früher bekannten einleitenden Abschnitte zum 
Brief vom 22. XII. 27 mit den grundlegenden Ausführungen von 
Clausewitz über das Verhältnis von Krieg und Politik, sowie auch 
gegen Schluß desselben Briefes die starke Betonung des Landwehr- 
und Volkskriegsgedankens, in der noch die Ideen von ı8ı1 nach- 
klingen. 

In einem ziemlich summarischen Überblick behandelt Helmer 
„Kriegführung und Wirtschaft in den Kriegen des 19. Jahrhunderts 
und im Weltkrieg‘. Er verweist darauf, daß die mangelnde Erkennt- 
nis der kriegswirtschaftlichen Fragen zu Beginn des Weltkrieges ihren 
Hauptgrund darin hatte, daß die nachnapoleonischen Kriege des 
19. Jahrhunderts an die Wirtschafts- und Finanzkraft der Staaten 
keine Ansprüche gestellt hätten, die über ihre Leistungsvermögen 
hinausgingen. Er verweist ferner darauf, daß im Gegensatz dazu die 
napoleonischen Kriege schon viele der modernen Probleme des Finanz- 
und Wirtschaftskrieges aufweisen, denen sich die napoleonische 
Politik mit ihren robusten Mitteln nur zeitweise und nur teilweise 
gewachsen zeigte und deshalb auf die Dauer doch der überlegenen 
Strategie Englands unterlag. (,‚Militärwiss. Rundschau“, III, S. 100 
bis ıro u. S. 254—263.) E.B. 

Bruno Siemers, Japans Eingliederung in den Welt- 
verkehr 1853—1ı869. Berlin, E. Ebering 1937. (Hist. Studien. 
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316.) 139 S. — Die vorliegende sorgfältige Arbeit beschränkt sich 
ausdrücklich auf die Darstellung der diplomatischen Beziehungen 
der fremden Mächte zu Japan. Sie beruht auf bisher unveröffent- 
lichtem Aktenmaterial des preußischen Auswärtigen Amtes und des 
Foreign Office in London sowie auf Erinnerungen, Tagebüchern und 
Darstellungen, soweit sie in abendländischen Sprachen gedruckt vor- 
liegen. Die in Einzelheiten sehr ausführliche Darstellung beginnt mit 
der halb gewaltsamen Öffnung Japans durch den amerikanischen Ge- 
sandten Perry im Vertrag vom 31. März 1854. Ihm folgten der rus- 
sische, der englische und der niederländische Vertrag von 1855. An 
den Ausbau des amerikanisch-japanischen Vertrags zu einem Handels- 
vertrag 1857 und 1858 schlossen sich, wiederum auf der amerikani- 
schen Grundlage, Verträge Japans mit den Niederlanden, Rußland, 
England und Frankreich an. Wichtig ist der ausführliche Hinweis 
von $S. auf die innere Spannung, in die Japan durch die Vertrags- 
abschlüsse gekommen war und die von fast allen Fremden unbemerkt 
blieb. Die Frage des Verhältnisses Japans zu den fremden Mächten 
wurde zu dem entscheidenden Streitpunkt der innerstaatlichen Aus- 
einandersetzungen in den folgenden Jahren. Bei der Austragung 
dieser japanischen Konflikte wurden die Verträge mit den Fremd- 
mächten verschiedentlich praktisch außer Kraft gesetzt und über- 
treten. Der preußisch-japanische Vertrag von 1861 wurde nicht nur 
in einer außerordentlich ungünstigen Zeit verhandelt, sondern stieß 
auch noch auf besondere Schwierigkeiten, weil die Japaner hinter 
dem Ausdruck ‚‚Deutscher Zoll- und Handelsverein‘‘ eine Vielzahl 
großer und politisch selbständiger Staaten und damit einen Über- 
rumplungsversuch vermuteten und weil sie die staatsrechtliche Stel- 
lung des preußischen Prinzregenten der ihres eigenen unbedeuten- 
den Regenten entsprechend vermuteten. In dieser Zeit machten sich 
auch zum ersten Male die Interessengegensätze Englands-Frankreichs 
und Rußlands in Japan bemerkbar. Eine fremdenfeindliche, mit 
kriegerischen Zwischenfällen verbundene japanische Reaktion ver- 
mochte in der Folgezeit keine Erfolge mehr zu erringen. Die inner- 
japanische Spaltung nahm ihren Fortgang, die fremdenfeindliche 
Schogunats-Partei der Daimios mußte bis 1865 allmählich der Kaiser- 
partei weichen. Neue Verhandlungen des Jahres 1866 stießen bereits 
auf geringeren Widerstand. Schwierigkeiten, die der Thronwechsel 
des Jahres 1867 brachte, endeten mit dem vollkommenen Sieg der 
fremdenfreundlichen Partei. Zugleich mit der Stellungsänderung zu 
den fremden Mächten hatten die innerjapanischen Gegensätze ihre 
Lösung gefunden: Die Einheit des Reiches war gewahrt und ge- 
festigt worden. Auf dieser Grundlage konnte im folgenden Jahrzehnt 
das neue Japan nach außen und innen errichtet werden. — $.s flei- 
Bige und umsichtige Arbeit ist ein wertvoller Beitrag zur Geschichte 
der politischen und wirtschaftlichen abendländisch-japanischen Be- 
ziehungen. 


Berlin. W. Treue. 
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Charl. Jolles, auf deren Aufsatz „Theodor Fontane und 
die Ära Manteuffel‘ wir schon in Bd. 156 S.430 der H.Z. verwiesen 
haben, bringt unter demselben Titel in den Forsch. Br.-Pr. Gesch. 
(50, S.60—85) eine Reihe von Briefen aus dem dienstlichen Schrift- 
wechsel aus Fontanes Londoner Zeit zum Abdruck. Sie behandeln 
in der Hauptsache die Begründung und das Schicksal der „Deutsch- 
englischen Korrespondenz‘, und geben darüber hinaus interessante 
Stimmungsbilder über die englischen Verhältnisse zur Zeit des Krim- 
Krieges. 

Die politische Entwicklung des westfälischen Industriellen Th. 
Müllensiefen vom stark rechtsgerichteten Liberalen der 48er Zeit 
zum doktrinären Liberalen der Konfliktszeit erhellt aus dem Aufsatz 
von P. H. Mertes, ‚Theodor Müllensiefen, ein märkischer Poli- 
tiker‘‘ (Forsch. Br.-Pr. Gesch. 50, S. 33—59). 


In die politische Atmosphäre des Nationalliberalismus vor 1870 
führt außerdem der Aufsatz Hermann Baiers ‚Aus der geistigen 
Umwelt eines jungen deutschen Historikers von 1856—1870. Zu 
Friedrich von Weechs 100. Geburtstage.‘ Der Vf. schildert zunächst 
den Entwicklungsgang Weechs und veröffentlicht dann eine Reihe 
von Briefen aus dessen Nachlaß, unter welchen diejenigen Sybels, 
Roggenbachs, Weizäckers und besonders der schöne Brief Droysens 
vom 15. Juli 1864 besondere Beachtung verdienen. (ZS. Gesch. ORh., 
51, 3, S. 365—442.) 

Mit der Politik des Großherzogs Peter von Oldenburg, vorwie- 
gend in den Jahren 1863—1864, befaßt sich Ferd. Koeppel in sei- 
nem Beitrag zum Niedersächs. Jb. (XIV, S. 288—309) „Großherzog 
Peter von Oldenburg und die schlesw.-holst. Frage‘. Er betrachtet 
die Politik des Großherzogs im Gegensatz zu den bisher vorliegen- 
den Untersuchungen, insbesondere der Dissertation von L. Kühn, 
mit der sich Koeppel schon in Bd. 151, S. 207 kritisch befaßt hatte, 
als eine rein dynastische Interessenpolitik und setzt seine Polemik 
gegen Kühn an dieser Stelle fort. In der Sache wird man ihm dabei 
wohl Recht geben können. Wenn K. jedoch seinem Opponenten u.a. 
„Mängel im Stil‘ vorwirft, so hätte man wünschen mögen, daß er 
seine eigene Arbeit unter diesem Gesichtspunkt genauer durchge- 
sehen hätte. 

Wesentlich günstiger und im ganzen sicher zu günstig beurteilt 
Hugo von Waldeyer-Hartz in seinem Vortrag ‚Preußens 
Flottenpolitik 1852 und die Gründung Wilhelmshavens‘‘ (gedr. 
Oldenburger Jb. 41, S. 1—38) die Politik des Großherzogs von Olden- 
burg in den Verhandlungen über die Abtretungen des  Jadegebiets. 
Der Vf. gibt einleitend einen Rückblick auf die Ansätze zur Schaf- 
fung einer preußischen Kriegsflotte vom Großen Kurfürsten bis um 
die Mitte des 19. Jahrhunderts, EB. 


Historische Zeitschrift 158. Bd, 
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NEUESTE GESCHICHTE SEIT 1871 
Zeitschriftenbericht von E. Hölzle (seit 1914) 


Hans-Günther Holtfort, Bismarcks Finanz- und 
steuerpolitische Auffassung im Lichte der heutigen Finanz- 
wissenschaft. Würzburg, Triltsch 1937. 49 S. — Aus dem Titel 
der Arbeit geht bereits hervor, daß sie neue für den Historiker brauch- 
bare Forschungsergebnisse nicht erbringen konnte, da Anschauungen 
und Handlungen der einen an den Auffassungen einer anderen Zeit 
gemessen worden sind. Einen gewissen Wert besitzt die Arbeit inso- 
fern, als sie aus den Gesammelten Werken Äußerungen Bismarcks 
zu den verschiedenen direkten und indirekten Steuern zusammen- 
trägt. 

Berlin. W. Treue. 


S. William Halperin, The Separation of Church and State in 
Italian Thought from Cavour to Mussolini. The University of Chicago 
Press 1937. VIII, 114 S. — Der Vf., Historiker an der Universität 
Chicago, hat, ohne irgendeine subjektive Stellungnahme, in einer 
übersichtlichen Zusammenfassung das Material über die Frage libera 
chiesa in libero stato dargestellt. Das Buch beruht auf einer umfang- 
reichen Kenntnis der Literatur über dieses Problem und greift, an- 
ders als der Titel angibt, bis auf die im 18. Jahrhundert liegenden 
Wurzeln zurück. Inhaltlich ist das Thema referierend auf die theoreti- 
schen Auseinandersetzungen in dieser Frage beschränkt, auf die gleich- 
zeitige Geschichte dieser Jahrzehnte geht Vf. nur mit den nötigsten 
Hinweisen ein. Diese klare Heraushebung ist ein Vorteil des Buches, 
um so mehr als sich Vf. vorbehalten hat, durch weitere Veröffent- 
lichungen die Beziehungen zwischen den beiden Rom darzustellen. 
Interessante Aufschlüsse gibt das Buch in seinen letzten Abschnitten, 
die die Jahre vor und nach dem Marsch auf Rom bis zu den Lateran- 
verträgen behandeln. Besonders klar sind die politischen Tendenzen 
herausgearbeitet, die den Faschismus zur Verständigung veranlaßten: 
eine Bewegung, die sich so sehr auf das größere Rom beruft, kann 
nicht in ständiger Spannung mit der katholischen Kirche bleiben, 
die doch selbst den stärksten Ausdruck eines ins Geistige abgebogenen 
römischen Weltimperialismus darstellt. (Vgl. besonders Mussolinis 
erste Kammerrede im Juni 1921.) Außerordentlich interessant ist 
die Stellungnahme der zwei größten italienischen Philosophen zu 
den Lateranverträgen: Gentiles Skepsis, ob dieser Ausgleich, den er 
durchaus bejaht, auch von Dauer sein werde — und Benedetto Croces 
klares Nein, der als einziger im Senat seine Stimme gegen das Kon- 
kordat erhob. 

Wien. W. Deutsch. 


Fuad Kazak, Ostturkistan zwischen den Großmäch- 
ten. Ein Beitrag zur Wirtschaftskunde Ostturkistans. Ost-Europa- 
Verlag, Königsberg (Pr.) 1937. (Osteurop. Forschungen im Auftrage 
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der Deutschen Gesellschaft z. Studium Osteuropas, hrsg. v. Hans 
Uebersberger. N. F., Bd. 23.) VIII u. 160 S. (mit Übersichtsskizze). 
— Es ist eine hauptsächlich auf Konsularberichten des zaristischen 
Rußlands und Englands aufgebaute, höchst instruktive, gewissenhaft 
durchgeführte, wenn auch nach der eigenen Erkenntnis des Vf.s 
fragmentarisch gebliebene Wirtschaftsstudie. Denn im ersten Haupt- 
teil hat er ein Land- und Staatswesen zu schildern, dessen Volkszahl 
nach den verschiedenen Quellen zwischen 2,5 und 8 Millionen schwankt 
und dessen Verwaltungseinrichtungen ein Konglomerat schranken- 
loser Willkür der jeweiligen Gewalthaber aufweisen, während die uns 
gewohnten Kategorien staatlich-wirtschaftlicher Ordnung manchmal 
fast nur das richtunggebende Schema für die Beschreibung zu bilden 
scheinen. Immerhin lassen sich schon in diesem ersten Teil über die 
einheimische Wirtschaft und die Bodenschätze sehr wertvolle Kennt- 
nisse gewinnen. Noch bedeutungsvoller entwickelt der zweite Haupt- 
teil die Kolonialpolitik der rivalisierenden Großmächte auf diesem 
Gebiet seit den siebziger Jahren. Unter den drei Verkehrsrichtungen 
ist die naturgegebenste die westliche zur Sowjetunion; gewaltigste 
Gebirgsketten erschweren die dennoch seit alters bestehende Südrich- 
tung nach Indien; an dritter Stelle steht die Ostrichtung zum alten 
Souverän China, die nur mittels höchst kostspieliger Bahnbauten durch 
die Wüsteneien und eine innere Festigung der chinesischen Macht 
neu zu beleben wäre. Sowjetrußland, so schließt der Vf., hat in 
Ostturkistan den höchsten politischen und wirtschaftlichen Einfluß 
erreicht, der ohne offene Annexion zu erreichen war. Für seinen 
alten mittelasiatischen Rivalen England scheint Südkaschgarien wie 
schon vor dem Weltkrieg auch heute nur einen Teil des Glacis für 
seinen indischen Besitz zu bilden. Für Sowjetrußland aber sind 
Ostturkistan wie im Fernen Osten die innere Mongolei die zwei 
großen Vorstoßgebiete, und auf beiden hat es heute mit dem neuen 
Rivalen Japan zu rechnen. 
Berlin. K. Stählin. 


Karl Stählin, Russisch-Turkestan gestern und heute, 
Ost-Europa-Verlag, Königsberg (Pr.), und Berlin 1935. 56 S. Kart. 
M. 4,50. — Stählin schloß sich im Jahre 1931 einer hauptsächlich 
aus Amerikanern bestehenden Gesellschaft zu einer Studienreise 
nach Russisch-Turkestan an. Die Motive seiner Reise waren ı. Histo- 
rische: Turkestan war seit der Zeit der Altperser der Treffpunkt 
zahlreicher asiatischer Rassenkreuzungen, Kultur- und Völkerschich- 
ten; 2. Kunsthistorische: Das Land besitzt Bauwerke aus der moham- 
medanischen Glanzzeit; 3. Wirtschaftsgeschichtliche: Die handels- 
politischen Beziehungen Rußlands zu Turkestan, die im ıo. Jahr- 
hundert begannen, haben jetzt, wo das Land ein Teil der Sowjet- 
union ist, zu einer völligen Durchdringung des öffentlichen und wirt- 
schaftlichen Lebens mit dem Bolschewismus geführt. Aber trotz 
der ungeheuren Bodenschätze herrscht vielfach Not und Verzweif- 
lung. Interessante Schilderungen über die politische und wirtschaft- 
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liche Lage, die ungeheure Förderung der Baumwollproduktion, die 
Bemühungen um die Wassertransportmöglichkeiten, die Bestrebungen 
am kulturellen Aufbau zeigen, daß der Vf. auf alle Gebiete sein Augen- 
merk richtete. 32 Abbildungen und eine Karte veranschaulichen 
seine Berichte. — Man wird es bedauern, daß der Vf. mit diesem 
Heft seine „Quellen und Aufsätze zur russischen Geschichte‘, die 
in ı2 Bändchen wertvolles Material gebracht haben, abschließt. Die 
Geschichtsforschung ist dem Herausgeber der Sammlung zum Dank 
verpflichtet. 
Breslau. F. Haase. 


Viscount Kikujiro Ishii, Diplomatic Commentaries. Transl. 
and ed. by William R. Langdon. Baltimore, John Hopkins 1936. 
XXIV u. 351 S. — Das Werk I.s, des Pariser Botschafters und Außen- 
ministers Japans in den Jahren des Weltkrieges und der ersten Nach- 
kriegszeit, ist um so wichtiger, als der Ferne Osten in solchen Er- 
innerungswerken meist schweigsam oder doch unzugänglich ist. Es 
hält sich zwar ebenfalls in der Darlegung der miterlebten und mit- 
geführten japanischen Außenpolitik zurück und flicht nur persönliche 
Erinnerungen in seine überwiegenden Erörterungen über grundsätz- 
liche Fragen der Außenpolitik ein. Es will mehr zum außenpoliti- 
schen Denken erziehen als die eigene Politik des Vf.s rechtfertigen. 
Aber es hellt doch manche bislang dunklen Beweggründe der japa- 
nischen Außenpolitik der letzten Jahrzehnte auf. Von dem 1930 
unter dem Titel Gaiko Yoroku erschienenen Buch waren bislang 
durch einen Aufsatz von R.S.Morris (s. H.Z. 147, 255) nur die 
Ausführungen über das Ishii-Lansing-Abkommen von 1917 bekannt. 
In seinem einleitenden Überblick über die Geschichte der japanischen 
Außenpolitik setzt I. bereits bei Schimonoseki mit eigenen Erinne- 
rungen ein, vermag jedoch erst für die Verhandlungen von Ports- 
mouth Wesentliches beizutragen: über das Zustandekommen des 
Sachalinkompromisses mit amerikanischer Beihilfe. Was I. über die 
Gründe des Eintritts Japans in den Weltkrieg mitteilt, ist für seine 
eigene deutschfeindliche Einstellung kennzeichnender als für die 
wahren Beweggründe Japans. I. ist ein Gegner jeder „militaristi- 
schen‘ Vorherrschaft und gleichzeitig ein Verfechter des englisch- 
japanischen Bündnisses gewesen. So trat er sofort für den Beitritt 
Japans zur Londoner Erklärung vom 4. 9. 1914 über die Verwerfung 
jeden Sonderfriedens ein. Erst aber, als I. im Herbst 1915 Außen- 
minister wurde, erreichte er am 19. ı0. 1915 den Beitritt Japans, 
den sein Vorgänger Kato verweigert hatte und jetzt der japanische 
Reichsrat bekämpfte. I. glaubte, durch den Beitritt Japans Anteil 
an den späteren Friedensverhandlungen zu erhalten, und die japa- 
nische Politik vor der Gefahr eines Sonderfriedens der europäischen 
Mächte zu sichern. Denn, so merkwürdig es klingt, er fürchtete für 
das ferne Ostreich die Folgen eines deutsch-russischen Sonderfriedens, 
den Angriff der beiden Mächte gegen Japan. Um Rußland im euro- 
päischen Kriege festzuhalten, unterstützte Japan es mit reichlicher 


ers 


TEEN 
> 





Neueste Geschichte seit 1871 441 


Waffenzufuhr und sicherte es vor einem japanischen Einfall in Sibi- 
rien durch das Abkommen über den Fernen Osten von 1916. I.s Bild 
der japanischen Kriegspolitik ist das der deutschfeindlichen, aller- 
dings damals auch führenden Kreise Japans. Wieweit andersgerich- 
tete Kreise, etwa um den späteren Außenminister Uschida, der herr- 
schenden Richtung sich widersetzten und Einfluß zu gewinnen fähig 
waren, darüber finden wir bei I. nur dunkle Andeutungen. Über Ver- 
sailles und die Entscheidung in der oberschlesischen Frage, an der 
I. als Berichterstatter mitentscheidenden Einfluß nahm, erfahren 
wir nur die bejahende Einstellung I.s zum Völkerbund und zu der 
„erfolgreichen‘‘ oberschlesischen Entscheidung. Die Übersetzung, 
der ich ohne Vergleichsmöglichkeit mit dem Original folgen mußte, 
hat mehrere Kapitel über allgemeinpolitische Fragen ausgelassen, 
bringt aber eine kurze Inhaltsübersicht über das Fehlende. 
E. Hölzle. 

Edgar von Schmidt-Pauli, Geschichte der Freikorps 
ı918—ı924. Nach amtlichen Quellen, Zeitberichten, Tagebüchern 
und persönlichen Mitteilungen hervorragender Freikorpsführer. 
Stuttgart, Rob. Lutz Nachf. 1936. 372 S. mit ıg Bildern und fünf 
Karten. — Zeitgeschichtliche Bücher, wie das von Sch.-P. haben für 
die geschichtliche Forschung meist nur Wert, insofern sie Quellen- 
material beibringen. Sch.-P. nennt als unveröffentlichte Quellen 
Dokumente des Reichsarchivs und solche aus privater Hand sowie 
Mitteilungen von Aulock, Bischoff, v. d. Goltz, v. Hülsen, Pabst, 
v. Pfeffer, v. Salomon, v. Stephani und Hesterberg. Leider aber 
gibt er in dem reichlich aus anderen, bereits veröffentlichten Dar- 
stellungen z. T. wörtlich übernommenen Text nur für diese Zitie- 
rungen den Fundort an, nicht dagegen für die gerade wichtigen unver- 
öffentlichten Unterlagen (außer in dem kurzen Abschnitt über die 
Berliner Kämpfe gegen die Matrosendivision). Dies erschwert außer- 
ordentlich die Feststellung, was an dem Werke quellenmäßig belegt 
ist. Soweit ich es zu beurteilen vermag, sind es im wesentlichen 
z. T. nicht uninteressante Einzelheiten. Sch.-P. versucht auch, den 
gesamtpolitischen Hintergrund aufzuhellen, bleibt aber meist in 
Allgemeinheiten stecken. Seine Darstellung hat jedoch außer der 
Erschließung neuer Quellen den Vorzug, eine klar geordnete Über- 
sicht über die Kämpfe der Freikorps zu geben. Solange das offizielle 
Werk über die Nachkriegskämpfe nicht vollendet ist, wird die bei- 
gegebene Liste der Freikorps gute Dienste tun. Das angebliche Bild 
der Erschießung Schlageters ist nachträglich gestellt. E. Hölzle. 

Gen6ral A.Niessel, L’svacuation des pays baltiques par les 
Allemands. Contribution 4 l’ötude de la mentalit& allemande. Paris, 
Lavauzelle 1935. 272 S. ı2 fr. — General Niessel, der ehemalige 
Vorsitzende der interalliierten Kommission für die baltischen Länder, 
scheint kein Bedürfnis zu haben, seinen Bericht vor dem Vorwurf 
tendenziöser Aufmachung bewahrt zu sehen. Für ihn sind die deut- 
schen Freikorps räuberische ‚Banden‘ und die Deutschen insgesamt 
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Lügner, denen nicht zu trauen ist. Das sei, so erklärt er immer 
wieder in seinem Buche, das Ergebnis seiner Tätigkeit in Deutsch- 
land und im Baltikum 1919/20: viel sei versprochen, aber nicht ge- 
halten worden. Wie er selbst jedoch über das Wort eines Offiziers 
und die darin beruhende Ehre denkt, mag daraus hervorgehen, daß 
er einen deutschen Protest gegen eine Verdächtigung eines gegebenen 
Offizierswortes mit der Bemerkung abtut: ‚querelle d’allemand“ 
(160). Völker, ja oft sogar Stämme, haben untereinander kaum irgend- 
wo ein solch starkes Gefühl der Verschiedenheit als in den Auffas- 
sungen über Aufrichtigkeit und Unaufrichtigkeit. Die Art, wie N. 
nach seinem eigenen Bericht den Deutschen gegenübertritt, ist zwar 
meist sehr brutal, aber keineswegs von der Geradheit, die dem all- 
mächtigen Sieger in erster Linie angemessen gewesen wäre. Dies 
mußte vorausgeschickt werden. Der Bericht schildert an Hand von 
reichen Dokumenten die Tätigkeit der auf Wunsch der deutschen 
Regierung eingesetzten Kommission in den Monaten November 1919 
bis Januar 1920. Sie behandelt also nur den Schlußakt des Dramas 
unserer baltischen Freikorps. Als die Kommission nach Litauen 
kam, war gerade durch die Schlacht bei Mitau und durch das Ein- 
greifen der Ententeschiffe der Rückzug der Deutschen erzwungen 
worden. Die Kommission hatte also nur den Rückzug zu überwachen 
und die übermütigen Letten und Litauer zurückzuhalten. Geschicht- 
lich bedeutsam scheint mir, da der Kommission naturgemäß der 
Zugang zu dem Wesen der Freikorps und deren geschichtliche Be- 
deutung verschlossen blieb, der Bericht über die Verhandlungen 
mit den deutschen offiziellen politischen und militärischen Stellen 
zu sein. Es gibt wenige Erinnerungen, die derart grell in die außen- 
politische Haltlosigkeit der damals Regierenden hineinleuchten. 
Einzig August Winnig zeichnet sich als damaliger Oberpräsident von 
Ostpreußen durch gerades Wort aus. Selbst der sich sonst würdig 
verhaltende Admiral Hopmann, der Leiter der deutschen Kommis- 
sion entgleist, wenn wir N. trauen dürfen, einige Male: er entschul- 
digte Winnigs Worte als die eines Sozialdemokraten, der nicht der 
Regierung angehöre, und erklärte die angeblichen deutschen Räube- 
reien mit dem dem Dreißigjährigen Krieg vergleichbaren Zustand 
Deutschlands (63, 156). Am traurigsten aber ist die Haltung des 
Reichskanzlers Bauer, der bei Beendigung der Kommission dieser 
für die Räumung der baltischen Länder, die die deutsche Regierung 
nicht selbst hätte durchsetzen können, dankt und sich moralisch von 
N. noch schulmeistern läßt (228, 257). Nach N. wollte man deutscher- 
seits durch den Hinweis auf die bolschewistische Gefahr die militäri- 
schen Klauseln des Versailler Diktats umgehen und im Osten wieder 
vordringen. Aber alle unwürdige Schmeichelei und Leisetreterei hin- 
derte N. nicht, die Alliierten vor den gefährlichen Ostplänen der 
Deutschen zu warnen, die Stützung der Kleinstaatenbarriere zwi- 
schen Deutschland und Sowjetrußland zu verlangen, ein Über- 
wachungsorgan in Berlin und die Zerstörung der deutschen Einheit 
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durch Förderung des separatistischen Bayerns und Rheingebiets zu 
fordern. E. Hölzle. 

Narrenspiegel der Geschichte. Versailles und seine Folgen 
in der Weltkarikatur. Zusammengestellt aus dem Archiv der National- 
zeitung Essen. Essen, Essener Verlagsanstalt 1938. 312 S. Geb. 
9,80 M. — Der Inhalt des Werkes entspricht insofern nicht dem 
Titel, als über Versailles selbst und dessen Geschichte nur ganz 
wenige Karikaturen aufgenommen sind. Die Sammlung beginnt in 
genügender Vollständigkeit erst mit den Jahren nach Versailles. Für 
diesen Zeitraum bis zur Gegenwart stellt sie eine ausgezeichnete 
Fundgrube der schärfsten Waffe der Meinungsmache in der Welt 
dar. In geschlossenen, nicht immer zeitlich geordneten Kapiteln 
werden die Karikaturen der bekanntesten Karikaturisten der Welt 
wiedergegeben: Bedrückung und Aufstieg Deutschlands, Abessinien- 
krieg, Erschütterungen und Fragen des Britischen Weltreichs, Ame- 
rika, Ferner Osten, Schuldenfrage und Wirtschaftskrise in einem 
ersten Buch, Bolschewismus, spanischer Bürgerkrieg, Staatskrise in 
Frankreich, englische Politik und Vereinigte Staaten in einem zweiten 
Buche. Es fehlt, wohl absichtlich, ein Kapitel über das Echo unseres 
neuen Reiches in der Welt, nur einige außenpolitische Wirkungen: 
Völkerbund, Saar und Wiedererstarkung, sind behandelt. Wertvoll 
ist das Quellenverzeichnis, das den Fundort mit Datum genau auf- 
zeichnet und dadurch eine wissenschaftliche Benützung ermöglicht. 
Für die Geschichte der „öffentlichen Meinung‘ der Jahrzehnte nach 
Versailles wird das Buch eine unentbehrliche Hilfsquelle sein. 

E. Hölsle. 

Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten, Bd.3: 
1935/36, Internationale Politik. Mit Unterstützung der Essener 
Verlagsanstalt herausgegeben von Werner Frauendienst. Essen, 
Essener Verlagsanstalt 1937. 491 S. 10 M.— Der neue Band des 
vorzüglichen Werkes, dessen Herausgabe nunmehr Werner Frauen- 
dienst übernommen hat, behandelt in zwei Hauptteilen den abessi- 
nischen Krieg und die Begründung des italienischen Imperiums 
sowie den deutschen außenpolitischen Aufstieg von der Begrün- 
dung der deutschen Wehrhoheit bis zum Ende des Locarnover- 
trages. Es sind also für die Geschichte der internationalen Politik 
des Jahres 1935/36 zwei, allerdings die bedeutendsten Probleme her- 
ausgegriffen, während die anderen Fragen einer späteren Behandlung 
vorbehalten bleiben. Der Nachteil der geringeren Allseitigkeit wird 
jedoch durch die geschlossene Behandlung der zwei geschichtlich 
bedeutsamsten Ereignisse aufgewogen. Schien sich bei den früheren 
Bänden eine dem Gesamttitel entsprechende ‚Weltgeschichte der 
Gegenwart‘‘ nicht zu ermöglichen und das Ganze sich in eine Samm- 
lung der wichtigsten Dokumente über viele Einzelfragen aufzulösen, 
so haben wir jetzt ein Werk vor uns, das als Ganzes gelesen werden 
kann. Auswahl und Ordnung der Dokumente und ein ausgezeichnet 
verbindender Text schaffen eine dokumentarische Geschichte, soweit 
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dies nur immer von zeitgeschichtlichen Werken zu erwarten ist. Durch 
die .Hereinnahme früherer, in den Zusammenhang gehörender Doku- 
mente und der gleichlaufenden zeitlichen Verbreiterung der Verbin- 
dungstexte wird der geschichtliche Aufbau noch stärker unterstrichen. 
Neu und vom wissenschaftlichen Standpunkt aus ebenfalls sehr zu 
begrüßen sind das gleichzeitig beigegebene Quellenverzeichnis und 
eine chronologische Aufzählung sämtlicher in den bisherigen drei 
Bänden erschienenen Dokumente. Durch diese Aufzählung wird 
neben der sachlichen Aufgliederung eine Auffindung der Dokumente 
nach dem Datum ermöglicht. E. Hölzle. 


DEUTSCHE LANDSCHAFTEN 
Zeitschriftenbericht von Joh. Bauermann 


G.Masing, Der Kampf um die Reform der Rigaer Stadt- 
verfassung 1860—1870. (Mitt. a.d. livländ. Gesch. 25, H.3. Riga 
1936. 136 S.). — M. schildert den Versuch, die alte, noch ganz in 
korporativen Formen beharrende Rigaer Stadtverfassung, die nur 
einem verschwindenden Bruchteil der städtischen Bevölkerung An- 
teil an den politischen Rechten gewährte, im Sinne einer vorsichtigen 
Anpassung an liberale Gedanken umzubauen. Die Entwürfe der 
Stadt fanden jedoch trotz gewisser Begünstigung durch den da- 
maligen Gouverneur Schuwalow nicht die Billigung der russischen 
Zentralbehörden. Die ganze Frage erledigte sich durch die Einfüh- 
rung der russischen Städteordnung von 1870. 

Die Elbinger Theatergeschichte von Br. Satori-Neumann 
(Dreihundert Jahre berufsständisches Theater in Elbing. Quellen 
u. Darst. z. Gesch. Westpreußens 20. Danzig, Danz. Verl.-Ges. 1936. 
333 S. 9 RM.) trägt den allgemeinen und landschaftlichen kultur- 
und geistesgeschichtlichen Faktoren im weitesten Maße Rechnung. 
Sie verdient darum wie als Beispiel einer örtlichen Theatergeschichte 
über den Bereich des Themas hinaus Beachtung. 


Der 39. Band der ‚„Baltischen Studien N. F.‘ (1937) steht im 
Zeichen des Gedenkens an das Aussterben des pommerschen Herzogs- 
hauses im Jahre 1637. A. Haas (Das pommersche Herzogshaus im 
Volksliede, S. 36—55) bringt, z.T. in einem nach handschriftlicher 
Grundlage verbesserten Text und mit kritischen Erläuterungen ver- 
sehen, acht (durchweg bekannte) Volkslieder auf Ereignisse der 
mittelalterlichen pommerschen Geschichte, darunter das umstrittene 
Lied auf die Schlacht am Kremmer Damm. M. Wehrmann hat eine 
nach Orten geordnete Zusammenstellung der ‚„Begräbnisstätten der 
Angehörigen des pommerschen Herzogshauses‘‘ beigesteuert (S. 100 
bis 118). Den Anteil des Herzogshauses am Geistesleben beleuchten 
die Aufsätze von H. Bollnow, Die pommerschen Herzöge und die 
heimische Geschichtsschreibung (S. 1—35), H. Blumenthal, Die 
Bibliotheken der Herzöge von Pommern ($S. 183—230) und G. Kitt- 
ler, Die Musikpflege in Pommern zur Herzogszeit (S. 56—70). Den 
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Hochstand, den die pommersche Historiographie in den Werken der 
beiden humanistischen Geschichtsschreiber Thomas Kantzow und 
Nikolaus von Klempzen — Bugenhagens Pomerania möchte Bollnow 
nicht als historiographische Leistung, sondern im Zusammenhang des 
vorreformatorischen Schrifttums gewertet wissen — erreichte, haben 
die Epigonen nicht zu halten vermocht. — Fr. Hasenritter erläutert 
den Inhalt der (zahlreich überlieferten, aber bisher nur unzulänglich 
veröffentlichten und verwerteten) pommerschen Hofordnungen und 
zeigt ihren Wert als Quellen für die Hof- und Landesverwaltung 
auf (S. 147—ı82), wobei er in kurzen Zügen ein Bild des Aufbaus 
der pommerschen Zentralbehörden und ihrer Aufgaben entwirft und 
auch auf starke Beziehungen zu brandenburgischen Ordnungen hin- 
weist. 

„Die Lübecker Syndiker und Ratssekretäre bis zur Verfassungs- 
änderung v. 1851‘ macht Fr. Bruns zum Gegenstand eines Aufsatzes 
in der Zs. Lübeck. Gesch. 29, 1937, S. 9r—ı68; leider begnügt 
er sich damit, die Namen der Amtsinhaber und die Nachrichten 
über ihre Person und Amtstätigkeit zu sammeln. 532. 


G. E. Hoffmann, Die Quellen zur Kieler Familien- 
geschichte. (Mitt. d. Ges. f. Kieler Stadtgeschichte Nr. 39, 1936.) — 
Es wird kaum eine deutsche Stadt geben, die in einer derartigen Voll- 
ständigkeit und Übersichtlichkeit den Bestand ihres gesamten fami- 
liengeschichtlichen Materials überschauen kann wie nunmehr Kiel. 
Da die Arbeit ein wirklicher Führer zur genealogischen Arbeit sein 
soll, folgt der Aufbau dem notwendigen Gang der praktischen For- 
schung, rückwärtsschreitend vom Heute in die Vergangenheit (mo- 
derne Personenstandsregister, Kirchenbücher, Stadtarchiv Kiel, 
Staatsarchiv Kiel, sonstige Sammlungen). Besonders verdienstlich 
ist, daß der Vf. durch ausführliche Angaben zahlreicher Einzelakten 
und Aufzählung vieler Namen bei Personalakten u. dgl. über das 
Übliche der Inventare hinaus die Archivalien für die Benutzung 
gerade durch nicht an archivalische Arbeit Geübte erschließt. In 
einem ausführlichen Anhang sind die Quellen für die eingemeindeten 
Vororte verzeichnet, eine Arbeit, die bekanntlich ganz besonderen 
Spürsinn und Geduld erfordert. 

Kiel. W. Carstens. 


K. Boie, Die mittelalterlichen Geschlechter Dithmar- 
schens und ihre Wappen. Neumünster, K. Wachholtz 1937. 
181 S. (Quellen und Forschungen zur Familiengeschichte Schlesw.- 
Holst., herausgeg. von der Ges. f. schlesw.-holst. Gesch. 3. Bd.) — Als 
das Ergebnis einer jahrzehntelangen Sammelarbeit und aufs beste vor- 
bereitet durch die von ihm besorgte Ausgabe der Dithmarscher Siegel 
(1926) hat der verehrte Verfasser eine Zusammenstellung aller Nach- 
richten über die einzelnen Dithmarscher Geschlechter gegeben. Die 
Veröffentlichung ist damit zur Grundlage jeder wissenschaftlichen 
Arbeit über die Dithmarscher Geschlechter geworden, besonders ver- 
dienstlich und notwendig gerade heute, wo die phantastischsten Vor- 
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stellungen über die Geschlechter im Lande verbreitet sind. Die den 
alphabetisch geordneten Artikeln über die einzelnen Geschlechter 
vorausgeschickte Einleitung vermeidet es, über das unbedingt Sichere 
hinaus eine Erklärung für die einzigartige Geschichte der Dithmar- 
scher Geschlechter zu versuchen. In dieser Richtung liegt die Auf. 
gabe der künftigen Forschung, die dabei an die bahnbrechenden 
Untersuchungen von K.W. Nitzsch (Die Geschichte der dithmar- 
schen Geschlechterverfassung, Jahrb. f. d. Landeskunde der Her- 
zogl. Schl.-Holst. III, 1860) und die sie weiterführenden Forschun- 
gen von M. Sering (Erbrecht und Agrarverfassung in Schl.-Holst.) 
anzuknüpfen haben wird. 

Kiel. W. Carstens. 

Der Gestalt des J. A. Fabricius, des Verfassers der Bibliotheca 
latina, der Bibliotheca graeca und der Bibliotheca latina mediae e 
infimae aetatis, nimmt sich K. D. Möller in Zs. Hamb. Gesch. 36, 
1937, S. 1—64 liebevoll an. 

G. Brandes gibt am Schluß ihrer Arbeit über ‚Die geistlichen 
Brüderschaften in Hamburg während des Mittelalters‘‘ (Zs. Hamb. 
Gesch. 36, 1937, S. 65—11o) ein Verzeichnis sämtlicher (99) Brüder- 
schaften sowie Auszüge aus den Mitgliederlisten. 

Das Provinzialinstitut für westf. Landes- und Volkskunde in Mün- 
ster hat eine neue landeskundliche Zeitschrift ins Leben gerufen, die 
unter dem Titel ‚Westf. Forschungen‘ von E. Rieger herausgegeben 
wird. Das ı.H. (Münster, Aschendorff) enthält folgende Abhand- 
lungen: K. Schulte-Kemminghausen, Westf.-niederländ. Dialekt- 
geographie (S. 1—25); J. de Vries, Das niederländische Volkstum 
(S. 26—35); J. Trier, Das Gefüge des bäuerlichen Hauses im deutsch. 
NW. (S. 36—50, besonders über die Verbreitung und Entstehung des 
Dachbalkenhauses) ; W. Müller-Wille, Der Niederwald im Rheini- 
schen Schiefergebirge (S. 57—86); J. Bauermann, Darstellungen 
und Probleme der Gesamtgeschichte Westfalens (S. 87—95;; Literatur- 
bericht). 

In der Westf. Zs. 92 I, 1936, S. ı—88 ist die nachgelassene 
Untersuchung von L. Schmitz-Kallenberg, Die Landstände des 
Fürstbistums Münster bis zum 16. Jahrhundert erschienen. 

E. Dösseler hat in Beitr. z. Gesch. v. Essen 55, 1937, S. 5—62 
die urkundlichen Nachrichten über Ostseebeziehungen Essens in der 
Zeit von 1350—1653 zusammengetragen (Essen und der deutsche 
Ostseeraum zur Hansezeit). RnB 

Der neue Band XI der belgischen Toponymie und Dialecto- 
logie 1937 (426 S.) hat wieder einen recht mannigfaltigen Inhalt, 
aus dem nur hervorgehoben sei: die Weiterführung des Artikels von 
Vann&rus über Kiem in Luxemburg und Tchin in Lüttich, die Na- 
men der roten und der schwarzen Johannisbeere von Grootaers, 
und, namentlich der auch uns angehende Aufsatz von Grauls, ‚Von 
Gendarme tot Rijkwachter‘‘, der durch eine neuerliche Umtaufe ver- 
anlaßt ist. E. S. 
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In Mitt. d. oberhess. Gesch. Ver. N. F. 34, 1937, S. 189—217 
teilt E. E. Becker 100 Urkunden zur Alsfelder Geschichte von 
1ı282—1540 aus den Beständen des Staatsarchivs Marburg in Re- 
gestenform mit (Alsfelder Regesten des Staatsarchivs Marburg). 


Aus dem (überwiegend kunstgeschichtlichen) Inhalt der Fest- 
schrift für E. Neeb ‚Beiträge zur Kunst und Geschichte des Mainzer 
Lebensraumes‘‘ (o. O. u. J., 238 S.) seien folgende Beiträge genannt: 
Fr. Sprater, Römerstraßen bei Kaiserslautern (S. 21—27); Fr. Her- 
mann, Die (vermutlich) letzte Ketzerverbrennung (eines Begarden) 
in Mainz 1458 (S. 105—110); R. Dertsch, Das Pestjahr 1635 in 
Mainz (S. 134—142); W. Schnellenkamp, Kurmainzische Uni- 
formen (18. Jahrhunderts) in Erfurt (S. 159—170); H. Burkard, Das 
Ende des Mainzer Domschatzes (S. 190—203; klärt die Verteilung 
des nicht verkauften, 1804 nach Aschaffenburg gebrachten Restes 
durch die bairische Regierung an bairische Kirchen, darunter den 
Speirer Dom). 

Von der „Bücherkunde der fränkischen Geschichte“ 
(Veröff. d. Ges. f. fränk. Gesch., R. ıı) ist das erste Heft der Abt. ı, 
bearb. von G. Wolff, erschienen, die das Schrifttum zur Geschichte 
der Geschlechter, Familien und Personen in alphabetischer Folge 
nach den Eigennamen geordnet enthält und zugleich eine Art bio- 
bibliographisches Lexikon darstellt (H. ı, Sp. 1—ı60. Erlangen, Palm 
& Enke 1937. 5 RM.). Ki 

Aus dem Jahrbuch für Fränkische Landesforschung, herausgeg. 
vom Institut für Fränk. Landesf. an der Universität Erlangen Band 3 
(Palm & Enke in Erlangen 1937) sind als historisch gerichtete Auf- 
sätze zu nennen: ı. Erich Frhr. v. Guttenberg, Quellen zur Besitz- 
und Wirtschaftsgeschichte des Klosters Ebrach (S. 13—27), der eine 
Übersicht über lokale Zins- und Gültbücher des Klosters aus dem 14. 
und 15. Jahrhundert und eine zeitliche und inhaltliche Bestimmung 
dieses bisher unbekannt und ungenützt gebliebenen Quellenbestandes 

ibt, mit W. Wießner, Untersuchungen zur handschriftlichen 
Überlieferung des Ebracher Gesamturbars von 1340 (S. 28—38), 
der diese Einzelfrage des Komplexes näher behandelt; v. Guttenberg 
gibt dazu als Anlagen (S. 33—5ı) noch einige Texte; 2. Michel 
Hofmann, Die Außenbehörden des Hochstifts Bamberg und der 
Markgrafschaft Bayreuth (S. 52—96), eine mühevolle und inhaltreiche, 
vom Vf. als vorläufig gekennzeichnete verwaltungsgeschichtliche 
Studie, von der in diesem Bande zunächst nur der über Bamberg 
handelnde Teil enthalten ist; 3. Hans Lades, Constantin von 
Höfler, ein Leben zwischen Sacerdotium und Nation (S. 97—129), 
eine geistesgeschichtliche Studie über diesen ultramontanen Partei- 
mann und fränkischen Geschichtsforscher und Geschichtschreiber. 

München. B. Schmeidler. 

„Der Name des Klosters Maulbronn“ hat nach A. Metzler (Zs. 
württ. Landesgesch. I, 1937, S. 316—334 nie etwas anderes bedeutet 
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als Maultierbrunnen; M. sieht darin einen Nachklang des welschen 
Ursprungs des Reformmönchtums. 

Der Aufsatz von K. Kollnig, Weihnachtsholz und Wintermaien 
in elsäss. Weistümern (Obdtsch. Zs. f. Volkskde. ıı, 1937, S. 81—93) 
beleuchtet den volkskundlichen Quellenwert der Rechtsquellen an 
Beispielen, die zugleich für den Ursprung des Weihnachtsbaums und 
-brauchtums Aussagewert besitzen. IB: 


J. B. Kaiser, Die Abtei Stürzelbronn (Schriften der EI- 
saß-Lothringischen Wissenschaftlichen Gesellschaft zu Straßburg, 
Reihe A, Alsatica und Lotharingica, Bd. XVIII.) Heidelberg, C. 
Winter 1937. 157 S. — Über dieses im Jahre 1135 durch Herzog 
Simon von Lothringen gegründete Zisterzienserkloster sind heute 
nur noch wenige Quellen vorhanden; das wichtige Lagerbuch der 
Abtei ist verloren gegangen. K. versucht nun in dem gut ausgestat- 
teten Band unter möglichst vollständiger Heranziehung des zer- 
streuten archivalischen Materials eine Geschichte der Abtei zu schrei- 
ben. Die Gründungsurkunde von 1135 ist nicht mehr erhalten. In 
den Listen von Citeaux erscheint das Kloster 1142/43; dies dürfte 
das Datum der offiziellen Anerkennung durch den Orden sein. Nach 
einer kurzen Beschreibung der noch erhaltenen baulichen Teile, wo- 
bei die verschiedenen Ausgrabungsergebnisse verwandt werden, be- 
handelt K. die Frage nach der Grabstätte der lothringischen Herzöge 
in Stürzelbronn;; im Anschluß an Wolfram kommt K. dabei zu dem 
Ergebnis, daß der Gründer nicht hier bestattet ist, wohl aber deı 
Graf Friedrich I. von Bitsch. Die Ausführungen über die Kloster- 
ämter, die Lebensweise der Zisterzienser und das Verhältnis der Abtei 
zum Orden können hier übergangen werden, wertvoll für die landes- 
geschichtliche Forschung ist die Zusammenstellung des Besitzes, der 
Waldungen, der Kirchensätze usw. Im ganzen hat es K. verstan- 
den, unter geschickter Heranziehung der Quellen und der einschlä- 
gigen Literatur eine gute Übersicht zu geben über unsere Kenntnis 
von den Geschicken der Abtei Stürzelbronn, wobei an manchen 
Stellen eine etwas straffere Zusammenfassung des Stoffes erwünscht 
gewesen wäre. 

Freiburg i. Br. H. Büttner. 


Berta Richter-Santifaller, DieOrtsnamen vonLadinien 
[= Schlern-Schriften, Veröffentlichungen zur Landeskunde von Süd- 
tirol, herausgeg. von R. v. Klebelsberg 36]. Innsbruck, Wagner 1937. 
XVI und 291 S. — Es liegt hier die Umarbeitung und Ergänzung einer 
Publikation vor, die zuerst in der Zeitschrift „Der Schlern‘‘ (1926 
bis 1936) erschienen war. Mit einem Fleiß und einer offenbaren Sauber- 
keit, die Anerkennung, ja Hochachtung fordern, sind hier die umfang- 
reichen Archivbestände Südtirols aufgearbeitet, das geschichtliche, 
kirchliche und wirtschaftliche Bild der sieben verschiedenen Gebiete 
(Gerichte) wird entworfen und für jedes ein erschöpfendes Verzeichnis 
der Ortschafts- und Hofnamen sowie, getrennt davon, der Flurnamen 
geliefert. Einer sprachlichen Ausdeutung hat sich die Vf.in bewußt 
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enthalten, aber auch für eine solche ist das überreiche Material in 
urkundlicher Festigung und musterhafter Ordnung bereitgestellt. 
Göttingen. 8 


Gerhard Fischer, Das Land Lebus. Die Entwicklung des 
ländlichen Siedlungsbildes vom Mittelalter bis zum Beginn des 
19. Jahrhunderts. Frankfurt a. O., Trowitsch & Sohn 1936. 192 S. — 
Die kleine Landschaft, der diese wohlgelungene Untersuchung gewid- 
met ist, war zur Aufzeigung verschiedenartiger Siedlungsentwicklung 
besonders darum geeignet, weil sie Höhenland, Waldland und Bruch- 
gebiet zu ungefähr gleichen Teilen in sich schließt. Während die 
mittelalterliche Kolonisation vornehmlich das Höhenland ergreift, 
erstreckt sich der neuzeitliche große Siedlungsprozeß des 18. Jahrhun- 
derts auf das Waldland und besonders das Bruch. Der Vf. hat das 
weitschichtige Akten- und Kartenmaterial gründlich verarbeitet und 
vermag so aus erschöpfender Quellenkenntnis heraus die Entste- 
hungsgeschichte der einzelnen Siedlungen von Dorf und Kolonie bis 
hinab zu Krügen, Mühlen und Teeröfen zu verfolgen, wobei, was der 
Arbeit auch praktischen Wert verleiht, die für die Staatsverwaltung 
jeweils maßgebenden Gesichtspunkte eingehend erörtert werden. Zu 
schwierigen Problemen der mittelalterlichen Siedlungsgeschichte 
äußert F. ansprechende Ansichten. Mit Recht wird betont, daß die 
ausschließliche Verwendung slawischer Ortsnamen zum Beweise des 
Vorhandenseins slawischer Siedlungen keineswegs den Tatsachen ent- 
sprechende Ergebnisse zu liefern vermag. W. Gleys Behauptung einer 
Konstanz der Flurform und Besitzverteilung vom Mittelalter bis zur 
Separation, von Liebchen schon 1932 an den Beispielen Kleinbesten 
und Großköris erschüttert, wird von F. auch für das Gleysche ‚„Ein- 
hufendorf‘‘ Berkenbrück als verfehlt und irrig erwiesen. Im Wider- 
spruch weiter zu Gleys Arbeitshypothese des Urwaldcharakters der 
Hochflächen weist F. für Lebus auf Grund urkundlicher Nachrichten 
nach, daß über das ganze Höhenland hin mit einer slawischen Vor- 
besiedelung gerechnet werden muß. 

Berlin-Dahlem. Wentz. 


„Die Archidiakone des Kollegiatstiftes zu U.L. Fr. in Glogau‘ 
stellt O. Hellmann in einem Schriftchen (Z. Schles. Kirchengesch. 
Nr. 34, Glogau 1938. 36 $.) zusammen. J. B. 


NEUE BÜCHER!) 
(Bearbeitet von Wolf v, Both) 


Diese Übersicht nichtperiodischer, selbständiger Neuerscheinun- 
gen beruht mit wenigen Ausnahmen auf bibliographischen Quellen, 
nicht auf dem tatsächlichen Büchereinlauf bei der Redaktion. 


!) Das Erscheinungsjahr ist, wenn nichts anderes angegeben, 1938. — 
Die Verlagsorte sind folgendermaßen abgekürzt: Am = Amsterdam, Bar = 
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Allgemeines 


Frank, W.: Geist und Macht. Historisch-politische Aufsätze, 
Hb, Hanseat. Verl.-Anst. 243 S. 7,80 M. — Firth, Sir Ch.: Essays, 
historical and literary. Lo, Ox Univ Pr. ızsh 6d. — Der Genius 
des Feldherrn. ı0 kriegsgeschichtl. Studien, hrsg. v. d. Deutschen 
Ges. f. Wehrpolitik u. Wehrwissenschaften. Be, 1937. 282 S. — Rein- 
hold, H.: Puritanismus und Aristokratie. Be, Juncker & Dünnhaupt, 
155 S. (Phil. Diss. Lz) 6,80 M. — Loesch, K. C. v.: Die außenpoliti- 
schen Wirkungen des Geburtenrückganges, dargelegt am Beispiel der 
Franzosen. Be, Juncker & Dünnhaupt. 40 $S. 0,80 M. — Keyser, E.: 
Bevölkerungsgeschichte Deutschlands. Lz, Hirzel. XI, 360 S. 11,80 M. 
— Dutheil, M.: La Population allemande. Les variations du ph&no- 
mene d&mographique. Leur influence sur la civilisation occidentale. 
Pa, Payot 1937. 202 S. — Gundolf, F.: Anfänge deutscher Ge- 
schichtschreibung. Hrsg. v. Elisabeth Gundolf u. E. Wind. Am. 
Elsevier. 176 S. — Kirchner, H.: Das’ germanische Altertum i.d. 
dt. Geschichtsschreibung d. ı8. Jahrhunderts. Be, Ebering. 138 S$. 
(Phil. Diss. Hd.) 5,80M. —GeßBler, E. A.: Schweizerkreuz und 
Schweizerfahne. Zr, Rüegg 1937. 46 S. — Gregersen, A.: L’Islande, 
son statut & travers les äges. Pa, Recueil Sirey 1937. 462 S. — Clo- 
kie, H. M. and J. W. Robinson: Royal Commissions of inquiry; 
the significance of investigations in Brit. politics. Stanford Univ,, 
Univ. Pr. 3 Doll. — Hall, H.L.: The Colonial Office, A history. Lo, 
Longmans, Green 1937. XII, 296 S. — Irish historical Studies. The 
joint journal of the Irish Historical Society and the Ulster Society 
for Irish Historical Studies. Ed. R. Dudley Edwards, T. W. 
Moody. Vol. ı, Nr. ı. Dublin, Hodges, Figgis. — Battisti, C.: 
Storia della ‚‚questione ladina‘‘. Fl, Le Monnier 1937. VII, 83 S. — 
Selvagem, C.: Portugal militar. Comp@ndio de histöria militar e 
naval de Portugal. Desde as origens do Estado portucalense at& o 
fim da dinastia de Braganga. Lisboa 1931—36. Impr. nac. XL, 
710 S. — Joucla, E.: Bibliographie de l’Afrique occidentale frangaise. 
Pa, Soc. d’edit. g&ogr. 100 Frs. — Rawlinson, H. G.: India. A 
short cultural history. Lo, The Cresset Pr. 1937. XIV, 452 S., ı Kt. 


Barcelona, Bas = Basel, Be = Berlin. Bi = Bielefeld, Bo = Bonn, Bol = 
Bologna, Br = Breslau, Ca = Cambridge, Engl., Da = Darmstadt, Dr = 
Dresden, El = Erlangen, Ff = Frankfurt a. M., Fb = Freiburg i.B,, Fl= 
Florenz, Gi = Gießen, Gö = Göttingen, Gr = Greifswald, Gro = Gronin- 
gen, Hl= Halle, Hb = Hamburg, Hd = Heidelberg, Hn = Hannover, 
Je = Jena, Ka = Karlsruhe, Ki = Kiel, Kl= Köln, Kb = Königsberg 
i. Pr, Kop = Kopenhagen, La = Langensalza, Lei = Leiden, Lo = Lon- 
don, Lz = Leipzig, Ma = Marburg, Md = Madrid, Mhi = Mailand, Mch = 
München, Ms = Münster, Nb = Nürnberg, Np = Neapel, NY = New York, 
Ox= Oxford, Pa = Paris, Po = Potsdam, Ro = Rostock, Sg = Stutt- 
gart, Sto= Stockholm, Tb = Tübingen, Tr = Turin, Up= Upsala, Wa = 
Washington, Wb = Würzburg, Wei = Weimar, Wi = Wien, Zr = Zürich. 
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— Haushofer, K.: Alt-Japan. Werdegang v. d. Urzeit bis 1868. 
Be, de Gruyter. 126 S. 1,62 M. — Beard, Ch. A.: The Making of 
American civilization. NY, Macmillan 1937. XV, 932, XLIII S. — 
Sapper, K.: Beiträge zur Kenntnis der Besitzergreifung Amerikas und 
zur Entwicklung der altamerikanischen Landwirtschaft durch die 
Indianer. Hb, Friederichsen. 44 S. — Cunow, H.: Geschichte und 
Kultur des Inkareiches. Ein Beitrag z. Kulturgeschichte Altamerikas. 
Am, Elsevier 1937. XVI, 208 S. 


Vorgeschichte und Altertum 

Handbuch der Urgeschichte Deutschlands. Hrsg. v. E. Sprock- 
hoff. Bd. 2. Be, de Gruyter. — Hoffmann, H.: Die Gräber der 
jüngeren Bronzezeit in Holstein. Neumünster, Wachholtz. 100 S., 
xXVI Taf. (Ki, Phil. Diss.) 12 M. — Boehl, F. M. Th.: Der babylo- 
nische Fürstenspiegel. Lz, Harrassowitz 1937. 51 S. — Wiesner, ]J.: 
Grab und Jenseits. Untersuchungen im ägäischen Raum z. Bronze- 
zeit u. frühen Eisenzeit. Be, Töpelmann. VIII, 259 S., IIIKt. ız2M. 
— Koenig, F. W.: Relief u. Inschrift des Königs Dareios I. am 
Felsen von Bagistan. Lei, Brill. XII, 97 S. 3fl. — Holm, C. E.: 
Griechisch-ägyptische Namenstudien. Göteborg, Wettergren & Kerber 
1936. XIV, 169 S. — Ducati, P.: Le problöme Etrusque. Pa, Leroux. 
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DIE GROSSE WENDUNG IM DEUTSCHEN 
BAUERNKRIEG 
voN 
ADOLF WAAS. 


I. Der Bauernkrieg im Rheingau (als Beispiel einer oft über- 
sehenen Seite des Bauernkriegs). — II. Der zwiespältige Charakter 
des Bauernkriegs. — III. Die Ursachen des Bauernkriegs. — 
IV. Die Ursachen der Niederwerfung der Bauernbewegung. — 
V. Der Bauernkrieg in der deutschen Geschichte. 


Der Bauernkrieg des Jahres 1525 hat in den letzten Jahrzehnten 
zahlreiche Darstellungen gefunden. Das Jahrhundertgedächtnis 
1525/1925 hat dazu beigetragen, die Aufmerksamkeit auf dieses 
Ereignis zu lenken, aber auch ohne das hat er stets starkes Inter- 
esse gefunden. Es ist das leicht erklärlich, da er zweifellos zu den 
dramatischesten Epochen unserer Geschichte gehört, und da in 
seinem Ausbruch vieles vom Schicksal der Massen unseres Volkes 
ans Licht tritt, was uns in vergangenen Jahrhunderten verborgen 
oder nur mühsam zu erschließen ist. Auch haben wir selten in 
der deutschen Geschichte Gelegenheit, Werden und Wesen einer 
Revolution betrachten zu können, dazu noch in der Geschlossen- 
heit, in der Konzentrierung auf das Geschehen weniger Monate, 
wie es uns im Jahre 1525 gegeben ist. So sind das allseitige, über 
die Grenzen der sonst an historischen Vorgängen interessierten 
Gruppen hinausgehende Interesse und das Erscheinen mannig- 
faltiger verschiedenartiger Darstellungen und zahlreicher Quellen- 
publikationen sehr verständlich. Seit kurzem besitzen wir auch 
eine umfassende zuverlässige Zusammenfassung des großen auf 
viele Landschaften sich verteilenden Stoffes in dem Werk von 
Günther Franz, das erzählend die Fülle der Einzelereignisse uns 
vorführt!). Und doch ist trotz dieser und anderer bedeutender 
Leistungen, trotz der günstigen Vorbedingungen in Vorarbeiten 
und Quellenpublikationen unser Gesamtbild des Bauernkrieges 
noch unbefriedigend. Die Grundlinien dieses Bildes haben sich 
seit Zimmermanns liberalistischer, romantisch gefärbter Darstel- 
lung?) und seit Rankes knappem unübertroffenem Umriß in seiner 


1) Franz, Günther, Der deutsche Bauernkrieg. München und Berlin 1933. 
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2) Zimmermann, W., Geschichte des großen Bauernkrieges. 1.2. 2. Aufl. 
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Deutschen Geschichte im Zeitalter der Reformation!) im wesent- 
lichen nicht geändert, wie viele Einzelheiten wir auch seitdem 
kennen oder besser zu beurteilen gelernt haben. Auch das ge- 
nannte Buch von Franz hat trotz der Fülle des dort vereinigten 
Wissens unser Gesamtbild des Krieges, seiner Ursachen, der 
Gründe des Zusammenbruchs der Bauernbewegung u.a. nicht 
unmittelbar gefördert, da hier der Nachdruck in eigener Weise 
auf dem Reichtum und der Mannigfaltigkeit der dargestellten 
Einzelereignisse liegt. Er gibt eine ausgezeichnete Zusammen- 
stellung des weitzerstreuten Materials, aus dem sich ein Gesamt- 
bild und ein Gesamturteil gewinnen läßt, aber er deutet dessen 
Linien im ganzen gesehen nur an. 


I 


Warum uns das Gesamtbild des Bauernkrieges ergänzungs- 
bedürftig scheint, wird sich am besten an einem Beispiel zeigen 
lassen, an einem lokalen Ausschnitt, der eigenes Gepräge trägt. 
Vielleicht daß sich dort Linien erkennen lassen, die dem Gesamt- 
bild zuzufügen wären und dessen Züge dann klarer heraustreten 
ließen. Wir wählen dazu nicht die oft behandelte Geschichte 
Schwabens und Frankens, auch nicht die abseits liegender Land- 
schaften, wie etwa Steiermark und Kärnten, sondern die Geschichte 
des Rheingaues im Bauernkrieg in der Hoffnung, daß sich dort 
ohne die Vorbelastung zahlreicher Darstellungen leichter ein Bild 
wird gewinnen lassen?). Dabei muß allerdings für den Augen- 
blick die Frage offen bleiben, ob das dort Beobachtete auch für 
andere deutsche Landschaften gilt oder eine Sonderentwicklung 
darstellt. Erst die Beantwortung dieser Frage wird für den Wert 
des am Rheingau gewonnenen Bildes für die Gesamtgeschichte 
entscheidend sein. 

Der Rheingau gehört heute und gehörte damals zu den 
reichsten Landschaften Deutschlands. Die Namen Eltville, 
Johannisberg, Kloster Eberbach und Rüdesheim bedeuten für 
uns Fruchtbarkeit und Wohlhabenheit. Ebenso aber auch für 
das 15./16. Jahrhundert. Das 1498 in Mainz gedruckte „Buch 


1) Ranke, Leopold von, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Reformation. 
1. Aufl. 1839 II. 182ff. — Ranke: Meisterwerke (1914) II. ı8o0ff. 

2) Die wichtigsten Quellen zur Geschichte des Bauernkrieges im Rheingau 
hat Johann Peter Schunk veröffentlicht: Beyträge zur Mainzer Geschichte 
mit Urkunden. Frankfurt und Leipzig 1788. — Eine ausführliche Dar- 
stellung gibt: Paul Richter, Der Rheingau. Eine Wanderung durch seine 
Geschichte. Wiesbaden 1913. 
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von den Früchten, Bäumen und Kräutern‘“!) gibt ein lebendiges 
Bild der Fruchtbarkeit und Schönheit des Landes in damaliger 
Zeit. Ebenso zeugt es von dem Wohlstand seiner Bewohner. 
Es sind wohlhabende, ihrer selbst sichere Leute, teils Bürger, teils 
Bauern, ohne daß oft eines von dem anderen scharf zu scheiden 
wäre. 

Die politische Lage des Landes entspricht dieser wirtschaft- 
lichen Stellung seiner Bürger und Bauern. Der Rheingau, ehemals 
eine dem König unmittelbar unterstehende Königsgrafschaft, 
stand im Spätmittelalter unter der Herrschaft des Mainzer Erz- 
bischofs, an ihn waren die ehemals königlichen Herrschaftsrechte 
übergegangen, darunter auch die Rechte an den großen Waldungen, 
aber auch die Grafschaftsrechte des Gebietes waren, da sie in der 
Hand eines Laiengeschlechtes zu einer selbständigen Herrschafts- 
gewalt zu werden drohten, von dem Erzbischof eingezogen worden. 
An des Erzbischofs Stelle verwaltete ein Vitztum diese Rechte 
im Lande. Doch bestimmte sich das öffentliche Leben der Land- 
schaft nicht von da aus allein, sondern ebensosehr von der Lands- 
gemeinde aus, zu der der ganze Rheingau zusammengeschlossen 
war, und zwar als Gerichtsgemeinde wie als Markgenossenschaft, 
die — natürlich unter der Hoheit des Mainzer Kurfürsten — über 
die großen Wälder der Taunushänge verfügte. Die Tatsache, 
daß ein starkes Befestigungswerk, das sogenannte ‚Rheingauer 
Gebück‘ den ganzen Gau umschloß und sicherte, zeigt deutlich 
den eigenen selbstsicheren Zusammenschluß des Landes. Soweit 
wir sehen können, war die Bedeutung dieser Landsgemeinde in 
stetem Steigen. Die Kraft des gesunden Rheingauer Bauerntums 
tritt in ihrer aufstrebenden Entwicklung zutage. Wesentlich ist, 
daß die Grundherrschaft des Gebietes sich großenteils in den 
Händen der ı2 Klöster des Rheingaues, vor allem des Klosters 
Eberbach und der reichen Mainzer Stifter befand. Sie stellten 
Besitz und Bedeutung des Laienadels des Landes weit in den Schat- 
ten. In dieser geistlichen Grundherrschaft war dem aufstrebenden 
Willen des Rheingaues, und zwar dem seiner einzelnen Bewohner, 
mehr aber noch dem .der einzelnen Gemeinden und der Lands- 
gemeinde eine entscheidende Schranke gezogen. Die Geschichte 
des Rheingaues im Mittelalter ist darum erfüllt von Auseinander- 
setzungen der drei wichtigsten Faktoren des Landes miteinander: 
des Erzbischofs als ‚oberstem herren und vogt‘“, der geistlichen 
Grundherrschaften und der Landsgemeinde, diese allerdings der 


4) Mainz, ohne Angabe des Druckers 1498. Wiedergegeben bei: Joh. Janssen, 
Geschichte des deutschen Volkes I, S. 301, 


29* 
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Gesamtentwicklung entsprechend erst allmählich zu größerer Be- 
deutung aufsteigend. Wichtigstes Zeugnis dieses Ringens ist das 
uns erhaltene Weistum von 1324!). Wie sehr man dies Weistum 
stolz als Festlegung der errungenen Eigenrechte des Landes be- 
trachtete, geht daraus hervor, daß man es bis zum Bauernkrieg 
in jedem Jahr in der Landsgemeinde verlas, und daß der Erz- 
bischof nach der Unterwerfung der Bauern, als er ihnen ihre alten 
Rechte nahm, sofort diese Verlesung verbot. Es ist derselbe Stolz, 
der die Bürger des benachbarten Mainz veranlaßte, das erste 
erkämpfte Privileg in die Türen des Domes einzugraben. Dabei 
ist es jedoch keineswegs so, daß etwa dies Rheingauer Weistum 
sich wesentlich aus den anderen Weistümern heraushöbe. Seine 
Bestimmungen entsprechen im wesentlichen denen vieler anderer, 
Es grenzt ebenso wie andere die Rechte des Herren und der 
bäuerlichen Gemeinde in Gerichts- wie in Markangelegenheiten 
gegeneinander ab, stellt also eine Stufe in dem Kampf von Herr- 
schaft und Bauerngemeinde dar, wie uns die jüngere Weistums- 
forschung einen großen Teil der Weistümer zu deuten gelehrt hat?). 
Einige Bestimmungen fallen auf, so daß der Satz: „Luft macht 
frei‘ hier in weitem Umfange gilt, der Zuzug in den Gau und der 
Abzug sind frei und ungehindert, macht innerhalb der Frist 


eines Jahres kein Herr einen alten Anspruch auf den Zugezogenen 
geltend, so untersteht er dem Erzbischof als dem Herren des 
Landes wie andere freie „Bürger‘‘ der Landschaft. Neben diesen 
gibt es auch hörige Leute der verschiedenen Grundherrschaften, 
aber keine eigentliche Leibeigenschaft. Der Erzbischof ist oberster 
Gerichtsherr, aber alles Recht wird nur gefunden und alle gesetz- 
lichen Bestimmungen nur getroffen auf dem „Landtag“, d.h. 


1) Grimm, Weistümer I, S. 534—536 von 1324. Dies Weistum ist echt, 
während ein anderes (Grimm I, 539) eine der berüchtigten Bodmannschen 
Fälschungen darstellt. 

2) Alfons Dopsch, Die freien Marken in Deutschland. 1933. Hermann 
Wiessner, Sachinhalt und wirtschaftliche Bedeutung der Weistümer 
(= Veröff. d. Seminars f. Wirtsch.- u. Kulturgesch. a. d. Univ. Wien. 9/10. 
1934). Die Bedeutung dieser Arbeit wird allerdings sehr eingeschränkt 
durch die Besprechung von W. Merk (Zs. d. Sav.stig. f. R. G. germ. Abt. 55, 
S. 317—332), die selbst einen wichtigen Beitrag zu der Frage darstellt. 
Erna Patzelt, Grundherrschaft und bäuerliches Weistumsrecht (= Archiv 
für Kulturgesch. 20, 1929, $. ı—15). Dies., Entstehung und Charakter 
der Weistümer in Österreich 1924. Von der zahlreichen heute noch wichtigen 
älteren Literatur ist vor allem O. Gierke, Dt. Genossenschaftsrecht 1. 2. 
und Dt. Privatrecht I, 576, zu nennen. — Die Streitfrage des rechtlichen 
Ursprungs der Marken kann hier unberücksichtigt bleiben, da der Kampf 
um die Marken im Spätmittelalter unbestritten ist. 
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in der Landsgemeinde, die allgemein oder vertreten durch die 
„Landschöffen‘‘ regelmäßig tagt. Der Erzbischof ist ebenso 
oberster Herr der Mark, er hat Jagd- und Fischereirecht und die 
alleinige Verfügung über einen Sonderforst, sowie die Oberherr- 
schaft aller Markwälder, aber die Verwaltung aller Wälder außer 
dem Sonderforst geschieht wieder durch die Gemeinde, alle Bürger 
des Rheingaues — und das sind unseren Begriffen nach Bürger 
und Bauern — haben Holznutzungs- und Weiderecht in diesen 
Wäldern. Stücke daraus sind den einzelnen Gemeinden zuge- 
wiesen, ein beträchtlicher Rest aber ist Allmende der gesamten 
Landschaft. Ebenso zieht dem Erzbischof auf seine Anforderung 
das militärische Aufgebot des Landes zu, aber eine Wehrhaftigkeit 
der Bauern und Bürger in ihrer eigenen Landesbefestigung mit 
gewisser Selbständigkeit ist daneben anzunehmen. 

Wir wissen leider nichts über die Vorgeschichte dieses Landes- 
weistums. Streitigkeiten oder Auseinandersetzungen, die seine 
Festlegung und Aufzeichnung notwendig machten, müssen aber 
vorausgegangen sein, wie dies bei allen Weistümern als die Regel ' 
angenommen werden kann. Streitigkeiten solcher Art weisen auch 
die Urkunden des Rheingaues im 14. und 15. Jahrhundert immer 
wieder auf. An erster Stelle stritt man hier um die Zehnten, die 
großenteils den Mainzer Stiftern auf Grund alter königlicher 
Schenkungen zustanden, und deren beträchtliche, dem Reichtum 
des Landes entsprechende Größe in gar keinem Verhältnis stand zu 
der Gegenleistung der sie empfangenden Stifter an geistlicher Für- 
sorge und Arbeit im Lande. Ebenso war aber die Bedefreiheit der 
adligen und geistlichen Güter ein Anlaß zu dauerndem Streit!). Da- 
zu kam die Tatsache, daß in enger Verbindung mit dem Zehnten 
auch die Pfarreien meist den Mainzer Stiftern gehörten. Sie be- 
zogen davon beträchtliche Einnahmen aus dem Lande, die von 
den Nutznießern aber meist außerhalb des Landes verzehrt, und 
nur zum allergeringsten Teil für den Unterhalt der oft in schlechten 
Verhältnissen lebenden amtierenden Verwalter der Pfarreien 
verwendet wurden. Diese drei Punkte führten mit anderem zu- 
sammen zu zahlreichen Streitigkeiten, zunächst der verschiedenen 
geistlichen Stellen untereinander und dann mit den Gemeinden 
oder der Landsgemeinde des Gaues selbst?), als deren selbständige 
Bedeutung wuchs. 

In dieses Ländchen schlug nun die Welle der religiösen und 
sozialen Erregung der Jahre um 1520. Wie wir aus einem Send- 


I) Richter a.a.O. S. 197/98. 
2) Richter a.a.O. $. 197/98. 
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schreiben des Straßburger Predigers Kaspar Hedio vom 25. No: 
vember 1524!) wissen, hat Johann von Wesel, der sich später vor 
dem Mainzer Inquisitionsgericht wegen Ketzerei zu verantworten 
hatte?2), und dann Hedio selbst, als er Prediger in Mainz war, 
auf dem Versammlungsort der Rheingauer, auf der Wacholder- 
heide bei Eberbach über religiös-soziale Fragen gesprochen, und 
dabei so starken Widerhall gefunden, daß er, als er von Mainz 
nach Straßburg gegangen war, von dort aus noch mit dem „‚christ- 
lichen heuflin in Rinckgaw“ in brieflicher Verbindung blieb. Zwei 
Predigten, die er in Straßburg über die für die Rheingauer bren- 
nende Frage der Zehnten hielt, sandte er im November 1524, also 
wenige Monate vor Ausbruch des Bauernkriegs mit einem Begleit- 
schreiben, das noch Wesentliches hinzufügt, an die Rheingauer, 
anknüpfend an seine Rede auf der Wacholderheide. Der Zu- 
sammenhang mit der kurz darauf ausbrechenden Bauernbewegung, 
bei der im Rheingau die Frage der Zehnten an betonter Stelle 
stand, liegt auf der Hand. 

Über den Inhalt von Hedios Rheingauer Predigten sind wir 
aus dem Sendschreiben und den sie ergänzenden Straßburger 
Predigten recht gut unterrichtet. Die Grundlage aller seiner 
Ausführungen ist stets der Gedanke, das Evangelium zur Richt- 
schnur für den gerechten Aufbau der sozialen Verhältnisse zu 
machen, so wie alle Lebensverhältnisse unmittelbar von da aus 
bestimmt werden sollen. Es sollen also zunächst alle bestehenden 
Einrichtungen an Hand des Evangeliums geprüft werden. Ange- 
wendet auf die Frage des Zehnten ergibt sich für Hedio daraus 
keineswegs die Ablehnung aller Zehntforderungen®), sondern nur 
die Bekämpfung der unbilligen Zehnten, d.h. der Zehnten, für 
die keine vollwertige Gegenleistung an geistlicher Fürsorge und 
seelsorgerlicher Arbeit erfolgt. Drei Gruppen von Zehnten er- 
kennt er deshalb an: die an Geistliche, welche das Pfarramt ver- 
sehen, die an die weltliche Obrigkeit und die für Armenpflege. 
Alle anderen werden von ihm abgelehnt und zu ihrer Bekämpfung 
zunächst durch Wort und Überredung, dann aber auch durch Ver- 
weigerung aufgefordert. „... ey so greifft yhrs an, wagens uff 
gots barmhertzigkeit und sein allmechtigs wort, hapts des fug 


1) Kaspar Hedio, Von dem Zehenden, zwuo träffliche Predig ... mit Sendt- 
brieff an das christl. heuflein im Rinckgaw. o. O. 1525. Nachgedruckt: 
Nassauische Annalen 17. 1882. $. 2off. 

®) Vgl, Paradoxa D. Joannis de Wesalia (= Schunk a. a. O. I, S. 288ff.). 
%) „„Bald wer dohin gepredigt, man solle kein zehenden geben. Acht auch 
man würde gern volgen und gehorsamen, das doch weder ich noch yemants 


sagt...“ 
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und recht für got und aller erbarkeyt ...‘‘ schreibt Hedio. Was er 
hier predigt, ist die Forderung einer Sozialreform auf religiös- 
christlicher Grundlage und die Lehre von ihrer Notwendigkeit aus 
dem Evangelium heraus. Das aber lag Luther vollkommen fern, 
wie alle Sozialkritik und Sozialreform auf der Grundlage des 
Evangeliums. Die von Bodmann 1819 aufgestellte Behauptung!), 
Luther habe Emissäre ins Land geschickt, um einen Aufstand 
zu erregen, mit der nur Wesel und Hedio gemeint sein könnten, 
kann deshalb nicht auf Wahrheit beruhen. Denn diese Männer 
vertreten nicht Luthers Gedankenwelt. Aber es bedarf einer 
solchen Zurückführung auf Luther zur Erklärung des Ausbruchs 
im Rheingau auch gar nicht, denn es leuchtet ein, daß das soziale, 
wirtschaftliche und politische Aufwärtsstreben der Bürger und 
Bauern angesichts der Hindernisse, die ihm die geistliche Grund- 
herrschaft und insbesondere die Zehnten in den Weg legten, 
den besten Nährboden für soziale Kritik und daraus entspringende 
politische Unruhe ergab. Schon lange vorhandene stille Unzu- 
friedenheit und nur halb geäußertes Mißvergnügen bekamen nun 
durch diese religiös-sozialen Gedankengänge, wie wir sie bei Hedio 
kennenlernen, wie sie aber weit über dessen Wirkungsmöglichkeit 
hinaus sich ausbreiteten, ihre Rechtfertigung. Man wagte nun 
dem Ausdruck zu geben und auch so zu handeln. Die religiöse 
Bewegung unterstützte also und beschleunigte das Erwachen 
und das Aktivwerden einer schon lange vorhandenen Sozialkritik. 
Sie förderte es, aber sie schuf nichts neues. Die Forderungen, die 
nun mit der von der religiös-sozialen Bewegung gegebenen Be- 
gründung laut werden, sind keineswegs radikal. Sie entstammen 
keinem utopischen Ideal sozialer Schwärmer, sondern sie sind 
die folgerichtige Fortführung der seit langem im Land groß- 
gewordenen Differenzen. Man faßte sie zusammen und legte sie 
in den „Rheingauer Artikeln‘ vom 23. April 1525?) nieder. Ihren 
engen Zusammenhang mit alten Streitigkeiten beweist die Tat- 
sache, daß einige der Artikel mit Bestimmungen des Weistums 
von 1324 eng verwandt sind, obwohl 200 Jahre beide Schrift- 
stücke voneinander trennen. So entsprechen die Bestimmungen 
des Weistums von 1324 über Wald, Weide und Wild ungefähr 
dem 17. der Rheingauer Artikel von 1525, die über Heeresfolge 
dem 9., die über Verkaufsrechte der Rheingauer in Mainz dem 6. 
und die über Dienstmannen dem 8. Hier fügen sich also Weistum 
und Bauernkriegsforderungen eng zusammen und in einen ein- 


1) Vgl. Franz, S. 370 Anm. — Bodmann, Rheingauer Altertümer. 1919, 419d. 
%) Schunk a.a.O. I, 174ff. 
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heitlichen geschichtlichen. Ablauf ein. Doch die Artikel von 1525 
enthalten mehr als das Weistum. In den alten Streitfragen der 
Zehnten und der Bedefreiheit geistlicher und adliger Güter werden 
jetzt entschiedene Forderungen gestellt. An der Spitze stehen 
außerdem zwei neue geistliche Forderungen, die das Recht zu 
Wahl und Absetzung des Pfarrers durch die Gemeinde und die 
Verwendung des Zehnten von Wein und Frucht (d.i. des sog. 
Großen Zehnten) für den Unterhalt des amtierenden Pfarrers 
verlangen. Diese beiden Artikel sind fast allen bäuerlichen Be- 
schwerdeschriften von 1525 gemeinsam, und wohl aus den damals 
schon allgemein verbreiteten 12 Artikeln in die Rheingauer 
Forderungen übernommen. Der enge Zusammenhang der Rhein- 
gauer Bewegung mit der Bauernbewegung anderer Landschaften 
erhellt von da aus, ebenso wie der Einfluß der gesamtdeutschen 
religiösen und sozialen Bewegung. Die Rheingauer Ereignisse 
stellen also keine Sondererscheinung dar, sondern sind ein in das 
Ganze eingegliederter Teil des Gesamtbauernkriegs. 

Der Gesamtcharakter dieser Rheingauer Forderungen ist 
gemäßigt, an keiner Stelle schwärmerisch oder utopisch. In der 
Frage des Zehnten schloß man sich durchaus an Hedios gemäßigte, 
wohl durchführbare Forderungen an. Dasselbe gilt von den 
anderen Artikeln (mit Ausnahme einer Forderung); von den mit 
dem alten Weistum verwandten Artikeln war schon die Rede, 
andere fordern Erleichterungen an Zöllen und Verkehrssteuern, 
bekämpfen zu hohe Zinsforderungen und den Rentenkauf, regeln 
die Heerespflicht, das Wald- und Weiderecht und das Gerichts- 
wesen des Landes, ohne daß bei diesen Regelungen das schon 
geltende ‚alte‘ Recht in größerem Maße abgeändert würde, und 
ohne daß sie von den Bestimmungen anderer bäuerlicher Be- 
schwerdebriefe der Zeit wesentlich abwichen. Auch der Schluß- 
artikel, der sich erbietet, Forderungen, die sich als „wider göttlich 
recht und wahrheit‘ sollten erweisen lassen, zurückzuziehen, zeigt 
die gemäßigte Haltung, die auch andere Teile des Schriftstücks 
charakterisiert, und zeigt ebenso den Zusammenhang mit dem 
Grundgedanken der religiös-sozialen Bewegung: alle politischen 
und sozialen Zustände am Maßstabe des Evangeliums zu messen. 
Im Vergleich zu anderen Bauernartikeln fällt auf, daß ein Artikel 
über Leibeigenschaft fehlt, aber die gab es im eigentlichen Sinne 
im Rheingau wohl nicht mehr, und daß ein Artikel über die 
Juden schärfer lautet als andere der Zeit. Hier liegt also kein 
eigentlicher Unterschied vor, eher bei den Artikeln 16 und 2ı 
(dazu 10 und 28), die Bestimmungen über die Rheingauer Klöster 
treffen, Denn wenn sich auch in anderen Gegenden Deutschlands 
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Ähnliches findet, so doch etwa mit der Ausnahme des benach- 
barten Frankfurt nirgends so folgerichtig durchgeführt. Diese 
Artikel fordern die allmähliche Auflösung aller Rheingauer 
Klöster. Sie sollen keine neuen Mönche mehr aufnehmen und so 
aussterben. Ihr Vermögen soll dann der Landsgemeinde zufallen. 
Kloster Tiefental, das durch seine Lage die Befestigung des 
Rheingaues erschwerte, soll sogar sofort aufgelöst werden. Hier 
liegt der Schwerpunkt der Rheingauer Forderungen. Darum ist 
die Frage, ob wir hier eine religiöse Forderung, eine aus Glaubens- 
gründen erwachsene Bekämpfung der Klöster vor uns haben, für 
die Beurteilung des Rheingauer Bauernkrieges von Wichtigkeit. 
Aber es fehlt jeder Anhalt für eine solche Annahme. Gerade diese 
Artikel enthalten gar keine Begründung mit Forderungen des 
Evangeliums, sondern nur den Hinweis auf den „Nutz der ge- 
meinen Landschaft‘, und wir wissen, daß die geistlichen Grund- 
herrschaften das wesentliche Hemmnis für eine freiheitliche Ent- 
wicklung der Rheingauer Landsgemeinde darstellten und darum 
schon lange als drückend im Lande empfunden wurden. Der Satz, 
daß das Vermögen der Klöster nach ihrer Auflösung der Lands- 
gemeinde zufallen solle, bildete augenscheinlich den Kern der 
Bestimmungen. Nicht grundsätzliche religiöse Gegnerschaft 
gegen das Kloster an sich, sondern ererbte Gegensätzlichkeit 
gegen die geistlichen Grundherrschaften hat offenbar diesen 
Kampf geführt. Und zwar hat dieser Kampf ebensosehr politi- 
schen wie wirtschaftlichen Charakter, da diese Grundherrschaften 
der politischen wie der wirtschaftlichen Weiterentwicklung der 
Rheingauer Bauernschaft entgegenstanden. Auch die Art des 
Vorgehens weist auf diesen Charakter des Kampfes hin. Wäre 
eine religiöse Ablehnung der Klöster das Motiv gewesen, so hätte 
man sofortige Beendigung des klösterlichen Lebens gefordert‘ 
und das Vermögen auch wahrscheinlich zum Teil wenigstens wieder 
geistlichen, religiösen oder karitativen Zwecken zukommen lassen. 
So aber begnügte man sich mit dem Aussterbenlassen der Klöster, 
sicherte der Landsgemeinde aber ihr Vermögen und ihre Herr- 
schaftsrechte. An dieser Stelle ging man über frühere Forderungen 
weit hinaus. Die religiös-soziale Bewegung hatte dazu ermutigt. 
Aber auch hier brachte diese keine neue Forderungen, sondern 
ließ die alten wachsen und sich verstärken. Im ganzen gesehen 
stellen alle Rheingauer Forderungen des Bauernkrieges eine 
folgerichtige Weiterführung und Steigerung des schon jahr- 
hundertelang geführten Kampfes um die freiheitliche Entwicklung 
der Rheingauer Bauern- und Bürgerschaft und ihrer Landsgemeinde 
dar. Eine Ausnahme macht nur die im Bauernkrieg allgemeine 
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Pfarrwahlforderung. — Dabei ist zu beachten, daß der in diesen 
Artikeln bekämpfte Gegner in den meisten Fällen nicht der Landes- 
herr (wie in der Forderung des Zollnachlasses) und nicht der 
Ritter (wie in der Frage der bedefreien Grundstücke) ist, sondern 
die geistliche Grundherrschaft. Sie soll entscheidend getroffen 
werden, und es konnte darum wohl möglich sein, die Unter- 
stützung der Ritter und vielleicht auch des Landesherren in 
diesem Kampf zu gewinnen. Jedenfalls stehen wir aber vor einem 
Programm klar denkender, mit den Notwendigkeiten ihrer Land- 
schaft wohlvertrauter Politiker und vor keinem Programm uto- 
pistischer Schwärmer, radikaler Revolutionäre oder religiöser 
Theoretiker. Ebensowenig bedeuten diese Rheingauer Artikel 
aber auch eine Anhäufung verhältnismäßig belangloser Einzel- 
forderungen, wie man dies von so manchen Bauernbeschwerde- 
schriften auf den ersten Blick anzunehmen geneigt ist. Hinter 
diesem Programm steht nicht ein beliebiger einzelner, sondern 
eine Landsgemeinde, die folgerichtig weiterführt, was man schon 
lange erkämpft oder ersehnt hatte. Dies Programm baute klar 
auf den gegebenen Verhältnissen auf und trug so die Möglichkeit 
seiner Durchführung im Rahmen der Landschaft, der es ent- 
stammte, in sich. 


Die ersten Wochen nach Ausbruch der Bewegung schienen 
diese Möglichkeit eines Sieges der bäuerlichen Sache und einer 
Durchführung ihrer Forderungen auch zur vollen Wirklichkeit 
werden zu lassen. Am 23. April fanden in Eltville die ersten Ver- 
sammlungen statt, die Rheingauer Artikel wurden verfaßt und 
dem Vertreter des Erzbischofs im Rheingau, dem Vitztum, über- 
reicht. Die Verhandlungen darüber zogen sich länger hin, als es 
den Rheingauern lieb war. Man wollte nicht länger warten. 
Deshalb versammelte sich am 2. Mai auf der Wacholderheide, 
wo Hedio gepredigt hatte, ein bewaffneter Haufe aus dem Rhein- 
gau und verpflichtete sich eidlich zu gemeinsamem Vorgehen. 
Nach Vorverhandlungen zu Eltville lud man auch die Ritter- 
schaft zu Verhandlungen auf die Wacholderheide ein. Nach kurzem 
Zögern folgten die Ritter unter Führung von Friedrich von Greif- 
fenklau und schlossen sich als Ganzes der Bewegung an!). Ein 
feierlicher Eid bekräftigte den Zusammenschluß. Friedrich von 
Greiffenklau wurde nun „Hauptmann“ der Landsgemeinde®) 
und Führer der Bewegung. Von nun an handelten stets „Ritter- 


1) Schunk a.a.O. I. 426ff. Bericht Friedrich von Greiffenklaus über diese 
Verhandlungen. 
2) Schunk a.a.O. I. 13/228. 
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schaft, Rath und Bürger‘ oder „Edeln und Bürger gemeiner 
Landschaft des Rheingaues‘‘ gemeinsam!). Den Rittern hatte 
man als Preis dieses Zusammenschlusses den Bestand ihres Be- 
sitzes und ihrer Rechte (von gewissen Ausnahmen abgesehen) 
zugesagt. Gemeinsam gelang es nun auch, die kurfürstliche 
Regierung zu Mainz zur Annahme der Artikel zu bewegen. Am 
18. Mai erschienen der Statthalter, der Dechant und einige Kapitel- 
herren auf der Wacholderheide und erklärten sich unter dem 
Druck der Verhältnisse zur Annahme der Artikel bereit. Am 
19. Mai wurde die Urkunde darüber für „die ehrnveste und ehrsam 
unsere liebe besondere und getreue Edelen und Bürger gemeiner 
landschaft‘‘ ausgestellt?). Die Artikel sind darin modifiziert, 
aber ohne viel mehr als stilistische und sprachliche Absichten. 
Daß in dem Artikel über die Auflösung der Klöster (hier Artikel 19) 
der Satz, daß das Klostervermögen der Landsgemeinde zufallen 
soll, fehlt, scheint auch ohne wesentliche Bedeutung, da für Kloster 
Tiefental, also für die Stelle, an der die Frage zunächst akut wurde, 
die Übertragung der Güter „zu gemeinen Handen der Landschaft“ 
ausdrücklich festgelegt wird. 

So war der volle Erfolg errungen, und zwar errungen ohne 
jedes Blutvergießen?), und man zögerte nicht mit der Ausführung 
der neuen Beschlüsse. In den nächsten Tagen schon (20.—31. Mai) 
mußten sich die Klöster urkundlich zur Durchführung der Artikel 
verpflichten, Einzelheiten darüber wurden in Urkunden fest- 
gelegt®). Sie mußten also ihrer allmählichen Säkularisation zu- 
stimmen. Austritte aus den Klöstern begannen sofort, und auch 
diese wurden gesetzlich geregelt. Es ist bezeichnend, daß diese 
u.a. Regelungen von der Landsgemeinde getroffen werden, an- 
scheinend ohne Mitwirkung des kurfürstlichen Vitztums oder des 
Statthalters des Erzbischofs. Die Landsgemeinde ist Herr im 
Land. Augenscheinlich arbeitet sie in diesen Wochen fieberhaft 
an der Durchführung der Beschlüsse. 

Doch der jähe Zusammenbruch kam schnell, und zwar kam 
er von außen her. Der Schwäbische Bund hatte in Franken und 
Schwaben gesiegt und drohte nun im Anfang Juni 1525 auch in 
die Mainzischen Lande am Rhein einzurücken und dort mit 
Waffengewalt die errungenen Erfolge, ja jede Regung der Bauern- 


I) Schunk a.a.O. I. S. 208ff. mehrfache Belege. 

2) Schunk I. S. ıgıff. 

3) Wenn irgend Blut vergossen worden wäre, würde das das Schreiben des 
Truchsessen vom 12. 6. 1525 gewiß erwähnen, da es alles aufzählt, was den 
Rheingauern vorzuwerfen ist. 

4) Schunk a.a.O. I. S. 208—233. 
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bewegung zu vernichten. Bischof Wilhelm von Straßburg, der 
Statthalter des abwesenden Kurfürsten Kardinal Albrecht von 
Brandenburg, trat in Würzburg dem Heerführer des Bundes, 
dem Truchseß Georg von Waldburg entgegen. Wie der Truchseß 
den Rheingauern schreibt, hat der Bischof „vielfältig und gnädig 
angehalten solchen Zug und Straf von euch zu wenden und unser 
Vornehmen zu mildern‘ doch vergeblich. Die Begründung, die 
der Truchseß dabei für seine Ablehnung gab, war völlig eindeutig: 
„so ist doch unser Befelch, so wir von den Bundesgenossen haben, 
so ernst und streng gegen euern Muthwill, Frevel und schwere 
Fehler und Verantwortung, daß wir seiner Fürstlichen Gnaden 
Vorbitte nicht haben statt geben können oder mögen‘. So befahl 
der Truchseß entsprechend seiner Instruktion, daß die Rheingauer 
sich seinem Beauftragten Frowin von Hutten sofort auf Gnade 
oder Ungnade zu ergeben hätten!). Vier Tage später, am 16. Juni 
1525, schickte Bischof Wilhelm, der mainzische Statthalter selbst, 
einen Brief an die Rheingauer Landsgemeinde?), in dem er den 
Beschluß des Schwäbischen Bundes und des Kurfürsten mit- 
teilt, und zur Absendung einer Abordnung auffordert. Man spürt 
dem Brief die große Sorge des Bischofs um das Schicksal des 
Rheingaues an, und daß der Zug des Truchsessen zum Rhein 
sehr gegen den Willen des Statthalters und wohl auch seines kur- 
fürstlichen Herren geschehen sollte. Der Schwäbische Bund 
zwang also nach seinen Siegen in Franken und Schwaben Mainz 
zur Niederwerfung der Rheingauer Bewegung. Es ist keineswegs 
so, daß der Kurfürst und sein Statthalter nur auf den Sieg des 
Bundes über die Bauern gewartet hätten, um mit seiner Hilfe 
dann die Rheingauer Bewegung niederwerfen zu können. Mainz 
wollte nicht, aber der Bund befahl und riß Mainz mit sich fort. 
Den Grund für das entschiedene Vorgehen des Bundes nennt 
auch das Schreiben des Truchsessen an die Rheingauer Lands- 
gemeinde mit klaren Worten. Er wirft ihnen vor: ‚„merkliche 
Verkleinerung des Churfürstlichen Standes, Obrigkeit, Hoheit 
und Gerechtigkeit, Inkommen und Nutzen‘. Das heißt, daß 
der Schwäbische Bund entscheidend durchgreift, um im gemein- 
samen Interesse aller Territorialstaaten eine Schädigung der 
Macht und obrigkeitlichen Autorität des Kurfürsten von Mainz 
zu verhindern. Bestand, Autorität und Macht aller gerade damals 
sich festigenden Landesstaaten erschien also durch jeden offen- 
sichtlichen Erfolg der Bauernbewegung gefährdet, selbst wenn 


1) Schunk a.a.O. I. 1/238 vom 12. 6. 1525. 
2) Schunk a.a.O. I. 2/241 vom 16. 6. 1525. 
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an dieser Stelle der betroffene Landesfürst bereit war, sich mit 
den Bauern gütlich zu einigen. Man griff demnach aus rein politi- 
schem Interesse der geschlossenen und organisierten Gruppe der 
Landesfürsten auch im Rheingau ein. 

Und man greift durch. Widerstand gegen das Heer des 
Truchsessen war nicht möglich. Man mußte sich auf Gnade und 
Ungnade unterwerfen, und die sehr hohe Kontribution von 15000 
Goldgulden, die auf die einzelnen Häuser des Rheingaues ausge- 
schlagen wurde, widerstandslos zahlen!). Dadurch ließ sich der 
Einmarsch des Landsknechtsheeres abwenden. Aber zahlreiche 
Hinrichtungen der Rädelsführer vollzog Frowin von Hutten in 
Eltville als Strafgericht. Doch das Wichtigste war, daß nicht nur 
alle neu erworbenen Rechte annulliert wurden, sondern ebenso 
auch alle alten Privilegien und Freiheiten des Landes. Alle Ge- 
richte und Räte wurden suspendiert, alle Bauern und Bürger ent- 
waffnet. Damit war die jahrhundertelange Entwicklung des 
Rheingaues, die freien und stolzen Bauern und Bürgern die Mög- 
lichkeit zu einer starken Entfaltung ihrer Landsgemeinde gegeben 
hatte, abgeschnitten. Der Bauer hörte auf Jahrhunderte hinaus 
auf, der gestaltende Faktor im politischen und sozialen Leben des 
Rheingaues zu sein, an seine Stelle tritt der kurfürstliche Staat 
und der Adel und die Geistlichkeit als seine Werkzeuge oder als 
seine Träger. Aus einem Land stolzen Bauern- und Bürgertums 
wurde ein Land aristokratischer Herrschaft. Erst das 19. Jahr- 
hundert konnte wieder dort ansetzen, wo hier die Entwicklungs- 
linie abbrach. Man sieht also, worauf es dem Sieger, d.h. dem 
Schwäbischen Bund und dem von ihm beeinflußten und gestützten 
Kurfürsten ankam, war die politische Ausnutzung der Lage. 
Man begnügte sich nicht mit der Niederwerfung der Bauern- 
bewegung und mit einer Rückführung zu dem Stand der Ver- 
hältnisse vor dem Bauernkrieg, sondern man benutzte die Ge- 
legenheit zur völligen Unterwerfung der Bauernschaft unter die 
landesherrliche Macht. Das ist es, was in den Akten des Schwä- 
bischen Bundes immer wieder als „Bestrafung‘‘ der Bauern be- 
zeichnet wird. 

Soweit die Geschichte des Rheingaus. In Mainz verläuft die 
Entwicklung völlig parallel. Am 25. April begann dort die 


I) Die Größe dieser Summe in der Zeit ergibt sich am besten aus einem Ver- 
gleich. Der Schwäbische Bund erhob von seinen Mitgliedern seine Kriegs- 
kosten durch Umlage, und zwar einmal 24700 und einmal 30000 Gulden. 
Wenn die Kriegskosten des Bundes damit auch sicherlich nicht gedeckt 
waren, so gibt doch der Vergleich einen Anhaltspunkt zur Beurteilung der 
geforderten Summe. 
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Bewegung mit Zusammenrottungen in der Stadt, Artikel wurden 
der kurfürstlichen Regierung vorgelegt, die in vielem denen der 
Rheingauer entsprachen, aber die Forderung der Auflösung der 
Klöster nicht enthielten, wohl aber ebenso wie die Rheingauer 
Artikel das Verlangen, die Freiheit der Geistlichen von Steuern 
ihrer Güter und von Bürgerdiensten aufzuheben!). Schon am 
27. April wurden diese Mainzer Artikel angenommen. Aber gleich- 
zeitig mit den Rheingauern mußten sich auch die Mainzer unter 
dem Druck des Schwäbischen Bundes unterwerfen. 

In dem benachbarten Frankfurt sammelte sich im Winter 
1524/25 ein Kreis von „etlichen christlichen Brüdern der Stadt 
Frankfurt und Sachsenhausen“ um Dr. Gerhard Westerburg?), 
einen Theologen aus dem engsten Kreise Karlstadts, der, ehe er 
nach Frankfurt kam, in Wittenberg im Kreis der „Schwärmer“ 
und in Zürich in einem sozial-radikalen Kreis heimisch gewesen 
war. Die Gedanken dieser Kreise brachte Westerburg mit nach 
Frankfurt in der Hoffnung, sie dort in die Tat umsetzen zu können. 
Von seinem Frankfurter Kreis geht die Bewegung des Jahres 1525 
hier aus. Es gab also hier wie im Rheingau die religiös-soziale 
Bewegung den Anstoß zum Ausbruch. Die eingereichten, augen- 
scheinlich von Westerburg verfaßten Artikel?) zeigen in ihrer 
Einleitung die für die Bewegung charakteristische Sozialethik 
als Antrieb und den religiös-sozialen Charakter des gesamten 
Denkens besonders deutlich®). Die auf diese Einleitung und die 
Forderung der freien Pfarrwahl folgenden Einzelforderungen 
sind aber auch hier nicht radikal-utopischer Art und nicht von 
außen importiert, sondern aus dem Leben der Stadt erwachsene 
soziale Beschwerden, einige davon kleinlichster Art. Auch hier 
wird gefordert, daß die Klöster keine neuen Mönche aufnehmen 
und so langsam aussterben sollen, daß auch Geistliche und ihr 
Grundbesitz, der in seinem Umfange begrenzt wird, nicht mehr 


1) Die Chroniken der deutschen Städte 18, S. 106.: Urkunde vom 27. 4. 1525. 
8) Über Westerburg siehe: Georg Eduard Steitz, Dr. Gerhard Westerburg 
(= Archiv f. Frankf. Gesch. u. Kunst, N. F. 5. 1872, S. ı—215). Über 
Frankfurt im Bauernkrieg siehe Franz S. 373ff. 

®) Im Druck erschienen Frankfurt 1525. Es liegen verschiedene Fassungen 
der Artikel vor. Vgl. darüber zuletzt Franz S. 373 Anm. ı. 

4) „„Dieweil wir nun / Got mehr dan den menschen / zugehorsamen schuldig / 
Ist hoch von nöten / das wir das gotloss wesen faren lassen und eyn götlich / 
brüderlich handelung / Gott dem almächtigen zu lobe / und eren seins 
heiligen worts / Christi vnsers lieben hern / und zu förderung brüderlicher 
eynikeyt / anfahen unss selbst zu reformiren / damit nit / andere fremden 
vos zu reformiren ansuchen, und belestigen bedorffen ...‘ 
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von Steuern und Diensten befreit sein sollen, Zölle, Abgaben, 
Heerespflicht und Gerichtswesen werden in Einzelfragen geregelt. 
In der ursprünglichen Fassung war auch eine Neuordnung des 
maßgebenden Ratsausschusses zugunsten der Zünfte vorgesehen, 
doch hat man diese Forderung später fallen lassen, die endgültige 
Fassung enthält sie nicht mehr. Diese Artikel wurden Ende 
April von dem Rat angenommen. Doch nach den Erfolgen des 
Schwäbischen Bundes sah sich der Rat veranlaßt, Westerburg 
am 17. Mai auszuweisen, und Westerburg leistet Folge. Damit 
verlor die Bewegung ihre Kraft und ihren Halt. Unter dem Druck 
der Kurfürsten von der Pfalz und von Trier wurden die ausge- 
fertigten Artikelbriefe wieder ausgeliefert. Doch blieben einige 
Erleichterungen hier in Frankfurt im Gegensatz zu anderen Stellen 
in Kraft. Auch verzichtete man hier auf ein Blutgericht über die 
Führer der Bewegung. 

Die Nachbarschaft Frankfurts bietet ein interessantes Bei- 
spiel für eine gemeinsame Front von Bauern und Rittern gegen 
die geistlichen Grundherrschaften. 1522 zwangen drei Ritter: 
Marx Lösch, Georg von Stockheim und Emmerich von Reifen- 
stein das Dorf Bornheim, dort die Geistlichen den Zehnten selbst 
einsammeln zu lassen und ebenso das Dorf Oberursel, Zins und 
Zehnt zu verweigern!). 

Im Großen gesehen schließen sich also die Vorgänge im Rhein- 
gau, in Mainz und Frankfurt zu einem einheitlichen Ganzen zu- 
sammen, das als Ausdruck einer Bewegung einheitlichen Cha- 
rakter aufweist. Und das ist für uns entscheidend. Denn die 
Geschichte dieses Landstriches beschäftigt uns nicht aus lokal- 
geschichtlichem Interesse, sondern weil wir hier eine Seite des 
Bauernkrieges besonders deutlich ausgeprägt vor uns sehen, die 
mit dem gewohnten Bild des Krieges zwar vieles gemeinsam 
hat, in vielem aber, und zwar in wesentlichen Punkten davon 
abweicht. . 

Ehe wir nun untersuchen, wie weit diese ‚andere Seite‘‘ des 
Bauernkriegs auch in anderen deutschen Landschaften zu finden 
ist, ob es sich also um eine lokale Sonderentwicklung handelt 
oder nicht, wird es gut sein, rückschauend zusammenzustellen, 
was den Bauernkrieg im Rheingau, in Mainz und in Frankfurt 
charakterisiert. 

I. Die Bauernbewegung ist hier siegreich und wäre es ohne 
das Dazwischentreten auswärtiger Mächte auch geblieben. Sie 
führt zu einer vertraglichen Lösung, die Dauer verspricht und nicht 


I) Franz a.a.O. S. 372. 
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nur ein erzwungenes, nicht ernst gemeintes Zugeständnis des 
Landesherren darstellt. Die Bewegung ist also nicht schwärme- 
risch-utopistisch, sondern stellt erfüllbare Forderungen. Sie sieht 
die realen Möglichkeiten und weiß sie zu erringen. 

2. Die Bewegung steht in engstem Zusammenhang mit der 
Vergangenheit und ihren sozialen und politischen Auseinander- 
setzungen. Von den Weistümern und den Streitigkeiten, die zur 
Festlegung der Rechte in den Weistümern führten, trennt sie kein 
wesenhafter Gegensatz. Die Artikel von 1525 können als letztes 
und bedeutsamstes Weistum der Rheingauer Landgemeinde 
gelten, da wir wissen, daß auch Weistümer häufig erkämpftes 
Recht der einen oder der anderen Partei fixieren!). 

3. Die religiös-soziale Bewegung gab den Anstoß zum Aus- 
bruch des Aufstandes. Die dabei gestellten Forderungen sind 
aber, abgesehen von der der Pfarrwahl, nicht von hier aus be- 
stimmt. Die religiöse Bewegung bedeutet ein geistiges Erwachen 
des Bauernstandes oder zum mindesten eine Steigerung seiner 
geistigen Aktivität, und zwar mit religiösem Charakter. Ihr Kenn- 
zeichen ist Sozialkritik an Hand des Evangeliums. Der Gegen- 
stand dieser Kritik bestimmt sich aber aus den sozialen, politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnissen der Landschaft und aus dort 
schon früher geführten Auseinandersetzungen her. 

4. Diese religiös-soziale Bewegung glaubt sich teilweise Luther 
nahe, steht ihm aber fern. Ihre Gedankenwelt gehört zu der der 
Hussiten, von Karlstadt und einem Teil der Schweizer Refor- 
mation. Sie erreicht ihre extremste Ausprägung und Verzerrung 
bei Thomas Münzer und bei den Wiedertäufern. Doch fehlt hier 
noch deren Radikalität vollkommen. 

5. Die Ursachen der Entstehung der Bauernbewegung 
(nicht des Ausgangs des Kriegs) sind in dem wirtschaftlichen und 
mehr noch in dem sozialen, politischen und geistigen Wachstum 
der Bauern- und Bürgerschaft, wie sie in der Landsgemeinde zu- 
sammengefaßt ist und sich darstellt, zu sehen. Diese aufsteigende 
Kraft sucht die ihr entgegenstehenden Hemmungen zu beseitigen, 
vor allem die geistliche Grundherrschaft. Das Ziel ist eine starke, 
verhältnismäßig freie Lands- und Markgemeinde, und damit ein 
wohlhabender, sich im wesentlichen selbst regierender Bauern- 
stand unter der Oberherrschaft des Landesherrn. Es ist also kein 
Verzweiflungsausbruch einer Schicht unter hartem oder steigen- 
dem Druck, sondern der Durchbruchsversuch eines in sich er- 
starkten steigenden Volksteils. 


1) Vgl. oben Anm. 2, S. 460. 
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Die Ursachen der Entstehung der Bewegung sind politischer, 
sozialer und wirtschaftlicher Art in enger Verbindung miteinander. 
Der wirtschaftliche Faktor ist nicht an die erste Stelle zu setzen, 
besonders da die Landesstaaten durch Herrschaftsrechte ihre 
Machtstellung zu erweitern suchten, und so das Wirtschaftliche 
dem Politischen dienen muß. 

6. Ein ernstgemeintes Zusammengehen von Bauern, Bürgern 
und Rittern ist hier möglich gewesen. Bürger und Bauern stehen 
von Anfang an hier in gemeinsamer Front. Der Kampf ist also 
kein reiner „Bauernkrieg‘“. 

7. Der Rheingauer Aufstand ebenso wie der in den beiden 
benachbarten Städten ist keine Revolution im eigentlichen Sinne, 
wenn man diesen Begriff mit dem des Blutvergießens verbindet. 
Erst die Niederwerfung der Bewegung hat blutigen Charakter. 

8. Der Aufstand zeigt eine für das Ganze entscheidende 
Wendung in der ersten Hälfte des Juni 1525. Die Ursache dieser 
für die Bewegung vernichtenden Wendung liegt nur in dem ziel- 
bewußten unnachgiebigen Eingreifen der in dem Schwäbischen 
Bund organisierten Landesstaaten. Der Bund nimmt den Bauern 
den schon errungenen Erfolg. Sein Ziel ist Rettung und Stärkung 
der landesherrlichen Gewalt auf Kosten der Bauern noch über 
den Stand zu Beginn des Bauernkrieges hinaus. Die Erfolge 
der Bauern hätten innenpolitisch den Aufbau des Territorial- 
staates bedroht, denn eine starke Landsgemeinde hätte einen 
starken Machtverlust des Landesherren bedeutet. So warf man 
die Bewegung nieder, benutzte dann aber den Sieg, um darüber 
hinaus die alte Machtstellung der Bauernschaft und ihrer Organe 
zu vernichten. Die Niederwerfung hat also rein politischen Cha- 
rakter. Politische Faktoren bestimmen den Ausgang des Krieges. 

In diesen acht Punkten charakterisiert sich die Geschichte 
des Bauernkriegs im Rhein-Main-Gebiet. 


Il. 


Selbst wenn die Geschichte des Rheingaus und der Städte 
Mainz und Frankfurt eine örtliche Sonderentwicklung darstellte, 
wäre das für das Ganze des Bauernkriegs keineswegs bedeutungs- 
los. Aber wichtiger ist die Frage, ob, was die Geschichte des Rhein- 
gaues charakterisiert, auch für das Ganze oder doch für einen 
wesentlichen Teil des Ganzen bestimmend gewesen ist. 

Wir fragen deshalb zunächst nach den Möglichkeiten einer 
erfolgreichen Vertragslösung oder nach Ansätzen dazu im übrigen 
Deutschland. Günther Franz sieht diese Möglichkeit durchaus 
(ohne sie allerdings zum bestimmenden Faktor seiner Darstellung 

Historische Zeitschrift 158. Bd. 30 
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zu machen). Er schreibt: „In der zweiten Aprilhälfte ... hatte 
er (der Aufstand) seine größte Ausbreitung erreicht. Ganz Ober- 
deutschland ... war in Aufruhr. ... Die Grafen und Herren, selbst 
die mächtigsten Fürsten des Reichs ... mußten sich mit den Auf- 
ständischen vertragen. Schon begannen geschickte und kluge 
Diplomaten sich auf einen dauernden Sieg der Revolution einzu- 
richten und darnach ihre Maßnahmen zu treffen. Die Führer der 
Bauern fingen an, die Revolution in gesetzliche Bahnen über- 
zuleiten, und den Neuaufbau des Staates vorzubereiten ...‘'), 
Deutlicher sah schon Ranke diesen Einschnitt in der Geschichte 
des Bauernkrieges, und hielt ihn für wichtig genug, um seine 
ganze Darstellung dadurch bestimmen zu lassen. Er erwägt die 
Möglichkeit eines ganz anderen Ausganges des Krieges noch Ende 
April 1525: „Es hätte sich denken lassen, daß die Bauern dabei 
stehen geblieben wären, die willkürlichen Anforderungen zu ver- 
weigern und sich die Freiheit der Predigt zu verschaffen, damit 
würden sie noch keineswegs alle Macht der bestehenden Ordnung 
wider sich aufgerufen, sie würden sich vielleicht eine bedeutende 
Zukunft gesetzlichen Fortschritts gesichert haben. Ja selbst noch 
mehr ließ sich erreichen. An so vielen Orten sehen wir Verträge 
schließen ... es ließe sich denken, daß man dieselben von beiden 
Seiten beobachtet hätte und dadurch in ein rechtlich bestimmtes 
Verhältnis zueinander getreten wäre ...‘‘2). An einer anderen Stelle 
schreibt er: ‚„... Ende April, Anfang Mai 1525 war bereits in ganz 
Oberdeutschland ein ähnlicher Zustand eingetreten. Allenthalben 
waren Bewegungen ausgebrochen und im Grunde auch überall 
siegreich geblieben ...‘‘%). Ranke bewertet diese Verträge und 
ihre Lebensfähigkeit also viel positiver als Franz, der sie ent- 
sprechend den späteren, nach der Niederlage der Bauern geschrie- 
benen Berichten und Darstellungen der um dieser Verträge willen 
angegriffenen Herren als erzwungen ansieht und darum nicht 
ernst nehmen zu müssen glaubt. Ranke nimmt sie ernst. Dadurch 
sieht Franz im Gegensatz zu Ranke den tragischen Moment, die 
Peripetie des Bauernkrieges nicht in ihrer vollen Schärfe. Darum 
fragt auch Franz gar nicht, warum man nach der anfänglichen 
günstigen Entwicklung die Bauernbewegung rücksichtslos nieder- 
geworfen hat, denn den entschiedenen Willen dazu setzt er als 
überall gegeben voraus. Er fragt nur, warum die Bauern dem 


1) Franz a.a.O. S. 461. 

2) Leopold von Ranke, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Reformation 
(Meisterwerke 1914) II 2ı2ff. (r. Aufl. II zıoff.) 5. Aufl. I. S. 147ff. 

®) Ranke a.a.O. II. S. 2or. 
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keinen genügenden Widerstand entgegensetzen konnten!). Doch 
das ist erst eine zweite Frage. Ranke stellt diese entscheidende 
Frage mit aller Klarheit und beantwortet sie im Bewußtsein der 
Tragik dieser Entwicklung dahin: „Allein es liegt nun einmal 
nicht in der Natur des Menschen, sich mit einem beschränkten 
Gewinn zu begnügen: und die siegreiche Menge wird niemals 
verstehen, inne zu halten. Es erwachte wohl hie und da eine 
verworrene Erinnerung an alte Gerechtsame der Volksgemeinden 
‚„.. hauptsächlich aber Haß und Rachsucht, die sich lange ange- 
sammelt, fanden endlich Raum, sich zu entladen ... fluthete die 
wilde Zerstörung von Schloß zu Schloß ... Und mit dieser Welle 
traf nun der Fanatismus der schwärmerischen Predigt zusam- 
men‘). So weiß also Ranke auf eine präzise Frage eine klare 
Antwort zu geben. Ehe wir uns aber mit dieser Antwort befassen, 
muß unsere Aufmerksamkeit der Frage und ihrer Berechtigung 
gelten, besonders da sie seit Ranke nicht wieder mit diesem 
Nachdruck gestellt worden ist. Es gilt also zunächst zu sehen, 
ob eine Möglichkeit zu einer gütlichen Vertragslösung des Streites 
in nennenswertem Umfange bestand, ob also von einer entscheiden- 
den Wendung gesprochen werden kann und nach deren Ursachen 
gefragt werden muß. 

Sehen wir uns nach solchen Vertragslösungen um, so finden 
wir solche mit örtlich begrenzter Gültigkeit. Doch darf solche 
örtliche Begrenzung kein Grund sein, die Bedeutung solcher Ab- 
schlüsse zu unterschätzen. Man neigt, da unser Anliegen die 
deutsche Gesamtgeschichte ist, nur allzu leicht dazu, örtliche 
Ergebnisse des Bauernkriegs zu unterschätzen. Doch eine solche 
Bewertung verkennt den Gesamtcharakter dieses Kampfes. Denn 
der Bauernkrieg ist gewollt und geführt als eine Summe örtlicher 
Einzelaktionen, ebenso wie der vorausgehende jahrhundertelange 
stillere Kampf des Bauerntums in Einzelaktionen ausgefochten 
worden ist, und ebenso wie die großen revolutionären Kämpfe 
der Städte gegen ihre Stadtherrn und der Zünfte gegen die re- 
gierenden Geschlechter in den einzelnen Städten getrennt ausge- 
tragen worden sind. Der gegen die Bauern immer wieder erhobene 
Vorwurf des mangelnden Zusammenschlusses übersieht von 
modernen Forderungen aus diese vereinzelnde Struktur mittel- 
alterlichen politischen Lebens. Erst diese Erwägung gibt Einzel- 
erfolgen der Bauern auch bei örtlicher Begrenzung ihr volles 
Gewicht. 


I) Franz a.a.O. S. 461ff. 
#2) Ranke a.a.O. S. 213ff. 
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An Beispielen solcher für die Bauern erfolgreicher Vertrags- 
abschlüsse, die offensichtlich von beiden Seiten ernst gemeint 
waren, fehlt es in ganz Deutschland nicht. Ranke nennt zahlreiche 
Beispiele dafür aus dem fränkisch-schwäbischen Gebiet!). Doch 
wir tun gut, diese Beispiele nicht in die erste Linie zu rücken, da 
der Gedanke nahe liegt, daß es sich hier in dem Hauptkampf- 
gebiet um erzwungene Verträge machtloser Herren handele. 

Ein Beispiel aus einer anderen Landschaft, das mit den 
Rheingauer Ereignissen eine gewisse Verwandtschaft aufweist, 
bietet Fulda?). Dort nahm der Koadjutor von Fulda am 22. April 
die vorgelegten Artikel der Bauernschaft an, und bestätigte das 
urkundlich®). Die Bauernschaft aber gelobte in einer Gegen- 
urkunde®) „seine fürstliche gnaden nuhnmehr vor unser aller 
regirenden landesfursten und herrn zu halten, zu haben, unter- 
thanig und gehorsam zu sein ...‘‘ und „kainerlei uberfalls, heres- 
zugs, argens oder ungutigen vernemens sondern aller christlichen 
prüderlichen hilf trost beistand und mittel von uns ... gewarten 
und versehen sollen und dorfen ....“. Auch die benachbarten 
Städte Hünfeld’), Hammelburg®) und Hersfeld treten bald dieser 
vertraglichen Regelung bei. Der volle Erfolg scheint errungen, 
der Friede gesichert im Einvernehmen mit dem fürstlichen 


Herrn?). Doch der Erfolg war nur von kurzer Dauer. Denn 
schon am 3. Mai zog Landgraf Philipp von Hessen, ohne von Fulda 


1) Hohenlohe, Löwenstein, Mergentheim, Rodenberg, Winterstetten, 
Stettenfels, Zobel, Gemmingen, Frauenberg, Wertheim, Rheineck. Vgl. 
Ranke a.a.O. II. S. 199. 

3) Schannat, Historia Fuldensis. Cod. prob. 262/275ff. v. 1526. Falcken- 
heiner, Wilh., Philipp d. Großmütige im Bauernkriege. 1887. Antoni, 
Fulda im Bauernkriege (= Fuldaer Geschichtsblätter 1902, S. 33ff.). 
Merx, O., Der Bauernkrieg in den Stiftern Fulda und Hersfeld und Land- 
graf Philipp der Großmütige (= Festschrift z. Gedächtn. Philipps d. Gr. 
Kassel 1904. S. 259ff.). 

®) Akten zur Geschichte des Bauernkriegs in Mitteldeutschland I. 236/181. 
4) Ebd. 237/182 vom 24. 4. 1525. 

5) Ebd. 238/183 vom 22. 4. 1525. 

*) Falckenheiner 14/9ı vom 2. 5. 1525. 

?) In der Verteidigungsschrift, die der Koadjutor nach der Niederwerfung 
der Bauern zur Rechtfertigung seiner eigenen Politik schrieb, stellt er sich 
als nur gezwungen einwilligend dar. Doch scheint mir eine Verteidigungs- 
schrift, die schwere drohende politische Folgen der eingeschlagenen Politik 
abwenden soll, in diesem Punkte keine zuverlässige Quelle zu sein. Die 
Urkunden des Koadjutors und seine ganze Haltung vor der Niederlage 
ergeben jedenfalls ein ganz anderes Bild. Die Verteidigungsschrift ist ge- 
druckt bei Schannat a.a.O. 275ff. 
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aus zu Hilfe gerufen zu sein, gegen Fulda, besetzte es und hielt ein 
strenges Strafgericht über die Bauern ab. Er benutzte dann 
seinen Sieg, um zu versuchen, Fulda seiner Herrschaft zu unter- 
werfen. Auch hier geschah also nach einem anfänglichen un- 
blutigen vertraglichen Erfolg der Bauern die Niederwerfung 
durch eine fremde politische Macht, von ihr allein geht die In- 
itiative aus. Auch hier wurden von den Bauern keine unerfüll- 
baren Forderungen gestellt. 

Der bekannteste und in seinen Auswirkungen bedeutsamste 
erfolgreiche Vertragsabschluß der Bauern ist der am 25./26. Mai 
in Renchen abgeschlossene Ortenauer Vertrag. Günther Franz 
sagt von ihm: „Es ist der ernsthafteste Versuch, für ein größeres 
Gebiet das Programm der 12 Artikel den gegebenen Verhält- 
nissen anzupassen und in die Wirklichkeit umzusetzen. Er be- 
weist zugleich, daß die Artikel durchaus nicht so utopisch waren, 
wie es gern behauptet wird‘!). Seine Forderungen sind mäßig: 
Man begnügt sich mit der Zustimmung zur Pfarrwahl, man läßt 
den großen Zehnten bestehen und will nur den kleinen aufgehoben 
haben, Jagdrechte und Frondienste sollen bleiben, aber mit Ein- 
schränkungen. Ebenso wird die Leibeigenschaft nicht angegriffen, 
aber die freie Eheschließung und die Freizügigkeit den Bauern 
zugestanden, d.h. die wichtigsten Auswirkungen der Leibeigen- 
schaft aufgehoben. Alles das zusammen bedeutet doch einen 
großen Erfolg der Bauern. Auch nach außen hatte dieser Vertrag 
Wirkung, wie aus der Tatsache hervorgeht, daß er zur Weiter- 
verbreitung zweimal gedruckt wurde und daß der 2. Breisgauer 
Vertrag sich eng an ihn anlehnt. Die gewaltsame Niederwerfung 
erfolgte hier durch ein Habsburgisches Heer, und zwar erst im 
Juli 1525. 

In der Markgrafschaft Baden-Durlach endete die Bauern- 
bewegung damit, daß man die Forderungen dem Markgrafen vor- 
legte und dieser daraufhin die Bauern seiner Gnade versicherte.?) 
Damit hielt man eine friedlich-schiedliche Lösung für gesichert 
und ging auseinander. 

Die Speyerer Bauern im Bruhrain vertrugen sich zu Bruchsal 
mit ihrem bischöflichen Landesherren auf Grund gemäßigter 
Forderungen. Auch hier hatte man das volle Zutrauen in den 


I) Franz a.a.O. S.225. Vgl. dazu K.Hartfelder, Zur Geschichte des 
Bauernkriegs in Südwestdeutschland S. 372ff. 

2) Franz a.a.O. S. 361. Vgl. hierzu und zu dem Folgenden auch Peter 
Haarer, Beschreibung des Bauernkriegs 1525 (= Materialien zur neueren 
Geschichte 3. Halle 1881). 
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Bestand einer solchen, für die Bauern nicht ungünstigen Lösung. 
Die Bauernhaufen gingen auseinander, und nur ein „Regiment“ 
blieb in Bruchsal beieinander!). 

Auch im Kraichgau bei Bretten schloß man trotz radikalerer 
Forderungen des dortigen Bauernführers einen Vertrag mit ge- 
mäßigten Bestimmungen. Auch hier schien eine friedliche günstige 
Lösung der Streitigkeiten erreicht, die Haufen lösten sich auch 
hier auf?2). Doch schon am 25. Mai rückte der Kurfürst von der 
Pfalz mit einem stattlichen Heer von Heidelberg aus in Bruchsal 
ein (also auch hier ein fremder Fürst), während der Kraichgau von 
dem Truchsessen von Waldburg mit dem Landsknechtsheer des 
Schwäbischen Bundes niedergeworfen wurde®). 

Auch in der linksrheinischen Pfalz hatte man sich am ı1o. Mai 
zu Forst bei Neustadt mit dem Pfalzgrafen vertraglich geeinigt‘). 
Da aber derselbe Kurfürst Ludwig von der Pfalz bereits am 
23. Mai mit einem starken Heer gegen die Bauern ausrückte, 
kann man kaum annehmen, daß er den kaum zwei Wochen vorher 
abgeschlossenen Vertrag jemals wirklich ernst nahm, Er wollte 
augenscheinlich nur Zeit gewinnen und die Bauern zu beruhigtem 
Auseinandergehen veranlassen. 

Im Elsaß verhandelte man auch®), doch von Seiten der Herren 
aus augenscheinlich nur in der Absicht, die Bauern hinzuhalten. 
Da Bischof Wilhelm von Straßburg als Statthalter in Mainz außer 
Landes war, kam im Elsaß alles auf die Haltung des kaiserlichen 
Landvogts in Hagenau, Hans Jakob von Mörsberg an, da neben 
dem Bistum Straßburg kaiserliche Herrschaftsgebiete den Haupt- 
teil des Landes ausmachten. Dieser Landvogt hoffte auf fremde 
Hilfe und war andererseits gebunden an die straffe habsburgische 
Landesherrenpolitik. Er zog darum die Verhandlungen hin und 
hatte mit dieser Politik auch den gewünschten Erfolg. Denn 
schon am 15. Mai traf Herzog Anton von Lothringen mit einem 
großen Heer meist ausländischer Söldner vor Zabern ein und 
warf den Bauernaufstand in der denkbar blutigsten Weise nieder. 
Hier konnte sich also die Bewegung nicht so entfalten wie in 
anderen Ländern. Sie stand von vorneherein einer anderen 
Gegnerschaft gegenüber. Man wollte hier von der Herrenseite 
aus keine Vertragslösung, sondern benutzte die Verhandlungen 


1) Franz a.a.O. S. 36ı1ff. Vgl. auch Hartfelder a.a. O. S. 207ff. 
2) Franz a.a.O. S. 365. Vgl. auch Hartfelder a.a.O. S. 231ff. 
8) Franz a.a.O. S. 369. 

4) Franz a.a.O. S. 367ff. Dazu Haarer S. 48ff. 

5) Franz S. 228ff. Hartfelder a.a.O. S. 24ff. 
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um eine solche nur zum Hinhalten der Bauern, vor allem aber 
erstickte das Eingreifen starker Kräfte von außen her die Bewe- 
gung, ehe sie einen Erfolg erreichen konnte. Das Eingreifen von 
außen her ist hier besonders deutlich, da fremde Söldner unter 
Führung eines Fürsten, der auch als Fremder zu gelten hat, die 
Bauern niedermetzelten. 


In Oberschwaben liegen die entsprechenden Vorgänge um 
einen Monat früher. Bereits am 4. April wurden hier die Bauern- 
haufen von dem Truchsessen bei Leipheim entscheidend und blutig 
geschlagen und die Führer der Bewegung hingerichtet!). Damit 
war hier schon im Anfang April das blutige Bild gegeben, das für 
die zweite Hälfte des Bauernkrieges fast überall charakteristisch 
werden sollte. Aber vorher liegt auch hier eine Periode der Ver- 
handlungen in Ulm und Memmingen, die ernst zu nehmen sind?). 
Sie konnten bei gutem Willen der maßgebenden Fürsten sehr 
wohl auf friedlichem Wege zu einer Neugestaltung bäuerlichen 
Lebens auf Grund gemäßigter Forderungen führen. Doch man 
hat den deutlichen Eindruck, daß der Schwäbische Bund keine 
friedliche Lösung und keinen, wenn auch noch so begrenzten 
Erfolg der Bauern wollte. Denn er stellte bei den Ulmer Verhand- 
lungen den unbesiegten, aber einigungsbereiten Bauern Forde- 
rungen, die einer Unterwerfung fast gleichkamen: die Haufen 
sollten sich auflösen, alle Dienste wie bisher weitergeleistet wer- 
den und alle Abhilfe in den Beschwerdepunkten einem in Aus- 
sicht gestellten Schiedsgericht überlassen bleiben, Forderungen, 
die naturgemäß von der Masse der bisher erfolgreichen Bauern 
abgelehnt wurden. Die Folge eines solchen Scheiterns einer ge- 
mäßigten Politik war das Hochkommen einer radikaleren Welle 
der Bauernbewegung?®). Gleichzeitig überwand auch auf der 
Herrenseite die radikalere, von jeher zur gewaltsamen Nieder- 
werfung entschlossene Gruppe die letzten Widerstände, und 
während man in Ulm noch verhandelte, erhielt der Truchseß von 
der Leitung des Schwäbischen Bundes schon den Befehl zum 
Durchgreifen. Haarer berichtet darüber: „Neben diesem ward 
von den Bundesräthen gütliche Vnderhandlung mit den ver- 
samelten ... Bauernschafften gehalten, doch nichts desto weniger 
Herr Georg Truchseß oberster Feldhauptman den Ernst gegen 
jhnen zu gebrauchen, verordnet ward ...‘‘). Auch hier greift also 


I) Franz a.a.O. S. zıı. 

%) Franz a.a.O. S. 207ff. Haarer S. off. 

%) Franz a.a.O. S. 209: Schemmerberg und Kempten. 
#) Haarer a.a.O. Kap. 2 S. off. 
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der entschiedene Wille des Schwäbischen Bundes ein, um eine 
Vertragslösung, die auch bei verhältnismäßig ungünstigen Ver- 
tragsbedingungen einen gewissen Erfolg der Bauern bedeutet 
hätte, zu verhindern. 

Auch der Vertrag von Weingarten, der am 22. April zwischen 
dem Truchsessen und den Allgäuer und Bodenseer Bauern ge- 
schlossen wurde!), läßt sich nicht völlig eindeutig hier einordnen. 
Denn einerseits hat ihn Luther als Musterbeispiel für eine fried- 
liche Vertragslösung, wie er sie damalsTpropagierte, empfohlen, 
andererseits sind die Erfolge der Bauern in diesem Vertrag so 
beschnitten, daß er einer Unterwerfung der Bauern ohne Nieder- 
lage und ohne blutiges Strafgericht fast gleich kam. Außerdem 
hat man den deutlichen Eindruck, daß der Vertrag von dem Truch- 
sessen nur abgeschlossen wurde, um freie Hand für die Nieder- 
werfung anderer Bauernhaufen zu bekommen, daß der Truchseß 
also die allenthalben vorhandene Tendenz zu einer Vertragslösung 
benutzte für seine ganz andersartigen Absichten. Deutlich wird 
aber auch hier die Bereitwilligkeit der Bauern, sich mit einer 
friedlichen Lösung auf Grund geringer Erfolge zu benügen. 

Daß auch aus den Einzelverhandlungen in Franken und 
Schwaben dasselbe Bild zu gewinnen ist, wurde bereits oben ge- 
sagt. Auch die abseits liegenden Schauplätze des Bauernkrieges 
weisen entsprechende Beispiele auf, so daß sich sagen läßt, daß 
die Vertragslösung keine örtliche Einzelerscheinung darstellt, 
sondern einen Gesamtabschnitt des Bauernkrieges charakterisiert; 
und waren diese Verträge auch mancherorts von den Herren 
nicht ernst gemeint, so steht doch an vielen anderen Stellen der 
ernste Wille beider Seiten dahinter. Überall waren jedenfalls 
die Bauern mit einer solchen Lösung voll einverstanden. 

Vergleicht man die Daten des Krieges, so ergibt sich mit der 
schon besprochenen Ausnahme von Oberschwaben trotz aller 
örtlichen Sonderentwicklungen auch hier ein einheitliches Bild. 
Alle die genannten Verträge sind im April oder in der ersten Hälfte 
des Mai abgeschlossen worden, der Renchener (Ortenauer) Ver- 
trag vom 25./26. Mai und der 2. Breisgauer Vertrag schließen 
sich etwas verspätet an. Die blutige Niederwerfung der Bauern 
aber beginnt, wieder von Oberschwaben abgesehen, erst im Mai, 
um im Juni ihren Höhepunkt zu erreichen. Am 3. Mai besetzt 
Philipp von Hessen Fulda, am 8. Mai werden die Bauern bei Ost- 
heim geschlagen, am ı2. Mai bei Böblingen, am 15. Mai bei 
Frankenhausen, am 17. Mai bei Zabern, am 20. Mai bei Scher- 


!) Franz a.a.O. S. zı2. Luthers Werke. Weimaraner Ausgabe 18, S. 366. 
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weiler, am 2. Juni bei Königshofen, am 4. Juni bei Ingolstadt, 
am 24. Juni bei Pfeddersheim, am 27. Juni wird der Rheingau 
unterworfen und am 30. Juli Salzburg von dem Heer des Schwäbi- 
schen Bundes besetzt. Schon diese Daten zeigen, daß aus den 
zerstreuten örtlichen Einzelhandlungen, mit denen der Bauern- 
krieg begann und die auch seinen ersten Teil noch charakterisieren, 
eine von einem einheitlichen Willen geleitete Kampfhandlung ge- 
worden ist. Schon unter diesem Gesichtspunkt heben sich beide 
Teile des Bauernkrieges deutlich voneinander ab. Durch diesen 
Gegensatz und durch die Tatsache, daß die Zeitgenossen im ersten 
Teil des Kampfes nicht etwa eine Vorstufe zu der darauffolgenden 
gewaltmäßigen Niederwerfung sahen, sondern die dort gefundene 
Vertragslösung als endgültig ansahen, bekommt der erste Teil des 
Bauernkrieges erst sein rechtes Gewicht. Er hat sein eigenes 
Leben für sich und nicht erst im Hinblick auf den zweiten Teil des 
Kampfes, er hat Anfang und Ende, er enthält seine eigene Frage 
und Antwort, er hat seine eigenen geschichtlich bedeutsamen 
Möglichkeiten. 

Es ist sehr bezeichnend, daß Luthers erste Schrift zum Bauern- 
krieg, die „Ermahnung zum Frieden auf die 12 Artikel der Bauern- 
schaft in Schwaben‘, die Ende April geschrieben ist, und die wohl 
die öffentliche Meinung des Bürgertums dieser Tage einerseits 
widerspiegelt, andererseits stark beeinflußt hat, eine schieds- 
richterliche Entscheidung dringend anrät, also die Vertrags- 
lösung propagiert, die man, wie sich zeigen ließ, in den verschieden- 
sten Gegenden Deutschlands durchführte oder durchzuführen 
suchte. Ebenso empfahl Luther noch am 22. April, also unmittel- 
bar vor dem Umschlag, den Weingartener Vertrag als Muster für 
eine solche friedliche vertragliche Lösung und veröffentlichte ihn 
zu diesem Zwecke mit einer Vorrede!). Auch bei Luther zeigt 
sich also, welche großen Aussichten dieser Weg noch am Ende 
des April 1525 hatte. 

Anfang Mai kommt dann auch bei Luther der große Um- 
schwung, entsprechend der großen Wendung im Gang der Ereig- 
nisse, der öffentlichen Meinung und der Hauptlinie der fürstlichen 
Politik. Auf die Empfehlung der Vertragslösung in der „Er- 
mahnung“ folgt im Mai in der Schrift: „Wider die räuberischen 
und mörderischen Bauern‘ die Propagierung der blutigen Nieder- 
werfung im Sinne des Schwäbischen Bundes. In seiner Vor- und 
Nachrede zum Weingartener Vertrag läßt sich der beginnende 


1) Der Wortlaut dieser wichtigen kleinen Schrift Luthers findet sich in 
der Weimaraner Ausgabe seiner Werke Bd. ı8, S. 366. 
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Umschwung deutlich beobachten. Er empfiehlt hier zwar noch 
die Vertragslösung, aber er verurteilt das Vorgehen der Bauern 
schon sehr scharf, viel schärfer als in der „Ermahnung“. Hier 
findet sich bereits der Satz: „Denn wilcher bawr ynn solchem 
furnemen funden oder umb bracht wird, der wird als treu- 
loser, meyneidiger, reuber, mörder, Gottes lesterer und Christus 
feynd erwürget; wo der hyn faren wird, das mugen euch auch die 
kinder wol sagen .. .‘* Das ist schon Ton und Haltung der zweiten 
großen Bauernkriegsschrift Luthers. Von den Gründen dieser 
Wendung in Luthers Haltung wird noch zu reden sein. Jedenfalls 
aber ist der scharfe Gegensatz und der Umbruch Ende April 1525 
deutlich. 


Doch es ist nicht nur der Theologe Luther und es ist nicht 
nur das Bürgertum, das sich vor diesem Zeitpunkt nachdrücklich 
für eine Vertragslösung einsetzt und sie anderen Anschauungen 
gegenüber zu verteidigen weiß. Auch unter den Fürsten wurde 
damals diese Ansicht mit Entschiedenheit vertreten. Der Ab- 
schluß der zahlreichen Verträge schon beweist das. Aber wir haben 
auch unmittelbarere Zeugnisse dafür. Wir wissen von einer 
Auseinandersetzung zwischen dem Markgrafen Philipp von Baden 
und Wilhelm Truchseß zu EBlingen Mitte Februar 1525. Der 
Truchseß hatte von der Absicht des Bundes gesprochen, erforder- 
lichenfalls die Bauern ‚‚zu strafen‘“, d. h. in der Sprache des Bundes 
ein blutiges Strafgericht zu halten. „Darauf habe aber der Mark- 
graf entgegnet, sein Rat wäre ... gewesen vor allem gutliche 
Unterhandlung gegen die Bauern zu gebrauchen‘!). Ebenso 
schreibt Kurfürst Friedrich der Weise seinem Bruder am 30. April 
1525°): „... vnd wer das best, wo man mit Ichte weg vnd Mitl 
finden kont, das dy ding aus verleihung gots gnaden in der gut 
gestilt wurden, domit ander sorglich beschwerunge so an leib 
und gut doraus erfolgen mochten, uorhut wurden ...‘“ und ebenso 
am 4. Mai: „... das man in der gut durch ymants, der bey Inen 
eyn ansehen vnd zu denen sie glauben vnd vortrawen heben, 
mit Inen handeln ließ ... das dise beschwerliche vnd sorgliche 
sachen in der gut gestilt, vnd die leut zufrieden gestelt wurden ...‘ 
Sein Bruder Herzog Johann zu Sachsen treibt auch dieselbe 
Politik einer friedlichen Verständigung, aber aus einem anderen 


1) Die Correspondenz des schwäbischen Bundeshauptmanns Ulrich Artzt, 
hrsg. von W. Vogt 1885 (und Zs. d. Hist. Ver. Schwaben 6, 7, 9, 10, 
1879—83). 40 S. 309, vom 17. 2. 1525. 

2) Foerstemann, Neues Urkundenbuch zur Geschichte der evang. Kirchen- 
reformation (1824), S. 259ff. 
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Grunde. Er fürchtet, wie er am ı. Mai schreibt, mit den Bauern 
nicht fertig zu werden, „wan wir gleich aynen ernst gebrauchen 
wolten‘. Das sind aber dieselben Tage, in denen Landgraf Philipp 
von Hessen die sächsischen Fürsten mit allem Nachdruck auf 
gewaltmäßige Unterwerfung der Bauern hindrängte, und ebenso 
Dr. Leonhard Eck in Süddeutschland. Es standen sich also 
damals deutlich auch unter den Fürsten zwei entgegengesetzte 
politische Haltungen gegenüber, von denen eine für Vertrags- 
lösungen eintrat, und diese als Grundlage für eine friedliche 
Weiterentwicklung ansah, während die andere diesen Weg ver- 
warf, auf kriegerische Unterwerfung der Bauern drängte, und 
wenn sie von Verträgen Gebrauch machte, diese nicht ernst nahm, 
sondern sie nur als ein Mittel um Zeit zu gewinnen betrachtete; 
und zwar wurden die Ereignisse des ersten Teiles des Krieges in 
der Hauptsache durch die erste beider Richtungen bestimmt. 
Auch bei den radikalen Elementen der Bauernbewegung 
rechnet man ernstlich mit der Möglichkeit einer Vertragslösung 
von Bestand. Sie wird hier als eine schwere Gefahr für die Sache 
der Bauern angesehen. Thomas Münzer schrieb damals in seinem 
Manifest an die Mansfelder Bergknappen: ‚,... alleyn ist das meyn 
sorge, das die nerrischen menschen sich verwilligen ynn eynen 
falschen vertrag, darumb das sie den schaden noch nicht er- 
kennen ...‘\). Auch er sieht also eine Vertragslösung im Werden. 
Vergleicht man die Sprache dieses Münzerschen Manifestes 
etwa mit der der ı2 Artikel oder eines anderen Zeugnisses aus 
dem ersten Teil des Bauernkrieges und von der gemäßigten Seite, 
so spürt man den riesenhaften Abstand, der beide Zeiten des Krieges 
und beide Typen voneinander scheidet. Gemäßigte, boden- 
ständige Forderungen stehen einem radikalen revolutionären 
Willen und einem leidenschaftlichen aufstachelnden revolutio- 
nären Pathos gegenüber. Es ist fraglich, ob man die Bewegung 
bis Anfang Mai, wie sie sich um die 12 Artikel gruppiert, über- 
haupt als Revolution zu bezeichnen hat, jedenfalls nicht als 
solche im vollsten Sinne. Bis dahin ist kaum Blut geflossen?). 
Wir hören zwar über Plünderungen und anderen Sachschaden 
klagen, aber nicht über Blutvergießen. Die ersten Brandstiftungen 
in Herrensitzen sind hervorgerufen erst durch die weitgehenden 


1) Luther, Werke. Weimaraner Ausgabe 18, 367ff. 

2) Den Brief des Truchsessen nach seinem Siege bei Leipheim, in dem er 
um einen Henker bittet, um zu ‚richten wie sich gebühret‘‘ (Artzt 175) 
muß man dabei ausnehmen. Das ist schon der Geist, der den zweiten Teil 
des Bauernkrieges und seinen blutigen Abschluß bestimmte. 
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scharfen Forderungen des Truchsessen zu Ulm!). Im Rheingau 
war der Hauptvorwurf, den man während des ganzen Bauern- 
krieges den Bauern zu machen hatte, der, daß sie das große Faß 
des Klosters Eberbach ausgetrunken hatten, wie denn überall 
die Weinkeller und Speisekammern der Klöster eine bedeut- 
same Rolle in diesem Teile des Bauernkrieges gespielt haben. 
Für den ersten Teil ist es bezeichnend, daß Luther in seiner ersten 
Schrift, der „Ermahnung‘ zwar von ‚Aufruhr‘ und ‚Rotterei“ 
und einem ‚„‚Zusammenwerfen‘ der Bauern redet, aber noch keine 
ernsteren Ausschreitungen ihnen vorwerfen kann, er setzt hier 
die Bauern deutlich in Gegensatz zu den „Mordpropheten‘, die 
der Teufel unter sie gesandt habe. 


Was wir im Rheingau kennengelernt hatten: eine erfolg- 
reiche gemäßigte Bauernbewegung mit dem Ziele einer vertrag- 
lichen Einigung und mit gewissen Aussichten auf Erfolg cha- 
rakterisiert also auch im ganzen den ersten Teil des deutschen 
Bauernkrieges in deutlichem Gegensatz zu dem zweiten Teil. 
Hier ist viel Blut geflossen. Mehr als 100000 Bauern sollen hier 
gefallen oder getötet worden sein. Im Rheingau hat sich dieser 
zweite Teil nie ganz entfaltet, er umfaßt dort nur die wenigen 
Wochen der Niederwerfung, der Entrechtung und der Hinrich- 
tungen. So nahe an einem endgültigen, Dauer versprechenden 
Erfolg war man anderwärts kaum wie im Rheingau oder doch 
nur an wenigen Stellen, aber man ging vielerorts auseinander in 
der festen Hoffnung, einen günstigen Abschluß erreicht zu haben. 
Doch das sind nur Unterschiede des Grades, die Gesamtstruktur 
ist trotz aller örtlichen Unterschiede einheitlich. Dazu paßt auf 
das beste die Beobachtung, daß gerade in diesem ersten Teile 
des Bauernkriegs angesehene und wohlhabende Bauern Träger 
der Bewegung sind. Wir konnten das schon im Rheingau fest- 
stellen, wo sich Bürger und Ritter mit diesen Bauern zusammen- 
finden. Am deutlichsten ist diese Beheimatung der Bewegung 
in einer gutsituierten Schicht in der Pfalz zu beobachten?). Aber 
auch an anderen Stellen läßt sich dasselbe feststellen®). In 
Schwaben verkörpert Matern Feuerbach am besten diese solide 
Bauernschicht, die für den ersten Teil des Bauernkrieges maß- 
gebend ist. Männer anderer Art, wie Jäcklin Rohrbach, haben 
erst im zweiten Teil Bedeutung gewonnen, und wenn man von 
Thüringen absieht, war diese nicht von Dauer. Es leuchtet aber 


1) Franz a.a.O. $. 209. 
2) Franz a.a.O. S. 368. 
®) Franz S.98, 120, 174 u.a. 
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ein, daß man Bauern im vollen Sinne des Wortes und gerade 
wohlhabende Bauern wohl für ein Eintreten für bäuerliche Rechte 
in den Bahnen vergangener Zeiten gewinnen konnte, nicht aber 
für ein schwärmerisches und radikales Zukunftsprogramm und 
nicht für sinnlose Plünderungen und Zerstörungen. Wir stünden 
vor einem schwer lösbaren Rätsel, wenn der deutsche Bauer, 
dessen Art wir kennen, in Massen und in allen Teilen Deutschlands 
als Träger einer radikalen zerstörerischen Umsturzbewegung zu 
gelten hätten. Denn seine besten Kenner charakterisieren ihn 
immer wieder als konservativ im besten Sinne, als allem Her- 
gebrachten innerlich zutiefst verbunden, als mißtrauisch allen 
neuen Ideen gegenüber, als ablehnend gegen alle rein intellektuellen 
Gedankengänge und gegen alle Zielsetzungen, die keinen ganz 
festen Boden unter sich haben, und als völlig unzugänglich für 
utopische schwärmerische Ideen und als stets Eigentum, auch 
fremdes Eigentum achtend!). Ist es aber so, daß die Bauernschaft 
im wesentlichen für gemäßigte, nüchterne Forderungen sich ein- 
setzte, daß sie für Rechte kämpfte, für die schon ihre Väter ge- 
kämpft hatten, ist es so, daß der Gedanke einer göttlichen Ge- 
rechtigkeit, von dem wir wissen, daß er in bäuerlichem Denken 
stets eine besondere Kraft hatte und heute noch hat, diese aus dem 
bäuerlichen Alltag und aus bäuerlicher Vergangenheit erwachsenen 
Forderungen legitimierte und ihnen eine erhöhte Kraft gab, 
wie wir das im Rheingau an der Frage der Zehnten beobachten 
konnten, so verliert die Bauernbewegung im ersten Teil des 
Kampfes völlig das psychologisch Rätselhafte, das ihr sonst 
immer anhaften würde, und fügt sich leicht ein in alles, was wir 
von Denken und Art.des deutschen Bauern wissen. 

So fügt sich göttliches und menschliches Recht für den 
Bauern der Zeit in eins zusammen. Das alte Recht ist das erste. 
Es war für den mittelalterlichen Menschen immer göttliches Recht, 
da für ihn alles Recht Gewohnheitsrecht war und da eine Be- 
gründung der Geltung dieses alten Rechtes in Gott, von dem alles 
Recht herzuleiten war, sowohl für den heidnischen Germanen wie 
für den mittelalterlichen Christen unverrückbar feststand. Die 
religiös-soziale Bewegung unterstrich, fußend auf ihrer Grund- 
absicht, alle Gegebenheiten am Maßstabe des Evangeliums zu 
messen, den gottgewollten Charakter der alten bäuerlichen Rechte 
und Rechtsforderungen.. Damit war zunächst nichts neues ge- 
geben, sondern nur dem längst Bestehenden neue Kraft ver- 


3) L’Houet (= Wilhelm Bor&e), Psychologie des Bauerntums. 3. Aufl. 1935. 
Georg Koch, Die bäuerliche Seele. 
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schafft. Darum ist eine Scheidung von zwei getrennten Bewe- 
gungen, von denen eine um altes Recht, eine andere um göttliches 
Recht gekämpft habe, so nicht möglich. Dem entspricht es, daß 
allenthalben der Kampf um altes und göttliches Recht eng in- 
einander verflochten sind. Dort allerdings, wo eine Radikali- 
sierung der Bauern eintrat, wovon noch zu reden sein wird, trat 
einseitig die Begründung der Forderungen in göttlichem Recht 
hervor, doch das ist eine Weiterentwicklung aus einem Zustande, 
in dem beides eng zusammengehört. Das ist mehr eine Folge, 
als die Ursache der Radikalisierung. So verbindet sich beides im 
ersten Teile des Krieges in mannigfacher Abstufung miteinander. 
Wo die Bewegung einen gemäßigten Charakter hat, redet man mit 
Vorliebe vom alten Recht, in dem Maße, in dem sie im Wechsel von 
einem Ort zum anderen radikalere Schattierungen aufweist, tritt 
auch die Begründung der Forderungen in göttlichem Recht stärker 
hervor, ohne daß beides scharf voneinander zu scheiden wäre. 
Daß man für „altes Recht‘ kämpfte, ist aber keine leere 
Kampfparole. Dahinter stand rechtfertigend der historische Zu- 
sammenhang mit spätmittelalterlichen Kämpfen, und zwar in 
allen Teilen Deutschlands, soweit sie die Bauernbewegung ergriff. 
Im Rheingau ließ sich der Zusammenhang der Artikel des Bauern- 
kriegs mit den weit zurückliegenden Weistümern des Landes nach- 
weisen. In Tirol bestand derselbe enge Zusammenhang zwischen 
der Tiroler Landesordnung von 1525 und den Weistümern!). Ein- 
zeluntersuchungen werden das vermutlich auch anderwärts be- 
stätigen. Doch wichtig ist nicht die Übernahme einzelner Forde- 
rungen an sich, sondern die durch die Weistumsforschung?) ge- 
wonnene Erkenntnis, daß ein großer Teil auch der älteren Weis- 
tümer Kampfprodukte sind, die Rechte der einen Seite gegen 
Ansprüche der anderen festlegen, bisweilen die Rechte der Bauern 
gegen die Herrschaft verteidigend, bisweilen umgekehrt die des 
Herren gegen die Bauern. Und nicht minder wichtig ist, daß 
Weistümer und Bauernkriegsbeschwerden im ganzen genommen 
um dieselben Fragen ringen: um Fragen der Grundherrschaft, 
wie Erb- und Heimfallsrechte, Allmenderechte oder Frondienste, 
um Fragen der Gerichtsherrschaft und schließlich um Fragen der 
aufwachsenden landesherrlichen Verwaltung. Neu sind dagegen 
in den Artikeln von 1525 die geistlichen Forderungen, vor allem 
die der Pfarrwahl, die aber auch deutlich als etwas Besonderes 
der Masse der anderen Forderungen gegenübergestellt werden. 


1) E. Patzelt, Entstehung und Charakter der Weistümer S. 53/54. 
2) s.o. Anm. 2, S. 460. 
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Auch die Anzahl der Weistümer weist auf Zusammenhänge 
mit der Bauernbewegung hin. Denn die von Wießner aufgestellten 
Kurven!) zeigen ein stetiges und starkes Anschwellen der Zahl der 
Weistümer bis zur ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts. Dann 
folgt ein rapider Abfall. Nur die Weistümer der Grimmschen 
Sammlung erreichen den Höhepunkt der Häufigkeitskurve schon 
um 1500. Ebenso weist auch die örtliche Verbreitung der Weis- 
tümer und der Bauernbewegung über Deutschland hin eine 
gewisse Verwandtschaft auf: Landschaften, die viele Weis- 
tümer aufzuweisen haben, sind auch an der Bauernbewegung 
beteiligt. 

Das alles soll den Unterschied, der zwischen der Welt der 
Weistümer und der des Bauernkriegs auch in seinem ersten Teil 
besteht, keineswegs ableugnen. Die Forderungen werden ent- 
schiedener und kühner gestellt, sie werden oft mit dem Evangelium 
und dem göttlichen Recht begründet, und geistliche Forderungen 
treten neben die alten. Ein Neues hat die latente Unruhe aktiv 
werden lassen, und allem Fordern neuen Auftrieb gegeben. Im 
Rheingau ließ sich dieser neue Faktor klar erkennen. Es war die 
religiös-soziale Bewegung um 1525, wie sie uns dort in der Rede 
auf der Wacholderheide entgegentrat. Doch das ändert nichts 
an der Tatsache, daß die Gedankenwelt der Bauernbewegung um 
1525 und die dort erhobenen Forderungen aus der Welt mittel- 
alterlichen Bauerntums und seinen Weistumskämpfen erwachsen 
sind und deren folgerichtige Weiterführung darstellen. 

Einer solchen Auffassung der bäuerlichen Forderungen scheint 
aber einer der 12 Artikel zu widersprechen. Der dritte Artikel, 
der sich gegen die Leibeigenschaft wendet, scheint Zeugnis eines 
radikalen, auf das Ganze der bäuerlichen Lage abzielenden 
Willens der Bauernbewegung zu sein. Hier findet sich das, was 
man so oft bei den bäuerlichen Schriften dieser Tage vermißt 
hat: die Ausrichtung auf ein großes umfassendes Ziel. Und dieses 
scheint deutlich einen radikalen Charakter zu haben, und so die 
Radikalität der gesamten Bewegung zu erweisen. Dieser dritte 
Artikel steht, wenn man von den geistlichen Forderungen absieht, 
in deutlichem Gegensatz zu den anderen, viel begrenzteren und 
in ihren Wünschen viel bestimmteren Forderungen der Bauern. 
Sprache und Stil dieses Artikels stehen der der geistlichen Forde- 
rungen viel näher als der der bäuerlichen Einzelforderungen. 
Bezeichnend dafür ist die in diesem 3. Artikel gegebene ausführ- 
liche Begründung aus der Bibel. Gerade das und der gesamte 


l) Wießner, Sachinhalt S. 29. 
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Wortlaut des Artikels!) zeigt, daß es sich hier nicht um reale 
Einzelforderungen handelt, sondern daß hier eine theoretische 
Forderung gestellt ist. Ein allgemeiner Grundsatz soll anerkannt 
werden. Es ist der sozial diffamierende Begriff der Leibeigen- 
schaft, der hier bekämpft wird. Man will die Nichtmehrverwen- 
dung des Wortes: Leibeigener, die Beseitigung dieses Begriffes 
erreichen, so wie dies in manchen deutschen Landschaften sich 
schon von selbst aus der Entwicklung des Bauernstandes ergeben 
hatte. Die 12 Artikel, die ja einen allgemeineren, über die örtlichen 
Einzelforderungen hinausgehenden Charakter haben, beschränken 
sich auf diese theoretische Forderung, und reden von den Einzel- 
rechten, die sich aus der Leibeigenschaft ergeben oder ergeben 
können, nicht. Es war das für eine überlokale Schrift wie die 
zwölf Artikel eine Notwendigkeit, da es ein allgemeines, voll 
ausgeprägtes und in seiner rechtlichen Gültigkeit überall aner- 
kanntes fest umrissenes Institut der Leibeigenschaft nicht mehr 
gab?). In anderen rein örtlichen Beschwerdeschriften hat man den 
Gesamtbegriff Leibeigenschaft und die einzelnen daraus fließen- 
den Rechte bekämpft und beseitigen wollen®). In diesen Fällen 
führt man die fraglichen Rechte einzeln auf. In einer zweiten 
Gruppe örtlicher Beschwerdeschriften wendet man sich nur 
gegen die Einzelrechte, wie Fronden, Todfall, Heimfall, Ehe- 


1) Historische Vierteljahrsschrift 5, 1902, S. ıı: Zum dritten, Ist der 
brauch byssher gewesen, das man vns für jr aigen leut gehalten haben, 
wölchs zu erbarmen ist, angesehen das vns Christus all mitt seynem kost- 
parlichen plutvergüssen, erlösst vnnd erkaufft hat, Den Hyrtten gleych 
alls wol alls Den höchsten, kain aussgenommen, Darumb erfindt sich mit 
der geschryfft das wir frey seyen vnd wöllen sein. Nit dz wir gar frey 
wöllen seyn, kain oberkait haben wellen, Lernet vnss Gott nit. Wir sollen 
in gepotten leben, nit yn freyem fleyschlichen mutwilen, sonder got lieben, 
jn als vnserrn Herren jn vnsern nechsten erkennen, vnnd alles das thon, 
so wyr auch gern hetten, das vnns Got am nachtmal gepotten hat zu ainer 
letz. Darumb sollen wir nach seinem gepot leben: zaigt vnd weisst vns 
diss gepot an das wir der oberkkait nit korsam seyen ? nit allain der ober- 
kait, sunder wir sollen vns gegen jederman diemutign, das wir auch geren 
gegen vnser erwelten vnd gesetzten oberkait (so vns von Got gesetzt) jn 
allen zimlichen vn Christlichen sachen geren gehorsam sein, seyen auch 
onzweyfel jr werdendt vnss der aigenschafft als war vnnd recht Christen 
geren endtlassen oder vns jm Euangeli des berichten dz wirss seyen. 

2) Theodor Knapp, Gesammelte Beiträge z. Rechts- u. Wirtsch.gesch. vorn. 
d. dt. Bauernstandes. 1902. 

8) Franz, Aktenband 26c/149 Nr. ı. — 26g/153 — 26k/156 u. 157. — 
26r/160 Nr. 3 u. 5. — 28/163 Nr. 3. — 90/249 Nr. 4. — 174/347: — 28/163. 
— 30/164. — 44/181. 
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konsenspflicht, Schollengebundenheit usw., und läßt das Institut 
der Leibeigenschaft selbst unangetastet!). Demgegenüber fehlen 
auch örtliche Beschwerdeartikel nicht, die ähnlich wie die 12 Artikel 
nur die theoretische Forderung der Ausmerzung von Wort und 
Begriff Leibeigenschaft stellen®). Die Begründung geschieht in 
den meisten Fällen bei allen genannten Gruppen mit dem Evan- 
gelium. Aus dem allen geht hervor, daß man zu unterscheiden hat 
zwischen einer praktischen Bekämpfung der Einzelrechte der 
Leibeigenschaft (Todfall usw.) und einem theoretischen Kampf 
gegen Wort und Begriff. Das erste unterscheidet sich nicht von 
den anderen mannigfach abgestuften bäuerlichen Forderungen. ' 
Denn man forderte augenscheinlich die Aufhebung oder Ermäßi- 
gung dieser Rechte nur da, wo eine gewisse Aussicht auf Erfüllung 
der Forderungen bestand. So erklärt sich die mannigfache 
Variation dieses Artikels. In einzelnen Fällen wissen wir von 
einer vertraglichen Einigung durch Aufhebung der Leibeigen- 
schaft®), in anderen Fällen läßt sich deutlich erkennen, daß man 
seitens der Bauern keinen neuen Rechtszustand schaffen wollte, 
sondern nur den alten erhalten, daß man nur eine von dem Herren 
allem alten Recht entgegen neu aufgerichtete oder verschärfte 
Leibeigenschaft bekämpfte. Es sind das die vereinzelten Fälle 
neuer Abhängigkeit, die, wie noch zu besprechen sein wird, für 
den Ausbruch des Bauernkrieges von einer gewissen Bedeutung 
gewesen sind®). Übersieht man das Ganze, so ergibt sich, daß 
auch die Wendung gegen die Leibeigenschaft nicht von einer 
Radikalität der Bauernbewegung zeugt. Die eine Seite, die Be- 
kämpfung der Einzelrechte der Leibeigenschaft, war an die 
realen Verhältnisse gebunden, wie andere Forderungen auch. Was 
man hier in mannigfacher Abstufung forderte, darüber ließ sich 
augenscheinlich verhandeln. Aber auch die andere Seite, die in 
den 12 Artikeln und anderswot) vorgetragene theoretische Forde- 
rung ist nicht radikal. Das geht aus dem Wortlaut des Artikels 
deutlich hervor, aus der nachdrücklichen Betonung dessen, was 
man nicht fordern wolle: daß man keineswegs alle Herrschafts- 
und Obrigkeitsrechte abschütteln wolle, daß man bereit sei, jeden 
gebührenden Gehorsam zu leisten und alle Obrigkeitsverhältnisse 
und Herrschaftsrechte anzuerkennen, wenn nur der verhaßte 


I) Franz, Aktenband. 26, 0/159. — 27/162. — 30/164 Nr. 5. — 44/181. 
#) Franz, Aktenband 26, k/156 Nr. 7. — 26, 1/157 Nr. 2. — 26, b/148 Nr. 3. 
169/343. 
®%) Franz, Aktenband 116/285. 
4) Franz, Aktenband ı/ı von 1472. — 26, e/150. Dazu die bekannten 
Vorgänge in Kempten. (Vgl. Franz I. S. 16ff.) 

Historische Zeitschrift 158. Bd, 31 
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Begriff der Leibeigenschaft ausgeschaltet werde. Man bekämpft 
also, wie diese volle Anerkennung des Obrigkeitsgedankens zeigt, 
nicht die mit den erstarkenden Territorialstaaten neu entstehende 
Untertänigkeit, sondern nur den alten Begriff der Leibeigenschaft, 
Man ist sich dabei bewußt, daß das eine Forderung ist, die so wie 
sie hier gestellt ist, die Herren nichts an realen Rechten und Gütern 
kostet. Sonst hätte man nicht am Schlusse des Artikels schreiben 
können: „Wir zweifeln auch nicht, ihr werdet uns aus der Leib- 
eigenschaft als wahre und rechte Christen gern entlassen ...‘‘ Dieser 
Kampf gegen den Begriff der Leibeigenschaft ist aber keines- 
" wegs neu, obwohl er hier mit der Begründung aus dem Evan- 
gelium erscheint, wie sie der Bauernbewegung eigentümlich ist. 
Schon der Sachsenspiegel nimmt dreihundert Jahre früher in 
ähnlicher Weise Stellung gegen den Gedanken der Leibeigen- 
schaft!). Ebenso äußert sich der Schwabenspiegel (Landrecht 57): 
„Wir haben an der schrift, daz nieman sol eigen sin. Doch ist 
es also dar komen mit gewalt unde mit twangsal, daz es nu recht 
ist, daz eigen liute sin.‘‘ Hier findet sich also lange Jahrhunderte 
vor dem Bauernkrieg dieselbe theoretische Ablehnung, ohne die 
realen Eirzelrechte anzugreifen. Auch die ‚Reformation des 
Kaisers Sigismund‘ und der sog. Oberrheinische Revolutionär 
(von ca. 1500)?) greifen beide die Leibeigenschaft auf das ent- 
schiedenste an, und stellen damit zeitlich die Verbindung zwischen 
den Rechtsbüchern und den Bauernkriegsforderungen dar. Auch 
dieser Artikel erwächst also aus jahrhundertelangem bäuerlichem 
Denken und nicht aus einer radikalen Gedankenwelt des 16. Jahr- 
hunderts. 

Einen deutlichen Beweis für den gemäßigten Charakter der 
Bauernforderungen und die Möglichkeit einer vertraglichen Eini- 
gung in den dort aufgestellten Punkten geben auch die Urkunden 
aus Sulz, Hartmannsweiler und Sulzmatt im Elsaß. Denn wir 
besitzen hier jeweils die Beschwerden und die Punkt für Punkt 
darauf eingehenden Antworten der bischöflich straßburgischen 


1) Sachsenspiegel III. 42. 3. Do men recht erst sazte, do ne was nichen 
dienstman unde waren ale die lüte vri. ... An minen sinnen ne can ich 
iz och nicht uph genemen nä der wärheit, daz ieman des anderen sole sin. 
Ouch ne habe wir is nich@n orekunde ... 42. 6. Näch rechter wärheit sö 
hät eigenschaph begin von dwange unde von venknisse unde von un- 
rechter gewalt, die men von aldere in unrechte gewonheit gezogen hät 
unde nü vor recht haben wil. 

2) Haupt, Hermann, Ein oberrheinischer Revolutionär aus dem Zeitalter 
Kaiser Maximilians (= Westdeutsche Zeitschrift. Erg.heft VIII. 1893. 
S. 77££.). 
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Anwälte!). Man hat hier den Eindruck, einen Rechtsstreit vor 
sich zu haben wie andere auch. Stets streitet man darüber, was 
alten Herkommens sei, und wo ein Mißbrauch eines Rechts, wo 
eine Forderung unberechtigt sei. Eine prinzipielle Gegensätzlich- 
keit besteht nicht. Man hat nirgends revolutionär den Boden 
des geltenden Rechtes verlassen, um neues Recht an die Stelle 
zu setzen, sondern man verhandelt auf dem Boden des gegebenen 
Rechtes. Eine gütliche Einigung war hier bei gutem Willen von 
beiden Seiten allem Anschein nach sehr wohl möglich. 

Für eine von Anfang an im Bauernkrieg bestehende und für 
die Entwicklung entscheidende Radikalität der Bauernforderungen 
scheint dagegen zunächst der Bericht des Abtes Johannes Tri- 
themius über die Bundschuhbewegung im Anfang des 16. Jahr- 
hunderts zu sprechen. Denn er gibt Geständnisse der Bauern 
wieder, daß es ihre Absicht gewesen sei, alle Obrigkeit zu ver- 
nichten?). Doch dieser Bericht von Trithemius kann nichts be- 
weisen, da, wie er selbst berichtet, das, was er widergibt, nur auf 
der Folter erpreßte Geständnisse sind, die deshalb nicht als Zeug- 
nisse der wirklichen Absichten der Bauern dienen können. Wir 
brauchen uns auch nicht nach solchen Zeugnissen für die Ziele 
und Absichten der Bauern umzusehen, da wir ihre Forderungen 
ja in mannigfachen Variationen besitzen. 

So bleibt es bei unserem Ergebnis des gemäßigten und real- 
denkenden Charakters der bäuerlichen Forderungen und der 
Bauernbewegung in ihrer ersten und eigentlichen Gestalt. 


(Schluß folgt.) 


li) Franz, Aktenband S. 223ff., 229ff., 231ff. 

#) Joannes Trithemius, Annales Hirsaugienses II. 589 ... iugum omne 
servitutis violenter excuterent ... in tormentis et extra confessi sunt, quod 
intentio eorum fuerit, omnem principatum et dominium extinguere ... omnes 
sibi obsistentes sine miseratione aliqua trucidare ... 
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EIN BEITRAG ZU MÖSERS GESCHICHTSAUFFASSUNG 
VON 
CLEMENS AUGUST HOBERG 


In der bekannten Vorrede!) zur „Osnabrückischen Geschichte“ 
erklärt Möser, daß sie „eigentlich zu einer historischen Logik 
dienen und daher vielleicht nicht erzählungsweise geschrieben sein 
solite‘“‘. Diese Blickrichtung auf die Logik erscheint verwunder- 
lich bei einem Manne, der allgemeine Regeln so wenig wie die 
Philosophie seiner Zeit überhaupt schätzt. Mösers Art zu schaffen 
ist denn auch bisher fast nur unter psychologischen Gesichtspunk- 
ten gewürdigt worden?). Trotzdem steht Möser unverkennbar 
in der philosophischen Entwicklung, die methodologisch zu Kants 
Kritik der Urteilskraft und damit zur theoretischen Grundlage 
des Historismus führt?), inhaltlich aber weit darüber hinaus bis 
in die Gegenwart reicht. . 

Möser bemerkt über die Vorrede in einem Briefe an Fr. Nico- 
lai®): „Dieses ist das Resultat von unzähligen Versuchen, die ich 
in Gedanken darüber angestellt habe.‘ Er pflegt also, wie Kant, 
in Gedanken Experimente anzustellen. Wie Kant zu der Tatsache 
der mathematischen Naturwissenschaft die zugehörigen Prämissen 
sucht, so geht Möser von den historischen Tatsachen auf deren Be- 
dingungen zurück. Es ist nun eine feine Wendung der Geistesge- 
schichte, daß Möser diese seine Denkungsart trotzdem in einen 
Gegensatz zu Kant stellt, und zwar gerade dort, wo Kant das Ge- 
biet der Geschichte betritt. Kant behauptet in seinem Aufsatz 
„Über den Gemeinspruch: Das mag in der Theorie richtig sein, 


1) Justus Mösers sämtliche Werke (Abeken) 6, V—XXVI. 
%2) Vgl. E. Haarmann, Über Mösers Art zu schaffen, H.Z. 140, S. 87ff. 
A. Laging, Justus Mösers Prosa, Mitt. d. V. f. Gesch. u. Landeskd., Osna- 
brück, 39 (1916). W. Pleister, Die geistige Entwicklung Justus Mösers. 
Mitt. 50 (1929). Auch die Hervorhebung des Individualitätsprinzips durch 
H. Baron (Justus Mösers Individualitätsprinzip, H. Z. 130, 1924) und Fr. 
Meinecke (Die Entstehung des Historismus 1936, 326ff.) beruht wesentlich 
auf psychologischer Betrachtungsweise. 

®) Diese Entwicklung ist dargestellt, freilich ohne Erwähnung Mösers, von 
A. Bäumler, Kants Kritik der Urteilskraft, ı. Bd., Das Irrationalitätspro- 
blem in der Ästhetik und Logik des 18. Jahrhunderts bis zur Kritik der 
Urteilskraft, 1923. 

-4) S,W. 10, 175. 
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taugt aber nicht für die Praxis‘, unmöglich könne ein ganzes 
Volk seine Zustimmung dazu geben, daß eine gewisse Klasse von 
Untertanen erblich den Vorzug des Herrenstandes haben soll. Die- 
ser Folgerung aus einer Idee der Menschheit hält Möser seine ge- 
schichtliche Erfahrung entgegen: „Aus wirklichen Begebenheiten 
schließt sich oft richtiger, als aus gar zu hohen Vordersätzen‘!). 
Weil Kant diese Erfahrung fehlt, kann Möser auch gegen ihn, der 
doch sonst selbst fern allen spekulativen Ausschweifungen das 
Denken auf den Erfahrungsbereich einschränken will, erklären: 
„Ich habe immer mehr Respekt für den Gang gehabt, welchen die 
Naturmenschen nach ihren Bedürfnissen genommen haben, als für 
die hohe Bahn, worauf unsere sogenannten Philosophen über die 
Grenzen der Menschheit hinausschweifen. Wenn ich daher auf 
eine alte Sitte oder alte Gewohnheit stoße, die sich mit den Schlüs- 
sen der Neuern durchaus nicht reimen will, so gehe ich mit dem 
Gedanken: ‚die Alten sind doch auch keine Narren gewesen‘, so 
lange darum her, bis ich eine vernünftige Ursache davon finde 
und gebe dann (jedoch nicht immer) den Neuern allen Spott zu- 
rück, womit sie das Altertum und diejenigen, welche an dessen 
Vorurteilen kleben, oft ohne alle Kenntnisse zu demütigen ge- 
suchet haben‘?). 

Die alten Sitten und Gewohnheiten sind Möser „die Ruinen 
der deutschen Kunst“, ‚Man gibt sich jetzt viele Mühe um die 
Kunstwerke der Alten und sucht alle ihre Ruinen auf, um den 
großen Geist jener Werke nicht ganz zu verlieren. Allein das Ge- 
biet der Kunst erstreckt sich weiter als auf jene sichtbaren Gegen- 
stände; und wenn wir uns nicht dem Vorwurf bloßstellen wollen, 
daß wir das Geringere dem Höheren vorziehen oder parteiisch 
verfahren, so müssen wir auch anderen Unternehmungen des 
menschlichen Geistes und Fleißes, wenn sie auch gleich nur in 
der Erfindung einer großen und nützlichen Wahrheit bestehen 
sollten, nachspüren und solchen den gehörigen Rang unter den 
Kunstwerken einräumen. Ich rechne dahin besonders die großen 
Anstalten der alten Deutschen, wodurch sie sich in ihren politischen 
Verfassungen bei Freiheit und Eigentum zu erhalten gewußt 
haben... . Die kleinen städtischen Republiken der Griechen waren 
gewiß nur Puppenwerke gegen die nordischen Staaten, worin Milli- 
onen Menschen jene großen Rechte genossen‘?). In den Gesprä- 
chen mit Abbt, in denen Möser diesen von den blutlosen Mensch- 
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heitsideen Moses Mendelssohns zu befreien sucht!), wünscht er 
einen Winckelmann der Philosophie und Historie herbei?). Ohne 
den neuen deutschen Humanismus abzulehnen, dem er selbst tief 
verpflichtet ist, weist Möser doch auf das dringlichere Bedürfnis 
hin. Als die Natur ‚den allmählich ausartenden Bürgern der 
griechischen und römischen Städte den Meißel und Pinsel in die 
Hand gab‘, hat sie unserer Nation etwas anderes bestimmt: „das 
Genie und den Geist‘, „welcher nicht in Stein und Marmor, son- 
dern am Menschen selbst arbeitete und sowohl seine Empfindun- 
gen als seine Stärke auf eine Art veredelte, wovon wir uns jetzt 
kaum Begriffe machen können‘). 

Diese Geschichtsauffassung hat ihren Grund in einem leiden- 
schaftlichen, nationalen Ehrgefühl. „Wagen Sie es einmal, 
Philocles, sich den Höhen zu nähern, worauf sich die Liebe zum 
Vaterlande mit Hülfe des Ehrgeizes geschwungen. Wie göttlich 
zeigt sich hier die Leidenschaft !‘“). Die Leidenschaft des Ehr- 
geizes findet sich selbst in der Geschichte wieder und mündet un- 
mittelbar in den nationalen Ehrgeiz des Geschichtsschreibers. 
„Der mächtige und reißende Hang großer Völkervereinigungen 
zur Monarchie und die unsägliche Arbeit der Ehre oder, nach 
unserer Art zu reden, der Freiheit, womit sie jenem Hange be- 
gegnen oder ihrer jetzt fallenden Säule einen bequemen Fall hat 
verschaffen wollen, ist das prächtigste Schauspiel, was dem Men- 
schen zur Bewunderung und zur Lehre gegeben werden kann; die 
Berechnung der auf beiden Seiten wirkenden Kräfte und ihre 
Resultate sind für den Philosophen die erheblichsten Wahrheiten. 
Und so viele große Bewegungsgründe müssen uns aufmuntern, 
unserer Nation diese Ehre zu erwerben. Sie müssen einen jeden 
reizen, seine Provinz zu erleuchten, um sie dem großen Geschichts- 
schreiber in dem wahren Lichte zu zeigen‘). Die geschichtlichen 
Bewegungen werden Möser selbst Erlebnisse und als solche un- 
mittelbar Beweggründe zur Geschichtsschreibung. Doch fühlt er 
deutlich, „daß unsere Sprache eine Verräterin der edlen Freiheit 
geworden war und den Ausdruck verloren hatte‘, der zu den 
rechten Begriffen paßte®). Der Leser muß deshalb ‚an den ihm 
vorgeschriebenen Worten sich zu dem Verfasser hinaufempfinden 


1) Vgl. Gertrud Brück, Justus Mösers Einfluß auf Thomas Abbt, 1937. 
2) S.W. 10, 147—150. 

®) „Der hohe Styl der Kunst unter den Deutschen“, S. W. ı, 395 ff. 
“% S.W. 9, 30. 

5) Vorrede. 

©) Vorrede. 
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und aus dessen Seele alles herausholen, was darin zurückblieb‘!). 
Denn „Empfindung kann nur durch Wiederempfindung völlig 
gefaßt und nicht durch Worte völlig ausgedrückt werden. Le 
sentiment seul est en &tat de juger le sentiment, sagt Helvetius‘“?). 
Diese von Möser zitierte Wendung berührt sich fast wörtlich mit 
Dubos: Le sentiment juge du mörite d’un podme?). Trotzdem be- 
steht ein tiefgreifender Unterschied beider zu Möser, der uns un- 
mittelbar in die methodische Grundlage der Möserschen Geschichts- 
auffassung einführt. Den Franzosen ist das Empfindungsurteil 
eine „Smotion naturelle qui s’excite en nous machinalement‘'*). 
Möser läßt dagegen die Seele sich aktiv in den Gegenstand ein- 
fühlen, ihn innerlich nachahmen und dann von sich aus Stellung 
nehmen: „Wenn die Arbeit der Nachahmung vorüber, so fängt 
die Seele an zu urteilen und den Ursachen nachzuforschen, warum 
dieses so und nicht anders ist. Diese Nachforschung führt zur 
Wahrheit als den edelsten Teil aller Vorstellungen‘). Ebenso 
haben die Schweizer®) gegenüber den Franzosen die aktive geistige 
Seite der ästhetischen Empfindung betont, ihre Urteilskraft, wie 
Kant später sagt. Möser steht so auch in einer Front mit der unter 
Goethes Mitarbeit entstandenen Schrift ‚Von der bildenden Nach- 
ahmung des Schönen‘, von K. Ph. Moritz?), gegen die psycholo- 
gistische Auflösung der Ästhetik durch Moses Mendelssohn sowie 
Markus Herz’ „geistreichen Versuch, um das tiefere Problem des 
Geschmacks herumzukommen‘®). 

Das Urteil des reinen Empfindens ist unmittelbar Ausdruck 
der Persönlichkeit. Über den Geschmack läßt sich nicht dispu- 
tieren, weil er nicht nach Beweisgründen urteilt. Die Natur selbst 
spricht sich hier aus, und zwar über nichts anderes als die Natur, 
„die innere Güte eines jedweden Dinges‘‘. Möser faßt in dieser 


Blickrichtung sogar den Begriff der Tugend neu im Sinne der 


1) S.W. 4, 5. 

2) S.W. 4, 26. 

3) Röflexions critiques sur la po6sie et sur la peinture. 1719, II, 208. Aus- 
gabe von Utrecht 1732. Bäumler a.a.O., S. 83. 

4) Dubos, a.a.O., I, 7. 

5) S.W. 5, 105. 

©) Vgl. Bäumler, a.a.O., S. 81. Bäumler weist gegenüber dem „unseligen 
Literatengezänk zwischen Zürich und Leipzig‘ überzeugend die Einigkeit 
der Deutschen (Gottscheds und der Schweizer) gegen die Franzosen nach 
(61, 76f.). Möser verkörpert diese Einigkeit in seiner Persönlichkeit, die 
zugleich von Zürich und von Leipzig her beeinflußt ist. 

?) Vgl. Bäunler, a.a.O., S. 246f. 

8) Bäumler, a.a.O., S. 251. 
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„Taugsamkeit‘. „So hat ein Pferd, so hat das Eisen seine Tugen- 
den und der Held auch, der seinen gehörigen Anteil Stahl, Härte, 
Kälte und Hitze besitzt‘‘!). Die Form, der Charakter des Gegen- 
standes selbst erweckt unmittelbar Wohlgefallen, allerdings nicht 
durch mechanische Einwirkung, sondern durch das Geschmacks- 
urteil, welches dem Gegenstande ästhetische Vollkommenheit, d.h. 
„laugsamkeit‘ für diese Rolle gegenüber dem Empfinden zu- 
spricht. Diese „Objektivität‘‘ des reinen Empfindungsurteils, 
durch welche die Ästhetik als Wissenschaft ermöglicht wird, ist 
die einzige Regel des Genies. „Niemand verwehrt es dem Genie, 
alle vor ihm gewesenen Regeln zu überschreiten und man kann 
mit Recht sagen, das Genie sei daran gar nicht gebunden und es 
gäbe gar keinen Gesetzgeber für das Genie. Aber indem der Adler 
solchergestalt seinen eigenen kühnen Flug nimmt, so muß er sich 
doch in einer Bahn halten, wo ihn die Sonne nicht verbrennt; 
dann nennt man es eine richtige und glückliche Erfahrung, wenn 
ihm hierin auch kein Adler vorgeflogen ist oder nachfliegen kann; 
und diese Erfahrung ist seine Regel‘?). Solange das Genie auf 
seinem Fluge die ‚„Taugsamkeit‘, „die innere Güte eines jed- 
weden Dinges‘“ anvisiert, hält es sich in einer objektiv bestimmten 
Bahn, die in ihrer Entstehung zugleich die Erfahrung dieser 
„Regel“ zuteil werden läßt. Kant hat diese Erkenntnis später in 
eine knappe Formel gebracht: „Genie ist die angeborene Gemüts- 
anlage, durch welche die Natur der Kunst die Regel gibt‘®?). 
Nichts anderes als eben diese von der Natur gegebene Regel ist 
nach Möser für die Kunst der Geschichtsschreibung erforderlich: 
„Die innere Güte eines jedweden Dinges“ ist in unmittelbarer 
Empfindung zu erfassen. Deshalb hält Möser dafür, „daß in der 
Geschichte, sowie auf einem Gemälde, bloß die Taten reden und 
Eindruck, Betrachtung und Urteil jedem Zuschauer eigen bleiben 
müssen‘), 

Und wieder nichts anderes als diese zugleich ästhetische und 
zweckhafte Denkungsart setzt Möser für den Naturzustand am 
Anfang der Geschichte voraus. Im Bericht des Tacitus®) findet 
er sie in Einklang mit dem gegenwärtigen Bilde der bäuerlichen 
Siedlung seines Landes bestätigt: ‚Jeder scheinet sich im An- 


1) S.W. ı, 197. 

2) S.W. 5, 75. 

®) Kritik der Urteilskraft, $ 46. 

4) Vorrede. 

5) Germania ı.c. Vgl. Joh. Vincke, Die Besiedelung des Osnabrücker 
Landes, 1827. Die Streitfrage: Einzelhöfe oder Gemeinsschaftssiedelung ? 
kann hier außer Betracht bleiben. 
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fange so viel genommen zu haben, als er hat nötig gehabt und ge- 
winnen können, da wo ihm ein Bach, Gehölz oder Feld gefallen. 
Und so ist gemeiniglich die erste Anlage der Natur‘). An anderer 
Stelle heißt es über die Markeneinteilung: „Natur und Bedürfnis 
scheinen allein die Einteilung gemacht zu haben ; und man schließt 
daher, daß sie älter, als alle übrigen sind‘). Es ist also ein aus 
natürlichem Bedürfnis nach der Natur sich richtendes Denken, 
das Möser an den Anfang setzt, das Denken des niedersächsischen 
Bauern, dessen Ziel es ist, „das Notwendige in seiner Vollkommen- 
heit zu haben‘). ‚Der Gang der Naturmenschen nach ihren Be- 
dürfnissen‘‘ hat bei Möser deshalb ohne weiteres die Vermutung 
einer „vernünftigen Ursache‘ für sich. Der Begriff der Vernunft 
wird einfach in den der Natur hineingenommen. Allerdings nicht 
der Begriff einer allgemeinen, abgelösten Vernunft, sondern einer 
Vernunft, die sich konkret auf ein bestimmtes Land bezieht und 
sich so mit dem ‚Plan der Natur‘ dieses Landes zur Deckung 
bringt. „Lokalvernunft‘“nennt Möser einmal diesen neuen Begriff). 
Mit dieser „Lokalvernunft‘‘ verteidigt er Goethes Götz von Berli- 
chingen gegen das Urteil Friedrichs des Großen (dessen ‚weise und 
tapfere Regierung‘ er in einem bereits 1742 veröffentlichten Lob- 
lied gerühmt hatte!) als ein ‚edles und schönes Produkt unseres 
Bodens“. Der ‚„Erdgeschmack‘“ begegnet hier dem Geschmack 
des Weltmanns. ‚Alles in der Welt ist doch nur relativ schön und 
groß und die Eichel geht in ihrem Rechte vor der Olive.‘ Denn 
„unser Klima“ hat „so gut als auch andere seine eigenen Früchte, 
die zu urseren Bedürfnissen wie zu unserem Vergnügen vorzüglich 
bestimmt sind‘. Kultivieren wir unsere heimischen Früchte nur 
im rechten Maße, ‚so müssen sie auch in dieser Art schön und groß 
werden‘). Mit diesem warmen Verständnis nimmt Möser übrigens 
ein Werk Goethes in Schutz, das auf dem Boden der von ihm selbst 


I) Osnabrückische Geschichte I, ı. $ 2. 

2) Osn. Gesch., I, 1. $ 9. 

®) Osn. Gesch., I, 2, $ 15. Der ästhetische Charakter wird durch Mösers 
Ablehnung des Zierats für diese Denkungsart bestätigt. (O. G., I, 2, $ 17.) 
Er stimmt in dieser Ablehnung mit Kant überein. ‚Da die Zusammenstim- 
mung des Mannigfaltigen in einem Dinge zu einer inneren Bestimmung des- 
selben als Zweck die Vollkommenheit des Dinges ist, so wird in der Beur- 
teilung der Kunstschönheit zugleich die Vollkommenheit des Dinges in An- 
schlag gebracht werden müssen‘, während alle außerhalb dieser inneren 
Zweckbestimmung noch angebrachten Zierate diese Einheit stören (Kr.d. U., 
$ 14 u. 48). 

% S.W. 6, 86. 

5) S.W. 9, 141. 
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ausgebildeten politischen und historischen Anschauungen er- 
wachsen ist!). In seinem Zeichen hat sich auch die Entscheidung 
für Goethes Eintritt in den Staatsdienst und damit für die Ver- 
wurzelung in die „Lokalvernunft‘‘ Weimars vollzogen. 

Mösers Denken hat somit in Goethe einen bedeutsamen Er- 
folg gegen die „unpolitische Philosophie‘‘?) seiner Zeit errungen, 
in der die „neumodische Menschenliebe‘“?) den bloßen Menschen 
dem durch Pflichten und Rechte an sein Land gebundenen Bürger 
gleichsetzte. „Eine bequeme Philosophie unterstützte die Folge- 
rungen aus allgemeinen Grundsätzen besser als diejenigen, welche 
nicht ohne Gelehrsamkeit und Einsicht gemacht werden konnten ; 
und die Menschenliebe ward mit Hilfe der christlichen Religion 
eine Tugend, gleich der Bürgerliebe, dergestalt, daß es wenig 
fehlte oder die Reichsgesetze selbst hätten die ehrlosesten Leute 
aus christlicher Liebe ehrenhaft und zunftfähig erklärt‘). Aus 
diesem Erlebnis heraus sieht Möser die aufklärerische Humanität 
als eine Auswirkung der christlichen Religion in einer Zeit, in der 
diese nicht mehr durch eine auf die Ehre gegründete Verfassung 
eingeschränkt ist. In der großen Rede der alten Sachsen gegen 
Karl den Großen (den Möser zugleich in seinem staatsmännischen 
Genie verehrt!) faßt er deshalb den Grundgegensatz von der 
„Lokalvernunft‘ her in voller Schärfe: „Die Wahrheit der christ- 
lichen Religion verbinde niemanden sie anzunehmen ; sie sei darum 
nicht gleich allgemein für alle Völker und Verfassungen. Eine 
jede derselben habe ihren eigenen Zweck und folglich auch ihre 
eigene Wahrheit. Die ihrige sei Freiheit und damit stimme die 
christliche Religion nicht allerdings überein. Ein Sasse lasse sich 
durch Ehre und ein Christ durch Liebe verbinden. Diese führe 
aber den Menschen nicht so sicher als jene‘‘). Möser ist so allen 
Behauptungen zum Trotz, die das Germanentum für das acht- 
zehnte Jahrhundert noch nicht faßbar sein lassen, der lebendige 
Gegenbeweis. Seine Gestalt kann uns deshalb heute zum Richt- 
maß dienen bei der Beurteilung jener Zeitgenossen Mösers, die 
trotzdem der „unpolitischen Philosophie‘ und ‚„neumodischen 
Menschenliebe‘ den Vorzug gaben. 


1) Vgl. Kass, Möser und Goethe, 1909. 

%) S.W. 2, 164. 

3) S.W. 4, 141; 2, 164. 

4) Vorrede. 

5) 0.G. I, 3, $ 46. Vgl. A. Rosenberg, Der Mythos des zo. Jahrhunderts, 
1. Buch, II. Auch Rosenberg stellt Ehre und Liebe einander gegenüber 
und bringt ebenfalls die aufklärerische Humanität in Zusammenhang mit 
dem Christentum. 


2. 2 7,0 u ur a un 
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Diese maßgebende Bedeutung kann Möser mit Recht zuge- 
sprochen werden, weil er bei aller Leidenschaft keiner romantischen 
Vorliebe für die Frühgeschichte zum Opfer fällt, sondern mit seinem 
tüchtigen Menschenverstand nüchtern und sachlich die gegen- 
wärtigen Geschichtsdenkmäler prüft. Mösers Heimat, das Osna- 
brücker Land, ist einer jener Punkte, an denen die Erde sämtliche 

eologischen Schichten vom Carbon bis zur Gegenwart zeigt!). 
Ähnlich weist die Verfassung dieses Landes für Möser in deutlicher 
Schichtung die Hauptabschnitte der ganzen Entwicklung seit der 
altgermanischen Verfassung auf. Wie Möser bereits für die geo- 
logischen Schichten Interesse hat und lange vor der Zeit ihrer 
Verwirklichung die Idee einer geologischen Landkarte entwirft?), 
so liest er auch an der gegenwärtigen Schichtung der Landesver- 
fassung die historische Folge ab. Die Gegenwart ist ihm also 
nicht ein Augenblick in der Abfolge verschiedener Zustände, son- 
dern die Geschichte selbst konkret genommen. Für uns heute ist 
es kaum vorstellbar, wie greifbar Möser die Geschichte im Osna- 
brücker Land vor sich sah. Die Entscheidung der Kanzlei vom 
29. Januar 1718 in Sachen des Pastors Crusen zu Engter gegen die 
Mahlleute ist Möser ein Beleg für die Rechtsauffassung der alten 
Sachsen vor der Christianisierung®). Die gesamte ‚Einleitung in 
die älteste Verfassung‘‘ mündet aus in die Darstellung der freien 
bäuerlichen Genossenschaften zur Zeit Mösers. Das ist kein naiver 
Anachronismus, sondern Ausdruck des Wissens um die ununter- 
brochene Kontinuität des germanischen Lebens im Bereich des 
Bauerntums. „Den Fortgang und das unterschiedliche Verhältnis 
des Nationalcharakters unter allen Veränderungen ... mit Ord- 
nung und Deutlichkeit zu entwickeln‘), sieht Möser als Aufgabe. 
Diese Entdeckung der germanischen Kontinuität unter allen 
späteren Überlagerungen ist Mösers ureigenstes Werk®), das trotz 


I) Vgl. N. Bödige, Natur- und Geschichtsdenkmäler des Osnabrücker 
Landes, 1920. 

2) S. W., 1, 414, vgl. auch den Hinweis bei Brandi, Justus Möser, Gesell- 
schaft und Staat, München 1921, S. XIII. 

® Vgl. 0. G., I, ı, $ ı0f. 

*) Vorrede. Für die Volkskunde ist Möser bedeutsam geworden als Vater 
einer Richtung, die — anders als die mehr auf Herder sich gründende 
humanistisch-universale Volkskunde — den Menschen konkret in seiner 
Beziehung zum Boden und zur politischen Verfassung des Landes sieht. 
Vgl. R. A. Fritzsche (Hessische Blätter für Volkskunde, Bd. 6 u. 7, 1908), 
der ihn deshalb mit Recht neben Wilhelm Heinrich Riehl stellt. 

5) Mösers Originalität schließt selbstverständlich Vorläufer nicht aus. Vgl. 
E. Hölzle, Die Idee einer altgermanischen Freiheit vor Montesquieu, 1925. 
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aller bedeutsamen Nachwirkungen bis heute noch nicht voll 
fruchtbar geworden ist!). So ist es z. B. bisher noch nicht ernst- 
haft beachtet, daß Möser in bewußtem Gegensatz zur römischen 
Reichsidee bereits die Idee des germanischen Reichs ergriffen hat?): 
„Ich bin durch sehr genaue Betrachtungen in der Geschichte, wo- 
von ich hier keine Rechenschaft geben kann, so vollkommen über- 
zeugt, daß die Germanie ein alter schwäbischer Bund und dieser 
der Anfang unseres heutigen Reichs sei, daß ich schon wünsche, 
man möge einen neuen Plan zur Geschichte Germaniens, welches 
jetzt schlechthin das Reich... genennet wird, erwählen und von 
jenem Verein, dessen Zeitpunkt sich ungefähr herausbringen läßt, 
den Anfang machen“. „Heinrich der Vogler handelte nach den 
Grundsätzen, welche mehr als tausend Jahre vor ihm dieser erste 
schwäbische Bund gefaßt hatte‘). Dies ist keine luftige Phanta- 
sie Mösers, sondern eine zu hoher Anschaulichkeit gebrachte Idee. 
Möser rechtfertigt sich selbst an einer anderen entsprechenden 
Stelle gegen den Vorwurf, unbewiesene Voraussetzungen zu 
machen: „Aber gesetzt auch, daß diese Voraussetzung in ihrer 
höchsten Richtigkeit eine idealistische Linie wäre, so würde 
sie doch immer zur Richtschnur dienen müssen. Der Mathema- 
tiker nimmt zur Berechnung der krummen eine vollkommen ge- 
rade Linie an, wenn diese sich auch nirgends in der Welt findet; 
eben das tut der Geschichtsschreiber, der den ursprünglichen Kon- 
trakt eines Staates auf Freiheit und Eigentum gründet®)‘. Der Ur- 
sprung der Geschichte liegt in der Idee ‚‚der Nationalfreiheit und 
des Nationaleigentums ; und welcher Geschichtsschreiber hier nicht 
seinen Stand faßt, der wird wahrlich die Erde nicht bewegen‘). 


1) Zu Mösers Nachwirkung auf die Geschichtsforschung vgl. A. Dopsch, 
Wirtschaftliche und soziale Grundlagen der europäischen Kulturentwick- 
lung, I, 1923, besonders S. 8f. Bei Dopsch wird sichtbar, wie sehr Möser- 
sche Gedanken noch heute im Streit der Meinungen eine Rolle spielen. Bis 
zu Dopsch gilt aber auch das Wort Ernst Hempels (Justus Mösers Wirkung 
auf seine Zeitgenossen, Mitt. 54, 1933): „Nicht so sehr die Bekanntschaft 
mit seinem (Mösers) Werke selbst führte zu Hinweisen aus seinen Schriften, 
als die Zugehörigkeit zu einer von ihm geistig abhängigen Strömung.“ 
(S. 26f.) Vgl. zu diesem Thema auch Max Weber, Der Streit um den 
Charakter der altgermanischen Sozialverfassung, in: Gesammelte Aufsätze 
zur Sozial- und Wirtschaftsgeschichte. Tübingen 1927. 

2) Vgl. die von ganz anderem Quellenmaterial aus heute in die gleiche 
Richtung vorstoßende Arbeit von O. Höfler, Das germanische Kontinuitäts- 
problem, H.Z. 157, S. ıff. 

8) S.W. 6, 1ıof. 

%)5%W. 78V 

5) S.W. 7, S. VIII. 
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Bewegung in die Geschichte zu bringen statt toter Tatsachen- 
reihen, ist Mösers großes Bemühen, das ihn in innere Verbindung 
mit Leibniz, dem „Haupt der Deutschen‘) bringt. In der gegen 
Voltaire gerichteten Fragmentenreihe „Anti-Candide‘, in der 
Möser Leibnizens Idee der besten Welt verteidigt, heißt es: ‚Viele 
sind der Meinung, daß die Begebenheiten in der Welt sich mitein- 
ander nicht anders hätten zutragen können, als sie sich wirklich 
zutragen; und daß sonach die ganze beste Welt weiter nichts ent- 
halte als eine Reihe wirklicher Begebenheiten. Der gemeine Mann 
hingegen, welcher mehr seinen Sinnen traut, glaubt, die Bohne, 
welche er esse, hätte auch gepflanzt oder auf andere Art genutzt 
werden können; und die beste Welt bestehe darin, daß jedes Ge- 
schöpf eine Anlage zu mehreren Bestimmungen habe, obgleich 
nur eine einzige davon zur Wirklichkeit gelange. Nach seiner Art 
zu denken, ist die Welt reicher und besser, die einem Wachse 
gleicht, woraus alle Arten von Bildern gemacht werden können, 
als diejenige, worin aus dem Wachse nur dasjenige gemacht wer- 
den kann, was daraus wirklich gemacht wird‘). Deshalb ent- 
hält Mösers großartiger Entwurf einer deutschen Geschichte die 
Besonderheit, daß er auch auf die ‚„Hauptwendungen, welche sie 
hätte nehmen können‘ hinweist. So wenig der Geschichtserzäh- 
ler sich in Möglichkeiten verlieren darf, so wichtig ist es dem Ge- 
schichtsdenker, hinter der Tatsachenreihe die bleibenden und 
treibenden Kräfte zu erfassen. Diese Kräfte, darin folgt Möser 
der germanischen Naturwissenschaft, liegen in der Natur: ‚Die 
Natur gibt einem jeden Dinge seinen Schwung und Wirbel. Wer 
sich durch fremde Sterne aus seinem gesetzten Gleise bringen läßt, 
der wird entweder ein ausschweifender Komet oder ein schlechter 
Trabant seines Feindes‘“?). Die Natur aber — und dies ist Mösers 
eigene Gedankenschöpfung — schließt die Ideen der Vernunft in 
sich. Der niedersächsische Boden fordert Ehre und Eigentum als 
den notwendigen Kern der Verfassung des Landes. Die Natur, 
wie Möser sie im „Totaleindruck‘“ als konkretes Ganzes erfaßt, 
bildet den ständigen Grund, von dem aus sich die Geschichte be- 
greifen läßt. „Und es ist eine erstaunende Beruhigung, daß die 
Wirkung des Ganzen Glaube an Gott ist‘). 

Möser ist also durchaus nicht der reine Empirist gewesen, als 
der er zunächst erscheint. ‚Jeder Erfahrene legt unstreitig eine 


ı) „Deutsche Zuschauerin‘‘, S. 107. Zitiert nach Klassen, Justus Möser, 
0. J. (1936), S. 36. 

2) S.W. 9, 254. 

®) Versuch einiger Gemälde. 4. Stück. Zitiert nach Klassen a. a. O., S. 27. 
% S.W. 4, 27. 
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Theorie zugrunde ; aber der Empiriker hat das im Griffe, womit sich 
der Theoretiker im Kopfe quält. Es geht jenem wie dem General 
Luckner, der im siebenjährigen Kriege einmal dem Herzog Ferdi- 
nand antwortete: er verstehe wohl, den Feind zu schlagen, nicht 
aber einen Plan dazu zu machen. Kommen, sehen und siegen, ist 
der Wahlspruch des Empirikers; und das Überdenken, wie das 
möglich gewesen, beschäftigt den Theoretiker‘‘!),. Möser selbst 
aber beginnt seine Osnabrückische Geschichte eben im sieben- 
jährigen Krieg auf Reisen, die ihn als diplomatischen Vertreter 
seines Heimatlandes in das Lager Herzogs Ferdinands von 
Braunschweig führen. Der Rückgang in die Geschichte ist dabei 
nicht die Flucht eines unpolitischen Träumers aus der Gegen- 
wart, sondern umgekehrt ein Abstandnehmen zur höchsten 
geistigen Konzentration auf die Gegenwart, um in ihr ‚die 
neue Wendung“ zu begründen. Das Erlebnis des siebenjährigen 
Krieges ließ Möser aus dieser Höhe bereits Ansätze zu der 
erhofften Wendung in der deutschen Geschichte erkennen, die 
leider nicht zum Durchbruch gekommen sind. ‚Die neue Wendung, 
welche ein Struben der deutschen Denkungsart dadurch gibt, daß 
er wie Grotius Geschichtskunde, Rechtsgelehrsamkeit und Philo- 
sophie mächtig verknüpft, ist auch an verschiedenen Staatshand- 
lungen merklich. Das öffentliche Vertrauen der Höfe beruhet auf 
solchen Grundsätzen und Männern; und ihr Name mag wohl mit 
den Namen der größten Feldherren genannt werden‘). Diese 
Verknüpfung von Geschichtskunde, Philosophie und Politik ge- 
schieht nicht in der Enge eines öden Pragmatismus, sondern in der 
lichtvollen Weite einer zugleich politischen und historiographischen 
Idee: „Die Geschichte von Deutschland, hat meines Ermessens 
eine ganz neue Wendung zu hoffen, wenn wir die gemeinen Land- 
eigentümer, als die wahren Bestandteile der Nation, durch alle 
ihre Veränderungen verfolgen, aus ihnen den Körper bilden, und 
die großen und kleinen Bedienten dieser Nation als böse oder gute 
Zufälle des Körpers betrachten‘). Die leitende Idee des Staats- 
mannes*) ist zugleich die Arbeitshypothese des Geschichtsfor- 


1) S.W. 9, 167. 

2) Vorrede. 

®) Vorrede. 

4) Mösers staatspolitische Ideen sind, besonders folgenreich in der Agrar- 
politik, von den Osnabrücker Bürgermeistern und späteren Staatsministern 
Stüve (A. F. Ventker, Stüve und die hannoversche Bauernbefreiung, 1935; 
F. Grolle, Stüve und die Osnabrücker Stadtverfassung, Mitt. 1933) und 
Miquel (Lujo Brentano, Justus Möser, der Vater der neuesten preußischen 
Agrarreform, Münchner Allg. Zeitung, 1897) fortgeführt worden. Diese bis- 
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schers und bestimmt somit die erste Voraussetzung,@welche den 
Anfang der Geschichte bildet. Der Glanz der Vorzeit in Mösers 
Geschichtsbild ist der Widerschein seiner Idee des zukünftigen 
Staates. Fern aller Utopie findet Mösers Leitidee ihre Bewährung 
im Gang durch die Geschichte, indem sie an den Tatsachen ihre 
Macht, die bewegenden Kräfte ans Licht zu stellen, beweist. Was 
Möser an Kants Ideen vermißt, ist gerade dieses Experiment an 
der Geschichte. Es ist höchst bezeichnend, daß er in seiner Aus- 
einandersetzung mit dem erwähnten Aufsatz Kants diesem ein 
historisches Gedankenexperiment vorführt, das unabhängig von 
der Wirklichkeit die Möglichkeit des von Kant als unmöglich 
Behaupteten beweisen soll. Möser sieht vollkommen ein, daß die 
Erkenntnisse der Theoretiker nicht ohne weiteres Praxis sind. 
„Kein vernünftiger Empiriker wird...um deswillen die Be- 
mühungen dieser letzteren verachten. Vielmehr wird er der Welt 
und jedem Lande einen großen Theoretiker wünschen, der ihm 
in jedem Fache das große idealische Fanal aufstelle, wonach der 
Empiriker, er steuere gerade zu oder laviere, beständig seine 
Augen richten muß. Aber wenn nun der Theoretiker ohne Erfah- 
rung ihm den Weg mit dem Finger vorzeichnen will, den er im 
Steuern und Lavieren halten soll, so zieht er mitleidig die Ach- 
seln‘‘!), 


her noch nicht im Zusammenhang dargestellte Osnabrücker Tradition 
mündet mit dem letzten Niederschlag ihres agrarpolitischen Grundsatzes 
der Erhaltung der Bauernhöfe im Erbgange, der Hannoverschen Erbhöfe- 
rolle, ein in das Reichserbhofgesetz, das ‚unter Sicherung alter deutscher 
Erbsitte das Bauerntum als Blutquelle des deutschen Volkes“ erhalten will. 
(Vorwort zum Reichserbhofgesetz). 

1) S.W. 9, 165. 





RUSSLAND UND DIE EISENBAHNEN IM FERNEN 
OSTEN 
von 
WILHELM TREUE 


Wirte, der große russische Finanzminister und Eisenbahn- 
politiker, hatte sich, wie sein Biograph Korostowetz erzählt!), vor 
1894 vergeblich bemüht, für seine weit in die Zukunft voraus- 
schauende friedliche Expansionspolitik nicht nur die Genehmi- 
gung des regierenden Zaren, sondern auch des Zarewitsch zu er- 
halten. Im Frühjahr 1891 hatte er Alexander III. vorgeschlagen, 
den Thronfolger zum Vorsitzenden des sibirischen Komitees und 
zum Protektor der Ussuribahn zu ernennen, die Wladiwostok mit 
Chabarowsk verbinden sollte. Die Frage der Verbindung dieser 
geplanten Bahn mit der bereits gebauten Strecke der großen sibi- 
rischen Bahn wollte er durch die kühne Führung der Linie mitten 
durch die Mongolei und die nördliche Mandschurei lösen. Zur 
Ausführung dieser Absicht war es jedoch nötig, die mißtrauische 
chinesische Regierung von der unbedingten Übereinstimmung der 
russischen und der chinesischen Interessen zu überzeugen. Li 
Hung-Tschang wurde zur Krönung Nikolaus II. eingeladen, mit 
Geschenken überhäuft und von den friedlichen Absichten Ruß- 
lands, der strikten Aufrechterhaltung des Grundsatzes der „Offe- 
nen Tür‘ überzeugt, die Unversehrtheit des Chinesischen Reiches 
aufs bestimmteste zugesichert. Aber alle großen Pläne Wittes 
scheiterten am Abschwenken des jungen Zaren, der „sich durch 
eine Gruppe von Abenteurern dazu verleiten ließ, an der Auftei- 
lung Chinas teilzunehmen, was dann letzten Endes zur Kata- 
strophe, dem Krieg mit Japan, führte‘, zum Verlust auch von 
Harbin und Dalny. Ebenso zerschlug die neue Politik Wittes nörd- 
liche Eisenbahnpläne?). 

Vorerst trat mit dem japanisch-chinesischen Krieg ein Er- 
eignis ein, das der Mächtegruppierung der ganzen Erde erhebliche 
Veränderungen aufzwang. In Ostasien stellte zur Überraschung 
Europas die junge japanische Macht zum ersten Male ihre An- 
sprüche auf das Führertum im Fernen Osten. Ganz gleich wie der 
Krieg auslief, ob er zu Japans oder Chinas Sieg führte: für Ruß- 
land ergab sich die Notwendigkeit, jeder Veränderung der Lage 


1) Korostowetz, Graf Witte, Berlin 1929, S. 37. 
%) Korostowetz, a. a. O. 
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gewachsen zu bleiben, mit gespanntester Aufmerksamkeit jede 
Chance im Sinne seiner asiatischen Politik auszunutzen. 

In England rechnete man im März 1895 mit Sicherheit darauf, 
daß Rußland einen Teil von Nordchina, ‚seiner Eisenbahn wegen“, 
sowie einen koreanischen Hafen annektieren werde!). Auch in 
Japan nahm man an, daß Rußland Absichten auf die nördliche 
Mandschurei habe, da es die sibirische Bahn südlicher legen und 
in Possiet Harbour endigen lassen wollte?). Und man war japa- 
nischerseits entschlossen, diese russischen Wünsche zu benutzen, 
um durch ihre Unterstützung russische Einsprüche gegen die 
japanischen Bedingungen zu beseitigen?). Wie groß das russische 
Interesse an der Entwicklung des chinesisch-japanischen Kon- 
fliktes war, wie sehr es sich nach dem Fernen Osten hin orientierte, 
zeigt eine Bemerkung Kälnokys aus dieser Zeit*), „daß die ost- 
asiatischen Dinge alle Interessen Rußlands absorbieren. Die Fort- 
führung der sibirischen Bahn schaffe eine völlig neue Lage“. 

Aus allen diesen Plänen und Absichten ergaben sich aber vor- 
erst keine Handlungen, und die ersten neuen Regungen des russi- 
schen Ausbreitungsdranges werden erst wieder spürbar in jenen 
Jahren der versuchten Aufteilung Chinas, als sich England Wei- 
hai-wei nahm, das Deutsche Reich Kiautschou besetzte, das ame- 
rikanische Geld ein Arbeitsfeld suchte und sogar Italien sich be- 
mühte, ein Stück China bei der Teilung zu erhalten. Nun stellte 
auch Rußland an China in sehr bestimmter Form die Forderung?), 
ihm Port Arthur und Talienwan auf die Dauer auszuliefern und 
eine Eisenbahnkonzession zu erteilen für eine Linie, die von der 
russisch-mandschurischen Bahn über Kirin und Mukden nach 
Port Arthur abzweigte, also die südliche Mandschurei strate- 
gisch beherrschte und Korea und Tschili gleichmäßig gefährdete. 
Murawiew erklärte am 12. März 1898 dem deutschen Botschafter 
Radolin in Petersburg®), nur über eine geringfügige Verlegung des 
Endpunktes der Bahn wollte man mit sich reden lassen. Und am 
folgenden Tage setzte er erklärend hinzu”): Auf die Dauer liege 
Kiautschou der russischen Interessensphäre zu fern. Rußland 
brauche aber unbedingt „neben Wladiwostok noch Port Arthur 
oder einen ähnlichen eisfreien Hafen an der Petschilibucht als 
Endpunkt der sibirischen Bahn ...‘‘ Daß man diese Forderung, 
die Wittes gegenteilige Versicherung vom Jahre 1896 beiseite 
schob, von langer Hand geplant hatte, bewies die plötzliche Über- 


I) Die große Politik der europäischen Kabinette 1871— 1914, (GP) 9, S. 257. 

2) GP 9, S 260. — ®) GP 9, S. 262. 4) GP 9, S. 185. 

5) GP 14, 1, S. 155. — ®) GP 14, ı, S. 156. — °) GP 14, ı, S. 158. 
Historische Zeitschrift 138. Bd. 32 
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legenheit der russischen Flotte im Stillen Ozean gegenüber dem 
englischen Geschwader. Auf Korea jedoch glaubte Murawiew ver- 
zichten zu können, wenn erst einmal die mandschurische Bahn 
eine Verbindung zwischen Wladiwostok und Port Arthur bieten 
würde!). Zwei Jahre später, als die Bahn Chabarowsk—Port Arthur 
kurz vor ihrer Vollendung stand, gab Kuropatkin Radolin eine 
interessante abschließende Darstellung von dem Wert der Man- 
dschurei für Rußland?). Danach war Rußlands Bevölkerung vom 
Jahre 1700 bis 1900 von 12 auf 132 Millionen gestiegen und Kuro- 
patkin rechnete für das Jahr 2000 mit 300 Millionen. „Die Men- 
schenmasse müsse in dem Amurgebiet nach der mandschurischen 
Grenze hin sich ausdehnen können.‘‘ Dagegen könne man die 
Mandschurei selbst auf keinen Fall an das Russische Reich an- 
gliedern. Denn bei dem starken Zuwachs der Mandschuren würden 
sich diese nach Sibirien ausdehnen und das russische Gebiet über- 
fluten, das für die „innere Kolonisation‘‘ nötig sei. Rußland wolle 
sich daher mit der Bahn ‚‚quer durch die Mandschurei begnügen“ 
— d.h. die strategische Beherrschung besitzen und den Zugriff 
jeder anderen Macht damit verhindern. 

Deutlich zeigte sich hier die wirtschafts- und bevölkerungs- 
politische Bedeutung einer Eisenbahn. Wenn Rußland nur die 
mandschurische Bahn beherrschte und im übrigen die Mandschu- 
rei völlig freiließ, hatte es doch zugleich, wie erwähnt, einen ver- 
hältnismäßig guten Zugang nach Korea. Und ein japanisches 
Übergreifen dorthin wurde dadurch zu einer gefährlichen, wohl 
zu bedenkenden Aktion. Unterblieb aber die japanische Landung 
von Kolonisten in Korea, so war auch mit keinem koreanischen 
Wanderungsdruck in die Mandschurei und von dort aus nach 
Sibirien zu rechnen. So weit reichte die Bedeutung der Bahn. 

Inzwischen waren aber Rußland und Japan nicht die einzigen 
Interessenten am Gelben Meer geblieben. Zu gleicher Zeit hatten 
lebhafte Bemühungen der übrigen Großmächte um Landbesitz, 
Konzessionen und Beteiligungen, der Kampf um Offene Tür und 
Einflußsphären längs der bedeutendsten FluBßläufe eingesetzt, und 
im Hintergrund dieses Ringens drohten gefährliche europäische 
Konflikte, bei denen Japan und Rußland für immer die Nutz- 
nießer werden konnten. 

Die Schwierigkeiten begannen damit, daß von Deutschland 
bei der englischen Besetzung von Wei-hai-wei eine Erklärung ge- 
fordert wurde, in der England Achtung aller deutschen Rechte 
und Interessen in Schantung versprechen und darüber hinaus er- 


1) GP 14, ı, S. 159. — ®) GP ı7, S. 522. 
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klären sollte, „insbesondere will es keine Eisenbahnverbindungen 
in dieser Provinz herstellen‘‘!). Da angeblich bereits ein englisch- 
amerikanisches Syndikat eine Eisenbahnverbindung Tientsin— 
Hankou, d. h. also quer durch das wirtschaftlich wichtige Hinter- 
land des deutschen Besitzes, geplant hatte, schlug Sir Frank Las- 
celles Sonderbesprechungen vor. Auch ein neues, angeblich bereits 
laufendes englisches Projekt, der Bau einer Bahn von Tientsin 
nach Tschinkiang, also noch näher an Kiautschou, quer über den 
Fuß der Halbinsel zur Yangtse-Mündung, tauchte nun auf und 
forderte Berücksichtigung?), stieß aber auf die Befürchtung, daß 
es den drei deutschen von China bewilligten Bahnen schaden 
werde, und war darüber hinaus, wie Bülow für den Prinzen Hein- 
rich aufzeichnete?), für Deutschland selbst ‚‚von größter Bedeu- 
tung“, weil diese Linie „den Anschluß der deutschen Schantung- 
Bahnen an den Yangtse und an das geplante große chinesische 
Eisenbahnnetz sichert‘. Schließlich erklärte England am 20. 4. 
1898*), „that England will not construct any railroad communication 
from Wei hai wei, and the district leased therewith, into the interior 
of the Province“. 

Aber schon 1o Tage später versuchte England, als politische 
Konzession den Bau einer Eisenbahn Schanghai—Nanking für 
englische Unternehmer zu erlangen®). Es hoffte dabei als Entgelt 
für die Schantung-Erklärung auf die deutsche Billigung. Da nun 
aber die Deutsch-Asiatische Bank sich gemeinsam mit der Hong- 
kong-Schanghai-Bank um diese Konzession beworben hatte und 
die englische Bank im März zurückgetreten war, die deutsche da- 
gegen mit ausdrücklicher kaiserlicher Unterstützung die Bewer- 
bung fortgesetzt hatte, ergaben sich neue Schwierigkeiten, und 
nach wenigen Wochen war die Verständigung so weit in die Ferne 
gerückt®), daß man sich deutscherseits am 15. Mai entschloß?), 
vorläufig strenge Zurückhaltung zu üben. 

In diesen Wochen vollzog sich aber die große Wandlung in 
der englischen Politik. Hatte Deutschland bisher jahrelang um 
eine Annäherung an England geworben, so versuchte nun plötz- 
lich England von sich aus ein Bündnis zu Wege zu bringen. Salis- 
bury führte nur die einleitenden Gespräche mit Hatzfeldt: aber 
nachdem auf der einen Seite die deutsch-russische Verständigung 
herbeigeführt, auf der anderen die Kiautschou-Frage gelöst war, 
trat der Kolonialminister Josef Chamberlain als Führer einer ver- 


1) GP 14, ı, S. 162 und 166. — ®) GP 14, ı, S. 169. 
®) GP 14, ı, S. 183. — *) GP 14, ı, S. ı71. — 5) GP 14, ı, S. 172f. 
®) GP 14, ı, S. 178 Fußnote. — ?) GP 14, ı, S. 180f. 
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ständigungsbereiten Gruppe hervor. Am 13. Mai hielt er jene 
Rede, in der er auch der englischen Öffentlichkeit die Vorzüge 
eines englisch-deutschen Bündnisses pries: Gerade die englischen 
Belange in China empföhlen ein Zusammengehen mit Deutschland, 
das dort gleichfalls interessiert sei. 

In diesem Zusammenhang konnte die Zurückhaltung Deutsch- 
lands in China überraschend schnell Früchte tragen). Schon im 
August — also in den Tagen, als der englische Botschafter in 
Berlin auf Chamberlains Anweisung den Grundriß eines Defensiv- 
bündnisses skizzierte — wurde auf englische Anregung hin auch 
die Besprechung mit dem Ziele der gemeinsamen Arbeit des eng- 
lischen und deutschen Kapitals in China wieder aufgenommen. 
Am 2. September wurde ein Abkommen geschlossen, das für die 
deutsche Bankengruppe freilich nicht sehr günstig war und daher 
von der deutschen Regierung nicht sanktioniert wurde. Wieder 
vereinigt gelang es den Banken aber Ende Mai 1899 auch, die 
chinesische Regierung zu einem Edikt zu bewegen, in dem der 
Bau der Eisenbahn von Tientsin nach Tschinkiang bewilligt 
wurde. 

Nur ein Jahr später, im Sommer 1900, bot der Boxeraufstand 
in China den europäischen Mächten von Neuem Gelegenheit, einen 
Wettlauf um Gebietserwerbungen und Konzessionen zu veran- 
stalten. Sofort erwies sich nun: „die Eisenbahnfrage steht hier 
noch immer im Vordergrund‘, wie Hatzfeldt am 10. September 
1900 aus London meldete?). Es ist in diesem Zusammenhange nicht 
möglich und auch nicht nötig, auf die vielfachen Schwierigkeiten 
einzugehen, die sich aus der Zusammenarbeit von europäischen 
und amerikanischen Truppenteilen bei den sehr verschiedenen 
politischen Absichten ihrer Regierungen ergaben. Wichtig ist hier 
nur, daß es sich auch diesmal wieder an entscheidenden Stellen 
um den Besitz und die Beherrschung von Eisenbahnlinien und 
-knotenpunkten handelte, und daß im Kampf um wirtschafts- und 
militärstrategische Bahnen am Gelben Meer ein schwerer Kon- 
flikt entstand. 

Den Anlaß zu den ersten Beschwerden bot Rußland. — Als 
Mitte Oktober 1900 mit dem Eintreffen Waldersees das deutsche 
Oberkommando in Kraft gesetzt wurde, war die Eisenbahnver- 
bindung Pekings gegen Nordosten nach Yangtsun—Tangku— 
Schanhaikuan zum größten Teil zerstört und an der Grenze von 
Tschili von russischen Truppen besetzt. Durch Verhandlungen mit 
den russischen Führern brachte Waldersee die Strecke Peking— 
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Yangtsun in seinen Besitz; von dort bis Schanhaikuan verblieb 
die Bahn jedoch den Russen, die den Abschnitt Yangtsun—Tangku 
bereits wieder betriebsfähig gemacht und die Wiederherstellung 
der Linie Tangku—Schanhaikuan in Angriff genommen hatten. 
Das Oberkommando selbst leitete die Wiederherstellung der 
Strecke Yangtsun—Peking durch deutsche, englische und japa- 
nische Kommandos. Englischerseits wünschte man die Strecke 
Yangtsun—Schanhaikuan zurückzuerhalten, auch beklagten sich 
die englischen Kapitalgeber über gewisse Einzelheiten bei dem 
Abkommen zwischen Waldersee und den Russen!). Dabei über- 
sah man vollkommen, was die deutsche Regierung verschiedent- 
lich betonte, daß Waldersees Anordnungen allein militärischen 
Überlegungen entsprungen und ausdrücklich auf die Dauer der 
militärischen Aktionen beschränkt waren. Im übrigen überließ 
man es England und Rußland, sich über die Eisenbahnverhält- 
nisse in Nordchina zu einigen. 

Nun war nicht zu verkennen, und der russische Vertreter in 
Waldersees Hauptquartier, Oberst Prinz Engalitschew, gab dies 
auch offen zu?), daß Rußlands Hauptabsicht darauf ausging, „sich 
einen dauernden und möglichst alleinigen Einfluß in Tschili zu 
sichern‘‘. Schon als Waldersee im Herbst in China angekommen 
war, waren einzelne Mächte daran gewesen, ihre Truppen ange- 
sichts der befriedigenden Lage zurückzuziehen. Und Rußland, 
dem die Anwesenheit fremder Truppen in Nordchina vom ersten 
Tage an unbequem gewesen war, förderte diese Absicht auf jede 
Weise. Das Anwachsen der englischen Interessen im mittleren 
China hatte Rußland schon längst beunruhigt. Seine durch Ge- 
heimverträge garantierten Vorrechte schienen gefährdet ; das nörd- 
liche China sollte russische Einflußsphäre werden und die eng- 
lische Nachbarschaft war diesen Plänen äußerst ungelegen. Des- 
wegen förderte man von Petersburg aus jede Regung, die einer 
wirtschaftlichen Aufteilung Chinas entgegentrat. 

Zugleich aber liefen zwischen Deutschland und England die 
Verhandlungen, die schließlich mit dem Yangtse-Vertrag endeten. 
Dabei ergab sich mehrfach, daß Deutschland die russischen Inter- 
essen wahrnahm. Es war also nicht falsch gerechnet, wenn man 
in Petersburg glaubte, sich mit Deutschland einigermaßen leicht 
einigen zu können; viel schwieriger war das Verhältnis zu Eng- 
land, das sich seit Jahren bemühte, durch Eisenbahnbauten, Mon- 
tanunternehmungen und Geldgeschäfte aller Art seinen Einfluß 
in China zu verbreitern und zu vertiefen. In der Hauptsache des- 
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wegen war Rußland von Beginn der Unruhen an zielbewußt auf 
die Besetzung der Bahn Schanhaikuan—Tangku—Tientsin— 
Yangtsun—Peking ausgegangen. Und man hatte Anfang Oktober 
die Absicht, die Bahn unbedingt besetzt zu halten und gegebenen- 
falls beim Friedensschluß als ‚„Faustpfand‘‘ zu benutzen, vielleicht 
sie überhaupt nicht mehr herauszugeben. Waldersee, nicht sehr gut 
orientiert, in politischen Fragen des Ostens weniger gewandt als 
in der deutschen innenpolitischen Kabale, auch erst seit wenigen 
Tagen auf diesem ihm fremden Boden, inmitten unbekannter, nicht 
gerade durchweg wohlwollender Offiziere und Diplomaten, zog 
sich immer wieder auf sein enges Gebiet der militärischen Belange 
zurück. Der Kaiser, in völliger Verkennung der engen Zusammen- 
hänge zwischen der Mandschurei und der umstrittenen Bahn, war, 
während Deutschland bei den Verhandlungen mit England Schritt 
für Schritt nachgab, in seinen Marginalien geneigt, den Schieds- 
richter zu spielen und ‚„Suum cuique‘‘ zu geben, d. h. Rußland 
die Mandschurei und England die Bahn. ‚Wenn Ihr das nicht 
wollt, haut euch drum mit England‘“!). 

Waldersee war der Lage in China so wenig gewachsen, wie 
der Kaiser der europäischen. Man lenkte ein und der Kaiser schlug 
vor, die Deutschland zufallende Strecke Yangtsun—Peking den 
Engländern zu übertragen?). Denn daß Rußland bei einem deutsch- 
englischen Konflikt um das Yangtse-Gebiet „aus der Rolle des 
terlius gaudens keineswegs heraustreten würde‘, war von Lams- 
dorff schon früher zugegeben worden?). So kam es im Oktober 
1900 zwischen Deutschland und England zu einem beruhigenden 
Notenaustausch und zum Yangtse-Vertrag®). 


Aber der englisch-russische Konflikt war dadurch nicht aus 
der Welt geschafft. Einmal fragte man sich in England bei der all- 
gemeinen Formulierung der Noten, ob Deutschland im Notfall 
gegen Rußland einschreiten werde, und zum anderen gab Walder- 
sees Haltung noch immer Anlaß zu direkten Befürchtungen®). So 
ging England gegen Rußland — das von der deutsch-englischen 
Verständigung infolge der geheimgehaltenen Vorbesprechungen 
einigermaßen überrascht war — mit einer scharfen Note vor®), in 
der es die Auslieferung des in Niutschwang von Rußland beschlag- 
nahmten Eisenbahnmaterials an die englischen Eigentümer und 
Rückgabe der Verwaltung der Strecke an die Engländer, für die 
Provinz Petschili unter Waldersees Kontrolle, verlangte. Zur 
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gleichen Zeit einigten sich auch die englischen und russischen 
Kommandeure dahin, daß die Strecke Schanhaikuan—Yangtsun 
Waldersee übergeben werden solle!). Und für Deutschland ent- 
stand nun die Gefahr, daß Rußland sein Nachgeben in der Eisen- 
bahnfrage durch Räumung ganz Tschilis zu verdecken versuchen 
und diese Räumung ‚als Ausdruck von Gereiztheit gegen deut- 
sches Oberkommandb ... frisieren‘‘. würde. Der deutsche Gesandte 
in Peking, Mumm von Schwarzenstein, erhielt ausdrücklich den 
Auftrag, die Presse zu informieren, damit das Deutsche Reich nicht 
als „Puffer und Sündenbock‘ vorgeschoben werde?). Dazu kam 
eine neue englische Verstimmung, da die russische Antwort auf die 
englische Note völlig unbefriedigend ausgefallen war. Einmal ver- 
dächtigte.man die Absichten Waldersees bezüglich der ausgeliefer- 
ten Bahnstrecken, zum andern gab es Meinungsverschiedenheiten 
über die Erstattung von Reparaturkosten und andere Leistungen. 
Von deutscher Seite war man streng bemüht, neutral neben diesem 
Streit zu stehen. ‚Je reservierter und anscheinend indifferenter 
wir uns gegenüber diesem ohne unser Zutun entstandenen eng- 
lisch-russischen Zwist verhalten, um so weniger erleichtern und 
befördern wir eine Versöhnung zwischen den beiden streitenden 
Teilen, an der wir kein Interesse haben“, schrieb Bülow am 19. IL. 
1900 an den Kaiser?). Es war die Zeit, in der Wilhelm II., über 
Rußlands Vorgehen in Asien mehr und mehr verärgert, erklärte: 
„Wir sollten weder den Russen unser Geld, noch den Engländern 
unsere Soldaten leihen.‘ 


Endlich, am 26. Dezember 1900, wurde ein Vertrag vereinbart‘) 
des Inhalts®), daß die Bahn Schanhaikuan—Yangtsun Waldersee 
übergeben werde, ein Teil des Bahnhofs Schanhaikuan aber zur 
Aufrechterhaltung des russischen Betriebes der Strecke Schanhai- 
kuan—Niutschuang in russischem Besitz verbleibe; Abmachungen 
über Material, Maschinen, Wagen, Beförderungsbedingungen ver- 
vollständigten die Vereinbarung. Während Rußland zur Unter- 
zeichnung bereit war®), weigerte sich England, diesen Vertrag an- 
zunehmen, und stellte eine „gründliche‘‘ Verschlechterung der 
deutsch-englischen Beziehungen in Aussicht, wenn Waldersee 
das Abkommen unterzeichnen werde”). So wurde denn Waldersee 
telegraphiert, er solle vorläufig nicht unterzeichnen. Und erst 
als England seine neuen, nicht sehr umfangreichen Wünsche er- 
füllt bekam, stimmte es am 16. Januar 1901 schließlich der Eisen- 
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bahnkonvention zu!) ; am 17. fand die Unterzeichnung statt?), am 
27. Februar war die Übergabe der Bahn an die englische Armee- 
leitung beendet?). 

Rußlands weitere Absichten zielten nun wohl weniger auf das 
Yangtsegbiet als auf das Tschiligebiet, vorläufig links des Peiho, 
was aus einer zufällig aufgefundenen russischen Denkschrift 
über Eisenbahnen hervorgeht®). Aber auch auf dem vertraglich 
England zustehenden Gebiet versuchten die Russen immer wieder, 
durch kleine Weigerungen und Proteste die Erfüllung des Ver- 
trages aufzuhalten?); und nur mit Mühe konnte man einen Zu- 
sammenstoß zwischen den englischen und russischen Truppen ver- 
hindern. Erst als auch in der Nähe Tietsins von Rußland neue 
Schwierigkeiten gemacht und mit dem ‚„Eroberungsrecht“ be- 
gründet wurden, schaltete sich die deutsche Regierung wieder in 
die Ereignisse ein. Denn schließlich waren in den Eisenbahnbauten 
in und um Tietsin erhebliche deutsche Kapitalien festgelegt, ‚‚die 
durch eine ähnliche Verschließung der neuen russischen Konzession 
empfindlich geschädigt würden‘. Und man schlug der russischen 
Regierung dringend vor, diese Streitfrage im Sinne der „Offenen 
Tür‘ zu erledigen®). 

Aber die russischen Versuche, auf eigenen Wegen ohne Ver- 
ständigung mit den anderen Mächten Vorteile zu erlangen, mehr- 
ten sich. Verschiedentlich wurde, wie der Staatssekretär des Aus- 
wärtigen Amtes, Freiherr von Richthofen, vermerkte?), das Deut- 
sche Reich in China ‚vor faits accomplis gestellt‘. Die russische 
Konzession in Tientsin begann die deutschen Interessen zu be- 
hindern, und auch die russische Unterstützung belgischer Gesuche 
um die Konzession einer Eisenbahnlinie von Peking nach Hankou, 
einem zum deutschen Handelszentrum aufsteigenden Ort, wurde 
nicht gerade als Zeichen von Freundschaft aufgenommen. Der 
russische Versuch, den Bau der Bagdadbahn als ein ähnlich 
unfreundliches Vorgehen hinzustellen, wurde von Richthofen 
scharf zurückgewiesen, während der Kaiser dazu bemerkte: ‚Die 
Russen müssen endlich aufhören, uns als guantit& nögligeable zu 
betrachten.“ 

Die nun folgenden zwei Jahre äußerer Ruhe in Eisenbahn- 
fragen waren politisch von zunehmender Spannung in asiatischen 
Fragen gekennzeichnet. Die Auseinandersetzung zwischen Ruß- 
land und Japan war nunmehr unvermeidlich geworden. Man hielt 
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in Rußland den Kampf zwar nicht für so nahe bevorstehend, wie er 
es tatsächlich war. Aber der Zar und die russischen Staatsmänner 
waren fest entschlossen, die Mandschurei nicht bis Ende des Jahres 
1903, wie versprochen, zu räumen und sich in Korea festzusetzen ; 
sie suchten sich deshalb den Rücken freizuhalten. Aus dieser welt- 
politischen Konstellation heraus ließ man es zu dem Abkommen 
von Mürzsteg vom Oktober 1903, einem allgemeinen Stillhaltever- 
trag, kommen, und der Zar sprach sich in Wiesbaden fast zur glei- 
chen Zeit zum deutschen Kaiser gegen französische Demokratie 
und Religionslosigkeit aus. Von weitem drohte England, das sich 
im künftigen Konflikt neutral halten, aber auch für Japan er- 
klären konnte. Das alles bewog den Zaren zwar immer wieder zur 
Vorsicht, sogar noch in einer Zeit, da man in Japan längst kriegs- 
entschlossen war. Dennoch versäumte er nicht, die ihm nötig er- 
scheinenden Maßnahmen zu treffen, und seine Gedanken griffen 
zuweilen weit aus. So trug er sich, nach den allgemein gehaltenen 
Angaben von Korostowetz ‚mit grandiosen Plänen. Er denkt an 
die Unterwerfung der Mandschurei, an die Einverleibung Koreas 
und das Protektorat über Tibet‘!). Ulanow war bereits nach 
Tibet gesandt, ‚wo er jetzt gegen die Engländer arbeiten soll‘. 
Witte wollte die Sibirische Bahn z. T. durch chinesisches Gebiet 
führen und so „zum ersten Male das Prinzip der Souveränität 
eines Staates mit der Exterritorialität einer Bahnstrecke‘ ver- 
binden?). Und Li Hung-Tschang gab auch die Erlaubnis dazu, 
allerdings unter dem, von Rußland jederzeit nur formal aufge- 
faßten, Vorbehalt, daß die Bahn kein staatliches, ‚sondern ein 
privates Unternehmen sein müsse‘. 

Als dann im Februar 1904 der russisch-japanische Krieg aus- 
brach, spielte selbstverständlich auch die Frage der Eisenbahnen 
eine große Rolle. Ihre Bedeutung für Wirtschaft und Politik ist 
auf beiden Seiten gleich deutlich erkannt worden, nur war für 
Rußland nicht lange Gelegenheit, dementsprechend zu handeln. 
Schon im Juni hielt der englische König den Krieg für beendet, 
die Mandschurei und Korea für verloren. Marquis Ito erklärte 
Ende November 1904 dem zweiten Sekretär der englischen Ge- 
sandtschaft in Tokio, Hohler?), „die einzige Methode, durch die 
sich ein dauernder Friede sichern lassen werde, sei die Internatio- 
nalisierung der mandschurischen Eisenbahn von dem Punkte an, 
wo sie auf chinesisches Gebiet übertritt‘. Nicht einem innern 


1) Korostowetz, a.a.O., S. 155. — ?) a.a. O., S. 158f. 
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Zwange und auch nicht irgendeiner Notwendigkeit folgend sei 
Rußland in den Fernen Osten gekommen, „sondern es sei bloß 
vermittelst der Eisenbahn — fern von ihr habe es keinen Fort- 
schritt gemacht und könne es keinen machen — sowie lediglich 
aus Ländergier hergekommen‘“. Japan dagegen will nicht die 
Mandschurei, diese soll an China zurückfallen. Aber ‚die Perma- 
nenz der Internationalisierung‘‘ der Eisenbahnen müsse garantiert 
werden. Zur gleichen Zeit hatte Witte eine Unterhaltung mit Har- 
dinge, in der er Rußlands Angebote nannte. Danach war man in 
Rußland bereit, „Korea als unter japanischem Einfluß stehend 
und Port Arthur mit der Halbinsel Liautung nebst der Eisenbahn 
nach Harbin als japanische Pachtung anzuerkennen‘“!). Dagegen 
verweigerte man grundsätzlich die Auslieferung der sibirischen 
Linie nach Wladiwostok. 

Im August 1905, als die russischen und japanischen Bevoll- 
mächtigten in der amerikanischen Stadt Portsmouth zusammen- 
trafen, war die Lage folgende?): Japan forderte Räumung der 
Mandschurei durch Rußland innerhalb einer bestimmten Frist, Ver- 
zicht auf alle Sonderrechte, -konzessionen und -prioritäten — Ruß- 
land war erst nach langem Zureden bereit, diesen Artikel anzu- 
nehmen, forderte aber Sonderregelung für die ostchinesische Bahn in 
der Mandschurei. Die Pacht von Port Arthur, Talien und der an- 
grenzenden Gebiete, verlangte Japan, solle mit allen dazu gehöri- 
gen und erworbenen Rechten usw. sowie allen Staatsbauten und 
dem Staatseigentum an Japan übertragen und abgetreten werden 
— Rußland war grundsätzlich dazu bereit, forderte aber Hinzu- 
ziehung von China zu den Vereinbarungen. Japan verlangte 
schließlich, Rußland solle die Transmandschurische Bahn „,‚be- 
halten und betreiben vorbehaltlich den Bestimmungen und Be- 
dingungen der Konzession, gemäß denen sie gebaut wurde, sowie 
vorbehaltlich der Bedingung, daß sie ausschließlich für Handels- 
und Industriezwecke benutzt werden soll“ — Rußland stimmte 
dieser Forderung zu. Auf dieser Grundlage kam Ende August 
eine Einigung zustande, und am 5. September wurde der Friede 
von Portsmouth geschlossen. 

Schon zwei Monate später erklärte der japanische Außen- 
minister, Baron Komura®), dem englischen Gesandten, er ginge 
nun nach China, um dort wegen der Übertragung der Pacht von 
Liautung und der Eisenbahn von Port Arthur nach Tschangtschun 
weiter zu verhandeln. „Seine erste Sorge werde sein, sich mit der 
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chinesischen Regierung über die Erschließung einiger Orte in der 
Mandschurei für den Verkehr und den Handel!) zu ver- 
ständigen.‘ Inzwischen war die Zahl der Eisenbahnwachen an 
der mandschurischen Bahn auf 15 je km festgesetzt worden (Witte 
hatte 20, Komura 5 für nötig gehalten), die „in dem Augenblick 
entbehrlich werden, wo man sähe, daß China fähig sei, selber die 
Bahn zu überwachen‘. 

Es ist bekannt, daß Rußland sich nach der vernichtenden 
Niederlage von 1905, die eine Veränderung der Weltlage herbei- 
führte, von Ostasien ab und zur Wiederherstellung seines Prestiges 
Europa, d.h. in erster Linie dem Balkan, und Persien zugewandt 
hat. Die Fortführung jener früheren Eroberungspolitik größten 
Ausmaßes in Ostasien war für lange Zeit unmöglich geworden. 
Jetzt handelte es sich zuerst um den Ausbau und die Festigung 
der zurückgenommenen Front im Fernen, um neuen Machtgewinn 
im Nahen Osten. Dieser Politik diente denn auch das Eisenbahn- 
bauprogramm des Jahres 1906. Seine Hauptzüge entnehmen wir 
dem englischen „Memorandum über die Heerespolitik und die 
Rüstungen Rußlands 1906‘“?). „Pläne zum Bau von Eisenbahnen‘, 
heißt es hier?), „sind wichtiges Beweismaterial für künftige Heeres- 
politik. In dieser Hinsicht ist das dringendste Bedürfnis des Augen- 
blicks, das sich aus dem Verlust der Mandschurei ergibt, eine Linie 
von Sretensk nach Chabarowsk, nördlich vom Amur. Das Nächst- 
wichtigste ist die Verdoppelung des jetzigen Schienenweges der 
Sibirischen Bahn‘‘. Dieser zweite Plan sollte mit der zweigleisigen 
Linie Atschinsk—Baikal-See—Mandschuria, der Grenzstation der 
mandschurischen Bahn, begonnen werden. Auch die neuen Strek- 
ken Taschkent—Tomsk und Uralsk—Semipalatinsk waren für 
die fernere Zukunft geplant und sollten möglichst mit ausländi- 
schem Kapital gebaut werden. Sie waren von hervorragender 
strategischer Bedeutung, da durch die erste Linie die etwaigen 
fernöstlichen und zentralasiatischen Kriegsschauplätze miteinan- 
der verbunden waren, durch die andere, sobald man sie nach 
Tomsk verlängerte, ein zweiter Weg nach Sibirien gerade auf 
der Strecke geschaffen wurde, auf der man die Sibirische Bahn 
vorläufig noch nicht doppelgleisig legen wollte. 

Japan hatte naturgemäß größere offensive Pläne. Es hatte 
seine Bündnisfähigkeit endgültig erwiesen und war in den Kreis 
der Weltmächte aufgerückt. Je mehr sich in Europa die Verhält- 
nisse verwickelten, Marokkofrage und Bündnissorgen die Mächte 
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banden, um so freier war Japan in seiner Sphäre. Als im Januar 
1908 der Anschein erweckt war, als ob sein Verbündeter England 
einen chinesischen Eisenbahnbau in der Südmandschurei zu för- 
dern gedachte, der den Japanern unbequem wurde, und zugleich 
auch mit Rücksicht auf die eigenen transozeanischen Telegraphen- 
linien den Zusammenschluß japanischer und russischer Netze und 
damit die Bildung einer billigen Landkonkurrenz verhinderte, war 
man in Japan arg verstimmt!). Noch Mitte Mai 1909, als Fürst Ito 
mit dem englischen Gesandten zusammentraf?), klagte er über 
die Haltung der britischen Öffentlichkeit. Auch er betonte, daß 
eine Linie Tsin-min-tun—Fakumen, besonders wenn man sie, 
was sehr wahrscheinlich sei, darüber hinaus nach Tsitsikar ver- 
längere, der südmandschurischen Bahn heftige Konkurrenz machen 
und diese Bahn, die er „den einzigen Gewinnposten der Japaner 
als Ergebnis des letzten Krieges‘‘ nannte, ganz wertlos machen 
müßte. Mit leichter Ironie machte er darauf aufmerksam, daß auch 
das englische Publikum durch größere Kapitalinvestierungen an 
der südmandschurischen Bahn interessiert sei. Zugleich bemerkte 
er, daß, wenn man die Halbinsel Liautung überhaupt (1923) wieder 
herausgeben wolle, man es sicher nur täte, wenn die südmandschu- 
rische Bahn und die Unterhaltung von Port Arthur sich als zu 
teuer erweisen und die Russen sich aus Harbin zurückziehen wür- 
den. Einen Monat später bestätigte Graf Komura?) im großen 
und ganzen Itos Worte. Auch er sprach von der evtl. Wieder- 
aufgabe der südmandschurischen Eisenbahn. So schwer lastete 
der finanzielle Kriegsdruck auf Japan. Es waren die Jahre, da 
sich die zweite japanische Inflation innerhalb von ıo Jahren mit 
allen ihren Nebenerscheinungen auswirkte®). 

Da man anscheinend zu keiner Einigung kommen konnte, 
fuhr im Oktober Prinz Ito nach Harbin, um den russischen Finanz- 
minister zu sprechen. Dabei sollte über ein endgültiges Abkommen 
zwischen der ostchinesischen und der südmandschurischen Eisen- 
bahngesellschaft verhandelt werden®). Daß er am 25. Oktober in 
Harbin gerade bei der Ankunft Kokowzows von einem Koreaner 
ermordet wurde, hat der Verständigung zweifellos geschadet. 


Schon damals machte jedoch die japanische Presse gelegent- 
lich Stimmung für ein russisch-japanisches Bündnis in mandschu- 
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rischen Fragen, um „ein Gegengewicht gegen amerikanische Ge- 
lüste in der Mandschurei‘‘ zu schaffen. Und so faßte man in China 
auch die Besprechungen auf, durch die man sich entsprechend be- 
unruhigt fühlte!). Gerüchte und Vermutungen gingen um, Ruß- 
land werde den südlichen Abschnitt der mandschurischen Eisen- 
bahn an Japan verkaufen. Korostowetz, der russische Gesandte 
in Peking, bemühte sich nach Kräften, durch ausweichende mehr- 
deutige Auskünfte diese Stimmung zu fördern und damit zugleich 
China zu größerer Nachgiebigkeit und Japan zur Bündnisbereit- 
schaft zu bewegen. Mitte Dezember war man in Japan stärker als 
jemals einer solchen Verständigung „nicht nur China, sondern 
auch den anderen Mächten gegenüber‘‘ — womit in erster Linie 
die USA. gemeint waren — geneigt?) ; auch der Mikado hatte sich 
in diesem Sinne geäußert. Aber als man dann um den 20. Dezember 
an die Einzelarbeit ging, zeigte sich erst, ‚daß die politische Seite 
große Schwierigkeiten biete und reiflich erwogen werden müsse?) ‘. 
Daher schlug der japanische Ministerpräsident vor, man wolle 
doch mit den wirtschaftlichen Fragen beginnen; und in der ganzen 
Folgezeit haben diese Besprechungen ohne abzureißen stattge- 
funden und schließlich mit dem weiter unten zu besprechenden 
Abkommen vom 4. Juli 1910 geendet®). 

Aber gerade in diesem verhältnismäßig günstigen Augenblick 
trat eine völlig unerwartete Schwierigkeit ein. 

Seit dem Erwerb der Philippinen und dem gleichzeitigen An- 
wachsen des Ostasienhandels begann sich die amerikanische 
öffentliche Meinung immer stärker mit den ostasiatischen Fragen 
zu beschäftigen. Wenn die USA. 1880 aus China für zo Millionen 
Dollar Waren eingeführt und dorthin nur für ı Million ausgeführt 
hatten, so stiegen diese Ziffern bis zum Jahrhundertende auf 27 
und, was noch wichtiger war, auf 13 Millionen Dollar®). Diesen 
Markt mußte man schützen, seiner gegenwärtigen Vorzüge wegen 
wie auch um seiner künftigen Möglichkeiten willen. China aber 
war durch den Krieg gegen Japan und die internationale Inter- 
vention von I900 geschwächt. Das bot den Mächten die Möglich- 
keit zu territorialem Gewinn. Die Amerikaner wollten sich an einer 
etwaigen Aufteilung nicht beteiligen, waren jedoch nicht sicher, 
daß sie sie verhindern könnten und verlegten sich daher jetzt 
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gleichfalls auf den Grundsatz der ‚Offenen Tür‘. „Der Streich 
glückte‘, wie Archibald C. Coolidge sich ausdrückte. Alle Mächte, 
voran Großbritannien, erklärten sich mehr oder weniger deutlich 
gegen die Aufteilung und für allgemeine Gleichberechtigung. Diese 
Erklärung, deren problematischen Wert für die Dauer man in 
Washington wohl einzuschätzen wußte, nutzte man nun eifrigst 
aus. — Auf der anderen Seite stellte man sich gut mit China. 
Hatten die Chinesen das amerikanische Abbremsen als Erleichte- 
rung empfunden, so wurden sie nun noch eindringlicher mit der 
amerikanischen Uneigennützigkeit bekannt gemacht. Ohne Rück- 
sicht auf die tatsächlich viel höheren Kosten der Expedition for- 
derten die USA. als Kriegsentschädigung nur 24 Millionen Dollar 
und gaben davon wieder 14 Millionen aus reiner Höflichkeit zu- 
rück. Der feinsinnige chinesische Dank bestand darin, daß diese 
zurückerstattete Summe zur Bildung eines Fonds benutzt wurde, 
der noch heute dem Unterhalt chinesischer Studenten in den USA, 
dient. 

Nun griffen die Amerikaner auch in die Eisenbahnpolitik ein, 
und zwar mit einem Vorschlag), der die Situation grundlegend 
veränderte und die bisherigen Erfolge in der Verständigung aufs 
schwerste gefährdete. Nachdem die USA. sich mit England 
über die Finanzierung und den Bau der Strecke Tschintschou 
—Tsitsikar—Aigun verständigt hatten, schlugen sie, ganz im 
Zuge ihrer allgemeinen asiatischen Politik, „im Interesse der 
Sicherstellung der chinesischen Souveränität über die Mandschu- 
rei und der Entwicklung der Politik der Offenen Tür in dieser 
Provinz‘ vor, der chinesischen Regierung die Möglichkeit zum 
Erwerb der dort im Besitz der russischen und japanischen Gesell- 
schaften befindlichen Transversalbahnen durch eine internationale, 
mit Kontroll- und Vorzugsrechten gesicherte Anleihe zu bieten. 
Nur in den USA. konnte man glauben, daß dieser Vorschlag 
(„einen Akt von einer gewissen naiven Unverschämtheit ..., wie 
solche dem diplomatisch wenig geschulten Washingtoner Staats- 
Departement häufig eigen ist‘, nannte ihn Mumm von Schwarzen- 
stein?). Die Demarche käme ihm vor, „als wenn Karlchen zu Häns- 
chen käme mit dem Vorschlage, sie wollten ihre Äpfel teilen, Karl- 
chen selbst aber überhaupt keine Äpfel zum Teilen mitgebracht 
hätte‘) von Rußland oder Japan oder gar von beiden begrüßt 
werden würde. Das gleiche galt von dem zweiten Vorschlag, den 
man bei Ablehnung des ersten vorsah, daß nämlich dann die USA. 
und England das Bahnprojekt unterstützen und die anderen 
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Staaten zur Beteiligung und zur Förderung der Rückkaufsmög- 
lichkeit auffordern sollten, um die Mandschurei zu neutralisieren. 
Nachdem England diesem Vorschlag grundsätzlich zugestimmt 
hatte, war auch die deutsche Regierung zur Unterstützung bereit, 
zumalder Kaiser endlich einmal ‚‚das Zusammengehen der germani- 
schen Rasse im Orient‘‘ gekommen sah und einen „großen inter- 
nationalen Gesichtspunkt‘ zu erkennen glaubte. Außerdem fand 
er wenig später, daß England sich nun wohl „zwischen dem gelben 
Verbündeten und dem weißen Bruder‘ (USA.) werde entscheiden 
müssen!) ; (wozu allerdings noch kam, daß es ja mit Rußland liiert 
war und wenigstens Männer wie Nicolson dieses Bündnis für wich- 
tiger als ein Zusammengehen mit den USA. hielten)?). Auch noch 
später bemerkte der Kaiser, wie ernst es ihm um die Erhaltung der 
Unversehrtheit Chinas war und wie sehr er ein Zusammengehen 
mit den USA. wünschte, die sich eben die Eisenbahnkonzession 
Tsitsikar—Aigun, d. h. die Konkurrenzlinie zur Mandschureibahn 
besorgt hatten. 

Daß bei diesem ganzen Unternehmen, welches sich nun über 
mehrere Monate hinziehen sollte, die Souveränität Chinas den 
Weißen, oder wie der Kaiser zu sagen bevorzugte, den germa- 
nischen Staaten nicht das eigentliche Ziel der Bemühungen war, 
daß von Uneigennützigkeit in keiner Weise die Rede sein konnte, 
war selbstverständlich. Denn offensichtlich war das Ziel des 
Planes: Verhinderung der Aufteilung des Fernen Ostens in Inter- 
essengebiete, Offenhaltung der Tür, Unterbindung der begonnenen 
Verständigung zwischen Rußland und Japan, die, vollständig und 
fest geworden, zu schweren Beeinträchtigungen der Rechte und 
Absichten anderer Staaten führen konnte, Für das Deutsche Reich 
kam hinzu, daß ein im Osten nicht gesichertes, sondern von neuem 
erheblich gebundenes Rußland an seiner Westgrenze behindert 
und französischen Einflüssen weniger zugänglich war.?) 

Vorerst förderte die amerikanische Drohung aber nur die 
russisch-japanische Verständigung®). Ein „sofortiger Meinungs- 
austausch‘ mit dem Ziel der Verständigung wurde verabredet. 

Iswolski war zwar im September 1909 von der Leitung des 
russischen Auswärtigen Amtes zurückgetreten, und ihm war sein 
bisheriger Gehilfe Sasonow gefolgt, der deutschfreundlicher war 
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als sein Vorgänger, aber doch außenpolitisch den einmal festge- 
legten Kurs, auch in Ostasien, beibehielt. Obendrein behielt 
Iswolski als Botschafter auch von Paris aus seine Hand dauernd 
im Spiel. Während aber in diesen Monaten an der brüchigsten 
Stelle der Entente, in Persien, Streitigkeiten mit England be- 
standen, die zeitweise geradezu eine Aufteilung Persiens nahe 
scheinen ließen, lag es in Rußlands Interesse, sich mit dem Ver- 
bündeten Englands in Asien zu einigen und dort seinen guten 
Willen zur Festigung der Entente zu beweisen. Langwierige Ver- 
handlungen mit Japan führten zu engeren Abmachungen, die 
das negative Abkommen von 1907 positiv erweiterten. Wilhelm II. 
vermutete hinter dieser gemeinsamen Aktion eine russisch-japa- 
nische, von England in der Hoffnung auf das Yangtsegebiet ge- 
förderte Verabredung über die Aufteilung der Mandschurei!), und 
traf damit wohl fast das Richtige. Denn am 18. Januar schrieb 
Hardinge an Nicolson: „Ich hoffe, daß Iswolski jetzt mit unserer 
Haltung sowohl bezüglich der Mandschurischen Eisenbahnen als 
auch bezüglich der Aigun-Linie zufrieden ist. Die Amerikaner 
haben uns in den letzten paar Tagen wegen der letzteren Linie 
stark zugesetzt; aber wir haben uns gewehrt und gedenken nichts 
zu tun, bis wir von Ihnen erfahren, wie die Haltung und Ansichten 
der Russen sind.‘“?) 

So hatte also die amerikanische Regierung vorerst „einen 
offenbaren Mißerfolg?)‘“ zu verzeichnen. Sie war jedoch vorläufig 
noch nicht gewillt, ihren Vorschlag nun auf sich beruhen zu lassen 
und sich mit der unbestreitbaren Niederlage des debütierenden 
Gesandten in Petersburg, Rockhill, zufrieden zu geben. Man nahm 
erst einmal in Washington eine seit Ende 1908 loser gewordene 
Verbindung mit Deutschland langsam wieder auf®), ohne freilich von 
deutscher Seite geradezu ermuntert zu werden). Das Ziel dieser 
Annäherung war ein Integritätsabkommen über und mit China. 
Der Kaiser hatte wenig Neigung, sich schon wieder in unreife 
amerikanische Pläne verwickeln zu lassen, deren Zweck er außer- 
dem nicht einsah. Daß bei Rußland und Japan auf wenig Ent- 
gegenkommen zu rechnen sein würde, war um so sicherer, als 
Japan seine Zustimmung zu dem Projekt Tschintschou—Tsitsikar 
—Aigun gegeben, aber von einigen Bedingungen abhängig ge- 
macht hatte: Beteiligung an der Finanzierung und Materialliefe- 
rung, Mitwirkung japanischer Ingenieure, Bau einer Verbindungs- 
strecke zur südmandschurischen Bahn®). In England war man dem 
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neuen amerikanischen Plan schon deshalb wenig geneigt, weil das 
amerikanische Vorgehen beim ersten Vorschlag nicht ganz ehr- 
lich und offen erschienen war!). Trotzdem versuchten die USA. 
vorläufig, das Projekt der Tschintschou-Aigun-Bahn unentwegt 
vorwärts zu treiben?). Wieder wurden durch diese dauernde Akti- 
vität die Verhandlungen zwischen Rußland und Japan nur er- 
leichtert und beschleunigt?). Um die ganze Angelegenheit weiter 
zu komplizieren und Zeit zum endgültigen Abschluß mit Japan zu 
gewinnen, trat Rußland nun auch noch von seiner grundsätzlichen 
Bereitwilligkeit, das Bahnprojekt Tschintschou zu „studieren‘*), 
zurück und schlug vor, eine neue Strecke Kalgan—Urga—Kjachta 
zu bauen, bis Urga mit fremdem, von dort mit russischem 
Kapital; und dies, obwohl die Linie von vornherein als unren- 
tabel gelten mußte und zudem von China selbst unter Ausschluß 
ausländischen Kapitals geplant war®). Anfang März hatten nach 
Herstellung einer gesicherten Grundlage die Spezialverhandlungen 
zwischen den Vertretern Rußlands und Japans, Malewski-Male- 
witsch und Komura, begonnen. Bald sah man in Rußland ein, daß 
die brüske Ablehnung aller Pläne nicht klug gewesen war und den 
Japanern das Spiel zu leicht gemacht hatte. So ließ man nun also 
plötzlich durchblicken, daß man den Widerstand gegen die Bahn 
Tschintschou—Tsitsikar wohl aufgeben könnte, wenn man am 
Bau beteiligt würde®). Und in Washington benutzte man eilig die 
Gelegenheit zu einer Note ‚in sehr freundlicher Form‘ ; allerdings 
glaubte man Rußlands geringeren Widerstand darauf zurück- 
führen zu müssen, daß ‚man in Rußland nicht an die Durchführ- 
barkeit einer dauernden Entente mit Japan glaube‘). Das war 
nun freilich ein Irrtum. Presse und Diplomatie bestätigten die 
Nachricht, daß ‚die Unterzeichnung des russisch-japanischen Ver- 
trages bereits erfolgt sei oder in diesen Tagen erfolgen werde...‘ 
Auch der Petersburger Korrespondent des „Daily Telegraph‘ 
wußte am 24. Juni 1910 von der bevorstehenden Vertragsunter- 
zeichnung zu berichten®). Am gleichen Tage waren die Verträge 
in der Tat soweit gediehen, daß Iswolski Benckendorff die Texte 
zu einem offenen und einem geheimen russisch-japanischen Ab- 
kommen mitteilen konnte). Das erste „stellt zwischen Rußland 
und Japan ein engeres Zusammengehen in der Frage der man- 
dschurischen Eisenbahnen her und bestätigt von neuem den festen 
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Willen der beiden Regierungen, den status quo in diesen Gebieten 
aufrecht zueerhalten. In dem Geheimabkommen werden die beiden 
Interessensphären genauer abgegrenzt, ebenso die Beschränkungen, 
die beide Mächte sich auferlegen, um ihre gegenseitigen Beziehun- 
gen zu festigen und die ihnen in der Mandschurei zukommende 
Stellung vor allen Eingriffen zu schützen‘. Eifrig hatte man 
Sorge getragen, daß England sich nicht verletzt fühlen konnte. 
Am 4. Juli wurde das Abkommen unterzeichnet, das die Aufteilung 
der Mandschurei zwischen Rußland und Japan bedeutete!) und 
weit über die Mandschurei hinaus Bedeutung für die internatio- 
nale Politik besaß. Nicht ohne alle Ursache begrüßte man in Frank- 
reich das Abkommen, durch das Rußland wieder freiere Hand für 
europäische Fragen erhielt und sich der ihm von Frankreich über- 
tragenen Rolle lebhafter zuwenden konnte: „de faire bonne garde 
en Europe‘, wie das „Echo de Paris‘‘ mit spürbarer Erleichterung 
schrieb?). 

Welche Bedeutung das Abkommen ganz allgemein für die 
russische Politik gegen China in der Zukunft erhalten konnte, geht 
aus dem Bericht des russischen Geschäftsträgers in Peking, 
Schtschjokin, vom 14. Juli 1910°) in geradezu zynisch klarer Form 
hervor. Dort heißt es: „Als das einzige friedliche Mittel, um auf 
China einen Druck auszuüben, erscheint augenblicklich der mög- 
lichst schnelle Bau eines zweiten Geleises unserer Sibirischen Bahn. 
Nur diese Maßregel fürchten die Chinesen, da sie deren Folgen 
voraussehen.... Wenn man kriegerische Maßnahmen, soweit 
man sie vorbereitet und mit Vorbedacht anwendet, nicht nur als 
ein Mittel, sondern auch als das Ziel der Politik betrachtet, so 
braucht man einen diplomatischen Druck nur insofern in Rech- 
nung zu stellen, als er letzten Endes den Charakter einer direkten 
Drohung annimmt. Dies letztere Mittel kann sich jetzt, da wir... 
ein enges Einvernehmen mit Japan erzielt haben, auf eine außer- 
ordentlich große moralische Kraft stützen.... Ich kann mir 
nicht recht vorstellen, daß die Chinesen von einer diplomatischen 
Aktion so nachhaltig beeinflußt werden könnten, daß sie auf ein- 
mal und für lange vollkommene Nachgiebigkeit an den Tag legen. 
In der Praxis also wird man in jeder einzelnen Frage Druck aus- 
üben müssen ... vielleicht werden uns die vorauszusehenden Kon- 
flikte und das Erlöschen des Handelsvertrages vom Jahre 1881 
die Möglichkeit geben, das Gebiet von Ili, das wir im Jahre 1881 
abgetreten haben, wieder in unseren Besitz zu bringen, was unsere 
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mittelasiatischen Besitzungen auf lange Jahre hinaus gegen neue 
Gefahren schützen würde, ohne eine neue derartige Gefahr herauf- 
zubeschwören, welche die Millionen von Angehörigen der gelben 
Rasse für uns bieten würden; eine solche Gefahr kann als ein in 
politischer und wirtschaftlicher Hinsicht unumgängliches Übel 
allenfalls nur in überseeischen Kolonien geduldet werden.“ 


Während der Kampf um die mandschurischen Bahnen alle 
Großstaaten beschäftigte, war im Süden ein anderer Streit aus- 
gebrochen. Als im Jahre 1905 der englische Generalkonsul in 
Hankou, Fraser, den Generalgouverneur der Hu-Provinzen, 
Tschang-Tschih-Tung, beim Rückkauf der Konzession für die 
wirtschaftlich sehr bedeutungsvolle Bahn Hankou— Kanton von 
den Amerikanern erfolgreich unterstützt hatte, ließ er sich von 
Tschang-Tschih-Tung in einer Note versprechen, daß man sich 
zunächst an englische Geldgeber wenden würde, falls sich zum 
Bau der genannten Bahn eine Auslandsanleihe als nötig erwiese!). 
Ein gleiches Versprechen wurde für andere Bahnen in Hupei und 
Hunan gegeben. Als nun im Oktober 1908 Tschang-Tschih-Tung 
Generaldirektor der Hankou-Kanton-Bahn wurde und die Auf- 
nahme einer Auslandsanleihe für diese Bahn nötig war, ließ er sich 
Anfang 1909 von der „British and Chinese Corporation‘ eine 
Offerte machen. Im Gefühl völliger Sicherheit ließ sich der eng- 
lische Vertreter Bland nicht herbei, einen bestimmten Übernahme- 
kurs anzugeben, verlangte auch für den englischen Chefingenieur 
weitgehende Aufsichtsrechte über die Verwendung der Baugelder, 
sodaß Tschang-Tschih-Tung, der inzwischen auch Generaldirektor 
der Linie Hankou—Szetschwan geworden war und für diese 
gleichfalls eine Anleihe brauchte, Verhandlungen mit der Deutsch- 
Asiatischen Bank in Peking aufnahm. Allerdings band ihn vor- 
läufig noch das Versprechen an die Engländer. Erst als Bland in 
einer letzten Frist seinen Preis noch immer nicht nannte, wurde 
das deutsche Angebot angenommen: Es war eine Anleihe von drei 
Millionen Pfund für den Bau der Kanton-Hankou-Bahn zustande 
gekommen. Geheime Verabredungen sahen vor, daß im Notfall 
hiervon den Engländern die Anleihe für die Strecke Kanton— 
Hankou überlassen, den Deutschen jedoch sicher die für die Strecke 
Hankou—Szetschwan übertragen werden sollte. Die Verhandlun- 
gen waren ganz in der Stille geführt worden, und als der Abschluß 
bekanntgegeben wurde, herrschte allgemeine Aufregung über das 
plötzliche und unerwartete Eindringen Deutschlands in das 
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Yangtse-Gebiet. Am 14. Mai 1909 wurden dann auch die inter- 
nationalen Schwierigkeiten beigelegt!), indem die Verhandlungen 
zwischen der Deutsch-Asiatischen Bank und den Vertretern der 
englischen Hongkong-Bank?) und der französischen Banque de 
Y’Indo-Chine zu folgender Verständigung kamen: Die drei Finanz- 
gruppen gewährten der chinesischen Regierung für die Hunan- 
Strecke der Hankou-Kanton-Linie und für die etwa gleichlange 
Hupei-Strecke der Hankou-Tschöngtu-Linie eine Anleihe von 5,5 
Millionen Pfund. An der Anleihe und an den Materiallieferungen 
sollten Deutschland, England und Frankreich gleichmäßig betei- 
ligt sein. Die deutsche Gruppe sollte für die Hupei-Strecke (Hankou 
—Itschang — Anschluß an die Linie Peking—Hankou)?), die eng- 
lische für die Hunan-Strecke den Chefingenieur stellen. Damit war 
das englische Eisenbahnmonopol im Yangtse-Tal von Deutsch- 
land durchbrochen und „dem deutschen Kapital und der deut- 
schen Industrie in dieser angeblich englischen ‚Interessensphäre‘“ 
ein neues aussichtsreiches Feld der Betätigung eröffnet‘. Auch 
China konnte mit der Abschüttlung des Monopols wohl zufrieden 
sein. Nun aber, im Juni“), mischten sich, in Übereinstimmung 
mit ihrer derzeitigen Politik in der Mandschurei, auch hier die 
Amerikaner in diese Fragen. Sie verlangten nicht mehr und nicht 
weniger als eine Beteiligung an diesem Geschäft. Für Deutschland 
schien „Schaffung gemeinsamer Interessen mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika durchaus erwünscht‘), wenngleich man 
ein amerikanischerseits gelegentlich behauptetes „Vorrecht der 
amerikanischen Finanz auf Hankou-Szetschwan-Linie‘ mit Er- 
folg ablehnte®). Schoen teilte Hill, dem amerikanischen Botschaf- 
ter, die deutsche Verhandlungsbereitschaft mit”); inzwischen 
hatten sich auch die englischen und französischen Banken zur Ver- 
ständigung bereiterklärt®), so daß Taft am 22. Juni auf eine 
schnelle Verständigung der vier Bankgruppen hoffen zu können 
meinte®). Aber hier zeigte sich doch deutlich die geringe Er- 
fahrung der Amerikaner in internationalen Finanzgeschäften. Die 
amerikanischen Vertreter, die in London an den Verhandlungen 
vom 6. bis 8. Juli teilnahmen, besaßen keine Verhandlungsvoll- 
machten und konnten daher weder von ihren sehr hohen, für die 
europäische Gruppe unannehmbaren Bedingungen abgehen noch 
das europäische Angebot von einer 25prozentigen Beteiligung an 
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der Linie Hankou—Szetschwan annehmen. Taft wandte sich nun 
direkt an die Chinesen und erhielt zwar seine Forderungen be- 
willigt, machte aber auch die Russen auf das Geschäft aufmerksam, 
die jetzt ebenfalls beteiligt werden wollten, wenn das Abkommen 
zugunsten der USA. erweitert würde!). Zugleich steigerten sich 
die amerikanischen Forderungen dauernd, so daß die europäischen 
Banken ohne energische Unterstützungen durch ihre Regierungen 
den ursprünglichen Vertrag nicht mehr aufrecht erhalten zu kön- 
nen meinten?). In diesem Zustand bewegten sich die Verhandlun- 
gen im Sommer 1909. Es gab ein allgemeines Gegeneinander. Eng- 
land neigte zur Unterstützung der amerikanischen Ansprüche auf 
deutsche Kosten. Die deutschen Banken forderten neben der Ver- 
teilung der Hankou-Szetschwan-Strecke auch die Strecke Hankou- 
Kanton?) und beschleunigte General-Unterzeichnung mit an- 
schließenden Spezialverhandlungen, da der wohlwollende chine- 
sische Verhandlungspartner Tschang-Tschih-Tung auf den Tod 
erkrankt war). Aber in England hoffte man, nach dem Tode von 
Tschang-Tschih-Tung das ganze Abkommen annullieren und zur 
Fraser-Konvention zurückkehren zu können®), und Grey erklärte 
am 18. Oktober: „England könne jedenfalls keine weiteren Opfer 
bringen, es sei vielleicht in der Vergangenheit schon zu nachgiebig 
gewesen®)“. Im November machten die Engländer einen neuen 
Vorschlag, der aber von Deutschland abgelehnt wurde”). Da in- 
zwischen auch der chinesische Widerstand wuchs, war die Anleihe 
überhaupt gefährdet®). Frankreich drängte, und auch den USA. 
lag an einer schnellen Lösung, da ihr mandschurisches Unterneh- 
men sich inzwischen festgefahren hatte.?) Sie nahmen den deut- 
schen Vorschlag an, auf der Strecke Sin—Yang—Kuangschui 
(200 km) dem deutschen Oberingenieur einen amerikanischen 
Ingenieur unterzuordnen, aber dem Oberingenieur die Entschei- 
dung über den Materialankauf zu überlassen!®). Auch England 
stimmte dem zu. Nur entstand jetzt eine neue Schwierigkeit, in- 
dem England als Kompensation forderte, daß Deutschland ‚‚nur 
zur Betreibung -der Konzession für die gesamte Szetschwan- 
Linie, nicht allein für die chinesischerseits bereits bewilligten 
ersten 800 km dieser Linie, in Gemeinschaft mit den anderen Re- 
gierungen in Peking bereit‘ sei!!). Dabei bestand die Gefahr, daß 


I) GP 32, S. 24ff., 27, auch 28. 

2) GP 32, S. 26f. — ®) GP 32, S. 31. — !) GP 32, S. 32. 
5) GP 32, S. 34. — ®) GP 32, S. 34f. — ?”) GP 32, S. 4ıff. 
9) GP 32, S. 44. — °) GP 32, S. 46. — 1%) GP 32, S. 47f. 
11) GP 32, S. 49f. 
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' 
| China bei der Forderung der 2400 km „erhebliche Schwierigkeiten“ übe 
machen könne. Um aber wenigstens jetzt zum Abschluß zu kom- die 
| men, stand Deutschland davon ab, hieraus noch einmal einen seit 
I Streitfall zu machen!). In diesem Augenblick fühlte sich Frank- Chi 
I reich benachteiligt®), denn von den 1100 auf die englisch-französi- 191 
i sche Gruppe entfallenden Kilometern wollte England den Franzosen „fü 
IH nur 500 km abtreten, während Deutschland und die USA. je etwa en 
e 800 km hatten?). Es tauchte sogar der neue Plan auf, „alle chine- Ob 
} sischen Eisenbahngeschäfte unter den 4 Gruppen gleichmäßig zu Int 
ii! teilen, England aber das Hankou-Kanton-Geschäft allein zu über- ers 
v' lassen‘. Schließlich bemühte man sich im Februar 1910, Frank- Ru 
ji reich durch Konzessionen bei der späteren Verlängerung der geE 
I Hankou-Szetwschwan-Bahn zu gewinnen®). Auch waren die USA. Te 
I am 7. März bereit, 100 km der Hankou-Szetschwan-Linie an No 
it Frankreich abzutreten, falls England sich zu der gleichen Maß- lan 
' nahme verstehen würde®). Denn man drängte nun immer mehr aut kei 
sofortigen Abschluß der langen Verhandlungen, da in Peking die un 
Abneigung gegen die Beteiligung fremden Kapitals dauernd im w 
Wachsen war®). Noch wurden einige Einzelfragen geregelt. Der ste 
Anleihebetrag wurde auf 6 Millionen Pfund festgesetzt und China Ge 
durch identische Noten der 4 Mächte aufgefordert (13. Juli), den be 
Anleihevertrag vom 6. Juni 1909 samt Zusatzabkommen zu voll- u 
ziehen”). Tatsächlich kamen die Verhandlungen aber erst im Ok- u 
tober in Gang und dauerten, durch Warnungen der chinesischen en 
Gentry, Presse,Provinziallandtage und Regierungsmitglieder immer en 
wieder gefährdet®), aber vom Verkehrsminister und dem selbst wu 
interessierten Besitzer riesiger Erzlager von Ta-je, Scheng-Kung- Al 
pao, klug vorangetrieben, bis zum 20. Mai 1911, „an dem endlich ze 
zwischen der chinesischen Regierung und den Vertretern der deut- mu 
schen, englischen, französischen und amerikanischen Bankgruppe hii 
der Vertrag über die fünfprozentige kaiserlich-chinesische Hukuang de 
Staatseisenbahn-Goldanleihe unterzeichnet wurde. Ein kaiser- ak 
liches Edikt vom gleichen Tage bestätigte den Vertrag‘). Damit R 
hatte dieses große Finanzunternehmen seinen Abschluß erreicht. dr 
j Zum ersten Male hatten die USA. im Fernen Osten an einem so m 
A umfangreichen Geschäft sich beteiligt und ihre Wünsche durch- ch 
gesetzt. ‘ 
Kaum war das Abkommen zwischen Japan und Rußland . 


1) GP 32, S. 50of. — ®) GP 32, S. 5ıf. — °®) GP 32, S. 52f. 
4) GP 32, S. 56. — °) GP 32, S. 57 Anmerkung. 

6%) GP 32, S. 58. — ?) GP 32, S. 59 u. 60 Anmerkung. 

8) GP 32, S. 60. — °) GP 32, $S. 60 Anmerkung. 
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über die Aufteilung der Mandschurei abgeschlossen, noch waren 
die Pläne Rußlands, die notwendig dieser vorläufigen Sicherung 
seiner Position folgen mußten, nicht ausgearbeitet, da unternahm 
China gewissermaßen einen Gegenschlag. Seit Mitte September 
1910 liegen Nachrichten über den Plan einer chinesischen Anleihe 
„für allgemeine Staatszwecke‘ vor!). Und zwar beabsichtigte man 
eine äußere Anleihe — einmal, weil der innere Markt für große 
Objekte zweifellos zu schwach war, zum andern, um durch das 
Interesse der geldgebenden Mächte zugleich die mit dem Geld zu 
erstellenden Objekte gegen Japan und Rußland zu sichern. Für 
Rußland ergab sich vorerst keine Möglichkeit, dieser Anleihe ent- 
gegenzuarbeiten, obwohl zu erwarten war, daß mindestens ein 
Teil der Mittel zur Festigung der chinesischen Position in der 
Nord-Mandschurei, evtl. auch durch Eisenbahnbauten gegen Ruß- 
land verwendet werden würde. Rußland hatte nur die Möglich- 
keit, entweder sich selbst an der Anleihebegebung zu beteiligen 
und so einen Einfluß auf die Verwendung zu bekommen oder, 
was Kokowzow, der russische Finanzminister, zur Erwägung 
stellte, doch zu versuchen, auf die englischen und französischen 
Geldmärkte einen „gewissen Druck‘ auszuüben?). Infolgedessen 
bemühte man sich, in England die Stimmung zu bessern. Man 
machte in der unangenehmen persischen Affäre Konzessionen ; 
man gab die zentralasiatischen Schwierigkeiten überhaupt für viel 
unbedeutender aus, als sie in Wirklichkeit waren?). Doch ent- 
wickelten sich die Dinge in China trotz aller Behinderungsver- 
suche unaufhaltsam weiter. Gerade durch das russisch-japanische 
Abkommen auf die Gefährdung des Reichsbestandes von zwei Gren- 
zen her aufmerksam gemacht, glaubte die chinesische Regierung, 
nun auf der einen Seite die politischen Reformen nicht mehr länger 
hinauszögern zu dürfen und auf der anderen in der Angelegenheit 
des strategischen Eisenbahnbaues endlich aus dem Stadium der 
akademischen Erörterung in eilige Handlung eintreten zu müssen). 
Rußland fühlte sich in erster Linie in der äußeren Mongolei be- 
droht, seitdem es der russischen Militäragentur in Peking gelungen 
war, einen Geheimbericht des chinesischen Kriegsministers Yin- 
ch’ang zu „erwerben“, in dem „nachdrücklich der Bau von Eisen- 
bahnen in der Mongolei, und zwar von Kalgan bis Kjachta, von 
Kalgan bis Tschintschou und von Urga bis Kuldscha“ zu Ver- 
teidigungszwecken gegen Rußland gefordert wurde®). Dazu kam, 


1) Benckendorf, I, S. 358. — ?) Benckendorff, a. a. O., S. 370f. 
3) Benckendorff, a. a. O., S. 375f. — *) Benckendorff, a. a. O., S. 379. 
5) Benckendorff, a. a. O., S. 379ff. 





528 Wilhelm Treue 


daß sich in der Mongolei wichtige chinesenfreundliche Wandlungen 
vollzogen, von denen nicht die unbedeutendste war, daß ‚„‚Prä- 
mien und Unterstützungen‘ für chinesisch-mongolische Misch- 
ehen ausgesetzt wurden. Es bestand, so glaubte man wenigstens in 
Rußland, die Gefahr, daß die Mongolei ganz unter chinesische 
Herrschaft geraten könnte. Und Korostowetz schien es schon 
nötig, zu erwägen, ob man nicht, natürlich nach Vergewisserung 
der Unterstützung einiger Großmächte, von China die Zusicherung 
des status quo in der Mongolei verlangen sollte. Man dachte auch 
in diesem Zusammenhang wieder daran, gegebenenfalls gemein- 
sam mit Japan, eine Anleihe an China zu geben oder doch sich 
an ihr zu beteiligen, um möglichst viel Einfluß zu behalten!). In- 
zwischen ergab sich aber Ende November gro auch trotz ameri- 
kanischer Verschleierungsmanöver ganz klar, daß die Anleihe 
nicht der Münzreform, sondern dem Eisenbahnbau und damit der 
Durchdringung der Mandschurei dienen sollte?). Nun waren die 
Russen in Paris und London gegen eine solche Anleihe sofort auf 
dem Plan, während die Amerikaner als Geldvermittler versuchten, 
Rußland, Japan, England und Frankreich zu überlisten und ihren 
Mißerfolg vom Vorjahr auszugleichen®). Unter diesen Umständen 
war die Stimmung in der außerordentlichen Sitzung des russischen 
Ministerrates am 2. Dezember ıgıo sehr kriegslustig, und der 
Kriegsminister hielt es „aus strategischen Gründen für nötig, daß 
die gesamte nördliche Mandschurei in den Besitz Rußlands über- 
geht‘, wenn Rußland sich nicht aus der Mandschurei und schließ- 
lich auch aus dem Ussurigebiet verdrängen lassen wollte). In der 
Südmandschurei festigten die Japaner ihre Position, auch in den 
übrigen Gebieten verschlechterte sich die strategische Lage Ruß- 
lands dauernd, z. B. durch das kolonisierende Vorrücken der Chi- 
nesen, wodurch die Eisenbahnverbindungen immer stärker be- 
droht wurden. Das war ein Zusammentreffen so vielfältiger und 
bedeutender Faktoren, daß der Kriegsminister auf entscheidende 
Maßnahmen drängte: Annexion im Einvernehmen mit Japan oder 
sofortige Zurückziehung aus dem Gebiet, ‚ehe wir durch Gewalt 
dazu gezwungen werden‘. Alle übrigen Minister waren allerdings 
weniger kriegslustig, und daher kam die Konferenz zu dem Schluß, 
„daß es äußerst gewagt und sogar gefährlich wäre, eine Annexion 
zur Zeit als unsere direkte Aufgabe zu bezeichnen, daß aber der 
Gang der Ereignisse uns natürlich in Zukunft dazu zwingen kann‘). 


1) Benckendorff, a. a. O., S. 384f. — ?) Benckendorff, a. a. O., S. 386. 
3) Benckendorff, a. a. O., S. 387. — *) Benckendorff, a. a. O., S. 392ff. 
5) Benckendorff, a. a. O., S. 397. 
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Inzwischen versuchten die Amerikaner immer wieder, ihren 
alten mißlungenen Plan der Neutralisierung der mandschurischen 
Bahnen in das rechte Licht zu setzen, und verschmähten nicht, in 
dessen Dienst Minister und Presse zu bestechen, schließlich die 
öffentliche Meinung gegen die Ausländer ganz allgemein aufzu- 
wiegeln. Das alles geschah in der gleichen Zeit, in der man die 
chinesische Einwanderung in die USA. erschwerte. 


Japan, bis zum Juli-Abkommen immer eher zur Tätigkeit 
als zum Abwarten geneigt, riet nun mit einem Male den Russen, 
da es seine vorläufigen Ziele erreicht hatte und diesen Erfolg 
nicht gefährden wollte, von gewaltsamen Eingriffen, ja sogar von 
Drohungen ab, die China nur tiefer in die Abhängigkeit von den 
angeblich gemeinsam handelnden USA. und Deutschland treiben 
würden. Man predigte Rußland ‚Geduld und Vorsicht‘, auch zog 
man sich hinter die „prinzipielle‘‘ Hilfsbereitschaft zurück, die 
Verhandlungen im konkreten Einzelfall voraussetzte!). Da nun 
außerdem der chinesische Widerstand wuchs, sah man in Rußland 
keine andere als eine kriegerische Lösung?) und gab es auf, weiter- 
hin auf japanisches Verständnis zu rechnen?). Am 16. Februar 
wurde eine ultimative Forderung an China gestellt, von der 
Sasanow am Vortage den Vertretern in London, Paris und Tokio 
mitteilte, daß Rußland äußerlich nur auf den ihm vertraglich zu- 
gebilligten Rechten des freien Handels jenseits der Großen Mauer 
und in der Mongolei, der gerichtlichen und administrativen Exterri- 
torialität der russischen Staatsangehörigen und der Errichtung 
russischer Konsulate in Kobdo, Hami und Gutschien bestehen 
werde®). In Frankreich war eben bei einem Regierungswechsel 
Delcasse Kriegsminister geworden. In seinem Programm stand 
völlige und schnelle Unterwerfung Marokkos. Daß dabei inter- 
nationale Verwicklungen entstehen würden, war nicht unwahr- 
scheinlich. Alles hing in solch einem Fall davon ab, ob die Maschi- 
nerie der Bündnisse auch genauestens arbeiten würde. Daher war 
man von der neuerlichen Östorientierung Rußlands gerade in 
diesem Augenblick sehr wenig angenehm berührt und erwog eine 
Vermittlungsaktion der Großmächte. 

Um diese Zeit (15./16. März ıgıı) schien ein paar Tage lang 
der Abschluß einer 250 Millionen-Frcs.-Anleihe amerikanischer, 
französischer, englischer und deutscher Bankiers für China kurz 


1) Benckendorff, a. a. O., S. 409f. 
2) Benckendorff, a. a. O., S. 416. 
3) Benckendorff, a. a. O., S. 416. 
4) Iswolskis diplomat. Schriftwechsel 1911 — 1914, I, S. 27. 
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vor dem Abschluß!), bis sich innere Unklarheiten und ein fran- 
zösischer Widerstand zu Rußlands Gunsten geltend machten?), 
Zur gleichen Zeit wurde der Konflikt mit China beigelegt. Aber die 
Frage der Sicherung der ostchinesischen Bahn und der Nord- 
Mandschurei war nun einmal angeschnitten. Truppenkonzentra- 
tionen in Tsitsikar und Echo wurden geplant?), obwohl am 21. April 
aus Paris gemeldet wurde, daß die 10-Millionen-Pfund-Anleihe 
vorerst wohl auch nicht einmal teilweise zum Bau einer Bahn von 
Aigun nach Tschintschou verwandt werden würde®). Auch jetzt 
versuchte Japan wiederum, beruhigend einzugreifen und wies viel 
energischer®) auf die USA. hin, deren „Flotte nach Fertigstellung 
des Kanals von Panama so stark sein wird, daß die japanische 
Flotte wohl eine Verteidigung, aber keinen Angriff zu führen im- 
stande sein würde‘. Vor dem Eintritt dieses Zeitpunktes, glaubte 
man, müßten Rußland und Japan ihre Verhältnisse in China 
regeln. 

Wieder einmal sah man in den USA. ein, daß man mit so 
selbstlosen Plänen nicht voran kam. Bei Besprechungen über die 
Tschintschou-Aigun- und über die Kalgan-Kjachta-Bahn ließ 
man durchblicken, daß man ‚bei Bahnen, deren Bau Rußland 
politisch interessiere, an künftiges gelegentliches Zusammen- 
arbeiten mit der Russisch-Asiatischen Bank denke‘). Nur be- 
stand die Schwierigkeit, daß bei einer offiziellen Aufnahme der 
Russen in die Vierergruppe dieser der Kredit in der chinesischen 
Öffentlichkeit verloren gehen würde. Sehr schnell erkannte man 
z. B. in Deutschland, daß der russische Aufnahmeantrag nicht 
mehr als ein politischer Schachzug war. Selbst ohne überflüssiges 
Kapital für Auslandsanlagen, ohne Markt für chinesische Werte, 
börsenmäßig weitgehend von Berlin abhängig, an Frankreich, 
Deutschland und Belgien bereits tief verschuldet, konnte Rußland 
an ein beträchtliches Darlehen für China gar nicht denken. Nur 
um die Finger im Spiel zu haben, hatten die Russen jenen Antrag 
gestellt. Und auch in China erkannte man die darin liegende Ge- 
fahr sehr wohl, überschätzte sie aber nicht, sondern baute ohne 
Berührung heikler Grenzbahnfragen energisch, aber ohne Lärm 
aus den rschüssen der Nordbahn die Kalganbahn weiter, zu- 
nächst nach Kweihuatschöng und dem Huangho-Knie. 
Inzwischen gedieh die Anleihefrage langsam weiter; China 


1) Iswolski, a. a. O., S. 42f. — ?) Iswolski, a. a. O., S. 43f., 46f. 
®) Benckendorff, II, a. a. O., S. 74. 

4) Iswolski, a. a. O., S. 74, 78f. 

5) Benckendorff, a. a. O., S. 87. — ®) GP 32, $. 173ff. 
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erhielt einen Vorschuß von 400000 Pfund!), während Rußland 
Ende Juli ıgrı neue Schritte zum Eintritt in das Konsortium und 
zur Störung seiner Geschäfte vorbereitete?). Diese Aktion zielte 
vorläufig darauf ab, ein besonderes russisch-französisch-japani- 
sches Syndikat für diejenigen chinesischen Gebiete zu bilden, ‚in 
denen Rechte und Interessen Rußlands und Japans überwiegen‘. 
Für besonders schwierig und nur durch russischen Druck auf 
Frankreich in der Marokkofrage lösbar galt Iswolski von vorn- 
herein der Ausschluß der USA. aus diesem, recht eigentlich für die 
Geschäfte in der Mandschurei geplanten Vereine?). Die Marokko- 
affäre, bei der nun Deutschlands Niederlage feststand, Frankreich 
aber vorläufig noch nicht auf alle Unterstützung verzichten 
konnte, nutzte Rußland jetzt bis zur letzten Möglichkeit für seine 
fernöstlichen Zwecke aus. Im November fühlte Iswolski in Paris 
vor®), was man zu tun gedächte, wenn die ostchinesische Bahn 
auf ihrem Gebiet begönne, kommunale Einrichtungen, Steuern und 
Verordnungen einzuführen und die Fremden unter russische Recht- 
sprechung zu stellen. Wenige Tage später ließ er durchblicken?), 
daß durch die aufgezählten Möglichkeiten „nicht alle im Laufe der 
Zeit möglichen Kombinationen und Eventualitäten erschöpft 
sind.... Wenn für das chinesische Reich endgültig die Periode 
der Auflösung beginnt, könnten wir uns gezwungen sehen, unser 
Programm zu erweitern“. In allen diesen Fällen hielt man sich 
für „berechtigt, die Sympathie und diplomatische Unterstützung 
unseres Verbündeten zu erwarten‘. Auch war man in keiner Weise 
bereit, sich vom Vierersyndikat, wie Japan, durch Beteiligung 
mit !/, am Geschäft beruhigen zu lassen, sondern forderte trotz 
bedeutender französischer Einwände Frankreichs Austritt aus 
dem alten Syndikat und Bildung eines neuen®). Schließlich gab 
Frankreich in den ersten Tagen des Jahres IgI2 neue, über die 
Mandschurei hinaus auch die Mongolei und Chinesisch-Turkestan 
einschließende Versicherungen der Unterstützung der russischen 
Politik”). 

Jetzt trat auch die Abdankung der chinesischen Dynastie mehr 
in greifbare Nähe. Diese Situation, meinte am 23. Januar 1912 
der russische Außenminister®), müßten Rußland und Japan ‚da- 
zu benutzen, um ihre Stellung in China zu kräftigen und der 
Politik ein Ende zu setzen, die die chinesische Regierung in den 


1) Iswolski, a. a. O., S. 100. — ?) Benckendorff, a. a. O., S. 106. 

®) Iswolski, a. a. O., S. 126f. — *) Iswolski, a. a. O., S. 175. 

5) Iswolski, a. a. O., S. ı82f. — ®) Iswolski, a. a. O., S. ı96f., 197ff. 
?) Iswolski, II, S. 24f. — ®) Benckendorff, a. a. O., S. 279ff. 
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letzten Jahren verfolgt hat‘. Über die Aufnahme Rußlands und 
Japans in das Syndikat wurde längere Zeit verhandelt. Von fran- 
zösischer Seite rechnete man den Russen schließlich solange vor, 
daß in dem neuen Sechser-Syndikat die Verbündeten England- 
Japan-Rußland-Frankreich doch jederzeit die Mehrheit be- 
sitzen würden, bis Iswolski am 28. März 1912 für Rußland ‚keinen 
anderen Ausweg als unseren Eintritt in das Konsortium unter für 
uns möglichst günstigen Bedingungen‘) sah. Das geschah denn 
auch am 6. April 1912?), wobei man freilich betonte, „daß die 
Bedingungen der Reorganisationsanleihe nichts würden enthalten 
dürfen, was den Sonderrechten und Interessen Rußlands in der 
Nordmandschurei, Mongolei und in Westchina Eintrag tun 
könnte®)‘‘. Frankreich*) und England®) gaben entsprechende Zu- 
sicherungen;; allerdings fiel die englische nicht voll befriedigend 
aus und beschränkte die russischen Interessen nördlich der Großen 
Mauer auf diejenigen, ‚‚die auf unseren (den russischen) Verträgen 
mit China beruhen“. ‚Die geographische und wirtschaftliche Gra- 
vitation dieses Gebietes zu Rußland‘, schrieb Sasonow dazu am 
20. April an Benckendorff, „schafft uns daselbst eine besondere 
Lage und politische Interessen von der allergrößten Bedeutung, 
welche nicht immer in unseren Verträgen mit China Ausdruck 
gefunden haben und welche die chinesische Regierung in letzter 
Zeit außer acht zu lassen versucht hat‘). Man ließ gar keine Un- 
klarheit darüber, was England gelegentlich zu unterstützen haben 
würde. Auch folgte die weitere russische Erklärung, daß Rußland 
seine freien Kapitalien in Zukunft an lokalen Unternehmungen 
in der Nord-Mandschurei, Mongolei und Westchina Interesse 
nehmen lassen würde”). 

Sofort begannen nun auch weitere Aktionen. Am 14. Mai 1912 
berichtete Krupenski, der russische Gesandte in Peking®), Ge- 
spräche mit seinen ausländischen Kollegen hätten ihm gezeigt, 
„daß wir augenblicklich keinen Widerstand von seiten der aus- 
ländischen Mächte zu befürchten haben, wenn wir es für nötig 
erachten sollten, den erwähnten Druck in der nördlichen Mandschu- 
rei, in der Mongolei und in Westchina auszuüben“; Besonders hatte 
er sich der amerikanischen Zurückhaltung versichert. Die freie 
Hand im Fernen Osten war diesmal für Rußland besonders leicht 


1) Iswolski, a. a. O., S. 76. — ®) Benckendorff, a. a. O., S. 340f. 
®) Iswolski, a. a. O., S. 79f. 

4) Iswolski, a. a. O., S. 80; über die offizielle französische Presse S. gıf. 
5) Benckendorff, a. a. O., S. 342. — ®) Benckendorff, a. a. O., S. 350. 

?) Iswolski, a. a. O., S. 99. — ®) Benckendorff, a. a. O., S. 365. 
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zu erreichen gewesen. Schon befand man sich in der Zeit, in der 
sich die gröbsten Umrisse des kommenden Konfliktes abzuheben 
begannen. Eben war Mitte März die Mission Haldanes mißlungen: 
Trotz verschiedener Versuche war es zwischen England und 
Deutschland zu keiner Einigung gekommen. 

Zugleich hatten sich die Balkanverhältnisse weiter zugespitzt. 
Nikita von Montenegro war schon zu Beginn des Jahres nur durch 
schärfste Weigerungen des Zaren vom Angriff auf die Türkei zu- 
rückzuhalten gewesen. Am 13. März hatten Bulgarien und Serbien 
unter enger Anlehnung an Rußland ein geheimes Bündnis ge- 
schlossen. Im April brachen in Albanien und Mazedonien Un- 
ruhen aus. Ganz Europa war also am Balkan beschäftigt. Für den 
Fernen Osten war in dieser Lage keine Aufmerksamkeit übrig. 
Und während Rußland am Balkan nach außen hin bremste, för- 
derten seine Armeebefehle durchaus den Angriffsgeist!). 

Trotz aller dieser günstigen Umstände befand man sich in 
einer gewissen Schwierigkeit: auf der einen Seite gehörte man 
einem Konsortium zur Unterstützung Chinas an, auf der anderen 
wartete und hoffte man auf dessen Auflösung, dabei auf die Ab- 
trennung großer Randgebiete, ohne jedoch den englischen und 
französischen Stützungsbemühungen offen entgegentreten zu 
können, da nur mit der Hilfe dieser beiden Großmächte die russi- 
sche Vormachtstellung in China aufrecht zu erhalten war?). So 
konnte man denn nur immer wieder das Zustandekommen der 
Reorganisationsanleihe verzögern?). 

Zur gleichen Zeit bewaffnete man die Mongolen mit modernen 
Gewehren „zum Schutze von Kuldscha und der angrenzenden 
Gebiete der westlichen Mongolei, wobei die Mongolen von unserer 
Seite auf wohlwollende Unterstützung rechnen können‘t). 

Frankreichs stillschweigender Billigung war man bei all diesen 
Unternehmungen angesichts der politischen Lage in Europa völlig 
sicher. Im übrigen gab es sogar in Asien ein Feld, auf dem man 
durchaus im gleichen Sinne handelte: Die persischen und die tür- 
kischen Bagdadbahnfragen. Und wenn wirklich, wie z. B. im Ok- 
tober/November 1913 die Aussicht bestand, daß französische Ka- 
pitalien in Eisenbahn- und anderen industriellen Unternehmungen 
in der nördlichen Mandschurei angelegt würden, so forderte man 
doch, daß vorher die russische Genehmigung eingeholt werden 
solle. „Andernfalls könne die von den Franzosen erlangte Kon- 


1) Graf M. Montgelas, Leitfaden zur Kriegsschuldfrage, S. 37. 
%) Benckendorff, a. a. O., S. 430. — °) Iswolski, a. a. O., S. 225. 
4) Benckendorff, a. a. O., S. 443. 
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zession auf Widerspruch unsererseits stoßen, was die französische 
Regierung veranlassen würde, ihre Bestätigung zu verweigern!).“ 
Man ging sogar noch weiter. Man verlangte und erhielt Mitte No- 
vember von Frankreich, ebenso wie man sie von England, Deutsch- 
land, Japan und den USA. mit Erfolg verlangt hatte?), Anerken- 
nung des Rechtes der Stadtverwaltungen im Gebiete der chine- 
sischen Ostbahn, „allgemein verbindliche Verordnungen zu er- 
lassen und städtische Steuern festzusetzen‘“?). 

Man nutzte die Fesselung des allgemeinen Interesses in Eu- 
ropa aus: Seit dem Dezember machte sich wieder eine zuneh- 
mende Aktivität in der Mongolei bemerkbar. Der russische diplo- 
matische Agent in der Mongolei, Miller, schrieb am 26. Dezember 
1913 an Sasonow, in der nächsten Zeit würden die russischen 
Interessen in der Mongolei am meisten durch eine Bahn Kultuk— 
Tungka—Mondy—-Uljassutai gefördert werden, und er legte seiner 
Depesche einen Vertragsentwurf darüber schon bei®). Auch der 
Generalgouverneur von Irkutsk, Knjasew, wies am Tage zuvor 
auf die Notwendigkeit hin, „uns jetzt das Vorrecht auf den Eisen- 
bahnbau in der Mongolei zu sichern, weil andernfalls ein Ausbau 
der Strecke Kjachta—Urga mit ausländischen Kapitalien zu einer 
Verbindungslinie mit Kalgan das ganze Unternehmen und den 
wirtschaftlichen Einfluß wieder China in die Hände geben und der 
Arbeit und Bedeutung der Amur- und der ostchinesischen Bahn 
Abbruch tun würde‘“®). Und da Sasonow einem solchen Abkom- 
men grundsätzlich geneigt war, wie auch Kokowzow später zu- 
stimmte®), wurde Miller beauftragt zu verhandeln’). Freilich war 
dann Sasonows Projekt vom 15. Januar 1914 geschickter als das 
Millers. „Wir hielten es für besser, das geplante Abkommen über 
ausschließliche Rechte Rußlands auf den Eisenbahnbau in der 
Mongolei nicht zu erwähnen, sondern uns das Recht faktisch zu 
sichern, das sich daraus ergibt, daß die autonome Mongolei aus 
natürlichen geographischen Gründen und mit ihrem Handel nach 
unseren sibirischen Besitzungen und unserem sie versorgenden 
Schienennetz tendiert®).‘‘ 

. Der ‚‚monopolartige Charakter‘‘ des Entwurfes schuf diesem 
in der Mongolei .einigen Widerstand, der, wenn überhaupt, nur 
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2) Die Internationalen Beziehungen im Zeitalter des Imperialismus. Doku- 
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(RD), I, ı, S. 59, 2. 
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durch Geld zu brechen war!). Andere Schwierigkeiten kamen 
hinzu: Dscha Lama, der sich seit 1912 als falscher mongolischer 
Fürst Amursana ein Heer und die Herrschaft errungen hatte 
und zum Gouverneur gemacht worden war?), wurde im Februar 
1914 von den Russen verhaftet und deportiert. Aber auch der 
neue Ministerpräsident, Sain Noin Chan, war ihnen wenig ge- 
wogen®). Sein Ministerrat lehnte am 14. März 1914 das Eisen- 
bahnabkommen mit Rußland ab. Drohungen und Versprechungen 
erreichten wenig®). Sensationelle Gerüchte®) von mongolischen 
Konzessionen veranlaßten die Russen zu brutalsten Erpressungs- 
versuchen®). Aber die mongolische Regierung weigerte sich stand- 
haft, „mit Rußland ein Abkommen über den Bau aller Eisen- 
bahnen in der Mongolei überhaupt abzuschließen?)“. Eine Bahn 
Kjachta—Urga aus russischen und mongolischen oder rein pri- 
vaten Mitteln wollte man bewilligen, wenn die russische Regierung 
„es für nötig halten sollte, zum Ausbau ihres Handels und zum 
Nutzen beider Staaten...‘ Alle Warnungen Millers vor den 
Folgen des ‚fast antirussischen Kurses‘ vermochten die sehr 
geschickt nach allen Seiten, auch nach Japan, England und 
Deutschland hin verhandelnden Mongolen nicht zu erschüttern. 
Sie bemühten sich ‚mit allen Mitteln, alle russischen Unterneh- 
mungen lahmzulegen‘®), schließlich sogar durch Planung eines 
Zweikammerparlaments, das den Ministern die Verantwortung 
abnehmen und die Verhandlungen endlos hinauszögern konnte. 
Noch Mitte Mai®) war Miller nicht weiter, als daß die Mongolen 
erklärten, „daß es für die Mongolei besser sei, fernerhin keine 
Eisenbahnen zu bauen“. Er versuchte auch diese Ablehnung noch 
wenigstens zu einem künftigen Versprechen an Rußland umzu- 
gestalten. Als die Russen dann schließlich untereinander einig 
waren, machten die Mongolen am 4. August ihren Gegenvor- 
schlag, den sie unterzeichnen wollten, ‚vorausgesetzt, daß gleich- 
zeitig die Unterzeichnung des Abkommens über...die Waffen 
— welches eine Angabe über die Frist der Lieferung enthalten 
muß —erfolgt‘‘!%). In diesem Abkommen behielt sich die mongo- 
lische Regierung das Recht vor, ‚auf eigene Mittel eine nützliche 
(„und für Rußland nicht schädliche‘ weigerte man sich zuzu- 
setzen) Eisenbahn zu bauen“. Die Verbindung von Eisenbahn- 


) RD, 
’) RD, 


a . 267. — 2) RD, I, 2, S. 424 (43a). 

.a. O., S. 43 ff. — *) RD, a.a. O., S. 46. 

.a. O., S. 48, 425 (48a). — °) RD, a.a. O., S. 48. 
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und Waffenfrage gelang es den Russen zu verhindern, und am rigk 
30. September meldete Miller!), alle Verträge, auch der über die Mor 
| Eisenbahnen, seien unterzeichnet. Zus 
Nun protestierten aber die Chinesen im November gegen das Kru 
Abkommen; und in der Antwort erklärte Sasonow die Eisenbahn- sehe 
\ frage für eine industrielle: ‚Wir bedauern, daß wir nicht die An- Gaı 
| sicht der chinesischen Regierung teilen können, die dem Eisenbahn- Lös 
bau einen politischen Charakter zuerkennt.‘‘ Aber die chinesische füh. 

| Regierung hielt auf der Konferenz von Kjachta in einem Aide- 
mömoire vom 29. Dezember 1914 ausdrücklich daran fest, „daß die 26. 
ij 3 Fragen der Eisenbahnen, des Telegraphen und der Post in der mit 
in Äußeren Mongolei unmittelbar ihre suzeränen Rechte und die Ein- ster 
i | heit ihres Territoriums berühren‘. Sie werde ‚stets ihre Ansicht befi 
| aufrecht erhalten, solange diese Fragen nicht endgültig nach Über- chiı 
| | einkommen zwischen den beiden Regierungen entschieden sein soft 
Wi werden‘'2). Danach kamen die Chinesen auf die Frage nicht mehr am 
I zurück®). Am 7. Juni 1915 fand aber die Unterzeichnung des drei- daı 
\ fachen russisch-chinesisch-mongolischen Vertrages statt, in dem Soı 
die Äußere Mongolei die chinesische Oberhoheit, Rußland und rest 
j China aber die Autonomie der Äußeren Mongolei anerkannten. bez 
N Seit Januar 1914 war auch an die Festigung der russischen 0s 
R. Macht in der Nordmandschurei gegangen worden. Man plante, ste 
Bi an der ostchinesischen Bahn Befestigungen zu erbauen. Nur Vi: 
Ri wollte man damit weder der chinesischen Regierung einen Vor- an 
1 wand zur Truppenkonzentration in der Mandschurei liefern, noch we 
R Japan vor den Kopf stoßen. Und wenngleich „die genannten Be- m 
festigungen hauptsächlich für den Fall kriegerischer Verwicklung u 
vi mit Japan errichtet werden sollen ...., ließen sie sich auch er- po 
i klären durch die Notwendigkeit, in der Nordmandschurei das gie 
Rh Gleichgewicht der Kräfte wiederherzustellen, das durch die letzten vr. 
j chinesischen Formierungen gestört worden ist‘). So wollte man 2 
N denn China gegenüber die Bauten als gegen Japan gerichtet aus- U 
hi: geben, mußte aber damit rechnen, daß Japan China auf die Ge- „d 
+ fährdung der chinesischen Unversehrtheit aufmerksam machen tes 
5 „und irgendwelche neuen Zugeständnisse Chinas in Gestalt von So 
N Entschädigungen“ fordern würde. Ohnehin befand sich die japa- gu 
T nische Friedenspartei, das Kabinett Yamamoto, in argen Schwie- ke 
de 
1) RD, II, 6, II., S. 526, ı. fo 


2) RD, a.a. O., S. 605. Das Aide-mdmoire d. chines. Gesandtschaft in 
Petrograd an d. russ. Außenminister v. 30. Dez. hatte bei inhaltl. Gleichheit 
eine freundlichere Formulierung (S. 605/6). 

8) RD, a.a.O., S. 606, 1. — *) RD, a.a.O.,, S. ız1, ı. 
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rigkeiten. Und jede russische Aufrüstung in der Mandschurei und 
Mongolei konnte dessen Sturz mit allen seinen Folgen verursachen!), 
Zusammenfassend schrieb der russische Gesandte in Peking, 
Krupenski, am 29. Januar: „Überhaupt müssen wir... voraus- 
sehen, daß die Ausführung des Vorhabens des Militärressorts den 
Gang der Ereignisse beschleunigen kann, die zur endgültigen 
Lösung der mandschurischen Frage in diesem oder jenem Sinne 
führen?).““ 

Im Sonderjournal des Ministerrates vom 25. Dezember Ig13und 
26. Februar 1914 befindet sich ein langer geheimer Passus, der sich 
mit der „Bewilligung von Geldmitteln zur Sicherung der wichtig- 
sten technischen Anlagen der chinesischen Ostbahn durch Defensiv- 
befestigungen‘“ beschäftigt?). Es war die Frage, ob an der ost- 
chinesischen Bahn provisorische oder endgültige Befestigungen 
sofort errichtet werden sollten, und der Ministerrat hatte schon 
am 8. Mai 1913 für richtiger gehalten, ‚„Verteidigungsanlagen 
dauernden Charakters‘ zu errichten. Daraufhin wurden dann im 
Sommer ‚in der Nordmandschurei durch Beamte des Militär- 
ressorts unter Teilnahme des Chefs des Stabes des Transamur- 
bezirkes, der Grenzwache und eines Vertreters der chinesischen 
Ostbahn sehr genaue und eingehende Untersuchungen ange- 
stellt‘. Und die Kosten der später projektierten 5 Brücken, eines 
Viaduktes und eines Tunnels wurden mit ı,2 Millionen Rubel ver- 
anschlagt. Dazu kamen ‚Kosten für Geschütze, Maschinenge- 
wehre und Scheinwerfer... und ein der chinesischen Ostbahn 
zu zahlender Betrag von etwa 30000 Rubel für die Niederlegung 
mehrerer ... behindernder Gebäude‘. Der Ministerrat fand die 
politische Seite der Frage nicht ungünstig, da die japanische Re- 
gierung kaum geneigt sein würde, „aus einem verhältnismäßig 
wenig wichtigen Grunde eine Verschlechterung ihrer Beziehungen 
zu Rußland eintreten zu lassen‘‘, während infolge der dauernden 
Unruhen und des Geldmangels in China nicht zu erwarten war, 
„daß die...geplanten Fortifikationsarbeiten ernsthafte Pro- 
teste Chinas hervorrufen werden‘. Ja, der Ministerrat drängte 
sogar zum beschleunigten Bau und verringerte die Geldbewilli- 
gung nur vorläufig auf 0,7 Millionen Rubel, da man durch Heran- 
ziehung gelber Arbeiter die Kosten um etwa 15P/, verringern zu 
können hoffte. Außerdem bestimmte der Ministerrat, „daß wegen 
des vertraulichen Charakters der geplanten Maßnahmen eine An- 
forderung der Mittel auf gesetzgeberischem Wege unmöglich sei“, 


1) RD, a.a.O., S. 122. — 9) RD, a.a.O., S. ızr. 
d) RD, a.a.O., S. 331ff. 
Historische Zeitschrift 138. Bd. 
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Das Militärressort erhielt eine Anweisung ‚auf den freien Bar- 
bestand der Reichsrentei‘. „Eine diese Anweisung rechtfertigende 
Eingabe an die Reichsduma sei erst dann einzubringen, wenn ein 
Bedürfnis zur Geheimhaltung nicht mehr vorliege.‘ 

Inzwischen waren aber die Planungen schon wieder weiterge- 
laufen‘). Da Japan in der letzten Zeit von China Konzessionen 
für mehrere Eisenbahnbauten in der Südmandschurei erhalten 
und dadurch seine Position verstärkt hatte, planten die russischen 
Außen-, Finanz- und Kriegsminister weitere Bahnen in der Nord- 
mandschurei, „die für uns in strategischer und kommerzieller Be- 
ziehung vorteilhaft wären...“ Und am 4. Februar kam eine 
eigens für diese Pläne eingesetzte Kommission zu dem Ergeb- 
nis, man brauche ı. ein zweites Gleis auf der Strecke Karym- 
skaja—Harbin; 2. eine Strecke mit russischer Spur von Blagowje- 
schtschensk nach Harbin mit Zweigbahn nach Tsitsikar; 3. Linien 
mit russischer Spurweite von Harbin nach Bodunö, von Imienpo 
nach Nantjanmyn, von Tsitsikar nach Bodunö und Nebenbahnen 
im Gebiet von Barga. Man wollte die Konzessionsgewährung dieser 
Linien, aber auch des Ausnutzungsrechts der anstoßenden Boden- 
schätze und Waldreichtümer für jetzt oder später betreiben?). 
Susonow wies am 14. März Krupenski an, über ein „grundsätz- 
liches Versprechen der chinesischen Regierung‘ in diesem Sinne 
zu verhandeln®). Gleich bei der ersten Besprechung suchten die 
Chinesen die Frage der Ausbeutung der Bodenschätze von der 
Eisenbahnfrage zu trennen®). Und da Sasonow die Nachricht er- 
hielt, „daß die Chinesen Trassierungen für den Bau von Eisen- 
bahnen nördlich von Harbin vornehmen‘ (sie würden natürlich 
nicht in russischer Spurweite gebaut und an Blagowjeschtschensk 
angeschlossen werden, hätten also nur für China Vorteile), war 
er geneigt, zur Beschleunigung der Angelegenheit auf die Montan- 
Ausbeutungsrechte zu verzichten®). Aber am ıo. April antwortete 
der chinesische Außenminister für Rußland völlig unbefriedigend: 
China werde die genannten Eisenbahnen genau studieren „und 
dann festsetzen, welche von diesen Linien gebaut werden soll. 
Wenn im gegebenen Augenblick die chinesischen Geldmittel nicht 
reichen sollten, so wird China sich an russische Geldleute zwecks 
Verhandlungen über eine Kapitalanleihe wenden‘'®). 

Mitte April hatten aber auch die Japaner China den Entwurf 
zu einem Kontrakt für den Bau einer Eisenbahn in der Südman- 


.O., S. 386. — ?) RD, a.a. O., $S. 386f. 
S. 2f. — 4) RD, a.a. O,, S. zı. 
. O., S. ıro u. 230. — °®) RD, a.a. O., S. zıı. 
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dschurei unter Beteiligung japanischer Kapitalien vorgelegt!), 
und der russische Geschäftsträger in Peking, Grave, hielt die Vor- 
lage eines konkreten russischen Projektes für die Nordmandschu- 
rei für dringend und eilig). Im Mai wurde daraufhin eine 
Eisenbahngesellschaft gegründet und Grave angewiesen, evtl. 
unter Benutzung starker Worte, die Konzession für die Linie 
Harbin—Blagowjeschtschensk zu beantragen, während für die 
übrigen Linien vorläufig ein Optionsrecht ausreichend schien?). 
Der Minister Sun Pao-chi versuchte verschiedentlich die Angele- 
genheit hinauszuzögern, so daß Grave, der auf Nebenwegen voran- 
zukommen bemüht war, schließlich glaubte, nur mit den üblichen 
und auch von den anderen Staaten angewandten sehr hohen Geld- 
geschenken einen Erfolg erringen zu können. Zwar konnte er am 
2. Juni telegraphieren, daß die nordmandschurische Eisenbahn- 
frage im Einklang mit den russischen Wünschen „im Prinzip‘ 
gelöst seit). Aber noch am ı. Juli hatte er auf den russischen Vor- 
schlag keine offizielle Antwort erhalten®). Und bei den Verhand- 
lungen tauchten nun auch die bereits behandelten chinesischen 
Versuche auf, für Konzessionen in der Nordmandschurei das 
Kontrollrecht über die Eisenbahn in der Mongolei einzuhandeln®), 
während die Russen auf keinen Fall die Fragen miteinander 
vermischen?) und in der Mandschureifrage ‚die Formulierung 
der prinzipiellen Zustimmung Chinas zur Gewährung von Kon- 
zessionen an russische Unternehmer für den Bau der vom Minister- 
rat in Aussicht genommenen Eisenbahnlinien®) von der Ausarbei- 
tung der ausführlichen Bedingungen für den Bau dieser Linien“ 
getrennt behandeln?) wollten. Der chinesische Verkehrsminister 
Ljang Tun-yen- war aber überhaupt gegen jeden Eisenbahn- 
bau in der Mandschurei eingestellt!®), und am 27. August meldete 
Gravel!): Sun Pao-chi habe die Bereitschaft der chinesischen 
Regierung für die Linie Sachaliang—Harbin mit Abzweigung 
nach Tsitsikar erklärt. Sie bat aber, nicht auf dem Vorrecht 
für die 3 Nebenlinien zu bestehen, und verweigerte vollkommen 
die Erteilung des Rechts auf Ausbeutung der Naturschätze längs 
der Eisenbahnlinien. Die letzte Bedingung hatte Grave den Auf- 


I) RD, „ 8. 249, 1, — ®) RD, a.a. O., S. 249. 
% RD, a.a.O., S. g0o2f. — *) RD, I, 4, S. 257, 1. 
5) RD, a.a.O., S. 60. 

% RD, .„, $. 149, vgl. auch $. 99, 125, 138. 

”) RD, „ S. 257£. — ®) RD, I, 5, S. 27 u. 30. 
. 287. — 1%) RD, a.a.O,, S. ı51,f. 
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trag anzunehmen, in den anderen Fragen aber hatte er „katego- 
rische Weisungen‘, wie er Sun Pao-chi erklärte. 

Alle Verhandlungen erhielten durch den Ausbruch des Welt- 
krieges eine neue Richtung. Japan schritt gegen die Schantung- 
Bahn vor!), und die Chinesen trugen sich Anfang Dezember 1914 
mit dem Gedanken, selbst Eisenbahnen in der Mandschurei zu 
bauen (Heilung-Ninguta)?), ohne daß Krupenski und Sasonow°) 
die Möglichkeit eines ‚formellen Protestes dagegen‘‘ sahen. Und 
da das Militärressort „jegliche Zweiglinie südlich der östlichen 
Hälfte der Hauptlinien der chinesischen Ostbahn aus strategischen 
Gründen als unerwünscht‘ betrachtete, erhielt Krupenski am 
14. Dezember nur den Auftrag, auf das Projekt Heilung—Ninguta 
„zu achten‘ und bei geeigneter Gelegenheit „die Chinesen von 
der Ausführung dieses Projektes abzubringen“. 

Hier brechen die Materialien der Aktenveröffentlichungen 
für diese Untersuchung ab. Aber ganz deutlich zeigt sich doch 
die noch heute bestehende Konstellation, wie sie sich in den be- 
handelten Jahren entwickelt hatte: Rußland und Japan kämpften 
trotz aller Abkommen, die stets nur vorübergehend galten und 
gleichsam Bilanzen abgelaufener Zeiträume, aber nicht zukunfts- 
gültig waren, um den Einfluß in der Mandschurei und darüber 
hinaus im größeren chinesischen Raume. China selbst, die Er- 
haltung seiner staatlichen Existenz, Begriffe wie Offene Tür, 
Einflußgebiete usw. waren niemals mehr als willkommene Worte, 
die jeder nach Belieben für sich in Anspruch nahm und dem ande- 
ren verweigerte. Und die Eisenbahnen bilden wie in dem Lande, 
so auch in den Kämpfen das Gerippe alles Geschehens, ihr Besitz 
ist, je größer die Räume®), um so wichtiger, ihr Verlust und 
ihre Eroberung entscheidet über Verlust und Eroberung desLandes, 
trotz Motorisierung und Ausbau des Flugwesens. 


1) RD, a.a.O., S. 258, 293, 4, 293f. 

2) RD, II, 6, II, S. 549, 1. 

®) RD, a.a.O,, S. 549. 

4) Über Rußlands Eisenbahnpolitik an seiner Westgrenze vgl. W. Treue: 
Die russische Verschuldung an Frankreich zu . Zwecke des strategischen 
Eisenbahnbaues (Preußische Jahrbücher Mai 1935). 





EIN STANDBILD ALLER DEUTSCHEN 
DAS HANDWÖRTERBUCH DES GRENZ- UND AUSLAND- 
DEUTSCHTUMS') 

VON 
KLEO PLEYER 


DiE wenigsten wohl haben eine Vorstellung davon, welch 
umfangreiche und dabei bis ins einzelnste vordringende Arbeit 
vonnöten ist, um die Unterlagen für eine Erkenntnis des gesamten 
mitteleuropäischen Deutschtums und darüber hinaus des ganzen 
planetarischen Deutschtums zu gewinnen. Diese Leistung kann 
nur von einer Arbeitsgemeinschaft bewerkstelligt werden, die 
ebenso weit reicht wie das Deutschtum überhaupt und die ihrer 
Aufgabe entsprechend ausgewählt und durchgegliedert ist. Eine 
solche Arbeitsgemeinschaft hat sich um das ‚„Handwörterbuch 
des Grenz- und Auslanddeutschtums‘‘ gebildet. Sie entstand 
nicht auf akademischen Anruf hin, sondern von der Sache her, 
durch Notstände und Notwendigkeiten volkspolitischer Art. 
Dieser Ursprung bewirkte wiederum, daß die vielberufene Ver- 
bindung von Wissenschaft und Praxis hier sozusagen selbsttätig 
zustande kam. Der neue Arbeitskreis setzte sich aus praktisch 
orientierten Wissenschaftern und wissenschaftlich orientierten 
Praktikern zusammen. - Jene konnten hier ihre Kenntnisse dem 
volkspolitischen Leben nutzbar machen; diese fanden eine aus- 
gezeichnete Gelegenheit, ihre in der Praxis erworbenen Einsichten 
und Erfahrungen geordnet wiederzugeben und für die geistig- 
politische Schulung einzusetzen. 

Der Plan des großen Sammelwerkes hat eine Geschichte für 
sich. Mit der Aufgabe „Grenz- und Auslanddeutschtum‘ war 
nur der rohe ethnographische Umriß gegeben. Für die inneren 
Ausmaße, für das eigentliche Wesen und die Wirkung des Werkes 
war entscheidend, von welcher Sicht aus, mit welchen Wertungen 
die Tatsachen und Fragen des gesamtdeutschen Lebens erfaßt 
wurden. Dem ganzen Werk liegt die lebens- und geschichtswirk- 


1) Handwörterbuch des Grenz- und Auslanddeutschtums. Hrsg. v. Carl 
Petersen, Otto Scheel, P. H. Ruth, Hans Schwalm. Bisher erschienen: 
1. Bd. „Aachen bis Bütow‘‘, 2. Bd., Lieferung ı bis 7 „‚Ceylon bis Finn- 
land‘, 3. Bd., Lieferung ı ‚Galizien bis Gottschee‘‘., Verlag Ferdinand 
Hirt, Breslau 1933/38. Preis des ı. Bd., 746 S., Großlexikonformat, Halb- 
leder, für eingetragene Bezieher RM. 30.—. Preis einer Lieferung RM. 3.—. 
Vgl. H.Z. Bd. 151, S. 89—93 und Bd. 155, S. 108—110. 
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liche Anschauung zugrunde, die das Volk als politische und kämpfe- 
rische Macht, als Subjekt und Objekt der Lebensordnung erkennt. 
Staat, Wirtschaft, Kunst, Kirche, alle Mächte werden in ihrer 
Bezogenheit auf das Volk als die Urmacht des Lebens gesichtet 
und gewertet. Das ‚„Handwörterbuch“ sollte trotz der alpha- 
betischen Gliederung kein Nachschlagebuch im üblichen Sinne 
sein, sondern ein organisches Werk, eine als Ganzes wirkende 
Selbstdarstellung des gesamtdeutschen Volkes, ein nationales Er- 
ziehungswerk, das nicht nur der Wissensvermittlung dient, son- 
dern wegweisend und willensbildend wirkt. Das Werk empfing 
dadurch seine Dynamik, daß die ‚Einheit der Anschauung unserer 
deutschen Volksgeschichte und der Lebensgesetze unserer natio- 
nalen Entwicklung‘ sowohl eine Hauptvoraussetzung wie einen 
Hauptzweck bildete. Die geistige Grundlage des „Handwörter- 
buches‘“ ist der deutsche Volksgedanke, dessen Lebenswirklich- 
keit es durch den gesamten Inhalt des Werkes zu erweisen gilt. 
Das „Handwörterbuch‘“ sollte aus dem neuen gesamtdeutschen 
Volksbegriff gestaltet werden, der in dem Werke selber erst er- 
arbeitet werden mußte. Es sollte ein Hauptwerk der neuen Volks- 
forschung und Volkslehre werden und ein umfassendes wie ver- 
innerlichtes deutsches Volksbild geben. Das gesamtdeutsche Volk 
sollte nicht bloß als „Kulturgemeinschaft‘‘, sondern als Lebens- 
gemeinschaft schlechthin erfaßt werden. Das hieß, die Substanz, 
die Grundkräfte, die Gesetzmäßigkeiten und die lebenswichtigen 
Erscheinungsformen des völkischen Daseins herauszuarbeiten. 
Es mußte die erdräumliche Unterlage, die volkskörperliche Grund- 
masse, die Allheit der politischen, wirtschaftlichen, kulturellen, 
religiösen Lebensinhalte und Lebensäußerungen des gesamt- 
deutschen Daseins dargestellt werden. Das bedeutete nicht mehr 
und nicht weniger als eine neue deutsche Gesamtwissenschaft 
ins Werk zu setzen. 

Um die Lebensallheit des deutschen Volkstums und der ein- 
zelnen deutschen Volksgruppen zu erfassen, bedurfte es einer 
Zusammenarbeit zahlreicher Einzelwissenschaften. Diese Arbeits- 
verbindung hergestellt zu haben, muß den Leitern. des „Hand- 
wörterbuches‘‘ im besonderen als ein wissenschaftsgeschichtliches 
Verdienst angerechnet werden. Während über die neue Univer- 
sitas Aufsätze geschrieben und Reden gehalten worden sind, hat sie 
sich hier tatsächlich gebildet, außerhalb der Universitätsgebäude, 
aber um so tiefer eingelagert in die ursprünglichste Universitas: 
in die Allheit des völkischen Lebens. Die Hauptschriftleitung, 
der etwa vierzig Teilredaktionen zur Seite stehen, hat aus allen 
Teilen der deutschen Welt etwa achthundert Mitarbeiter zu- 
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sammengeholt und auf ein Ziel angesetzt. Auch die Bildung dieser 
universalen Arbeitsgemeinschaft hat eine eigene Geschichte. 
Es konnte nicht anders sein, als daß sich vorerst Wissenschafter 
sehr verschiedenartiger Einstellung zusammenfanden, weil sie 
alle in irgendeiner Weise am Gegenstand des Grenz- und Ausland- 
* deutschtums Anteil nahmen. Es war aber ebenso klar, daß an 
diesem Werk, das von einer einheitlichen Grundeinstellung aus 
geschaffen werden mußte, Kräfte grundverschiedener Einstellung 
nicht oder höchstens randlich mitwirken durften. Die gemein- 
same Arbeit hat aber auch selber aus ihrer Tiefe und inneren Logik 
heraus zu einer Gleichrichtung vieler Arbeitskräfte geführt, 
und diese Vergemeinschaftung hat die Einheitlichkeit der weiteren 
Arbeit verstärkt. Man kann erkennen, wie sich das allmähliche 
Zusammenwachsen der Arbeitsgemeinschaft in den aufeinander- 
folgenden Teilen des Werkes abbildet. Die zunehmende Festi- 
gung und Klarstellung der Arbeitsgrundlage hat bewirkt, daß 
die späteren Lieferungen und Bände ihre Vorgänger an innerer 
Geschlossenheit übertreffen, daß das Werk nicht nur äußerlich, 
sondern auch nach innen wächst. Trotzdem wandelt sich natür- 
lich die grundsätzliche Betrachtungs- und Darstellungsweise bei 
jedem Mitarbeiter ab, was sich aber meistens nicht ungünstig 
auswirkt. Für die Auswahl der Mitarbeiter mußte übrigens nicht 
nur in weltanschaulicher, sondern auch in fachlicher Hinsicht ein 
strenger Maßstab angelegt werden. Während die geistigen Un- 
kosten eines üblichen Lexikons aus zweiter und dritter Hand be- 
stritten werden und die Artikel dementsprechend für den Wissen- 
schafter meist nicht sehr belangreich sind, enthält das ‚„Hand- 
wörterbuch‘ in fast allen Teilen Ergebnisse eigener Forschung, 
eigens angestellter Erhebungen und verarbeitete Erfahrungen der 
Mitarbeiter selbst. 


Die von der Hauptschriftleitung festgelegte Einteilung des 
Werkes sollte den vielschichtigen, weitläufigen und durcheinander- 
greifenden Stoffmassen eine tunlichst klare Gliederung geben. 
Daß die anfangs geplante Einteilung in zahllose kleine Schlag- 
wortartikel des gewöhnlichen Lexikonstils zugunsten einer 
Gliederung in große, umfassende Abschnitte aufgegeben wurde, 
ist vom wissenschaftlichen Standpunkt aus ein offensichtlicher 
Vorteil und für den praktischen Gebrauch deswegen kein Nachteil, 
weil die großen Artikel sehr übersichtlich gegliedert sind und zu- 
dem ein alphabetisches Gesamtregister angelegt wird. Das ‚„Hand- 
wörterbuch‘ enthält drei Gruppen von Beiträgen: Gebietsartikel, 
Sachartikel, Personenartikel. Zu den Gebietsartikeln gehören 
die eigentlichen Volksgruppenartikel und die Länder-(Staaten-) 
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Artikel. Die bisherigen Lieferungen enthalten Gebietsartikel 
über: Banat, Batschka, Bessarabien, Bosnien, Buchenland, 
Burgenland, Deutschbalten, Donauschwaben, Elsaß-Lothringen, 
Eupen-Malmedy, Galizien, Gottschee u.a. Die Sachartikel sollen 
der begrifflichen Klarstellung dienen und die durchgängigen 


Erscheinungen und Fragen bestimmter Lebensgebiete aufzeigen.’ 


An solchen fachlichen Beiträgen seien genannt: Agrarverfassung, 
Bergbau, Bevölkerung, Buch- und Büchereiwesen, Familie. Die 
Personenartikel behandeln Führer der Volksgruppen, gesamt- 
deutsche Denker, Künder und Täter grenz- und auslanddeutschen 
Ursprungs. Den meisten Raum des ‚‚Handwörterbuches‘‘ nehmen 
natürlich die regionalen Beiträge und unter diesen die eigentlichen 
Volksgruppenartikel ein. Die Volksgruppe wird nicht, wie es 
nach einer weitverbreiteten Unsitte geschieht, isoliert dargestellt, 
sondern in der gliedhaften Stellung zum Muttervolk und in der 
Wechselbeziehung zum fremden Volk und Staat. Dieser doppel- 
ten Sichtung dienen außer den Volksgruppenartikeln die Länder- 
und Staatenartikel. 
Als Beispiel für den Aufbau der Volksgruppenartikel sei die 
Gliederung des deutschbaltischen Abschnittes angeführt: 
I. Allgemeine Angaben, 
II. Raum und Grenzen, 
III. Bevölkerung, 

I. Allgemeine Bevölkerungsentwicklung, 

2. Volkliche und konfessionelle Gliederung, 

3. Die volksbiologische Lage Estlands und Lettlands und 
die Struktur und Entwicklung des deutschen Volks- 
körpers, 

. Geschichtliche Entwicklung des baltischen Deutschtums, 

1. Vor- und Frühgeschichte, 

2. Politische Geschichte, 

3. Siedlungsgeschichte, 

4. Soziale Entwicklung und Gliederung, 

5. Wesen und Kräfte des baltischen Deutschtums, 

. Deutsches Volksgut, 

I. Volkskunde, 

2. Sprache, 

. Wirtschaftliches Leben der Deutschen, 
. Kirchliches Leben, 

Geistiges Leben der Deutschen, 

I. Schulwesen, 

2. Jugendarbeit und Erwachsenenbildung, 
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3. Hochschulwesen und Wissenschaft, 
4. Wissenschaftliche Sammlungen, 
5. Zeitungen und Zeitschriften, 


. Künstlerisches Leben der Deutschen, 
I. Bildende Kunst und Architektur, 
2. Musik, 
3. Dichtung und Literatur, 
4. Darstellende Kunst, 
X. Gesundheitswesen und Wohlfahrtspflege, 
XI. Vereinswesen der Deutschen, 
XII. Baltische Deutsche im Deutschen Reich. 


Der Deutschbalten-Abschnitt, der allein 137 Seiten mißt, 
stellt für sich eine volkswissenschaftliche Gemeinschaftsleistung 
ersten Ranges dar. Er ist mit weitem Abstand das gehaltvollste, 
was es an Darstellungen über das Deutschbaltentum gibt. Ähn- 
liches gilt für die Abschnitte über das Deutschtum im Banat, 
in der Batschka, in der Bukowina, in der Gottschee, in Galizien. 
Der Elsaß-Lothringen-Abschnitt, der einen Umfang von 121 Seiten 
hat, bringt viel Bekanntes, aber in der Zusammenordnung ist 
auch er einzigartig. Der Abschnitt über Burgenland-Westungarn, 
der 87 Seiten zählt und kartographisch besonders reich ausgestattet 
ist, zeigt mit am besten, welches Maß von Planungsarbeit und 
Kleinarbeit in diesem Sammelwerke steckt. Fast alle diese Ab- 
schnitte bieten erstmals ein umfassendes und doch bis ins einzelne 
ausgeführtes Lebensbild der betreffenden Volks- und Landesteile, 
für die bisher meist nur Teilansichten vorhanden waren. Das 
macht diese Artikel des ‚„Handwörterbuches‘‘ kostbar und un- 
ersetzlich. Die zahlreichen kartographischen Beigaben erhöhen 
ihren Wert. Ausgiebig wie nirgend sonst wird hier das neue 
kartographische Können in den Dienst der volkswissenschaft- 
lichen und volkspolitischen Arbeit gestellt. Vielen Karten merkt 
es nur der Fachmann an, welche schwierige und langwierige Vor- 
arbeit erforderlich war, bis sie ausgefertigt werden konnten. 


Durch seine Aufgabenstellung und Arbeitsorganisation hat 
das „Handwörterbuch‘ nicht nur eine Unsumme von geistigen 
Kräften des ganzen Deutschtums eingespannt und ausgerichtet, 
es hat auch neue Verfahrensweisen volkswissenschaftlicher For- 
schung hervorgebracht. Sicherlich wäre es lohnend, wenn die 
Hauptschriftleitung einmal die neu angewandten Methoden zu- 
sammenfassend kennzeichnen würde. Die volkswissenschaftlichen 
Begriffsbildungen sind durch das „Handwörterbuch“ in der best- 
möglichen Weise gefördert worden, nämlich so, daß die neu auf- 
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gedeckte Lebenswirklichkeit der Volksgruppen zu begrifflicher 
Erfassung nötigte und die vorgefaßten Begriffe immer wieder 
an der Vielfalt des Tatsächlichen neu überprüft und durchgeformt 
werden mußten. Das Werk in seiner Gesamtheit und einzelne 
Beiträge im besonderen sind berufen, auf die einzelnen Wissen- 
schaften richtungweisend und belebend einzuwirken, namentlich 
auf die Geschichtswissenschaft, Erdkunde, Bevölkerungswissen- 
schaft, Volkskunde, Soziologie, Wirtschaftslehre, Rechts- und 
Staatswissenschaft. Ein Hauptvorzug des Werkes ist die bio- 
logische Grundlegung der volksgeschichtlichen und volkskund- 
lichen Darstellung. Er äußert sich in den einzelnen Gebiets- 
artikeln, besonders aber im Sachartikel „Bevölkerung“. Indem 
deutsches Volk und Land in seinem vorgeschichtlichen und rassen- 
geschichtlichen, bevölkerungs- und siedlungsgeschichtlichen, 
staats-, sozial-, wirtschaftsgeschichtlichen, kultur- und kirchen- 
geschichtlichen Aufbau dargestellt wird, verwirklicht sich eine 
neue allheitliche Geschichtsbetrachtung. Der hervorragende 
Arndt-Artikel zeigt besonders gut, wie der völkische Gehalt 
eines historischen Werkes ausgeschöpft und die geschichtliche 
Persönlichkeit dem neuen gesamtdeutschen Bewußtsein ein- 
gebannt werden kann. Mit seinem Riesenmaterial aus dem Be- 
reich der minder beachteten Deutschtumsgebiete ist das „Hand- 
wörterbuch‘ die ergiebigste Unterlage, die sich für die Aus- 
weitung des deutschen Geschichtsbildes denken läßt. 

In der historischen wie in der gegenwarts- und zukunfts- 
politischen Betrachtung werden zentral die Fragen der Volks- 
ordnung behandelt, von den lebensgesetzlichen Grundlagen der 
Gesamtordnung bis zu den einzelnen organisatorischen Er- 
scheinungsformen. Auch da bedeutet die universale, im echten 
Sinne universitätsmäßige Ansicht der Dinge sowohl einen großen 
wissenschaftlichen als auch einen großen praktischen Gewinn. 
Daß Volkswissenschaft als Wirklichkeitswissenschaft der prak- 
tischen Politik die wertvollsten Dienste zu leisten vermag, zeigt 
sich besonders dort, wo aus der Aufnahme des historischen und 
soziologischen Tatbestandes der Volksgruppe die Notwendigkeiten 
der sozialen Neugestaltung dargetan werden, so etwa der Aufbau 
einer neuen Berufsschichtung im Deutschbaltentum oder die Re- 
form der Bodenordnung im Burgenland. Den sozialistischen An- 
liegen des grenz- und auslanddeutschen Arbeitertums wird in 
den späteren Artikeln hoffentlich die notwendige Aufmerksamkeit 
gewidmet werden. 

Ein durchgängiger Vorzug ist die stark auf das Gegenständ- 
liche eingestellte Betrachtung, die immer wieder durch statistisches 
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Material unterstützt wird. Das ‚„Handwörterbuch‘ gibt nicht 
nur große Übersichten, es gibt über ungezählte Einzelfragen 
Auskunft, die sonst nirgends oder nur sehr schwierig zu finden ist. 
Durch die ausgiebige Heranziehung fremdvölkischer Quellen 
und Darstellungen wird das Werk zu einem Mittler zwischen der 
deutschen und fremden Wissenschaft. Das ist besonders will- 
kommen in den vielen Fällen, wo es sich um den wissenschaft- 
lichen Arbeitsertrag kleinerer Völker handelt, deren Sprachen 
dem deutschen Wissenschafter im allgemeinen nicht geläufig 
sind. Sehr begrüßenswert sind die ausführlichen Quellen- und 
Schrifttumsverzeichnisse am Ende der einzelnen Artikel und 
Unterabschnitte. Es sei besonders auf das reichhaltige Verzeichnis 
dänischer Literatur bei dem Abschnitt ‚Geschichte und gegen- 
wärtige Lage des Deutschtums in Dänemark“ verwiesen. 


Jeder, der einmal mit der Arbeit an einem Sammelwerk be- 
faßt war, wird ermessen können, welche Umsicht und Mühe er- 
forderlich sind, um die zahlreichen Beiträge innerlich und äußer- 
lich so ins Gefüge zu bringen, wie es hier geschieht. Nicht allen 
Mitarbeitern gelingt es, ihre Beiträge dem Gesamtwerk völlig 
einzupassen, und auch die ausgleichende Hand der Hauptschrift- 
leitung kann den Mangel nicht immer ganz beheben. Nicht alle 
Beiträge sind in ihrem ganzen Inhalt auf den volkswissenschaft- 
lichen und volkspolitischen Zweck zugeordnet; manche fallen 
streckenweise aus dieser Beziehung heraus ins rein Fachliche. 
Manche Artikelthemen nehmen ungebührlich viel Raum ein, 
andere dagegen kommen wieder zu kurz weg. In den übermäßig 
lang erscheinenden Beiträgen haben die Mitarbeiter aber meist 
so viel vom Besten gegeben und so viel Neues gebracht, daß man 
die Länge der Darstellung gerne in Kauf nimmt. Die auftretenden 
Ungleichmäßigkeiten sind angesichts des großen Mitarbeiter- 
stabes kaum vermeidbar. Sie werden sich im weiteren Verlauf 
der Arbeit zunehmend von selber beheben. Die Hauptschrift- 
leitung selbst hat bei aller Umsicht manchen Gegenstand über- 
sehen, dessen Behandlung bei der alphabetischen Anordnung 
nur schwer nachgeholt werden kann. Daß Artikel über den All- 
deutschen Verband, über Basel und Bern fehlen, ist offenkundig 
ein Mangel, auch wenn die betreffenden Sachverhalte in späteren 
Abschnitten berührt werden sollten. In dem Artikel über „Bank- 
wesen“ ist nur die Auslandsbetätigung der reichsdeutschen 
Banken und die Tätigkeit der deutschen Auslandsbanken ge- 
kennzeichnet. Es fehlen Hinweise auf die teils nützliche, teils 
schädliche Wirksamkeit, die von dem deutschen oder nur sog. 
deutschen Bankkapital in den mitteleuropäischen Grenzlanden 
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ausgeübt worden ist (ein dunkles Stück Wirtschaftsgeschichte, 
das noch durchforscht werden muß). Wichtiger als die angeführten 
Auslandsunternehmungen war und ist das Bank- und Kredit- 
wesen innerhalb der einzelnen Volksgruppen; es wird in den be- 
treffenden Gebietsartikeln auch behandelt, doch wäre ein Hin- 
weis darauf bei dem Stichwort „Bankwesen‘ erwünscht. 

Die meisten der vorhandenen Mängel rühren daher, daß die 
volkswissenschaftliche Forschung fast an allen Ecken und Enden 
noch im Rückstand ist und nicht immer ad hoc nachgeholt werden 
kann, wenn das Zustandekommen des Beitrages nicht unmäßig 
lange verzögert werden soll. Aber auch in seinen Mängeln ist das 
„Handwörterbuch‘“ noch fruchtbar: indem es noch unerledigte 
wissenschaftliche Arbeitsaufgaben zeigt. Sie könnten künftig 
öfter und ausdrücklicher als bisher hervorgehoben werden. Viel- 
leicht ließe sich bei den Literaturangaben ein kurzer Hinweis 
auf den betreffenden Rückstand der Forschung anbringen. Es 
können schon jetzt ohne allzuviel Spürsinn aus verschiedenen 
Artikeln neue Forschungsaufgaben herausgefunden werden, so 
daß hier eine Fundgrube namentlich auch für Dissertationsthemen 
gegeben ist. 

Ein Werk wie das „Handwörterbuch“ ist selbstverständlich 
einer sehr vielseitigen Kritik ausgesetzt. Aber alle beanstandeten 
Mängel können den Rang des Werkes als einer ausgesprochenen 
Meisterleistung nicht herabsetzen. Es ist nicht nur eine ganz 
außergewöhnliche Handreichung für die Wissenschaft, es ist 
auch eine höchst wertvolle Handhabe für die praktische Volks- 
politik. Die Arbeit des ‚„Handwörterbuches“ ist kämpfende 
Wissenschaft, die an Tausenden von Kilometern grenz- und 
außendeutscher Frontlinien in die Breschen tritt und dabei die 
geistige Munition mitbringt, die für den modernen Volkstumskampf 
erforderlich ist. Das ‚„Handwörterbuch‘“ ist das bedeutendste 
Standwerk der neuen deutschen Volkswissenschaft. Es ist ein 
Monumentum Germaniae, das Abbild des größeren Deutschlands. 
Kein anderes Volk der Welt kann diesem Werk etwas Eben- 
bürtiges zur Seite stellen. 

Wir Historiker dürfen stolz darauf sein, daß Männer unseres 
Faches an dieser Gemeinschaftsleistung führend beteiligt sind. 
Als Herausgeber des ersten Bandes zeichnen: Otto Scheel, der 
Lutherbiograph und schleswig-holsteinische Landeshistoriker; 
Carl Petersen, der mit Arbeiten zur deutsch-nordischen Geistes- 
geschichte hervorgetreten ist; Hans Schwalm, der heute wohl für 
den Bereich des Grenz- und Auslanddeutschtums als der kenntnis- 
reichste Geo- und Kartograph angesprochen werden kann; 


u A ee a (Pr Pe Pr 


. lea a a ul Are u A 





Ein Standbild aller Deutschen 549 





schließlich Hermann Ruth, der sich durch seine Arndt-Forschung 
ausgezeichnet hat. Die Hauptschriftleitung, der gegenwärtig 
Petersen, Schwalm und Ruth vorstehen, hat ihren Sitz im Kieler 
Schloß. Aus dem Mitarbeiterkreis wären an Historikern noch zu 
nennen: Konrad Schünemann, der u.a. eine auf eigene archiva- 
lische Forschung gegründete Siedlungsgeschichte des Banats bei- 
gesteuert hat; Reinhard Wittram und Helmuth Weiß, denen 
Hauptteile des Deutschbalten-Abschnittes zu danken sind; Josef 
Pfitzner mit sudetendeutschen, Otto Brunner mit südostdeutschen 
Beiträgen; Friedrich Baethgen, Rudolf Craemer, Leo Just und 
Chr. Hallier als Verfasser des Abschnittes über Elsaß-Lothringen ; 
aber auch noch andere namhafte Vertreter der gesamtdeutschen 
Geschichtswissenschaft gehören dem Mitarbeiterkreis an. Führende 
Mitarbeiter aus benachbarten Fächern sind: der Königsberger 
Philosoph und Soziologe Gunther Ipsen, der Berliner Bevölke- 
rungswissenschafter Hans Harmsen, der Breslauer Volkskundler 
Walther Kuhn, der Südosteuropakenner Helmuth Klocke und 
manche andere Forscher von Rang und Ruf. Dem Charakter der 
Arbeitsgemeinschaft entsprechend befinden sich unter den Mit- 
arbeitern auch viele angesehene Träger der praktischen Volks- 
tumsarbeit und Volksgruppenpolitik. 

Das ‚„Handwörterbuch‘ stellt auch drucktechnisch und ver- 
legerisch eine Spitzenleistung dar. Gewisse Mißgeschicke in der 
Entstehungsgeschichte des Werkes haben dazu geführt, daß die 
Lieferungen nicht in der anfangs geplanten Zeitfolge erscheinen 
konnten. Von den vorgesehenen fünf Bänden ist 1936 der erste 
Band erschienen. Der zweite Band liegt zur Zeit (April 1938) bis 
auf zwei Lieferungen ebenfalls fertig vor. Die übrigen Teile sind 
in Arbeit. Der Umfang des gesamten Werkes soll etwa dreitausend 
Seiten betragen. Die Anlage und Ausführung eines solchen 
Sammelwerkes erheischt natürlich einen großen Arbeitsapparat, 
der auch beträchtliche Kosten verursachen dürfte. Bedenkt man 
aber, welche Summen für die Monumenta oder gar für den archäo- 
logischen Betrieb ausgeworfen wurden und werden, so wird der 
finanzielle Aufwand des „Handwörterbuches‘ sicherlich sehr 
angemessen erscheinen. Es ist eine Ehrenpflicht aller maßgeb- 
lich beteiligten Männer und Stellen, dieses einzigartige National- 
werk zum glücklichen Ende zu führen. 





BERICHT ÜBER DAS SCHRIFTTUM 
HERAUSGEGEBEN VON 
WALTHER KIENAST 


A. Buchbesprechungen 


Wesen und Wandlung des Humanismus. Von HORST RÜDIGER. 
Hamburg, Hoffmann ü. Campe 1937. 316 S. 10,50 M. 


Wer diese von der Jägerschule beeinflußte Schrift über den 
Humanismus mit der Erwartung liest, hier eine geschlossene Deutung 
seines Wesens und eine geschichtliche Darstellung seines Wandels 
zu finden, der wird enttäuscht, da nur geschickt verzahnte, z.Z. 
schon ‚‚vorabgedruckte‘‘ Aufsätze über einzelne Personen und Epo- 
chen geboten werden, die den Vf. aus irgendeinem Grunde angezogen 
haben. Daher kommt es, daß von großen Dichtern nur Petrarca 
und George (die er nicht für Geister ersten Ranges hält: S. ı2) aus- 
führlich behandelt werden, während Dante, Shakespeare, Goethe, 
Hölderlin fehlen, und ähnlich Lessing, Herder, Schiller, Nietzsche 
neben Winckelmann, Humboldt, Burckhard und — Jäger spärlich 
bedacht sind. Außer den Genannten bespricht R. noch Cicero, 
Hutten, Erasmus, Opitz in gesonderten Abschnitten, dazu im 2. Ka- 
pitel die „Mittelalterliche Bildung‘ als Verbindung von Altertum 
und Renaissance. Die Aufsätze sind zeitlich geordnet, der Abschnitt 
über Jäger heißt ‚Der dritte Humanismus‘. 

Das erste Kapitel schildert den ciceronianischen Bildungsbegriff 
der humanitas, weil dieser, aus einer Verschmelzung von griechischem 
Denken und römischem Wesen hervorgegangen, selber das erste Bei- 
spiel für die Wirkung des Humanismus, d.h. der Bildung nach den 
Griechen, ist, und er die neuzeitliche Bewegung mächtig beeinflußt, 
ja veranlaßt hat. ‚Der Begriff humanitas umfaßt im Gegensatz zu 
animus oder fortitudo ausgesprochen friedliche Tugenden des Men- 
schen — Tugenden, die dem römischen Wesen offenbar nicht von 
Natur aus angeboren sind‘ (S. 30). Aber Ciceros Ideal ist sehr ver- 
schieden von der weltbürgerlichen Gesinnung der Graeculi: ‚Ciceros 
humanitas ist ohne staatliche Gesinnung nicht denkbar“ (S. 32). — 
Die anschließende Übersicht: „Mittelalterliche Bildung‘ wiederholt 
Bekanntes in gefälliger Form: Art und Bedeutung des Lateinischen 
dieser Zeit, dessen Verhältnis zu den Nationalsprachen entsprechend 
der bildungsmäßigen Scheidung zwischen Priestern und Laien, die 
naturgemäße Fremdheit, wenn nicht Feindschaft der geistlichen 
Kultur gegen die Antike: ‚Weder Inhalt noch Form noch Gesinnung 
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der antiken Werke wurden als Bildungswerte anerkannt, sondern 
den eigenen Zwecken dienstbar gemacht‘ (S. 55). — Der dritte, 
Petrarca gewidmete Abschnitt weist auf die wichtige Tatsache hin, 
daß der italienische Humanismus sich zunächst an den Römern, 
d.h. Cicero, orientieren mußte. Das hatte aber zur Folge, daß die 
bedeutenden mathematisch-naturwissenschaftlichen Erkenntnisse der 
Griechen auch nach dem Bekanntwerden der Originalschriften den 
Gebildeten der Renaissance so fern blieben wie einst Cicero selber: 
„Dieser Ausschluß, der griechischen Bildung ebenso fremd wie der 
römischen selbstverständlich, läßt in Zukunft einen naturwissen- 
schaftlich-technischen Bereich neben dem der eigentlichen. Bildung 
entstehen‘ (S. 84). — Wert und Gefahr des romanischen Humanis- 
mus für die Deutschen zeigt die Gestalt Ulrichs v. Hutten (Kap. 4): 
„Er erkennt..., daß der Humanismus sich für ihn als Deutschen 
und als ausgesprochenen Patrioten nicht in der römischen Form über- 
nehmen läßt..., er schreibt neben dem humanistischen Neulatein 
ein humanistisches Deutsch‘ (S. 91). Vor allem aber entdeckt Hutten 
in den klassischen Autoren die eigene Vergangenheit, und es ist ihm 
gelungen, ‚in Arminius eine mythische Gestalt des Deutschtums zu 
schaffen und sie den Helden des romanischen Humanismus als eben- 
bürtigen Gegner an die Seite zu stellen‘‘ (S. 96). — Erasmus erhält 
im 5. Kap. eine mit sichtbarer Vorliebe geschriebene Charakteristik, 
die in dem Fazit gipfelt: „Es ging ihm eben nicht in erster Linie 
um das Altertum selbst, sondern um das Christentum“ (S. 135). — 
Auch der anschließende Abschnitt über den vielbehandelten Opitz 
liest sich gut (Kap.6). Zusammenfassend heißt es S.155: „Der 
Opitzsche Weg bleibt trotz der bedeutenden persönlichen Leistung 
durchaus das Ergebnis einer Zeit des allgemeinen Bildungsverfalls. 
So sehr sich Opitz in Einzelheiten gegen die Überfremdung wendet, 
so wenig vermag er die humanistische Bildungsidee insgesamt von 
fremden Eigenschaften freizuhalten. Zwischen Deutschtum und An- 
tike schiebt sich der romanische Humanismus und macht eine ur- 
sprüngliche Begegnung bis zu Winckelmann unmöglich“ (S. 155). 
— Die Begründung des Neuhumanismus durch Winckelmanns Zu- 
rückgreifen auf die Griechen und die des Klassizismus durch seinen 
Gedanken der Nachahmung umreißt das 7. Stück zu skizzenhaft, um 
wahrhaft fördern zu können, dagegen sind die beiden nächsten über 
W.v. Humboldt und Jacob Burckhardt ausgezeichnete Zusammen- 
fassungen im Rahmen der gestellten Aufgabe. — Das 10. Kapitel ge- 
hört Stefan George. Wer das Buch bis dahin sorgfältig gelesen hat, 
weiß, daß Bildung und Sehweise seines Verfassers durch die Dichtung 
Georges, mehr noch durch die geistesgeschichtlichen Arbeiten der 
„Blätter für die Kunst‘ in weitem Maße bedingt sind. Trotzdem 
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oder deswegen hat R. das Bedürfnis, seine Unabhängigkeit zu be- 
kunden. So entwirft er sein Bild von Georges angeblichem Huma- 
nismus, um dieses am Schlusse mit catonischem Stolze zu verurteilen, 
— Daß in dem letzten Teile: ‚Der dritte Humanismus‘ Jägers ehr- 
geizige Drittehandleistung, wenn auch mit vorsichtiger Abstand- 
nahme, auf einer Linie mit dem Wirken Ciceros oder Petrarcas, 
Opitzens oder Humboldts behandelt wird, ehrt die Pietät, daß er in 
seinem Schlußausblick, der von Gedanken der ‚Blätter für die 
Kunst‘' lebt, etwas eigenes zu sagen glaubt, das Selbstbewußtsein 
des Verfassers. 
Gießen. A.v. Blumenthal. 


Die Gedanken der Griechen über Familienherkunft und Vererbung. 
Von WALTER HAEDICKE. Halle, Akademischer Verlag 1937. 
VIII, 162 S. RM. 5,60. 

Diese sorgfältige, Ernst Diehl gewidmete Dissertation hat sich 
die in dieser Art noch nicht behandelte Aufgabe gestellt, die griechi- 
schen Anschauungen über Herkunft und Vererbung (‚also nicht 
die Tatsächlichkeiten der griechischen Familien- und Rassenge- 
schichte‘‘) zu untersuchen — ein methodisch richtiges Vorgehen, das 
uns an die griechische Wirklichkeit heranführt und vor ungeschicht- 
lichen Gleichschaltungen bewahrt. Behandelt wird die Zeit von 
Homer bis Platon. Eine lückenlose Sammlung aller einschlägigen 
Stellen hat der Vf. mit Recht nicht angestrebt, doch sind für jeden der 
vier behandelten Zeitabschnitte (die homerisch-hesiodeische Welt, 
die adlige Dichtung des 6. und 5. Jahrhunderts, die Zeit des kritischen 
Denkens, Platon) so viele und so bezeichnende Stellen vorgelegt und 
besprochen, daß sich der Benutzer ein klares Gesamtbild von der 
Entwicklung der griechischen Herkunftsvorstellungen machen kann. 
Das Buch bietet eine gediegene Unterlage zur Klärung der behandelten 
Frage und wird hoffentlich weitere Untersuchungen dieser Art an- 
regen, zumal die ritische Verarbeitung und geistige Durchdringung 
des hier erschlossenen Materials noch nicht abschließend ist und die 
Schrift nicht kritiklos benutzt werden kann. 

Für den homerischen Helden ist (vgl. S. 13) die Herkunft von 
einem göttlichen Ahnherrn entscheidend (was auch S.84 oben zu 
berücksichtigen war); dieser Anfang, nicht die Ahnenreihe, ist dem 
Griechen das Wesentliche bei der Abstammung. Nun liegt, wie Vf. 
S. 2ı formuliert, der Wert der göttlichen Abstammung nicht in der 
besseren Erbanlage, sondern ‚in der Hilfe, die Gott seinen Nach- 
kommen zuteil werden läßt im Kampfe, und der ist der ‚Bessere‘, dem 
der stärkere Gott zur Seite steht‘. Aber diese Hilfe ist doch eben 
durch Abstammung bedingt, und es scheint fraglich, ob man hier 
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mit der Unterscheidung: Erbanlage — Hilfe im Sinne eines Gegen- 
satzes operieren kann, während sich beides für die Griechen als ein- 
heitlicher Komplex darstellt. In befremdender Weise wird wiederholt 
unterstrichen, daß der Dichter (Homer S. 23, Sophokles S. 66) „‚vor- 
urteilsfrei‘ sei und der Grieche die Herkunft ‚nicht als Verdienst 
empfindet‘. Gegen demokratische „Vorurteile‘‘ braucht man die 
Alten nicht zu verteidigen; und wie befangen von Vorurteilen mußte 
da Pindar sein, bei dem nach einer schönen Formulierung R. Pfeiffers 
sich „über die Masse des Gewöhnlichen eine Menschengruppe erhebt, 
die von Natur gut ist: die den Geist der Vollkommenheit, die dgern, 
mit dem Blute der göttlichen Ahnen geerbt hat‘. 

In der Würdigung des Theognis (S. 49) wird der Vorwurf ausge- 
sprochen, daß hier der Adel gegen das doch gleichrassige Volk zu Un- 
recht Blutsgrenzen ziehe; diese ständische Trennung sei ein Zeichen 
archaischer Erstarrung. Es ist zweifelhaft, ob dem feinen Wirklich- 
keitssinn dieses Dichters, seinem Tiefblick für seinsmäßige Unter- 
schiede der Menschen hier Gerechtigkeit widerfährt und ob die fremd- 
artigen Aaol vom Lande, die er V. 53ff. so plastisch schildert, wirklich 
mit dem Adel gleichrassig waren. — In dem Abschnitt ‚Aischylos‘ 
wird (S. 58) die griechische Auffassung von Erbschuld sehr schön 
„als die natürliche Wirkung einer Tat‘, nicht als „die Rache des 
eifernden Gottes‘ präzisiert. Hingegen kann man schwerlich sagen 
(S. 61), daß sich bei dem Dichter in den Familien nicht nur Schuld, 
sondern auch „Schuldhaftigkeit‘‘ und ‚‚Frevelsinn‘‘ (Ößgıs) vererbe; 
nicht aus frevelhafter Anlage wird ÖOrestes zum Muttermörder, 
Eteokles zum Brudermörder, sondern nur aus dem überpersönlichen 
Zwang der Lage. — Unklar bleibt, was in dem Sophokles-Abschnitt, 
S. 67, über die Stelle Trach. 61ff. gesagt ist, wieso in dem von Dei- 
aneira gutgeheißenen Vorschlag der Amme, den Hyllos auf Kund- 
schaft nach dem Vater auszusenden, tragische Ironie steckt und was 
mit dieser Stelle der Umstand zu tun hat, daß Jole keine Unfreie ist. 

Mit besonderer Liebe und Ausführlichkeit wird Platon behandelt, 
und es gelingt dem Vf. (S. 133 ff.), die Gesinnungen und Grundsätze, 
die zu dem befremdenden Vorschlag der Weibergemeinschaft in der 
Politeia führten, gerecht und unbefangen zu würdigen. Doch kann 
man in den Ehegesetzen der Nomoi Platons Rat, ‚die Stadt müsse 
wie ein Mischkrug gemischt sein‘, doch nicht mit dem Vf. (S. 147) 
dahin deuten, daß hier empfohlen werde, ‚was man heute als 
Rassenmischung verwirft‘. Es ist ja nur von der Verbindung 
entgegengesetzter Temperamente die Rede, über die Herkunft 
und völkische Zugehörigkeit der Bewohner der neuen Gründung wird 
707e ff. gehandelt und eine stark gemischte Bevölkerung für uner- 
wünscht erklärt (708d). 


- Historische Zeitschrift 158. Bd. 35 
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Solche Bedenken ließen sich leicht vermehren. Die Arbeit ist 
also nicht abschließend, aber ein guter Anfang, der Anerkennung und 
Nachfolge verdient. 


Freiburg i. Br. Hans Bogner. 


Rom: Herrschertum und Reich im zweiten Jahrhundert. Von WIL- 
HELM WEBER. Stuttgart-Berlin, W. Kohlhammer 1937. VI, 
409 S. ıı Taf. RM. 7,80. 


Wilhelm Webers früheste Beiträge zur Geschichte der Anto- 
nine erschienen als quellenkritische Spezialarbeiten, wie z. B. seine 
„Untersuchungen zur Geschichte des Kaisers Hadrian‘‘ und sein 
ausführlicher und gründlicher Artikel über die „Historia Augusta‘ 
als Besprechung der Arbeit von O. Th. Schulz (G.G.A. 1908). Das 
ist 30 Jahre her. Jetzt, nach weitausgreifenden, selbst fernliegende 
Gebiete erfassenden Forschungen über antike Glaubensvorstellungen, 
jene des Ostens vor allem, wendet er sich wieder dem alten Gegen- 
stande zu, um eine zusammenhängende Gesamtschau des Zeitalters der 
Antonine, von Trajan bis Commodus zu liefern. 


Es ist ein populäres Buch, ohne straffe Komposition, abgefaßt 
in gehobener und dichterischer Sprache, Anmerkungen und Index 
fehlen. Faktisch erweist es sich als erweiterte Bearbeitung früherer 
Skizzen. Die Abschnitte über Trajan und Hadrian stammen aus 
seinen Beiträgen zu ‚Meister der Politik‘ (III!, 39 ff. = I2, 199 ff.). 
Hadrian, dieser vielgestaltigste aller Kaiser, erfreut sich jetzt sogar 
schon der dritten Reinkarnation; denn die vier Herrscher Hadrian, 
Pius, M. Aurelius und Commodus erschienen bereits in einer etwas 
zusammengefaßten englischen Ausgabe vor knapp drei Jahren als 
Cambridge Ancient History XI, 294—392. 


Die Auffassung, die sich der Vf. gebildet hat und die er in seiner 
Darstellung nun durchführt, ist sein ausschließliches geistiges Eigen- 
tum. Recht so. Geschichte ist keine bloße Sammlung von Tat- 
sachen: die Darstellung muß sich auf eine leitende Idee, eventuell 
auf mehrere leitende Ideen aufbauen und in deren Lichte gedeutet 
werden. Das ist um so nötiger bei einer Periode, die eindrucksvoller 
einzelner Ereignisse entbehrt — oder deren geschichtliche Überliefe- 
rung lückenhaft ist. Das trifft bei dem Zeitalter der Antonine zu, 
vor allem bei ihrem Herz- und Kernstück, der ereignisarmen Regie- 
rung des Pius, einem verzweifelten Problem für den Historiker. 
Die zwei leitenden Prinzipien W.s sind: die Entwicklung der Glau- 
bensvorstellungen und die Individualitäten der fünf römischen Kaiser 
mit ihren sich ergänzenden Gegensätzen. 


Das erste dieser Prinzipien ist eine begrüßenswerte Neuerung 
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in der gelehrten Forschung, das bisher nur zu oft übersehen und 
übergangen wurde, weil die Historiker sich zu ausschließlich mit 
dem bloßen Tatsachengerippe der geschichtlichen Überlieferung be- 
faßten, mit den Einzelheiten der militärischen, finanziellen und Ver- 
waltungsmaschine. Indes umfassen die religiösen und mystischen 
Vorstellungen, die in diesem Zeitalter immer weitere und weitere 
Verbreitung fanden, keineswegs den ganzen Lebensinhalt des Reichs — 
am wenigsten den der herrschenden Schicht. Das zweite Prinzip 
aber, die Deutung der Reichsgeschichte aus der Persönlichkeit und 
dem Handeln der einzelnen Kaiser, ist durchaus nichts Neues. Es 
ist ein alter Bekannter — oder vielmehr ein alter Feind. Man sagt 
nicht zu viel, wenn man behauptet, daß der wichtigste, ja der grund- 
legende und unentbehrliche Fortschritt zu einem wahren Verständnis 
der Römischen Kaiserzeit darin bestand, daß man sich entschlossen 
von dem Zauber freimachte, mit dem die ‚„Kaiserbiographie‘‘ die 
Gemüter gefangennahm, indem man versuchte, sich eine Vorstellung 
des Reiches zu bilden unter Ausschaltung der einzelnen kaiserlichen 
Gestalten. Wie Mommsen es vor vielen Jahren schon aussprach: 
„Wer an die sogenannten Quellen dieser Epoche, auch die besseren 
geht, bemeistert schwer den Unwillen über das Sagen dessen, was 
verschwiegen zu werden verdiente und das Verschweigen dessen, was 
notwendig war zu sagen. — Die scharfen Abschnitte, welche in der 
landläufigen, durch jene Oberflächlichkeit der Grundlage geirrten 
Auffassung die Regierungswechsel machen, gehören weit mehr dem 
Hoftreiben an als der Reichsgeschichte‘‘ (Römische Gesch. V* (1904), 
4). Das heißt, „Reichsgeschichte‘ ist nicht ‚„Kaisergeschichte‘: es 
ist etwas ungleich Wichtigeres. 


Augustus wußte, was er tat, als er ein neues Regierungssystem 
begründete —, seine Absicht war, das freie Spiel individueller Per- 
sönlichkeit in Sachen des Gemeinwohls zu zügeln, an Stelle des 
bloßen politischen Treibens dienstliche Pflicht und Verwaltungs- 
routine treten zu lassen. Daher jene Langweiligkeit der Geschichte 
unter den Kaisern, über die Tacitus sich beklagt — ‚nobis in arto 
et inglorius labor‘‘ (Ann. 4, 32); daher lassen sich auch die charakte- 
ristischen Merkmale der Antoninischen Periode schon ganz früh in 
der Geschichte des ersten Jahrhunderts feststellen. 


Mit dem Fortschreiten der Zeit verliert der Charakter des ein- 
zelnen Herrschers immer mehr und mehr an Einfluß: es kommt 
nicht so sehr darauf an, wer Kaiser ist —, mag er ein Kind sein, ein 
Schwachsinniger oder dem Regierungssitze fern bleiben, wenn nur 
eine Spitze, wenigstens dem Namen nach, vorhanden ist. Gute 
Kaiser und schlechte, alle verlieren sie in gleicher Weise die Macht, 
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die Staatsmaschine zu leiten, den Strom der Ereignisse aufzuhalten 
(cf. A. Alföldi, JRS, 1937, 254 ff.). 

Hier dagegen sehen wir die Kaiserbiographie aus der Verban- 
nung zurückgerufen und in neuer Aufschmückung sich geradezu in 
der Zitadelle des kaiserlichen Rom festsetzen. Das trojanische Pferd 
schmuggelte einst eine Schar Bewaffneter ein: der Bauch dieses 
Untiers ist aufgebläht von Winden und Worten, gefüllt mit Leichen. 
Geschichte handelt von Menschen, von lebenden Menschen. Aber 
was können wir denn in Wirklichkeit von den Antoninischen Kaisern 
als Menschen wissen ? Gewiß, wir haben ihre Biographien und sie 
gehören zu den „besseren Lebensbeschreibungen‘ der Historia Augusta. 
Das heißt allerdings nicht viel. Nur zu oft leidet die biographische 
Methode durch die Künste des Rhetors, des Moralisten oder des Pro- 
pagandisten, durch die konventionellen und schematischen Bilder 
„guter“ und ‚böser‘ Kaiser in schneidendem Gegensatz. Um das 
Gleichgewicht wieder herzustellen, wird es oft nötig sein, schlechte 
Kaiser zu rehabilitieren, mögen sie auch auf den ersten Blick noch 
so wenig anziehend erscheinen. Schließlich bleibt letzten Endes 
die menschliche Persönlichkeit ein Rätsel. Trajan — zu Nutzen oder 
Schaden — ist nicht in biographischer Form auf uns gekommen. 
Nichtsdestoweniger bleibt Raum für einen gewissen Verdacht, daß 
er stilisiert wurde, als Typus des kriegerischen Wertes des alten 
Rom — ‚vident enim Romanum ducem unum ex illis veteribus et 
priscis‘‘ (Plinius, Pan. ı2, ı). W. erkennt an, daß an Trajan etwas 
sehr Rätselhaftes ist. „Was Zeitgenossen auffingen, in Reden ge- 
stalteten, ist reizvoll, aber zuweilen nicht nah genug, doktrinär oder 
schwärmerisch und subjektiv‘ (S. 35). Das Bild gibt Aufgaben zu 
lösen: ‚Es scheint einfach und ist doch reich an Spannungen, 
es mutet römisch an und kann doch nur eine neue römische Ge- 
stalt sein, es will ‚ländliche Wahrheit‘ sein und ist doch zuerst 
prunkende Majestät, Kriegsherrlichkeit und Völker vernichtender 
Zwang.“ 

Sein Trajan ist tatsächlich einer der besten Abschnitte seines 
Buches. Aber wie es nun damit stehen mag, wenn man W.s leiten- 
des Prinzip einmal zugibt, wie hat er es durchgeführt ? Alle diese 
fünf Kaiser sind provinzieller Abstammung. Das ist ein die ganze 
Aufmerksamkeit beanspruchendes und aufregendes Thema. Wie und 
warum gelangten sie zur Macht ? Daß Trajan Kaiser wurde, ist von 
der einen Seite her ein Zufall. Nicht aber von der andern —, er war 
ein hervorragendes Mitglied der regierenden ÖOligarchie, betraut 
mit einer der größeren Militärprovinzen unter einem schwachen 
Kaiser bei drohendem Bürgerkrieg. Man hat viel Unsinn über die 
„Adoptivkaiser‘‘ verzapft. Was die Erwählung Trajans durch Nerva 
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betrifft, neigt W. dazu, die oberflächliche und konventionelle Ansicht 
von der „Wahl des besten Mannes‘ abzulehnen. Mit Recht. Wie 
wurde die Wahl tatsächlich entschieden ? Die unheilvolle Tätigkeit 
jenes andern Spaniers, Licinius Sura, mag verdächtig sein (cf. E. 
Groag, P-W. XIII, 475); und es wäre vielleicht Berechtigung vor- 
handen, von einem verhüllten Staatsstreich zu sprechen. Nervas 
Regierung befand sich in einer äußerst unsicheren Lage. Auch wer- 
den nicht alle Zeitgenossen die Thronbesteigung Trajans als selbst- 
verständlich oder befriedigend angesehen haben. Unter Nerva war 
die Haltung des Konsularlegaten von Syrien zweifelhaft (Plinius, 
Epp. 9, 13). Erwähnung hätte finden können, daß es kurz darauf 
keinen Konsularlegaten in Syrien mehr gab, sondern nur noch einen 
Legionsbefehlshaber, A. Larcius Priscus, der die Geschäfte des Gou- 
verneurs versah (Dessau, ILS, 1055). 

W. betont und beleuchtet den Einfluß der spanischen Koterie, 
die mit Trajan an die Macht kam — sein Verwandter und seine 
Freunde. Ebenso die Leute aus Gallia Narbonensis, wenn auch nicht 
so ausgesprochen. Doch hätte er beifügen können, daß Trajans Ge- 
mahlin Plotina wahrscheinlich aus Nemausus stammte (SHA, Hadr. 
12, 2); und Scaurianus und sein Sohn Gentianus, vermutlich aus 
Gallia Narbonensis (cf. E. Groag, P-W. V A., 669), verdienen 
mindestens Erwähnung. Daß Provinziale hohe Ämter einnehmen, ist, 
wie W. zeigt, weder neu noch bedarf es mehr einer Erklärung, be- 
sonders im Hinblick auf die hervorragende Stellung Spaniens in der 
Literatur des frühen Prinzipats. Balbus, der Mann aus Gades, wurde 
Konsul 40 v. Chr. Balbus könnte als glänzende Ausnahme betrachtet 
werden. Aber wenn man die Kultur Spaniens — und der Narbonensis 
— in der letzten Zeit der Republik untersucht, so erscheint Cäsars 
Handlungsweise, ‚Fremde‘ zu Mitgliedern des Senates zu machen, 
in einem andern Lichte, nicht als empörender und unentschuldbarer 
Akt des Despotismus. Keiner von Cäsars Senatoren aus der Nar- 
bonensis ist mit Namen bekannt —, aber wir kennen die Gesell- 
schaftsschicht, der sie angehörten. Es waren Männer wie Procillus, 
Trogus und Gallus, aus einheimischem Fürstengeschlecht, nicht 
Kolonialrömer (cf. JRS, 1937, 131; CQ, 1938, 43). 

Aber das war viel früher. Was ist die Bedeutung der Provinzial- 
senatoren — und -kaiser — des Reichs in den Tagen seiner Höhe ? 
Hier sind drei Fragen zu unterscheiden. Erstens, in der starkge- 
mischten Ahnenschaft dieser Männer, welche Proportion ihres Erbes 
war kolonialrömisch, welche eingeboren ? Zweitens, in welchem 
Grade wirkte diese Ahnenschaft auf ihren Geist, Charakter und ihre 
Gewohnheiten ein ? Drittens, inwieweit betrachteten die Italiker sie 
als von sich verschieden oder als fremd ? Es ist keineswegs klar, 
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daß W. sich selbst diese drei Fragen gestellt und sie jede für sich 
geprüft hat, bevor er seine Synthese schuf. 

Der Einfluß von Rasse sowohl wie Umgebung auf den Charakter 
ist ungeheuer wichtig. Es wäre Torheit, das zu leugnen. Torheit 
aber auch, die Schwierigkeiten eines Gegenstandes zu leugnen, der 
so weiten Spielraum für ungeklärte Bedenken und ungenaue Aus- 
drucksweise gewährt. Die Familien beider, Trajans und Hadrians, 
kamen von Italica, in der spanischen Provinz Baetica. Hadrians 
Ahnen hatten, wie er selbst angab, sich dort „in den Tagen der 
Scipionen‘‘ niedergelassen, wohin sie von Adria in Picenum gekommen 
waren (SHA, Hadr. ı, 7). 


Nun könnte man versucht sein, hinsichtlich der Stammbäume 
alter Kolonialfamilien zu allen Zeiten skeptisch zu sein. Doch mag 
man diese Frage fallen lassen. Hadrians Vater heiratete eine Frau 
aus Gades. Welche Schlüsse ziehen wir daraus für die Rasse Ha- 
drians ? Was für eine Bedeutung legen wir dem spanischen Ursprung 
seiner Ahnen für etwa sieben Generationen bei — wenigstens in 
einem geographischen Sinn ? W. schreibt: „Kräften der Mitte und 
der Peripherie des Reiches, der Mischung von illyrisch-italischem und 
iberisch-afrikanischem Blut entstammte Hadrians Kraft. Der Ozean, 
die bald üppige, bald sonnverbrannte Ebene, der trägströmende Fluß 
der heimatlichen Landschaft am Südwestrand des Reichs hatten auf 
sein Geschlecht und seine Kindheit formend gewirkt‘ (S. 228). Das 
ist eindrucksvoll und schön ausgedrückt — aber ist es wirklich über- 
zeugend ? Was die Kinderjahre Hadrians betrifft, so können das 
F‘ima und die Naturbeschaffenheit Andalusiens überhaupt keinen 

iluß auf ihn geübt haben, wenn wir glauben, wie überliefert ist 
und nicht ohne Wahrscheinlichkeit, daß er in Rom geboren wurde 
(SHA, Hadr. ı, 3), die Stadt Italica nur auf kurze Zeit besuchte, 
als er ungefähr fünfzehn Jahre alt war (ib. 2, ı) — und sie nie wieder 
sah. Und wie erklären wir den großen Charakterunterschied zwischen 
den beiden Spaniern Hadrian und Trajan ? Ist es nur die Mutter aus 
Gades ? Und dann, noch ein anderer Spanier, Marcus Aurelius selbst 
Nachkomme der Annii aus Uccubi. ‚In der Familie erzählte man, 
und ein späterer Historiker hat, offenbar nachprüfend und weiter- 
forschend, dies als berechtigt anerkannt, daß altitalisches Blut vom 
Sabiner Numa, dem frommen König Roms, und illyrisches vom alten 
sallentinischen König Malemnius, dem Gründer der kalabrischen 
Stadt Lopiae in ihren Adern floß‘ (S. 284). 


Das stammt natürlich aus SHA (M. Ant. phil. ı, 6). W. scheint 


es zu glauben, denn er spricht auf derselben Seite vom ‚„sabinischen 
Blut‘ in den Adern der Annii. Es ist schade, daß man keinen antiken 
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Historiker kennt, der den Anspruch der Annii von Numa Pompilius, 
dem sabinischen König von Rom, abzustammen anerkannt und als 
erwiesen betrachtet hätte. Man würde wissen, wie man mit ihm zu 
verfahren hätte. 


Diese beiden Beispiele werden dazu dienen, die Gefahren der 
biographisch-genealogischen Forschungsmethode zu beleuchten. Kon- 
zentration auf die entfernte, dunkle und manchmal, wie wir bekennen 
müssen, höchst zweifelhafte Ahnenschaft der provinzialen Kaiser 
verbirgt die Wahrheit. Diese ist einfach: der politische Erfolg und 
der persönliche Charakter dieser Männer sind nicht direkt ein Ergeb- 
nis ihres Stammbaums. Gewiß, die Spanier und die Leute aus Gallia 
Narbonensis kamen rapid vorwärts — das war aber, sie gehörten 
einer erfolgreichen Gruppe innerhalb der regierenden Oligarchie des 
Reiches an. Worauf es ankam, das war gerade Bildung, Reichtum 
und soziale Position. Das Antoninische Reich verstand es mit vollem 
Erfolge, die tatsächliche Herrschaft der Reichen unter der Hülle 
und mit der Rechtfertigung altrömischer Maßstäbe von Bürgertugend 
verbunden mit griechischer Kultur zu verbergen. 


Daher verleitet zu ausschließliche Beschäftigung mit dem Ur- 
sprung und den Ahnen dieser Kaiser nur zu leicht zu Irrtümern. 
Wir sollten vielmehr die Regierungsoligarchie als ein Ganzes betrach- 
ten, denn es ist klar, daß, was immer die nach außen hervortretende 
Verfassungsform sein mag, Monarchie oder Republik, irgendwo eine 
Oligarchie vorhanden sein muß. Die Provinzialen, Trajan an ihrer 
Spitze, machen ihren Weg in der Politik und ergreifen die Macht, 
weil sie die führenden Mitglieder der Reichsoligarchie sind, an Reich- 
tum, Rang und Ansehen. Aber sie sind weder die einzigen Mitglieder 
noch bestehen große Bildungsunterschiede unter diesen Männern 
je nach Familie oder Provinz. Die Antoninische Gesellschaft ist in 
hohem Grade kosmopolitisch. Bereits im Jahre 93 waren Valerius 
Asiaticus, aus keltischem Fürstengeschlecht von Vienna der Allo- 
broger, und A. Julius Quadratus, ein Mann aus Pergamum, zusammen 
Konsuln in Rom. Es ist keineswegs wahrscheinlich, daß diese beiden 
Männer in Charakter, Erziehung und gesellschaftlicher Stellung sehr 
verschiedene Persönlichkeiten waren. 


Da W. das Thema der Ursprünge und des Stammbaums für 
so sehr wichtig hält, wurden hier seine Ansichten etwas ausführlicher 
erörtert. Um uns anderen Gegenständen zuzuwenden, Trajan 
brachte, wie W. zeigt, einen großen Teil seiner Laufbahn außerhalb 
Italiens, an der Peripherie des Reiches zu: er besaß Sinn für Raum 
und Entfernung, ‚Raumphantasie‘‘. Dann sollte offenbar ein Histo- 
riker dem Kaiser nacheifern und in geographischen Begriffen denken. 
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Der Vf. indes ist nicht frei von Fehlern. Er behauptet z. B., daß 
nach dem armenischen Feldzug von 114 n. Chr. eine römische Armee 
Hyrcania zusammen mit andern Gebieten besetzt haben müsse 
(S. 117). Ein Blick auf die Karte würde Zweifel hervorrufen. Ferner, 
die Grenze von Germania Superior zur Zeit Hadrians wird als „Erd- 
wall‘ bezeichnet (S. 169); und die Brigantes in Britannien werden 
als Leute, die nördlich des Walles Hadrians leben, geschildert 
(S. 270). 

Es finden sich noch andere Irrtümer. Es wird angegeben, daß 
ein Parthischer Krieg unter Vespasian stattfand (S. 24). Das kann 
nicht sein: es wird durch die ausdrückliche Angabe eines Zeitgenossen 
widerlegt, des Tacitus, der sagt, daß es beinahe zu einem Krieg 
wegen eines falschen Nero gekommen wäre (Hist. ı, 2), das heißt, 
bei einer anderen Gelegenheit, vermutlich unter Domitian, ca. 88 
n.Chr. Trajan wird als Gouverneur von Germania Superior bezeich- 
net kurz vor dem Tode Domitians (S. 27). Möglicherweise richtig 
— aber die einzige Quellenangabe, die zu Gebote steht, gibt an, 
daß er diese Stellung von Nerva erhielt (Plinius, Pan. 9, 5). Hadrian 
war schwerlich ein Neffe Trajans, sondern eher der Sohn eines Vet- 
ters (SHA, Hadr. ı, 4). Auch besuchte Hadrian, als er als Kaiser 
in Spanien war, nicht die Stadt seiner Familie (S. 188): das wird 
ausdrücklich von Cassius Dio verneint (69, 10, 7). Die Auswahl der 
Tatsachen in diesem Buch ist nicht immer die beste. W. zeigt Nei- 
gung, in veränderter Form die Angabe des Johannes Malalas, des 
armseligen Chronisten aus Antiochia, zu akzeptieren, daß die Parther 
Antiochia, die Hauptstadt Syriens, im Jahre 113/14 n. Chr. einnahmen. 
Ferner wird uns zweimal mitgeteilt (S. 149 und S. 164), daßim Juden- 
krieg Hadrians nicht weniger als 580000 Juden wehrfähigen Alters 
in offener Feldschlacht zugrunde gingen, von den Opfern der Belage- 
rungen und des Guerillakrieges zu schweigen. Die Größe der gesamten 
Bevölkerung Palästinas, die diese Zahl voraussetzt, würde Karl 
Julius Beloch sich im Grabe umdrehen lassen. 

Die relative Wichtigkeit, die verschiedenen Gattungen von 
Quellen beizulegen ist, ist eine heikle Frage. Für den Geschmack 
mancher wird es scheinen, als ob der Historia Augusta und Münzen 
in diesem Buch zu großes Vertrauen geschenkt würde, nicht genug 
dagegen den Inschriften. Das übliche Bild von Verus, einem schlem- 
merischen Nichtskönner, wird hier wiederholt. Man braucht diese 
Figur nicht völlig rehabilitieren zu wollen. Nichtsdestoweniger sieht 
der Bericht in der SHA überraschend nach einem rhetorischen Gegen- 
stück zu der heiligmäßigen Gestalt seines kaiserlichen Kollegen, des 
Philosophen M. Aurelius, aus (wie P. Lambrechts kürzlich darlegte, 
L’Antiquit& classique, 1934, 173 ff.). Auch kann man die Vorschrift 
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des Kaisers bei seiner Rückkehr nach Italien 176, daß alle Soldaten 
die Toga anlegen sollten (S. 327), nicht ganz ernst nehmen — ‚‚milites 
togatos esse iussit, nec umquam sagati fuerunt sub eo milites‘‘ (SHA, 
M. Ant. phil. 27, 3). Was für ein Schauspiel! Wo hätten sie den 
Bedarf an togae decken können ? Durch Leichenraub’? (cf. Juvenal 
3, 172). 

Aufschriften auf Münzen sind gewiß eine sehr wertvolle Quelle, 
sich zu unterrichten. Was erzählen sie uns aber wirklich ? Allzuoft 
doch nur, was die betreffende Regierung das Volk glauben machen 
wollte. D. h. nicht immer die Wahrheit. Es ist recht nett und unter- 
haltend, tröstliche Aufschriften zu lesen wie ‚„Virtus Augusti‘, 
„Felicitas‘‘, „Fides Exercituum‘‘ — aber man sehnt sich nach stich- 
haltigen Belegen. So sollte einem in der Schilderung des Pius unter 
vielem, das trivial oder konventionell ist, Mitteilung gemacht wer- 
den über das unbefriedigende Verhalten eines Gouverneurs von 
Hispania Tarraconensis, worin immer es bestanden haben mag, wie 
neuerdings zutage kam — ‚‚quod provinciam Hispaniam hostiliter [in-) 
quietaverit‘“ (N.d. Scavi 1934, S. 256). Ferner, hinsichtlich des Krie- 
ges in Britannien gegen Ende dieser Regierung, was für einen Sinn 
hat es, eine Anzahl Münzen anzuführen (keine von ihnen eindeutig 
datiert) mit den üblichen optimistischen Aufschriften, aber die Exi- 
stenz einer Inschrift nicht zu erwähnen, die eine beunruhigende und 
authentische Tatsache enthüllt? Die Legionen Britanniens mußten 
mit Verstärkungen aus der Armee von Germania Inferior gekräftigt 
werden (Dessau, ILS 9116). 

Das vorliegende Werk beansprucht sicherlich nicht, die mili- 
tärische, politische und Verwaltungsgeschichte im einzelnen darzu- 
stellen. Noch glückt es ihm völlig, eine Sozialgeschichte zu sein. 
Es ist viel eher eine großartige Zusammenfassung der religiösen und 
geistigen Strömungen eines ganzen Zeitalters der Weltgeschichte. 
Als solche muß es beurteilt werden. Manche werden es schätzen — 
manche nicht. Der Titel und der Name des Vf.s werden hohe Er- 
wartungen erregt haben und werden zweifellos weite Verbreitung 
sichern. Wenn deshalb eine Besprechung eine wirkliche Kritik, nicht 
nur ein kahler Überblick oder eine übliche Lobpreisung sein soll, 
so muß sie, klar und mutig, gewisse Schwächen in der Auffassung 
und im einzelnen angeben. 

Einige der Punkte, die beanstandet wurden, mögen klein er- 
scheinen. Unwichtig können sie nicht sein, wenn sie die eigentliche 
Natur geschichtlicher Quellenerkenntnis und historischer Wahrheit 
betreffen. 

Oxford. Ronald Syme. 
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Germanische Köpfe der Antike. Von FRANZ MILTNER. Pots- 
dam, Athenaion 1938. Mit 6 Bildtafeln und 2 Übersichtskarten. 

140 S. 

Die vielhundertjährige Auseinandersetzung zwischen der ger- 
manischen und der römischen Welt des Altertums bestimmte Ent- 
wicklung und Schicksale unseres Volkes bis herab zur Gegenwart, 
und im Wollen wie im Handeln der Germanen, die in jener fernen 
Vergangenheit führend hervortraten, kündigte sich bereits das Große, 
daneben aber öfters auch das Verhängnisvolle an, das nachmals der 
deutschen Geschichte allzeit ihr eigenartiges Gepräge gab. Von jenen 
Vorgängen und Menschen einer längst versunkenen Zeit sollte daher 
jeder Deutsche wissen, der Eigenart und Daseinsbedingungen seines 
Volkes verstehen will. Daraus erhellt, wie zeitgemäß und verdienst- 
lich das vorliegende Buch ist, das — wenn auch im wesentlichen 
nur unter Berücksichtigung von Vorgängen politischer und militäri- 
scher Art — weiteren Kreisen in einer Folge von Einzelbildern eine 
Gesamtanschauung von dem Eintritt der Germanen in die Weltge- 
schichte vermittelt. 


M. löst seine Aufgabe sehr glücklich durch Schilderung germa- 
nischer Führergestalten der beginnenden sowie der ausgehenden 
Kaiserzeit, die schicksalhafte Bedeutung erlangten oder durch ihre 
Erscheinung die jeweilige Lage der Dinge beleuchteten. Auf diese 
Weise wird dem Leser zugleich vor Augen geführt, wie die große 
Auseinandersetzung zwischen Germanen und Römern anfing und wie 
sie endete. Dies lehrt ein nicht bloß an den Kapitelüberschriften 
haftender Blick auf Gliederung und Inhalt des Buches. Die erste 
Gruppe der Lebensbilder zeigt die Germanen im Kampfe gegen das 
Umsichgreifen des noch auf der Höhe seiner Macht stehenden Rom. 
Hier wird erzählt, wie die Römer das germanische Vordringen nach 
Westen hemmten (Ariovist, S. 12—24), wie sie ihren Herrschafts- 
bereich bis an die Elbe vorschieben wollten, damit aber scheiterten 
(Armin und Marobod, S. 25—60), und wie sie einer germanischen 
Erhebung Herr wurden, die auch auf Gallien auszugreifen drohte 
(Civilis, S. 61—77). Die zweite Bilderreihe führt die Auflösung des 
römischen Reiches und den Übergang seiner Macht an die Germanen 
vor. Der Vf. behandelt hier den erstmaligen Aufstieg eines germa- 
nischen Führers zu leitender Stellung im weströmischen Reich (Arbo- 
gastes, S. 78—88), das kraftvolle, zuletzt aber doch erfolglose Be- 
mühen eines Germanen, diesen Staat ohne Beseitigung des Kaiser- 
tums tatsächlich zu beherrschen und ihn zu retten, sowie den Ver- 
such eines germanischen Heerkönigs, für sich und die Seinen im 
Mittelmeerraum Land zu erfechten (Alarich und Stilicho, $. 89—118), 
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endlich die erste germanische Reichsgründung zu eigenem Recht auf 
dem Boden des Imperium (Geiserich, S. 119—139). Daß das Buch 
mit der Geschichte des großen Vandalenkönigs und nicht mit der 
Odovakars oder Theoderichs abschließt, ist berechtigt. Denn was 
der Skire anstrebte und der Ostgote durchsetzte, war noch ganz im 
Geist Arbogasts und Stilichos gedacht, Geiserich dagegen eröffnete 
eine neue in die Zukunft weisende Bahn. 

Was die vorliegende Darstellung enthält, wurde schon oft be- 
handelt, und die hier in Frage kommenden Quellenaussagen sind meist 
lückenhaft, dürftig und einseitig genug. Indes M. versteht es trotz- 
dem, vielfach Ereignisse und Zusammenhänge in neuer Beleuchtung 
zu sehen wie auch seine Helden so greifbar und anschaulich zu 
zeichnen, als es den Umständen nach möglich ist. Seine gewöhnlich 
den Geist gelehrter Sachlichkeit atmende Sprache erhebt sich öfters, 
so schon in der Einleitung (S. 7—ı1), zu höherem Schwung. Dazu 
redet in dem Vf. überall ein Deutscher, der seinem Stoff mit warmer 
Anteilnahme gegenübersteht und nie vergißt, nach der tieferen völ- 
kischen Bedeutung des von ihm Erzählten zu fragen. Durch all dies 
gewinnt das Buch — man lese z. B. den besonders schönen Abschnitt 
„Armin und Marobod‘ — inneren Gehalt, lebensvolle Färbung und 
die Fähigkeit, nachhaltigen Eindruck zu machen. Gewiß kann man 
nicht überall vorbehaltslos mit den Ausführungen des Vf.s einver- 
standen sein. So wäre etwa zu sagen, daß häufig mit zu großen Vor- 
kenntnissen der Leser (z. B. betreffs der jeweiligen Beschaffenheit 
germanischer wie römischer Heere) gerechnet ist, daß man nament- 
lich am Beginn des zweiten Teils kurze einleitende Bemerkungen über 
den tiefgreifenden Wandel aller Verhältnisse in der zwischen den 
Tagen des Civilis und jenen Arbogasts liegenden Zeit vermißt, daß 
M. die germanischen Führer nicht selten denken läßt, als wären es 
Menschen des römisch-griechischen Altertums oder der Gegenwart, 
daß er öfters die Schranken übersieht, die der Befehlsgewalt eines 
germanischen Fürsten und Feldherrn gezogen waren usw. Allein 
diese und verschiedene Einwände, die sich im Einzelfall erheben 
ließen, fallen gegenüber den hohen Vorzügen des hier angezeigten 
Werkes gar nicht ins Gewicht. Möge diesem prächtigen Buch, dessen 
Tafeln zeitgenössische Darstellungen germanischer Krieger, auch im 
Kampf mit Römern, sowie Stilichos und Übersichtskarten des früh- 
kaiserzeitlichen Deutschlands sowie des westlichen Mittelmeerbeckens 
der Spätantike bringen, weite Verbreitung beschieden sein. Es ist 
zugleich (wie jetzt anläßlich der Korrektur dieser vor dem 13. März 
1938 verfaßten Besprechung ergänzend beigefügt werden darf) ein 
Beweis dafür, daß es in unserer Gelehrtenwelt nicht an aufrechten 
Männern fehlt. Denn es gehörte für einen österreichischen Hoch- 
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schullehrer Mut dazu, 1937 ein solches Buch zu schreiben und es zu 
Ende dieses Jahres erscheinen zu lassen. 


Innsbruck. Richard Heuberger. 






Altgermanischer Glaube nach Wesen und Grundlage. Von H. GÜN- 
TERT. (Kultur und Sprache, ı0. Band.) Heidelberg, Carl 
Winter 1937. 141 S. Mit 56 Abb. Kart. 5 RM. 

Dieses Buch wird getragen von dem Urteil G.s über das Wesen 
des germanischen Glaubens. Dem ist der ganze letzte Abschnitt 
S. 78—ı137 gewidmet. G. gründet seine Wertung auf einer Schau 
über den gesamten geschichtlichen Verlauf von den Bildern des 
Grabes von Kivik an der Ostküste Schonens (um 1400 v.Chr.) bis 
— ja, bis zu Luther und den Auseinandersetzungen unserer Zeit. 

Das Elternpaar der Germanen: die fälische Rasse — Bauern, 
Sippengrab (Kivik), örtlicher Totenbereich— und die nordische — 
Wandervolk, Krieger, Einzelgrab, allgemeines Totenreich. Das ergab 
die besondere Spannung der germanischen Seele, die im Wort 
„Bauernkriegertum‘‘ S. 32 ihren Ausdruck findet. In dem Gegen- 
über der freundlichen Bauerngötter Vanen und der des bäuerlichen 
Wesens auch nicht ganz entbehrenden ernsten Asen setzt sich die 
zwiefache Grundlage fort. Abstand vom indogermanischen Glauben 
zeigt sich in der Sterblichkeit der Götter, dem Untergang ihrer Welt 
und der Erneuerung (nur von Vanen). Überragt wird alles durch das 
Wesen der Wurd, des Geschicks, das durch die Lebenserfahrung 
des Bauern vom Jahr und dem ewigen Wechsel von Werden, Welken 
und Neuerstehen geprägt ist. Ihm ordnet sich der germanische Mensch 
mit seiner sittlichen Bestimmtheit durch Sippen- und Waffenver- 
band und Ehre ein. Aufrecht gegen das Schicksal. Mit den Worten 
„Sein und Werden‘ kennzeichnet G. seine inhaltliche Auseinander- 
setzung mit dem Glauben der Germanen, Antike und Christentum, 
deren Werte er nicht verkleinern will. Aber das gehört ja noch nicht 
der Geschichte an, also wohl auch nicht in einen urteilenden Bericht 
für eine Historische Zeitschrift. 

Die Förderung unseres geschichtlichen Wissens bringt die Ab- 
handlung über das Grab von Kivik. Hier trägt G. eine beträcht- 
liche Reihe neuer Beobachtungen und Deutungen vor. Sie schließen 
sich etwa in den Sinn ‚Bestattung gleich Einführung des Toten in 
die Reihe der Ahnen‘ zusammen. Überblickmäßig mußte wohl der 
Abschnitt über das Wesen des germanischen Götterglaubens 
den Stoff behandeln. Er zeigt manche eigene Stellung. Die Asen, 
(Ansen) werden nicht, wie man das heut gern tut, zu got. ans Balken 
gestellt, sondern zu altind. asura-, lat. animus und als Ahnenseelen 
gefaßt. Zur Geschichte Wodans hat jüngst H. Flasdieck, Harlekin, 
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Anglia 61 (auch Sa. im Handel), Sonderung von den Dämonen, die 
*wödaz Wut hießen, gestützt auf die Wortbildung wahrscheinlich 
gemacht. Ich würde den Tod der Gott-könige Frey und Niord 
als Euhemerismus fassen. Das Gottesfreund-verhältnis ist zu 
jung, als daß es als gemeingermanisches Kennzeichen angesprochen 
werden könnte. Am germanischen Heimatsrecht Baldrs läßt G. 
keinen Zweifel merken; vielleicht mit Recht: wenn er (ein Fremdling ?) 
so inbrünstig ausgestaltet worden ist, so kann er auch Heimgewächs 
sein. 

Der Volospä würde ich nicht so viel Zeugniskraft für den Volks- 
glauben zumessen wie G. Aber G.s Auffassung dieses geistig höchsten 
germanischen Religionsgedichtes findet ihren Widerklang in seiner 
eigenen Formung und Wertung von Gedanken der germanischen Reli- 
gion. Ein Volospädichter möchte vielleicht so gedacht haben können. 
Mir ist bange, ob wir mit solcher Hebung aus dem Wenigerbewußten 
den Alten und uns einen Dienst leisten. 

G.s Buch ist auch ein Einsatz in die religiöse Bewegung unserer 
eigenen Zeit. 

Kiel. W. H. Vogt. 


Schweden und das karolingische Reich. Studien zu den Handels- 
verbindungen des 9. Jahrhunderts. Von HOLGER ARBMAN. 
Stockholm, Wahlström & Widstrand (in Komm.) 1937. '274 S. 
42 Textabb. 74 Taf. (Kungl. Vitterhets Historie och Antikvitets 
Akademiens Handlingar, Del 43 = Folge 3, Teil 10.) 

Die Arbeit bezeichnet sich als Vorstudie zu der umfassenden 
Publikation der Ausgrabungen auf Björkö (Birka), deren Fortsetzung 
die Stockholmer Akademie Vf. anvertraut hat. Der einleitende Ab- 
schnitt über den „Fernhandel des karolingischen Reiches‘ (S. 9—ı7) 
nimmt zu A. Dopsch und H. Pirenne Stellung, bestreitet mit Recht 
den von E. Patzelt behaupteten Handelsweg Orient—Norden— 
Frankenreich und schildert die Bedeutung Birkas für den Pelzhandel. 
Als ‚„Machtfaktoren im Ostseegebiet‘‘ (S. 18—25) konnten die Be- 
herrscher von Schleswig-Haithabu (um 900 Schweden) einen Einfluß 
auf den Handel von Birka ausüben, für dessen Beziehungen zu Hait- 
habu nunmehr auch die neuesten Veröffentlichungen von Jankuhn 
heranzuziehen sind. Birka selbst ist mindestens im Einvernehmen 
mit dem Schwedenkönig angelegt worden, der auf benachbarten 
Mälarinseln (Adelsö, Munsö) Höfe besaß. Auf diese Vorfragen folgt 
als erste einer Anzahl lose aneinandergereihter Einzeluntersuchungen 
die „Karolingische Glasindustrie und die Einfuhr von Glaswaren 
nach Skandinavien‘ (S. 26—86). Vf. gewinnt aus den Resten der 
karolingischen Glashütte bei Cordel in der Eifel einen wichtigen 
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Ausgangspunkt und stellt das Material aus Birka und dem übrigen 
Schweden (sowie Vergleichsstücke vom Festland) umfassend zu- 
sammen. Die sorgfältige Untersuchung sichert der karolingischen 
Glasherstellung eine wesentlich höhere Einschätzung, als ihr noch F. 
Rademacher (1933) zuteil werden ließ. Daß in nicht weniger als 58 
Birkagräbern des 9. und der ersten Hälfte des ıo. Jahrhunderts 
Glasgegenstände (auch Spiegel, Spielsteine) angetroffen wurden, 
spricht für lebhafte Einfuhr aus dem Karolingerreich, was die ‚Karo- 
lingische Keramik in Schweden‘ ($.87—ı15) bestätigt. Haupt- 
sächlich sind Tongefäße aus der Kölner Gegend und aus Friesland nach 
Birka gelangt, die vom Vf. umsichtig vorgelegt und auch in ihrer Be- 
deutung für die Entwicklung des rheinischen Töpfergewerbes gewür- 
digt werden; so z. B. stimmt die Beobachtung über das Fehlen der 
sog. Pingsdorfer Ware in Birka sehr gut zu der späteren Datierung, 
zu der die deutsche Forschung allmählich gelangt ist. Der Einfluß 
der rheinischen und holländischen Ware auf die einheimische Töpferei 
scheint gering; Vf. vermutet einen größeren der gröberen Keramik 
aus dem inneren Deutschland und aus den slawischen Gebieten, was 
weitere Untersuchungen zu klären haben. Bei den Schmucksachen, 
die im Abschnitt ‚„‚Fremde Tierornamentik in Skandinavien‘ (S. 116 
bis 146) erörtert werden, ist die genaue Herleitung der Vorbilder 
schwierig; doch vermag Vf. neben England auch den Nordosten des 
Karolingerreiches als Herkunftsgebiet wahrscheinlich zu machen. 
Einfuhrgut ist ‚Die westeuropäische Pflanzenornamentik‘ (S. 147 
bis 179); Vf. weist Fundzeugnisse aus sechs Birkagräbern, weitere 
sechs aus Schweden und je fünf aus Norwegen und Dänemark (mit 
Alsen) nach, ein für die Kenntnis der karolingischen Kleinkunst 
wichtiges Material, dessen genauere Lokalisierung noch Schwierig- 
keiten macht. Als Vorbild für das einheimische Handwerk lassen sich 
solche Arbeiten nur selten (z, B. in Haithabu) erweisen, während 
„Die Filigranverzierung‘‘ (S. 180—214) der karolingischen Werk- 
stätten erheblichen Einfluß ausgeübt hat; aus den hier vorgelegten 
Funden seien neben den Belegen von Birka besonders die Gold- 
arbeiten aus Gotland erwähnt, die starke, von Vf. auch sonst beob- 
achtete Beziehungen der Ostseeinsel zu Westeuropa in der Zeit um 
800, d.h. vor der Blütezeit Birkas, erweisen. Im Abschnitt ‚Waffen‘ 
(S. 215—235) schließt sich hieran eine im Norden fast nur auf Gotland 
vertretene Gruppe von Schwertern mit Messingeinlagen, deren Her- 
stellungsgebiet vielleicht nicht mit Vf. am Rhein, sondern in der 
Maasgegend zu suchen ist (vgl. das Stück von Dendermonde-Ter- 
monde, Ostflandern, in der Porte de Hal, Brüssel). Vf. tritt in der 
Gegenüberstellung der fränkischen und der nordischen Werkstätten 
nachdrücklich für die Bedeutung der ersteren ein, eine Mahnung, 
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auch bei sog. Wikingerwaffen auf dem Kontinent (z. B. im Slawen- 
gebiet) die Herkunftsfrage sorgfältig zu prüfen; im übrigen läßt 
natürlich der Rahmen der Arbeit ein weiteres Ausgreifen in das reiche 
skandinavische Material nicht zu. Unter ‚Kleingeräte und Münzen‘ 
(S. 236—242) bespricht Vf. u.a. Klappmesser und Kämme aus Birka 
(und anderen Orten); der nur in kurzer Zusammenfassung erwähnte 
Bestand an Münzen (arabische, fränkische, englische, nordische) läßt 
schließen, daß Birka um die Mitte des ıo. Jahrhunderts seine Be- 
deutung als Handelsstadt verloren hat. — Auf die Behandlung der 
Fundgruppen folgt ein kurzer Hinweis auf die ‚Bestattungsweise‘‘ 
(S. 243—247), wobei die Verwandtschaft der nordischen und der fest- 
ländischen Kammergräber erwähnt und auf das Vorkommen von 
Kreuz und Thorshammer im gleichen Grab (750) aufmerksam ge- 
macht wird. 

Ein Buch wie das vorliegende zeigt, was die genaue Sammlung 
und Sichtung des archäologischen Niederschlags kultureller Fern- 
beziehungen für die Geschichtsforschung bedeutet, wenn sie mit dem 
hier bekundeten Überblick über den nahen und fernen Vergleichsstoff 
folgt. Daß gelegentlich auch naturwissenschaftliche Untersuchungs- 
methoden (Glasanalyse und Schleifproben von Waffen, S. 251—259) 
zu Hilfe geholt werden, verdient ebenso wie die reiche Ausstattung 
mit gutem Abbildungsmaterial Erwähnung. Für die Kenntnis des 
karolingischen Handels und Gewerbes sind die nordischen Funde 
um so wertvoller, als ja bekanntlich mit dem 8. Jahrhundert die 
Beigabensitte bei den Franken erlischt, und auf dem Festland nur 
selten ein größerer Handelsort dem Spaten zugänglich ist (Dorestad) ; 
es steht zu hoffen, daß die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit gerade 
auch in dieser Richtung fruchtbar werden. Als eines der wichtigsten 
für den Norden (S. 247f. kurz umrissen) betrachtet Vf. den Nachweis 
der Ableitung des Handelsstroms, der um 800 in Gotland spürbar ist, 
nach Birka, das nun für anderthalb Jahrhunderte den wirtschaftlichen 
Mittelpunkt, aber nicht etwa eine Art Hauptstadt des Svearreiches 
darstellt. Ein anderes Ergebnis ist die Herausarbeitung des fränki- 
schen Einflusses im Norden, der dabei doch seine Eigenart zu 
wahren und auch in den Westgebieten der Wikingerkolonisation 
durchzusetzen weiß. Die wohlgelungene Übertragung in die deutsche 
Sprache wird Frau Arbman, eine Durchsicht H. Jankuhn (Kiel) 
verdankt. 

München. H.Zeiß. 


Zantoch, eine Burg im deutschen Osten, herausgeg. von A. Brack- 
mann und W. Unverzagt. I. Teil: Zantoch in der schriftl. 
Überlieferung und die Ausgrabungen 1932/33 von ]J. Baas, 
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A. Brackmann, O. Doppelfeld, H. Lüpke, W. Unverzagt. Mit 

39 Abb. und 13 Plänen. Leipzig, S. Hirzel 1936. 

Geschichte und Vorgeschichte haben sich zusammengetan, um 
die bisherigen Ergebnisse der Ausgrabung in der wichtigsten alten 
Grenzburg zwischen Pommern und Polen würdig zu publizieren. Für 
das Historische hat A. Brackmann die Einleitung und das 10. Jahr- 
hundert übernommen, für das Prähistorische W. Unverzagt Einleitung 
und Schluß, O. Doppelfeld die Beschreibung der umfänglichen Aus- 
grabungsergebnisse, und ]J. Baas die Pflanzenwelt der 5 ältesten 
Burgen von Zantoch. 

Zantoch liegt am Zusammenfluß von Warthe und Netze (Zantoch 
slaw. = „Zusammenfluß‘) und bildet mit der Enge seiner hohen 
Ufer in dem weiten Bruchlande der Flüsse den besten Übergang, so 
daß die große Straße von Stettin nach Posen immer über diese Stelle 
geführt hat. Das gradlinig ostwestlich gestreckte Netzetal ist Jahr- 
hunderte lang die Grenze zwischen Pommern und Polen gewesen; 
im Zwickel des Zusammenflusses lag, bis heute kenntlich, die große 
alte Wallburg, und ihre Ausgrabung hat jetzt das erstaunliche Resultat 
ergeben, daß sie zwölfmal nacheinander gebaut und zerstört worden 
ist. Die erste Burg ist um 800 n. Chr. offenbar von den Pomoranen 
gegen das erstarkende polnische Reich angelegt worden, denn sie zeigt 
in ihrem ganz unslawischen Charakter, dem einfachen Pfahlzaun 
statt des Burgwalls und den Häusern mit Flechtwänden germanischen 
Einfluß, sei es von sitzengebliebenen Siedlern dieses Stammes oder 
von zugewanderten Wikingern. Die zweite Burg dagegen hat schon 
völlig slawischen Charakter, und der verbleibt auch der dritten, vierten 
und fünften. Für die zweite ist der große Erdwall einer Volksburg 
geschaffen, von 240 m Durchm. und die Häuser sind von jetzt an 
Blockbauten. Polen war mächtig geworden, sein erster bekannter 
König Mieszko war mit dem deutschen Reiche gegen Liutizen und 
Pommern gegangen und bis an die Ostsee gelangt; das im Jahre 1000 
n.Chr. gegründete Bistum Kolberg wurde Gnesen unterstellt. Die 
dritte Burg ist eine kleine Veste, die in den großen Ringwall hinein- 
gebaut wird als fürstliche Residenz, und die vierte Burg zeigt eine 
völlige Erneuerung des Ganzen. Als sie abbrennt, folgt als fünfte nur 
eine schwache Wiederbefestigung, es macht sich in der Keramik und 
allerlei Waren (um 1200) der Beginn der deutschen Kolonisation schon 
geltend. Die sechste, siebente, achte und neunte Burg sind völlig 
deutsche Anlagen, die sechste hat einen starken Holzwall und eine 
große, 5m breite Einfahrtstraße. Die achte ist die prächtigste von 
allen; der Ringwall ist nun aus unbehauenen Feldsteinen erbaut und 
die Häuser aus den r1ocm dicken Backsteinen der deutschen Gotik. 
Diese Burgen von der sechsten an nehmen nur das Gebiet des alten 
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kleinen Ringwalls in Anspruch, die Bevölkerung des großen hat auf 
dem Nordufer des Flusses das neue Dorf Zantoch erhalten. Die 
Burgen 10, ıı und 12 schließlich sind „Turmburgen‘‘ normannischer 
Art, bei denen ein großer Wohnturm (donjon) auf einem von großem 
Wassergraben umgebenen Hügel steht. Und in den Funden herrscht 
jetzt das rheinische Steinzeug, das sich vom 15. Jahrhundert an auch 
den Osten erobert hat. 

Diese vielfältigen und tiefgreifenden Ergebnisse werden uns in 
sehr schmackhafter Form vorgesetzt: nicht etwa berichtet zuerst 
der Historiker rein, was sich im Laufe der Zeiten begeben hat, und 
der Archäologe dann rein, was bei den Ausgrabungen zu sehen war, 
sondern der Historiker zieht schon den archäologischen Befund für 
seine Erzählung heran und macht sie damit glaubhaft lebendig, und 
der Archäologe hat bereits den festen Boden der Geschichte unter den 
Füßen und kann dadurch mit seinen Deutungen um so überzeugender 
auftreten. So geht’s von der ersten bis zur letzten Seite. Es ist wirk- 
lich ein köstliches Buch, von einer Art, wie wir noch keines gehabt 
haben. 


Berlin. C. Schuchhardt. 


Germania sacra. Zweite Abteilung: Die Bistümer der Kirchenpro- 
vinz Mainz. Erster Band: Das Bistum Bamberg. Bearbeitet von 
ERICH FREIHERRN VON GUTTENBERG. Berlin, Walter 
de Gruyter & Co. 1937. I. Teil: VI, 328 S. 

Die Germania sacra, eines der großen historischen Sammel- 
unternehmen von Paul Kehr, ist nach den von dem Schöpfer gemein- 
sam mit anderen (A. Brackmann) aus dem Material erarbeiteten Be- 
dingungen und Möglichkeiten ‚nicht eine Arbeit von Theologen und, 
wenn man will, nicht einmal von Historikern, sondern von Archi- 
varen‘‘, und jeder Band bedeutet für die Benutzer ein bequemes 
Repertorium, und für den Bearbeiter eine Fron endloser, mühseliger, 
mehr oder weniger geistloser, vorgeschriebener und festgelegter 
Sammelarbeit, zu der die modernen wissenschaftlichen Arbeitssklaven 
aufgeboten und planmäßig eingesetzt werden. Zum Glück zeigt der 
vorliegende Band (bzw. der erste Halbband davon), daß sich der 
Geist doch nicht so ohne weiteres völlig totschlagen läßt, ja er hat 
hier im Ringen mit dem Stoff ein sehr erfreuliches Halbfabrikat oder 
Mischprodukt zustande gebracht. — Die Germania sacra soll eine 
historisch-statistische Darstellung der deutschen Bistümer, Dom- 
kapitel, Kollegiat- und Pfarrkirchen, Klöster und sonstigen kirch- 
lichen Institute sein. Sie behandelt nach einem in der Hauptsache 
feststehenden Schema für jedes Institut ı. Quellen und Literatur; 
2. Archiv; 3. Historische Übersicht; 4. Bischofsreihen ; 5. Die Beamten 

Historische Zeitschrift 138. Bd. 36 
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der bischöflichen Zentralverwaltung;; 6. Ortsregister des bischöflichen 
Grundbesitzes; 7. Bischöfliche Patronatskirchen. Dazu kommt in 
geeigneten Fällen eine Abteilung: Bibliothek, eine weitere: Schatz 
und Reliquien, und endlich: Baugeschichte. Bei vielen kleineren 
Instituten mit geringer Überlieferung fallen manche dieser Rubriken 
ganz aus, andere werden zusammengezogen. Die G. s. ist, kurz gesagt, 
ein Repertorium nicht über die Urkunden (wie die Regestensamm- 
lungen der Bischöfe von .. .), sondern über die Personen, Sachen und 
Einrichtungen eines jeden alten kirchlichen Instituts in Deutschland. 

Das Bistum Bamberg ist das erste große, im alten Reich gelegene 
Bistum mit alter und inhaltreicher Geschichte, das in der Reihe zur 
Verarbeitung kommt. Die Bearbeiter von Brandenburg und Havel- 
berg konnten ihren Stoff auf 464 bzw. 417 S. bewältigen, der Be- 
arbeiter von Bamberg benötigt den vorliegenden Halbband von 
328 S. zur Erledigung nur eines Teils des Abschnittes ‚Hochstift‘; 
dem II. Teil bleibt aus diesem Abschnitt die Pfarreiorganisation, die 
Gerichts- und Ämtereinteilung und die Übersicht über die bischöf- 
lichen Besitzungen, sowie das Register vorbehalten, dazu der Ab- 
schnitt ‚Domkapitel‘. Innerhalb der im ersten Halbbande gebotenen 
Rubriken finden sich erhebliche Unterschiede von der Art der glei- 
chen Rubriken in den früheren Bänden. Die Historische Übersicht 
umfaßt bei den Bistümern Brandenburg und Havelberg je ca. 12 S.; 
v. Guttenberg bietet 64 S. (29—92). Schon äußerlich ist dieser Ab- 
schnitt viel reicher gegliedert als in den bisherigen Bänden (? = 22 Ru- 
briken). Gelegenheit zu umfänglicheren historischen Ausführungen 
bieten die Abschnitte über die Gründung des Bistums (mit Darlegung 
von v. G.s bekannten Ansichten über die weltlichen, nicht geistlich- 
missionarischen Motive zur Bistumsgründung, die ich, etwas anders 
gewendet, ziemlich gleichzeitig entwickelt habe), über die kirchen- 
rechtliche und reichsrechtliche Stellung des Bistums, über das Ver- 
hältnis zum bayerischen Herzogtum, dann die Abschnitte über Terri- 
torium und Landesherrschaft, über Ritterschaft, Städte, Bischofs- 
stadt, Immunitäten, Kirchenvermögen und Finanzwirtschaft, kirch- 
liche Zentralbehörden und endlich Reformation. Es sind die Grund- 
züge einer inneren Verfassungsgeschichte dieses großen und wichtigen 
Bistums, die v. G. bietet, überall ins Große gesehen und, nach Plan 
und Anlage des Werkes, aufs äußerste komprimiert. Daß die Einzel- 
ausführung nachher die allersorgfältigste ist, daß nicht so leicht 
jemand imstande sein wird, eine irgendwie erhebliche Tatsache 
nachzutragen oder zu berichtigen, versteht sich bei E. v. Guttenberg, 
dem Bearbeiter der Regesten der Bischöfe von Bamberg und lebens- 
länglichen Arbeiter allein auf dem Gebiet der Geschichte von Bamberg, 
von selbst. 
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Unsere Zeit bietet eine Menge von Organisationsarbeit wie diese, 
Regesten, Übersichten, Materialsammlung jeder Art; und daneben 
und vielfach im Gegensatz dazu ein in starke Bewegung geratenes 
historisches Denken, das an vielen alten, anscheinend fest erarbeiteten 
historischen Anschauungen rüttelt und viele von ihnen bereits weit- 
gehend umgestaltet hat. Die Gefahr liegt nahe, daß diese beiden 
Arbeitsrichtungen in eine schwer miteinander auszugleichende Span- 
nung geraten; auch aufnahmefähige Historiker können sich leicht 
an der Überfülle des Stoffes und der Sammelarbeit den Magen ver- 
derben und zur historischen Anschauung zu stumpf werden; und für 
diejenigen, die vom Denken und der Anschauung ausgehen, ist es 
schon gar schwer, diese Stoffmassen zu verdauen. Es ist das Ver- 
dienst und die Besonderheit der Arbeit von E.v. Guttenberg, daß 
er aus der Fülle des Stoffes und seiner zuverlässigen Darbietung 
heraus doch auch noch eine historische Anschauung und Gestaltung 
des Stoffes geschaffen hat. 

München. B. Schmeidler. 


Die Bistümer Würzburg und Bamberg in ihrer wirtschaftlichen Be- 
deutung für die Geschichte des deutschen Ostens. Von MAR- 
CELL BECK und HEINRICH BÜTTNER. Studien und Vor- 
arbeiten zur Germania pontificia, hrsg. von Albert Brackmann, 
Bd. III. Berlin, Weidmann 1937. 391 S. 


Die seit Jahrzehnten, ja seit den Anfängen des 19. Jahrhunderts 
eingehend. betriebene deutsche Landes- und Heimatgeschichte be- 
darf stets richtung- und rahmengebender allgemeiner Gesichts- 
punkte, wenn sie vollen wissenschaftlichen Wert haben und nicht 
in der Enge des Wissens und der Gesichtspunkte von eifrigen Dilet- 
tanten verkümmern soll. Eine solche allgemeine Betrachtungsweise 
bei der Erforschung deutschen (und nicht nur deutschen) landschaft- 
lichen Lebens im Mittelalter ist ohne jeden Zweifel die kirchen- 
geschichtliche. A. Brackmann betont mit Recht in seinem Vorwort 
zu diesem Bande als einen nicht zu unterschätzenden Vorzug der 
Germania pontificia, daß sie ‚‚die engen Grenzen partikularer Landes- 
geschichtschreibung überwinden hilft‘. Im Unterschiede zum ersten 
Bande der Studien und Vorarbeiten von A. Brackmann selbst (1912) 
ist dieser als Band 3 bezeichnete zweiterschienene nicht so sehr auf 
die Herausarbeitung der Typen der Rechtstellung der einzelnen kirch- 
lichen Institute im Verhältnis zur Kurie gerichtet (was schon in den 
Regesten der G.p. kurz gesagt sei; obwohl dergleichen auch hier 
gelegentlich mit vorkommt), als vielmehr unter einem weiteren Ge- 
sichtspunkt noch darauf, ‚die Geschichte der einzelnen deutschen 
Landschaft unmittelbar in den Zusammenhang der universalen Be- 

36* 





572 Buchbesprechungen 


ziehungen des alten Reiches zu stellen‘, für die einzelnen Kirchen 
„ihre Stellung innerhalb des deutschen Reiches‘, „die besonderen 
Aufgaben einer deutschen Kirchenprovinz‘‘ herauszuarbeiten. 

Ich muß hier notwendigerweise eine Bemerkung von anscheinend 
etwas persönlichem Charakter einschalten. Den Gedanken, die raum- 
politischen Beziehungen zwischen deutschen Landschaften (besser 
gesagt zwischen den deutschen Stämmen und ihren Gebieten) heraus- 
zuarbeiten, habe ich in vier Vorträgen zu skizzieren gesucht, die ich 
bei einer überwiegend vorliegenden Beziehung auf Franken unter 
dem Titel: Franken und das Deutsche Reich im Mittelalter (Erlangen 
1930) zusammengefaßt habe, die aber in ihrem grundsätzlichen Ge- 
halt weit über die Charakteristik nur der landschaftlichen Stellung 
Frankens hinausgehen. Ich habe den Eindruck, daß die Gesichts- 
punkte dieser Vorträge (der allgemeinste von ihnen wurde 1926 auf 
dem Breslauer Historikertag gehalten) vielfach auch da benutzt wor- 
den und wirksam geworden sind, wo man es sorgfältig vermeidet, sie 
zu nennen. Und daß man da, wo man sie nennt, es ebenso sorgfältig 
vermeidet, sich mit ihrem allgemeinen Gedankengehalt auseinander- 
'zusetzen. Zur Bewertung und Benutzung von Gedanken in der 
mittelalterlichen deutschen Geschichtsforschung (wo Gedanken an 
sich ein nicht häufiger Artikel sind) könnte man überhaupt mancher- 
lei sagen. 

Die Vf. der vorliegenden Einzelstudien, M. Beck über Würzburg 
und H. Büttner über Bamberg, nennen und verwerten meine speziell 
fränkischen Ausführungen mehrfach, und zu ihren kirchengeschicht- 
lichen Ergebnissen und der raumpolitischen Betrachtungsweise, auf 
der sie beruhen, will ich nun Stellung nehmen. Die Analyse der Ge- 
schichte von Würzburg durch M. Beck führt diese Geschichte bis in 
den Anfang des ıı. Jahrhunderts, bis zur Gründung von Bamberg. 
Würzburg ist im 8. Jahrhundert beim Eindringen der Franken von 
Westen her in das Land gegründet worden, als Beobachtungsposten 
gegen Bayern und zum Vortragen fränkisch-deutscher Siedelung und 
Macht gegen den Osten, die Slaven. Die Ausstattung und Macht- 
grundlage des Bistums lag daher naturgemäß im Westen, vor allem 
bei den fünf alten Klöstern Neustadt, (Homburg), Amorbach, Schlüch- 
tern und Murrhardt, die Aufgaben lagen im Osten. Besonders im 9. 
und 10. Jahrhundert haben die Würzburger Bischöfe vielfach eine 
energische Ostpolitik getrieben, das hatte zur Folge, daß die im 
Westen gegründeten alten Klöster (außer den genannten noch Ans- 
bach und Schwarzach) selbständiger werden konnten. Das Quellen- 
material ist hier vielfach sehr dürftig und selbst brüchig, Beck belebt 
es energisch durch Auswertung der geographischen Lage (S. 40, 47 
usw.) und aller sonstigen Sachumstände. Er hat das Bestreben 
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(S. 55), sich nicht ‚des allzu bequemen Mittels zu bedienen, Wider- 
sprüche so zu lösen, daß man einen Teil der Überlieferung als Fäl- 
schung verdammt‘, da sind im einzelnen vielfach andere Anschau- 
ungen oder Lösungen möglich und denkbar. — Vom Ende des 10. Jahr- 
hunderts an, schon vor der Gründung von Bamberg, haben die Würz- 
burger Bischöfe die Ostpolitik aufgegeben und sich nach Westen 
zurückgewandt, die alten Klöster wieder energischer unterworfen, 
den Ausbau ihres Territoriums in Angriff genommen. Beck wendet 
hier auf die ältere Zeit des Bistums Gesichtspunkte an, die vielfach 
erst in späterer Zeit deutlich nachweisbar sind, die aber der Sache 
nach auch in der älteren Zeit enthalten und wirksam gewesen sein 
müssen. Seine Ausführungen sind, zum Teil notwendigerweise, etwas 
hypothesenreich, aber die Betrachtungsweise ist gesund und auf- 
schlußreich, ich möchte sie vollauf anerkennen. 

Etwas anders stehe ich zu den Untersuchungen von H. Büttner 
über Bamberg. Dieses Bistum übernimmt nach der sehr ansprechen- 
den und annehmbaren Auffassung des Vf.s die Aufgaben von Würz- 
burg in der Ostpolitik und setzt ihre Ausführung fort, Büttner meint 
daraus den Schluß ziehen zu dürfen, daß es auch um dieser Aufgaben 
willen von Heinrich II. geschaffen worden sei. ‚Heinrich II. wollte 
für die am Ende des 10. Jahrhunderts mit großem Nachdruck neu- 
einsetzende, in das weite Waldgebiet vordringende Kolonisation 
einen Mittelpunkt schaffen, der diese in eine größere verwaltungs- 
mäßige Einheit einordnete, sie nach einheitlichen Gesichtspunkten 
beeinflussen und ihr durch materielle Förderung den nötigen Rück- 
halt bieten konnte‘, das ist für B. (S. 244) das gesperrt gedruckte 
Ergebnis seines Abschnittes I über die Gründung des Bistums Bam- 
berg. Aber da möchte ich mehrere große Fragezeichen anbringen. 
Wenn die Wirksamkeit von Bamberg, besonders im ı2. Jahrhundert 
unter Otto I., die Wirkung gehabt hat, deutsche Siedelung und 
Kultur weit nach Osten voranzutragen, so beweist das nicht, daß 
Heinrich II. aus der Absicht auf diese Wirkung das Bistum gegründet 
hat. Die Ursachen für die Gründung von Bamberg liegen in den Er- 
eignissen vorher, und den Ereignissen nachher kann man nur sehr 
mit Vorsicht und in sehr eingeschränkter Weise Aufklärung über die 
Motive zu diesem Schritt entnehmen. Wenn der König dem neuen 
Bistum die wichtigsten in der Gegend zur Verfügung stehenden Be- 
sitzungen gegeben und es ganz in die Westecke des künftigen Spren- 
gels gesetzt hat, so ist das selbstverständlich, wenn er ihm Lebens- 
kraft geben wollte; sollte er es vielleicht nur mit noch unerschlos- 
senem Land ausstatten und es sozusagen in die leere Luft setzen ? 
In den Ausführungen über Bambergs Stellung an der Ostfront hätte 
Büttner m. E. unbedingt auf meine Darlegungen a.a.O©. S. 19—22, 
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S. 53 ff. und besonders S. 58 f. hinweisen müssen, in denen meines 
Wissens erstmalig die gesamte politisch-strategische Lage der Zeit 
um 1002—1024 von innen her erfaßt und zu der Gründung von Bam- 
berg in Beziehung gesetzt worden ist. Auch A. Brackmann, Reichs- 
politik und Ostpolitik im frühen Mittelalter, SB. Akad. Berlin, philo- 
soph.-histor. Kl. 1935, Nr. XXXII, S. (946—966) 961—964 hat es 
nicht für angebracht gehalten, auf meine älteren, mit den seinigen 
weithin parallel gehenden Darlegungen hinzuweisen; freilich ziehe ich 
aus einer in vielen Punkten gleichartig angesehenen Sachlage so gut 
wie überall entgegengesetzte Folgerungen als Brackmann. — Die 
Empörung des Schweinfurter Markgrafen und die gesamte innen- und 
außenpolitische Haltung und geistliche Gesinnung Heinrichs II. ge- 
nügen vollständig, um die Gründung von Bamberg zu erklären. Wie- 
weit der König außerdem etwa noch kolonisatorische Absichten als 
Motiv zu seinem Vorgehen gehabt hat, ist m. E. sehr zweifelhaft, 
die Frage bedarf wohl einer weniger von vornherein überzeugten 
Untersuchung, als Büttner (S. 208—222) ihr widmet. 

Daß Bamberg, einmal begründet, dann eine kolonisatorische 
Wirksamkeit entfalten mußte, ist bei der ganzen gegebenen Sachlage 
selbstverständlich. In größerem Maßstabe ist das erst im 12. Jahr- 


hundert unter Bischof Otto I. und noch unter seinen Nachfolgern 


bis zum Ende des Jahrhunderts geschehen, und in diesen Abschnitten 
über die Klostergründungen Ottos I. von Bamberg (und Anschließen- 
des) und über die kolonisatorische Aufgabe der Bamberger Kirche im 
Frankenwald liegt m.E. der Hauptwert der Untersuchungen von 
Büttner. Er wertet und würdigt hier, ebenso wie Beck in seinem 
ersten Abschnitte, sehr eindringlich und umsichtig die Lage der 
einzelnen neugegründeten Klöster, die Beschaffenheit ihres Umlandes 
und ihrer Besitzungen und alle raumpolitisch-wirtschaftsgeschicht- 
lich wichtigen Sachfaktoren. Er zeichnet auf Grund von reicherem 
Material, als es Beck zur Verfügung stand, ein sehr eindrucksvolles 
und farbenreiches Bild von der inneren Bamberger Rodungs- und ge- 
samten Diözesanpolitik hauptsächlich im ı2. Jahrhundert. 

Beide Vf. bieten je einige Exkurse diplomatischen, chronologi- 
schen und ähnlichen Charakters, Büttner außerdem einen Anhang 
von 16 Urkundentexten. Von vier beigegebenen Kartentafeln bezieht 
sich die erste auf Würzburg, Nr. 2—4 gelten Bamberg. Zur Dar- 
legung von Einzelbedenken und Bemerkungen, die ich machen 
könnte, ist hier nicht der Raum. 

Der Band in seinen beiden Teilen bietet, wie mir scheint, eine 
sehr wertvolle Anwendung von geographisch-politisch-historischen 
Gesichtspunkten auf die Geschichte zweier deutscher Bistümer, wie 
dergleichen auch Albert Hauck in seiner großen Kirchengeschichte 
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Deutschlands schon vielfach angewendet hat, die seither aber mannig- 
fach vertieft worden sind. Er liefert einen Beweis für die Berechtigung 
der Anwendung solcher Methoden und Gedanken auf die innere 
deutsche Geschichte überhaupt, der nur mit Dank begrüßt und auf- 
genommen werden kann. 

München. B. Schmeidler. 


Theologie und Politik vor dem Investiturstreit. Abendmahlstreit, 
Kirchenreform, Cluni und Heinrich III. Von GERHART LAD- 
NER. (Veröffentlichungen des Österreichischen Instituts für 
Geschichtsforschung, hrsg. von Hans Hirsch, Heft II.) Baden 
bei Wien, R. M. Rohrer 1936. 160 S. 8M. 


Das Buch besteht aus drei Abhandlungen über scheinbar sehr 
verschiedene Gebiete: I. Der (Berengarische) Abendmahlstreit; 
II. Kirchenreform und Kirchenrecht; III. Das Reich Kaiser Hein- 
richs III. und die Kirchenreform. Aber sie werden fest zusammen- 
geschlossen durch das gemeinsame Ziel, das Verhältnis von Christen- 
tum und Welt, von Geistlich und Irdisch zu ergründen. Dabei 
kommt L. zu dem Ergebnis, daß sich während des Investiturstreites 
eine „Auflösung der alten geistlich-weltlichen Einheit, welche die 
christlichen Jahrhunderte vor dem Zeitalter des Investiturstreites 
beherrschte‘ (S. ır), vollzogen habe. 

Heinrich III. hat seine Herrschaft als religiösen Auftrag auf- 
gefaßt, und er verkörpert in sich in hervorragender Weise das theo- 
kratische Königtum der Zeit vor dem Investiturstreit mit seiner 
tatsächlichen Gewalt über weltliche und geistliche Bereiche. Er ist 
tief beeinflußt von cluniazensischem Geist, der sich in seiner bekannten 
Kirchenpolitik und seinem persönlichen Wirken für den Frieden 
kundtut. Einen weiteren Ausdruck für Heinrichs Haltung glaubt L. 
in der Klosterpolitik des Kaisers gefunden zu haben (S. 63 ff.). Er 
stellt einige Urkunden zusammen, in denen Klöstern Reichsunmittel- 
barkeit bestätigt oder verliehen und für die Zukunft vor Zugriffen 
der Kaiser und Könige sichergestellt wurde. Nun verbietet jedoch 
schon jene bekannte Rechtsfeststellung aus der Zeit Ottos d. Gr. die 
Entfremdung wahlberechtigter Reichsabteien (Constit. I 17, Nr. 8, 2), 
und Entfremdungsverbote sind auch in der Folgezeit gelegentlich 
ausgesprochen worden. Daß dies in Heinrichs III. Zeit öfters ge- 
schehen ist, hat L. in seiner Bedeutung überschätzt. ‚Die Freiheits- 
idee der cluniazensischen Klosterreform‘‘ (S. 68) hat nichts mit der 
libertas der Reichsabteien zu tun. Worin besteht überhaupt diese 
Freiheitsidee ? In der Jibertas des Klosters Cluny unter dem Schutze 
Roms ? Diese ist aber von der cluniazensischen Gruppe, die dem 
Eigenklosterrecht nicht feindlich gegenüberstand (vgl. meine Libertas 
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S. 113 ff. u. 219 f.), im ganzen nicht erstrebt worden und ist außer- 
dem etwas ganz anderes als die herkömmliche Unmittelbarkeit der 
Reichsklöster. Und ferner hat Heinrich m. E. nicht daran gedacht, 
„aus dem Bewußtsein des sakralen Charakters des Imperiums selbst 
Klöstern gegenüber Reichsoberherrlichkeit als Freiheit‘ zu bezeichnen, 
oder sie gar mit der christlichen Freiheit gleichzusetzen, sondern er 
ist darin einfach dem Brauch gefolgt, der unter libertas die besondere 
Rechtsstellung (das Privileg) der Reichsklöster verstand. 

Im Investiturstreit wurde ‚die Grundpolarität von Gott und 
Welt umkämpft‘“. ‚Denn hierum handelte es sich ebenso bei dem 
theologischen Streit um das Abendmahl, wie bei dem ‚praktischen‘ 
(politischen, rechtlichen, wirtschaftlichen) um die Daseinsordnung, 
ebenso bei der Frage, wie Christus in den sinnlichen Abendmahls- 
elementen enthalten sei, wie bei der Neuregelung des Verhältnisses 
zwischen Christentum und staatlichen Gebilden‘ (S. 87). Es ist von 
großem Interesse, wie L. den Zusammenhang der Abendmahlsfrage 
mit dem Streit um die Gültigkeit der von Simonisten gespendeten 
Sakramente herauszuarbeiten und zu ermitteln versucht, wie sich 
die großen Führer der frühen Investiturstreitzeit, Humbert, Hilde- 
brand und Petrus Damiani dazu verhalten haben. Berengar vertrat 
eine spiritualistische Auffassung vom Abendmahl, indem er Brot 
und Wein nicht sinnlich, sondern nur geistig als wahren Leib und 
wahres Blut Christi gelten lassen wollte. Diese Trennung der sinn- 
lichen und der geistigen Sphäre ist von der Kirche abgelehnt worden ; 
immerhin meint L., daß ‚„‚Humbert von Silva Candida in der Beren- 
garischen Frage ganz anders gedacht‘‘ habe als Petrus Damiani und 
Hildebrand, die Berengar nähergestanden hätten (S. 48, dazu $. 34 
u. 37). Er glaubt eine Parallele dazu in dem bekannten Gegensatz 
zwischen Humbert und Petrus Damiani in der Frage der Gültigkeit 
von Sakramenten, die von unwürdigen Priestern und Bischöfen ge- 
spendet wurden, finden zu können. Petrus schied zwischen der 
Person des Sakramentsdieners und der Heiligkeit des Sakramentes, 
kam also zu einer „Objektivierung der sakramentalen Sphäre‘ (S. 53 
u. S. 77), während Humbert wieder die Einheit wollte und infolge- 
dessen von unwürdigen Menschen gespendete Sakramente als ungültig 
betrachtete. Dazu scheint es zu passen, daß Humbert sich gegen 
die Scheidung von Temporalien und Spiritualien wendet und die 
Unlösbarkeit beider behauptet (S. 57 f.). So wäre Humbert überall 
der Vertreter der Einheit, während der Standpunkt des Petrus Da- 
miani die Anfänge einer Unterscheidung von Welt und Überwelt, 
göttlichem und menschlichem Kirchenrecht, Geistlichem und Welt- 
lichem spüren ließe. — Gegen diese Ausführungen müssen jedoch 
Einwände erhoben werden. Nach neuesten Untersuchungen C. Erd- 
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manns (Gregor VII. und Berengar von Tours, Quellen u. Forsch aus 
ital. Arch. u. Bibl. XXIX, 1937/38, S. 48 ff.) sind die Quellenstücke, 
die für gewisse Sympathien Hildebrands, Alexanders II. und des Pe- 
trus Damiani für Berengar sprachen, von diesem selbst hergestellt 
worden, sind also Fälschungen. Auch die von L. (Anm. 129) ange- 
führte Stelle aus dem Liber gratissimus beweist keine Annäherung 
des Petrus Damiani an Berengar. Die Nachsicht, die man in Hilde- 
brands Verhalten gegen den Archidiakon von Angers erblicken könnte, 
ist von Erdmann gleichfalls einleuchtend aus der politischen Situa- 
tion heraus erklärt worden. Während also hier ein Gegensatz zwi- 
schen Humbert einer-, Petrus und Hildebrand anderseits nicht be- 
steht, ist es richtig, was L. über die Auseinandersetzungen hinsicht- 
lich des Verhältnisses von Sakrament und Sakramentsdiener darlegt. 
Nur ist der Standpunkt des Petrus nicht so neu, wie L. anzunehmen 
scheint. Er tritt schon früh hervor und war in den vorhergehenden 
Jahrhunderten z. B. von Hinkmar von Reims und Odo von Cluny 
vertreten worden (vgl. meine Libertas S. 63, Anm. 18). Die Zusam- 
mengehörigkeit von Temporalien und Spiritualien schließlich ist kei- 
neswegs allein von Humbert, sondern ebenso nachdrücklich von Petrus 
Damiani betont worden (vgl. Scharnagl, Begriff der Investitur S. 23). 
Danach bedürfen L.s Darlegungen über die Stellung der erwähnten 
Männer in der Frühzeit des Investiturstreites und auch die Folge- 
rungen, die er für die weitere Entwicklung daraus ableitet, nicht 
unwesentlicher Änderungen. 

L. spricht oft von dem Kampf um die ‚alte geistlich-weltliche 
Einheit‘‘ und von ihrer Auflösung. Eine solche Auflösung fand in 
der Tat statt, sofern man darunter, wie L. an vielen Stellen, die 
Entgeistlichung der alten, ungebrochenen Kirchenherrschaft und die 
Lockerung der Verbundenheit von Staatskirche und Staat versteht, 
die der vorläufige Abschluß des Investiturstreites im Reich, in Eng- 
land und in Frankreich brachte. Freilich sind hier L.s Gedanken- 
gänge wohl nicht ganz ohne innere Widersprüche. An manchen 
Stellen (z.B. S.2ı oder S.4r) scheint er eine Lösung von Kirche 
und Welt in einem allgemeineren Sinne annehmen und begründen 
zu wollen, an anderen betont er mehr das Festhalten am Einheits- 
gedanken. In Wirklichkeit ist die Idee von der Einheit der christlichen 
Welt von den Reformern weder angefochten noch zerstört worden. 
Humbert ist für sie eingetreten, wie L. mit Recht immer wieder her- 
vorhebt, aber auch die anderen Reformer und ebenso die Gegner 
der von Rom geführten Bewegung. Ja, Humbert und Hildebrand 
strebten danach, die Einheit noch entscheidend zu vervollkommnen. 
Denn die Könige sollten zwar ihre Kirchen aus ihrer Herrschergewalt 
entlassen, aber selbst als Christen dem Gebot des Papstes gehorchen. 
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„Humbert‘‘ — wie auch Hildebrand — ‚‚wollte die Einheit, aber die 
Kirche sollte in ihr unbeschränkt führen‘‘ (S. 56). Der Investitur- 
streit geht also um die Führungsansprüche und Rangverhältnisse 
innerhalb der christlichen Welt. 

L.s Darlegungen beruhen auf gediegener und vielseitiger Quellen- 
kenntnis, sind anregend und bieten einen neuen Beweis dafür, wie 
notwendig es ist, die politischen und religiösen Vorgänge der Inve- 
stiturstreitszeit zusammen zu sehen. 

Gießen. G. Tellenbach. 


Bullarium Danicum. Pavelige Aktsiykker vedrorende Danmark 1198 
— 1316. Andet Halvbind 1247—1316 udgivet af Alfr. Krarup. 
(Udgivet paa Carlsbergfondets Bekostning.) Kopenhagen, i Kom- 
mission hos G. E. Gad 1932. S. I—VIII, 321—991. 

Der 2. Halbband des nunmehr vollständig vorliegenden, Angelo 
Mercati gewidmeten Urkundenwerks gibt in der Einleitung Rechen- 
schaft über Entstehung und Anlage des Bullariums. Nachdem bereits 
1915 Krarup und Lindbek den Gedanken einer Herausgabe der 
Papstbriefe aus der Zeit vor 1316 als Ergänzung der Acta pontificum 
Danica erwogen hatten, wurden 1920 auf schwedische Initiative von 
Bääth, Kolsrud und Krarup als Vertretern Schwedens, Norwegens 
und Dänemarks gemeinsame Forschungsarbeiten im Vatikanischen 
Archiv in Angriff genommen, um durch Abschrift der nordischen 
Stücke in den Regesta Vaticana, zunächst für die Jahre von 1198 
bis 1316, später auch für die Zeit nach 1316, die bereits vorliegenden 
Exzerpte Karlssons zu ergänzen. Es ist selbstverständlich, daß diese 
Forschungen über frühere Veröffentlichungen, etwa Munchs, hinaus- 
führen mußten. Andererseits ist das Material so gut wie vollständig 
durch die französischen Regestenwerke der Ecole de Rome erfaßt. 
Der Wert der vorliegenden Edition besteht danach einmal in einer 
Ersetzung der früher mangelhaft herausgegebenen Stücke durch bes- 
sere Texte, zum anderen in der Edition vieler Stücke, die bisher 
lediglich durch die Regesten bekannt waren. Im Gegensatz zu den 
Acta pontificum Danica, denen die Stücke aus der Zeit nach 1316 
als besonderer Supplementband anzuschließen waren, sind also in 
dem Bullarium Danicum die Briefe aus der Zeit von 1198 bis 1316 
in extenso (allerdings unter Kürzung der Salutatio und des Formel- 
haften; man vergleiche S. 984 ff.) gedruckt, und zwar im Interesse 
der Vollständigkeit begrüßenswerterweise ohne Rücksicht darauf, ob 
sie bereits früher anderweitig herausgegeben waren. Hinsichtlich der 
Editionsprinzipien hat sich der Vf. an die Gepflogenheiten der Acta 
gehalten und bezieht sich auf die Einleitung zum 2. Band der Acta 
von 1907. An Drucken ist der jeweils beste gegeben, oft jedoch so- 
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wohl ein dänischer wie ein nichtdänischer. Die Nummer der franzö- 
sischen Regesten wird zitiert, wenn der Brief dort gedruckt ist, nicht 
jedoch, wenn er dort nur verzeichnet ist. Einen regelmäßigen Hin- 
weis auf Potthast hat der Vf. bewußt als unwichtig weggelassen. 
Die Briefe, bei denen nur das Zitat der Reg. Vat. in den Apparat 
aufgenommen ist, sind erstmals in vollständiger Form veröffentlicht. 
Die Orthographie der Vatikanischen Register ist abgesehen von 
einigen notwendigen Vereinheitlichungen und verständlichen Abkür- 
zungen beibehalten worden. Durch das Register auf S. 956—984 
wird die Benutzbarkeit des Bullariums, das übrigens auch Estland 
und Rügen als Teile des damaligen dänischen Reichs umfaßt, sehr 
wesentlich erhöht. Unter Verzicht auf eine Diskussion über die 
Zweckmäßigkeit der Editionstechnik darf ich das Werk nochmals 
(vgl. H. Z. Bd. 146, S. 617), leider durch besondere Umstände etwas 
verspätet, als höchst verdienstlich bezeichnen. 
Dresden. W. Ohnsorge. 


Dietrich von Niem (ca. 1340—ı1418). Von HERMANN HEIMPEL. 
(Westfälische Biographien II = Veröffentl. d. Histor. Kommis- 
sion d. Provinzialinstituts f. westf. Landes- u. Volkskunde 
XVIII, 2.) Münsteı, Regensbergsche Verlagsbuchh. 1932. X, 
362 S. RM. 13,50. 


Die Zeiten, da Fragen und Themen aus der Schisma- und Konzils- 
epoche sich besonderer Pflege und Beachtung erfreuten, sich über- 
haupt das Interesse der Geschichtsforschung dieser Epoche der Ge- 
schichte der Kirche und des Papsttums stärker zuwandte, sind 
schon seit längerem vorüber. Auch um Dietrich von Nieheim, den 
seiner schriftstellerischen Leistung nach wohl nicht nur fruchtbar- 
sten, sondern auch bedeutendsten unter den Kurialen deutschen 
Blutes, war es schon länger still geworden. Mit dem vor dreißig 
Jahren erschienenen Buche Mulders schien die Beschäftigung mit 
dieser Gestalt, der sich vordem Erler, Sauerland, Lenz, Finke und 
Haller rege angenommen hatten, ein Ende gefunden zu haben. Recht 
betrachtet ist auch Heimpels Buch nicht etwa als Auftakt zu einem 
Wiederaufleben dieses Forschungsinteresses zu werten. Erwachsen 
aus der Mitarbeit an der Ausgabe der Konstanzer Konzilsakten, stellt 
es vielmehr im Grunde eine Art letzter Ausläufer jener älteren Be- 
strebungen dar. Aber dank des erheblichen zeitlichen Abstandes von 
jenen früheren Arbeiten kann es in ganz anderer Weise Anspruch 
darauf machen, als abschließende Stellungnahme zu gelten, als das 
genannte Buch Mulders. Tatsächlich war, als jene Pause in der 
Dietrich-Forschung eintrat, eine Übereinstimmung in manchen strit- 
tigen Fragen noch keineswegs erzielt gewesen. Die Biographie Erlers, 
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1886 abgeschlossen, gab zwar längst nicht mehr den wirklichen Stand 
der Forschung im ganzen wieder; die nach ihr erschienenen jüngeren 
Arbeiten aber trugen zu stark den Charakter der Einzelforschung 
und der Auseinandersetzung, als daß sie jene hätten ersetzen können. 

Es hieße die Leistung H.s falsch einschätzen und auch seine 
eigenen Absichten verkennen, wollte man von ihm eine Neubearbei- 
tung etwa der Erlerschen Biographie erwarten. H. hat sich von dem 
hergebrachten biographischen Schema mit seiner Einteilung nach 
Leben und Werken, an das sich Erler gehalten hatte, völlig frei 
gemacht; er drängt vielmehr ganz und gar nach der Erkenntnis des 
Menschen und nach einem tieferen Verständnis seiner Persönlichkeit 
und seines Schaffens als Publizist wie als Chronist und Historiker. 
Was er mit seinem Buche bietet, ist die reife Frucht einer eindring- 
lichen Beschäftigung sowohl mit den Fragen der Zeit wie mit dem 
Wesen der Persönlichkeit und ihrem Wirken. Das Buch Erlers wird, 
nach H.s eigener Auffassung, daneben seinen Wert behalten, dank 
besonders seiner eingehenden Ermittlungen über die Lebensumstände 
Dietrichs. H. hat sich darauf beschränken können, diese Daten zu 
Anfang knapper zusammenzufassen und nur all das einzufügen und 
zu verwerten, was an neuen Erkenntnissen seitdem erschlossen wor- 
den ist. 

Erler hatte geglaubt und es wiederholt kräftig betont, Dietrich 
habe nicht zu den Anhängern der Konzilsidee und zu den Verfechtern 
einer auf dem Konzil anzustellenden Reform gehört (S. 485). Persön- 
liches Ungemach habe ihn zwar in die Reihen der Unzufriedenen 
getrieben, und sehnsüchtig habe er den Blick in die Vergangenheit 
zurückgelenkt, in welcher Eintracht und Zufriedenheit geherrscht 
habe: Daß er aber eine Reform der Kirche an Haupt und Gliedern, 
daß er eine Änderung des Systems der Hierarchie ersehnt habe, lasse 
sich aus keinem seiner (ihm sicher zugewiesenen) Werke erweisen 
(S. 469). Für all das, was Erler geleugnet, tritt H. jetzt von neuem 
ein. Nach ihm ist Dietrich durchaus dem Kreise der führenden Re- 
former einzureihen. Nicht minder sei er als ein selbständiger Denker 
anzuerkennen, der in seinen Reformideen auch vor radikalen Folge- 
rungen nicht zurückscheute, so gewiß er bei alledem dem alten ver- 
haftet war und blieb. 

Die Entscheidung zu diesem Punkte hängt recht wesentlich von 
der Lösung der Frage nach der Verfasserschaft eines der großen Re- 
formtraktate aus der Zeit zwischen dem Pisaner und dem Konstanzer 
Konzil, der Schrift De modis uniendi et reformandi ecclesiam, ab. Erler 
und ebenso Haller und Mulder haben Dietrich die Autorschaft an ihr 
abgesprochen, wogegen als erster M. Lenz und nach ihm H. Finke sie 
für Dietrich in Anspruch nahmen. H. hat sich der letzteren Meinung 
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angeschlossen. Die Untersuchung dieser Frage bildet vielleicht das 
Kernstück des ganzen Buches. H. hat darin alle Gründe zusammen- 
gefaßt, die für die Autorschaft Dietrichs sprechen, und nichts über- 
sehen, was geeignet ist, die Gegengründe der Gegner zu entkräften 
oder doch wenigstens ihnen ihr entscheidendes Gewicht zu nehmen. 
Gewiß ist der Nachweis nicht leicht zu führen und die Verfasser- 
schaft Dietrichs nicht ohne weiteres evident zu machen; wäre dem 
nicht so, hätten kaum so entgegengesetzte Meinungen immer wieder 
so entschiedene Verfechter finden können. So hängt die Entschei- 
dung der Streitfrage weitgehend davon ab, welche Beweiskraft man 
den Argumenten beimessen will, die von H. vorgebracht werden. 
Gewiß wird die Möglichkeit oder sogar die Wahrscheinlichkeit seiner 
Verfasserschaft mit ihnen als dargetan gelten dürfen. Ein leiser 
Zweifel aber darf nicht ganz unterdrückt werden, zumal H. selbst 
einen Rest des Mißtrauens nicht ganz losgeworden zu sein scheint; die 
Stellungnahme zu der Frage der (von Sägmüller vertretenen) Autor- 
schaft des Andreas von Escobar läßt das etwas spüren (S.120f.). 
Als widerlegt darf man jedenfalls die Behauptung bezeichnen, daß 
die Schrift De modis nicht mit den Ansichten und dem Denken 
Dietrichs vereinbar sei. Auch das, was manchem unbegreiflich schien, 
die kühne Selbständigkeit des Denkens, der Radikalismus der Forde- 
rungen läßt sich recht wohl aus der Persönlichkeit Dietrichs ver- 
stehen, widerspricht ihr zumindest nicht in dem Maße, wie es von 
Erler behauptet worden ist. 

Auch in der Frage der Zuweisung einzelner anderer Traktate, 
z.B. der Avisamenta de necessitate reformationis ecclesiae und der 
Invectiva in Johannem XXIII, teilt H. nicht die Bedenken mancher 
Früheren gegen die Autorschaft Dietrichs. Als nicht genügend ge- 
sichert erscheint ihm jedoch die Urheberschaft der Konstanzer Tage- 
buchnotizen, die Finke Dietrich zugeschrieben hatte. Einwandfrei 
geklärt ist durch H. schließlich auch das Verhältnis des Traktates 
De difficultate zu De modis: jener bildet (wie die von H. veranstaltete 
Ausgabe von De modis einleuchtend vor Augen führt) mit diesem 
eine Einheit und ist nicht als selbständige Schrift anzusehen. 

Nimmt man zu den schon länger bekanntgemachten Schriften 
noch die beiden erst von H. aufgefundenen — einen Traktat über 
die Berufung der Generalkonzilien und das Schriftchen De jubilellis 
(gedr. Anhang S. 303 ff.) — hinzu, so ergibt das einen Gesamt- 
bestand von 31 für Dietrich in Anspruch genommenen Schriften, von 
denen die Mehrzahl dem Bereich der Publizistik angehört. Das von 
H. zusammengestellte Schriftenverzeichnis zeugt von einer ausge- 
sprochenen journalistischen Begabung und Neigung dieses Mannes, 
die sich mit einem nicht minder ausgeprägten Hang zur Historie 
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paarte. Seine Geschichtschreibung läßt dabei nicht weniger die 
publizistische Ader erkennen als die Publizistik die geschichtlichen 
Neigungen. Das Arbeiten mit geschichtlichen Argumenten ist für 
Dietrichs Publizistik kennzeichnend. Die Geschichte bildet für diese 
das Arsenal. Der Geist, der seine Traktate durchweht, sein Patriotis- 
mus und sein deutscher Nationalstolz, das Eintreten für den Reichs- 
gedanken und für das Kaisertum, sie offenbaren sich in seinen 
historischen Schriften, zumal in denen, die sich mit der deutschen 
Vergangenheit beschäftigen, sogar noch kräftiger. Ist ihr sachlicher 
Wert auch gering, so hebt sie eins aus der Masse der historiographi- 
schen Schriftstellerei des späten Mittelalters heraus, die Tatsache näm- 
lich, daß es, wie H. feststellt, die ersten deutschen Geschichtswerke 
sind, die in bewußt patriotischem Sinn geschrieben waren. Dietrich 
war auch der erste Geschichtschreiber, der es wagte, den Ruhm Fried- 
richs II. zu künden. Wenn er neben den Staufern aber die Ottonen 
höher als alle anderen Herrscher des Reiches stellt, so spricht dar- 
aus die starke Liebe zu dem Sachsenstamm, dem er selbst von 
Geburt angehörte. Dieses nationale Pathos und eine gewisse Wärme 
des Gefühls für sein Volk und die Heimat bringen ihn auch der 
Gegenwart wieder näher. Wir erkennen darin das Fühlen eines 
Mannes, der ein Leben fern von Vaterland und Heimat verbrachts, 
verstärkt vielleicht durch die frühhumanistischen Strömungen, mit 
denen er in Italien in engere Berührung kam. 

H. hat mit seinem Buche über Dietrich von Nieheim ein lebens- 
volles und anziehendes Bild eines mittelalterlichen deutschen Menschen 
gestaltet, und das in künstlerischer sprachlicher Form (vgl. auch seine 
kurze Skizze in Westfäl. Lebensbilder V, 1937, S.176—192). Es hat sich 
damit bewahrheitet, was Sauerland in seiner Besprechung des Erler- 
schen Buches (MIÖG ı0, 1889, S. 657) schrieb, daß es die nächste 
Aufgabe der Forschung sei, die Autorschaft Dietrichs an den drei 
Traktaten De difficultate, De modis und De necessitate endgültig fest- 
zustellen; erst wenn sie gelöst ist, sei ein richtiges und allseitiges 
Charakterbild Dietrichs mit Sicherheit zu liefern möglich. Wie H. 
jene Aufgabe gelöst hat, so hat er auch den Wunsch, den dieser 
letzte Satz birgt, erfüllt. In einem Punkte jedoch wäre Sauerland 
nicht befriedigt gewesen, das ist die Bevorzugung der niederdeutschen 
Namensform Niem durch H. Alles was dazu, und zwar dagegen, zu 
sagen wäre, ist von Sauerland (MIÖG 6, 1885, S. 584 f.) treffend 
und unübertrefflich ausgeführt worden. Da es auch sonst nicht der 
Übung entspricht, den niederdeutschen Formen vor den zwar jün- 
geren hochdeutschen den Vorzug zu geben, und ein sachliches Be- 
denken gegen die Gleichsetzung von Niem mit Nieheim nicht be- 
steht, vielmehr die niederdeutsche Form viel eher Anlaß zu falschen 





Mittelalter 583 


Deutungen geben könnte, so möchte ich wünschen, daß der Titel 
des Buches von H. nicht dazu führen möge, die Form Niem einzu- 


bürgern. 
Münster. J. Bauermann. 


Chroniques de JEAN MOLINET, publides par G. Doutrepont et 
O. Jodogne. 3 Vols. 654, 606, VIII u. 451 S. Bruxelles, Palais 
des Acad&mies 1935—1937. (Acadömie royale de Belgique, Classe 
des Letires et des Sciences morales et politiques. Collection des 
anciens auteurs beiges.) 

Die beiden ersten Bände der stattlichen Ausgabe bieten den 
Text ohne irgendwelche Erläuterungen, da diese, wie die Herausgeber 
meinen, doch zu rasch veralten, aber mit den Lesarten der zahlreichen 
Handschriften. Im dritten Band findet sich ein Verzeichnis der be- 
nutzten Bücher, der seltenen Worte und der Eigennamen. In der 
sehr ausführlichen Einleitung wird u.a. die Frage behandelt, ob man 
von einer französischen Literatur in Belgien sprechen darf, und darauf 
hingewiesen, daß die Akademie sie weitherzig zugunsten Belgiens 
beantwortet hat. Jean Molinet wurde 1435 in Desvres im Boulonnais 
geboren und starb am 23. August 1507 in Valenciennes. Beide Orte 
gehören heute nicht zu Belgien. Er studierte in Paris, begann 1463 
den burgundischen Hof zu verherrlichen und wurde nach dem Tode 
seiner Frau Stiftsherr in Valenciennes. Seine Chronik setzt 1474 mit 
der Belagerung von Neuß durch Karl den Kühnen ein und schließt 
mit dem Tode Philipps des Schönen 1506. Als Hofhistoriograph 
(indiciaire) des österreichisch-burgundischen Hauses hat M. unmittel- 
bar nach den Ereignissen in buntem Durcheinander seine Eindrücke 
aufgezeichnet und natürlich besonders die burgundisch-flandrischen, 
französischen und österreichischen Verhältnisse berücksichtigt. Wich- 
tiges steht neben Unwichtigem, Geschwätz und Klatsch neben amt- 
lichen Urkunden. Wer die Eigenart des burgundischen Hofes kennt, 
weiß, daß Festlichkeiten, Gelage, fürstliche Einzüge eine große Rolle 
spielten. Auch Wunder und Mißgeburten werden erwähnt. Man 
könnte M. eher einen Geschichtensammler als einen wahren Ge- 
schichtschreiber nennen. Für die reiche und satte Kultur der flan- 
drischen Städte ist viel zu gewinnen, wenn man nicht an der schwül- 
stigen Form und an der Leichtgläubigkeit des Vf.s Anstoß nimmt. 
Daß M. auch ein gefeierter Dichter war, sei nur nebenbei angemerkt. 
Alles in allem wird man sagen müssen, daß er einander widerspre- 
chende Eigenschaften besaß. Ein sicheres Urteil über das, was er 
allein oder in eigener Auffassung für die Zeitgeschichte beisteuert, 
wird sich erst fällen lassen, wenn eindringende kritische Unter- 
suchungen vorliegen. Keinesfalls darf die Bedeutung der burgundi- 
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schen Lande um die Wende des 15. Jahrhunderts unterschätzt wer- 
den. Auch vom Standpunkt der Kulturgeschichte aus stehen sie 
sehr hoch, wie schon vor Jahren mein Bruder Otto Cartellieri in 
seinem Buch ‚Am Hofe der Herzöge von Burgund‘ (1926) gezeigt 
hat (zu Molinet S. 193). In der einen oder der anderen Weise wird die 
an Stelle des sehr schlechten Drucks von ]J. A. Buchon (1827/28) 
jetzt bequem zugänglich gemachte Chronik das Studium einer über- 
aus vielgestaltigen, nicht immer anziehenden Gesittung erleichtern. 
Den Herausgebern ist man für ihre mühsame Arbeit zu aufrichtigem 
Dank verpflichtet. Sie haben auch der deutschen Geschichte zur 
Zeit Kaiser Maximilians einen wertvollen Dienst geleistet. 
Jena. A. Cartellieri. 


Politik und Kriegführung in der neueren Geschichte. Von PAUL 

SCHMITTHENNER. Hamburg, Hanseatische Verlagsanstalt 

0. J. [1937]. 316 S. 5,80 M. 

Es ist nicht leicht, dem vorliegenden Buch gerecht zu werden. 
Die Aufgabe, die sich der Vf. gestellt hat, ist gewiß lohnend, und 
es soll auch dankbar anerkannt werden, daß sein Grundgedanke von 
der untrennbaren Zusammengehörigkeit von Politik und Kriegfüh- 
rung (S.9) richtig ist und daß sich in seinem Buch viele gute und 
zum Nachdenken veranlassende Bemerkungen finden. Aber als 
Ganzes befriedigt das Werk des Vf.s trotz allem nicht recht. 

Das liegt, wie mir scheint, zunächst an der unzulänglichen wissen- 
schaftlichen Grundlage. Ich weiß wohl, daß es unmöglich ist, eine so 
weit gespannte Darstellung ausschließlich auf eigene Quellenforschung 
aufzubauen, daß ein die ganze Neuzeit behandelndes Buch sich auf 
weite Strecken hin auf die Literatur stützen muß. Aber nur der 
wird ein solches Buch wirklich schreiben können, der sich durch 
gründliche und exakte Quellenforschungen auf einigen Gebieten einen 
sicheren Standpunkt zur Bewertung der auf anderen Gebieten heran- 
zuziehenden Literatur erarbeitet hat. Von solcher Arbeit läßt das 
Buch allzu wenig erkennen. Es ist bezeichnend, daß das Verzeichnis 
des Schrifttums kaum eine Quelle nennt und fast nur deutsche 
Schriften aufführt. Deshalb bleibt Schm. überall an der Oberfläche, 
gleitet über die Dinge hin, statt sie ernsthaft und gründlich anzu- 
packen; wie sehr er sich mit der Aneinanderreihung von Lesefrüchten 
begnügt, zeigt die Darstellung der deutschen Entwicklung des 19. Jahr- 
hunderts, die weithin die von C. Schmitt aufgebrachte Gegenüber- 
stellung von Soldat und Bürger übernimmt und doch die Bismarck- 
sche Lösung des Verfassungskonflikts als „artgemäß‘, als ‚eines der 
hehrsten Beispiele für die Wiederherstellung einer zerbrochenen Ein- 
heitsführung‘‘ anerkennt. 
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Damit ist bereits eine weitere Schwäche des Buches berührt, 
die unscharfe Betrachtung der Dinge. Es wird z.B. kein rechter 
Unterschied gemacht zwischen Eingriffen der politischen Führung 
in die militärischen Operationen und Überlegungen über die zweck- 
mäßige Form der Kriegführung, die innerhalb der Sphäre des Mili- 
tärischen sich bewegen. Und doch ist es etwas grundsätzlich anderes, 
ob etwa Bismarck aus der politischen Sorge vor der Einmischung 
der Neutralen heraus von der Kriegführung die Abkürzung der Be- 
lagerung von Paris durch die Beschießung verlangte, wenn im Welt- 
krieg die englischen und französischen Staatsmänner zur rascheren 
Herbeiführung des militärischen Sieges gegen den Rat ihrer mili- 
tärischen Fachleute Expeditionen nach den Dardanellen und nach 
Saloniki schickten, als wenn Gustav Adolf nach der Schlacht bei 
Breitenfeld Überlegungen anstellte, wie er den Krieg am zweck- 
mäßigsten weiterführen könne, und wenn er dabei den sichereren 
Weg der Besetzung Thüringens der gewagten Operation gegen Wien 
vorzog. Auch bei Cromwell scheint mir nicht klar genug hervor- 
gehoben zu sein, daß es sich nicht eigentlich um einen Kampf zwi- 
schen Kriegführung und Politik handelt, sondern um die Frage, 
welche der durch die Revolution emporgekommenen Gewalten die 
neue politische Ordnung des Staates zu schaffen habe. 

Vor allem aber scheint mir der Wert des Buches durch die allzu 
schematische Betrachtungsweise herabgesetzt zu werden. Unter dem 
Eindruck des autoritären Führerstaats, den unsere Zeit geschaffen 
hat, rückt der Vf. die Frage der formalen Einheit der politischen 
und militärischen Führung allzu sehr in den Vordergrund und über- 
schätzt den monarchischen Absolutismus, der sie wenigstens äußer- 
lich gewährleistet, in seiner praktischen Auswirkung. Dabei zeigt 
er selbst immer wieder, daß die formale Einheit keineswegs die 
tatsächliche Einheitlichkeit der Zielsetzung und der Ausführung 
sichert, z.B. sagt er S. 114, sachlich wohl nicht ganz mit Recht, 
daß unter Ludwig XIV. trotz des Absolutismus eine Vielköpfigkeit 
der Staatsleitung bestanden habe. Auch das Preußen Friedrich Wil- 
helms III. scheint mir seiner These zu widersprechen: Politik und 
Kriegführung waren 1805 und 1806 in voller Harmonie, freilich in 
einer Harmonie der Schwäche, nicht der Kraft. Trotzdem zieht 
Schm. die autokratische Staatsform Rußlands und der Türkei im 
19. Jahrhundert der angeblichen Zersetzung des Staates im übrigen 
Europa vor (S. 226, ebenso 229). Sehr gegen seinen Willen muß er 
freilich dann doch gelegentlich anerkennen, daß selbst ein Parlament 
für energische Politik eintreten kann (England im 17. Jahrhundert 
vgl. S. 142 und 156), ja daß die Staaten mit demokratisch-parlamen- 
tarischer Verfassung vor und in dem Weltkrieg ‚besser daran waren 

Historische Zeitschrift 138. Bd. 37 
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als die, die ein konstitutionelles System besaßen‘ (S. 280). Aber er 
hat daraus nicht die Folgerung gezogen, daß sein Schema der Mannig- 
faltigkeit des geschichtlichen Lebens gegenüber zu eng und starr sei, 

Auch insofern ist das Schema zu eng und starr, als es die Dinge 
ausschließlich von oben her betrachtet; Politik ist für Schm. Leitung 
des Staates von oben her, Kriegführung ist Leitung des Heeres, die 
dahinter stehenden sozialen Kräfte werden kaum erwähnt. Zwar 
schildert Schm. jeweils die „zeitlichen Voraussetzungen‘ der ein- 
zelnen Perioden seiner Untersuchung, aber er geht dabei zu wenig 
in die Tiefe, trifft nicht das Wesentliche. Deshalb ist ihm der grund- 
legende Unterschied der Verhältnisse des ıg9. und 20. Jahrhunderts 
von den früheren Zeiten nicht deutlich geworden. Er sieht im 19. 
und 20. Jahrhundert nur die Wirkung eines staatszersetzenden Libe- 
ralismus, aber er übersieht, welche neuen Kräfte durch diesen Libe- 
ralismus dem Staatsleben und damit auch der Kriegführung zuge- 
wachsen sind, wieviel schwieriger dadurch aber zugleich die Aufgaben 
von Politik und Kriegführung geworden sind. Im 18. Jahrhundert 
ist der Krieg eine Kraftprobe des militärischen Apparats der ein- 
zelnen Staaten; von diesen Kriegen, in denen nach dem bekannten 
Wort Friedrichs des Großen der friedliche Bürger gar nicht merken 
sollte, wenn der Soldat Krieg führte, gilt die Bezeichnung ‚‚rein 
militärischer Krieg‘, die Schm. in falscher Verallgemeinerung des 
Krieges von 1866 auf die Kriege des 19. Jahrhunderts anwendet. 
Schon der Krieg von 1870/71 kann trotz der kurzen Dauer nicht 
mehr als rein militärischer Krieg bezeichnet werden; er wird gerade 
dadurch charakterisiert, daß nach den vernichtenden Niederlagen 
seiner Heere das französische Volk den Krieg noch monatelang 
weitergeführt hat. Auch daß der Staatsmann dem Feldherrn seinen 
Platz einräumte, wenn der Krieg begann, dürfte den tatsächlichen 
Verhältnissen im Zeitalter Bismarcks kaum entsprechen (S. 220). 
Überhaupt ist die Schilderung des ı9. Jahrhunderts infolge der Ein- 
seitigkeit, mit der der Liberalismus gesehen, die den heutigen Volks- 
staat vorbereitende Entwicklung der Völker übersehen wird, sehr 
anfechtbar. Sie ist nicht nur in ihren allgemeinen Erörterungen 
(S. 212 ff.) allzusehr auf Deutschland beschränkt, als daß sie All- 
gemeingültigkeit beanspruchen könnte, sondern sie trifft auch für 
Deutschland nicht zu. Es scheint mir eine geschichtswidrige Kon- 
struktion zu sein, wenn (S.262) das Verhältnis Wilhelms I. zu 
seinen Paladinen Bismarck, Roon und Moltke als eine ‚der Auf- 
lösung des liberalen Staates‘‘ gemäße Abschwächung der Einheits- 
führung des absoluten Staates hingestellt wird. Die Kämpfe zwischen 
Bismarck und Moltke möchte ich nicht einmal unter Berufung auf 
Clausewitz auf den „Mangel an Einsicht bei Bismarck und Moltke“ 
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zurückführen; ich kann auch nicht zugeben, daß ‚sie mehr persön- 
liches Interesse als grundsätzlichen Wert in sich tragen‘. Vielmehr 
möchte ich sie als Musterbeispiele für das notwendige Ineinander- 
greifen von Politik und Kriegführung bezeichnen. Gerade von Bis- 
marck hätte Schm. lernen können, auf welche Fragen eine Geschichte 
‘von Politik und Kriegführung einzugehen hätte: sie müßte zunächst 
zeigen, welche Machtmittel die Politik der Kriegführung jeweils be- 
reitstellt, wie sie zwischen den militärischen, grundsätzlich unbe- 
grenzten Anforderungen und den wirtschaftlichen und innerpoliti- 
schen Möglichkeiten ihren Weg sucht, wie sie während eines Krieges 
die Erweiterung der Zahl der Feinde durch ungeschickte kriegerische 
Handlungen oder durch allzu langes Hinziehen der militärischen 
Operationen verhindert, wie sie beim Friedensschluß auf die im 
Augenblick vielleicht mögliche militärische Ausnutzung des Sieges 
im Interesse einer dauernden politischen Ordnung verzichtet. Es 
sind im Grunde immer die gleichen Fragen, die das Verhältnis von 
Politik und Kriegführung beherrschen; aber die Erscheinungsformen 
wechseln je nach den Kräften, die in den Staaten maßgebend sind. 

Für eine derartige Fragestellung fehlt Schm. infolge seiner sche- 
matischen Denkweise das rechte Organ. Bis in die rein militärischen 
Fragen spielt dieser Schematismus hinein, vor allem in der Anwen- 
dung der Vernichtungsstrategie als absoluten Maßstabs zur Beurtei- 
lung militärischer Operationen früherer Zeiten, z.B. bei Gustav 
Adolf. Bei Friedrich dem Großen führt diese Auffassung zu einer 
höchst gekünstelten und in ihren Konsequenzen sehr bedenklichen 
Verteidigung seiner nicht auf Niederwerfung des Gegners ausgehen- 
den Strategie: Der Zwang zum Niederwerfungskrieg fehlte bei Fried- 
rich „infolge der maßvollen Ziele der preußischen Politik“. Waren 
die Ziele der preußisch-deutschen Politik im 19. und 20. Jahrhundert 
nicht auch maßvoll’? 

Damit breche ich ab. Ich habe vieles zur Kritik des Buches sagen 
müssen, gerade darum möchte ich zum Schluß noch einmal hervor- 
heben, daß dieser Versuch, einen großen Zeitraum unter einheit- 
lichem Gesichtspunkt zusammenzufassen, trotz seiner Schwächen 
für die historische Weiterarbeit anregend ist. 

Berlin. Fritz Hartung. 


Die Habsburger. Die Tragödie eines halben Jahrtausends deut- 
scher Geschichte. Von ALFRED RAPP. Stuttgart, Franckh- 
sche Verlagshandlung 1936. 282 S. 

Als mit dem Zusammenbruch und der Aufteilung des Donau- 
reiches das Haus Habsburg seine weltgeschichtliche Rolle ausgespielt 
hatte, war es eine natürliche Aufgabe der Geschichtschreibung, das 


37* 
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mehr als sechshundertjährige Werk der Habsburger im Gesamt- 
zusammenhang darzustellen. Eine solche Geschichte des Hauses 
Habsburg konnte als eine Art Rechtfertigung vom dynastischen oder 
gesamtösterreichischen Gesichtspunkt aus geschrieben werden. Die 
zweite Möglichkeit war die einer Gesamtabrechnung vom preußisch- 
deutschen Standpunkt. Die dritte Möglichkeit, für uns zugleich eine, 
Notwendigkeit, ist die Betrachtung und Wertung des habsburgischen 
Lebenswerkes vom gesamtdeutschen Standort aus. Alfred Rapp 
hat die zweitgenannte Möglichkeit wahrgenommen. Habsburg ist 
für ihn deutsches Verhängnis und nichts anderes. Habsburg ist 
die Nachtseite von sechs Jahrhunderten deutscher Geschichte. Habs- 
burg ist Inbegriff der Widerwärtigkeiten, die dem deutschen Volk 
und Reich widerfahren sind. Habsburg hat jahrhundertelang die 
Bildung eines deutschen Königtums verhindert, Habsburg hat den 
Aufbau eines deutschprotestantischen Nationalstaates unmöglich ge- 
macht. Habsburg hat Volk und Reich an Rom verraten, hat deut- 
schen Volksboden den Feinden preisgegeben, hat deutsches Volks- 
tum für und für überfremdet. Habsburg ist Habsucht zur obersten 
Staatsmaxime erhoben, ist praktischer Macchiavellismus, ist un- 
deutsche Haltung, moralische Minderwertigkeit, gekrönter Kretinis- 
mus. Zwar hat das habsburgische Regime auch einige bejahenswerte 
Gestalten aufzuweisen, so den Prinzen Eugen, die beiden Josef, 
Maria Theresia, Stadion; aber sie ändern nichts an der habsburgi- 
schen Durchgängigkeit. 

Die Einseitigkeit dieser Betrachtungsweise liegt auf der Hand. 
Und doch ist es gut, daß sie einmal durchgeführt worden ist. Denn 
was oben in Kennworten gesagt worden ist und dem antihabsburgi- 
schen Schlagwörterbuch politisierender Laien zu entstammen scheint, 
das ist in R.s Buch mit dem Einsatz geschichtswissenschaftlicher 
Beweismittel ausgeführt. Ein riesiges Material ist hier zu einer 
Anklage größten Stiles zusammengetragen und vorzüglich verar- 
beitet worden. Das Buch ist zudem von einem starken Tempera- 
ment geschrieben. Auf allen Seiten schlägt einem der antihabs- 
burgische Haß eines deutschen Patrioten entgegen. Die Dramatik 
des Geschehens ist auch dramatisch gesehen und geschildert. In 
der Sprache ist Härte, Klarheit und Glut zugleich. Aber nach dem 
Habsburgbuch von R. braucht und sollte kein zweites dieser Art 
mehr geschrieben werden. Einmal, weil es menschlicher Voraussicht 
nach nicht übertroffen werden und höchstens eine vergröbernde und 
verflachende Gefolgschaft finden kann. Zum andern, weil dieses Buch 
für sich allein mehr wiegt als die ganze schwarzgelbe Panegyrik, 
die ihm entgegengehalten werden kann und wird. Schließlich aber 
deswegen, weil es fortab darauf ankommt, eine Geschichtsbetrach- 





16.—18. Jahrhundert 589 





tung zu üben, die zu bejahen und zu verneinen weiß, aber das 
Lebensgerechte überall bejaht, wo es sich findet, und das Lebens- 
widrige überall verneint, wo immer es auftritt. 

Das will heißen, daß mit dem Hause Habsburg nicht anders ver- 
fahren wird als mit den übrigen Fürstenhäusern, die dem deutschen 
Dasein zum Schicksal geworden sind. Daß die Schuldseite dieser 
Dynastie größer ist als die jeder anderen im deutschen Reichsraum, 
darüber braucht nach der allumfassenden R.schen Abrechnung nicht 
mehr gestritten zu werden. Aber gleichzeitig muß gesehen, anerkannt 
und dem gesamtdeutschen Geschichtsbild eingefügt werden, was 
durch jenes und unter jenem Herrscherhaus für das deutsche Leben 
geleistet worden ist. Es pulste eben nicht nur fremdes Blut in den 
Habsburgern, sondern auch deutsches, und dieser biologischen Tat- 
sache entsprechen die historischen Tatsachen des Hauses Habsburg, 
das nicht nur gegen, sondern gewollt oder ungewollt auch für Deutsch- 
land gewirkt hat. So wie im ı8. und 19. Jahrhundert die preußi- 
schen immer wieder mit den deutschen Interessen zusammenfielen, 
so haben sich mehr als einmal habsburgisch-österreichische und ge- 
samtdeutsche Interessen gedeckt. Am schlüssigsten ist der Beweis 
dafür im Zeitalter des Prinzen Eugen zu führen. Daß in dem deut- 
schen Zweifrontenschicksal, mit dem auch Habsburg-Österreich zu 
ringen hatte, die eine und andere Grenzmark zu kurz kam, daß 
gelegentlich der Westen zurückstehen mußte, weil im Südosten der 
Türke geschlagen werden mußte, das kann man an sich der habsbur- 
gischen Reichsleitung ebensowenig zum Vorwurf machen, wie man 
der deutschen Heeresleitung von 1914 den Russeneinfall in Ost- 
preußen vorwerfen kann. Es geht auch nicht an, darüber zu klagen, 
daß deutsche Regimenter in Ungarn bluten mußten, denn in Ungarn 
wurde das gesamte Deutschland gegen das asiatische Osmanentum 
verteidigt, und es geht ebensowenig an, die fremdstämmigen öster- 
reichischen Truppen auf deutschem Boden scheel anzusehen, denn 
sie haben damals für den deutschen Westen geblutet. Wenn die 
Zeit des Prinzen Eugen nicht nur ein Heldenzeitalter Österreichs, 
sondern Gesamtdeutschlands ist, so zeigt sich darin die innige Ver- 
bindung, die habsburgisch-österreichische und gesamtdeutsche Ge- 
schichte bilden konnten. Die preußisch-österreichische Auseinander- 
setzung unter Friedrich dem Großen und Maria Theresia wird von 
R. nur als Tragik empfunden. Es war nicht nur Tragik. Friedrich 
und Maria Theresia, Preußen und Österreich sind aneinander groß 
geworden, Österreich hat sich an Preußen ausgerichtet, die gesamt- 
deutsche Lebensunterlage hat sich verstärkt. Man kann Eugen, 
Josef I., Maria Theresia und Josef II. auch nicht zu Sondererschei- 
nungen stempeln; sie stellen höchste und eigentümliche Lebensäuße- 
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rungen des habsburgischen Österreich dar. Josef I. und II. wider- 
legen auch am besten die landläufige Meinung von der durchgängigen 
Romhörigkeit des Hauses Habsburg, widerlegen den Satz von R,, 
daß „die innige Verbundenheit zwischen Habsburg und Rom ein 
Kennzeichen alles habsburgischen Herrschertums bleibt‘. Zwischen 
der habsburgischen Reichsräson und dem römisch-katholischen Uni- 
versalismus bestanden eben viele Gleichläufigkeiten; darauf deutet 
R. selber hin. Habsburg schreckte aber nicht davor zurück, eine 
ausgesprochen antipäpstliche und antiklerikale Politik zu treiben, 
wenn es der politischen Räson entsprach. Das ‚umgekehrte Canossa“ 
von 1782 hat sich zwischen einem Habsburger und dem Papst abge- 
spielt. Soviel zur Gesamtauffassung. Angesichts der großen Anlage 
und Durchführung des Werkes will ich an dieser Stelle wegen Kleinig- 
keiten und Ungenauigkeiten nicht rechten. Keine Kleinigkeit ist es, 
wenn der sonst so kenntnisreiche Vf. von einem „böhmischen Volks- 
tum‘‘ und einer „böhmischen Nationalität‘ spricht und damit offen- 
bar das Tschechentum meint, ohne sich dabei auf das deutsche Volks- 
tum, die deutsche Nationalität in Böhmen zu besinnen (,böhmische 
Nationalität‘‘ ist das gefährlichste Wort der tschechischen Propaganda, 
die böhmisch gleich tschechisch setzt und Deutschböhmen unter- 
schlägt). K. Pleyer. 


Das Generaldirektorium unter der Regierung Friedrich Wilhelms II. 
mit Berücksichtigung der interimistischen Instruktion von 1798. 
Von EDITH RUPPEL-KUHFUSS. Würzburg, K. Triltsch 
1937. (Berliner Studien zur neueren Geschichte, hrsg. von F. 
Hartung. Heft 2.) 167 S. 4 RM. 

Das ‚„General-Ober-Finanz-Kriegs- und Domänen-Directorium‘, 
dessen im Entwurf von Friedrich Wilhelm I. selber herrührende In- 
struktion die Verwaltungsurkunde des preußischen ancien rögime ge- 
nannt werden kann, hat merkwürdigerweise noch keine biographische 
Gesamtwürdigung gefunden. Auch E. Ruppel-Kuhfuß bringt nur 
eine — v.a. auf das reiche Material des Preußischen Geheimen Staats- 
archivs gestützte — Teildarstellung, aber die zwölf Jahre von 1786 
bis 1798, äußerlich bereits solche deutlichen Abstiegs, sind als Über- 
gangs- und Kampfperiode zwischen alten und neuen Organisations- 
prinzipien besonders interessant und lehrreich. Das ‚„Innen- und 
Finanzministerium‘‘ von 1722 zeigte die eigentümliche Struktur der 
Zentralbehörden damaliger Zeit: kollegialische Leitung (Mehrzahl 
von „dirigierenden Ministern‘‘) und Beschlußfassung (nach der 
Stimmenmehrheit sämtlicher Behördenmitglieder ; Minister und Räte), 
geographisch-materiell gemischte Zuständigkeit der „Departements“. 
In diese Form hatte Friedrich der Große bereits Bresche geschlagen 





16.—ı8. Jahrhundert 591 





durch Errichtung reiner Realdepartements seit 1744 (für Handel und 
Manufakturen, Militärökonomie, Akzise und Zölle, Berg- und Hütten- 
wesen usw.) mit Immediatstellung zum Könige. Der so inaugurierte 
Typus des bürokratisch geleiteten Fachministeriums war die Behörden- 
form der Zukunft. Indem aber damals ‚gleichsam soviel General- 
directoria entstanden als Finanzministres sind‘‘, vermehrte sich die 
Geschäftslast des Kabinetts, da der absolutistische Herrscher die ver- 
vielfachten Fäden in der Hand behalten mußte. Hier lag für ihn jene 
Gefahr des Erstickens im Detail, von der prince consort Albert seiner 
ältesten Tochter einmal schreibt. Der arbeitsunlustige Nachfolger 
Friedrichs drohte ihr zu erliegen. Man hoffte, durch Rekollegiali- 
sierung ihm die Dinge zu vereinfachen, ohne zu bedenken, daß die bei 
verminderter Einzelverantwortlichkeit erst recht erforderliche stän- 
dige Aufsicht und Kontrolle wiederum eine andere Herrscherpersön- 
lichkeit voraussetzte. Die neue Instruktion vom 28. September 1786 
tarnt diese Hintergründe, sie begründet die Wendung mit dem Übel 
der „Departementssouveränität‘‘, und ihrem „dem wahren Endzweck 
der Staatswirtschaft und des Dienstes‘ nachteiligen, weil ‚einseitigen 
Verfahren“. Auf dem vom großen Könige eingeschlagenen Wege 
wurde also nicht weitergeschritten, sondern umgekehrt, d.h. der 
Versuch gemacht, die allzu selbständig gewordenen Sonderverwal- 
tungen wieder in den Rahmen des Generaldirektoriums einzufügen. 
Am vordringlichsten erschien dies bei der „administration generale 
des accises et p&ages‘‘', da hier der Emanzipationsprozeß seit 1766 über 
den formell an die Spitze gestellten Departementsminister hinweg bis 
zur völligen Herauslösung des Geschäftszweiges in der Hand eines der 
französischen Generalkontrolleure, de la Haye de Launay, mit 
status-in-statu-Charakter auch in der Mittel- und Unterinstanz ge- 
diehen war (‚Regie‘). Schon die Instruktion vom 28. September 
schrieb vor, daß die Gesetzgebung in Akzise- und Zollsachen ‚‚mit 
Zuziehung des Generaldirektoriums‘‘ geschehen solle. Aber erst durch 
Übertragung der Geschäfte de Launays an den Departementsminister 
v. Werder (Kabinettsorder vom 31. Oktober) wurde der Weg zu dem 
gewünschten Ziele frei. Jedoch ist es zu einer wirklichen Eingliederung 
der Akzise- und Zollverwaltung in das Generaldirektorium nicht 
gekommen, sie blieb — ebenso wie ihre nachgeordneten Stellen — 
eine „Sonderinstitution‘. Die administrative Rückwärtsbewegung 
führte also nicht bis zum Ausgangspunkt von 1722, sondern nur etwa 
auf den Stand von 1748 (Instruktion vom 20. Mai), anders ausge- 
drückt: zu einer „Vermischung vergangener Systeme‘‘, des Kollegial- 
prinzips Friedrich Wilhelms I. mit der Immediatstellung unter 
Friedrich dem Großen (S. 48). Das gleiche Ergebnis zeigt sich in der 
Forstverwaltung, wo das Spezialdepartement (die von der Vf. für 
die Fachverwaltungen wiederholt alternativ gebrauchte Bezeichnung: 
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Generaldepartement ist unzutreffend, führt auch zu Verwechslungen 
mit dem „Generaldepartement‘‘ von 1786) zunächst radikal beseitigt 
wird, um nach kurzer Zeit wiederhergestellt zu werden. Die wider- 
spruchsvolle Behandlung der Angelegenheit wurde vertuscht, was zu 
Irrtümern in der Literatur geführt hat. Bereits am Ende des ersten 
Regierungsjahres war ‚‚die Idee der Kollegialität gescheitert‘‘ (S. 79). 
In den letzten Regierungsjahren Friedrich Wilhelms II. aber bricht 
sich das bürokratische Prinzip erneut Bahn, so daß man nunmehr 
geradezu von einer Fortsetzung friderizianischer Verwaltungsprin- 
zipien reden kann, die vordem als schädlich bekämpft worden waren. 
Vf. zeigt diesen neuen Kurs an der Einrichtung der Generalsalz- 
administration, durch die das wichtigste Staatsmonopol der Ver- 
waltung des G.D. entzogen wurde (Januar 1796), und den von gleicher 
Tendenz und zu gleicher Zeit (November 1796) diktierten Instruktio- 
nen für das Oberkriegskollegium und die Oberrechenkammer, welch 
letztere damit aus einer bloßen Kalkulatur des Generaldirektoriums 
in eine immediate Revisionsbehörde verwandelt wurde. Indem aber 
die interimistische Instruktion des neuen Herrschers vom 19. März 
1798 (bei R. als Anlage VI gedruckt) den Immediatverkehr der ein- 
zelnen Minister (und Räte!) mit dem Kabinett gestattet, was in keiner 
der älteren Instruktionen zu finden war, bildet sie nur den ‚Abschluß 
und die Bestätigung einer zwangsläufigen Entwicklung im G.D.‘“ 
(S. 144) und wird der Regierungswechsel ‚‚von dem Odium eines kras- 
sen Bruches mit dem Bestehenden befreit‘‘ (Vorwort; wobei freilich 
nicht einzusehen ist, warum der Bruch in diesem Fall odiös sein mußte). 
So bestätigt auch eine Betrachtung der Verwaltungsorganisation die 
Tatsache der ‚„Reformbestrebungen vor 1806‘, die zum erstenmal 
Otto Hintze im 76. Bande dieser Zeitschrift dargestellt hat. Auf die 
von ihm erwähnten Vorschläge Borgstedes und Hardenbergs ist Vf. 
nicht mehr eingegangen. Sie lagen natürlich in der Richtung einer 
modernen Ministerialverfassung, die sich ja um dieselbe Zeit auch in 
Frankreich entwickelte. Wie angesichts dieses Kurses Vf. am Schluß 
ihrer Ausführungen ‚die glückliche Lösung aller Reformversuche 
unter einem leistungsfähigen Nachfolger‘ in einer „Verbindung 
zwischen der kollegialen Arbeitsweise und der Zentralisation im 
Kabinett‘ erblicken kann, bleibt unklar. 

Es gehört zu dem wichtigsten Ergebnis der vorliegenden Arbeit, 
daß die Rolle Joh. Christof Woellners (sic!) als eines Protagonisten 
auch auf dem Gebiete der Behördenorganisation herausgestellt wird. 
Noch wichtiger als die ostensible Wirksamkeit dieses Mannes war 
seine Regie hinter der Kulisse. Die geistige Abhängigkeit des an 
den absolutistischen Formen krampfhaft festhaltenden Monarchen 
von seinem ehemaligen Lehrer, wie sie die im Woellner-Nachlaß 
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(von Oppensches Archiv in Alt-Friedland) befindlichen königlichen 
Bleistiftnotizen offenbaren, wirkt erschütternd. Man möchte ihn 
mit einem Eberhard v. Danckelman vergleichen, wenn nicht die amt- 
liche Stellung Woellners (bis Juli 1788 als Geheimer Finanzrat, auch 
später nur einer von vielen im ministerreichen Preußen) ohne univer- 
sale Verantwortlichkeit, ganz abgesehen vom Charakterlichen, dem 
entgegenstände. Weit eher erinnert er in seiner alles an sich ziehenden, 
mit unleugbarem Fleiß gepaarten Geschäftigkeit an einen Erzberger. 
Mirabeau nannte ihn den König der ‚inneren Gemächer‘‘ und brachte 
damit den Kabinettseinfluß ‚hinter der Gardine‘‘ richtig zum Aus- 
druck. Zu den wenigen Differenzpunkten zwischen Woellner und dem 
Könige gehörte das Judenproblem. Woellners Philosemitismus erklärt 
sich zur Genüge aus der Abhängigkeit von jüdischem Kapital, die 
sein Haushaltsbuch im Friedländer Archiv nachweist. Vf. bemüht 
sich in anerkennenswerter Weise um die Herausarbeitung der posi- 
tiven Seiten dieses „seltsam gemischten Wesens‘‘ (Bailleu), über- 
treibt aber ihr Lob, wenn sie Woellner das ‚‚Verdienst‘‘ zumißt, den 
geordneten Gang der preußischen Verwaltung unter einem arbeits- 
unlustigen Regenten erhalten zu haben, und ihn als den eigentlichen 
„Nachfolger Friedrichs des Großen‘‘ bezeichnet. 
Potsdam. Heinrich Otto Meisner. 


Die Berliner Wirtschaftskrise von 1763 und ihre Hintergründe. Von 
STEPHAN SKALWEIT. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1937. 
117 S. 5,70 RM. (Beiheft zur VjSozWg., hrsg. von H. Aubin.) 


Ausgehend von Friedrichs d. Gr. Bemühungen, Berlin zum ge- 
werblichen Vorort Norddeutschlands zu machen, und dem besonders 
für die friderizianische Wirtschaftspolitik charakteristischen ‚engen, 
beinahe persönlichen Bündnis zwischen König und Unternehmer“ 
stellt S. in seiner sorgfältigen und überall weitausholenden Arbeit die 
Berliner Wirtschaftskrise von 1763 dar. Der 7jährige Krieg hat einen 
deutlich erkennbaren Strukturwandel des Berliner Wirtschaftslebens 
zur Folge gehabt. Geldhandel und Spekulation traten neben Industrie 
und Gewerbefleiß; eine Verflechtung in das Gefüge des Weltmarktes 
wurde dadurch hervorgerufen, die wiederum Ursache der Verstrickung 
in die schwere, ganz Nordeuropa betreffende Wirtschaftsstörung 
von 1763 wurde. Die Berliner Wirtschaftskrise von 1763 muß also 
als ein „Ausschnitt der großen nordeuropäischen Wirtschaftskrise 
begriffen werden‘. Deren Zentrum war Amsterdam, der damals 
bedeutendste Kapitalmarkt Europas. Nach eingehender Darstellung 
der niederländischen Wirtschaftsentwicklung im ı8. Jahrhundert 
und der vom 7zjährigen Krieg hervorgerufenen Veränderungen zeigt 
S. wie die Krise, von Amsterdam ausgehend, nach Berlin übergriff. 
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Des Königs Versuche, der Krise zu begegnen, insbesondere dem 
bedeutendsten Berliner Unternehmer, Gotzkowsky, im Interesse des 
Staates beizustehen, die „Unselbständigkeit und Hilflosigkeit des an 
staatliche Unterstützung und Bevormundung gewöhnten Unter- 
nehmertums‘‘ in der Bekämpfung der Schwierigkeiten werden sehr 
im einzelnen dargestellt. Den König interessierte das Schicksal der 
Unternehmer allein, ‚‚weil er mit dem Fall der Unternehmer den Ruin 
der Fabriken verbunden und einen Lebensnerv des Staates bedroht 
sieht‘. ‚Die Einzelpersönlichkeit an sich gilt nichts, nur im Zu- 
sammenhang mit den von ihr geschaffenen Werten, ... den Fabriken, 
gewinnt sie Bedeutung für den Staat. So verknüpft ihn auch mit 
Gotzkowsky kein menschliches Band.‘‘ Formal den wichtigsten 
Einschnitt in die Geschichte der Berliner Bankrotte des Jahres 1763 
bildet die Errichtung der immediaten Wechselkommission, eines 
besonderen Gerichtshofes für die Wechselbankerotte, die erst 1769 
wieder aufgehoben wurde, als die „Bankerottwellen‘‘ verebbt waren. 
Gotzkowsky, der sich im Laufe der Jahre vom Fabrikanten zum 
Bankier entwickelt hatte, war trotz des starken Einspringens des 
Königs nicht zu retten; er war zu einem ‚„‚Akkord‘‘ von 50°/, gezwun- 
gen. Die Krise hat in ihren Auswirkungen weit über das Jahr 1763 
hinaus das Berliner Wirtschaftsleben beschattet. Ihre psychologische 
Wirkung auf den König bestand nach $S.s vorsichtigem Urteil in 
erhöhtem Mißtrauen und einem darauf beruhenden ‚‚Methodenwandel 
seiner Wirtschaftspolitik in den Jahren der Errichtung des Retablisse- 
ments‘. Leichtfertigkeit, Unzuverlässigkeit und Gewinnsucht warf 
der König den Kaufleuten vor, bei denen nach S. tatsächlich ‚‚eine 
gewisse Demoralisierung ... während des Krieges und ein allzu starkes, 
den Zielsetzungen des friderizianischen Merkantilismus nicht mehr 
entsprechendes Ausgreifen ihres Erwerbsgeistes zu beobachten ist. 
Auch das Beamtentum hat in seinen Vorschlägen und Maßnahmen 
gegen die Krise den König enttäuscht. Das preußische Beamtentum 
hatte sich ‚als noch nicht reif für die Bewältigung der gewaltigen An- 
strengungen‘‘ erwiesen. Eine Kluft ‚zwischen dem König und den 
alten Trägern seiner Wirtschaft‘‘ war durch die Krise entstanden. 
S. glaubt, in dieser doppelten Enttäuschung vielleicht den Grund 
finden zu können „für das entscheidende Übergewicht, das der König 
in den kommenden Jahren einer Kategorie von Wirtschaftsträgern 
einräumte, die sich in jeder Hinsicht von dem alten Beamten und dem 
kaufmännischen Unternehmer gleichweit unterschieden‘. Abenteurer 
gaben der Wirtschaftspolitik für einige Zeit ein neues Aussehen. 
Abschließend gibt S. noch einen Überblick über die Entwicklung bis 
1769 mit der zweiten Bankerottwelle von 1766. — S.s Arbeit bietet 
über den engen Kreis der Berliner Geschichte hinaus einen wichtigen 
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und wertvollen Beitrag zur Geschichte der friderizianischen Wirt- 
schaftspolitik sowie zur Geschichte der Wirtschaftskrisen. 
Berlin-Lichterfelde. W. Treue. 


Das neunzehnte Jahrhundert. Volk gegen Masse im Kampf um die 
Gestalt Europas. Von HERMANN ULLMANN. Jena, Eugen 
Diederichs Verlag 1936. 265 S. 4,20 M. 


Es war ein wagemutiger Versuch, die europäische Geschichte des 
ı9. Jahrhunderts von einer einzigen großen Fragestellung aus anzu- 
gehen und nachzugestalten. Er konnte nur von einem Manne unter- 
nommen werden, der die Tatsachenfülle dieses Zeitraumes beherrscht 
und ein großes Ordnungsbild besitzt. Volksordnung gegen Massen- 
chaos, das ist für Ullmann der Leitsatz, nach dem sich die euro- 
päischen Gestalten, und Ereignisse des ganzen Jahrhunderts grup- 
pieren. Die Französische Revolution erscheint als der große Auf- 
bruch des europäischen Massenmenschentums, das deutsche Denken 
jener Zeit als geistige Vorformung des Volkes. Stein, Bismarck und 
andere europäische Täter können nur Teilordnung gestalten. Marxi- 
stische Massenbewegung, liberaler Nationalismus, kapitalistischer 
Imperialismus treiben die Völker- und Staatenwelt aus den Fugen. 
Der Weltkrieg, ein Krieg von Völkern und Massen, gebiert Chaos und 
neuen Ordnungswillen. ‚Wenn das ı8. Jahrhundert von der Aus- 
einandersetzung zwischen dem Staat und dem einzelnen, das 19. Jahr- 
hundert vom Kampf zwischen Nation und Masse erfüllt war, so wird 
das 20., wenn nicht alle Anzeichen trügen, das der Reiche und Völker 
sein‘‘ (S. 234). Das düstere Bild, das U. vom 19. Jahrhundert zeich- 
net, würde sich aufhellen, wenn die nationale und soziale Chaotik 
nicht nur als Gegensatz der Ordnung, sondern auch als Voraussetzung 
neuer Ordnung erschiene, wenn Masse nicht nur als nachtseitiges 
Menschentum, sondern auch als Baustoff für neue Volksgestalt ge- 
wertet würde. Auch in den modernen Massenbewegungen wirkt, wie 
U.s Werk selber erkennen läßt, ein elementarer Trieb nach neuer 
Ordnung. Mit seinen großen nationalen und sozialen Sehnsüchten 
und Kämpfen, seiner großwirtschaftlichen Aufbauleistung, seinem 
Reichtum an schöpferischen Persönlichkeiten kann das 19. Jahrhun- 
dert vor anderen Jahrhunderten doch wohl bestehen. In der von 
U. geplanten Überschau mußte aufgezeigt werden, was dem geschicht- 
lichen Leben in der Zeit selbst dienlich war und später zerfallen durfte, 
was von Anbeginn lebenswidrig war und blieb und deshalb von den 
Gestaltern des 20. Jahrhunderts liquidiert werden muß und was als 
dauerhafte Ordnung aus dem vergangenen Jahrhundert in die kom- 
menden Zeiten ragt. U.s Buch läßt jene drei Kategorien sichtbar 
werden. Vor allem aber will es dieses zeigen: „Nie hat ein Jahrhun- 
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dert seinen Erben eine größere Fülle von ungelösten Rätseln und 
Aufgaben hinterlassen als das vergangene.‘‘ Bei aller Zielhaftigkeit 
in der Anordnung und Wertung des Stoffes stellt das Buch doch 
kein enges Tendenzwerk dar. Es läßt den Leser an der außerordent- 
lichen Weite der geschichtlichen Ereignisse und Fragen teilnehmen, 
es vermittelt ihm durch die gesamtdeutsche Sicht volksgeschichtliche 
und volkspolitische Kenntnisse wie wenig andere. U. schreibt einen 
anschaulichen Stil, der stellenweise eine ungewöhnliche Bildkraft 
offenbart. Man sehe sich daraufhin etwa den Abschnitt über Napo- 
leon an (S.43—50). Manche aphoristische Bemerkung erfaßt nicht die 
Tiefe des historischen Sachverhalts. So läßt sich z. B. die Aufklärung 
nicht als ‚intellektuelle Begleitmusik des Rokoko“ (S. ıı) abtun. Aber 
was immer man im einzelnen wie im Grundsätzlichen gegen das Buch 
einwenden mag — es ist eine bedeutende Leistung. 
Königsberg. K. Pleyer. 


Carl Schurz. Vom deutschen Einwanderer zum amerikanischen 
Staatsmann. Von C. V. EASUM. Weimar, H. Böhlaus Nachf. 
1937. 219 $. 5,50 RM. Ins Deutsche übers. von P. Fohr. (Die 
Deutsche Leistung in der Welt Bd. ı, hgb. von der Dt. Akad. 
München und dem Dt. Ausland-Institut Stuttgart.) 


Zum erstenmal in deutscher Sprache erscheint mit der Über- 
setzung von E.: The Americanization of C. Schurz (Chicago 1929) 
eine Darstellung von Schurzens Leben in dem für ihn entscheiden- 
den Jahrzehnt von 1852—1862, die auf gründlicher Kenntnis und 
sorgfältigster Verarbeitung der Literatur, der Presse und des in Wis- 
consin befindlichen Nachlasses beruht. Vf. will zeigen, wie aus dem 
Revolutionär von 1848 der amerikanische Staatsmann wird. Daß 
sein Buch darüber hinaus ein gut Teil der Geschichte Amerikas 
und des Deutschtums in Amerika in den fünfziger Jahren zur Darstel- 
lung bringt, wird der deutsche Leser nur dankbar begrüßen können. 

Schurz, der als Politiker eine Rolle spielen wollte, kam 1852, in 
einem für ihn denkbar günstigen Augenblicke, nach Amerika. Die 
alten Parteien der Wighs und Demokraten waren in voller Auf- 
lösung und Umbildung begriffen, und die positive oder negative Stel- 
lungnahme zur Frage der Sklaverei formte sie neu. Als Mann, der 
den bis dahin nur ungenügend organisierten Deutschen Führer sein 
konnte und wollte, kam Schurz, der die Sklaverei im Süden als den 
„schreiendsten Mißton‘‘ im Lande der Freiheit ansah (S. 26), empor. 

Die Deutschen in Amerika hatten wegen der fremdenfeindlichen 
Tendenzen im republikanisch-wighistischen Lager bis dahin zum größ- 
ten Teil auf seiten der Demokraten gestanden. Noch träumten einige 
von ihnen von einem deutschen oder zumindestens doch deutsch- 
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sprachigen Staate im Rahmen der Union. Derartigen Bestrebungen, 
die zu Gegenmaßnahmen der Amerikaner führen mußten, trat Schurz 
sehr energisch entgegen. Und dadurch, daß es ihm andererseits 
gelang, durch Einflußnahme auf die republikanische Partei deren 
fremdenfeindliche Tendenzen zurücktreten zu lassen, konnte er die 
deutschen Stimmen allmählich für sie gewinnen. Der entscheidende 
Wahlsieg Lincolns von 1860 wäre ohne die von Schurz gewonnenen 
deutschen und englischen Stimmen vielleicht nicht errungen worden, 
und darin liegt Schurzens höchste Bedeutung für die amerikanische 
Geschichte, darin liegt zugleich aber auch der Grund für sein rasches 
Aufsteigen und für einen gewissen Einfluß auf Lincoln. 

Die englische Fassung des Buches bricht damit ab. Für die 
deutsche Ausgabe hat Vf. noch zwei weitere Kapitel angeschlos- 
sen, in denen in kurzem Abriß sein Wirken in der Folgezeit als 
Generalmajor während des Sezessionskrieges und als Senator und 
Staatssekretär des Innern behandelt wird. Nach 1881 trat Schurz 
mehr und mehr zurück. Für einen Mann, der sich keiner Partei an- 
schließen wollte, hatte die amerikanische Politik, nachdem wieder 
geordnete Verhältnisse im Parteienwesen eingetreten waren, keine 
Verwendung mehr. Seine letzten Lebensjahre schließlich stehen im 
Zeichen eines völlig erfolglosen Kampfes gegen die neuen imperialisti- 
schen Gewalten, gegen die McKinley, Roosevelt und Lodge. 

Vf. beschränkt sich bei seiner Darstellung im wesentlichen 
auf den äußeren Lebensverlauf, ohne auf die ideengeschichtlichen 
und weltanschaulichen Gründe einzugehen, die Schurz den Schritt, 
Amerikaner zu werden, erleichtern mußten. Doch treten die Ur- 
sachen dieser Wandlung in den vom Vf. angeführten Zitaten in 
Umrissen immerhin einigermaßen deutlich hervor. Schurz, der nicht 
umsonst in dem junghegelianischen Bonn studiert hatte, erfaßte die 
Idee der Nation vom weltbürgerlichen Standpunkte aus. In einer 
großen Rede von 1858 (S. ıo1ff.) führte er einmal aus, daß der Ameri- 
kaner schöpferischer Weltbürger sein müsse. Der Endzweck einer 
jeden Erziehung sei, aus einer weltbürgerlichen Nation das Muster- 
volk der Neuzeit zu machen. Die Folgerungen für Schurz selbst liegen 
bei solchen Äußerungen klar auf der Hand. Doch hätten wir über 
das einzelne dieses Entwicklungsganges gern Näheres vernommen. 
Für die Darstellung hätte das sicher auch eine Vertiefung bedeutet. 

Abgesehen von den beiden neuen Kapiteln ist die deutsche Aus- 
gabe gegenüber der englischen namentlich bei der Behandlung der 
politischen Tätigkeit Schurzens in Wisconsin sowie bei der Wieder- 
gabe seiner Reden in Hinsicht auf das Verständnis des deutschen 
Lesers vom Vf. etwas gekürzt worden. Die Auswahl ist als geglückt 
anzusehen. Einige der erklärenden Anmerkungen hätte man wohl 
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lieber im Text gesehen. Auch scheint mir die Zusammenstellung der 
für das Sklavenwesen wichtigen Gesetze nicht ganz am richtigen 
Platze zu stehen. 

Die Übersetzung ist im allgemeinen recht flüssig zu lesen, ist 
aber leider nicht frei von Fehlern (pg. 95: „zwar republikanisch ge- 
wählt‘ usw.). Dem Übersetzer fehlen anscheinend tiefergehende 
Kenntnisse des amerikanischen Verfassungslebens. ‚‚Nominated‘‘ wird 
z. B. durch ‚‚betrauen‘ oder ‚‚wählen‘‘ übersetzt, was den eigentlichen 
Vorgang nicht trifft und nicht nur an einer Stelle zu Mißverständnissen 
führen muß; Druckfehler auch gröbster Art sind leider in überreichem 
Maße vorhanden. Man muß es bedauern, daß man bei der Lektüre 
des sonst so angenehm zu lesenden Buches durch solche rein technischen 
Schwierigkeiten, für die allein die Herausgeber, nicht der jetzt wieder 
in Amerika weilende Vf. verantwortlich zu machen ist, gestört wird. 

Im übrigen darf man der gründlichen Arbeit, die für den nicht 
englisch sprechenden deutschen Leser eine empfindliche Lücke aus- 
füllt, eine recht große Verbreitung wünschen. 

Berlin. Wolfgang Mommsen. 


The Annexation of Bosnia 1908—1909. By BERNADOTTE E. 

SCHMITT. Cambridge University Press 1937. 264 S. 12 sh.6d. 

Das besondere Interesse, das die amerikanischen Forscher zur 
Vorkriegsgeschichte an den Problemen Österreich-Ungarns zeigen — 
eine Folge der Arbeiten Seton-Watsons sowie der in den Vereinigten 
Staaten besonders ausführlich betriebenen slavischen Propaganda 
während des Weltkrieges ? — hat in dem Buch von Schmitt einen 
neuen Niederschlag gefunden; unmittelbar nach dem Werke von 
Nindi6 „La crise bosniaque‘‘‘). Vf. stützt sich in seiner Darstellung 
in erster Linie auf die amtlichen Aktenpublikationen Österreich- 
Ungarns, des Deutschen Reiches und Englands; die Veröffentlichungen 
Sieberts und Boghitschewitschs, deren Glaubwürdigkeit durch die 
Arbeit von Ninti& nun auch von serbischer Seite indirekt bestätigt 
wurde, werden nur mit Vorsicht herangezogen. So betont Vf. schon 
in der Einleitung durchaus richtig, daß manche Fragen erst mit dem 
Erscheinen der offiziellen russischen oder serbischen Akten endgültig 
geklärt werden können. An diese Ansicht hält er sich auch im allge- 
meinen im Text. 

Hier folgen wir — von der klaren Sprache, die ein Vorteil des 
Buches ist, nur ermuntert — dem Gange der Ereignisse, deren Tat- 


3) Vgl. Besprechung von P. Herre, H.Z. 157. Bd., S. ı5off., von Übers- 
berger in Berl. Mtsh. August 1937, S. 715ff., sowie von Ludwig Bittner in 
Militärwissenschaftl. Mitteilungen, Wien Jhg. 1937, Heft ı1. 
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sachen ja bekannt sind. Offensichtlich ist der Wille des Vf.s, im 
Kampfe zwischen Objektivität und Gefühl, zwischen Pflicht und 
Neigung sich jeweils für das erste zu entscheiden; freilich nicht immer 
mit Erfolg. So scheint die ganze Anlage des Buches klar und über- 
sichtlich, die große Linie (der unbedingte Nachteil für die Mittel- 
mächte, der sich aus Aehrenthals Vorgehen ergab), viele Einzelheiten 
sind richtig gesehen und durch treffende Anmerkungen ergänzt. 
Freilich ist hier schon eine gewisse einseitige Wertung nicht zu über- 
sehen, die deutlich erkennen läßt, auf welcher Seite die Sympathien 
des Vf.s stehen. Doch das ist Sache des Gefühls und soll deshalb auch 
hier nicht in Form einer Kritik vermerkt werden, umsomehr als 
Prof. Schmitts Arbeiten und damit Ansichten der deutschen Kriegs- 
schuldforschung durchaus bekannt sind. Immerhin sollen einige 
Eigentümlichkeiten der Darstellung hier festgehalten werden: dazu 
gehört vor allem, daß Vf. einige Male einer Stellungnahme dadurch 
ausweicht, daß er sich auf das Zitieren einzelner Aktenstellen be- 
schränkt. Wer nun weiß, wie bedingt die Sprache der offiziellen 
Schriftstücke zu werten ist, kann ohne weiteres ermessen, daß hier 
oder dort kein ganz zutreffendes Bild gezeichnet wird — zumindest 
nach unserer Auffassung. In dieses Kapitel gehört die häufige Wieder- 
gabe der bekannten und schon oft zum Nachteil des deutschen Volkes 
ausgenützten Randbemerkungen Kaiser Wilhelms II., die doch wenig, 
meist gar kein politisches Gewicht besaßen, anderseits aber vieler 
Weisungen Greys in ihren schönklingenden Wendungen. Überhaupt: 
die heimliche Liebe des Vf.s gehört unbestreitbar dem englischen 
Staatssekretär, wie dies am deutlichsten in den Schlußkapiteln zum 
Ausdruck kommt (p. 222, 245). Vielleicht wird hier überhaupt eine 
Einigung der Auffassungen nicht möglich sein, aber wir können nicht 
glauben, daß England als desinteressierte Macht, höchstens aus 
liberaler Neigung für das Jungtürkentum (p. 38), nur mit seinen 
Sympathien auf seiten Konstantinopels stand. Vgl. bes. Lutz, 
„Lord Grey u. d. Ausbruch d. Weltkriegs‘. An anderer Stelle kommt 
Vf. einer anderen Auffassung schon näher: Grey „saved England’s 
face by not giving an unconditional assent to the abrogation of article 25° 
(p. 222). Zu bestimmt entnehmen wir aus den Akten der Berliner wie 
der Wiener Archive die Tatsache, daß man hier von der bewußten 
Gegnerschaft Greys überzeugt war (vgl. neben den von Vf. zitierten 
Ö.U. 73, 394, G. P. 9211, 9212 besonders noch Ö. U. 681, 768, 1747). 
Grey ist in seinen „Erinnerungen‘‘ doch zu sehr beteiligte Person 
(„25 Years‘ I. ı89f.), denn es ist kein Zweifel, daß die Türkei sich in 
erster Linie durch England gestützt fühlte — oder auch nur glaubte 
(Ö. U. 768), was für die Folgen gleichgültig ist. Schon in dem Presse- 
konflikt zwischen England und Österreich hat Vf. ohne Kritik Greys 
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Äußerung über Buxton (B. D. V. 505) abgedruckt, daß er ‚‚mäßigend‘ 
gewirkt habe; nach Boghitschewitsch (I. 49) ist das wohl kaum auf- 
rechtzuerhalten. Gewiß war die Sprache des Foreign Office korrekt 
und der von Vf. abgedruckten Stelle (B. D. deutsche Ausgabe, V/2, 
p. 1386) hatte es gar nicht bedurft;; das leugnete auch Aehrenthal nicht 
(Ö. U. 768). Aber Grey selbst schrieb in diesen Tagen, „man geht 
nicht zu weit, wenn man sagt, daß die Bereitwilligkeit der Türkei, 
mit Österreich zu verhandeln, bis zu einem gewissen Grade unserem 
Einfluß zuzuschreiben ist‘. Und am ıı. Januar meldete Lowther 
nach London den österreichischen Ausgleichsvorschlag mit dem 
Zusatz „Großvezir will dringend wissen, ob S.M. Regierung gleich- 
falls zustimmen wird‘ (B.D. V. 510). Für unsere Auffassung scheinen 
diese beiden Stellen auch in ihrer diplomatischen Verbrämung deut- 
lich genug — wenn man, da es sich eben um Auffassungen handelt, 
auch anderer Meinung sein kann!), 

Ähnliches fällt bei der Behandlung der Meerengenfrage auf, die 
doch zu einem guten Teil die Krise entstehen ließ (p. 49ff.). Vf. geht 
über die stürmischen Verhandlungen Iswolskis mit dem englischen 
Minister, seine Drohungen eines Bruches mit London hinweg. Oder 
sollte all das in dem Satz beschlossen sein: „With the troublesome 
question of the Straits out of the way, he (Iswolski) and his British 
colleague could devote their whole attention to the question of Bosnia...‘‘ ? 
(p- 54). Richtig ist, daß Grey und Iswolski sich nachher über das 
Konferenzproblem friedlich einigten. Aber auch der Satz, daß 
Iswolski dem österreichisch-ungarischen und deutschen Botschafter 
versicherte, er wünsche eine befriedigende Erledigung, ist ohne 
Kommentar nicht zulässig. Denn Metternich hatte sich in der gleichen 
Unterredung, in der sich Iswolski als der Mann ausgab, der hier in 
London den Haß gegen Wien zu mäßigen habe, dagegen verwahren 
müssen, daß das Reich wieder vor vollendete Tatsachen gestellt 
werde (G. P. 9031). Kein Wort davon, daß erst durch die englische 
Weigerung Iswolski so vollständig um seinen Lohn geprellt schien, 
daß aber dafür die Unterstützung Rußlands in Serbien zugesagt 
wurde (bes. Ö. U. 451). Erst an späterer Stelle spricht Vf. mit ganz 
anderer Betonung von dem bekannten Schreiben Greys an Nicolson 
vom 27. Oktober als einer Art von ‚„amende honorable‘‘ (p. 68)! Da- 
durch aber wurde der ganze Streitfall erst forciert. Denn von den 
zwei Punkten, deretwegen Aehrenthal nicht auf eine Konferenz ging, 
konnte der eine: Übereinkommen mit der Türkei (die späteren Er- 


1) Schließlich wurde der Text in den ‚‚Times‘‘ veröffentlicht, bevor noch 
die österreich-ungarische Regierung ein Exemplar erhalten hatte. (B.D. 
deutsche Ausgabe V/, S. 967). 
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eignisse haben es gelehrt), schon vor der Konferenz geklärt werden; 
aber über die avantages für Serbien und Montenegro gab es keine 
Verständigung (Ö. U. 390). Wie hier Grey die Krise zumindest 
verschärft und verlängert hat, so ist sein Verhalten in dem Zeitpunkt, 
da Rußland schon durch den deutschen Schritt vom März 1909 zum 
Einlenken gebracht worden war, ganz besonders eigentümlich (p. 222, 
230). Denn die Wochen, die nach dem 22. März verstrichen, bevor 
Aehrenthal die Anerkennung seines fait accompli in Händen hatte, 
gehen ausschließlich auf Greys Konto. Dieser hatte die englische 
Anerkennungsnote von einer Regelung zwischen Wien und Belgrad, 
die London vermittelte, abhängig gemacht. Dann wollte er ‚vor- 
behaltlos‘‘ zustimmen. Aber noch in der gleichen Note machte er 
einen Vorbehalt wegen Artikel 29, und daß er darauf tatsächlich eine 
neue Weigerung gründete, war nicht loyal. Auch sein neuerliches 
Spiel mit dem Konferenzgedanken gehört hierher. Das Zitieren von 
Greys ausweichender Antwort (in der Anmerkung) an Metternich 
(B.D.V.816) sowie die Notiz des Vf.s, es sei über die Berichte 
Marschalls zum gleichen Thema ‚no record... of any such British 
suggestion‘‘ (p. 230), ist keine genügende Erklärung. Einmal sind die 
Berichte Marschalls (G. P. 9523, 9524, 9525) sehr bestimmt gehalten; 
zum andernmal gibt schon bei flüchtiger Überlegung die Tatsache zu 
denken, daß der neue türkische Außenminister Rifaat Pascha, der in 
diesen Tagen nach Konstantinopel kam, bisher Botschafter in London 
war und doch sicher mit seinen Ministerkollegen in direkter Ver- 
bindung stand. Ob also tatsächlich ‚in short Grey deserves much 
credit for the successful ending of the long crisis without recourse to the 
war‘‘ (p. 222), muß wohl noch offen bleiben. 

Mit ganz eigenem Gefühl lesen wir heute (p. 86f.), mit welcher 
Sorglosigkeit man in Österreich-Ungarn Iswolskis Dumarede vom 
25. Dezember aufnahm, in der er seine Arbeit für den Balkanbund 
ankündigte — und mit welcher Begeisterung Grey vom ersten Tag 
an zustimmte. Bülows Haltung aber entspricht keineswegs der 
Formel, die Vf. zitiert; der eigene Text widerspricht (p. 87, Anm. ı, 
p. 132). Offensichtlich ist in G. P. 9298 die primäre Meinung ent- 
halten, die Stelle in Nr. 9302 entspricht mehr einer Höflichkeits- 
phrase, wie schon aus den einleitenden Worten hervorgeht und wie 
die Fortsetzung auch dieser Depesche, die für eine Verständigung mit 
Bulgarien spricht, eindeutig beweist. Zuzustimmen,ist dem durchaus 
negativen Urteil über Aehrenthal, das sich das ganze Buch hindurch 
erstreckt. Immerhin sollte man nicht die südslavische Propaganda 
mit wenigen Sätzen abtun (p. 18; p. 47)!). Wie man sich sonst auch 


1) Die Gründung der Narodna Odbrana sei wichtig festzuhalten ‘for it was 
to the alleged organization that ihe Austro-Hungarian Government ascribed (!) 
Historische Zeitschrift 138. Bd. 38 
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zu ihr stellen mag, ihre Auswirkungen dürfen nicht zu gering gewertet 
werden. Und in dem Streit, ob das Datum in Buchlau genauer 
fixiert worden war oder nicht, steht Vf. wohl auf dem Standpunkt, 
daß eine endgültige Entscheidung überhaupt schwer zu fällen sein 
wird (p. 24), doch zitiert er unter den Beweisstücken für Iswolskis 
Behauptung Hintzes Bericht vom 9. Oktober. Nun stehen gerade die 
darauf bezüglichen Sätze des Militärattaches (G.P.9005) vor und nach 
Meldungen, die doch die völlige Unkenntnis des deutschen Offiziers 
beweisen — wie z.B., daß Tittoni schon alles gewußt und Iswolski 
über alles informiert habe, u.ä&.! Bei Besprechung der österreichi- 
schen Kriegsvorbereitungen im November führt Vf. an (p. 75, Anm. 4), 
daß Aehrenthal zugegeben habe, ‚that the 15 corps (in Bosnia)‘ ver- 
stärkt würden. Im Interesse einer unmißverständlichen Klarheit ist 
der Druckfehler hier — 15 statt 15% — besonders unangenehm, da 
sonst zu leicht der Eindruck einer übermäßigen Bedrohung des 
kleinen Serbien erweckt werden könnte. Die Kriegsvorbereitungen 
Serbiens und Montenegros werden nicht in diesem Zusammenhang, 
sondern an ganz anderen Stellen angeführt (p. 147, 234) ohne ver- 
bindenden Hinweis; wohl aber Iswolskis Äußerung (B.D. V. 486), 
„er sehe nichts, was Serbien getan hat, das als Provokation gedeutet 
werden könne‘ (p. 71, Anm. ı). Dabei wissen wir heute durch Popovi6, 
daß Pa$i6 unmittelbar nach der Annexion den Sandschak besetzen 
wollte (B.M. Dezember 1936, p. 1003). Conrads Kriegswille wird 
mehrmals entsprechend unterstrichen; doch sollte gerade hier der 
im ganzen Buch nicht zitierte Brief Franz Ferdinands — dessen 
Friedensliebe Vf. uneingeschränkt anerkennt (p. 81, 180, 193) — 
an Aehrenthal nicht fehlen, in dem Schreiber und Empfänger als 
Gegner dieser Pläne des Generals aufscheinen (Ö. U. 347a). Als 
Aehrenthal dann im März einer Verstärkung des Heeres im Südosten 
zustimmte, meint Vf. ‚at Jong last the military party had triumphated, ‘ 
(p. 181). Er stützt sich dabei auf das Zitat Kageneks in seinem Be- 
richt, ohne aber die Schwierigkeiten anzuführen, die der Militärbevoll- 
mächtigte selbst noch bis zur Durchführung erwartete (G.P. 9429). 

Eines geht ganz deutlich aus den Tatsachen hervor, und Vf. 
hätte es gar nicht unterstreichen müssen: die unbedingte Unter- 
stützung, die Wien durch Berlin gefunden hat, so daß Goschen mit 
Recht einmal von Bülow sagen konnte, er sei „Österreichischer als 
die Österreicher‘ (B.D.V.698). Aber daß das Deutsche Reich 
Österreich unterstützte, setzt Vi. dem russischen Versprechen an 
Serbien für die Zukunft gleich. Beides sei gleich „disastrous‘‘ ge- 


ihe revolusionary ferment in Bosnia-Herzegowina which was made the basis 
for the ultimatum of July 23 1914." 
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wesen (p. 97). Und doch hatte auch Grey am 27. März eine Rand- 
bemerkung gemacht, deren Tenor war: ‚Unsere Haltung muß ganz 
von derjenigen Iswolskis abhängen‘ (B. D. V. 700). Hatte das Reich 
tatsächlich damit die Schuld für 1914 auf sich genommen ? Es hatte 
doch nur den Frieden erzwungen, dasselbe, dessen sich England 
rühmte. Allerdings sieht diese Vermittlungstätigkeit Londons, das 
Streben, den gegen die Mittelmächte erbitterten Iswolski auf jeden 
Fall im Amte zu erhalten, zusammen mit dem Kommentar des 
Hardinge-Briefes an Nicolson vom ı2. April, den Vf. leider nicht 
anführt, schon etwas nüchterner aus: ‚„Iswolski sollte den großen 
Vorteil begreifen, den es bedeutet, daß der Krieg am Balkan auf eine 
spätere Zeit verschoben worden ist, zu welcher sich Rußland viel- 
leicht in einem besseren Bereitschaftszustand befinden könnte...‘ 
(B. D., deutsche Ausgabe, p. 1301f.; vgl. besonders auch Ö. U. 1467, 
1724). Darin scheint die tiefste Erkenntnis dieser Monate zu liegen 
(vgl. auch Boghitschewitsch I. 24). Und in der Dumarede vom 25. De- 
zember liegt der Schlüssel für die ganze spätere Zeit. Diese außer- 
ordentliche Wichtigkeit der Ankündigung Iswolskis ist gar nicht 
unterstrichen. Es scheint nicht möglich, die wiederholten und alle 
bekannten Zusicherungen Iswolskis damit abzutun, Serbien sei 
„perhaps encouraged by somewhat vague promises of future assistance‘ 
(p. 170; vgl. auch Iswolskis zweites Telegramm nach Belgrad vom 
27. Februar, p. 164). Nicolsons eindeutig antideutsche Haltung wird 
in der Form, einzelne Sätze ohne Stellungnahme des Vf. zu zitieren, 
übergangen (p. 200ff.); auf die gleiche Weise auch Greys Vorgehen, 
das nun ‚russischer als Rußland‘ sich der von Iswolski zugesagten 
Erklärung nicht anschloß und auch Frankreichs Haltung versteifte 
(p. 204ff.). Damit steht im Zusammenhang, daß Vf. auch die Lösung 
der Krise nicht in der deutschen Initiative, sondern in Greys Druck 
auf Wien zu sehen scheint (p. 226). 

Es ist schade, daß Vf. Sasses Buch noch nicht kannte; wahr- 
scheinlich hätte er dann nicht für diesen deutschen Schritt die Be- 
zeichnung Ultimatum gewählt: ‚Insoweit als keine zeitliche Grenze 
festgesetzt war, war die Note kein Ultimatum; aber sie hatte den 
Ton eines Ultimatums und war so... beabsichtigt‘ (p. 196; der ent- 
scheidende Ministerrat fand nicht am 20., sondern am 19. abends 
statt, wie Sasse p. 61 beweist). Vf. stützt sich zu sehr auf Kiderlens 
selbstbewußte Äußerungen, die doch mit Vorsicht aufzunehmen 
sind (vgl. „Kiderlen-Wächter und sein Biograph‘‘ von P. Herre). 
Zwei weitere Möglichkeiten werden nicht ins Auge gefaßt: ı. Daß 
Iswolski nicht so sehr durch die ‚‚deutsche Drohung‘, als durch die 
Furcht vor der Veröffentlichung seiner eigenen Dokumente zurück- 
gewichen ist (vgl. Sasse, p. 52ff., der viel zu dieser Theorie beibringt); 
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2. daß Iswolski wegen des französisch-englischen Vorgehens von Ende 
Februar (p. 157f., 160) nachgegeben habe. Überhaupt bleibt die 
französische Note vom 26. Februar (Siebert, p. 74) ungeklärt: ob 
durch deutsch-französisches Einvernehmen, wie Vf. anzunehmen 
scheint, oder wegen russischer Anfrage (Sasse, p. 39). 

Über das Entstehen der Ultimatumslegende bringt Vf. eine gute 
Zusammenstellung dessen, was für die ‚German version‘‘ (p. 246) zu 
sprechen scheint. Nur Nicolson wird gegen die Anklagen verteidigt: 
seine Berichte enthielten ‚no record on any such action of his part‘ 
(p. 246, Anm. ı). Auch hier kann nur wieder auf Sasse verwiesen 
werden. 

Heute müssen wir bedauern, daß die von Bülow beabsichtigte 
Publikation aller einschlägigen Akten nicht erfolgte. Damit wäre 
eine Legende zerstört worden, die wie die Friedjung-Affaire den 
Mittelmächten ungeheuer geschadet hat und auch heute, obwohl die 
Akten veröffentlicht sind, immer noch nachhängt. Denn auch nach 
dem Vf. (p. 224, Anm. 3) sind die Dokumente Friedjungs ‚‚forged in 
Belgrad and, seemingly, with the complicity of the Austro-Hungarian 
legation‘‘. Das weitere ist ziemlich unklar gehalten: ‚„Dragoman ... 
was examined by the officials of the Ballplaiz and exonerated‘‘. Wir 
nehmen an, daß Prof. Schmitt auch hier, wenn er die neuen eingehen- 
den Darstellungen von L. Bittner (Weg zur Freiheit, Juli 1937) und 
M. Schultz (Revue d’histoire de la guerre mondiale, April 1937) schon 
gekannt hätte, anders geschrieben haben würde. 

Ausgezeichnet ist das Kapitel, das die österreichisch-türkischen 
Verhandlungen darstellt. Die Halsstarrigkeit Aehrenthals und seine 
verfehlte Politik sind betont scharf, aber durchaus zutreffend, ja 
im Resume (p. 123 f.) mit Milderungsgründen gezeichnet. Obwohl 
er selbst im Ministerrat türkischen Widerstand vorhergesagt hatte 
(Ö. U. 407), und trotz der Mahnungen Pallavicinis glaubte er auch 
Konstantinopel seinen Willen aufzwingen zu können — und scheiterte 
vollständig, denn ‚‚die Türkei erhielt fast alles, was sie gewollt hatte‘ 
(p. 24). Vollständig richtig sind auch die Bemühungen und der 
schließliche Erfolg Berlins und Londons gesehen, zwischen Wien und 
Konstantinopel zu vermitteln. Vielleicht wäre ein kurzer Hinweis 
auf die besonders schwierige Lage des Reiches — zwischen verbündeter 
und befreundeter Macht — am Platze. Gleich gut zu werten ist der 
Abschnitt über das bulgarisch-türkische Übereinkommen. Das 
russische Werben um Bulgarien, nur um diesen Staat von Österreich- 
Ungarn zu lösen, das von England und Frankreich unterstützt wurde, 
ist mit ebenso klaren Strichen herausgehoben, wie der schließliche 
Erfolg der Entente, deren Gesandten zur besonderen Betonung 
gemeinsam dem neuen König gratulierten. Dies ist vor allem im 
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Hinblick auf die spätere Streitfrage zwischen Wien und Berlin zur 
Zeit der Balkankriege, ob Bulgarien für die Mittelmächte zu gewinnen 
sei, interessant. 

Wie hier, sind auch in manchen Einzelheiten die Ansichten des 
Buches durchaus zutreffend: die abenteuerliche Politik Iswolskis 
und Aehrenthals (p. 10, 33, 244 ff.); die Abneigung Franz Ferdinands 
gegen das Vorgehen Aehrenthals (p. 13); die Politik Pallavicinis 
in Konstantinopel (p. 33); die Verurteilung des Agramer Prozesses 
(p. 11); die Wertung des Standpunktes Serbiens, das kein Recht 
auf Kompensationen hatte (p. 65, 144); der Hinweis auf die Nach- 
teile der Bündnispolitik, die Grey wie Bülow zur Unterstützung eines 
Vorgehens zwangen, mit dem sie eigentlich nicht einverstanden waren 
(p- 69, 245); die wachsende Zuspitzung infolge der zwei unversöhn- 
lichen Standpunkte: österreichisch-serbische Verständigung mit 
oder ohne Mächtevermittlung (p. 167 ff.); Bülows Politik, der trotz 
Zweibund mit Rußland nicht brechen wollte (p. 187); und schließlich 
die Folgen einer solchen Politik, die zum Balkanbund sowie zur Ver- 
stärkung des Tripelentente-Gedankens führten (p. 249 ff.), so daß 
man Vf. zustimmen kann, wenn er von einem Pyrrhussiege spricht. 
Bülows bekanntem Ausspruch 1913, er habe das deutsche Schwert 
in die Waagschale der europäischen Entscheidung geworfen, stellt 
Vf. mit Recht die Worte entgegen: „because of these facts, other swords 
were sharpened‘‘ (p. 252). Alldas unterstreichen wir mit Prof. Schmitt. 
Wenn wir an mancher Stelle nicht seiner Meinung waren, so haben wir 
lediglich die beiderseitigen Ansichten festgestellt und damit gleich- 
zeitig den deutschen Standpunkt gewahrt als ein Recht, das jede 
Forschung für sich in Anspruch nimmt. 

Wien. Wilhelm Deutsch 


Urkundenbuch der Deutschordensballei Thüringen. ı. Band, heraus- 
gegeben von KARL H. LAMPE. (Thüringische Geschichtsquel- 
len, Neue Folge, Bd. VII.) Jena, G. Fischer 1936. XVI u. 808 S. 
Br. 36 RM. 

Die geschichtliche Leistung des Deutschen Ritterordens wird in 
ihren Wurzeln erst verständlich, wenn die Kraftfelder der inner- 
deutschen Ordensballeien erforscht und geklärt worden sind. Vom 
Standpunkt der Reichsgeschichte ist es daher lebhaft zu begrüßen, 
daß jetzt — auf Veranlassung des Vereins für thüringische Geschichte 
und Altertumskunde — L. den ersten Band eines Urkundenbuches 
der Deutschordensballei Thüringen vorlegt. Die Ballei Thüringen ist 
die älteste Ballei des Deutschen Ordens und umfaßte, weit über die 
engere Landschaft Thüringen hinausgreifend, ganz Mitteldeutschland. 
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Der erste Band dieses Urkundenbuches führt bis 1311, dem Jahre, 
in dem der Landkomtur Gottfried von Körner ausschied, und bringt 
daher den weitverstreuten Quellenstoff für folgende Ordenshäuser: 
Halle, Altenburg-Nennewitz, Porstendorf, Zwätzen, Nägelstedt, 
Plauen, Mühlhausen, Erfurt, Eger, Reichenbach, Zschillen, Tanna, 
Weimar, Schleiz, Asch, Wallhausen und Saalfeld. 

Es liegt in der Natur des archivalischen Quellenstoffes und der 
bearbeiteten Zeitstufe, daß Kaiser- und Papsturkunden in diesem 
Bande nur eine untergeordnete Rolle spielen; der Löwenanteil ent- 
fällt auf die Privaturkunden, die ganz überwiegend Eigentum und 
Besitz der einzelnen Häuser der Ballei Thüringen behandeln. Ab- 
rundung des nahegelegenen Besitzes durch Abstoßung weiter entfernter 
Stücke und Erwerb städtischer Pfarreien sind die inneren Grund- 
linien der in diesem Bande urkundlich erschlossenen Ordenspolitik, 
deren Inhalt damit ganz besonders, fast ausschließlich von landes- 
geschichtlicher Bedeutung ist; die Beziehungen der Ballei Thüringen 
zum Deutschen Orden als Ganzem scheinen nur hie und da durch. 
Da das Pleißener Land in staufischer Zeit Reichsgut war, enthalten 
die Urkunden dieses Bandes auch manchen Nachweis von Reichs- 
lehen. Reich ist der Ertrag zur mitteldeutschen Personen-, besonders 
der Adels-Geschichte; ebenfalls ergeben sich willkommene Ergänzun- 
gen zu Posses ‚Siegel des Adels der Wettinischen Lande‘ (Nr. 512, 
Nr. 712), wenn auch freilich die sehr ungleichmäßige Behandlung der 
Siegel im Apparat der einzelnen Urkunden den Leser vorsichtig 
stimmt (z. B. Nr. 471, 523, 560); die Siegellegende des Naumburger 
Bischofs Ludolf von 1283 in Nr. 385 bringt eine völlig sinnlose Buch- 
stabenfolge, obwohl durch Vergleich der richtige Text leicht zu er- 
mitteln ist. 

Für die behandelte Zeit von 1195—ı311 hat L. an 900 Urkunden 
zusammengebracht, von denen rd. 500 bereits im vollen Wortlaut — 
freilich nicht immer einwandfrei — gedruckt vorliegen; weitere 
rd. 200 Urkunden waren bisher im Teildruck oder als Regesten be- 
kannt; nur 156 Urkunden werden in diesem Bande erstmals ver- 
öffentlicht. Bei diesem Gesamtbefund muß man unter dem Gesichts- 
punkt der in unserer Zeit gebotenen Rohstoffersparnis und der 
ebenso angebrachten Wirtschaftlichkeit wissenschaftlicher Arbeit 
wirklich fragen, ob nicht Auftraggeber und Bearbeiter dieses Urkun- 
denbuch im Grunde falsch angelegt haben. Mußten wirklich die in den 
zahlreichen neuen und leicht greifbaren thüringischen, sächsischen, 
hessischen und provinzialsächsischen Urkundenbüchern bereits im 
vollen Wortlaut gedruckten Urkunden nun nochmals im vollen Wort- 
laut gegeben werden ? Besonders deutlich wird diese ‚‚ Verschwendung‘ 
bei den Stücken des Hauses Halle, die erst 1930 von Bierbach heraus- 
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gegeben worden sind und nun 1937 nochmals als volle Texte bei L. 
gedruckt sind. Hier hätten in der überwiegenden Zahl der 500 be- 
reits vollständig gedruckten Urkunden Regesten genügt; eine Min- 
derung des Umfangs und eine Senkung des hohen Preises wären 
erwünschte Folgen gewesen. 

Bei der Wertung der methodischen Seite dieser neuen Urkunden- 
veröffentlichung müssen von vornherein einige ‚„mildernde Um- 
stände‘' in Rechnung gestellt werden: die Bearbeitung des Stoffes hat 
sich über fast 25 Jahre erstreckt, Fehlerquellen sind damit gegeben; 
die Untersuchung der von Grumblat und Flach nur erst zu einem 
Teile erwiesenen Urkundenfälschungen ist bisher nicht fortgeführt 
worden, Unsicherheiten sind damit zur Zeit zwangsläufig; der Er- 
haltungszustand vieler hier erstmals veröffentlichter Urkunden — 
besonders die in Dresden liegenden Urkunden für die Häuser Alten- 
burg, Nägelstedt und Zwätzen — ist trostlos, Konjekturen und Zwei- 
fel ergeben sich daraus laufend. Aber bei all diesen ‚‚mildernden Um- 
ständen‘‘ bleiben doch noch so viele methodische Einwände, daß trotz 
aller Anerkennung der mühsam geleisteten Arbeit der Wert dieser 
Urkundenveröffentlichung in Frage gezogen werden muß. 

Man kann mit den offensichtlichen Lesefehlern in den ‚‚Auf- 
schriften‘‘ (Dorsualnotizen) beginnen, z. B. Nr. 15 domum statt rich- 
tig dominum; Nr. 93 renunciacionibus statt renunciacionis; Nr. 530 
que donacio statt wohl quod domus; Nr. 271 alia statt wohl altera; 
Nr. 481 dominus statt domini, sancti statt sancte. Durch falsche 
Zeichensetzung und Lesefehler sind manche der allerdings ungewöhn- 
lich breiten Arengen bis zur Sinnlosigkeit entstellt, z. B. Nr. 25, 28, 
101, 162, 306, 323, 439, 586, 645. Überhaupt sind die hier erstmals 
gedruckten Urkunden durch Lesefehler z. T. schwerster Art und falsche 
Auflösung der Abkürzungen stark beeinträchtigt, z.B. Nr.25 agnoscen- 
do statt richtig a quo eosdem, ebenda hunc statt habent; Nr. 28 Breu- 
ingen statt Breitingen, Nr. 225 eciam nostro statt ecclesia nostra; 
Nr. 257 quam cappellam statt quod cappellani, ebenda capellani statt 
capituli,; Nr. 385 circa statt cura; ebenda wird sogar aus dissensione 
ein unbekannter Ort Dilsenbone (s. Register S. 670)! Da ganze Worte 
völlig entstellt sind, werden zwangsläufig ganze Sätze völlig unver- 
ständlich und unklar, z. B. Nr. 287, 311, 463, 551, 571, 713, 716, 734. 
In die Lesung mancher Personennamen (z. B. Nr. 325 Merenbiz, 
Nr. 329 Cognacio) muß man daher von vornherein gewisse Zweifel 
setzen. Die dem Bande bereits angefügten neun Seiten „Zusätze 
und Berichtigungen‘‘ dürften also in einem ‚Nachtrag‘ erheblich zu 
zu erweitern sein. 

Der in Aussicht gestellte zweite Band soll die Urkunden des 
weiteren 14. Jahrhunderts und ein dann beide Bände erfassendes Ver- 
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zeichnis der vorkommenden Siegel sowie Abbildungen der thüringi- 
schen Ballei- und Kommenden-Siegel bringen. 
Würzburg. W. Engel. 


Im Schatten des Weltkrieges. Zehn Jahre Frankfurter Geschichte von 
1914—1924. Von HANS DRÜNER. (Im Auftrag der Histori- 
schen Kommission der Stadt Frankfurt am Main.) Frankfurt 
a.M., R. Th. Hauser 1934. 546 S. 

Das deutsche Dorf hat in Anton Stiegeles Silheimer Geschichte 
(Ein deutsches Dorf im Weltkrieg, München 1934, R. Oldenbourg) 
einen zwar keineswegs wissenschaftlich begründeten, doch in künst- 
lerischer Schau wahren Bericht von dem Weltkriegserleben der Dorf- 
gemeinschaft. In der vorliegenden Geschichte einer deutschen Groß- 
stadt begrüßen wir ein Werk, das in wissenschaftlicher Form wie in 
bester geschichtlicher Einfühlung das Weltkriegserleben der deutschen 
Stadt erfaßt. Meist hält sich die Geschichte der Städte an die äußeren 
Geschehnisse und Zustände, insbesondere der Kriegswirtschaft, und 
verebbt in einer ermüdenden Häufung von Zahlen. Auch die vor- 
liegende Geschichte der großen Handelsstadt im deutschen Südwesten 
schildert eingehend das große Aufgabengebiet der Gemeinden, Ver- 
pflegung und Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen. Aber der 
Vf., dessen geschichtlicher Sinn schon in einer Arbeit über den natio- 
nalen und universalen Gedanken bei dem Freiherrn vom Stein hervor- 
getreten ist (s. H. Z. 131, 177), weiß darum, daß die deutsche Orts- 
geschichte eine höhere Aufgabe hat: aus der kleinsten Zelle des Staa- 
tes heraus Bausteine zu liefern für eine wirkliche Volksgeschichte 
dieser Zeit, in der vom Erleben und Wirken des Volkes aus eine bislang 
ungekannte geschichtstragende, ja geschichtsbildende Kraft ausgeht. 
Noch ist diese Aufgabe, die der Berichterstatter durch besondere 
Richtlinien zu fördern versucht hat (s. H. Z. 155, 213), in Stadt und 
Land nur wenig erkannt, noch harren wir einer weiteren Ausbreitung 
der den Gemeinden zugänglichen volksgeschichtlichen Quellen aus 
den verschiedenen Landschaften des deutschen Volksgebietes. Doch 
lassen uns Arbeiten wie die vorliegende hoffen, daß wir nicht nur in 
die Breite, sondern auch in die Tiefe des Volkes sehen lernen werden. 
So dürfen wir erwarten, daß, bevor die Quellen der Volksgeschichte 
aus der Kriegs- und Nachkriegszeit ganz versiegen, noch wertvolle 
Schätze für die Nachwelt geborgen werden. 

Es ist lehrreich, wie D. den gewaltigen, kaum entwirrbaren Stoff 
gemeistert hat. Der ursprüngliche Plan, einzelne Sachgebiete ver- 
schiedenen Fachleuten zur Bearbeitung zu überlassen, ist, wir dürfen 
sagen, zum Glück fallengelassen worden. D. hat bewußt die Einzel- 
fächer nicht für sich abgehandelt, sondern hat das Ziel eines Gesamt- 
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‚bildes der Entwicklung erstrebt. Dies ist der geschichtlichen Erfassung 
nur von Nutzen gewesen. Quellenmäßig hat der Vf., der an der Front 
gestanden hat, sich nicht auf eigene Aufzeichnung stützen können. 
Dagegen ist das allgemeine Quellenmaterial von außerordentlich 
großem Umfang. Neben den Akten der Stadt und ihrer Ämter standen 
dem Vf. auch die Archive der deutschen Nachbarländer in München 
und Darmstadt offen. Eine große Zahl persönlicher Auskünfte, Auf- 
zeichnungen und Berichte boten eine wesentliche Ergänzung. Ver- 
vollständigt wurden diese Grundlagen durch ausgiebige Heranziehung 
der Zeitungen und des allgemeinen geschichtlichen Schrifttums. 
Bei der Fülle des Stoffes ist es nicht möglich, auf den Inhalt 
im einzelnen einzugehen. Zeitlich umfaßt die Darstellung auch die 
ersten Nachkriegsjahre, deren Darstellung mir allerdings nicht so 
wie die der Kriegszeit gelungen scheint. Räumlich greift sie oft über 
den engeren Stadtbezirk hinaus und schildert, für den Historiker 
besonders interessant, den bundesstaatlichen Krieg durch die ‚inner- 
deutsche Lebensmittelsperre‘‘ inmitten des Weltkrieges. Sachlich um- 
faßt das Werk alle Äußerungen des Gemeinschaftslebens; der Ge- 
schichtsschreiber der geistigen Entwicklung Deutschlands im Kriege 
wird daraus ebenso Nutzen ziehen wie der Wirtschafts- und Sozial- 
historiker. Nur die Geschichte des in Frankfurt besonders wichtigen 
jüdischen Einflusses ist für die Kriegszeit ganz vernachlässigt. Es ist 
kein mit Leidenschaft geschriebenes Werk. Aber die innere Anteilnahme 
eines auf das Ganze sehenden und stets dessen Erfordernisse bejahen- 
den, wenn auch vielleicht zum allseitigen Verstehen zu sehr neigenden 
Vf. ist auf jeder Seite spürbar. Er hat es verstanden, das Erleben des 
Volkes, seine Wandlungen und Durchbrüche in der Wendezeit im 
Spiegel einer Stadtgeschichte zu fassen. Wer sich um die Geschichte 
des Weltkriegs bemüht, wird größten Gewinn aus dem Buche ziehen. 
Stuttgart. Erwin Hölzle. 


Staat und Gesellschaft bei Francis Bacon. Ein Beitrag zur politischen 
Ideologie der Tudorzeit. Von HELLMUT BOCK. (Neue Deut- 
sche Forschungen, Bd. 136.) Berlin, Junker & Dünnhaupt 1937. 
152S. 6,50 RM. 

Diese klare und gedrängte Kieler Habilitationsschrift bringt noch 
einmal nachdrücklich die innere Zwiespältigkeit des Baconschen 
Denkens heraus. Dabei spielt der Vergleich insbesondere mit Machia- 
velli immer wieder seine angemessene Rolle; aber eine wichtige und 
neue Aufgabe wird darin gesucht, die Meinungen des Lordkanzlers 
aus seinem Erlebnis der heimischen Politik zu begreifen. So erscheint 
er von vornherein als derjenige, der die Prinzipien der Tudorregierung 
am schärfsten erfaßt und wiedergegeben hat, und so wird er in einem 
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besonderen Abschnitt vor dem Hintergrunde des beginnenden bri- 
tischen Imperialismus gesehen. 

Den größten Teil der Schrift nimmt, themagemäß, eine Dar- 
stellung seiner Staats- und Gesellschaftstheorie ein. Hier wird genau 
zwischen seiner naturalistischen Lehre vom Machtstaat und seiner 
idealistischen Lehre vom ethisch-humanitären Kulturstaat unter- 
schieden. Die Antinomie von Ideal und Wirklichkeit bleibt bei ihm 
nicht nur ungelöst, sondern das Schwanken zwischen beiden, sym- 
bolisch hervortretend in der Tatsache, daß die New Atlantis nicht 
vollendet wurde, charakterisiert den Mann. Der in vielen Zügen — 
z.B. seiner politischen Psychologie — höchst modern anmutende 
Empiriker und nationalstaatlich denkende Utilitarist befindet sich 
im Widerspruch mit dem rationalistischen Ideologen, der die unbe- 
dingte Geltung einer menschheitlichen Vernunftethik als selbstver- 
ständlich annimmt. Vf. verzichtet darauf, diesen Widerspruch, der 
im englischen Staatsdenken der Neuzeit bald in dieser, bald in jener 
Form so häufig wiederkehrt, außer in wenigen Andeutungen auf seine 
tiefste Wurzel, einen metaphysischen Zwiespalt, zurückzuführen. 
Hätte er die metaphysische Problematik in seine Betrachtungen ein- 
bezogen, wäre er auf die inneren Grenzen nicht nur der New Atlantis, 
sondern aller neuzeitlichen Utopien gestoßen und hätte er für Bacons 
doppelte Haltung zu den politischen Idealbildern die letzte philoso- 
phische Erklärung gefunden. (Rez. hofft, hierzu in einer Arbeit über 
die modernen englischen Utopien demnächst mehr sagen zu können.) 
Doch auch in ihrer Beschränkung auf das Politische, Soziologische und 
Ethische behält die vorliegende Schrift ihren vollen Wert. Sie gewinnt 
an Reiz dadurch, daß Bacons Ideen in mehreren Punkten, worauf 
auch das Vorwort hinweist, überaus aktuell sind, und zwar so, daß 
die gegenwärtige englische Staatstheorie (obwohl nicht in jeder Be- 
ziehung Staatswirklichkeit) über sie hinausgeschritten ist, während 
überraschend starke Parallelen auffallen zu einigen Gedanken, die zu 
den Grundlagen des deutschen Neubaus nach 1933 gehören. 

Seltsam sind einige der Bemerkungen über Morus und Platon. 
Hat Morus wirklich, an einer berühmten Stelle seiner Utopia, die den 
jeweiligen Verhältnissen sich anpassende philosophia civilior als die 
wahre philosophische Haltung bezeichnet, im Gegensatz zu der Ort 
und Zeit nicht achtenden philosophia scholastica? Und läßt sich be- 
haupten, daß Platons Politeia auf die Organisation der Menschheit 
schlechthin ziele? Am Anfang eines Irrweges steht man auch, wenn 
man die Idealstaaten der frühen Utopisten ohne weiteres Zukunfts- 
staaten nennt; dem Entwicklungsgedanken gebührt in jedem einzel- 
nen Falle besondere Aufmerksamkeit. 

Frankfurt a. M, F. Krog. 
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Cabinett Government. By W. JVOR JENNINGS. Cambridge, Uni- 
versity Press. XII, 484 S. 2ısh. 

Die sehr sorgfältige, auf eigenen, umfassenden Quellenstudien 
beruhende Arbeit gibt ein gründliches Bild der Exekutive der bri- 
tischen Regierung, so wie sie sich im Laufe des letzten Jahrhunderts 
entwickelt hat. Diese Untersuchung war um deswillen besonders 
schwierig, weil es sich bei der Eigenart der verfassungsmäßigen Ent- 
wickelung Englands ja nicht darum handeln konnte, eine Reihe ein- 
schlägiger Gesetze durchzuarbeiten — eine solche gibt es bekanntlich 
nicht — als vielmehr die Praxis kennenzulernen, wie sie von den 
Trägern der politischen Ämter bzw. den Regierungsorganen — Krone, 
Premierminister, Kabinett und Parlament — gehandhabt worden ist. 
Es galt also vor allem eine sehr umfangreiche Memoirenliteratur zu 
untersuchen und diese an Hand der übrigen politisch-historischen und 
überaus reichen biographischen Literatur nachzuprüfen. Daß dies 
dem Autor in so vortrefflicher Weise gelungen ist, ist ein Beweis für 
die gründliche Vertrautheit mit der Materie, wie das in der Tat bei 
ihm der Fall ist. 

Im Mittelpunkt der Betrachtung stehen die drei hauptsächlichen 
Regierungsorgane: der Premierminister, das Kabinett und die Krone. 

Von dem Premierminister sagt John Morley einmal, er „sei der 
Schlußstein im Brückenbogen des Kabinetts‘‘. Der Autor zeigt, daß 
er viel mehr als dies ist. Obwohl primus inter pares verfügt er über 
eine ganz außerordentliche Machtvollkommenheit. Es kommt nur 
darauf an, daß er sie auch zu handhaben weiß. Er muß über eine 
enorme Arbeitskraft verfügen und vor allem eine Persönlichkeit sein, 
die sich durchzusetzen weiß. So hatte Peel in seinem Kabinett eine 
geradezu überragende Stellung. Anders stand es dagegen mit Pal- 
merston. Über Disraelis Stellung in seinem Kabinett sind die Mei- 
nungen geteilt. Bemerkenswert ist das Urteil, das über Asquith ge- 
fällt wird. Von ihm sagt der Autor, daß er in den späteren Jahren 
seiner Amtsführung keine wirkliche Kontrolle über die Regierungs- 
geschäfte besaß. Von ganz anderer Art wiederum war sein Nachfolger 
im Amt Lloyd George. Sehr verschieden voneinander waren auch 
die beiden letzten Premierminister Ramsay MacDonald und Stanley 
Baldwin. Jener war geradezu ein Pedant, er glaubte, jedes Aktenstück 
lesen zu müssen und suchte jedes Detail zu beherrschen; dieser war 
immer großzügig, ihm ging es stets darum, die großen Linien in der Ge- 
staltung der Innen- und Außenpolitik zu überschauen und zu bestim- 
men. Sehr zur Mehrung seines Ansehens hat die Tatsache beigetragen, 
daß er immer der geradezu ideale ‚„spokesman‘‘ seiner Nation war. 

Das Kabinett besteht aus etwa 20 Ministern. Sie werden mit des 
Königs Zustimmung von dem Premierminister ernannt und entlassen; 
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die meisten von ihnen sind führende Mitglieder im Unterhaus. Das 
Kabinett ist kein ‚exekutives‘‘ Organ in dem Sinne, als ob es irgend- 
welche legale Macht besäße, es ist vielmehr, wie der Autor sagt, eine 
„policy-formulating body‘‘. Das Kabinett tritt in der Regel einmal 
in der Woche und für zwei Stunden zusammen. Keineswegs werden 
bei diesen Sitzungen alle Einzelheiten der Regierungsgeschäfte be- 
handelt. Die Fachminister verfügen vielmehr über ein großes Maß 
von Selbständigkeit. ‚Der Minister, welcher zuviel berichtet, ist 
schwach, derjenige, welcher zuwenig berichtet, ist gefährlich‘ 
(pag. 178). Ein klassisches Beispiel der letzteren Art von Ministern 
bietet Edward Grey. Der Autor zitiert hier (pag. 185) einen sehr 
bemerkenswerten Ausspruch Lloyd Georges, in dem Greys Amts- 
führung in dieser Hinsicht scharf getadelt wird. ... We were not 
privileged to know any more of the essential facts (d.h. in foreign policy 
d. Vf.) than those which the ordinary newspaper reader could gather. 
Und an anderer Stelle (pag. 197) heißt es: „Die Schritte, die zum 
Kriegsausbruch führten, wurden vom Außenminister in Beratung 
(in consultation) mit dem Premierminister getan.‘‘ Abstimmungen 
auf den Kabinettssitzungen finden in der Regel nicht statt. Nur wenn 
bei Beratungen keine allgemeine Übereinstimmung erzielt wird, wird 
abgestimmt; aber das sind nur Ausnahmefälle. 

Was von dem Premierminister gesagt worden ist, gilt erst recht 
von dem Träger der Krone. ]. zeigt, wie unrichtig es ist, wenn man 
den Einfluß der Krone unterschätzt, wie dies im Ausland oft getan 
wird. „Der König muß zu guter Letzt die Entscheidungen der Re- 
gierung annehmen, aber er kann beträchtlichen Einfluß auf jene Ent- 
scheidungen haben‘ (pag. 256). Seine Stimme ist „beratend und nicht 
entscheidend‘. Ob der Monarch die Fähigkeit hat, sich in dieser 
Weise den nach seiner Meinung notwendigen Einfluß zu sichern, 
hängt einzig und allein von ihm ab. Der Autor zeigt dies an zahlreichen 
Beispielen. Es ist bemerkenswert, daß die Stellung und das Ansehen 
der Krone im letzten Jahrhundert immer bedeutender geworden ist. 
Daß dem so ist, ist das Verdienst der letzten Träger der Krone, vor 
allem der Königin Viktoria. Zwar hat sie es nicht immer verstanden, 
sich aus dem Streit der Parteien herauszuhalten, wie dies vom Monar- 
chen erwartet wird. Aber ihr Einfluß auf die Regierungsgeschäfte 
war immer sehr beträchtlich. Den Einfluß König Eduards schätzt 
der Autor weit geringer ein. Was den Einfluß König Georgs V. an- 
langt, so hält er mit seinem Urteil zurück. Aber hat nicht auch König 
Georg in entscheidungsvollen Momenten bestimmend in den Gang der 
Dinge eingegriffen ? Es sei hier nur an seine Haltung bei der Bildung 
des ersten Labour-Kabinetts und vor allem an seinen Anteil bei dem 
Zustandekommen der sog. Nationalen Regierung im Jahre 1931 erinnert. 





England—Skandinavien 613 


In dem Kapitel, das „Regierung und Parlament‘‘ behandelt, 
interessiert besonders, was der Autor über die Funktion der Oppo- 
sition sagt. Zu ihren wichtigsten Aufgaben gehören ‚‚Angriffe auf die 
Regierung und auf einzelne Minister‘; aber auch „‚S. M. Opposition‘ 
weiß die Grenzen einzuhalten, die ihr gezogen sind; ‚sometimes, in- 
deed, it agrees not to oppose. This is particularly true of foreign affairs“ 
(pag. 336). Auf dieser Tatsache beruht ein gutes Teil der großen Er- 
folge der englischen Außenpolitik. 

Ein ausführliches Sach- und Namensregister erleichtert die Be- 
nützung des vortrefflichen Werkes, das im übrigen, von einem Briten 
geschrieben, von politischen Anschauungen getragen ist, wie sie für 
das Inselreich seit Jahrhunderten charakteristisch sind. 

Oberursel/Taunus. Heinrich Wenz. 


Svensk Historisk Bibliografi, 1771—ı1874. Av KRISTIAN SETTER- 
WALL, uigiven av Sven Agren. (Shrifter, uigivna av Svenska 
historiska Föreningen, 4.) Uppsala, Appelbergs Boktryckeri 
1937. XI, gıı S. 25,— Kr. 

Viele Jahre hindurch hat Setterwall in der schwedischen ‚‚Histo- 
rik Tidskrift‘‘ die jährlichen Neuerscheinungen zur Geschichte seines 
Vaterlandes verzeichnet, und jeder, der sich einmal mit schwedischer 
Geschichte beschäftigt hat, kennt seine ausgezeichneten Zusammen- 
fassungen ‚„Svensk historisk bibliografi‘‘ 1875—1900 und I90I—1920. 
Auch für die älteren Zeiten verfügt die schwedische Geschichtswissen- 
schaft über ein ausgezeichnetes bibliographisches Hilfsmittel: C. G. 
Warmbholtz, Bibliotheca Historica Sueo-gothica, Stockholm 1782—1793 
und Uppsala ı801—ı817. Es erfaßt die schwedische Geschichtslite- 
ratur von den ältesten Werken, die Kunde von dem Lande geben, bis 
1780 (1770). Besonders wertvoll ist es, weil hier nicht nur eine Menge 
von Titeln verzeichnet ist, sondern den meisten auch kurze kritische 
Bemerkungen beigefügt sind. Zwischen 1770 und 1874 klaffte bisher 
eine Lücke. Sie auszufüllen unternahm Kristian Setterwall, starb 
aber bei Beginn der Drucklegung, 1930. Erst nach 7 Jahren, und 
nachdem unter Sven Ägrens Leitung noch einige Ergänzungen und 
Verbesserungen am Manuskript vorgenommen waren, konnte der 
Druck zu Ende geführt werden. 

Das umfangreiche Werk zeigt alle Vorzüge der Setterwallschen 
bibliographischen Arbeiten. Wie in den anderen folgt auf einige 
kurze Kapitel über allgemeine Hilfsmittel die politische Geschichte 
in chronologischen Abschnitten, jeder untergeteilt in Quellen und 
Darstellungen, die in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt wer- 
den. Daran schließen sich die Hilfswissenschaften, Genealogie, Heral- 
dik, Kriegs-, Literatur-, Rechts- und Verfassungsgeschichte, sowie 





614 Buchbesprechungen 


die umfangreiche Ortsgeschichte. Unter Kulturgeschichte findet man 
Werke über die Stände, über Handels- und Verkehrswesen. Es folgen 
die über Universitäts-, Schul- und Kirchengeschichte. In ähnlicher 
Weise aufgegliedert ist die Literatur über die frühere Osthälfte des 
schwedischen Reiches, Finnland. Zum Schluß kommt ein Abschnitt 
über Schwedens ehemalige Besitzungen im Baltikum und in Deutsch- 
land und ein zuverlässiges Register. 

Dankenswerterweise gibt S. auch in diesem Werke wieder hinter 
den einzelnen Titeln die Stellen an, wo das Buch besprochen ist, 
bei größeren Werken auch die Einteilung und bei den russischen und 
polnischen Titeln in Klammern die Übersetzung. Unerwähnt bleibe, 
was möglicherweise noch hätte ergänzt oder anders gemacht werden 
können; es fällt nicht ins Gewicht gegenüber der Tatsache, daß wir 
nun für die gesamte schwedische Geschichte in Warmholtz und S. 
bibliographische Hilfsmittel haben, um welche die schwedische Wissen- 
schaft zu beneiden ist. Die Einheitlichkeit, mit der die Geschichts- 
literatur von 1771 an bis zur Gegenwart behandelt ist — denn P. 
Elfstrand führt die Jahresbibliographie der ‚„Historisk Tidskrift‘“ 
nach der bewährten S.schen Methode weiter —, ist dabei nicht der 
geringste Vorteil für den Forscher. Kurz gesagt, der Setterwall ist 
für jeden unentbehrlich, der sich mit der Geschichte Norddeutsch- 
lands und des Ostseeraumes befaßt. 

Greifswald. Johannes Paul. 


Les villes de foires de Champagne des origines au döbut du 14. sidcle. 

Par ELIZABETH CHAPIN. Paris, H. Champion 1937. 350 S., 

5 Pläne. 

Im Jahre 1865 hat Felix Bourquelot seine zweibändige Ge- 
schichte der Messen der Champagne erscheinen lassen, die mit einem 
Schlage diesen großen Messen in der Wirtschaftsgeschichte zu der 
ihnen gebührenden Beachtung verhalf. Die französische wirtschafts- 
geschichtliche Forschung hat bis heute keine zweite Leistung von 
ähnlicher Wirkung hervorgebracht. Noch heute ist das Werk Bour- 
quelots jedem Arbeiter auf dem Felde der mittelalterlichen Wirt- 
schaftsgeschichte unentbehrlich. In den seit seinem Erscheinen nun 
verflossenen 70 Jahren sind dann zur Geschichte der Champagner- 
messen wohl in Frankreich, in Belgien, in Italien und auch in Deutsch- 
land (Schulte, Bastian usw.) zahlreiche Einzelbeiträge erschienen, die 
das Bild Bourquelots ergänzen und erweitern, aber keine große zu- 
sammenfassende Arbeit mehr. 

Einen gewichtigen Baustein zur Kenntnis der Wirtschaft der 
mittelalterlichen Champagne und damit auch zur Erkenntnis der ge- 
samten europäischen Wirtschaft des Mittelalters steuert nun jedoch 
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die an der Ecole des Hautes Etudes in Paris ausgebildete Amerika- 
nerin E. Chapin bei. Es ist eine Schilderung der Entwicklung der 
vier Meßstädte der Champagne im Mittelalter. Durch sie wird ziem- 
lich viel Neuland erschlossen. Wohl hatte Bourquelot selbst schon 
1839/40 eine zweibändige Geschichte seiner Vaterstadt Provins ver- 
öffentlicht, und der zweite bedeutende Historiker der Champagne, 
Henri d’Arbois de Jubainville, ließ 1859 eine Geschichte von Bar- 
sur-Aube folgen. Hier aber haben wir nun eine auf die Erkennt- 
nisse der neueren stadtgeschichtlichen Forschung aufbauende, ver- 
gleichende Geschichte aller vier Meßstädte vor uns. Es zeigt sich 
sofort, welchen Vorteil diese Behandlung einer ganzen Städtegruppe 
durch die ständig sich ergebenden Vergleichsmöglichkeiten gegen- 
über einer Untersuchung bloß des einzelnen Städteschicksals bietet. 
Noch wirksamer wäre diese Arbeitsweise geworden, wenn zum Ver- 
gleich mit den Meßstädten etwa noch einige andere Städte der Graf- 
schaft Champagne herangezogen worden wären. 

Die Arbeit stützt sich auf die ganze vorhandene Literatur und 
zugleich auf umfassende Quellenforschungen, die offenbar alles her- 
anziehen, was in den vier Messestädten und in Paris beizubringen 
war. So ist über die Quellen von Bourquelot und d’Arbois de Jubain- 
ville hinaus mancher neue Baustein beigebracht worden. Das gilt 
besonders auch für die Frühzeit, das ı2. Jahrhundert. Sehr bedauer- 
lich bleibt es, daß auch jetzt für Lagny verschwindend wenig Quellen- 
stoff zusammengekommen ist, so daß hier im Vergleich zu dem far- 
bigen Bild des am meisten durch reiche Quellenreste begünstigten 
Provins nur ein schattenhafter Umriß gezeichnet werden kann. Der 
Aufbau der Arbeit ist streng planmäßig durchgeführt, vielleicht nur 
allzu streng. Denn so ergibt es sich, daß sehr vieles Wissenswerte 
und auch Neue in die überwuchernden Anmerkungen und die ver- 
schiedenen Anhänge verwiesen werden mußte, wo man es ziemlich 
mühsam zusammenzusuchen hat. Besonders begrüßenswert ist die 
Beigabe von fünf guten Stadtplänen und sehr willkommen der 
Abdruck von 22 Urkunden. Das Ziel der Arbeit ist, ein Bild der 
gesamten topographischen, wirtschaftlichen und politisch-rechtlichen 
Entwicklung der vier Meßstädte zu geben und besonders noch den 
Einfluß der Messen auf diese Entwicklung zu untersuchen. Dieses 
Ziel wird in vorbildlicher Weise erreicht. 

Wir haben es bei Troyes mit einer alten, noch auf gallo-römischer 
Grundlage aufbauenden Bischofsstadt zu tun. Als geistlicher und 
weltlicher Verwaltungsmittelpunkt spielte es die führende Rolle in 
der Grafschaft Champagne und war dauernd deren nach Raum und 
wohl auch nach Bevölkerung weitaus größte Stadt. Wirtschaftlich 
schuf eine nicht ganz unbedeutende Wollweberei und dazu eine be- 
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deutsame Leinwandindustrie eine sichere Grundlage, auf der Handel 
und Verkehr aufbauen konnten. Der eigentliche Meßverkehr bildete 
in diesem Bilde trotz seiner zweifellos hohen Bedeutung für die Stadt 
nur ein Teilstück, keine unbedingte Lebensnotwendigkeit. Provins 
spielte schon in karolingischer Zeit als Mittelpunkt einer Grafschaft 
eine Rolle und behielt eine gewisse Wichtigkeit auch in der Grafschaft 
Champagne. Im wirtschaftlichen Leben der Stadt kam der Woll- 
weberei eine grundlegende Bedeutung zu. Provins gehörte zu der 
Gruppe der frühen und lange führenden Tuchstädte des großen nord- 
westeuropäischen Tuchindustriegebietes. Für eine solche Industrie- 
stadt hatten die Messen als Absatzmittel ihre ganz besondere Bedeu- 
tung. So war Provins eine wirtschaftlich ziemlich einseitig entwik- 
kelte Stadt, deren Schicksal mit dem der großen Messen aufs engste 
verflochten war. Es brachte es deshalb in der Blütezeit seiner Indu- 
strie und der Messen zu einer recht ansehnlichen Bevölkerung von 
rund 10000 Seelen und zu hohem wirtschaftlichem Ruf, sank aber nach 
dem Untergang der Messen im 14. Jahrhundert bald zur Bedeutungs- 
losigkeit herunter. Lagny war aufs engste mit seiner großen Abtei, 
aber doch wiederum auch mit der Grafschaft verbunden. Auch hier 
entwickelte sich früh ein nicht unbedeutendes Tuchgewerbe, das 
gemeinsam mit der Messe zum Aufstieg der Stadt führte. Über den 
Rang einer bescheidenen Mittelstadt scheint aber Lagny doch nie 
hinausgekommen zu sein. Noch ausgesprochener gilt dies von Bar- 
sur-Aube, einer Schöpfung der Grafen der Champagne. Trotz der 
wichtigen Messe ist weder Gewerbe noch Handel hier zur Geltung 
gekommen. Bar war stark landwirtschaftlich eingestellt, vor allem 
durch den Weinbau, und ist von sehr bescheidener Größe geblieben. 

Allen vier Städten gemeinsam ist die starke Einflußnahme der 
Grafen der Champagne auf ihre Entwicklung. Unter deren Schutz 
und Führung setzte im ı2. Jahrhundert überall der Aufschwung 
ein, der wirtschaftlich in entscheidender Weise von den Messen ge- 
fördert wurde. Aber auch die Messen haben nur da zur Bedeutung 
führen können, wo daneben eine Industrie trat wie in Provins und 
Troyes, oder wo die Stellung als Verwaltungs- und Verkehrspunkt 
besonders ausgeprägt war wie in Troyes. So ist das Wachstum der 
vier Messestädte trotz der gleichen Herrschaft und der gleichartigen 
Wirkung der Messen doch ganz verschieden ausgefallen. Alle mit- 
einander aber haben es zu selbständiger politischer Bedeutung nie 
bringen können, dies gerade auch wegen des starken Einflusses der 
Grafen auf die Wirtschaft der Meßstädte. 

Dieses von Elizabeth Chapin entrollte Bild ergänzt in sehr will- 
kommener Weise unser Wissen vom nordfranzösischen Städtewesen 
und von der Bedeutung der Messen der Champagne. Es wird ja sicher- 
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lich besonders nach der Seite der Industriegeschichte noch ergänzt 
werden müssen; über die Bedeutung der Tuchmacherei von Provins 
und ebenso über die Leinwandindustrie der Champagne ist noch viel 
beizubringen und damit im Zusammenhang auch über den Außen- 
handel der Messestädte. Das aber kann doch in keiner Weise die 
Bedeutung und Verdienste der ausgezeichneten Arbeit vermindern. 
Aarau (Schweiz). Hektor Ammann. 


Der Königliche Spanische Oberste Indienrat. — Consejo Real y Su- 
premo de las Indias. — ı. Teil. Geschichte und Organisation 
des Indienrates und der Casa de la Contrataciön im 16. Jahr- 
hundert. Von ERNST SCHÄFER. (Ibero-amerikanische Stu- 
dien 3.) Hamburg, Ibero-amerikan. Institut 1936. 216 S. 
Diese Geschichte des spanischen Indienrates, deren 2. Teil im 

Manuskript fertig vorliegt und hoffentlich bald im Druck erscheinen 

wird, ist eine der wertvollsten Veröffentlichungen der letzten Jahre 

zur neueren Geschichte Spaniens. Sie ist die erste zusammenhän- 
gende Darstellung der Entwicklung und Tätigkeit der obersten kolo- 
nialen Verwaltungsbehörde Spaniens und gibt damit eine wesent- 
liche Grundlage für die Erkenntnis und Beurteilung der spanischen 

Kolonialpolitik. Sie ist ferner als Beitrag für die noch wenig er- 

forschte spanische Verwaltungs- und Rechtsgeschichte der neueren 

Zeit zu beachten. Sie beruht auf dem unmittelbaren Studium des 

überreichen Materials im Indienarchiv zu Sevilla. Der vorliegende 

ı. Teil verfolgt die Geschichte des Indienrates unter Karl V. und Phi- 

lipp II. und kennzeichnet Zusammensetzung, Geschäftsbereich, Ar- 

beitsweise und Beamtenschaft dieser Behörde. Eine systematische 

Zusammenfassung der vielseitigen Tätigkeit und der Bedeutung des 

Indienrates für die einzelnen Aufgaben der Kolonialverwaltung be- 

absichtigt der Vf. in einem 2. Band vorzulegen. 

Zu Einzelheiten der Darstellung seien einige Bemerkungen hin- 
zugefügt. Es wäre eine stärkere Einordnung der Organisationsver- 
änderungen des Indienrates in die Entwicklung der Zentralregierung 
Karls V. erwünscht gewesen, wobei auf die Studie von F. Walser, 
Die Überlieferung der Akten der kastilisch-spanischen Zentralbehör- 
den unter Karl V., Nachrichten der Göttinger Gesellschaft d. Wiss., 
phil.-hist. Kl. 1933, zu verweisen ist. Die auf S. 33 Anm. 35 für 
die Jahre 1515—1519 angegebenen Goldeingänge aus Amerika waren 
bereits bedeutend höher, wie E. A. Hamilton, American Treasure and 
the Price Revolution in Spain, Cambridge Mass. 1934, auf Grund 
der im Indienarchiv vorhandenen Rechnungsbücher nachgewiesen 
hat. Der Charakteristik Loaysas, des kaiserlichen Beichtvaters und 
ersten Präsidenten des Indienrates, als eines Mannes von ‚„ruhigem, 

Historische Zeitschrift 138. Bd. 39 
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gleichmäßigem Wesen‘ (S. 62), stehen andere Zeugnisse gegenüber, 
die ihn als ehrgeizigen und ziemlich unruhigen Geist erscheinen lassen. 
Über die Veröffentlichungen der Instruktionen Karls V. an den 
Prinzen Philipp (S. 91 Anm. 2) ist neuerdings K. Brandi, Die Testa- 
mente und politischen Instruktionen Karls V. insbesondere diejenigen 
der Jahre 1543/44, Nachrichten der Göttinger Gesellschaft d. Wiss., 
phil.-hist. Kl. 1935, zu vergleichen. Die Organisation der »Kolonial- 
verwaltung unter Philipp II. bietet bezeichnende Beispiele für die 
langsame, bedächtige, gewissenhafte Art dieses Monarchen und für 
seine Regierungsweise und zeigt den steten Druck der Finanznöte auf 
die Tätigkeit der Behörden. Von ‚Weltherrschaftsträumen‘ Phi- 
lipps II. sollte man nicht sprechen, denn Philipps Politik ist in ihren 
Motiven kein Streben nach Universalherrschaft gewesen. 
R. Konetzke. 


Donoso Cort&s. Leben und Werk eines spanischen Antiliberalen. Von 
EDMUND SCHRAMM. (Ibero-Amerikanische Studien, heraus- 
gegeben von Harri Meier, Heft 7.) Hamburg, Ibero-Amerikani- 
sches Institut 1935. 155 S. 4,50 RM.) 

Spanier von Geblüt und Wesensart, der französischen Bildung 
jedoch aufs tiefste verpflichtet, schon in jungen Jahren der politischen 
Publistizistik und Journalistik leidenschaftlich zugewandt, ver- 
trauter Berater der Königinwitwe Maria Christina, nach der Revo- 
lution Gesandter Spaniens zuerst in Berlin, dann in Paris, hat Juan 
Donoso Cortes in der französischen Hauptstadt 1853 noch nicht 
44jährig sein bewegtes Leben beschlossen. In das erste Jahr seiner 
Pariser Wirksamkeit fällt die Veröffentlichung seiner berühmtesten 
Schrift: Ensayo sobre el catolicismo, el liberalismo y el socialismo. 
Nach dem Vf. bezeichnet dieser Ensayo nichts weniger als ‚den 
Augenblick des schärfsten Angriffes des europäischen gegenrevolutio- 
nären Denkens katholischer Deszendenz gegen den doktrinären 
Liberalismus und den frühen noch nicht marxistischen Sozialismus‘. 
In prägnanter und überzeugender Form wird hier die einzigartige 
Stellung des Spaniers innerhalb der politischen Geistesgeschichte des 
Jahrhunderts gekennzeichnet. 


1) Eine erweiterte spanische Ausgabe ist kurz vor Ausbruch des 
Bürgerkriegs in Madrid erschienen unter dem Titel: Donoso Cortes. Su 
Vida y su pensamiento. Traducciön del alemän por Ramön de la Serna. 
(Vidas Espafiolas e Hispanoamericanas del siglo XIX, Bd. 54). Madrid 
1936. 343 S. — Ferner sei auf die jüngste Publikation des Vfs. verwiesen: 
Donosco Cortes und Napoleon III. Sechs unveröffentlichte diplomatische 
Berichte. Eingeleitet und herausgegeben von Edmund Schramm. 
Iberoamerikanisches Archiv, Jg. XI (1937), Heft ı. 
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Trotz gewichtiger Anleihen bei den französischen Traditionalisten 
Maistre und Bonald entfernt sich Donoso in einem entscheidenden 
Punkt von ihrer Meinung. Er glaubt nicht mehr an die Möglichkeit 
einer echten monarchischen Restauration; die Idee der Legitimität 
ist für ihn tot — daher sein Eintreten für die Diktatur in der groß- 
artigen Rede vom 4. Januar 1849. Seine Prognose für die Zukunft 
lautet durchaus pessimistisch. ‚Er erwartete ein großes despotisches 
Reich des Sozialismus und nahm an, daß erst in der Zerstörung 
unserer Kultur durch den Sozialismus, erst in der großen ‚Sintflut‘ 
sich eine neue göttliche Ordnung erheben würde.‘‘ In der vertieften 
Erkenntnis des Wesens der gegnerischen Mächte, des Liberalismus 
und Sozialismus, sieht der Vf. die eigentlich originelle Leistung 
Donosos; in der Demaskierung zumal der liberalen Ideologie, in der 
Feststellung ihres eigentümlichen, jeder echten Entscheidung aus- 
weichenden Kompromißcharakters erreicht er seine echteste Wir- 
kung. Die liberale Schule kennt kein: ich behaupte oder ich bestrei- 
te, sondern nur ein: ich unterscheide; ihre Weisheit erschöpft sich in 
der Diskussion. 

In der ätzenden Polemik gegen das liberale Denken verleugnet der 
Antiliberale, will mir scheinen, nicht den Haß des politischen und 
wohl auch religiösen Konvertiten. Hat er doch sechs Jahre vordem 
den Satz aussprechen können: ‚Die Freiheit ist nichts anderes als 
Diskussion; und in diesem Punkt bin ich so entschieden, daß mir 
selbst die gefährlichen Diskussionen behagen.‘‘ Diese radikale Wand- 
lung, zwar nicht das Ergebnis einer plötzlichen Bekehrung, wie der 
Vf. überzeugend nachweist, sondern in einer längern Entwicklung 
vorbereitet, wirkt auch in der eindringlichen, Darstellung des Bio- 
graphen doch nicht im letzten überzeugend; es bleibt der Eindruck 
einer gewissen Gewaltsamkeit. 

Soviel über den kritisch-polemischen Standort Donosos. Die 
einzig wahre Ordnung nun, die den in ihrer religiösen Wurzel fal- 
schen liberalen und sozialistischen Systemen entgegenzutreten und 
sie zu überwinden hat, sieht er in der römisch katholischen Kirche 
und ihrer eigentümlichen Kultur, wie sie einmal die Welt im Mittel- 
alter beherrschte. Wer aber hier konkrete politische Vorschläge er- 
wartet, sieht sich enttäuscht. Im Ensayo ist, wenn ich hier die sehr 
einleuchtende Deutung des Vf.s vergröbert wiedergeben darf, der 
Politiker Donoso zum Theologen geworden, dem alle weltlichen 
Erscheinungen nur notwendige Auswirkungen des Glaubens oder 
Unglaubens sind. Der Begriff der Sünde tritt in den Mittelpunkt 
dieses Denkens. Die Menschen müssen wieder christlich-katholisch 
werden, der Autorität der Kirche sich vorbehaltlos unterwerfen; nur 
dann allenfalls mögen auch Staat und Gesellschaft in Überwindung 
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der liberalen und sozialistischen Irrtümer sich zu einer neuen, wahren 
Ordnung finden. 

Diese Erneuerung der menschlichen Kultur aus dem Geist 
der katholischen Kirche ist für diesen pessimistischen Betrachter 
seiner Zeit kaum mehr als eine apokalyptische Verheißung, an deren 
irdische Verwirklichung er nicht zu glauben wagt. Gott mag es anders 
fügen; die Menschen sind ohnmächtig; sie vermögen den Sieg der 
satanischen Theologie des Sozialismus nicht mehr aufzuhalten. Ver- 
zicht und Verzweiflung sind die offenkundigen Wegbereiter dieser 
politischen Theologie. Überhaupt erscheint diese in einem recht eigen- 
tümlichen Gewand. Neben Sätzen voll Tiefsinn und höchster geistiger 
Energie stehen andere, bei denen die gehäufte Aneinanderreihung 
apodiktischer Thesen oder das Pathos einer tönenden Rhetorik nur 
unzulänglich noch die Blöße und Dürftigkeit des Gedankengangs ver- 
hüllt. Die Frage möchte ich daher stellen: handelt es sich hier nicht 
eher um ein Glaubenwollen als um ein Glaubenkönnen, geboren aus 
der Furcht vor der Umklammerung durch nihilistische Mächte ? Man 
mag sich hier bei allem selbstverständlichen Abstand an Dostojewski 
erinnern. Die Frage reicht bis in den Kern der Persönlichkeit; diese 
erscheint zwiespältig; neben großen, außerordentlichen, ursprüng- 
lichsten Wesenszügen stehen andere recht durchschnittlicher, gewöhn- 
licher Art. 

Diese Persönlichkeit zeigt übrigens trotz ihrer französischen Bil- 
dungselemente ein durchaus nationales Gesicht. Sie verleugnet nicht 
den monumentalen und primitiven Geist, der nach dem klugen, auf 
Donoso gemünzten Wort des alten Metternich dem Spanier eigen- 
tümlich ist. Seine düstern Prophezeiungen richten ihre erschüt- 
ternde Stimme vor allem an das Land seiner Geburt; und das 
Schicksal Spaniens bis zum heutigen Tag hat ihre tragische Wahr- 
haftigkeit erwiesen. 

Der Aufgabe, das Leben und Werk dieses Antiliberalen in allen 
Stufen seiner Entwicklung und Wirksamkeit aufzuzeigen und zu 
deuten, ist sein Biograph, wie ja schon aus dem bisher Gesagten her- 
vorgeht, in jeder Weise gerecht geworden. Der Leser behält immer 
sicheren Boden unter den Füßen, auch dann etwa, wenn nicht einfache 
theologische Fragen vor ihm erörtert werden. Viele werden freilich 
bedauern, daß die zahlreichen gut gewählten Zitate nicht auch in 
deutscher Übersetzung wiedergegeben werden. Eindrucksvoll sind 
vor allem diejenigen Abschnitte, wo sich der Vf. für berechtigt hielt, 
aus seiner sachlichen Reserve zu persönlich geprägten Urteilen 
herauszutreten. 

Frankfurt a.M. Fritz Walser. 
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B. Hinweise und Nachrichten 


Die Herren Verfasser ersuchen wir, Sonderabzüge ihrer in Zeit- 
schriften erschienenen Aufsätze, die sie an dieser Stelle berück- 
sichtigt wünschen, uns freundlichst einzusenden. 


Die Schriftleitung. 


ALLGEMEINES 


Karl Buchheim, Wahrheit und Geschichte. Leipzig, 
akob Hegner 1935. 234 S. — Die richtige und beherzigenswerte 
berzeugung, daß das rein mechanistisch-kausale Erklären die 

Wahrheit des Geschichtlichen nicht erfassen könne, wird hier etwas 
allzu rasch als Gegensatz von ‚„bloßem Raumdenken‘“ (wie es ‚der 
seit dem Ausgang des Mittelalters um sich greifenden Romantik“, 
die zugleich ein Verlust der „Liebe zur Wahrheit‘‘ gewesen sein soll, 
eigen sei) und ‚‚der eeht logischen und teleologischen Erklärung der 
zeitlichen Wirklichkeit‘ (wie es schließlich nur auf religiöser Grund- 
lage, schließlich auf Grundlage des [katholischen] Christentums 
[Erscheinung des Logos in Menschengestalt‘‘], möglich sei), simpli- 
fiziert und dargestellt. Auch sucht man es hinter dem Titel wohl 
kaum, daß das Buch seinem Hauptteil nach eine reine Geschichte 
der griechischen Philosophie von Pythagoras bis Aristoteles dar- 
stellt, an welcher (in oft recht subjektiver Weise) dargetan werden 
soll, daß die Griechen, auch in scheinbar abweichenden Gestalten 
wie Demokrit, doch jenem echten Eros nie untreu geworden und so 
niemals in solches bloßes „Raumdenken‘“ gefallen seien. Ich weiß 
nicht, ob jenem guten Grundgedanken auf diesem Wege wirklich sehr 
gedient wird. 

Tübingen. Th. Haering. 

Albert Hesse, Grundriß der Politischen Ökonomie. 

3. Bd.: Volkswirtschaftspolitik. Jena, G. Fischer 1937. 346 S. 
ı2 M. — Ein handliches Buch im Umfange von 346 S. erscheint 
fast zu klein im Hinblick auf die Aufgabe, die durch die Behandlung 
der Fragen der Volkswirtschaftspolitik dem Vf. gestellt war. Nur 
ein Meister der Darstellung wie Albert Hesse konnte es wagen, auf 
einem so begrenzten Raume alles Bedeutsame und Wissenswerte klar 
und eindeutig wiederzugeben. Der Vf. hat aber nicht nur einen 
schwer übersehbaren Stoff in einer formvollendeten Bearbeitung dem 
Leser zugänglich gemacht, sondern dank einer jahrzehntelangen 
Lehrerfahrung es auch fertiggebracht, die Fragestellung so zu ge- 
stalten, daß ein Gesamtbild der Wirtschaftspolitik entsteht, das bei 
aller erforderlichen Vollständigkeit in den Einzelheiten den Über- 
blick über das Ganze gewährt. Der 3. Band der „Politischen Ökono- 
mie‘‘ bildet das Schlußstück in dem aus 4 Bänden bestehenden Ge- 
samtwerk. Über Bd. ı (Deutsches Wirtschaftsleben, 1935) und Bd. 2 
(Volkswirtschaftslehre, 1936) ist jeweils nach dem Erscheinen in 
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dieser Zeitschrift berichtet worden. Bd.4 (Statistik) erschien bereits 
1934. Somit besitzen wir in H.s Politischer Ökonomie das z. Z. ein- 
zige Werk, das das Gesamtgebiet der Nationalökonomie — mit allei- 
niger Ausnahme der Finanzwirtschaft, die wegen ihrer Ausweitung 
heute bereits zu einem selbständigen Wissenszweig geworden ist — 
in einheitlicher Schau darbietet und in allen seinen Teilen von ein 
und demselben Vf. bearbeitet worden ist. Diese Einheitlichkeit ist 
von allergrößter Bedeutung nicht nur für den Jünger unserer Wissen- 
schaft, sondern vor allem auch für den, der von Nachbarwissenschaften 
kommend — wie z. B. der Historiker — neben dem Überblick über 
das Ganze auch den Weg zum tieferen Eindringen sucht. Bei aller 
Unentbehrlichkeit der monographischen Bearbeitung von Einzelfragen 
brauchen wir gerade in einer Zeit der Neuausrichtung der Volkswirt- 
schaftslehre einen Grundriß, in dem nicht nur der Ausschnitt aus 
dem Ganzen, sondern eben dieses Ganze selbst in allen seinen Teilen 
von einem festen Standpunkt aus zur Darstellung kommt. Dem 
3. Band sind dieselben Vorzüge zu eigen wie den anderen früher hier 
besprochenen Bänden: Durchsichtigkeit und schöne Klarheit der 
Gliederung und Stoffverteilung, Flüssigkeit und Bestimmtheit der 
Sprache und nicht zuletzt die wohlabgewogenen Literaturnachweise, 
die absichtlich nicht alles Erschienene, wohl aber das zum Weiter- 
forschen unentbehrliche Rüstzeug unter besonderer Berücksichtigung 
der neueren Veröffentlichungen anführen. 


München. H. Bechtel. 


Bruno Schmalhaus, Hochschul-Matrikeln. Verzeichnis 
der Drucke nebst anderen Nachweisen unter Zugrundelegung von 
W. Falckenheiners ‚Universitäts-Matrikeln‘‘. Göttingen, Häntzschel 
& Co. 1937. XI, 67 S. — Die vorliegende Bibliographie leistet dem 
Forscher auf dem Gebiete der Universitäts-Schul- und Studenten- 
geschichte eine unentbehrliche Hilfe. Darüber hinaus soll sie aber 
auch nach dem Willen des Herausgebers der Familienforschung 
dienen. Aus diesem Grunde hat sich Sch. nicht darauf beschränkt, 
das Falckenheinersche Verzeichnis dem neuesten Stande der For- 
schung anzugleichen und zu ergänzen, sondern auch durch Anführung 
der Matrikeln der akademischen Gymnasien vermehrt, welche viel- 
fach als Ersatz für ein kostspieliges Hochschulstudium galten. Es 
wird sicher von jedem Benutzer dankbar begrüßt werden, daß Sch. 
in einer besonderen Liste die alten Bezeichnungen der deutschen 
Universitäten, Akademien, Collegien und akademischen Gymnasien 
aufführt. In einem neuen dritten Teil führt Sch. die Universitäten 
und Collegs der Vereinigten Staaten von Nordamerika auf, von 
denen er feststellen konnte, daß gedruckte Studenten-, Graduierten- 
und ähnliche Listen vorhanden waren, wodurch der Familienforschung 
die Möglichkeit geboten ist „in dieser Zeit, wo die Beziehungen zu 
den Deutschstämmigen auch in Übersee wieder enger geknüpft wer- 
den sollen“, auch in dieser Beziehung positive Arbeit zu leisten. Sch. 
hat den in der Göttinger Universitätsbibliothek vorhandenen Druck- 
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werken ihre Standortsbezeichnungen beigefügt und teilt mit, daß die 
fehlenden Werke nach Möglichkeit beschafft werden sollen. Da Sch. 
beabsichtigt, den älteren Kunstakademien in gleicher Hinsicht näher 
zu treten und als Fortsetzung der vorliegenden Arbeit auch ein Ver- 
zeichnis der meist in Heimatzeitschriften vergrabenen Studenten- 
Verzeichnisse nach ihren Heimat-Ländchen bzw. Orten zu bringen, 
wobei ihm sicher die Mitarbeit des Leserkreises erwünscht ist, um 
eine möglichste Vollständigkeit der Arbeit zu gewährleisten, so kann 
wohl mit Recht die Arbeit Sch.s als in jeder Hinsicht begrüßenswert 
betrachtet werden. 
Berlin. K. H. Goldmann. 


Hans Planitz, Germanische Rechtsgeschichte. Berlin, 
Weidemann 1936. XII, 256 S. 6,50 M. — Seit langem vermißt die 
Germanistik den großen Schröder in neuer Auflage. Soll man 
P.s Lehrbuch als ersten Schritt zu solch einem neuen großen Hand- 
buche begrüßen dürfen ? Es ist in dem gegebenen Rahmen eine 
deutsche Rechtsgeschichte; der Buchtitel ist ungenau. Der Ab- 
schluß mit 1400 erklärt sich aus der neuen Form, die das rechts- 
geschichtliche Studium durch Erweiterung und Zerlegung erhalten 
hat. Der Stoff ist in würdiger, nicht zu knapper und nicht zu breiter 
Darlegung vorgetragen. Auf Anmerkungen ist — nicht unbedenklich 
— verzichtet; doch sind schöne Schrifttumsverzeichnisse jedem 
Paragraphen beigegeben. — Das Buch ist nicht nur Durchschnitt 
der herrschenden Meinung, auf deren Boden der Vf. im allgemeinen 
bleibt; verschiedentlich bietet es Selbständiges von Bedeutung. 
Schon die Gliederung zeigt den eigenen Standpunkt. Der Student 
wird für die pädagogische Sorgfalt dankbar sein, die durch ent- 
sprechende Fassung der Sätze auf das Erlernen des Gegenstandes 
Rücksicht nimmt, ebenso für die Flüssigkeit des Stils, die den Leser 
bei dem Buche festhält. Der Student der Geschichte greift erfahrungs- 

emäß gern zu solchen kurzgefaßten Lehrbüchern, um sich eine 

bersicht zu verschaffen ; vielleicht stößt er sich bei P. an manchem, 
was im Blick auf den Studenten der Rechtswissenschaft unbeachtet 
bleiben konnte. Voller Ausgleich innerhalb des Buches nach dem 
inneren Werte ist von einer ersten Auflage nicht zu erwarten, zumal 
ihrer Abfassung wohl nur beschränkte Zeit gelassen war. Bemerkens- 
wert bleibt dabei das Maß angesammelter Gelehrsamkeit. 

Marburg (Lahn). Minnigerode. 


Sidney Bradshaw Fay, The Rise of Brandenburg- Prussia 
to 1786. (The Berkshire Studies in European History.) New York, 
Henry Holt & Co. 1937. X, 153 S. — F. ist uns als Verfasser einer 
bedeutenden Vorgeschichte des Weltkrieges wohl bekannt. Er gibt 
hier einen kurzen Abriß der preußischen Geschichte von ihren bran- 
denburgischen Anfängen bis zum Tode Friedrichs des Großen für 
die Bedürfnisse des amerikanischen Universitätsunterrichts. Alle 
Problematik tritt zurück von der handfesten Erzählung der wichtig- 
sten Ereignisse. Äußere und innere Politik wird in gleicher Weise 
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kenntnisreich und verständnisvoll dargestellt. Neues will Vf. auf 
seinem knappen Raum nicht geben, aber das Bekannte ist aus langer 
Lehrerfahrung einfach und zuverlässig gestaltet. Zwei Tabellen, 
besonders eine sehr lehrreiche zur Behördengeschichte, Register 
und Literaturverzeichnis runden das kleine Werk ab. Hier sind 
seinem Zweck entsprechend neben den führenden deutschen besonders 
Bücher in englischer und französischer Sprache berücksichtigt. 
Alles in allem ein verdienstvolles Werkchen von einer Gattung, wie 
wir sie in Deutschland viel zu wenig besitzen. 


Berlin. H. Haussherr. 


Ein ‚„Inventaire des archives de !’ Assistance publique de Bruxelles“ 
veröffentlichte P. Bonenfant (Bruxelles 1938, 28 S.); das Archiv 
enthält nur neuzeitliche Akten. W.H. 


Royal Commission on Historical Monuments. England. An 
Inventory of the Historical Monuments in Midalesex. London, H. M. 
Stationary Office 1937. XXXIV, 176 S., 184 Taf., ı Karte. — 
Dem Inventarband von Westmorland (H.Z. 156, 168) folgt nun- 
mehr die unmittelbar im Nordwesten von London gelegene Graf- 
schaft Middlesex. Die Veröffentlichung wird in der üblichen Weise 
durch den Kommissionsbericht mit der Liste der besonders zu schützen- 
den Denkmäler eingeleitet. Aufgenommen wurden insgesamt 530 
vor das Jahr 1714 fallende Denkmäler in 60 Pfarrgemeinden. Vor- 
und frühgeschichtliche Anlagen sind in Middlesex nur in geringer 
Zahl erhalten; am wichtigsten ist Grim’s Dyke (S. XXIII—XXVII), 
ein Grenzwall (?) aus der Zeit zwischen dem 5. und 8. Jahrhundert. 
Die wenigen römischen Überreste des Gebietes sind bereits im In- 
ventarband Roman London mitbehandelt worden. Von den Kirchen 
reicht keine vor die Normannenzeit zurück; der bedeutendste Kloster- 
.bau, das ehemalige Brigittenkloster Syon House zu Isleworth aus 
dem 15. Jahrhundert, ist später stark umgebaut worden. Die ver- 
hältnismäßig große Zahl stattlicher Landsitze (so jene zu Ickenham, 
Tottenham und Twickenham) erklärt sich aus der Nähe der Haupt- 
stadt, deren großer Einfluß auf die Bauten von Middlesex begreiflich 
ist. Der königliche Palast Hampton Court ist die größte erhaltene 
Anlage dieser Art aus der Tudorzeit, in gewissen jüngeren Teilen 
aber ein Werk Wrens. Aus der Übersicht der Denkmälergattungen 
seien die bemerkenswerten gotischen Wandgemälde von East Bed- 
font hervorgehoben. Neben den Kirchen und Schlössern sind auch 
einfache Wohnhäuser und Zweckbauten, wie die Armenhäuser und 
Schulen des 16./17. Jahrhunderts und die stattliche Scheune des 
14. oder 15. Jahrhunderts von Harmondsworth aufgenommen. In 
der reichen Ausstattung mit Plänen und Abbildungen und der sorg- 
fältigen Drucklegung bildet der Band, dem die üblichen Register 
beigegeben sind, eine würdige Fortsetzung der Reihe der Inventare, 
durch welche die Denkmälerkommission die Kenntnis der Kunst- 
schätze Englands in so hervorragender Weise fördert. 

München. H.Zeiß. 
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Edmond Pre&clin, Histoire des Etats-Unis. (Collection Armand 
Colin, No. 193.) Paris, Colin 1937. 221 S. 13 Fres. 16°. — Pre£clin, 
Prof. f. Gesch. in Besangon, der sich durch seine religionsgeschicht- 
lichen Forschungen einen Namen gemacht hat, gibt in dem kleinen 
Büchlein einen Überblick über die Geschichte der V. St. bis zum 
Beginn des Weltkrieges. Es ist als nachträgliche Ergänzung zu dem 
in der gleichen Sammlung erschienenen Band über die amerikanische 
Außenpolitik (Les Grands Problömes de la Politique des Etats-Unis) 
von Firmin Roz gedacht. Was geboten wird, ist daher auch weniger 
eine Entwicklungsgeschichte der politischen Leitsätze und Insti- 
tutionen in ihrer weltpolitischen Auswirkung als eine Darstellung 
der großen Mannigfaltigkeit der Interessen, Gefühle und Ideen des 
amerikanischen Volkes, die den Expansionsprozeß der Union gestaltet 
haben. Der Stil ist einfach und klar, die Anlage übersichtlich. Die 
Urteile sind von einer erfreulichen Sachlichkeit. Den materiellen 
Triebkräften wird gegenüber den ideellen, in einer bisweilen sogar 
ziemlich scharfen Sprache, der ihnen gebührende Platz eingeräumt. 
Wo der deutsche Einfluß in Amerika berührt wird, ist die sonst 
übliche Schwarzfärbung und propagandistische Ausschlachtung 
unterblieben. Die Rolle Frankreichs in der amerikanischen Ge- 
schichte ist hier und dort allerdings zu rosenrot geschildert. 

Hamburg. H. Roemer. 


VORGESCHICHTE UND ALTERTUM (BIS 476) 


Zeitschriftenbericht von H. Zeiß (Vorgeschichte) und U. Gmelin (Römische Geschichte) 


Die Ansetzung der Schnurkeramik in den Ausgang der Steinzeit 
bestätigt in vorläufiger Mitteilung eines wichtigen Befundes F. 
Behn, Ein Grabfund der Steinkupferzeit von Kelsterbach, Starken- 
burg (Germania 22, 1938, 77f.). 

Daß am Ende der Steinzeit ein Ableger einer um die Ostsee gut 
bezeugten Fischer- und Jägergruppe in das Rhein-Maas-Gebiet ge- 
langte, zeigt W. Kersten, Spuren der nordeuropäischen Wohnplatz- 
kultur am Niederrhein (Germania 22, 1938, 71—78). Auch in diesem 
Fall erweist sich, daß die Besiedlungsgeschichte selbst in verhältnis- 
mäßig gut erforschten Gebieten mit Überraschungen zu rechnen hat. 

H.2. 

Irene Rosenzweig, Ritual and Cults of Pre- Roman Iguvium, 
with an appendix giving the text of the Iguvine tablets. (Studies and 
Documents ed. by K. Lake and S. Lake, vol. IX.) London, Christo- 
phers 1936. 152 S. — Die 1904 von Buck seiner Grammatik bei- 
gegebene Übersetzung der Iguvinischen Tafeln faßte die Ergebnisse 
der Forschung von zwei Generationen vorbildlich zusammen und 
erhielt seither fast kanonische Geltung, mochten auch für einzelne 
Stellen Widersprüche laut werden. Diese haben sich in den letzten 
zehn Jahren freilich so gehäuft, daß eine wirklich wissenschaftliche 
Arbeit über die schwierigen Texte in eine genaue Nachprüfung jeder 
Einzelheit eintreten müßte, wie es Devoto in seinen gleichzeitig er- 
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schienenen Tabulae Iguvinae getan hat. Miß R. druckt Bucks Über- 
setzung — mit einer wichtigen, aber darum noch nicht richtigen 
(kastruvuf = fundos, oft) und einer belanglosen Ausnahme — auch 
dann wörtlich ab, wenn sie vorn einer anderen Erklärung gefolgt ist; 
eine Auseinandersetzung mit den neuesten Arbeiten, insbesondere 
denen von Ribezzo und Goidänich sucht man vergeblich, wodurch 
auch der an sich verdienstliche, durch eine Kartenskizze unterstützte 
topographische Versuch S. ı3ff. an Wert verliert. Insbesondere sei 
davor gewarnt, die historischen und religionshistorischen Zusammen- 
fassungen für verläßlich zu nehmen, da sie auf der Auffassung Bucks 
beruhen, die von Sicherheit weit entfernt ist. — Daß es an Ungenauig- 
keiten nicht fehlt, könnte beiseite bleiben, würde nicht $. 102 (vgl. 
104) erklärt: „The fratres Atiedii were a religious Brotherhood, com- 
posed of twelve members‘‘ und dies mit Taf. VII B 2 bewiesen sein 
sollte. Dies wäre wegen der Arvalbrüder in Rom von Wichtigkeit, 
welche die Vf., wie üblich, zum Vergleich heranzieht. Leider hat 
Miß R. — diesmal im Gegensatze zu Buck — die Zahl der Kühe für 
die der Fratres genommen, so daß nichts gewonnen ist. — Kurz: 
Das bereits bei seinem Erscheinen veraltete Buch bringt keine wesent- 
liche Förderung, geschweige Lösung der schwierigen Probleme. 
Gießen. A.v. Blumenthal. 


Arpäd Szabö, Roma quadrata, Rhein. Mus. f. Philol. N.F. 
87 (1938), 160— 169, klärt die Frage, ob man sich nach der Sage (vgl. 
Plut. Romul. c. 9—ı1), die älteste Stadt Rom kreisförmig oder vier- 
eckig vorzustellen habe, durch sprachliche Untersuchungen über den 
Bedeutungswandel von quadratus. Er kommt zu dem Ergebnis, 
daß quadratus nicht viereckig zu bedeuten braucht, sondern vier- 
geteilt: „Quadrata heißt diese Stadt, weil die zwei Weltlinien, decu- 
manus und cardo, welche Romulus bei der Auguration mit seinem 
Stab zog, nicht nur den orbis terrarum, sondern auch den kleineren 
konzentrischen Kreis, das spätere Stadtgebiet, in vier Teile geteilt 
haben.“ 

Aus den Studia et Documenta Historiae et Juris 4 (1938), fasc. ı, 
erwähnen wir (68—98): Ugo Coli, Sul parallelismo del diritto pubblico 
e del diritto privato nel periodo arcaico di Roma. 


A. Afzelius, Zur Definition der römischen Nobilität in der Zeit 
Ciceros, Classica et Mediaevalia (Rev. danoise d’histoire et de philologie) 
ı (1938), 40—94, legt die Grundzüge seiner Kritik und Ergänzungen 
vor, die er in seinem Buch über ‚Den romerske Nobiliteis Omfang‘ 
(Kopenhagen 1935) zu Gelzers bekanntem Werk vorgebracht hatte. 
— Das ı. Heft dieser neuen, sehr gediegen ausgestatteten Zeitschrift, 
die sich der gesamten klassischen Altertumswissenschaft und der 
antiken Tradition im Mittelalter einschließlich der wissenschaftlichen 
Randgebiete (nur mit Ausnahme der Linguistik, Archäologie und 
Kunstgeschichte) widmen will und Aufsätze in deutscher, französi- 
scher und englischer Sprache aufnimmt, enthält außer einer Ein- 
leitung des Herausgebers W. Norvin eine Arbeit von L. L. Ham- 
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merich, Studies to visiones Georgii (im Anschluß an die dänische 
Ausgabe der ‚„Visiones Georgi. Visiones quas in Purgatorio S. Patricii 
vidit Georgius miles de Ungaria A. D. MCCCLIII‘) (95—118), und von 
H. A. Steen, Les Cliches &pistolaires dans les letires sur papyrus 
grecques (119—176). 

F. Poulsen, Bildnisse der Gegner Roms, Die Antike 14 (1938), 
137—142, bespricht 2 Portraits des Pyrrhos von Epeiros aus Kam- 
panien. U.G. 

R. Heuberger, Die Gaesaten (Klio 31, 1938, 60—80), wider- 
legt die Erklärung der G. als Germanen und macht als Heimat der 
228 und 222 v. Chr. erwähnten G. Südostfrankreich wahrscheinlich ; 
die Raeti gaesati der Kaiserzeit sind von den südgallischen G. zu 
trennen, 

Ein Denkmal des ı. Jahrhunderts v. Chr. aus der Gegend von 
Matrei, das zu den ersten Zeugnissen römischen Einflusses in den Ost- 
alpen gehört, behandeln C. Praschniker und R. Egger, Österreichs 
ältester Römergrabstein (Anz. Wien. Akad. Wiss. Phil.-Hist. Kl. 
1938, 14—25). H.2. 

Eine gründliche Untersuchung des vielbehandelten Problems 
von Caesars Kommando stellt an C. E. Stevens, The terminal date 
of Caesars command, Americ. Journal of Philol. 59 (1938), 169—208. 


Zum Augustusjahr verzeichnen wir einen zweiten Beitrag der 
Kunstgeschichte (vgl. ds. Zs. 157, 397): Fr. Matz, Wesen und Wir- 
kung der augusteischen Kunst, Welt als Geschichte 4 (1938), 19I— 234. 
Nicht um eine umfassende Darstellung der Kunst geht es bei diesem 
ausgezeichneten Vortrag, sondern um die Herausstellung ihrer 
epochalen Bedeutung als Mittler zwischen Antike und Spätantike. 


Zur Liviusforschung veröffentlicht das jüngste Heft der Rev. 
Philol.: (99—ı19) J. Bayet, Tite-Live et la pröcolonisation Romaine; 
(120—132) A. Bourgery, Tite-Live et le passage des Alpes par Han- 
nibal. 

M. A. Levi, I principii dell’impero di Vespasiano, Rivista di 
Filol. 66 (1938), 1—ı2, gibt lediglich einen Überblick über Bekanntes. 

U. Knoche, Der Beginn des römischen Sittenverfalles, N. Jbb. 
f. Antike und dt. Bildung ı (1938), 99— 108 (1. Teil), untersucht den 
Wandel ‚von einer Moral des stadtrömischen Herkommens zu einer 
Gewissensmoral ganz universalen Charakters‘‘ und greift daraus zu- 
nächst die Erschütterung der sittlichen Maßstäbe im 2. Jahrhundert 
heraus. 

Aus ders. Zs. notieren wir: (116—126) P. Hanschke, Der Ein- 
bruch des Orientalischen in das klassische römische Schrifttum als 
Vorbereitung des Christentums und (82—98) W. Hoffmann, Die 
römische Plebs, ein knapper Abriß von Aufstieg und Niedergang. 

U.G. 


Die Japoden in Nordwestbosnien haben noch im ı. Jahrhundert 
n. Chr. mit erstaunlicher Zähigkeit die Tradition der Hallstattkunst 
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bewahrt, wie D. Sergejevski, Neue Aschenkisten aus Ribi6 (Prä- 
hist. Zs. 27, 1936, 211—226) zeigt. 

Für die Aufnahme germanischer Vorstellungen in die provinzial- 
römische Religion und Kunst ist E. Krüger, Zwei Darstellungen der 
germanischen Göttin Vagdavercustis (Germania 22, 1938, 100—104) 
bemerkenswert. 

Rudolf Egger, Studi e Scoperte Austriache sull’Archeologia e 
V’Arte del Tardo Impero (Roma e le Provincie 6, 1938. 27 S., 2 Taf.) 
bringt u. a. bisher unveröffentlichte Angaben über spätrömische 
Befestigungen in Kärnten. 

Eine der umfangreichsten bisher in germanischen Dorfsiedlungen 
durchgeführten Grabungen veröffentlicht ]J. A. Holwerda, Een 
bataafsch Dorp op Ockenburgh bij den Haag (Oudheidk. Mededeel. N. R. 
19, 1938, 11—60). Auffallend ist das Überwiegen römischer Tonware 
(des 2./3. Jahrhunderts). Die Gleichsetzung des nahen Loosduinen 
mit Lugdunum Batavorum beurteilt H. mit Zurückhaltung. 

Das älteste Bodenzeugnis für die alemannische Landnahme im 
Limesgebiet bespricht J. Werner, Ein frühalemannischer Grabfund 
von Böckingen (Germania 22, 1938, 1I4—117). H.2. 


FRÜHERES MITTELALTER (476—1250) 


»Zeitschriftenbericht von Walter Holtzmann 


Klaus Thiede, Das Erbe germanischer Baukunst im 
bäuerlichen Hausbau. Hamburg, Hanseatische Verlagsanstalt 1936. 
152 S., 150 Bilder, ı2 Grundrisse, ı Karte. 6,50 M. — Es gibt keine 
gleich reiche Sammlung von Aufnahmen bäuerlicher Holzbauten des 
nordischen und des festländischen germanischen Sprachgebietes (neben 
Bauernhäusern und Speichern auch norwegische Stabkirchen und öst- 
liche Schrotholzkirchen) auf so knappem Raum. Das Buch, das sich 
vor allem auf die älteren Forschungen von Rhamm und die neueren 
von Phleps und Schier stützt, ist sehr anregend für den allgemein 
interessierten Leser und nicht zuletzt für den Historiker. Die Litera- 
turnachweise ermöglichen es, die in den Bilderbeischriften wie in den 
kurzen landschaftlichen Zusammenfassungen angedeuteten weitrei- 
chenden Zusammenhänge genauer zu verfolgen und im einzelnen zu 
überprüfen; vielleicht wird gegenwärtig die Möglichkeit überschätzt, 
aus Holzbauten der letzten Jahrhunderte Schlüsse auf die altgermani- 
sche Bauweise zu ziehen. 

München. H. Zeiß. 


H. Baron, Cicero and the Roman civic spirit in the middle ages 
and the early renaissance, Bulletin of the John Rylands Library 22 
(1938), 1—28, schickt diesen Vortrag einer größeren Arbeit über ‚The 
legacy of Cicero and the formation of humanism‘‘ voraus. Er möchte 
darin, im Gegensatz zu Zielinskis Darstellung, Ciceros Nachwirkung 
vor allem als des Dieners an der res publica und des Künders einer 
praktischen Lebensphilosophie aufzeigen. U.G. 
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Der Band 5 der Nuova serie der Studi medievali ist zwar auf 1932 
datiert, aber erst 1937 ausgedruckt worden; er enthält unter dem Titel 
„Virgilio nel medio evo‘‘ eine nachträgliche Festschrift zum Vergil- 
jubiläum mit zahlreichen Beiträgen von Gelehrten aus aller Welt, die 
im einzelnen nicht verzeichnet werden können, zusammen aber eine 
wertvolle Fundgrube für die Fortwirkung Vergils im MA. bilden. 

In der Zs. f. kathol. Theol. 62 (1938) 197—231 steht der Anfang 
einer größeren Abhandlung von P. Browe S. ]J., „Die Judenbekämp- 
fung im MA.“, worin zunächst eine gesetzliche von einer ungesetz- 
lichen Judenbekämpfung unterschieden und die Stellung der Kirche 
zu der zweiten Art untersucht wird. 

H. Robbins Bittermann kommt in einer Untersuchung über 
„the council of Chalcedon and episcopal iurisdiction‘‘, Speculum 13 
(1938) 198— 203 zu dem Ergebnis, daß nach dem spätantiken Reichs- 
kirchenrecht der Bischof nur ein geistliches Aufsichtsrecht über Klö- 
ster besessen habe, sich aber nicht ‚in the internal affairs‘‘ habe ein- 
mischen dürfen. w.B: 

L. Schmidt, Theoderich, römischer Patricius und König der 
Ostgoten, Gelbe Hefte 14 (1938), 359—365 wendet sich in einer Skizze 
gegen neuere Versuche, die Theoderich modernisieren und ‚‚den 
großen sympathischen Heldengestalten der Völkerwanderung zur 
Seite stellen‘ wollen. Aber man hat an einigen Stellen den Eindruck, 
als sei die notwendige Abwehr etwas zu weit gegangen. U.G. 


In einem lesenswerten Vortrag „Germanisches Volkskönigtum‘‘, 
Bonner Jb. 142 (1937) ı—ız hat H. Naumann neben der volks- 
rechtlichen Grundlage vor allem die ‚magische Seite‘‘, die ja später 
in dem Glauben an die Heilkraft z. B. des französischen Königs noch 
lebendig ist, stark betont. 

W. Merk, ‚Die deutschen Stämme in der Rechtsgeschichte‘‘, 
Zs. Sav. RG. Germ. 58 (1938) 1—41, betont gegenüber den Ergeb- 
nissen der modernen Dialektgeographie, daß man von der Rechts- 
geschichte her den wenigen Großstämmen doch einige Realität zu- 
erkennen müsse. 

„Zur Frage der fränkischen Siedlung in Belgien und Nordfrank- 
reich‘ nimmt E. Gamillscheg in: Die Welt als Gesch. 4 (1938) 
79—94 ausführlicher das Wort gegen E. Petri, über dessen großes 
Buch und seine wichtigen neuen Ergebnisse hiermit die Diskussion 
eröffnet wird. Hierfür ist sehr nützlich der — Gamillschegs Einwände 
noch nicht berücksichtigende, aber eine klare Entwicklung des Pro- 
blems bietende — gründliche Forschungsbericht von H. Büttner 
„Die Franken und Frankreich“, Zs. f. Gesch. ORh. NF. 5ı (1937) 
561—84. Ferner ist zur Sache erschienen: M. Toussaint, „Essai sur 
la question franque en Lorraine‘, Rev. quest. hist. 65 (1937) 6, 3—38 
u. 66 (1938) 2, 27—57 (noch nicht abgeschlossen, mit archäologischen 
Nachweisen). 

W. Levison, ‚Metz und Südfrankreich im frühen Mittelalter‘‘, 
Jb. d. elsaß-lothring. wiss. Ges. in Straßburg ıı (1938) 1—31ı druckt 
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und ergänzt das jüngst von B. Krusch (Abh. d. Berl. Akad. 1937 phil. 
hist. Kl. ı Taf. 5) abgebildete Fragment (Kopie) einer Urkunde Sigi- 
berts III. für die Kölner und Metzer Kirche mit lehrreichen Hinweisen 
über südfranzösische Beziehungen (Grundbesitz u. a.) lothringischer 
Kirchen in der Merowingerzeit. 

W. Möller ‚‚Die frühhistorischen Grenzen im Odenwald‘, Arch. 
f. hess. Gesch. NF. 20 (1938) 221—61 sucht die Gau-, Marken-, Zehnt- 
und Jagdbezirke näher zu bestimmen. W.H. 

Daß die Ausbreitung der Sachsen im 6./7. Jahrhundert nicht 
nach dem Verbreitungsgebiet der ‚‚Kugeltöpfe‘‘ beurteilt werden darf, 
zeigt O. Uenze, Zur Anfangsdatierung der sächsischen K. (Germania 
22, 1938, 118—120) ; diese Ware ist vielmehr erstin das 9. Jahrhundert 
zu setzen. HA. 2. 

Fritz Tischler, Fuhlsbüttel, ein Beitrag zur Sachsen- 
frage. (Forschungen zur Vor- und Frühgeschichte aus dem Museum 
vorgeschichtlicher Altertümer in Kiel. Herausgegeben von G. Schwan- 
tes. 4. Band.) Neumünster, Karl Wachholtz 1937. 72 S. — Seit- 
dem A. Plettke 1922 den Ursprung und die Verbreitung der Angeln 
und Sachsen auf archäologischer Grundlage behandelt hatte, war bis 
jetzt keine neue vorgeschichtliche Untersuchung größeren Umfanges 
über die germanische Kultur der ersten nachchristlichen Jahrhunderte 
in Holstein unternommen worden. Um so mehr ist es zu begrüßen, 
daß Fritz Tischler, Schüler und Mitarbeiter von Prof. G. Schwan- 
tesin Kiel, nunmehr einen neuen Beitrag zur germanischen Stammes- 
kunde Schleswig-Holsteins veröffentlicht. Er geht dabei aus von einem 
großen Urnenfriedhof der ‚Römischen Kaiserzeit‘ in Fuhlsbüttel dicht 
nördlich Hamburg, der ursprünglich schätzungsweise 5000 Gräber 
umfaßte, allerdings nur zum kleineren Teile sachgemäß untersucht 
werden konnte. Das für die Wissenschaft gerettete Material (Museum 
für Völkerkunde in Hamburg) wird vom Vf. formenkundlich und zeit- 
lich geordnet ausführlich vorgelegt und in Zusammenhang mit den 
gleichzeitigen schleswig-holsteinischen Funden gebracht. Deutlich ist 
in den ersten Jahrhunderten nach der Zeitwende eine Fundgruppe 
in Ost-Holstein erkennbar, die neben anderen Merkmalen besonders 
durch zweihenklige Urnen als Hauptform gekennzeichnet ist; diese 
Urnenform fehlt sowohl in Schleswig wie in Hannover und in Mecklen- 
burg (mit ganz wenigen Ausnahmen). Eine dem Inventar nach ab- 
weichende Kulturgruppe, von T. ‚Westgruppe‘ genannt, findet sich 
im Dithmarschen (West-Holstein), eine dritte im nördlichen Schles- 
wig (Oberjersdaler Kreis), und eine vierte in Mittel-Schleswig. Der 
Vf. versucht, diese Kulturgruppen stammeskundlich auszuwerten, 
wobei er mit Recht davon ausgeht, daß die Kulturgruppenforschung 
(die sog. Siedlungsarchäologie Kossinnas), wenn sie mit Vorsicht und 
Kritik angewandt wird, eine sicherere Grundlage für Schlüsse auf 
Völker- und Stammesgrenzen bildet als viele unsichere schriftgeschicht- 
liche Überlieferungen, schon deswegen, weil die Bodenfunde pri- 
mären Quellenwert besitzen. Die ostholsteinische Fundgruppe 
(Fuhlsbüttel u.a. Friedhöfe) ist nach den Untersuchungen von T. 
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nicht ‚elbswebisch‘‘ oder ‚„langobardisch‘‘, vielmehr ist die Fuhls- 
bütteler Gruppe schon seit den letzten Jahrhunderten vor Chr. Geb. 
(Spät-Latene-Zeit) von der elbswebischen Einheit abgespalten und 
gehört dem großen ingväonischen Kulturkreise an, der in Nordfries- 
land, Eiderstedt, im Dithmarschen und im Küstengebiet von Cuxhaven 
bis Friesland verbreitet ist. Als sich aus diesem Kreise heraus im 
3. Jahrhundert die „sächsische Einigung‘ vollzieht, wird nach An- 
nahme des Vf.s die ostholsteinische Gruppe mit einbezogen; diese 
bildet also eine der vielen Wurzeln des Sachsenstammes. Die stammes- 
kundliche Ausdeutung, die der Vf. gibt, beruht auf einer sorgfältigen 
und umfassenden Aufnahme des gesamten frühkaiserzeitlichen Fund- 
stoffes (Karte ı) und seiner Gliederung, die in weiteren 5 Karten 
sowie zahlreichen übersichtlichen Tabellen und vielen sehr guten Ab- 
bildungen ihren Ausdruck gefunden hat. Somit ist T.s Arbeit ein 
wertvoller Gewinn für die Erforschung des frühgeschichtlichen Ger- 
manentums in Schleswig-Holstein. 

Danzig. W. La Baume. 

D. von Gladiss, ‚Adel und Freiheit im deutschen Staat des 
frühen Mittelalters‘, DA. 2 (1938) 172—ı89 setzt sich mit dem 
gleichbetitelten Buch von E. F. Otto auseinander, dessen Hauptthese 
von dem Fortbestand des germanischen Adels der Landnahmezeit 
er ablehnt. 

C. G. Mor, ‚‚la provvista dei benefici minori di libera collazione 
nel diritto ecclesiastico del regno Longobardo‘‘, Zs. Sav. RG. 58, Kan. 27 
(1938) 218—33 zeigt, daß noch um die Wende zum 3. Jahrhundert 
die Staatsgewalt (Gastalde) eingriff zwischen Pfarrerwahl und -weihe; 
erst in den letzten Jahren des Langobardenreichs hat der Staat diese 
Teilnahme an der kirchlichen Stellenbesetzung aufgegeben. 


„Das Versprechen Pippins und Karls des Großen für die Rö- 
mische Kirche‘ sucht P. E. Schramm, Zs. Sav. RG. 58, Kan. 27 
(1938) 180—217 aus der ältesten promissio imperatoris (in dem Kaiser- 
krönungsord. Cencius I) herauszuschälen, hauptsächlich durch Ver- 
gleich mit einem Freundschaftseid in der Bonifatiuskorrespondenz ; 
dementsprechend faßt er die Vorgänge von 754 in Ponthion — ab- 
weichend von Caspar und Haller — als Abschluß eines Freundschafts- 
bundes mit eidlicher Bekräftigung durch Pippin auf. W. AH. 


Karl Seiler, Der Erziehungsstaat Karls des Großen. 
Erlangen, Palm & Enke 1937. 97 S. RM. 2,80. — Diese Schrift ist 
ein Versuch, die ganze Regierungspolitik Karls durch den Endreichs- 
gedanken zu erklären. Mit Bewußtsein habe Karl d. Gr. die Aufgabe 
der Vorbereitung des christlichen Volkes für den Endkampf über- 
nommen, seine ganze Staats- und Bildungsreform stehe unter diesem 
apokalyptischen Gedanken. Der Staat, den Karl neu gegründet 
habe, sei das Reich Christi auf Erden, das über die ganze Welt aus- 
gedehnt werden müsse, bevor der Antichrist kommen könne. Plan- 
mäßig habe der Frankenkönig sämtliche Vorschriften seiner Regie- 
rungsmaßnahmen auf das Ziel der Schaffung eines einheitlichen Rei- 
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ches „allgemein ausgerichtet‘‘; die militärischen und kirchlichen Er- 
ziehungseinrichtungen, das Recht und die Verwaltung, Handel und 
Verkehr sollten alle hauptsächlich in der Richtung wirken, nach dem 
Vorbild des römischen Reiches aus den verschiedenen Völkerschaften 
und Stämmen ‚‚eine einzige große gleichheitliche Masse von Unter- 
tanen zu bilden‘, die Unterschiede der Stämme zu verwischen, ‚da 
vor der Wiederkunft Christi alle Unterschiede der Völker dahin- 
fallen‘. Alle Maßnahmen sollten zur ‚Erziehung eines staatsbewußten 
Volkes‘‘ führen. Jeder einzelne der „Untertanen‘‘ wurde mit dem 
Gedanken der Staatsführung bekanntgemacht. So ‚war der Staat 
Karls d. Gr. also von einer einheitlichen Weltanschauung unterbaut, 
und er bekommt, weil sich diese Weltanschauung von oben bis unten 
überall durchsetzt, ein vollständig einheitliches Gepräge‘ (!). Karls 
starkes Heer und der Schutz, den es gewährte, bewirkte, „daß der 
größte Teil der eroberten Länder sich schließlich freiwillig seiner 
Herrschaft anschloß und sich in den großen Reichsgedanken ein- 
baute, zu dem er alle seine Untertanen und Soldaten erzog.‘‘ — Es 
ist bedauerlich, daß der Vf. an die Untersuchung der gewiß nicht 
unwichtigen Frage, ob und inwieweit Karl in seinem Handeln von 
eschatologischen Ideen praktisch bestimmt war, mit der vorgefaßten 
Meinung herantrat, Karl d. Gr. sei planmäßig darangegangen, ‚‚die 
verschiedenen Stämme und Völker des Frankenreiches zu verschmel- 
zen und zu einem einheitlichen staatsbewußten Volk zu erzielen‘. — 
Die Benützung von Handbüchern, wie z. B. Waitz, ‚‚Deutsche Verfas- 
sungsgeschichte‘‘, oder Brunner, ‚Deutsche Rechtsgeschichte‘, hätte 
den Vf. vor krassen Irrtümern, Mißverständnissen und unzutreffen- 
den Verallgemeinerungen bewahrt und ihn vielleicht doch auch dazu 
veranlaßt, das in den MG. gedruckte Urkundenmaterial aus der Zeit 
Karls d. Gr. für seine Arbeit heranzuziehen. Mit einer unhistorischen 
Betrachtungsweise, die moderne Anschauungen und Begriffe in frühere 
Jahrhunderte künstlich hineindeutet, ist der Sache schlecht gedient. 


Wien. E. Pateelt. 


Die „Studien über die Gesta abbatum Fontanellensium‘‘ von 
W. Bartz, Hist. Jb. 57 (1937) 575—602 verarbeiten die Nachrichten 
dieser ältesten abendländischen Klostergeschichte über Liturgie, 
Bücher und Kunstbetätigung und bringen einige Beiträge zu den 
benutzten literarischen Quellen sowie eine Stellungnahme zu der 
Kirchengutssäkularisation unter den karolingischen Hausmeiern. 


Karolingische Kirchenrechtsquellen und ihre Abhängigkeit 
untereinander erörtert P. W. Finsterwalder ‚die sog. Homilia 
Leonis IV., ihre Bedeutung für Hinkmars Capitula und Reginos 
Inquisitio“, Zs. Sav. RG. 58, Kan. 27 (1938) 639—64. 

Zur vielumstrittenen Frühgeschichte Venedigs nimmt wieder 
einmal E. Besta das Wort: ‚La genesi del cost detio patto venetico di 
Lotario I“, in: Studi in memoria di Aldo Albertoni vol. III = Studi 
di diritto privato 19 (Padova 1938) 591—618; er will in dem Paktum 
eine lange Reihe von Interpolationen nachweisen. 
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E. Perels, ‚„Propagandatechnik im 9. Jahrhundert‘, AfU. ı5 
(1938) 423—25 macht auf eine Notiz in einer Kölner Hs. aufmerksam, 
welche die Vervielfältigung von Aktenstücken zur Wiedereinsetzung 
des Erzbischofs Gunthar von Köln verlangt und damit propagan- 
distische Absichten verrät. 


Th. Schieffer, ‚Zu einem Briefe der späten Karolingerzeit‘‘, 
DA. 2 (1938) 193—204 zeigt, daß der Brief des Werdener Mönches 
Bernhard (Epp. 6, 131 n. 2) nicht an Lothar II., sondern an Ludwig 
d. Kind gerichtet ist (nach 903), und gewinnt daraus eine Bestätigung 
für die von Kaiser Arnolf 897 von den Lothringern geforderte 
Huldigung. 

Die Abhandlung von E. Klebel ‚„Herzogtümer und Marken 
bis 900° DA. 2 (1938) ı—53 rührt an die grundlegende Frage des 
karolingischen Staatsaufbaus: Zentralisation oder Aufgliederung. 
Als wichtigstes Ergebnis ist die Erkenntnis zu buchen, daß der karo- 
lingische Verwaltungszentralismus sowohl zeitlich — nach den ver- 
schiedenen Herrschern — wie auch örtlich begrenzt war, daß die 
regionale Aufgliederung den offensiven oder defensiven militärischen 
Absichten entsprach. W.H. 


Daß bei der Erforschung mittelalterlicher Burgen planmäßige 
Ausnutzung des Luftbildes wertvolle Hilfe leisten kann, zeigt H. 
Schroller, Die Untersuchung der sächsischen Königspfalz Werla 
bei Goslar (Die Kunde 6, 1938, 39—60). . 


Thede Palm, Wendische Kultstätten. Lund, Gleerupska 
Universitetsbokhandeln 1937. 179 S. — Eine mit großer Vorsicht 
und Gewissenhaftigkeit unternommene Wanderung durch das ganze 
literarische und archäologische Material, aber ohne daß erhebliche 
neue und förderliche Gesichtspunkte dabei zutage kämen. Schon im 
1. Kap. erscheint der Zweifel, ob die Wenden den Höhenkult gepflegt 
hätten, unnötig, wo doch alle ihre nachweisbaren Heiligtümer mit 
nur einer Ausnahme auf Höhen liegen. Für die Ausgrabungen von 
Arkona, Rethra und Garz erkennt P. die Auffassungen von mir und 
meinen Mitarbeitern an. Für die nur literarisch bekannten Stätten 
von Stettin, Wolgast, Gützkow, Brandenburg, Malchow, Kessin, 
Plön werden die alten Berichte zusammengestellt und erläutert. Am 
Schluß wird der Zusammenhang, den ich mit anderen, besonders W. 
Oelmann, Bonn, zwischen den quadratischen Tempeln von Arkona, 
Garz und den keltischen des Westens sehe, angezweifelt und statt 
dessen versucht, die slawischen wegen ihres Holzbaues mit den skandi- 
navischen Hallenbauten in Beziehung zu bringen, ein abwegiges 
Unternehmen, denn die slawische Kultur hat ihre Wurzeln weit im 
Südosten; das Quadrat von Arkona mit den 4 Pfeilern im Innern 
entspricht den Zentralbauten, wie der Hagia Sophia, und auch für den 
Swantewit mit seinem großen Füllhorn sollte man nach Analogien am 
ehesten bei den spätgriechischen Göttern ausschauen, wie dem klein- 
asiatischen und südrussischen Dionysos. 

Berlin. C. Schuchhardt. 

Historische Zeitschrift 138. Bd. „a 
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O. Menzel, „Die ‚heilige‘ Liutbirg‘‘, DA. 2 (1938) 189—193 zeigt, 
daß die Klausnerin von Wendhausen ihren Heiligenschein erst spät- 
mittelalterlichen Heiligenlebensammlern verdankt. 

Die Quellen über „das Gottesurteil des Poppo‘‘, das den Über- 
tritt der Dänen zum Christentum bewirkt haben soll, werden von Cl. 
Frh. v. Schwerin in der Zs. Sav. RG. Germ. 58 (1938) 69— 107 einer 
eingehenden, die allmähliche Entwicklung der Tradition klarlegenden 
Untersuchung unterworfen; dabei wird eine von der bisherigen Auf- 
fassung abweichende Erklärung für die Abfassung der Sachsenge- 
schichte Widukinds vorgetragen, die noch der Nachprüfung bedarf. 

In den Sitzber. Berl. Akad. 1937 phil. hist. Kl. XXX (S. 279—305) 
handelt A. Brackmann über ‚die politische Bedeutung der Mauri- 
tius-Verehrung im frühen MA.‘“. Besondere Beachtung verdienen die 
(auch durch Abbildungen erhärteten) Ausführungen über die hl. Lanze, 
die im wesentlichen — abgesehen von der Gnesener Lanzenüber- 
tragung im Jahre 1000 — die älteren Thesen von A. Hofmeister be- 
stätigen. 

In gedanken- und stoffreichen Ausführungen schildert K. 
Schünemann im DA. 2 (1938) 54,—84 die Schwierigkeiten, auf welche 
„Deutsche Kriegführung im Osten während des Mittelalters‘ traf, 
einmal wegen der militärischen Abwehrmaßnahmen der östlichen 
Gegner und dann wegen der Verpflegungsschwierigkeiten infolge des 
mangelhaften Landesausbaues. 

J. Braun S. J. bestätigt in der Röm. Qu.-Schr. 45 (1937) 25—41, 
daß ‚‚die Brunneneinfassung in S. Bartolomeo all’Isola zu Rom‘ erst 
aus dem ı2. Jahrhundert stammt und daß somit das darauf befind- 
liche Bild eines Kaisers nicht als Porträt Ottos III. gelten kann. 

O. Meyer ‚Feuchtwangen, Augsburger Eigen-, Tegernseer 
Filialkloster‘, Zs. Sav. RG. 58, Kan. 27 (1938) 599—638 klärt die Vor- 
gänge bei der Gründung und Einrichtung des Klosters Feuchtwangen 
(kurz vor 1000) unter scharfer Interpretation der bei Froumund er- 
haltenen Briefe und die Rechtsstellung der Klosters auf. 

Ein hübsches Lebensbild von ‚Kaiser Konrad II.‘ schrieb G. 
Tellenbach für den ı. Band der „Saarpfälzischen Lebensbilder‘: 
Deutscher Westen — Deutsches Reich (Kaiserslautern 1937) 1—ı6 

E. Eichmann, ‚Der sog. salische Kaiserordo‘, Zs. Sav. RG. 58,. 
Kan. 27 (1938) 1—26 bestreitet die Verwertbarkeit der von Schramm 
(vgl. HZ. 157, 404) hervorgezogenen Mailänder Aufzeichnung für die 
Käiserkrönung des ıı. Jahrhunderts, versucht aber dagegen, einzelne 
ihrer Angaben für die Datierung des Cenc. II auf das ıo. und ıı. 
Jahrhundert zu verwerten. 

„Die Botschaft Petros III. von Antiochia an seine Stadt über 
seine Ernennung‘, die A. Michel in der Byz. Zs. 38 (1938) 1ıı—ı8 
zum ersten Male veröffentlicht, bringt einen Beitrag zur Kenntnis 
der Persönlichkeiten, welche bei dem Ausbruch des Schismas zwischen 
West und Ost im Sinne der Einheit wirkten ; Petros war Patriarch von 
Antiochien 1052—56. 
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Gegen A. Michels Deutung des Königsparagraphen ist von zwei 
Seiten Einspruch erhoben worden, knapper von B. Schmeidler, 
„Zum Wahldekret Papst Nikolaus’ II. vom Jahre 1059‘, HVjschr. 31 
(1938) 554—60 und ausführlicher mit textkritischer Begründung von 
R. Holtzmann, „Zum Papstwahldekret von 1059‘, Zs. Sav. RG. 58, 
Kan. 27 (1938) 135—53. Sie lenken beide zurück zu der früheren Auf- 
fassung von der absichtlichen Unbestimmtheit des Paragraphen und 
lehnen mit der übrigen Kritik die Deutung des Gesetzes als eines 
Konkordates ab. 

Das übrigens durchaus originelle und die spätere Lehre nicht 
beeinflussende ‚„Eherecht in Bonizos von Sutri Liber de vita Chri- 
stiana‘‘ ist von U. Lewald, Zs. Sav. RG. 58, Kan. 27 (1938) 560—98 
systematisch dargestellt worden. 

K. Jordan, ‚Der Kaisergedanke in Ravenna zur Zeit Hein- 
richs IV.‘“, DA. 2 (1938) 85—ı28, arbeitet in einer Interpretation der 
Streitschrift des Petrus Crassus und der gefälschten Investiturprivi- 
legien die Heranziehung des römischen Rechtes zur Verteidigung der 
weltlichen Herrscherstellung heraus, die durch den kirchlichen An- 
griff erschüttert wurde; eine im Zusammenhang damit stehende Unter- 
suchung ‚„Ravennater Fälschungen aus den Anfängen des Investitur- 
streits‘‘ AfU.ı5 (1938) 426—48 zeigt, daß die genannten kirchen- 
politischen Fälschungen gemeinsame Mache aufweisen, aber nicht 
dem Petrus Crassus zuzuschreiben sind, wohl aber dem Kreise um den 
Gegenpapst Wibert. 

Im Hist. Jb. 57 (1937) 603—14 teilt K.O. Müller aus einer Lenin- 
grader Hs. „ein unbekanntes Nekrologfragment (ıı. Jahrhundert) 
aus dem Kreise der Klöster Reichenau-Rheinau‘ mit. 

M. Ittenbach, ‚Aus der Frühzeit rheinischer Dichtung: Das 
Annolied‘‘, Dichtung u. Volkstum 39 (1938) 17—28 deutet das Anno- 
lied als ein Zeugnis des fränkisch-salischen Reichsanspruchs, der hier 
allerdings auf Köln und seinen Erzbischof bezogen sei. 

Fr. Olivier-Martin ‚‚le roi de France et les mauvaises coutumes 
au m.-d.‘‘, Zs. Sav. RG. Germ. 58 (1938) 108—37 sammelt, mit dem 
Jahre 1051 beginnend, die urkundlichen Zeugnisse für die Abschaf- 
fung der malae consuetudines; sie sind nicht auf den König beschränkt. 

J. S. P. Tatlock weist im Speculum ı3 (1938) 139—52 über- 
zeugend nach, daß ‚‚Caradoc of Llancarfan‘, ein Kanoniker der in der 
Normannenzeit zerstörten Stiftskirche in Glamorgan, zu Anfang des 
ı2. Jahrhunderts in Glastonbury, wohl als Verfasser der Vita Gildae 
(Mon. Germ. Auct. ant. XIII, 107—ı10o) in Frage kommt, mit der 
Walliser Chronik Brut y Tywysogion aber nichts zu tun hat. 

M. von Möra behandelt im ]Jb. des Gf. Kuno Klebelsberg- 
Instituts f. ungar. Gesch.-Forschung in Wien 7 (1938) 3—60 ‚die 
Frage des Zivilprozesses und der Beweislast bei Gratian‘ ; er schildert 
darin in Anlehnung an die von Stutz erhobene Forderung, die 
Meinung Gratians aus seinen Dicta herauszuarbeiten, die römischen 
und die germanischen Elemente im kanonischen Prozeßrecht des 
beginnenden ı2. Jahrhunderts, auch mit Ausblicken auf die weitere 
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Ausgestaltung im Dekretalenrecht. — G. Le Bras ‚„‚les dcritures dans 
le d£cret deGratian‘‘, Zs. Sav. RG. 58, Kan. 27 (1938) 47—80o untersucht 
die Verwendung der Bibel in den Dicta Gratians. 

Ch. Ch. Mierow „Otto of Freising: a medieval historian at work‘', 
Philological Quarterly 14 (Jowa 1935) 344—62, vergleicht die Dar- 
stellung Ottos mit dem (die Gesta einleitenden) Brief Friedrichs I., 
um Otto „at work‘‘ zu sehen — was zur Vollständigkeit der Otto- 
Bibliographie angemerkt sei. W.H 

W. Hävernick, Das ältere Münzwesen der Wetterau 
bis zum Ausgang des 13. Jahrhunderts. (Veröffentlichungen 
der Historischen Kommission für Hessen und Waldeck XVIII, ı.) 
Marburg, Elwert 1936. XII, ıı5 S. ro RM. — Im Rahmen des 
hessischen Münzwerkes, das von der Histor. Kommission für Hessen 
und Waldeck beschlossen ist, hat H. das ältere Münzwesen der Wet- 
terau bearbeitet. Auch in diesem Buche kann man die ruhige, sorg- 
fältige Arbeitsweise des Vf.s feststellen, dem es gelungen ist, alle 
irgendwie erreichbaren Gepräge dieser Landschaft festzustellen, in 
der es erst durch Errichtung königlicher Münzstätten durch Barba- 
rossa um 1165 eine Münzprägung gibt. Die Wetterau, das Gebiet 
zwischen Main und den Höhen des Taunus, des Spessarts und Vogels- 
bergs, bildete ein einheitliches Münzgebiet, was sich auch durch den 
gemeinsamen Pfennignamen, die ‚Wettereibischen‘ äußert, von denen 
zwei einem Kölner Pfennig galten. Das Gebiet um Wetzlar, das H. 
in einem zweiten Teile behandelt, wird erst nach 1254 von der Wetter- 
auer Währung erobert. H. ist der Meinung, daß die Brakteaten- 
prägung und zweiseitige Pfennigprägung überall in der Wetterau, in 
Frankfurt, Gelnhausen, Aschaffenburg usw. dauernd nebeneinander 
geherrscht haben. Wenn ich H. auch für die spätere Zeit recht geben 
möchte, so kann ich es nicht für die ältere unter Friedrich Barbarossa 
tun, die berühmten Oderwälder Fundmünzen mit dem Bilde des 
Kaisers und der Kaiserin sind, wie die Aufschrift ‚‚Beatrix Geilenhus‘“ 
auf einem von ihnen zeigt, in Gelnhausen selbst entstanden, während 
in Frankfurt nach Kölner Fuße zweiseitige Pfennige geschlagen sind. 
Eine gute Karte und vorzügliche Abbildungen sind dem sonst vor- 
trefflichen Werke beigegeben. 

Berlin. A. Suhle. 

Martin Preiß, Die politische Tätigkeit und Stellung 
der Cisterzienser im Schisma von 1159—ı1177. (Hist. Studien 
H. 248.) Berlin, Ebering 1934. 260 $S. 10,20 RM. — Diese Disser- 
tation verfolgt unter Ausbau von Forschungsergebnissen W. Holtz- 
manns (im N. Archiv 48, S. 40o0ff.) sowie des unterzeichneten Refe- 
renten (in Quellen u. Forsch. a. it. Archiv. u. Bibl. 20, S. ıff.) zunächst 
die allgemein-politische Tätigkeit des Ordens in den Kampfjahren 
Alexanders III. und gibt sodann ein Bild von der politischen Stellung 
der einzelnen Cisterzen in den verschiedenen Teilen bzw. Diözesen des 
Imperium Romanum. Die äußerst sorgfältige, auf genauester Kennt- 
nis der Literatur aufgebaute, freilich infolge der Ungunst der Quellen- 
lage zwangsläufig gelegentlich zu vorsichtigen und ansprechenden 
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Hypothesen greifende Arbeit enthält nicht nur verschiedene wert- 
volle Einzelbeobachtungen, sondern ist auch als zusammenfassende 
Darstellung der Haltung des politisch so aktiven Ordens in den wissen- 
schaftlich leider noch immer nicht genügend erschlossenen Jahrzehnten 
deutscher Kaisergeschichte zu begrüßen. Auf einzelnes habe ich 
bereits im N. Arch. 50, S. 659, hingewiesen. Der Anhang ı enthält 
einen Datierungsversuch für eine Urkunde Friedrichs I. für Clair- 
vaux aus dem Jahre 1159; im Anhang 2 wird ein Ineditum aus einer 
Lincolner Handschrift veröffentlicht. 

Dresden W.Ohnsorge. 

Ruth I. Dean verzeichnet in The modern language review 32 
(1937) 62—7ı „manuscripts of St. Elizabeth of Schönau in England‘, 
aber schwerlich alle. 

„Ein verschollenes Kopialbuch der Abtei Seligenstadt‘‘, das für 
die Überlieferung der Kaiserdiplome wichtig wäre, hat P. Acht 
wenigstens in einem Auszug aufgefunden und im AfU. 15 (1938) 
415—22 behandelt. 

H. Büttner, ‚Zur Gesch. von Stift Selbold und seiner Bezie- 
hungen zu den Erzbischöfen von Mainz im 12. u. 13. Jahrhundert‘, 
Arch. f. hess. Gesch. NF. 20 (1938) 262— 79, bespricht die Entstehung 
und ältere Geschichte dieses in der Nähe von Gelnhausen gelegenen 
Prämonstratenserstifts sowie eine gefälschte Mainzer Erzbischofs- 
urkunde. In derselben Zs. druckt und erläutert K. Schrod ‚‚eine 
Fälschung für Kl. St. Alban in Mainz‘ (S. 364—79), nämlich ein auf 
Grund eines echten Privilegs Lucius III. (JL. 15 119) fabriziertes Stück. 

F.Güterbock, ‚la contea di Piacenza feudo imperiale matildino ?“‘ 
Bull. Ist. stor. Ital. 53 (1938) 1—42 hat die schon öfters erörterten 
piacentiner Zeugenaussagen vom Jahre 1180 vollständig abgedruckt 
und mit ihrer Hilfe nachgewiesen, daß die Grafschaft Piacenza — 
zu unterscheiden von den Grafschaftsrechten des Bischofs von P. — 
als Reichslehen höchst wahrscheinlich im Besitz des Hauses Canossa 
war, dann von Heinrich V. übernommen, um 1130 von dem Grafen 
Albert von Verona an die Commune Piacenza verkauft wurde. Der 
Kern dieser ‚Grafschaft‘ waren Borgo S. Donnino und Bargone. 

Austin Lane Poole, ‚Die Welfen in der Verbannung“, DA. 2 
(1938) 129—48 stellt zusammen, was die englischen Quellen, vor allem 
die jetzt für das ı2. Jahrhundert vollständig veröffentlichten Pipe 
Rolls, über Heinrich d. Löwen und seine Familie enthalten; danach 
hat der Unterhalt seines Schwiegersohnes den englischen König über 
800 £ gekostet. Auch von den Vasallen Heinrichs lassen sich einige 
in England nachweisen, vor allem der Seneschall Jordan von Blan- 
kenburg. 

„Zum Prozeß der Äbtissin Mathia von $. Maria in Capua“, den 
Stutz eingehend behandelt hat (vgl. HZ. 155, 409), habe ich durch 
Mitteilung einer Dekretale Alexanders III. in der Zs. Sav. RG. 58, 
Kan. 27 (1938) 299—309 einen Nachtrag geliefert. 

„Die Übertragung der steirischen Allode an das österreichische 
Herzogsgeschlecht der Babenberger‘ durch den letzten steirischen 
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Herzog Ottokar im Jahre 1186 war, wie K. Rauch in der Zs. Sav. 
RG. Germ. 58 (1938) 448— 77 dartut, eine Erbvergabung durch Schein- 
verkauf; das Zeugnis des Jansen Enikel hierüber verdient Glauben. 

„Staufische Stadtrechte im Elsaß‘ möchte H. Thieme aus den 
späteren (nach 1273) Stadtrechtsprivilegien für Breisach, Kolmar, 
Schlettstadt u. a. erschließen und möchte sie mit der Tätigkeit von 
Friedrichs II. Schultheiß Wolfhelm von Hagenau in Verbindung 
bringen, im Falle Breisach sogar noch in die Zeit Heinrichs VI. datieren 
(Zs. Sav. RG. Germ. 58 [1938] 659—73). 

E. Nasalli-Rocca ‚gli ospedali italiani di S. Lazzaro o dei 
Lebbrosi‘‘, Zs. Sav. RG. 58, Kan. 27 (1938) 262—-98 interessiert vor allem 
wegen seiner Bemerkungen über den im ı2. Jahrhundert im hl. Land 
entstandenen Orden von S. Lazzaro und seinen Zusammenhang mit 
der Bekämpfung der Lepra. 

Die ‚„Corrections upon the text of the Preconia Frederici II‘, die 
Kardinal Giov. Mercati im Speculum ı3 (1938) 237—39 zu diesem 
ebda. ıo (1935) 386ff. mitgeteilten Panegyricus auf Friedrich II. 
nachtragen kann, zeigen, daß der erste Herausgeber S. H. Thomson 
sehr wenig Latein verstand. 

G. Ermini, ‚Caratteri della sovranitä temporale dei papi nei 
secoli XIII e XIV‘, Zs. Sav. RG. 58, Kan. 27 (1938) 315—47 verfolgt 
die verschiedenen Rechtsgrundlagen und Formen der päpstlichen 
Landeshoheit im Kirchenstaat von Innocenz III. ab, dessen Zeit für 
die spätere Organisation grundlegend war. 

Daß die von Bonifaz VIII. zur Begründung des päpstlichen 
Primatanspruchs vertretene Lehre von der Sünde auch schon früher 
die Ausdehnung des kanonischen Rechtes auf privatrechtliche Ge- 
biete befördert hat, hat P. Vaccari ‚nota sul diritto canonico nei suoi 
rapporti col diritto civile nei sec. XII—XIV‘“, Zs. Sav. RG. 58, Kan. 27 
(1938) 348—63 näher ausgeführt. 

In der Zs. Sav. RG. Germ. 58 (1938) 178—2zı3 nimmt E.E. 
Stengel, ‚Hochmeister und Reich‘, die Erörterung über ‚‚die Grund- 
lagen der staatsrechtlichen Stellung des Deutschordenslandes‘‘ wieder 
auf und fördert sie grundlegend durch den Hinweis, daß nach dem 
privilegium commune des Deutschordens die Annahme eines Lehens 
aus Laienhand untersagt war, weshalb der Hochmeister nicht Reichs- 
fürst werden konnte, obwohl das auf der Linie der in der Goldbulle 
von Rimini zum Ausdruck gebrachten alten imperialen Idee von 
dem Dualismus der beiden höchsten Gewalten lag. 

K. G. Hugelmann schildert in der Zs. Sav. RG. Germ. 58 (1938) 
214—56 ‚die Rechtsstellung der Wenden im deutschen MA.‘, wobei 
natürlich die Erörterung der einschlägigen Sachsenspiegelstellen im 
Mittelpunkt steht, darüber hinaus aber die Frage nach der Existenz 
eines mittelalterlichen Nationalitätenrechts einer Klärung näher 
gebracht wird. 

E. Klebel, ‚„Zehente und Zehentprobleme im bayerisch-öster- 
reichischen Rechtsgebiet‘, Zs. Sav. RG. 58, Kan. 27 (1938) 234—61 
zeigt, welche noch ungelösten Fragen auf dem Gebiete des Kirchen- 
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zehntes, seiner Entwicklung (seit etwa 1200 wenig verändert) und 
Organisation vorliegen. 

Die Abhandlung von R. Borgmann ‚‚Die deutschen Freigraf- 
schaften und Freigerichte im MA.‘“, Bll. f. dt. Landesgesch. 84 (1938) 
17—48 bringt zunächst eine Zusammenstellung des Materials außer- 
halb des meist allein berücksichtigten Westfalen. 

Th. Mayer, ‚Über Entstehung und Bedeutung der älteren 
deutschen Landgrafschaften‘, Zs. Sav. RG. Germ. 58 (1938) 138—62 
erblickt, vor allem in den schwäbischen Landgrafschaften, nicht Reste 
einer älteren Verfassung, sondern führt sie auf Maßnahmen der 
staufischen Reichsreformpolitik zurück. 

Mit dem Sachsenspiegel ausdrücklich befassen sich zwei Aufsätze 
in der Zs. Sav. RG. Germ. 58 (1938): G. Kallen, „Friedrich Barba- 
rossas Verfassungsreform und das Landrecht des Sachsenspiegels‘ 
(S. 560—83) betont, daß das Bild der Verfassung des Reiches, die 
Eike vor Augen hatte, noch das alte, durch Doppelwahl und Bürger- 
krieg nicht getrübte gewesen sei, während H. v. Voltelini, „Ein 
Beitrag zur Quellenkunde des Sachsenspiegels Landrecht‘‘ (S. 548 
—59) formalen Vorlagen Eikes nachgeht, die aber meistens — bis 
auf den neu nachgewiesenen Honorius Augustodunensis — verloren 
sind. L. Leesment, ‚„Pflugraub im MA.‘, ebenda 534—59 zeigt, 
daß es sich in Ssp. Ldr. II 135 nicht um den Raub eines Pfluges, son- 
dern um seine Beraubung, d.h. Diebstahl des Gespannes, handelt. 


Fr. L. Ganshof schildert in der Zs. Sav. RG. Germ. 58 (1938) 
163—77 „die Rechtsprechung des gräflichen Hofgerichts in Flandern 
vor der Mitte des 13. Jahrhunderts‘ und die Entstehung und Zu- 
sammensetzung des gräflichen Gerichtshofes. 

Ein Vortrag von J. Matl schildert den „hl. Sava als Begründer 
der serbischen Nationalkirche‘‘, Kyrios 2 (1937) 23—37; er war ein 
Sohn des Stephan Nemanja, wurde Mönch auf dem Athos, starb 1236, 
ist aber auch der Reorganisator der orthodoxen serbischen, auch die 
Türkenzeit überdauernden Kirche und insoferne von großer kultureller 
Bedeutung. 

Wir verzeichnen ferner: A. Diederichs, ‚War die hohenstau- 
fische Rompolitik ein Irrtum ?“, Deutsches Volkstum 19 (1937) 
706—ı2 (Antwort: nein); A. A. Vasiliev, „Mesarites as a source‘ 
(nämlich zur Gesch. des Kaiserreiches Trapezunt, 1214 ff.), Speculum 
13 (1938) 180—82. 


SPÄTERES MITTELALTER (1250—1500) 


Die große Quellensammlung zur spätmittelalterlichen Organisa- 
tion der englischen Benediktiner von W. A. Pantin, „Documents illu- 
strating the activities of the general and provincial chapters of the Eng- 
lish black monks 1218—1540‘ ist mit dem dritten Bande (Camden 
Soc. Third series 54, London, Office of the Society 1937, IX u. 
414 5.) zum Abschluß gekommen. Der Band enthält ı. Miscellaneous 
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documents, vor allem die gelehrten Bemühungen des Ordens betref- 
fend, 2. Urkunden über die finanzielle Verwaltung der General- usw. 
Kapitel, 3. statistische Zusammenstellungen über die personelle Ver- 
tretung bei den Kapiteln, Ergänzungen zu den früheren Bänden und 
Indizes. In dem Gesamtwerk liegt nunmehr das Quellenmaterial bereit 
für eine Darstellung der Organisation „benediktinischer Verbände‘ 
in England, wie sie nach ihrer rechtsgeschichtlichen Bedeutung für 
den Kontinent kürzlich das bekannte Buch von R. Molitor geschil- 
dert hat. W. Holtzmann. 

Günther Reinecke, Münchener Privatrecht im Mittel- 
alter, Beiträge zur Entwicklungsgeschichte des Stadtrechts (Kultur 
und Geschichte, Freie Schriftenfolge des Stadtarchivs München, Her- 
ausgeber Pius Dirr, IX). München, C. H. Beck 1936. 62 S. — 
„Münchener Privatrecht im Mittelalter‘ auf 62 Seiten? Das kann 
nur ein Wunderding sein oder ein opus, dem der Charakter einer 
wissenschaftlichen Untersuchung fehlt, so mag man denken, wenn 
man die Schrift vor sich sieht. Schlägt man sie auf, so nimmt man 
wahr, daß der hochtönende Titel nicht stimmt! Es wird nämlich 
nur das Sachenrecht betrachtet. Die anderen Teile des Privat- 
rechtes will der Vf. später behandeln (S. 5). Wie der Titel der 
vorliegenden Schrift wird das in sie aufgenommene „Literaturver- 
zeichnis‘‘ (S.9f.) auf das gesamte Privatrecht erstreckt. Es wer- 
den jedoch wohl noch weitere als die dort genannten Werke heran- 
zuziehen sein, und Ferdinand ‚‚Frennsdorf“, Andreas ‚Häusler‘, 
„Hubert (statt: Herbert) Meyer‘ sollte man auch in einer Anfänger- 
arbeit (Dissertation, S. 3, 5) nicht lesen. Anzuerkennen ist das Ver- 
ständnis, das der Vf. dem Gegenstande entgegenbringt, sowie die 
Klarheit der Darstellung, die freilich im allgemeinen nicht in die 
Tiefe eindringt. Liegenschaftsrecht und Fahrnisrecht werden scharf 
voneinander getrennt, was ja durchaus den alten Quellen entspricht, 
wie auch die Möglichkeit, von jenem mehr als von diesem zu sagen. 
Aber gerade dort gelangt der Vf. kaum in wesentlichen Punkten über 
das bisherige Schrifttum hinaus — inwieweit seine Ausführungen 
auf diesem fußen, insbesondere auf meiner Veröffentlichung: ‚Zur 
Geschichte des Münchener Liegenschaftsrechtes‘‘, Berlin 1900 (Son- 
derabdruck aus der Festgabe für Heinrich Dernburg, überreicht von 
der Juristenfakultät der Universität Berlin), wird nicht immer ge- 
nügend ersichtlich gemacht, während andererseits ein Hinweis auf 
diese Veröffentlichung wie in Anm. 45 unverständlich ist. 

Leipzig. P. Rehme. 

Bartolus de Saxoferrato 1313—1357. Von Josephus Lodewijk 
Johannes van de Kamp. Amsterdam, H. J. Paris 1936. 296 S. — 
Die deutsche Forschung hat sich nach den „Handbüchern‘ von 
Savigny, Sohm und Gierke in Sonderarbeiten wenig mit Bartolus 
befaßt, die Geschichtsforschung so gut wie gar nicht. 1913 erschien 
das Buch des Engländers Woolf über Bartolus und seine Stellung in 
der politischen Gedankenwelt des späteren Mittelalters, das sein poli- 
tisches „System‘‘ zusammensah mit der Auseinandersetzung über den 
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Reichsgedanken, mit den Schriften Alexanders von Roes, Engelberts 
von Admont und der französischen Publizisten um 1300. Woolf 
gab den Anstoß zu jenen Untersuchungen über den Grundsatz: 
Rex est imperator in regno suo, durch die vor allem die ertragreichen 
Arbeiten Ercoles das Verständnis der politischen Gedanken und Lehren 
des Bartolus wesentlich förderten. Das vorliegende holländische Buch, 
eine juristische Amsterdamer Dissertation über Bartolus’ Leben, 
Werke, Einfluß und Bedeutung will dagegen ausdrücklich nur ‚‚Vor- 
arbeit‘‘ leisten und gehört zu jenen anerkennenswerten Kärrner- 
arbeiten, von denen des Vf.s Landsmann Huizinga einmal spricht. 
Eine neue Bartolus-Auffassung liegt gar nicht in seiner Absicht. 
Sein aufs Kleine gerichteter Fleiß geht so weit, nicht nur alle durch 
Kataloge feststellbaren Handschriften und alle Drucke der Bartolus- 
Kommentare und -schriften aufzuführen, sondern sogar die Stand- 
ortnummern dieser Ausgaben in den Bibliotheken anzugeben, sämt- 
liche Bartolus-Abbildungen bis zur Gegenwart wiederzugeben und 
einen „Stammbaum‘‘ anzufertigen, der selbst über die heute leben- 
den Nachkommen des Bartolus unterrichtet. Sein Verdienst liegt in 
der unter Verwendung alles erreichbaren Materials unternommenen 
Darstellung der Lebensgeschichte des Bartolus, seiner Lehrtätigkeit 
in Pisa und Perugia und der Sichtung seiner Werke. Die Kapitel 
über ‚Einfluß‘ und ‚Bedeutung‘ bleiben dagegen allzusehr in bloßer 
Vorarbeit stecken. Der Vf. spürt dem Einfluß des B. in allen euro- 
päischen Ländern nach und gibt manchen dankenswerten Quellen- 
und Literaturhinweis. Da er aber nur beachtet, wer sich ausdrücklich 
auf Bartolus beruft, so ergibt sich nur eine Statistik, die Wesent- 
liches vom Unwesentlichen nicht unterscheidet. Die Geschichte 
seines Einflusses, zu der auch Gegenbewegung und Überwindung ge- 
hört (für Spanien etwa Franz von Vittoria, für Holland Hugo Gro- 
tius), müßte von einem klaren Bild seiner Leistung und Bedeutung 
ausgehen, das nicht nur wie der Vf. die Methode des B., sondern 
auch den politischen Gehalt seiner Lehre zeigt, sein politisches Welt- 
bild darstellt, dem der Vf. fast gar keine Beachtung schenkt (wie er 
auch die Arbeiten von Ercole nicht nennt); wo er im Hinblick auf 
das Verhältnis von „Kirche‘‘ und „Staat‘‘ darauf eingeht (S. 229), 
tut er ihm durch allzu starke Vereinfachung Gewalt an. Seine Arbeit 
wird der Bartolus-Forschung die äußeren Wege erleichtern, ohne der 
Bartolus-Deutung, eine Auseinandersetzung fordernd, im Wege zu 
stehen. Die Behauptung S. 181, die Sie’ Partidas seien von Alfons XI. 
von Kastilien 1348 erlassen, ist wohl nur eine Verwechslung: der Orde- 
namiento de Alcala von 1348 verlieh den Siete Partidas, die zwischen 
1256 und 1265 unter Alfons X. abgefaßt sind, endgültig Gesetzes- 
kraft. — Franz Gillmann wies 1920 nach, daß Johannes Teutonicus 
seinen Apparat zum Dekret nach dem vierten Laterankonzil, also 
nach 1215 vollendet hat (s.a. Zs. Sav. RG. 52 (1932), Kan. Abt. 21, 
S. 141); danach ist die Angabe S. 227 (voltooid vöör 1215) zu ver- 
bessern. 


Leipzig. R. Most. 
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Fritz Renken, Der Handel der Königsberger Groß- 
schäfferei des Deutschen Ordens mit Flandern um 1400. 
Weimar, H. Böhlau Nachf. 1937. 177 S. 9 M. — Auf Grund einer 
lückenlosen Literaturkenntnis und auf Grund der Rechnungsbücher 
der Königsberger Großschäfferei bietet der aus Rörigs Schule hervor- 
gegangene Vf. eine Darstellung des preußischen Handels mit Flandern, 
die als handelsgeschichtliche Studie für dies Gebiet geradezu als ab- 
schließend angesehen werden darf. Organisation dieses Handels, 
Sorten, Preise, Ausfuhrmengen und Ausfuhrschwankungen, Ver- 
packung und Versand werden nach sorgsamster Untersuchung ge- 
schildert. Der Orden führte namentlich Bernstein, Wachs, Kupfer 
und Pelzwaren aus und fast ausschließlich Tuchwaren ein. In dem 
Eigenhandel des Ordens sieht der Vf. den Hauptgrund für die zwi- 
schen Landesherrschaft und Ständen seit Ende des 14. Jahrhunderts 
entstehende Spannung. Er übersieht dabei, daß die wachsende Ge- 
fährdung seiner exponierten Lage den Orden zur Steigerung seines 
Handelsbetriebes geradezu zwang, und daß er ohne eine solche die 
Steuerkraft des Landes für die notwendigen Rüstungen sehr viel 
mehr hätte in Anspruch nehmen müssen, als es ohnehin geschah. 
Er übersieht aber auch, welchen wirtschaftlichen Aufschwung Preu- 
Bens Städte und Grundbesitzer dank dieser starken Staatsgewalt 
nahmen — trotz ihres Eigenhandels, einen Aufschwung, den der 
Orden übrigens selbst sehr bewußt gefördert hat. Abwegig ist auch 
das leider immer noch landläufige Urteil über den Verfall der ‚„Sitten- 
zucht und Kriegstüchtigkeit‘‘; es scheint nötig zu sein, einmal daran 
zu erinnern, daß bei Tannenberg fast sämtliche Ordensherren in höhe- 
ren Stellungen gefallen sind und daß der Orden im Dreizehnjährigen 
Kriege sich bis aufs letzte verteidigt hat. Eine neue Zeit mußte sich 
neue Formen schaffen, und der Orden mußte verschwinden, aber ihn 
trifft deswegen keine moralische Schuld. R. wiederholt übrigens die 
seit Jahrzehnten übliche Meinung, daß das Papstprivileg von 1257, 
das dem Orden das Recht zum unbeschränkten Handelsbetrieb ver- 
lieh, gefälscht sei. In der Literatur ist diese Ansicht unausrottbar, 
und es bleibt unbeachtet, daß das Preußische U.B. (1909) die Ur- 
kunde als echt bezeichnet hat. An der Echtheit des im Original er- 
haltenen Privilegs kann in der Tat kein Zweifel bestehen. Aber diese 
dem Einleitungskapitel entnommenen Beanstandungen sollen den 
Wert des Buches nicht mindern, das in seinem Hauptteil eine unent- 
behrlich gewordene Bereicherung unseres Verständnisses für spät- 
mittelalterlichen Handelsbetrieb über See bedeutet. M. Hein. 


REFORMATION UND GEGENREFORMATION (1500—1648) 
Zeitschriftenbericht von W. Köhler 


W. P. Fuchs: ‚Zu neueren Darstellungen der Reformations- 
geschichte‘ (D. Welt als Gesch. 4, 1938) unterzieht die Schriften 
von Joh. Bühler (Dtsche Gesch. Bd. 3), Ricarda Huch (D. Ztalter 
der Glaubensspaltung), Rud. Stadelmann (D. Ztalter der Ref. im 
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Handbuch der deutschen Gesch.), H. Schöffler (Die Ref.), A. Deutel- 
moser (Luther, Staat u. Glauben), K. Brandi (Karl V.) einer weiter- 
führenden kritischen Betrachtung. 

„Die wichtigsten naturwissenschaftlichen Bilderhandschriften 
nach 1500 in der preuß. Staatsbibliothek‘ verzeichnet H. Wegener 
in Zentralbl. f. Bibliothekw. 55, 1938. 

K. Baas: „Die beiden Ärzte Johann Widmann“ (Zs. Gesch. 
ORh. 90, 1938) bringt die Lebensdaten für Johann Widmann von 
Möchingen (1444 ? bis 1524) und Johann Widmann von Heinsheim 
(1496 Dekan der med. Fakultät in Freiburg, noch 1506 als Arzt dort 
nachweisbar). 

N. Greitemann: „Onbewuste Voorloopers der Hervorming?“ (Het 
Schild 19, 1938) setzt sich mit C. de Bruin: ‚De Statenbijbel en zijn 
voorgangers‘‘ 1937 auseinander und bestreitet, daß bei den Brüdern 
vom gemeinsamen Leben die Bibellektüre besonders gepflegt worden 
sei; ebenso dürfe man nicht die vorreformatorische Exegese als 
grundsätzlich verfehlt bezeichnen. 

A. Tilley: „Greek Studies in England in the early sixteenth Cen- 
tury‘‘ I (EHR 53, 1938) schildert die Wirkung der Erasmusschüler, 
zuerst in Oxford und London, dann in Cambridge, wo ja Erasmus 
1514 einige Monate Griechisch gelehrt hatte; hier wurde 1518 Richard 
Croke Lehrer des Griechischen, 1524/25 wurde ein College in Oxford 
gegründet. 

Die Miszelle von E. Krausen: „Eibenholzmonopole des 16. Jahr- 
hunderts in Bayern‘ (Vjschr. f. Soz. u. Wg. 31, 1938) will als Ergän- 
zung zur Geschichte der Organisationsformen im Frühkapitalismus 
verstanden sein und zeigt, wie 1509 für das oberbayerische Gebiet des 
Herzogtums Bayern erstmalig die Eibenholznutzung monopolistisch 
vergeben wurde, dann 1518 eine Ruhepause eintrat infolge eines zwi- 
schen den bayerischen Herzögen und Kaiser Maximilian abgeschlos- 
senen Vertrages betr. eine Schonzeit für Eibenholz; 1551 wurde ein 
neues Privileg erteilt, mit einer Wirkung, daß ‚‚die Eybene wäldt fast 
erschlagen seind‘“. 

„Der fränkische Wanderdrucker Hans Baumann aus Rothen- 
burg o.d. T. (1510—1570)‘ wird von H. Endres im Arch. d. 
histor. Ver. von Mainfranken 71, 1937 dargestellt; im Mittelpunkt 
stehen die Grumbachschen Händel. 

E. Bräunlich: ‚Die türkischen Weltkarten von 1513 und 1528‘ 
(Forsch. u. Fortschr. 14, 1938) beschäftigt sich mit der von P. 
Kahle entdeckten fragmentarischen Amerikakarte des türkischen 
Admirals Piri Reis von 1513 und der ebenfalls von diesem stammen- 
den, 1937 in der Türkei entdeckten Karte von 1528 und deutet sie 
als Dokumente des militärischen Geheimdienstes der Osmanen, der 
Nachrichten über deren Hauptfeinde, Spanien und Portugiesen, sich 
zu verschaffen suchte. 

H. Eger: „Luther und der nationalkirchliche Gedanke‘ (Wart- 
burg 37, 1938) behandelt zunächst den nationalkirchlichen Gedanken 
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am Vorabend der Reformation, dann die Ansätze bei Hutten, Luthers 
Schrift ‚an den christlichen Adel‘ mit ihrem nationalkirchlichen Pro- 
gramm (über das aber noch mehr zu sagen wäre), endlich die Idee 
des Nationalkonzils als Möglichkeit einer Nationalkirche. — H. 
Stöcker stellt in „Luthertum‘‘ 1938 H. 5 „Grundzüge aus Lu- 
thers Abendmahlslehre in ihrer Entwicklung 1519— 1529‘ aus Luthers 
Schriften zusammen. 

Der Schluß des Aufsatzes von H. S. Bender: „The Theology of 
Conrad Grebel‘‘ II (Mennon. Quart. Rev. 12, 1938) behandelt die Quel- 
len der Theologie Grebels (im wesentlichen nur Zwingli und die Bibel, 
allenfalls Erasmus, nicht Karlstadt, noch weniger Münzer, zu dem er 
kritisch steht), dann diese selbst (Kirchenbegriff, Stellung zu Staat 
und Gesellschaft, die Ethik, Taufe und Abendmahl). W.K. 

Hermann Barge, Jakob Strauß. Ein Kämpfer für das 
Evangelium in Tirol, Thüringen und Süddeutschland (= Schriften 
des Vereins für Reformationsgeschichte, Jahrg. 54, Heft 2, Nr. 162). 
Leipzig, M. Heinsius Nachf. 1937. 174 S. 4,50 RM. — Das Urteil 
über Strauß ist jahrhundertelang dadurch getrübt gewesen, daß man 
ihn den ‚„Schwärmern‘ zurechnete und der Teilnahme am Bauern- 
aufruhr 1525 bezichtigte, wie sich ja sogar lange das Gerücht be- 
hauptet hat, er sei deshalb hingerichtet oder doch gefangen gesetzt 
worden. Dazu kam, daß Luther ihn, als er im Januar und März 1525 
auf Befehl des Landesherrn von Thüringen, des Herzogs Johann, in 
Stadt und Amt Eisenach und umliegenden Ämtern die erste Kirchen- 
visitation in Kursachsen abhielt, der Selbstherrlichkeit beschuldigte. 
Barge zeigt, daß keine Rede davon sein kann, daß Strauß mit Münzer 
sympathisiert oder daß er durch sein Auftreten gegen den Wucher zum 
Aufruhr gehetzt hätte (er hat da durchaus nicht überstiegene Forde- 
rungen erhoben); wenn er dann in Eisenach den eiligen Abzug der 
Mönche, Nonnen und Geistlichen betrieben hat, so geschah es in 
bester Absicht, um das Volk zu beruhigen und niederzuhalten. (Mei- 
ner Meinung nach hätte B. auch den von Luther gegen Strauß er- 
hobenen Vorwurf der Selbstherrlichkeit zurückweisen sollen.) Aber 
in dieser Berichtigung des Urteils über Strauß liegt nicht etwa das 
einzige Verdienst dieser Arbeit, B. hat vor allem positiv Strauß als 
einen wahren „evangelischen Prediger‘‘ erwiesen. Seine ganze Tätig- 
keit zu Hallin Tirol, in Eisenach und in Baden, seine gesamte Schrift- 
stellerei (ich hebe hervor die sehr bedeutsame bisher verschollene 
„Christliche und wohlgegründete Antwort‘ auf des Johannes Coch- 
läus Schrift vom Bauernaufruhr) hat B. unter diesen Gesichtspunkt 
gestellt. Das gibt der durchweg aus den Quellen geschöpften, trotz 
ihres wissenschaftlichen Charakters sehr angenehm zu lesenden Bio- 
graphie eine schön gerundete Form. 

Zwickau i. Sa. O. Clemen. 

In dem Portugal gewidmeten Hefte der Rev. de litterature com- 
parte bietet M. Bataillon eine Monographie über ‚Le cosmopolitisme 
de Damiäo de Göis‘‘, eine aus der Erasmus- und Amerbachkorrespon- 
denz bekannte Persönlichkeit von ungemeiner, kosmopolitischer Viel- 
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seitigkeit, der u. a. auch 1531 bei Luther in Wittenberg war, zu Dürer 
Beziehungen hatte, von Seb. Münster in seiner Kosmographie in sei- 
nen Mitteilungen über-Lappland ausgeschrieben wurde, über Religion 
und Kult der Äthiopier im Interesse der unitas Christiana schrieb, 
voyageur de la factorie des Flandres, disciple de la tradition polypho- 
nique des Pays-Bas, collectionneur des maitres de la peinture flamande 
et allemande, vulgarisateur des d&couvertes maritimes des Portugais usw. 


O. Franke: „Chinesische Geisteskämpfe im 16. Jahrhundert“ 
(Forsch. u. Fortschr. 14, 1938, Nr. 16, vgl. Abh. Berl. Akad. 1937) 
berichtet über Li Tschi 1527—ı601, der den orthodoxen Konfuzianis- 
mus mit Konfuzius se!*;:* bekämpfte und in den Zusammenhang 
einer großen bis auf T« hu Hi im ı2. Jahrhundert zurückgehenden 
Geistesbewegung gehört. 


K. Kupisch entwirft in „‚Furche‘‘ 24, 1938 zur Erinnerung an 
die 1537 erfolgte Hinrichtung eine kurze Skizze von ‚Jürgen Wullen- 
weber“, seine Tragik in der Verquickung von Religion und Politik 
sehend. W.K. 


Joseph Chambon, Der französische Protestantismus. 
Sein Weg bis zur französischen Revolution. München, Chr. Kaiser 
1937. 210 S. RM. 3,80. — Der Vf., der noch ganz im Geist seiner 
refugiierten Vorfahren lebt, schildert unter Beschränkung auf das 
Wesentliche die wechselvolle Gestalt des französischen Protestan- 
tismus von den Anfängen in der Vorreformation eines Lefebvre und 
einer Margarete von Angoul&me bis zur Kirche der Wüste unter 
Antoine Court und Paul Rabaut, die eigentlich nie abreißende Kette 
der Verfolgungen und das trotz aller schwersten Opfer und vernich- 
tender Rückschläge immer wieder durchbrechende Leben der refor- 
mierten Gemeinden Frankreichs. Die Bilder der jeweils bedeutend- 
sten oder charakteristischen evangelischen Persönlichkeiten und die 
ihrer mächtigen Gegner, der Könige, Minister und Kirchenfürsten, 
zeichnet er mit scharfen Umrissen. Da es deutsche Darstellungen 
nur für die einzelnen Epochen des französischen Protestantismus 
gibt und diese zudem fast alle älteren Datums sind (z. B. die Ar- 
beiten von Schott, Die Aufhebung des Ediktes von Nantes, 1835, und 
Die Kirche der Wüste, 1893, die das Literaturverzeichnis übrigens 
sehr wohl noch hätte nennen dürfen), kann das Buch, das vornehm- 
lich aus der neuesten französischen protestantischen Literatur ge- 
schöpft ist, als erster Überblick nützlich sein. Die politischen und 
sozialen Untergründe des äußeren Geschehens macht es jedoch syste- 
matisch nicht sichtbar, und auch die Frage, die Martin Göhrings 
„Rabaut Saint-Etienne‘‘ (1935) so klar beleuchtet hat: Welchen An- 
teil haben die Schicksale des Hugenottentums an der Entstehung der 
französischen Revolution ? — stellt der Vf. sich nicht. 

Kiel. F. Kleyser. 


A.G. Dickens, ‚The Yorkshire Submissions to Henry VIII 
1541‘ (EHR 53, 1938) teilt mit und erläutert unbekanntes Material 
zu dem Besuch Heinrichs VIII. in York. 
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Der reich mit Tafeln ausgestattete Artikel von H. Guppy: 
„Ihe royal ‚Injunctions‘ of 1538 and the ‚Great Bible‘ 1539—ı1541“ 
(Bull. of the John Ryl. Libr. 22, 1938) bietet eine Geschichte der eng- 
lischen Bibelübersetzung in der Reformationszeit, Coverdale in den 
Mittelpunkt rückend, who had a considerable share in the introduction 
of German spiritual culture to English readers in the second quarter of 
16. Century. 

J- W. Schottelius verzeichnet in Ibero-amerik. Arch. ı2 
(1938) die anläßlich der 400- Jahrfeier (1531—41) erschienene histo- 
rische Literatur zur Geschichte span.-amerik. Städte (,‚Die 400- Jahr- 
feiern span.-amerik. Städte im Spiegel der Literatur‘‘). 

J- W. Schottelius: ‚Pedro de Alvarado und die spanische 
Südseefahrt‘‘ (Ibero-amerik. Arch. ı2, 1938) unternimmt nach ge- 
nauer Aufzählung der in Betracht kommenden Quellen eine Ehren- 
rettung Alvarados, der 1538 mit Karl V. ein Abkommen über Ent- 
deckungen in der Südsee traf, die Spanien die Schlüsselstellung im 
Gewürzhandel endlich sichern sollten, dann aber nichts erreichte; 
Sch. führt die Tätigkeit Alvarados seit 1530 bis 1541 vor. 

„Die erste Druckerei in Amerika‘ ist, wie E. Wittich in Ibero- 
amerik. Arch. ı2, 1938, darstellt, auf Anregung des Bischofs Juan de 
Zumarraga und des Vizekönigs von Mexiko Antonio de Mendoza 
1539 in Mexiko begründet worden durch Juan Cromberger (die Familie 
stammt aus Köln) in Sevilla, der einen Vertreter, Juan Pablos, in die 
Kolonie schickte. 

„Die liturgische Arbeit der Reformation in Dessau‘, wie sie von 
Georg III. und Nik. Hausmann geleistet wurde, veranschaulicht Ad. 
Bo&s in Zs. d. Ver. f. Kirchengesch. der Prov. Sachsen u. d. Frei- 
staates Anhalt 33/34, 1938, an Hand der in der Dessauer Pastoral- 
bibliothek und dem Staatsarchiv Zerbst befindlichen Quellen; im 
Anhang ist die erste Weihnachtsmesse 1545 mitgeteilt und Gebete aus 
dem Breviarium Georgii, principis ad Anhalt. 

F. Strowski: „Montaigne ä4 vingt ans‘‘ (Rev. des cours et con- 
ferences 39, 1938) befaßt sich mit der physischen und psychischen 
Konstitution des Zwanzigjährigen (1553). 

Die von A. Rosenkranz in Monatsh. f. rhein. Kirchengesch. 32, 
1938, dargestellte ‚Entstehung der lutherischen Gemeinde Kreuznach“ 
gliedert sich in drei Stufen: Anstellung des ersten ev. Pfarrers 1557, 
Vorherrschaft des luther. oder reformierten Konfessionsstandes je 
nach der Stellung der pfälzischen Kurfürsten, 1587 völliges Verbot 
des Luthertums; 2. Anstellung eines luther. Pfarrers durch Gustav 
Adolf 1632, der sich bis Kriegsende behauptet; 3. Erkämpfung des 
Daseinsrechtes mit Hilfe des badischen Markgrafen bis 1699. 

Der großzügig geschriebene Aufsatz von J. Reve&sz: „La Re- 
forme et les Roumains de Transylvania‘‘ (Arch. Europae centroorientalis 
3, 1937) spricht zuerst allgemein über die Unterschiede zwischen 
orientalischem und okzidentalischem Christentum, ferner von dem 
okzidentalischen Verantwortungsbewußtsein gegenüber dem Orient, 
der Stellung des Protestantismus (Melanchthon) ihm gegenüber, um 
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dann die teils lutherischen, teils calvinistischen Reformationsversuche 
unter den Rumänen Siebenbürgens darzustellen (Nachweis seltener 
Drucke). Vf. unterstreicht, daß politische Motive (Magyarisierung) 
vollkommen fehlen, zeigt, daß mit dem habsburgischen Regime die 
Protestantisierungsversuche aufhören, der Protestantismus aber auf 
Verfassung (Wahl des Bischofs durch die Priester), Sprache (die Re- 
formation ist die Grundlage der gedruckten rumänischen Literatur) 
und Kultur (Liturgie in der Landessprache u.a.) großen Einfluß 
ausübte. 

„Das zweite schweizerische Glaubensbekenntnis von 1566‘ wird 
in Ref. Kirchenztg. 88, 1938, in fortlaufender Reihe von Hesse 
analysiert. 

P. de Vaissiere: „Marguerite de Valois et la ligue en Auvergne‘* 
(Rev. quest. hist. 66, 1938) behandelt, zumeist an Hand der Korrespon- 
denz, die Jahre 1577ff., d.h. das Exil der Marg. v.V. in Usson nach 
der persönlichen (wo sie eine bessere Note erhält als üblich) und poli- 
tischen Seite (wo sie nach dem Tode Heinrichs III. eine Schwenkung 
vollzieht). 

W.M.C. Regt: „Aanvullingen en Verbeteringen op de Naamlijst 
van Predikanten in Zuid-Holland‘‘ (Nederl. Arch. voor Kerkgesch. 
N.S. 30, 1938) gibt Ergänzungen zur Series pastorum der Dordrechter 
Klasse 1584 ff. 

M.Hoc: ‚„Consultations et sermons sur les monnaies au XVIle s.“ 
(Rev. d’hist. eccl. 33, 1937) erläutert einige zum Teil von Theologen 
stammende Gutachten aus dem Anfang des 17. Jahrhunderts in 
Löwen, die das Aufkommen der Einsicht in die Relativität des Münz- 
wertes und ihre Ursachen zeigen: man spricht von einer „riche pau- 
vrei6‘‘ bei denen, die glauben, ohne Berücksichtigung der Kurs- 
schwankungen ihr Vermögen nach der Zahl der Geldstücke berechnen 
zu können. 

J. A. Cramer: ‚Protestantsch-kerkelijk Leven in Oud-Utrecht“ 
(Nederl. Arch. voor Kerkgesch. N. S. 39, 1938) fußt auf dem 1603 in 
Utrecht erschienenen Buche von Johannes Gerobulos (Altraadt): 
„Waerachtig Verhael van den Staat der Gereformeerde Kercke‘‘, ergänzt 
es durch die Synodalprotokolle und entwirft ein kultur-, sittenge- 
schichtlich und volkskundlich (die reformierte (!) Gemeinde tauft die 
Kinder möglichst bald nach der Geburt mit Rücksicht auf die Wieder- 
täufer, der Armenhilfsfonds heißt ‚Börse vom hl. Geist‘ u. dgl.) 
wertvolles Bild des Gemeindelebens; auf dem Lande herrscht noch 
stark der Katholizismus. 

Lesenswert auch für den Historiker ist der Aufsatz von ]J. W. 
Draper: „‚Macbeth‘ as a Compliment to James I‘ ( Engl. Stud. 72, 
1938), in dem Bezugnahmen Shakespeares in dem 1605—1606 ge- 
schriebenen Drama auf Anschauungen Jakobs I. nachgewiesen werden, 
insbesondere bez. des Hexenwesens (1597 hatte der König seine 
„Dämonologie‘‘ veröffentlicht) und des königlichen Gottesgnaden- 
tums (auch hier lagen Veröffentlichungen des Königs vor). — Die 
Arbeit von P. Messiaen: „Les drames historiques de Shakespeare‘‘ 
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(Rev. des cours et conferences 39, 1938) sei erwähnt, weil Vf. den Dra- 
matiker mit der Historie konfrontiert. — Lesenswert, wenn auch sehr 
skizzenhaft, ist der Aufsatz von P. Messiaen: ‚Jugements politiques 
de Shakespeare‘ (Rev. de l!’enseignement des langues vivantes 55, 1938). 
Ergebnis: Sh. est Anglais et catholique, monarchiste et conservateur. 
Sh. n’est pas de la Röforme, il döteste les Puritains, il n’en voit que les 
petitesses intellectuelles et les allures ridicules, la prötention de l!individu 
a tout remeltre en question malgr6 lexperience du passe, le biblisme 
naif et grotesque. 

Der Aufsatz von G. Williamson: ‚„Senecan Style in the 17. 
Century‘‘ (Philol. Quart. 15, 1937) enthält auch für den Historiker 
Wertvolles: der Ciceronianismus (Hooker) wurde abgelöst durch eine 
anticiceronianische Bewegung unter Führung von Bacon, 1605 er- 
schien Seneca in englischer Übersetzung, 1591 Tacitus, Seneca ap- 
pealed as a moralist, who could put even the Christian to shame, and 
Tacitus rivaled Machiavelli for shrewd political wisdom. W.K. 

Von den Acts of the Privy Council of England 1626 June—Dec., 
London, H.M. Stationery Office 1938. 524 S., 30 sh., ist der zweite 
Band für die Regierung Karls I. erschienen. K. 

Als „‚Notschrei eines Pfarrers im 30jähr. Krieg‘ teilt M. Wilking 
in Bll. f. pfälz. Kirchengesch. 14, 1938, aus dem Kirchschaffneiarchiv 
in Zweibrücken einen Brief des Pfarrers Johannes Curtius zu Winter- 
bach von 1636, Jan. 17., an den Lic. jur. und Geh. Rat des Fürsten- 
tums Zweibrücken U. Kleshantz mit und den Bescheid des letzteren 
darauf vom 6. Febr. 1636 mit. 

„Berns Wirtschaftslage im 30jähr. Krieg‘‘ wird von F. Bürki in 
Arch. des hist. Ver. des Kantons Bern 34, 1937, in den Kapiteln: die 
bernische Münzpolitik, die Versorgung des Landes mit Verbrauchs- 
gütern, Preise und Löhne nach den Akten des Staatsarchivs dar- 
gestellt; die Organisierung des Staatsgebietes zur Wirtschaftseinheit 
rief Unruhen auf dem Lande hervor, die sich schließlich im Bauern- 
kriege gewaltsam entluden. 

Nach längerer Pause erscheint in Rev. 2 Mondes 108, 1938, die 
Fortsetzung der „Histoire de Richelieu‘‘ von G. Hanotaux und Duc 
de la Force, nämlich der Abschnitt Le Cardinal et le s. Siöge, d.h. 
das Pontifikat Urbans VIII (1623—44). Weit ausgreifend von den 
ersten Beziehungen zwischen Staat und Kirche, über die durch den 
Gegensatz zu Spanien bestimmte Stellung Frankreichs auf dem Triden- 
tinum hinüber, wird die persönliche Stellung Richelieus und seines 
Kreises (p2re Joseph) zur Religion als stark mystisch gekennzeichnet 
an Hand der Schrift ‚De la perfection du Chrötien‘‘, und schließlich 
die Bemühungen um einen Frieden und das europäische Gleichgewicht 
geschildert. Grundprinzip Richelieus ist: trotz protestantischer 
Allianzen, trotz Gegensatz zu Österreich-Spanien Frankreich den 
Rang einer katholischen Macht zu wahren. 

Jahrb. der Gesellsch. f. d. Gesch. des Protestantismus im ehemal. 
Österreich 59, 1938, enthält: P. Dedic: Karl Völker zum Gedächtnis 
(Nachruf mit anschließender Bibliographie). — J. Kallbrunner: 
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Wirtschaft und Protestantismus (zeigt im Anschluß an die Thesen von 
M. Weber und E. Troeltsch die wirtsch. Kraft des österr. Protestantis- 
mus um 1600 an den Persönlichkeiten von Hans Steinberger, Lazarus 
Henckel v. Donnersmarck und Zacharias Geizkofler). — K. Helleiner 
Briefe des Hofkammerkonzipisten Abraham Pfändler 1659—76 (Mit- 
teilung von 20 Briefen aus dem Stadtarchiv St. Pölten an den niederen 
Beamten Rupprecht Winckelhofer, kulturgeschichtlich wertvoll für 
das Milieu in diesen Beamtenkreisen, aber auch Nachrichten über 
Maximilian II. bietend). — J. Hübel: Die 1620 in Nieder- und Ober- 
österreich politisch kompromittierten Protestanten (alphabet. Anord- 
nung der Namen mit biographischen Notizen). — P. Dedic: Der 
Kärntner Protestantismus von der Adelsemigration bis zum Ende des 
17. Jahrhunderts (behandelt die religiöse Lage in Kärnten um 1630, die 
beschlagnahmten Thurnschen und Ungnadschen Güter, die 1631 an- 
geordnete Erneuerung der ‚Religionsreformation‘ Exulantengüter 
und -kapitalien, Kärntner Exulanten in schwedischen Diensten, 
Maßnahmen der Reformationskommissäre in den Jahren 1633 bis 35, 
die Besetzung der Stadtpfarre Klagenfurt 1635, der Batthyanische 
Prädikant Wilh. Winter in Kärnten, die Auseinandersetzungen über 
das Emigranten Summarirecht 1637/38, die Fortführung der Gegen- 
reformation 1636/37 und die 1638 angeordnete neuerliche ‚‚Religions- 
reformation‘, ihr Verlauf 1639/4off., die letzte ‚‚Religionsreformation‘“ 
1650/51, das Verhalten der Bauernschaft, weitere Maßnahmen gegen 
ev. Adelige in Kärnten und gegen Emigranten, das Vorgehen gegen den 
Agenten Thomas Silemann 1664/65, der Protestantismus in Kärnten 
am Ausgang des 17. Jahrhunderts. — Beigabe zahlreicher Dokumente.) 
P. Dedic: Miszellen (über die Keramik der Täufer in Innerösterreich, 
über die Verwendung der ev. Friedhöfe bei Rottenmann und Strechau 
und der Salvatorkirche am Thalhof nach ihrer Zerstörung). 
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P. J. W. van Malssen, Louis XIV d’aprös les pamphlets 
repandus en Hollande. Amsterdam, H. J. Paris und Paris, A. Nizet 
& M. Bastard [1936]. XII u. 226 S. fl. 2,90. — Kein Monarch des 
17. Jahrhunderts hat so sehr und so anhaltend die Publizistik Europas 
gegen sich auf den Plan gerufen wie Ludwig XIV. von Frankreich. 
Van M. will zwar im Grunde nur die Beurteilung des Sonnenkönigs 
durch die Holländer verfolgen, aber er vermag die niederländischen 
Flugschriften nicht von den zahlreichen anderen zu trennen, die 
gleichzeitig in Holland gedruckt, auch wohl ins Niederländische über- 
setzt worden, im übrigen jedoch aus deutschen, englischen und 
namentlich französischen Kreisen hervorgegangen sind. Die Unter- 
suchung, die sich auf die reichen, durch gute gedruckte Kataloge 
erschlossenen Flugschriftensammlungen der Niederlande stützt, er- 
gibt das in den wesentlichen Zügen bisher schon bekannte Bild. Die 
Zahl der für den französischen König eintretenden Schriften war 
Historische Zeitschrift 158. Bd. 41 
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von vornherein klein. Während des französisch-holländischen Krieges 
seit 1672 schon erklärte die holländische Publizistik mit Nachdruck 
Ludwig für skrupellos, grausam, tyrannisch und sittenlos. Der 
weiterhin stets auf diese Weise geführte Kampf der Flugschriften 
erreichte zur Zeit des pfälzischen Krieges (1688—1697) seinen Höhe- 
punkt. Nach dem Frieden von Rijswijk erschien Ludwig XIV. 
den holländischen Pamphletisten kaum noch als unmittelbare Ge- 
fahr für ihr Land und für Europa; während des spanischen Erbfolge- 
krieges begnügten sich daher die meisten von ihnen damit, ihn in teil- 
weise recht unflätigen Spottschriften lächerlich zu machen. Der inter- 
essante Überblick, der mit einer Fülle von Flugschriften aller Art 
näher bekannt macht, würde noch nützlicher sein, wenn die Kreise 
und politischen Tendenzen, die jeweils hinter den einzelnen Schriften 
stehen, genauer bestimmt und unterschieden worden wären. Den 
Berichten über die von den französischen Soldaten verübten Greuel 
sowie den schlüpfrigen Romanen der ‚France galante‘‘, deren Bedeu- 
tung für die Meinungsbildung breiterer Schichten nicht verkannt 
werden soll, widmet van M. doch wohl im Verhältnis zu den Schriften 
von höherem Niveau einen zu großen Raum. Zu bedauern ist die 
praktisch vollständige Nichtbeachtung der deutschen Forschung. 

Kiel. F. Kleyser. 

P. Lazard, Vauban (1633—1707). Pröface de M. le general 
Weygand. Paris, Felix Alcan 1934. V, 658 S. und 2ı Tafeln. — Das 
vorliegende umfangreiche Werk über den größten Meister des Festungs- 
krieges im 17. Jahrhundert ist hervorgerufen worden durch die 300. 
Wiederkehr seines Geburtstages 1933. Es hat in dem Oberst Lazard 
des französischen Ingenieur-Korps einen ebenso für seinen Gegenstand 
begeisterten wie befähigten Bearbeiter gefunden, so daß die historische 
und speziell die kriegsgeschichtliche Forschung in dem Werk eine 
zuverlässige Grundlage für alle weiteren Arbeiten über den Gegen- 
stand haben wird. Der Vf. hat sich nicht mit einer einfachen Bio- 
graphie begnügt, sondern stellt seinen Helden in den Ablauf der histo- 
rischen Entwicklung und schildert ihn inmitten der ihn umgebenden 
Personen und Ereignisse. Der erste Teil des Werkes gibt eine Schil- 
derung des französischen Ingenieur-Korps von seiner Entstehung bis 
zu Vaubans Zeiten und einen Überblick über die Festungsbaukunst 
der Zeit. Der zweite Teil behandelt Herkunft und Privatleben Vau- 
bans, der dritte Teil gibt die militärische Biographie, der vierte Teil 
schließlich zieht das Fazit und gibt einen Querschnitt durch die Ge- 
samttätigkeit dieses so überaus vielseitigen Menschen. Auf diese Weise 
wird der Leser in die Lage versetzt, sowohl den Ablauf seines Lebens 
wie die einzelnen Gebiete seiner Tätigkeit gesondert zu verfolgen. Da 
die Wirksamkeit Vaubans weit über die Grenzen seines Vaterlandes 
hinaus für ganz Europa von größter Bedeutung geworden ist und die 
gesamte Festungsbaukunst bis gegen Ende des ı8. Jahrhunderts 
bestimmt hat, so hat das Buch auch gerade für uns Deutsche ein sehr 
großes Interesse. 

Berlin. E. Kessel. 
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Vanyö, Tihamer, A böcsi nunciusok jelentesei Magyarorszägröl 
(Wiener Nuntiaturberichte über Ungarn), 1666—1683. Martinsberg, 
Pannonhalmi Föiskola 1935. 108 S. — Ein wichtiger Beitrag zur 
Geschichte Ungarns in den letzten zwanzig Jahren vor Vertreibung 
der Osmanen. Die Berichte werden teils in madjarischem Auszug, 
teils im italienischen Original, in diesem Falle jedoch mit einem 
madjarischen Regest versehen, gegeben, was die Benutzung erleich- 
tert. Wichtig ist ferner, daß V. die Angaben der Berichte in laufenden 
Fußnoten ergänzt bzw. richtigstellt, wodurch die Brauchbarkeit der 
Veröffentlichung zweifellos erhöht wird. Ein lateinischer Auszug 
(S. 102—04), der leider nur etwas zu kurz gehalten ist, erleichtert die 
Benutzung für ausländische Forscher. 

München. F. Valjavec. 

Karl Borgmann, Der deutsche Religionsstreit der 
Jahre 1719/20 (= Abhandlungen zur Mittleren und Neueren Ge- 
schichte, Heft 80). Berlin, Verlag für Staatswissenschaften und Ge- 
schichte 1937. 133 S. 6,80 RM. — Das Vorgehen des katholischen 
Kurfürsten Karl Philipp von der Pfalz gegen seine reformierten Unter- 
tanen und die Rekatholisierungsbestrebungen der Erzbischöfe von 
Mainz und Trier und des Bischofs von Speyer — Borgmann zeigt, 
daß die Jesuiten dabei keine so bedeutende Rolle gespielt haben, wie 
angenommen wurde, und daß auch Rom jene Bestrebungen nur in- 
direkt unterstützt hat — ließen die Protestanten befürchten, daß eine 
systematische Ausrottung des Protestantismus beabsichtigt sei. Sie 
wandten sich an das Corpus evangelicorum in Regensburg. Die Könige 
Friedrich I. von Brandenburg-Preußen und Georg I. von England- 
Hannover suchten Karl Philipp zum Einlenken zu bestimmen. Als 
sie dabei keinen Erfolg hatten, griffen sie zu Repressalien an ihren 
katholischen Untertanen. Der Wiener Hof kam dadurch in eine neue, 
sehr verzwickte Lage. ‚‚Der Religionskonflikt als solcher trat mehr und 
mehr zurück vor den daraus entspringenden Fragen verfassungs- 
rechtlicher Natur.“ B. hat auf die großenteils sehr verwickelten 
Verhandlungen neues Licht ergossen, indem er neben dem im Geh. 
Staatsarchiv Berlin befindlichen handschriftlichen Quellenmaterial 
erstmalig aus dem Staatsarchiv Hannover die Korrespondenzen des 
englischen Vertreters in Wien Saint-Saphorin, des hannoverschen 
Gesandten in Wien v. Huldenberg und des hannoverschen Bevoll- 
mächtigten am Reichstag zu Regensburg v. Wrisberg herange- 
zogen hat. 

Zwickau i. Sa. O. Clemen. 

Götz v. Selle, Die Matrikel der Georg-August-Uni- 
versität zu Göttingen (1734—ı837). (Veröffentlichungen der 
Historischen Kommission für Hannover, Oldenburg, Braunschweig, 
Schaumburg-Lippe und Bremen Bd. IX.) Hildesheim und Leipzig, 
August Lax 1937. Textband 935 S. 4°, Hilfsband 176 S. 4°. 4o RM. — 
Mit der Herausgabe des Album Academiae Vitebergensis ab a. 1502 
usque ad a. 1560. Lipsiae 1841 hat Car. Eduard Foerstemann der 
deutschen Geschichtsforschung den Weg zu einer Quelle gezeigt, die 
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heute als eine der bedeutsamsten und wertvollsten für die deutsche 
Geistes- und Kulturgeschichte gilt, die Universitätsmatrikeln, die ja 
auch für den Familien- und Rassenforscher ein unentbehrliches Hilfs- 
mittel sind. Namentlich für die Rassenseelenforschung sind diese 
Quellen noch viel zu wenig benutzt worden. Mit der Gründung der 
Universität Göttingen verfolgte die Hannoversche Landesregierung 
nicht nur das Ziel, ihren Landeskindern eine Bildungsanstalt zu geben, 
darüber hinaus wurde mit der Anlage der Universität in Göttingen — 
einer der am südlichsten gelegenen Städte Hannovers an der wichtigen 
den Norden und den Süden verbindenden Verkehrsstraße — gleich- 
zeitig „an eine deutsche, ja internationale Wirkung‘ der neuen Uni- 
versität gedacht. Dieses Ziel wurde durch die kluge Hochschulpolitik 
Gerlach Adolf von Münchhausens auch erreicht. G. v. Selle hat sich 
der dankenswerten, aber auch mühevollen Arbeit unterzogen, die 
Matrikel dieser Universität der Allgemeinheit zugänglich zu machen. 
Mit ca. 40000 Eintragungen stellt seine Matrikelausgabe eine schier 
unerschöpfliche Quelle dar. Aus allen Teilen des Reiches, aber auch 
der anderen europäischen Staaten und ihren Kolonien hatte die 
Universität Zuzug von Studierenden. Ja, man kann sagen, daß fast 
alle, deren Namen in der deutschen Geistesgeschichte einen Klang 
hatten, in Göttingen das Fundament für ihr Wissen und die Anregung 
zu ihrem späteren Schaffen erhalten haben. Vor allem gelang es 
v. Münchhausen, den deutschen Adel für die Neugründung zu inter- 
essieren. Er erwartete dabei von den Professoren, daß sie ‚die- 
jenigen von hohen stande cajoliren und ihnen auf alle Weise wohl 
begegenen möchten“. Auch die Konfession sollte dabei kein Hin- 
dernis sein. In einem Hilfsband hat der Herausgeber in zehn Punkten 
die Grundsätze herausgestellt, die beim Gebrauch des Textbandes zu 
beachten sind. Der Matrikel ist kein Ortsverzeichnis beigegeben, da 
die Angaben der Studierenden in der Rubrik ‚Patria‘‘ meist nur das 
Heimatland und nur in seltenen Fällen den Heimatort enthalten. 
Der Hilfsband enthält weiterhin ein Namensverzeichnis, welchem 
unter der Rubrik ‚Nachweise‘ eine Auswertung der gedruckten bio- 
graphischen Literatur sowie ein Verzeichnis von Abkürzungen öfter 
in den Nachweisen vorkommender Schriften beigefügt ist. 

Berlin, K. H. Goldmann. 

Berthold Reinert, Geheimer Rat und Kabinett in 
Baden unter Karl Friedrich (1738—ı8ı1). (Historische Studien, 
Heft 320.) Berlin, Ebering 1937. 134 S. RM. 5,60. — Die letzten 
Formen der Regierungsführung unterliegen doch viel stärker dem 
Zwang der Persönlichkeit als den allgemein vorherrschenden Zeit- 
anschauungen, das beweist eigentlich jede der neuen Arbeiten auf dem 
verwaltungs- und verfassungsgeschichtlichen Gebiet. Auch hier in 
dem kleinen badischen Territorium zeigt sich die gleiche Erscheinung. 
Die Kabinettsregierung Karl Wilhelms (1709—ı1738) wird durch die 
Regierung im Rate des jungen Karl Friedrich abgelöst, der später 
mit zunehmender Ausprägung seiner Persönlichkeit wieder zu einer 
persönlichen Regierungsführung zurückzukehren unternimmt. Es 
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bildet sich eine Art. „patriarchalischer Selbstherrschaft‘‘ aus mit 
einem Kabinettsminister, der zugleich Geheimer Rat ist, einem 
Kabinettskollegium der adligen Geheimen Räte und dem gesamten 
Geheimen Rat, welchen letzten beiden Institutionen der Markgraf 
in regelmäßigen Sitzungen persönlich präsidiert. An eine Kabinetts- 
regierung preußischen Stils darf man jedoch weder hinsichtlich der 
formalen noch auch der materiellen Seite denken. Die Arbeit verfolgt 
auf Grund der Karlsruher Akten und der zahlreichen gedruckten 
Quellen das Wechselspiel zwischen diesen drei Faktoren, beleuchtet 
die materielle Entwicklung und die persönlichen Hintergründe. Vf. 
ergänzt die Forschungen von Windelband, Lenel und Andreas, die 
schon ausschließlich oder vornehmlich diesexı Gegenstand gewidmet 
waren, ohne aber wirklich, wie es bei solcher Spezialuntersuchung 
erforderlich gewesen wäre, in die Tiefe zu dringen. Z.B. heißt es 
S. 73: die ganze innere Landesverwaltung wurde vom Hofrat er- 
ledigt, dagegen auf S. 82: „Voraussetzung war die Entlastung des 
Geheimen Rates von aller Detailarbeit aus dem Bereich der inneren 
Verwaltung, die bisher den Hauptgrund für alle Schwierigkeiten 
gebildet hatte‘. Entweder das eine oder das andere. Bei der erwähn- 
ten Kontrolltätigkeit des Geheimen Rates über die Arbeiten des 
Hofrates kann man wohl nicht von der geleisteten Detailarbeit in der 
inneren Verwaltung sprechen. 

Berlin. G. Oestreich. 

Friedrich Buech, Christoph Wilhelm Koch (1737—1ı813), 
der letzte Rechtslehrer der alten Straßburger Hochschule. Ein Bild 
aus dem elsässischen Gelehrtenleben. Frankfurt a. M., M. Diesterweg 
1936. XVI, ı81 S. (Schriften des Wissenschaftlichen Instituts der 
Elsaß-Lothringer im Reich an der Universität Frankfurt, N. F. 
Nr. 17.) — Die Schilderung der wissenschaftlichen Tätigkeit Kochs 
steht in dieser Arbeit im Vordergrund. Er begann seine wissenschaft- 
liche Laufbahn als Assistent Schöpflins. Sein größtes Verdienst er- 
warb er sich durch den Auf- und Ausbau der sog. Straßburger Prinzen- 
universität, die dann durch den Ausbruch der Revolution verschwin- 
det, wie später die alte deutsch-protestantische Straßburger Hoch- 
schule. Seine Arbeitsgebiete sind vorzüglich die Geschichte der euro- 
päischen Staaten, Kirchenrecht, Völkerrecht, Verträge, Statistik. 
Er war ein ausgezeichneter Kenner der Dynastien und Genealogien. 
Nach Methode und Gedankengut gehört Koch durchaus zur deutschen 
Gelehrtenzunft damaliger Prägung. Sein Weltbild war beherrscht 
von der Vorstellung einer europäischen Rechts- und Kulturgemein- 
schaft. So war Koch kein politischer Mensch im eigentlichen Sinne. 
Er hat nur sein großes fachliches Wissen, seine unermüdliche Arbeits- 
kraft loyal in den Dienst Frankreichs gestellt. Er gehörte ja mit zu 
jener protestantischen Bürgerschicht im Elsaß, die auf dem Wege 
über die Aufklärung den nationalen Anschluß an das revolutionäre 
Frankreich vollziehen konnte. So ist auch kein Bruch'in einer solchen 
Persönlichkeit in ihrem Verhalten vor, in und nach der Revolution 
festzustellen. Die eigentlichen Grundfragen nationaler und volks- 
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mäßiger Zugehörigkeit werden durch eine solche Persönlichkeit nicht 
aufgeworfen, ja noch nicht einmal berührt. Koch war zunächst nur 
aufgeklärter Kosmopolit im Dienste Frankreichs, das seine Ideale 
verwirklichen wollte und sollte. Aber wenn man tiefer gräbt, liegen 
seine deutschen Wesenszüge bereit. Die Tragik des Grenzländers 
trifft auch ihn. Bei aller Gelehrsamkeit hat er weder für Frankreich 
noch für Deutschland über seinen Tod hinaus eine größere Wirkung 
gehabt. 
Arnstadt (Thür.) A. Bießle. 


NEUERE GESCHICHTE 1789—1871 


G. Lefebvre, Les Thermidoriens. Paris, A. Colin 1937. 220 S. 
ı3 Fr. — Die drei in der Sammlung A. Colin erschienenen Bände, die 
A. Mathiez der Revolution widmete, umfassen die Zeit von 1788 bis 
zum Sturz Robespierres. Ein weiteres Werk von ihm, La Re£action 
thermidorienne, behandelt einzelne Züge der Folgezeit, sozusagen 
die Grundlage für eine Gesamtdarstellung bildend. Sie liegt nun aus 
der Feder L.s vor. Niemand war nach dem Tode Mathiez’ berufener, 
sie zu geben, alser. Und sie ist in der Tat ein notwendiges Werk; denn 
die bis Oktober 1795 reichende Schlußzeit des Konvents gehörte zu 
den am wenigsten bekannten Perioden der Revolution. Als ihre 
wesentlichsten Charakteristiken wurden vielfach angesehen das Wieder- 
erwachen des gesellschaftlichen Lebens, die Salons, die Jeunesse doree, 
die Spekulationssucht u. dgl. Doch sind das eher Begleiterscheinungen, 
wie uns L. zeigt. An den 9. Thermidor anknüpfend, behandelt er 
mit großer Klarheit die Auflösung der Revolutionsregierung, die er- 
neuten jakobinischen Regungen, die Ächtung dieser Partei, den weißen 
Schrecken, die Preisgabe des Maximumgesetzes, die Putschversuche 
vom Germinal und Prairial, die Verfassung des Jahres III, den 13. 
Vend&miaire des Jahres IV; auch die Außenpolitik kommt zu ihrem 
Recht. Sie stellt sich uns dar als eine Funktion der Innenpolitik; wie 
diese war sie wenig erfolgreich. Die Politik der Thermidorianer litt 
von vornherein darunter, daß der 9. Thermidor das Werk einer Gruppe 
sehr heterogener Persönlichkeiten war, die sich zur Vernichtung des 
gemeinsamen Feindes, Robespierres, zusammengefunden hatten. 
Unter ihnen war mehr als eine zweifelhafte Gestalt. Nach dem Sieg 
trennten sie sich wieder, um in mehr oder weniger offenen Gegensatz 
zu einander zu treten. Daher die uneinheitliche politische Linie dieser 
Zeit. Sie spiegelt die Tendenzen der jeweils vorherrschenden Kräfte 
wider, Mit dem Verlassen der Regierungsmethoden des Terrors ging 
Hand in Hand die Rückkehr zur wirtschaftlichen Freiheit. Das wirkte 
sich verhängnisvoll aus, insbesondere die Abschaffung des Maximum- 
gesetzes, Die Folge waren finanzielle Schwierigkeiten, rapider Sturz 
der Assignaten und soziale Konflikte. Wenngleich die Thermidorianer 
sich gegen die terroristischen Methoden erklärten, wahrten sie doch 
ihren Gegnern gegenüber die Legalität nicht;sie duldeten den weißen 
Schrecken und organisierten ihn sogar teilweise. Aber eine neue Ent- 
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wicklung brach sich doch Bahn: die Tradition an die Constituante 
wurde wieder angeknüpft, was sowohl eine Ablehnung des Ancien 
rögime bedeutete als auch der reinen Demokratie. Die Bourgeoisie 
war wieder der ausschlaggebende Faktor. Im ganzen war es jedoch 
eine Periode der Erschlaffung der politischen Energien. Die Erb- 
schaft, die das Direktorium zu übernehmen hatte, war nicht erfreulich: 
es herrschte weder allgemeiner Friede nach außen noch Ruhe und 
Ordnung im Innern. — Auch in diesem Buche tritt L.’s Darstel- 
lungskunst und souveräne Stoffbeherrschung voll in Erscheinung, 
M. Göhring. 

C. Schott, Landnahme und Kolonisation in Canada 
am Beispiel Südontarios. (Schriften d. Geograph. Instituts d. Univ. 
Kiel VI.) Kiel, Verlag des Inst. 1936. 330 S. ız RM. — Warum 
begünstigt lockerer Humusboden unter dem Laubdach weitständigen 
Hochwaldes die Anfänge des Ackerbaus? Welche Rolle spielen 
Brennen und Ringeln bei der Rodung ? Wozu dient die Astschleife ? 
Welche Hilfe bieten Flußwiesen und Biberlachen, welche Nöte be- 
reiten Ufer- und Waldsümpfe (Preißelbeersümpfe) ? Wie vollzieht 
sich die Gemeinschaftsarbeit der Vorkämpfer an der Siedlungsgrenze ? 
Wie kommt es zur häufigen Feldverlegung ? Warum darf man aus 
Dichte der Fundstellen nicht ohne weiteres auf Siedlungsdichte 
schließen ? Wie lange wirkt das Siedlungswerk nach, wenn bäuerliche 
Stämme von kriegerischen Jägerhorden vernichtet werden ? Mit all 
diesen Fragen muß sich der Historiker auseinandersetzen, der die 
Leistung frühgeschichtlichen und mittelalterlichen Bauerntums wür- 
digen will. Dankbar wird er daher zu der wertvollen Untersuchung 
greifen, in der uns Vf. die Siedlungsgeschichte Südontarios erschließt. 
Was er z. B. über ‚pineries‘‘ und ‚„oak openings‘‘, „‚cranberry marshes‘‘ 
und „beaver meadows‘‘, „logging, raising and stumping bees‘‘ berichtet, 
läßt mutatis mutandis Rückschlüsse auf unser Land zu (vgl. Schott in 
Ztschr. Gesellsch. f. Erdkunde, Berlin 1935). — Vf. hat als Stipendiat 
an der Universität Toronto Land und Leute gründlich kennen 
gelernt, er wertet umfangreiches, vielseitiges Aktenmaterial aus und 
weiß aus einer Fülle älterer Reisebeschreibungen und kanadischer 
Einzelstudien sehr geschickt das Wesentliche herauszuholen. — Seine 
Arbeit leistet auch einen wichtigen Beitrag zur Boden- und Landfrage, 
aus dem jeder Freund gesunder Bauernpolitik viel lernen kann. Be- 
denkenlose Landschenkungen in der Zeit der „United Empire Loya- 
lists‘ und des „Family Compact‘ leisten gefährlicher Bodenspeku- 
lation Vorschub, mit den ‚‚Certificates of Occupation‘‘ wird ein schlim- 
mer Handel getrieben. ‚Siedlungsfeindlicher Großgrundbesitz‘ 
weiß Steuern auf ungerodetes Land zu hintertreiben. Erst Durhams 
Eingreifen bringt die Wendung zum Besseren. Für eigentliche Lati- 
fundienwirtschaft fehlt die Helotenschicht, da auch der arme Ein- 
wanderer auf eigenem Boden sich emporarbeiten kann. Segensreich 
wirken Gesetze wie die „Free Grant and Homestead Act‘‘ von 1868. 
Das Eigentum an den ungeheuren Wäldern wahrt i. a. die Regierung, 
doch führt rücksichtsloser Raubbau der Holzgesellschaften zu einer 
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Waldverwüstung, deren Folgen noch gar nicht abzusehen sind (,,Bar- 
rens‘‘, Dünenbildung). — Von der märchenhaften Entwicklung in 
neuester Zeit, vom Wachstum bloßer ‚Paper Cities‘‘ zu Großstädten 
entwirft der letzte Teil ein lebendiges Bild ; ich weise auf die Abschnitte 
über Verkehrswesen und Städtebau hin. — Vf. ist dem Anteil der 
Deutschen liebevoll nachgegangen: ‚German Company“, W. Berzcy, 
„Deutschländle‘‘ (Anzeige im „Deutschen Canadier‘‘ 1848). — Zahl- 
reiche Kartenskizzen, statistische Beigaben, eine umfassende Biblio- 
graphie und ein reichhaltiger Bilderanhang erhöhen den Wert des 
verdienstvollen Buches. 
Frankfurt a.M. E. Ziehen. 


Georg Sacke, Graf A. Voroncov, A.N. Radi$tev und der 
„Gnadenbrief für das Russische Volk‘. Emsdetten, Heinr. 
u. J. Lechte (1937). 30 S. — In dieser Schrift wird die Frage nach der 
umstrittenen Urheberschaft des russischen ‚Gnadenbriefes‘‘ aufge- 
worfen, dessen Veröffentlichung für den Krönungstag Alexanders I. 
vorgesehen war. Diese unterblieb jedoch, weil der junge Zar offenbar 
vermutete, daß aus diesem ‚„Gnadenbrief für das russische Volk“ 
weniger das Volk selbst als der Adel Gewinn ziehen würde. Mit 
Sicherheit führt der Vf. durch das Gestrüpp der verschiedenen sich 
an den Brief heftenden Meinungen und prüft diese recht gewissenhaft 
auf ihre wissenschaftliche Beweiskraft. Im Gegensatz zu Forschern 
wie Semennikov, Vernadsky und Trockij, die die Verfasserschaft des 
Gnadenbriefes vornehmlich auf Radi$tev zurückführen, schreibt S. 
sie dem Grafen Voroncov zu. Mögen seine Schlußfolgerungen auch 
mehrfach überspitzt sein, so wirkt S.s Lösung doch insgesamt über- 
zeugend. Der Vf. begnügt sich nicht mit der Darstellung der ver- 
schiedenen Entwicklungsphasen des Briefes, sondern er schließt auch 
die politische Ideologie, aus der er herausgewachsen ist, in seine 
Untersuchung mit ein. In der grundsätzlichen Bewertung seiner 
Fragestellung geht S. aber zweifellos zu weit, denn ihre Bedeutung 
für die neuere russische Geschichte dürfte keineswegs so hoch einzu- 
schätzen sein, wie er es (vgl. S. 7) möchte. 

Berlin. H. Tiedemann. 


Gerhard Vogdt, Die Bauernbefreiung in Mecklenburg. 
Würzburg, K. Triltsch 1937. 140 S. — V. hat in seiner Arbeit auf 
Grund der Akten des Geheimen Haupt- und Staatsarchives in Schwerin 
die Entwicklung der Bauernbefreiung in Mecklenburg vom 18. Jahr- 
hundert bis zur Aufhebung der Leibeigenschaft und Regulierung der 
gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisse in den Jahren 1806—27 dar- 
gestellt. Die Reform der Verhältnisse hat, wie auch in anderen Staaten, 
„wesentlich vier Züge gehabt: die Bauern persönlich zu befreien, die 
Zwangsdienste abzuschaffen, das Besitzrecht der Bauern zu ver- 
bessern und letztens die Verpflichtungen der Gutsherren gegen ihre 
Untertanen abzulösen‘. Diese Phasen hat V. sehr eingehend und, 
soweit die Akten vorhanden sind, erschöpfend untersucht, besonders 
für die zwei Hauptgebiete Mecklenburgs: das domaniale und das 
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ritterschaftliche. Die Gründe für das wenigstens teilweise Mißlingen 
der reformatorischen Bestrebungen in den 20er Jahren des 19. Jahr- 
hunderts erkennt V. darin, daß teils die Träger der Reformgedanken 
von den Reformmaßnahmen ausgeschlossen wurden, teils der Reform- 
wille einer ständischen Opposition erlag. V.s sorgfältige Arbeit, die 
allerdings von den zum Teil recht guten zeitgenössischen Schriften 
über die mecklenburgischen Verhältnisse in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts, besonders aus den Jahren 1848/50 leider keinen 
Gebrauch gemacht hat, bietet einen guten Einblick in die mecklen- 
burgische Entwicklung der Bauernbefreiung, die, nahe neben der 
preußischen sich vollziehend, von dieser so gut wie gar nicht beein- 
flußt worden ist. 
Berlin-Lichterfelde. W. Treue. 


Tessa Klatt, Königin Luise in der Zeit der napoleo- 
nischen Kriege. (Schr. d. Kriegsgesch. Abt. im Hist. Seminar der 
Friedr.-Wilh.-Universität Berlin, hrsg. v. Walter Elze. Seminar- 
Reihe Heft 20.) Berlin, Junker & Dünnhaupt 1937. 214 S. 9,50 RM. 
— Nach der Meinung der Vf. haben die bisherigen Biographen der 
Königin, besonders Bailleu und Griewank, ihren Anteil an der preußi- 
schen Politik weit unterschätzt. Ihre neue Darstellung will nun be- 
weisen, daß sie der eigentliche geistige und seelische Mittelpunkt der 
Kriegspartei von 1806 gewesen ist, daß Napoleon im Grunde mit 
seiner Anklage gegen die kriegerische Königin recht hat, daß sie weiter 
maß- und zielgebend an den Kämpfen um die Erleichterung der 
Tilsiter Friedensbedingungen mitarbeitete, den Eintritt ihres Staates 
in den Krieg von 1809 betrieb und schließlich Hardenberg als den 
Träger des Widerstandes gegen Frankreich in die Regierung gebracht 
hat. Es ist nach K. die Tragik ihres Lebens gewesen, daß die Männer, 
die ihre politischen Ideen zum Besten Preußens und Deutschlands 
hätten verwirklichen können und müssen, Friedrich Wilhelm III. und 
Alexander I., der Aufgabe, die ihnen die Königin zuschob, nicht ge- 
wachsen gewesen sind. Das Versagen Alexanders vor allem, dessen sie 
bei dem Aufenthalt in Petersburg gewiß wurde, hat ihre Lebenskraft 
gebrochen. Unerfüllte politische Leidenschaft wäre demnach die 
tiefere Ursache ihres frühen Todes geworden. — Die Vf. begründet 
diese Auffassung durch eine erneute Durchsicht aller Zeugnisse von 
Luises Hand; sie hat außer den gedruckten Quellen den Nachlaß im 
Berliner Haus- und im Strelitzer Familienarchiv vollständig benutzt 
und bringt manches wertvolle neue Zeugnis bei. Ihr sehr beachtlicher 
Gedanke, daß politisches Wirken nicht bloß in unmittelbarer Arbeit 
an den Geschäften besteht, sondern auch in der Einflußnahme auf 
die nach außen verantwortlichen Persönlichkeiten, hat auch auf die 
Gliederung des Buches eingewirkt. Sie nimmt die Besprechung von 
Luises Stellung zu Friedrich Wilhelm und zu Alexander vorweg und 
behandelt dann erst ihr Eingreifen in die zeitlich geordneten Maß- 
nahmen der preußischen Politik. Eine Anordnung, die die Übersicht 
nicht immer erleichtert. — Der Nachweis, den die Vf. erbringen will, 
überzeugt nicht immer. Sie nimmt sich die Briefe und die Äuße- 
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rungen der Königin in der Regel vereinzelt vor, und sie hat sich selten 
die Mühe gegeben, sie mit dem laufenden diplomatischen Schrift- 
wechsel zu vergleichen. Sie hält deshalb auch das für einen Beweis 
führenden Eigenwillens, was sich deutlich an die Formulierungen 
anschließt, die die berufenen Politiker bereits gefunden haben, und 
sie erkennt selten, wo die Staatsmänner umgekehrt das Ansehen der 
Königin in ihr Spiel einsetzen. Die Fragen, die die Vf. aufwirft, lassen 
sich nur lösen, wenn man alle die Veröffentlichungen heranzieht, die 
Einblick in das politische Getriebe geben. Für die Zeit vor 1807 ist 
Bailleus ‚Preußen und Frankreich 1795—ı1807‘‘ wohl zitiert, aber an- 
scheinend vorwiegend mit dem Registerstichwort ‚Luise...‘ be- 
nutzt; für die Jahre 1807/8 fehlt jeder Hinweis auf die Hasselsche 
Aktenveröffentlichung und auf des Referenten „Erfüllung und Be- 
freiung‘. Für die Jahre 1809 und ı810 dagegen kann man vorerst 
keine höheren Anforderungen stellen, da die lange angekündigte Aus- 
gabe der Preußischen Archivverwaltung immer noch nicht erschienen 
ist. Aber auch der Leser, der mit den Ergebnissen im einzelnen 
nicht immer einverstanden ist, wird ein Verdienst der Verfasserin 
rückhaltlos anerkennen: die erneute Frage nach den Kräften, aus 
denen diese Königin im Gegensatz zu der rein männlichen Über- 
lieferung und Verfassung ihres Staates ihre unleugbare politische 
Wirkung entfalten konnte. 

Berlin. H. Haussherr. 

Emil Jenal, Wolfgang Menzel als Dichter, Literar- 
historiker und Kritiker. Berlin, Junker & Dünnhaupt 1937. 156 S. 
6.80 RM. — Eine sorgfältige, gewissenhafte und umsichtige Arbeit, die 
zum erstenmal, über frühere gelegentliche Bemerkungen hinaus, sich 
der im Urteil so schwankenden und vielbekämpften Gestalt Wolfgang 
Menzels, des zeitweise gefürchteten Herausgebers des Literaturblattes 
des Cottaschen Morgenblattes, annimmt!). Ein erster Abschnitt gilt 
der freilich sonst wohl mit Recht versunkenen „Dichtung‘‘ Menzels, 
des Schlesiers, der hier, wie der Vf. nachweist, sein schlesisches 
Stammestum nicht verleugnet, im Zeitalter des aufsteigenden Realis- 
mus, in dem die Stämme und Landschaften als solche wieder seit 
langer Zeit vernehmlich sprechen, gewiß kein Zufall. Wichtiger und 
aufschlußreicher sind die Ausführungen über die literarhistorischen 
Werke Menzels, die man einmal gelesen und benutzt haben muß, um 
zu sehen, wie eigenwillige und zugleich beschränkte, angreifende und 
stürmisch fordernde Literaturbetrachtung sich gestalten kann. Man 
müßte wohl besser sagen: Literaturkritik, denn im Grund gibt 
Menzel nichts anderes als eine fortgesetzte Kritik des deutschen 
Schrifttums noch weit über Gervinus hinaus, dessen kritische Ader 
ja auch stark ausgebildet war, der aber doch auf weite Strecken hin 
sich um ein wirklich historisches Verstehen der Epochen bemühte. 


1) Korrekturnote: vgl. jetzt auch Wilhelm Winkler, W. Menzels Bedeu- 
tung in den geistigen Auseinandersetzungen des 19.- Jahrhunderts, Breslau 
1938, 
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Davon ist bei Menzel nicht viel zu spüren: und je näher er an die eigene 
Zeit, an Goethe herankommt, desto streitbar-kritischer und derber 
werden seine Urteile. Erstaunlich, was auch der Vf. mit Recht her- 
vorhebt, die Belesenheit Menzels, seine Kenntnis auch der Tages- 
literatur, die sonst schon der Vergessenheit verfallen ist. Freilich 
erliegt Menzel dann auch oft der Gefahr, im Stoff zu ertrinken, und 
seine Einteilungsprinzipien, zumeist ganz seiner ethisch-moralischen 
Kampfstimmung entwachsen, helfen ihm nicht immer, Ordnung in das 
Ganze zu bringen. Wie sehr Menzel auch in diesen Werken aus innerster 
Natur Kritiker und nicht Historiker ist, erweist die von Jenal gebotene 
Betrachtung seiner eigentlichen Herausgeber- und Kritikertätigkeit 
innerhalb der Arbeit am Cottaschen Literaturblatt. Hier ist Gelegen- 
heit, im Spiegel des Journals die geistig-politischen Kämpfe seit der 
ausklingenden Romantik bis hin zur Reichsgründung zu beobachten, 
aus dem Gesichtsfeld Menzels, das gewiß nicht immer sehr weit war, 
aber von einer überzeugenden Ehrlichkeit und kaum zu dämpfenden 
streitbaren Gesinnung geprägt ist. Hier, gerade etwa im Kampf 
mit dem jungen Deutschland und mit Heine, liegt Menzels Be- 
deutung. J. arbeitet das gut heraus, wie er überhaupt über genaue 
Quellenkenntnis und den Blick für den Gesamtzusammenhang ver- 
fügt, in den sich Menzels Leistung einfügt und in dem allein sie 
Beachtung verlangen kann. Auch der Historiker kann aus dieser 
Arbeit lernen. 

München. W. Rehm. 

Karl Eckinger, Lord Palmerston und der Schweizer 
Sonderbundskrieg. Berlin, Ebering 1938. (Historische Studien, 
Heft 327.) 158 S. — Die vorliegende Studie liefert einen Beitrag zur 
genauen Kenntnis einer Periode der Schweizer Geschichte, die in 
ihren großen Zügen richtig erfaßt ist, aber der Aufklärung in Einzel- 
heiten noch bedarf. Eine Hauptbedeutung der Arbeit liegt darin, 
daß die Dinge von England her gesehen werden müssen und trotzdem 
die Verhältnisse der Schweiz richtig erkannt werden. Vor allem schält 
sich aus der Darstellung der europäischen Situation sehr gut heraus, 
was Palmerston mit seinem Interesse an den schweizerischen Vor- 
gängen wollte, nämlich den europäischen Frieden sichern, der ihm 
durch die österreichische und französische Politik dem Sonderbund 
gegenüber gefährdet schien. Daß dabei Palmerston die wirklichen 
Ziele der Radikalen in der Schweiz nicht richtig sah, wird zugegeben 
und zugleich erklärt, warum seine Politik von den europäischen Groß- 
mächten als unfair aufgefaßt werden mußte. Lag doch selbst für die 
Radikalen im Verhalten Englands viel Widerspruchsvolles! Die 
Stellung Palmerstons ist durch die vorliegende Arbeit entscheidend 
geklärt worden, und zwar in dem Sinne, daß er seine Maßnahmen 
in der Schweiz nicht aus irgendwelchen Sympathien heraus ergriff, 
sondern aus sehr begreiflichen englischen Interessen, daß ganz be- 
sonders auch seine Verschleppungstaktik in erster. Linie diesen zu 
dienen hatte. Damit ist der entscheidenden Rolle Englands im Kampf 
um die Neugestaltung der Schweiz kein Abbruch getan, sie wird nur 
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objektiver erkannt. Diese Objektivität wird durch den Anmerkungs- 
apparat und die Angabe der Quellen noch wesentlich gestützt. 

Winterthur. W. Ganz. 

C. Boysen (Die Kriegführung in Schleswig-Holstein 1849 auf 
deutscher Seite) klärt in Nordelbingen 13, 1937, S. 460—524, auf 
Grund eines von dem Befehlshaber des Reichsheeres, General v. Pritt- 
witz, im Jahre 1856 niedergeschriebenen ‚Tagebuches‘ die schwierige 
persönliche Stellung, in der sich dieser zwischen der Reichszentral- 
gewalt und den verschiedenen Berliner Stellen befand und aus der 
sich die lässige Führung der militärischen Operationen ergab. 


J. B. 
NEUESTE GESCHICHTE SEIT 1871 


Zeitschriftenbericht von E. Hölzle (seit 1914) 


Karl-Ferdinand Lohe, Die staatsrechtliche Stellung 
von Landesregierung und Volksvertretung in Reußä.L. 
und die Austragung von Gegensätzlichkeiten zwischen beiden (1867— 
1918). Jena, Gustav Fischer 1937. 200 S. 8RM. — L. unternimmt 
es in seiner fleißigen, auf sehr umfangreichem Material, besonders 
archivalischer Art, aufbauenden Arbeit, auf Grund der Staatsverfas- 
sung und der Landtagsverhandlungen für das ehemalige Fürstentum 
Reuß ä.L. die Wechselbeziehungen zwischen dem Landesherrn, dem 
Chef der Regierung und dem Landtag als Vertreter des Volkes von 
der Verkündigung der Verfassung bis 1918 darzustellen. Er geht 
dabei mit besonderer Ausführlichkeit auf die sog. Grund- oder Men- 
schenrechte ein, da ihm Umfang und Art und Weise der Bestätigung 
dieser Rechte durch den Fürsten ‚‚das Kraftverhältnis zwischen Herr- 
scher und Beherrschten‘ am deutlichsten zu erläutern scheinen. 
L. kommt schließlich in seiner gelegentlich aus Gründen heimat- 
geschichtlichen Interesses sehr breit durchgeführten Darstellung zu 
dem Ergebnis, daß die Verfassung von 1867 den gleichzeitigen politi- 
schen Verhältnissen in ganz Deutschland entsprach. Die Landtags- 
zusammensetzung blieb während der ganzen Periode im Grund un- 
verändert: die starke Vertretung bäuerlicher und konservativer 
Interessen überwog bis 1918 bei weitem die Vertretung des Bürger- 
tums und der vorwiegend sozialdemokratischen Industriebevölkerung 
der Städte. 

Berlin. W. Treue. 

Fritz Leidner, Die Außenpolitik Österreich-Ungarns 
vom Deutsch-Französischen Kriege bis zum Deutsch-Österreichischen 
Bündnis 1870—1879. Phil. Diss. Kiel. Halle, Akademischer Verlag 
1936. 125 S. — Es ist immer wertvoll, das diplomatische Spiel im 
Zeitalter Bismarcks vom Standpunkt der Staatsmänner aus zu unter- 
suchen, die Bismarcks Gegenspieler waren. L. hat es in dieser Diss. 
unternommen, im wesentlichen die Außenpolitik des Grafen Andrassy 
bis zum deutsch-österreichischen Bündnis zu schildern. Die Haupt- 
grundlage der Arbeit bilden die ungedruckten und unveröffentlichten 
Akten des Haupt- und Staatsarchivs in Wien und die gleichfalls un- 
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gedruckten Akten des Public Record Office in London. Diese Doku- 
mente hat L. vielfach im Auszug abgedruckt und damit wichtiges 
Quellenmaterial erschlossen. Soweit L. ein Urteil fällt, ist es gut 
fundiert und wohlerwogen. Er schildert, wie Andrassy einen Block 
der Mittelmächte Österreich-Ungarn und Deutschland mit England 
zu schaffen suchte, dem sich später Italien anschließen sollte. Den 
Kernpunkt des Problems bildet die Gewinnung Englands. L. geht 
gewissenhaft den einzelnen Phasen der englisch-österreichischen Be- 
ziehungen nach, wobei er sich mit Wertheimer (Andrassy, Stuttgart 
1910/13) kritisch auseinandersetzt. Interessant ist Andrassys Weisung 
an Beust vom 1.4. 1872 (S. ı4 ff.); er will „Europa vor der größten 
Gefahr, die es bedrohen könnte, nämlich vor einer russisch-preußi- 
schen Allianz, bewahren‘. Als seine Verhandlungen mit England 
scheitern, wendet sich Andrassy der Dreikaiserpolitik Bismarcks zu, 
ohne jedoch seinen alten Plan aufzugeben, dem er von 1875 ab wieder 
näherzukommen hofft. Beaconsfield vertritt schließlich eine aktivi- 
stische Politik in enger Gemeinschaft mit Österreich, aber es kommt 
doch nur zu der englisch-österreichischen Vereinbarung vom 6. Juni 
1878 über die Haltung auf dem Berliner Kongreß, der wiederum 
Andrassys Gedanken eines Bundes der Mittelmächte gegen Rußland 
mit Anschluß Englands der Wirklichkeit näher zu bringen schien. 
Jedoch mußte sein ganzes Streben zunächst dahin gehen, noch vor 
seinem Ausscheiden aus dem Amt den deutsch-österreichischen Ver- 
trag abzuschließen, und hier traf er mit Bismarcks Gedankengängen 
zusammen. Nur wollte Andrassy Deutschland völlig von Rußland 
lösen und eine neue Koalition schaffen, während Bismarck keine 
Option für Österreich gegen Rußland vollzog. Andrassy erreichte sein 
letztes Ziel nicht, er hatte in Bismarck seinen Meister gefunden. 
München. E. Rathmann. 
H. W. Erdbrügger, England-Deutschland und die 
zweite Haager Friedenskonferenz. Dissertation Münster 1935. 
— Im Mittelpunkt dieser Dissertation steht die deutsch-englische 
Diskussion über die Behandlung der Rüstungsfrage auf der zweiten 
Haager Friedenskonferenz. Die englischen Bemühungen, die Rüstungs- 
frage im Haag vorzubringen, werden als ein Versuch, den deutschen 
Flottenbau aufzuhalten, ausführlich geschildert und die Berechtigung 
der deutschen Ablehnung überzeugend dargestellt. Doch die poli- 
tische Ausdeutung verleitet Vf., die englische Initiative in dieser An- 
gelegenheit stärker zu sehen, als sie in Wirklichkeit war. Schon im 
Juli 1906 (vgl. B. D. VIII, Nr. 162), nicht erst 1907 (bei E. S. 56) 
ging Grey darauf aus, den Vereinigten Staaten die Verantwortung 
zuzuschieben, da er durch Frankreichs Ablehnung und den Wider- 
spruch in den englischen Marinekreisen zu sehr gehemmt war. Das 
Zustandekommen irgendeines konkreten Abkommens hat er kaum 
erstrebt, sicher gar nicht erhofft. Bezeichnend ist ja auch die englische 
Ablehnung des realistischen Rooseveltschen Vorschlags, eine Höchst- 
grenze des Deplacements festzusetzen (s. Erdbrügger S. 47). Der Vor- 
schlag, die Flottenprogramme auszutauschen, taucht erst 1907, in 
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letzter Stunde auf (B. D. VIII Nr. 177). Entscheidend war eben doch 
die Rücksicht auf die öffentliche Meinung, die in den angelsächsischen 
Ländern in diesen Jahren von einer pazifistischen Welle erfaßt war. 
Aber nicht nur Rücksicht in innenpolitischer Hinsicht, die Vf. selbst 
betont (für England S. 37, 4ıf., für USA. S. 49), sondern auch mit 
außenpolitischer deutschfeindlicher Tendenz: Deutschland sollte das 
Odium der Ablehnung des Antrags für Rüstungsbeschränkung zu- 
fallen und es damit vor der Weltöffentlichkeit als militaristisch gebrand- 
markt werden (vgl. B. D. VIII, Bem. Greys zu Nr. 163, Nr. 167, 168, 
S. 335 d. Dt. Ausg.). Die Art, wie diese Absicht geäußert wird, ist 
typisch Grey: vage und versteckt. Man wird Greys Art nicht gerecht, 
wenn man ihm klare und feste Pläne zuschreibt. Wie grundsätzlich 
berechtigt die deutsche Ablehnung war, habe ich bei Behandlung der 
zweiten Haager Konferenz andernorts ebenfalls betont!), doch ist nicht 
zu leugnen, daß es Deutschland nicht gelungen war, einen diploma- 
tischen Weg zu finden, der der unfreundlichen englischen Absicht die 
Spitze abgebogen hätte. — Das einleitende Kapitel über den deutsch- 
englischen Flottengegensatz ist in diesem Zusammenhang sehr ange- 
bracht, doch wenig selbständig (nach den Werken von Hassert, Roß, 
J. B. Hoffmann, H. Hallmann, Lufft gearbeitet). Ein dritter Ab- 
schnitt schildert die deutsch-englische Stellungnahme zum Seebeute- 
recht. Der Zwiespalt in der deutschen Haltung: die Diplomatie für 
die Abschaffung des Seebeuterechts als einer vornehmlich England 
günstigen Waffe (Metternich, Auswärtiges Amt), Marine für Bei- 
behaltung als wichtiges Kampfmittel gegen England (Tirpitz), ist in 
Hinblick auf den Kampf um die U-Bootwaffe im Weltkrieg besonders 
interessant. — Wie man sieht, ist der Titel der Dissertation zu weit 
gegriffen, um ihn zu rechtfertigen, hätte es mindestens noch der Be- 
handlung der Schiedsgerichtsfrage bedurft. 

Augsburg. J. Kunz-Lack. 

Generalleutnant a. D. von Zoellner, Schlieffens Vermächt- 
mis (Sonderheft der Militärwiss. Rundschau). Berlin, Mittler 1938. 
55 S. 1,50 RM. — Die Gedächtnisschrift zum 25. Todestag gibt eine 
sehr klare Einführung in Schlieffens strategisches Werk, namentlich 
an Hand der jüngst veröffentlichten taktisch-strategischen Aufgaben. 
Den politisch-historischen Hintergrund streift sie nur gelegentlich 
und geht auch nicht bei der Behandlung des Belgieneinmarsches 
darauf ein. 

Was wir vom Weltkrieg nicht wissen, hrsg. von Walter 
Jost und Friedrich Felger. Leipzig, H. Fikentscher 1936. 524 S. 
(mit 234 Abb.). 22,50 RM. — Das 1929 als Subskriptionswerk heraus- 
gegebene Werk ist in der neuen Auflage nur wenig geändert. Einige 
Themen sind von anderen Fachmännern bearbeitet, eine Reihe Bei- 
träge, darunter der Cramons über unsere Bundesgenossen und Bredts 
über die Parteien, sind ausgelassen, und vereinzelt ist Neues hinzu- 
gefügt. Das Buch will ein Volksbuch vom Weltkrieg sein und bringt 


1) Die deutsch-amerikanischen Beziehungen 1890—1914, S. 174. 
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in den Abschnitten zur politischen und militärischen Geschichte 
Übersichten, die Bekanntes zusammenfassen, denen jedoch vereinzelt 
von den Verfassern (Kabisch, Eisenhart-Rothe) zu beachtende Thesen 
zugrundegelegt werden. Bedeutung hat das Werk in erster Linie durch 
die Beiträge über den Nachrichtendienst (Nicolai, Herrmann, Schrag- 
müller u. a.), über die Sabotageakte (v. Roeder), über die Tätigkeit 
von Sonderwaffen (Buttlar-Brandenfels: Luftschiffe, Haehnelt: 
Flieger, Gayer: U-Boote, Zache: Kolonialkrieg, Geyer: Gaskrieg, 
Blümner und Friedrich: neue Waffen), über den Wirtschaftskrieg 
(F. Lorz statt der temperamentvollen Kritik Schiele-Naumburgs in 
der ı. Auflage) und über die feindliche Zersetzungspropaganda (Volk- 
mann, Waldeyer-Hartz u.a.). Meist sprechen hier Fachmänner, die 
im Kriege an hervorragender Stelle standen und manche neue Einzel- 
heiten mitteilen. Für diese Neben- und Schattenseiten des Krieges 
wird das Buch eine treffliche Einführung bleiben. Die reichen Bild- 
beigaben entstammen großenteils unbekanntem Bildmaterial aus 
dem Kriege. E. Hölsle. 


Ulrich Keßler, Wehrmachtführung bei der Entente im Welt- 
krieg, untersucht die Entwicklung eines einheitlichen Oberbefehls und 
das Zusammenwirken der Wehrmachtteile zu Beginn des Krieges bei 
England und Frankreich. Er kommt zu einem wesentlich negativen 
Ergebnis (Zs. f. d. ges. Staatswiss. 98, 29—47). 


Henry Contamine, Röflexions sur les forces en prösence 4 la 
bataille des frontidres, bestimmt die auf beiden Seiten zu Beginn des 
Krieges fechtenden Heereszahlen und ihre Verteilung auf die einzelnen 
Abschnitte (Rev. Guerre mond. 1938, 28—55). 


Unter der Überschrift Carlo Sforza über San Giuliano 
bringen die Berl. Mtsh. März 1938 Auszüge aus dem in serbischer 
Sprache erschienenen Buche Sforzas ‚Nikola Pa3ie i ujedinjenje 
Jugoslovena‘‘. Aus ihnen geht deutlich hervor, wie der italienische 
Außenminister seit dem August 1914 bis zu seinem frühen Tod den 
Kriegseintritt an der Seite der Entente vorbereitete und auch das 
Verhältnis zu Serbien in diesem Sinne zu regeln versuchte, einzig 
Österreich-Ungarn als Gegner im Auge habend. 


Georges Boussenot, Le Drame du Ier döcembre 1916 @ Athönes, 
schildert mit reichen dokumentarischen Belegen die Vorgeschichte 
der Landung französischer Truppen im Piräus, die zu blutigen Ver- 
lusten führte. Erneut zeigt sich die Uneinigkeit der Ententemächte, 
von denen Rußland und Italien die Monarchie geschont wissen 
wollten, ja auch die Uneinigkeit zwischen französischen diplomati- 
schen und Marinestellen (Rev. Guerre mond. 1938, 1—27). 

Der Vortrag von Erwin Hölzle, Die Ostfrage im Weltkrieg, 
unternimmt, an die scheinbar nur diplomatische Geschichte der 
deutsch-russischen Beziehungen volksgeschichtliche Fragestellungen 
heranzubringen und insbesondere den Zwiespalt und das Schwanken 
zwischen einer gesamtrussischen Lösung und einer Entscheidung für 
die Randvölker ins Licht zu rücken. Grundlage sind die in dem größeren 
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Aufsatz über Deutschland und Rußland im Weltkrieg (s. HZ. 158, 
209) vorläufig umrissenen Forschungen (Vgh. u. Ggw., April 1938). 
Johannes Benzing, Das turkestanische Volk im Kampf um 
seine Selbständigkeit, behandelt nach einem geschichtlichen Rück- 
blick den durch die Einführung der Dienstpflicht hervorgerufenen 
Aufstand von 1916 in seinen einzelnen Phasen (Die Welt des Islam, 
Bd. 19, auch als Sonderdruck, Berlin, Collignon 1938, 44 S. 3 RM.). 
Viktor Bruns, Der Vertrag vom 5. November 1918 und das 
Schicksal der Sudetendeutschen, weist nach, daß die Tschecho- 
slowakei als Verhandlungsmacht an die Bestimmungen des Vor- 
friedensvertrags und damit an das Selbstbestimmungsrecht der Völker 
gebunden sei (Zs. d. Akad. f. Dsch. Recht 1938, 181—85). 

L. Moulin, Fiume et I Adriatique. Essai sur les rapports franco- 
italiens de 1918—1920 (Rev. de !’ Universitö de Bruxelles 1937, 332—61) 
und ders., Chronologie des Rapports Franco-Italiens. Des preludes 
de l’armistice 4 la signature du Traitö de Paix (Rev. beige des livres ... 
guerre 1914/1918, 1938, I—19) seien als trefflich fundierte, aufschluß- 
reiche Aufsätze vermerkt. 

Schultheß’ Europäischer Geschichtskalender. Hrsg. 
von Ulrich Thürauf. Jahrgang 1936. München, C. H. Beck 1937. 
XIX u. 612 S. — Der neue Band ist in bewährter Gründlichkeit nach 
dem bekannten Aufbau des Nachschlagewerkes geschaffen. Neu ist 
ein Einführungswort von Richard Suchenwirth über die europäische 
Entwicklung des Jahres 1936. E.H. 

Karl Lutz, Edmund Glaise von Horstenau, macht in einer bio- 
graphischen Skizze mehrere bislang unbekannte Mitteilungen zur 
unmittelbaren Vorgeschichte der Heimführung Österreichs in das 
Reich, die auch für die Geschichtsforschung wertvoll sind (Die West- 
mark, Mai 1938, 421—27). E.A. 

Weltgeschichte der Gegenwart 1934/35, Teil 2: Staats- 
form und Wirtschaft der Nationen, bearbeitet von Michael Freund. 
Essen, Essener Verlagsanstalt 1937. 452 S. ı1o RM. — Kalender 
der Weltgeschichte. Kalendarium und Quellenkunde zur Welt- 
geschichte der Gegenwart 1934/35. Ebd. 1937. 295 S. ro RM. — 
Während der erste Band der Weltgeschichte die auswärtige Politik 
behandelte, gibt der zweite eine Darstellung und Dokumentierung 
der Innen- und der Wirtschaftspolitik. In der gleichen vorzüglichen 
Weise wie im ersten Band wird eine sorgsam ausgewählte Sammlung 
der wichtigsten Reden, Aufsätze und Gesetze gegeben, die durch aus- 
gezeichnet orientierende Texte in den einzelnen Kapiteln zu einem 
Ganzen verbunden ist. Dargestellt sind das Britische Reich, die Ver- 
einigten Staaten, Frankreich, Italien und Mitteleuropa in seinem aus- 
gedehntesten Bereiche. Für das Deutsche Reich wird besser auf die 
deutschen Sondersammlungen von Dokumenten zurückzugreifen 
sein. Die nicht behandelten Staaten sind dem nächsten Band der 
Weltgeschichte vorbehalten. In den Grenzen seiner Quellen stellt 
das Werk, das der Herausgeber in Zusammenarbeit mit Werner 
Frauendienst bearbeitet hat, eines der besten, wenn nicht das beste 
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Quellenwerk zur Gegenwartsgeschichte dar, das vor den älteren 
Geschichtskalendern vielfache Vorzüge voraus hat. Ein ausführ- 
liches Register für die beiden ersten Bände erleichtert die Auffindung. 
— Der Kalender lehnt sich im Aufbau an die Geschichtskalender an, 
bietet jedoch durch die übersichtlichere knappe Fassung und vor 
allem durch die Aufführung der Quellen gerade dem Historiker be- 
sonderen Nutzen. Während in den Dokumentenbänden nur eine Aus- 
lese der wichtigsten Dokumente gegeben werden konnte, vermag man 
mit Hilfe des Kalenders die besten Fundorte, d.h. die meist biblio- 
graphisch schwer erreichbaren offiziellen Veröffentlichungsorgane der 
Staaten der Welt, für eine Vielzahl weiterer Dokumente aufzufinden. 
Der Kalender wird sich als unumgängliches Hilfsmittel für die wissen- 
schaftliche Forschung zur jüngsten Zeitgeschichte erweisen. 
E.H,. 


DEUTSCHE LANDSCHAFTEN 
Zeitschriftenbericht von Joh. Bauermann 


In Balt. Studien NF. 4o, 1938, S. 1—27 schildert W. Steffens 
„Die Geschichte der Pommerschen Provinzialblätter‘‘ und die Ent- 
stehung der ‚„Baltischen Studien‘. Letztere traten 1831 auf Betreiben 
L. Giesebrechts als ausschließliches Organ der Gesellschaft für pom- 
mersche Geschichte an die Stelle der nicht lebensfähigen Neuen Pom- 
merschen Provinzialblätter und ihres Vorläufers, der von Sack als 
Volksblatt für breitere Kreise 1819 ins Leben gerufenen Pommer- 
schen Provinzialblätter. 

Die von H. Stierling in Nordelbingen 13, 1937, $. 430—33 
vertretene Ansicht, daß Altona seinen Namen einem Wirtshaus (,‚All 
zu nah‘‘) verdankt, setzt sich bereits allgemein durch. 

Ein längerer Aufsatz von H. Tidemann über Bremische Ver- 
fassungskämpfe von 1830 bis 1837 (Brem. ]Jb. 37, 1937, S. 172—257) 
schildert die Verhandlungen der 1830 eingesetzten Verfassungsdepu- 
tation der Bremer Bürgerschaft, die aber dank der überlegenen Diplo- 
matie des Bürgermeisters J. Smidt nur in einen Abschlußbericht 
ausmündeten. 

Aus dem Nachlaß des Bremer Bürgermeisters A. Duckwitz teilt 
H. Entholt (Brem. Jb. 37, 1937, S. 258—322) Aufzeichnungen aus 
seiner Handelsministerzeit in Frankfurt und über eine Unterredung 
mit O. von Manteuffel im Dezember 1850 mit, die die Fehler der 
preußischen Unionspolitik, die schleswig-holsteinische Frage und die 
Notwendigkeit einer gesamtdeutschen Handels- und Wirtschafts- 
politik zum Gegenstand hatte. IB 

Als Nr. 2ı der Veröffentlichungen der Historischen Kommission 
des Provinzialinstituts für westfälische Landes- und Volkskunde er- 
scheint die von Karl Wülfrath verfaßte Bibliotheca Marchica. Die 
Literatur der westfälischen Mark. Teil ı: Von den Frühdrucken bis 
1666 (Münster, Aschendorff 1936. VII u. 46 u. 424 S. 9 M.). Eine 
außerordentlich reichhaltige Gabe! Es ist eine Bestandsaufnahme des 
gesamten literarischen Schaffens der Grafschaft Mark, ihrer Neben- 
Historische Zeitschrift 138. Bd. 42 
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länder (Essen, Soest, Lippstadt) und der Stadt Dortmund gemacht 
worden. Voraufgeschickt ist eine das Wesentliche umfassende Kultur- 
geschichte der westfälischen Mark, in der die Beziehungen zu den 
Niederlanden (Brüder des gemeinsamen Lebens u.a.) und zu Nieder- 
sachsen, der westfälische Humanismus, die Verbindung mit den refor- 
matorisch gesinnten Augustinern, der Einfluß Straßburgs und Zwing- 
lis, die katholische Reform (Gropper), schließlich das Nebeneinander 
von Lutheranern, Katholiken, Calvinisten besondere Blickpunkte 
bieten. Die Bibliographie selbst gruppiert: von den Frühdrucken 
bis 1543, 1543—1609, 1609—1666, innerhalb dieser Hauptabschnitte 
ist sachlich angeordnet. Das bei Bibliographien unerläßliche Regi- 
ster der Autoren ist dahin erweitert, daß jedem Autor eine knappe 
biographische Skizze beigegeben ist, auch ein Register der Drucker, 
ein genealogischer Namenweiser für die in den Büchertiteln vorkom- 
menden Personen ist beigegeben. Endlich sind seltene Titelblätter 
in Faksimile, zwei Karten der westfälischen Mark und eine ganze 
Reihe von Autorenporträts eine Zierde des Buches. Für die wissen- 
schaftliche Arbeit auf dem Gebiete der westfälischen Geschichte ist 
so ein unentbehrliches Hilfsmittel geboten (wo die z. T. sehr seltenen 
Drucke zu finden sind, ist angegeben); dem Vf. selbst soll es Grund- 
lage für eine landschaftsgebundene Literatur- und Geistesgeschichte 
bedeuten. W.K. 
Rheinisch-Westfälische Wirtschaftsbiographien, Bd.VI, 
Heft 2/3. Münster, Aschendorff 1937. 240 S.’"RM. 7,90. — Das vor- 
liegende Doppelheft bildet den Abschluß des 2. Bandes der Rheinisch- 
Westfälischen Wirtschaftsbiographien. Zwölf Autoren haben die 
Lebensbeschreibungen geliefert, die in diesem Heft vereinigt sind und 
sich teils auf einzelne Persönlichkeiten beschränken, teils ganze Fami- 
lien oder mehrere hervorragende Mitglieder einer Familie behandeln. 
Anders als in dem früher hier angezeigten Band über die Bergmanns- 
familien sind die Beiträge zu dem vorliegenden Doppelheft zahl- 
reichen wirtschaftlichen Einzelzweigen gewidmet; zeitlich reichen 
sie vom Beginn des 18. Jahrhunderts bis an die Gegenwart heran. 
Den Anfang macht eine sehr gedrängte Geschichte der Farina vom 
Hause ‚„Farina gegenüber‘ (Verf. Hermann Schaefer, Köln). Es 
folgen drei Generationen der Duisburger Tabakhändler Böninger von 
1722 bis 1877 (Vf. Walter Ring, Duisburg), der märkische Draht- 
industrielle Johann C. Rumpe (Vf. Wilhelm Claas, Essen), der Trierer 
Lederindustrielle Johann W. Rautenstrauch (Vf. Hermann van Ham, 
Koblenz), der Glasfabrikant Theodor Müllensiefen (Vf. Paul H. Mer- 
tes, Dortmund), der Kölner Bankier Ludolf Camphausen (Vf. Curt 
Loose, Köln), die Eisenindustriellen Leopold Hoesch (Vf. Fritz Brüg- 
gemann, Kiel) und Carl F. Frhr. von Stumm-Halberg (Vf. Fritz Hell- 
wig, Saarbrücken), der Gelehrte und Erfinder der Seilbahn Franz 
F. von Dücker (Vf. Wilhelm von Dücker, Berlin), der Gründer des 
Persilwerkes Fritz Henkel (Vf. Josef Wilden, Düsseldorf), der Büro- 
bedarfsfabrikant Friedrich Soennecken (Vf. Christian Eckert, Köln) 
und schließlich der Regierungspräsident in Düsseldorf Francis Kruse 
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(Vf. Erich Hoffmann, Berlin). Der zusammenfassende Gedanke des 
Bandes ist der der wirtschaftlichen Führerpersönlichkeit. Der Haupt- 
wert der Beiträge liegt in der bequemen vorläufigen Orientierung über 
einzelne Persönlichkeiten. Und die jeweils angehängten Literaturhin- 
weise erleichtern die eindringliche Weiterarbeit. 

Berlin. W. Treue. 

Mit Spannung nimmt man die Arbeit von Margarete 
Frisch, Die Grafschaft Mark. Der Aufbau und die innere 
Gliederung des Gebietes, besonders nördlich der Ruhr 
(= Veröffentlichungen der Historischen Kommission des Provinzial- 
instituts für westfälische Landes- und Volkskunde XXII. Geschicht- 
liche Arbeiten zur westfälischen Landesforschung Bd. ı) (Münster i. 
W., Aschendorff 1937. V, 108 S. 5 M.) zur Hand, Erwartet man 
doch nach dem Titel eine wichtige Vorarbeit zu einem historischen 
Atlas der heutigen Provinz Westfalen, der schon lange ein Wunsch 
der Forschung ist. Die vorliegende Göttinger Dissertation, die mit 
einem nicht genug anzuerkennenden Fleiß erarbeitet worden ist, hat 
diese Vorarbeit aber nur zum kleinsten Teil geleistet. Was die Ar- 
beit von Frisch bringt, ist im wesentlichen eine Beschreibung der 
Ämter- und Gerichtsverfassung der Grafschaft Mark, soweit sie nörd- 
lich der Ruhr lag. Mit Recht sieht die Vf. den Ursprung der Amts- 
verfassung dieses Gebiets in der Gerichtsorganisation. Dieser zweite 
Teil der Arbeit ist sehr verdienstlich und wird dauernd seinen Wert 
behalten. Unbefriedigend und ungenügend sind dagegen die Aus- 
führungen des ersten Teils, in dem auf wenigen Seiten die, schwie- 
rigsten Probleme der Verfassungsgeschichte mit einer scheinbaren 
Selbstverständlichkeit und Überlegenheit abgehandelt werden, die 
eines Meisters würdig gewesen wäre. Über jedes einzelne Kapitel 
des ersten Teils hätte sich eine umfangreiche Doktorarbeit schreiben 
lassen. Eine Geschichte der äußeren Entwicklung des märkischen 
Territoriums läßt sich eben nur in engster Verbindung mit einer 
Siedlungsgeschichte der Grafschaft Mark schreiben. So ist es auch 
verständlich, daß das Kapitel II des zweiten Teils, das die Kirch- 
spielsverfassung des nördlich der Ruhr gelegenen Teils des märkischen 
Territoriums behandelt, bei seiner Kürze das angeschnittene Thema 
in keiner Weise erschöpft und mit seinen vielen unbewiesenen und 
dazu häufig falschen Behauptungen über Urpfarreien und Tochter- 
und Mutterkirchenbeziehungen die ortsgeschichtliche Forschung noch 
sehr oft in die Irre führen wird. Besonders bedauerlich ist es, daß 
diese nicht sehr gut fundierten Aufstellungen auch noch in der 
Karte 3 zeichnerisch festgehalten worden sind. Mit welcher Willkür 
die Vf. dabei gearbeitet hat, lehrt ein Vergleich der westlichen Gren- 
zen der Grafschaft Mark in kirchlicher Beziehung bei Fr. und auf 
der Karte der kirchlichen Einteilung der Rheinprovinz am Ende des 
Mittelalters von W. Fabricius. Nach Fr. grenzt an die Grafschaft 
Mark nur der Dekanat Deutz, während der gleichfalls anliegende De- 
kanat Neuß ganz unter den Tisch fällt. Die in der heutigen Rhein- 
provinz gelegenen Bezirke von Barmen und Radevormwald, die nach 
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der Karte bei Fr. im Dekanat Deutz lagen, gehörten früher kirchlich 
zum Dekanat Lüdenscheid. Birtine, das von der Vf. auf Brechten 
bezogen wird, ist Birten bei Xanten. Übrigens gehörte der Hof 
Schwerte bis 1302 dem Stift Xanten (vgl. Xantener Urkundenbuch 
I 235 Nr. 355). Falsch ist auch die Bezeichnung Kloster für Prä- 
monstratenserstifte und die Benennung des Goslarer St. Simon- und 
Judästiftes als Domstift (S. 89 f.). — Wenn man also auch die wirk- 
lich fleißige Arbeit für die Ämter- und Gerichtsverfassung der nörd- 
lichen Grafschaft Mark mit Nutzen heranziehen wird, so sind die 
Ausführungen der Vf. über die Grenzen der Gaue und Freigrafschaften, 
über das Verhältnis der Gaugrenzen zu den Dekanatsgrenzen sowie 
über die Einführung der kirchlichen Organisation und die Urpfarreien 
mit ihren Tochterkirchenbezirken nicht als gesicherte Ergebnisse der 
Forschung anzusehen, sondern nur als Formulierungen einer ganzen 
Reihe schwieriger Probleme, deren zukünftige Lösung noch viele Ar- 
beit kosten wird. Verdienstlich sind die beigegebenen Karten, die die 
Freigerichte (Karte ı), die Besitzverhältnisse fremder Herren inner- 
halb des Machtbereichs der Grafen von Altena-Mark und in seiner 
Umgebung (Karte 4), die Gogerichte in vorterritorialer Zeit (Karte 2), 
sowie die Amts-Kreisverfassung nebst einem Siedlungsbilde für den 
nördlichen Teil des Territoriums aus dem ı8. Jahrhundert (Karte 5) 
flächenhaft darzustellen versuchen. (Warum diese Karten im Textteil 
anders gezählt worden sind bleibt unerklärlich.) Dagegen ist die Karte 
der kirchlichen Einteilung der Grafschaft Mark (Karte 3), wie bereits 
gesagt wurde, nur mit größter Vorsicht zu verwenden. 

Krefeld. J. Ramackers. 

Georg Mentz, Ein Jahrhundert thüringische Ge- 
schichtsforschung. Dem Gesamtverein der deutschen Geschichts- 
und Altertumsvereine zu seiner Jahresversammlung in Gotha am 
19. bis 24. September 1937, dargebracht vom Verein für Thüringische 
Geschichte und Altertumskunde. Jena, Gustav Fischer 1937. 50 S. 
RM. 1,50. — Da Thüringen noch keine geschichtliche Bücherkunde 
besitzt und auch die von der 1937 gegründeten Historischen Kommis- 
sion für Thüringen geplante geraume Zeit erfordern wird, hat M. eine 
recht verdienstliche Abschlagszahlung geliefert, indem er für das 
Land Thüringen einschließlich Koburgs und der preußischen Ein- 
schlußkreise Schleusingen und Schmalkalden das in Buchform er- 
schienene Schrifttum des letzten Jahrhunderts in gedrängter kritischer 
Darstellung vorführt. Beschränkt er sich beim Inhalt der Geschichts- 
vereinszeitschriften auch auf die nicht gerade wenigen Beiträge, die 
zu den Büchern in Beziehung stehen, so beschäftigt er sich doch in 
übersichtlicher Form (S. 2—ı2) mit den Vereinen und ihren Leistun- 
gen, um dann, ausgehend von Archiven, Bibliotheken und Univer- 
sität, die an diese gebundenen Verfasser und ihre Werke aufzuzählen: 
es sind 439 Nummern (S. 17—42), darunter Nr. 248—428 Disserta- 
tionen. Ein Verfasser- und Ortsverzeichnis nach der Buchstabenfolge 
schließen das verdienstliche für den thüringischen Forscher heute 
unentbehrliche und für die Nachbargebiete nicht minder wichtige 
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Büchlein ab. Durch diese Gliederung erreicht M., daß es nicht nur 
nachgeschlagen, sondern im ersten Teil auch gelesen werden kann, 
und zwar mit Genuß. Überall dort, wo die Verhältnisse ähnlich 
wie in Thüringen liegen, sei das Verfahren zur Nachahmung emp- 
fohlen. 

Bonn. Armin Tille. 

Gesamtübersicht über die Bestände der staatlichen 
Archive Württembergs in planmäßiger Einteilung. Bearbeitet 
von Karl Otto Müller. (Heft 2 der Veröffentlichungen der würt- 
tembergischen Archivverwaltung.) Stuttgart, W. Kohlhammer 1937. 
238 S. — Die Herausgabe des Heftes ist durch eine besondere Spende 
des Herrn w. Ministerpräsidenten und Kultministers Professor Mer- 
genthaler ermöglicht worden, dem die Geschichtsforschung dadurch 
zu großem Dank verpflichtet ist. Der eigentlichen Gesamtübersicht 
gehen ein kurzes Vorwort des Archivdirektors Dr. Häring, sodann 
vom Bearbeiter ein Inhaltsverzeichnis, Literaturangaben, ein Ver- 
zeichnis der wichtigen Abkürzungen, eine Einleitung, eine Übersicht 
über die Geschichte der w. staatlichen Archive und eine Liste der 
Archivare voraus. Der w. Archivdirektion unterstehen in erster Linie 
das Staatsarchiv in Stuttgart und das Staatsfilialarchiv in Ludwigs- 
burg. Die Üesamtübersicht bietet als erste dieser Art von Gesamt- 
übersichten über Archive eine Übersicht über die Bestände in plan- 
mäßiger Einteilung (systematische Gesamtübersicht), d.h. die ge- 
samten Bestände sind in ıı mit A—L bezeichnete, nach Bedarf 
wieder in Unterabteilungen und Untergruppen geteilte Hauptabtei- 
lungen eingeteilt, die sich aus der Zeitzugehörigkeit und der Her- 
kunft (Provenienz) ergeben. In Württemberg waren die Archiv- 
bestände auch in der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts in der 
Regel nach der Herkunft beieinander gelassen worden (sog. Prove- 
nienzprinzip). Für die Herkunft von württembergischen Behörden 
ergaben sich die Hauptabteilungen A. (vor 1806), D. (Übergangszeit 
1803—ı817), E. und wenigstens überwiegend F. (seit 1806). Archiv- 
bestände, die in heutigen Landesteilen entstanden sind, ehe sie würt- 
tembergisch wurden, also vor 1803 bzw. 1806—ı1810 konnten in einer 
Hauptabteilung B. zusammengefaßt werden. Die Hauptabteilungen 
C. G. (Hausarchiv) H. I. K.L. (Landtagsarchiv) enthalten nicht oder 
nicht so leicht nach dem w. Behördensystem einreihbare Archiv- 
bestände. Eine bestimmte Abkürzung bei jedem Archivbestand gibt 
an, ob er im Staatsarchiv oder im Staatsfilialarchiv oder, was bei 
einigen aus verschiedenen Gründen der Fall ist, in beiden Archiven 
zu suchen ist. Über die Repertorien ist stets Auskunft gegeben. 
Ein nützlicher Sachweiser bildet den Schluß. Das Heft wird sicher 
„die Benützung der w. Staatsarchive durch die Behörden des Staates 
und der Gemeinden, durch die Gliederungen der Partei wie durch 
einzelne Volksgenossen wesentlich erleichtern und damit im Sinne 
der neuen Staatsauffassung das Interesse an der völkischen Vergangen- 
heit noch stärker wecken.‘ 
Stuttgart. Wintterlin. 
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E. Bühler (Grundbesitzverfassung und Zehntherrschaft im 
rechtsrhein. Teil des Fürstbistums Speyer, vornehmlich im 18. Jahr- 
hundert, Ztschr. ORhein NF. 51, S. 481—511) stellt fest, daß in der 
zweiten Hälfte des ı8. Jahrhunderts die Bauern allesamt zu einem 
guten Besitzrecht saßen und die Grundherrschaft nur den Charakter 
einer Zinsherrschaft hatte. Von den grundherrschaftlichen Verhält- 
nissen sind die zehntherrschaftlichen und zehntrechtlichen völlig ge- 
trennt zu halten; auch sie sind durch eine starke Zersplitterung und 
Mannigfalt gekennzeichnet. J. B. 

Festschrift Friedrich Emil Welti, zum 8o. Geburtstag 
dargebracht von der Aargauischen Historischen Gesellschaft und 
dem Historischen Verein des Kantons Bern, redigiert von Hektor 
Ammann, Aarau, H.R. Sauerländer 1937. 452 S. 20 Fr. — Dem 
um die schweizerische Rechtsgeschichte hochverdienten Gelehrten 
F.E, Welti auf Schloß Lohn zu Kersatz/Bern wird der ihm und 
seinem Schaffen gewidmete Band Freude und Genugtuung auslösen. 
Sein unermüdliches Herausgeben von schweizerischen Stadtrechten, 
Jahrzeitbüchern, Zinsrodeln, Stadtrechnungen und seine vielen 
heimatgeschichtlichen Monographien haben befruchtend gewirkt! 
Dies zeigt sich namentlich auch durch die 16 reichbefrachteten 
Festbeiträge, die, aus rechtsgeschichtlichen, wirtschafts- und kultur- 
historischen Bereichen entnommen, von Staatsarchivar H. Ammann 
(Aarau) zu einem wertvollen Geschenkband vereinigt worden sind. 
Von den durchwegs erfreulichen Arbeiten müssen besonders die 
Studien von Ulrich Stutz (Berlin), Walter Merz (Aarau), Hermann 
Rennefahrt (Bern), Richard Feller (Bern), Anton Largiader (Zürich), 
Karl Schib (Schaffhausen) und Hektor Ammann erwähnt werden, — 
U. Stutz vermittelt uns ein interessantes Kampfstück zwischen 
schwäbischem und burgundischem Recht, dargestellt am Streit 
Habsburgs gegen Savoyen um die Vormundschaft der Anna von 
Kiburg. Walter Merz deckt an Hand der Rechtsquellen der Gemeinde 
Freienwil (Aargau) einen jener eigenartigen Fälle auf, in dem sich die 
niederen Gerichte als Sonderkompetenz ungeschmälert bis 1798 haben 
erhalten können, Sehr illustrativ wirkt die Darstellung der Entwick- 
lung einer bernischen, dörflichen Gemeinwirtschaft, die H. Renne- 
fahrt verfolgt und der dabei zum Ergebnis kommt, daß das Sonder- 
eigentum Meister wird und die öffentlich-rechtlichen Aufgaben der 
Burger- und Kirchgemeinde überwunden werden. R. Feller gibt eine 
kulturgeschichtlich reizvolle Wertung der Sittengesetze der berni- 
schen Reformation. Largiad&r untersucht die städtische Entwick- 
lung Straßburgs und Zürichs und ihre Wechselbeziehungen auf poli- 
tischem, militärischem, wirtschaftlichem und kirchlichem Gebiet im 
13. und 14. Jahrhundert, wobei sich wieder bestätigt, daß Zürich 
meist der nehmende, Straßburg-Oberrhein der gebende Teil war. 
Sehr beachtenswert ist dann auch — neben der Arbeit Ammanns 
über den Stand der Bevölkerung der Westschweiz im Spätmittel- 
alter (die H.Z., 157, 668 besprochen ist) — die Untersuchung von Karl 
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Schib über die älteste Geschichte Kaiserstuhls. Nach ihm soll K. 
von Freiherr Lütold VI. von Regensberg gegründet sein und ur- 
sprünglich mit dem Klettgau zusammengehört haben, was eine Revi- 
dierung der bisherigen Auffassungen verlangen würde. — Nicht un- 
erwähnt sei auch die Vorstudie zur Geschichte des Königshofes 
Bümpliz von Bernhard Schmid, ferner Hans Strahms Arbeit über 
die Regalien im ältesten Stadtrecht von Lausanne und die treffliche 
Darstellung der städtebaulichen Entwicklung Murtens von der Bur- 
gunderzeit bis zum Einbruch der Franzosen in die Schweiz. — Ein 
übersichtliches Verzeichnis der Schriften F. E. Weltis schließt den 
prächtigen Band. 

Bern. L. Haas. 

Die Archivalische Beilage der Historischen Blätter bringt in 
ihrem H. 5 (Wien 1938. 136 S.) den 4. Teil der Salzburger Archiv- 
berichte von Fr. Martin und den 3. Teil der Urkundenregesten des 
Stadtarchivs Bregenz (1561—1599) von V. Kleiner. JB. 


Karl Rieß, Musikgeschichte der Stadt Eger im 
16. Jahrhundert. Leipzig-Wien, R. M. Rohrer 1935. 144 S. 
4 Abb. — Die in den meisten Stadtgeschichten noch bestehende 
musikgeschichtliche Lücke schließt vorliegende Prager Diss. auf 
Grund sorgfältiger Quellenstudien für ein Jahrhundert. Dabei wird 
eindringlich die enge Kulturverbundenheit des Sudetengebietes mit 
dem gesamtdeutschen Lebensraum bewiesen: entspricht die vorrefor- 
matorische Musikorganisation, von dem bezeichnenden Fehlen einer 
Stadtpfeifergilde abgesehen, ganz der anderer deutscher Städte, so 
wird auch in Eger die zweite Jahrhunderthälfte durch die Aus- 
einandersetzung zwischen streng lutherischer und renaissance- 
bestimmter Musikauffassung ausgerichtet. Aus der von 1540 an ge- 
schlossen nachweisbaren Kantorenreihe, die überwiegend Sudeten- 
deutsche, aber auch Sachsen und Bayern bilden, ragen als Reprä- 
sentanten dieses Streites der musikalische Reformator Johann Gold- 
ammer und Daniel Birkner auf. Der exakte Nachweis des Kirchen- 
liedes als Sturmbock der neuen Glaubensbewegung ist ebenso musik- 
geschichtlich wichtig wie die Feststellung einer Egerer Spezialität, 
der „Symbola‘, d.i. Widmungsmotetten des Clemens Stephani, der 
mit dem Bayern Joh. Hagius die Höhenkurve ‚Egererscher Musik- 
entwicklung im Reformationsjahrhundert (1564—1584) bestimmt. 
Orgelbau und Notendruck liegen in Händen bayrischer und sächsi- 
scher Meister. Die Beziehungen bedeutender Komponisten wie A. 
Gabrieli, Jak. Meiland, Ludw. Daser und Val. Haußmann zu Eger 
sprechen für die kulturelle Stellung der Stadt. Angesichts solch posi- 
tiver Ergebnisse wiegen Schönheitsfehler wie beispielsweise die falsche 
Erklärung von „parteken‘‘ als „Stimmhefte‘ (S. 33) oder die unvoll- 
ständige Literaturverarbeitung bei Gelegenheit des Musiziergutes der 
Egerer Stadtpfeifer (S. 13 ff.; vgl. Moser ‚Tönende Volksaltertümer‘ 
S. 31 ff.) nicht allzuschwer. 

Rostock. E. Schenk. 
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Kurt Witt, Die Teschener Frage. Berlin, Volk und 
Reich Verlag 1936. 291 S. 6,60 M. — Die Frage, die Lloyd George 
am 16. April 1919 im Unterhaus stellte: ‚Wie viele Mitglieder des 
Hauses haben jemals etwas von Teschen gehört ?‘ hätte man in ent- 
sprechender Form auch dem akademischen Deutschland vorlegen 
können. Erst im Laufe der Nachkriegsjahre haben volkspolitische 
Stimmführer weitere Kreise auf die Problematik des Teschener Ge- 
bietes hingewiesen, das einst zu Österreichisch-Schlesien gehört hatte 
und nach dem Weltkrieg auf die Tschechoslowakei und Polen auf- 
geteilt worden war, obwohl es deutschen Volks- und Kulturboden 
umfaßt. Im Sinne der Anregungen von Karl C. von Loesch, Max 
Hildebert Boehm und Friedrich Lange ging W. an eine gründliche 
Untersuchung und zusammenfassende Darstellung der Teschener 
Frage. Die Vorarbeit für dieses zeitgeschichtliche Werk bestand in 
umfangreicher Materialsammlung, in mündlichem und schriftlichem 
Ausfragen von sachverständigen Persönlichkeiten, in der Sichtung 
zahlreicher Zeitungen usf. Die Teschener Ecke ist eine der Drei- 
völkerecken. (Diesen Schnittpunkten des Völkerlebens hat in der 
letzten Zeit Karl C. von Loesch besondere Studien gewidmet.) Das 
Teschener Gebiet stellt vielleicht die problemreichste der mittel- 
europäischen Dreivölkerecken dar. Deutsche, Tschechen und Polen- 
Slonzaken, Katholiken, Protestanten und Neuhussiten, Arier und 
Juden, Angehörige der verschiedensten sozialen Schichten leben in 
diesem engen Raum beisammen, der schon durch seine verkehrs- 
geographische Lage an der Mährischen Pforte und seine besonderen 
wirtschaftsgeographischen Gegebenheiten zu sehr eigentümlichen 
Daseinsverhältnissen vorherbestimmt schien. Ein tausendjähriges 
Grenzlandschicksal hat sich hier abgespielt. Die Nationalitäten- 
bewegung des 19. Jahrhunderts und der Vorkriegszeit mußte in die- 
sem Winkel wie ein Wirbel wirken. W. kennzeichnet einleitend den 
landeskundlichen Sachverhalt und schildert dann ausführlich die 
Geschichte der Teilung des Teschener Schlesiens, einen Abschnitt 
mitteleuropäischer Nachkriegsgeschichte voller Fragwürdigkeiten. 
Zum Schluß stellt der Vf. den volkspolitischen, kulturellen und wirt- 
schaftlichen Zustand nach der Teilung dar. Im Anhang sind abge- 
druckt: das Protokoll des polnisch-tschechischen Provisoriums vom 
5. November 1918; ein Brief Stanislaus Grabskis an Roman Dmowski 
vom 28. Januar 1919; die Entscheidung der Botschafterkonferenz in 
Paris vom 28. Juli 1920 betreffend die Teilung Ostschlesiens; das 
tschechisch-polnische Minderheitenabkommen vom 23. April 1925; 
das Ergebnis der Bezirkswahlen 1935 in den Gemeinden der unmittel- 
baren Grenzbezirke. W.s Werk zeichnet sich durch ein hohes Maß 
von volkswissenschaftlicher Einsicht und politischer Umsicht aus. 
Es ist klar gegliedert und gut geschrieben. Die beigegebenen Karten 
sind ein wertvoller Behelf. Es wäre zu wünschen, daß wir für andere, 
noch unzulänglich behandelte Grenzgebiete gleich vortreffliche Ar- 
beiten erhalten. K. Pleyer. 
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Am 28. April 1938 ist der wissenschaftliche Beamte an der Berliner 
Akademie der Wissenschaften Prof. Dr. Ed. Sthamer verstorben. Der 
Dahingegangene hat auf Grund langjähriger Archivforschungen eine 
große Zahl wertvoller Arbeiten zur inneren Geschichte des Königreichs 
Sizilien unter den Staufern und Angiovinen veröffentlicht. K—1t. 

Am 29. April 1938 starb zu Göttingen am Herzschlage der or- 
dentliche Professor Dr. Adolf Hasenclever im 63. Lebensjahre. 
Schüler von Paul Scheffer-Boichorst und Max Lenz in Berlin folgte 
er zunächst dem letzteren auf das Gebiet der deutschen Reformation, 
die er durch eine Reihe von Beiträgen zur Geschichte des Landgrafen 
Philipp und des Pfalzgrafen Friedrich förderte. Doch entsprach es 
der Weite des Gesichtskreises seiner Remscheider Eisenhammer- 
familie, die ihre Erzeugnisse seit Jahrhunderten auch über See expor- 
tierte, daß Hasenclever von seinem Vater früh auf Reisen geschickt 
wurde, nach England, Kanada, den Vereinigten Staaten und Mexiko. 
Im Zusammenhang damit standen sein Plan einer Geschichte Kana- 
das und neben mehreren Aufsätzen die Bearbeitung der dritten Auf- 
lage von Daenells Geschichte der Vereinigten Staaten. Dieser Weite 
entstammte aber auch Hasenclevers bis zuletzt brennendes Interesse 
an der orientalischen Frage, nicht nur der Dardanellen, sondern all- 
gemein des vorderen von den Türken beherrschten Orients. Seine 
Geschichte Ägyptens erschien noch während des Krieges, den Hasen- 
clever als Kriegsfreiwilliger mitmachte; er trug daraus die schwere 
Verletzung seiner verstümmelten Hände. Gern widmete sich Hasen- 
clever auch der Geschichte seiner eigenen Familie, die in seinem 
Urgroßvater Josua Hasenclever, dem Freund Friedrich Wilhelms IV., 
einen über den Durchschnitt rheinischer Industrieller hinausragenden 
Repräsentanten gehabt hatte. Adolf Hasenclevers tätige, hilfreiche 
und bescheidene Persönlichkeit sichern ihm das liebevollste Ge- 
dächtnis. K. Brandi. 


Am 22. Mai 1938 ist in seinem Heim auf der Weinmeisterhöhe 
a.d. Havel der ordentliche Professor für Staatenkunde und Histo- 
rische Geographie an der Berliner Universität, Dr. Walter Vogel, 
57jährig einem schweren Herzleiden erlegen. Ein Gelehrter von Rang, 
ein Forscher mit weitem Blick und stupendem Wissen ist von uns 
gegangen, einer der besten, wenn nicht der beste Kenner der vorhan- 
sischen Zeit, der gesamthansischen und Seegeschichte, ein erfolg- 
reicher Förderer staatenkundlicher und historisch-geographischer Ar- 
beit. 1880 in Chemnitz geboren, aus sächsischen Industriekreisen 
stammend, wurde Vogel durch Dietrich Schäfer in die hansische For- 
schung eingeführt. Die reichbewegte Geschichte der deutschen See- 
städte, des deutschen Seehandels und der deutschen Schiffahrt im 
Ostsee- und Nordseeraum haben ihn, den ‚„Binnenländer‘, zeitlebens 
gefesselt. So eifrig er sich in späteren Jahren mit staatenkundlichen 
und geographischen Problemen beschäftigte, so stark er durch eigene 
und seiner Schüler Arbeiten das siedlungsgeschichtliche Forschungs- 
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gebiet erweiterte, immer wieder kehrte Vogel zu der ihm so lieb- 
gewordenen Seegeschichte zurück. Sein Hauptwerk wurde der ı. Band 
der preisgekrönten „Geschichte der deutschen Seeschiffahrt‘‘ (1915). 
Gern hätte er einen zweiten und dritten Band hinzugefügt. Aber 
der Mangel an Vorarbeiten vereitelte den Plan, und so beschränkte 
sich Vogel auf Einzeluntersuchungen, die Jüngeren den Weg zur 
Weiterforschung zeigen sollten. Welch staunenswerte Kenntnisse er 
auf diesem Gebiete besaß, das zeigen seine zahlreichen Beiträge zur 
„Hansischen Umschau“ in den Hansischen Geschichtsblättern, deren 
Herausgeber er seit Rudolf Häpkes Tod gewesen ist. Hinter den 
hansischen und seegeschichtlichen Studien stehen seine staatenkund- 
lichen und historisch-geographischen Bücher und Abhandlungen kei- 
neswegs zurück. Doch in diesen Werken spricht vor allem der Histo- 
riker, und so sind es die historischen Abschnitte, die den größten 
Beifall gefunden und die stärkste Anregung gegeben haben. Walter 
Vogel ist nicht nur ein vielseitiger, unermüdlicher Forscher und 
Lehrer gewesen, er war auch ein Mensch von hohen Qualitäten. Vor- 
nehmheit, Bescheidenheit, Herzensgüte, Ritterlichkeit, Höflichkeit 
und feines Verständnis für die Schwächen anderer zeichneten ihn 
aus. Diese schönen Eigenschaften traten am unmittelbarsten her- 
vor, wenn er losgelöst vom Ärger und der drückenden Arbeitslast 
des Alltags auf den Pfingstversammlungen des Hansischen Geschichts- 
vereins im Kreis der Freunde erschien. Da gab er sich ungezwungen, 
wie er war, da flogen ihm die Herzen zu, wenn er, vom Gegenstand 
gepackt, mit leuchtenden Augen über seine Forschungen sprach und 
in ruhiger, nie verletzender Kritik unhaltbare Thesen zurückwies. Mit 
welcher Geduld gab er allen Wissensdurstigen Bescheid, die ihn um- 
drängten und mit Fragen bestürmten! Sein Tod reißt eine schwer zu 
füllende Lücke in die Reihe der deutschen Historiker. Für die Hanse- 
forschung ist Vogel unersetzlich. Auch die Geographen werden ihn 
schmerzlich vermissen, ihn, dessen Lebenswerk der ‚Historische Atlas 
von Deutschland‘ werden sollte. Mit seiner Familie trauern die 
Freunde um den treuen Freund. Walter Vogel war gentleman vom 
Scheitel bis zur Sohle. 
Münster i. W, H. Wätjen. 
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Bearbeitet von W. v. Both 


Diese Übersicht nichtperiodischer, selbständiger Neuerscheinun- 
gen beruht mit wenigen Ausnahmen auf bibliographischen Quellen, 
nicht auf dem tatsächlichen Büchereinlauf bei der Redaktion. 


Allgemeines. 


Sturzenegger, K.: Humanität und Staatsidee. Eine Philo- 
sophie d. Politik. Luzern, Vita Nova. 120 S. — Fisher, H. A.L.: 


1) Das Erscheinungsjahr ist, wenn nichts anderes angegeben, 1938. — 
Die Verlagsorte sind folgendermaßen abgekürzt: Am = Amsterdam, Bar = 
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A history of Europe. Lo, Harrap. 20 sh. — Gavin, F. S.B.: Seven 
centuries of the problem of church and state. Princeton, Univ. Pr. 
2 Doll. — Aron, R.: Essai sur la thöorie de !’histoire dans l’ Allemagne 
contemporaine. La philosophie critique de l’histoire. Pa, Vrin. 
325$S. — Handschin, Ch.: Introduction to German civilization. 
NY, Prentice Hall. 235 S. — Helfritz, H.: Geschichte der preußi- 
schen Heeresverwaltung. Be, Heymann. XV, 400$. — Birch, ]J.: 
Denmark in history. Lo, Murray. XIX, 444 S. — Yernaux, ].: 
Histoire du Comte de Logne. Etude sur le passe politique, &6conomique 
et social d’un district ardennais. Lüttich 1937. 247 S.— Foucart, ]J.: 
Une institution baillivale frang. en Flandre. La Gouvernance du 
souverain bailliage de Lille-Douai-Orchies, Mortagne et Tournaisis. 
Lille, Raoust 1937. 231 S. — Saunders, A.C.: Jersey, before and 
after the Norman conquest of England. Jersey 1935, Bigwood. 177 S. 
— Meikle, H.W.: A brief Bibliography of Scottish history. Lo, Bell 
1937. 21 $. — Langmaid, R.: The King’s ships through the ages. 
Portsmouth, Barrell. 21 sh. — Pellegrin, A.: Histoire de la Tunisie. 
Pa, Peyronnet. 25 frs. — Ba5makov, A.: Cinquante Siecles d’evo- 
lution ethnique autour de la Mer noire. Pa, Geuthner 1937. X, 177, 
IV S. — Steiger, G. Nye: A History of the Far East. Boston, Ginn 
1936. VII, 928 S. — Sansom, G..B.: Le Japon. Histoire de la civ:li- 
sation japonaise. Pa, Payot. ıoofrs. — Buschan, G.: Kultur- 
geschichte Japans. Wi, Bernina-Verl. 278 S. 7,50 M. — Moore, D. R.: 
A history of Latin America. NY, Printice Hall. 5 Doll. — Beers, 
H. P.: Bibliographies in American history. NY, Wilson. 3,50 Doll. 
— A Guide to the resources of the American Antiquarian Society. 
A national library of American history. Worcester, Mass. 193 7.98 S. 


Vorgeschichte und Altertum. 


Patroni, G.: La preistoria (Storia polit. d’Italia. Vol ı). Mai, 
Vallardi. 1201. — Domanovsyky, G.v.: Stieppenvölker u. Ger- 
manen. Budapest, Officina. 27S. 3M. — Casson, St.: Ancient 
Cyprus. Its art and archaeology. Lo, Methuen 1937. XII, 214 S. — 
Moora, H.: Die Eisenzeit in Lettland bis etwa 500 n. Chr. T. ı. 2. 
X, 212$. 9,60M. — Avramov, V.: Vojnata meZdu Vizantija i 


Barcelona, Bas = Basel, Be = Berlin, Bi = Bielefeld, Bo = Bonn, 
Bol = Bologna, Br= Breslau, Ca = Cambridge, Engl, Da= Darm- 
stadt, Dr = Dresden, El= Erlangen, Ff = Frankfurt a.M., Fb = Frei- 
burg i. B., Fl= Florenz, Gi = Gießen, Gö = Göttingen, Gr = Greifswald, 
Gro = Groningen, Hl = Halle, Hb = Hamburg, Hd = Heidelberg, Hn = 
Hannover, jJe= Jena, Ka = Karlsruhe, Ki= Kiel, Kl= Köln, Kb= 
Königsberg i.P., Kop= Kopenhagen, La = Langensalza, Lei = Leiden, 
Lo = London, Lz = Leipzig, Ma = Marburg, Md = Madrid, Mai = Mai- 
land, Mch = München, Ms = Münster, Nb == Nürnberg, Np = Neapel, 
NY= New York, Ox = Oxford, Pa = Paris, Po= Potsdam, Ro= 
Rostock, Sg = Stuttgart, Sto = Stockholm, Tb = Tübingen, Tr = Turin, 
Up= Upsala, Wa = Washington, Wb = Würzburg, Wi = Wien, Zr =Zürich, 
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Dorpat 1929—38. ı. Die Funde. Tafeln. 1929. 2. Analyse. — Boehm 
J.: Zäklady Hallstattsk& periody v Cechäch. [Mit deutscher Zsfassg.] 
Prag, Spole&nost &eskosl. prehistorikü 1937. 299 $. [Die Hallstatt- 
periode in Böhmen.) — König, F. W.: Der falsche Bardija. Dareios 
d. Gr. u. d. Lügenkönige. Wi, Gerold. 388 S. 23 M. — Nestle, W.: 
Der Friedensgedanke in der antiken Welt. Lz, Dieterich. 79 S. 7,25 M. 
— Gianelli, G.: La repubblica Romana. (Storia polit. d’Italia. Vol 2) 
Mai, Vallardi. 85 1. — Wiken, E.: Die Kunde der Hellenen von dem 
Lande und den Völkern der Apenninenhalbinsel bis 300 v. Chr. Lund 
1937, Ohlsson. VII, 210oS. (Lund, Diss. 1937). — Cloch&, P.: 
Demosthenes et la fin de la d&mocratie athenienne. Pa, Payot 1937. 
333 S. — Wuest, F. R.: Philipp II. von Makedonien und Griechen- 
land in den Jahren 346 bis 338. Mch, Beck. IX, 188$S. 8M. — 
Bodde, D.: China’s first Unifier. A study of the Ch’in dynasty as 
seen in the life of Li Ssü (280 ?—208 b. C.) Lei, Brill. VIII, 270 S. — 
Strasburger, H.: Caesars Eintritt i. d. Geschichte. Mch, Filser. 
VII, 145 S. 4,80 M. — Mostra Augustea della Romanitä. Augustus- 
Ausstellung z. Verherrlichung d. röm. Weltreiches. Rom, C. Colombo 
1937. 175 S. 2,80 M. — Newby, J. D.: A numismatic Commentary 
on the Res gestae of Augustus. Iowa. XVI, 117 S., IV Taf. (Iowa, 
Diss.). — Kaschnitz-Weinberg, G.: Marcus Antonius, Domitian, 
Christus. Hl, Niemeyer. 30, XIIS. — Gerland, E.: Konstantin 
d. Gr. in Geschichte u. Sage. Athen, Verl. d. Byzant.-neugriech. 
Jahrb. 1937. 93 S. 
Mittelalter. 

Krusch, B.: Studien zur christl.-mittelalterl. Chronologie. 
D. Entstehung unserer heutigen Zeitrechnung. Be, de Gruyter i. 
Komm. 87S$. 5,50M. (Pr. A.d. W. Abh. 1937, 8.) — Panzer, F.: 
Die Inschriften des deutschen Mittelalters. E. Aufruf z. ihrer Sammig. 
Lz, Hiersemann. 275. 2,50M. — Jaenichen, H.: Die Wikinger 
im Weichsel- und Odergebiet. Lz, Kabitzsch. 153$. (Tb. Diss.) 
ı2 M. — Müller, Erich: D. Entstehungsgeschichte d. sächs. Bistümer 
unter Karl d. Gr. Lz, Lax. 98 S. 3M. — Schmeidler, B.: Abt 
Ellinger von Tegernsee, 1017—1026 u. 1031—104I. Mch, Beck. — 
Bülgarija v 986 godina i obsadata na Sofija ot imperatora Vasilij II 
Bülgaroubiec. Sofia 1936, Voenno-izdat. fond. 80 S. (Der Krieg 
zwischen Byzanz u. Bulgarien im ]J. 986). — Klinger, F.: Das 
Zunftwesen der mittelalterlichen Städte Deutschlands... Burg, 
Nd. Rhein. Verl. 1937. 52$. 1,75M. — Hirsch, H.: Forschungen 
zur Geschichte der deutschen Kaiserzeit. 1: Urkundenfälschungen 
aus dem regnum Arelatense. Wi, Rohrer 1937. 172$. ııM. — 
Beer, M.: Early British economics from the 13 th to the middle of 
the ı8th century. Lo, Allen. 8sh 6d. — Karlsons, 2.: Ordena 
laikmets Latvijä. Riga, Valters & Rapa 1936. 115 S. (Die Ordenszeit 
in Lettland.) — Quillus, H.: Königin Hedwig von Polen. Lz, Harras- 
sowitz. 127S. (Diss. Lz.) — Dade, E.: Versuche zur Wiedererrich- 
tung der Jateinischen Herrschaft in Konstantinopel im Rahmen der 
abendländischen Politik 1261 bis etwa 1310. Je, Biedermann. XVII, 
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158S., 3 Taf. (Je Diss.). 4,80 M. — Sottas, ]J.: Les messageries 
maritimes de Venise aux 14° et 15° siecles. Pa, Soc, d’edit. Geogr. 
30 frs. — Blake, J. W.: European Beginnings in West Africa 1454 — 
1578. Lo, Longmans, Green 1937. VIII, 212 S., 3 Kt. — Ziegler, A.: 
Die Union des Konzils von Florenz in der russischen Kirche. Wb, 
Rita-Verl. 158 S. (Wb. Hab.Schr.) — Hieronimus, K. W.: Das 
Hochstift Basel im ausgehenden Mittelalter. (Quellen u. Forschungen.) 
Bas, Hist. u. Antiquar. Ges. 624 S. 25 Frs. — — Oschinsky, D.: 
Die Urbare des Bischofs von Brixen im 13. u. 14. Jahrhundert. Teildr. 
Phil. Diss. Br. 31 S. 


Reformation und Absolutismus (1500—1789) 


Sanders, J.B.: Early American history. 1492—ı1785. NY, 
Prentice Hall. 5 Doll. — Zimmermann, G.: Das Breslauer Dom- 
kapitel im Zeitalter der Reformation und Gegenreformation (1500 
bis 1600). Wei, Böhlau. XVI, 626S. — Pieris, P.E.: Portugal 
in Ceylon. 1505—1658. Ca, Heffer 1937. 33 S. — Sanceau, EI.: 
Indies adventure. The amazing career of Alfonso de Albuquerque, 
1509—1515. Lo, Blackie. 6 sh. — Denuc&, ]J.: L’Afrique au 16° 
siecle et le commerce Anversois. Pa, Leroux. 225 frs. — The Dis- 
covery of Abyssinia by the Portuguese in 1520. A facs. of the rela- 
tion entitled Carta das novas que vieram a el Rey nosso Senhor do 
descobrimento do Preste Joham (Lisbon 1521). Transl. and ed. by 
H. Thomas. Lo, British Museum. XV, 97 S., ı Kt. — Freyer, 
H.: Machiavelli. Lz, Bibliogr. Inst. 172 S. 2,60 M. — Fatta, E.: 
Il regno di Enrico VIII d’Inghliterra. 2 vols. Fl, Nuova Italia. 
501. — Jaray, G.L.: L’Empire frangais d’Amerique (1534— 1803). 
Pa, Colin. 376 S. — Documentos de D. Joäo III. Publ. por Märio 
Brandäo. Vol. ı. Coimbra 1937. — Schoenaich Carolath, H. 
G. Prinz zu: Das landesherrliche Kirchenregiment in Reuß-Greiz 
1560— 1716. Je, Fischer. 211 $S. 7,50M.—Pelc, J.: Ceny w Gdansku 
w 16 i 17 wieku. Die Preise in Danzig im 16. u. 17. Jahrhundert. 
[Mit deutscher Zsfassg.] Lemberg, Kasa im. ]J. Mianowskiego in 
Komm. 1937. 179 S. — Champion, P.: Paris sous les derniers 
Valois. Pa, Calman Levy. 20 frs. — England, S.L.: The Massacre 
of Saint Bartholomey. Lo, Long. ı2sh 6d. — Walsh, W. Th.: 
Philip II. Lo, Sheed & Ward. XVI, 770 S. — Hans, D.: De 
Oranje-dynastie. Regeerende vorsten uit het huis van Oranje-Nassau. 
Lei, Sijthoff. 288 S. — Frauenholz, E.v.: Das Heerwesen in der 
Zeit des Dreißigjährigen Krieges. T. ı. Mch, Beck 1938. — Arnolds- 
son, Sv.: Svensk-fransk krigs- och fredspolitik i Tyskland 1634-—1636. 
Göteborg 1937, Elander. IV, 342 S. (Göteborg, Diss.) — Montesi, 
F.H.: Cristina di Svezia. Mai, Treves. 15 1. — Buehler, K.: Eng- 
lands Schatten über Europa. 300 Jahre britischer Außenpolitik. Pa, 
Ed. nouvelles internat. 253 S. — Madge, S. J.: The Domesday of 
crown lands, A study of the legislation, surveys, and sales of Royal 
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Eine Erwiderung Josef Strzygowskis auf die Besprechung 
seines Buches „Geistige Umkehr‘ durch Adama von Scheltema 
(H.Z. 158, 323ff.) konnte aus zeitlichen Gründen nicht mehr in 
dieses Heft aufgenommen werden. Sie wird im Oktoberheft er- 
scheinen. D. Her. 





